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Abstract 
Grenzüberschreitende Übertragungen und physische Überführungen von Betrieben bzw. 
Teilbetrieben sind im Wirtschaftsleben immer häufiger anzutreffende Vorgänge, mit 
welchen wesentliche ertragsteuerliche Konsequenzen verbunden sind. Diese 
ertragsteuerlichen Implikationen beeinflussen die betriebswirtschaftliche Vorteilhaftigkeit 
des Übertragungs- bzw. Überführungsvorganges maßgeblich, wobei insbesondere eine 
eventuell drohende Doppel- bzw. Mehrfachbesteuerung von stillen Reserven 
Umstrukturierungsvorgänge erschweren können. Die vorliegende Arbeit stellt daher den 
für betriebliche Übertragungs- und Überführungsvorgänge relevanten ertragsteuerlichen 
österreichischen Rechtsrahmen dar und stimmt diesen mit abkommensrechtlichen und 
unionsrechtlichen Vorgaben ab. Im Speziellen wird untersucht, ob die österreichische 
Besteuerung von betrieblichen Wegzugs- und Entstrickungsvorgängen 
abkommensrechtlichen und unionsrechtlichen Vorgaben genügt. 
 
Cross-border transfers of business units in business life represent day-to-day transactions, 
which usually have significant income tax effects. These income tax effects tend to have a 
strong influence on the economic advantage of the respective transaction. Especially the 
risk of double taxation of hidden reserves of business assets represents a major burden for 
the cross-border transfer of business units. The underlying thesis therefore outlines the 
legal framework of Austrian income tax law, which is relevant for the taxation of 
(outbound) cross-border business transfers. Moreover, it analyses the level of compliance 
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Die Ertragsbesteuerung betrieblicher Umstrukturierungsvorgänge ist auf den ersten Blick 
ein bereits umfassend und im Detail untersuchtes Forschungsfeld des österreichischen und 
internationalen Steuerrechtes. Je intensiver jedoch die Auseinandersetzung mit der Frage 
nach der „richtigen“ Besteuerung von Überführungs- und Übertragungsprozessen im 
Zusammenhang mit österreichischen Betrieben und Teilbetrieben erfolgt, desto stärker 
wird dem Steuerwissenschaftler und -praktiker bewusst, wie viele – zum Teil noch sehr 
grundlegende Fragen – in diesem Bereich offen bzw. Gegenstand kontroverser 
Diskussionen sind. Es zeigt sich zudem auch die Vielzahl an maßgeblichen 
Rechtsunsicherheiten, mit welchen der „strukturierungswillige“ Unternehmer konfrontiert 
ist. Diese Rechtsunsicherheiten resultieren sowohl aus unklaren Gesetzesformulierungen 
als auch aus stark interpretationsbedürftigen Judikaten. Bei grenzüberschreitenden 
Umstrukturierungsvorgängen verschärft sich diese Problematik, da mit der Internationalität 
der Vorgänge auch eine gesteigerte rechtliche Komplexität verbunden ist. 
Aus diesem Grund sollen im Rahmen der vorliegenden Untersuchung der für 
grenzüberschreitende Betriebsübertragungen und physische Betriebsüberführungen 
relevante österreichische und internationale Rechtsrahmen sowie die damit verbundenen 
ertragsteuerlichen Fragen und Unsicherheiten möglichst vollständig dargestellt werden. 
Schwerpunktmäßig analysiert wird dabei die Frage nach einer – eventuell – drohenden 
Mehrfachbesteuerung von stillen Reserven, die im Zuge einer physischen Überführung 
bzw. umgründungsbedingten Übertragung eines österreichischen Betriebes im Inland 
entstrickt werden. Exemplarisch wird dabei auf einen Wegzug bzw. eine Übertragung in 
die Slowakei oder nach Rumänien abgestellt. Nach Darstellung und Analyse des für die 
steuerliche Qualifikation der Umstrukturierung relevanten innerstaatlichen, 
abkommensrechtlichen und unionsrechtlichen Rahmens werden Lösungsansätze 
präsentiert, die im Lichte des unionsinternen Binnenmarktprinzips ungerechtfertigte 
Mehrfachbesteuerung vermeiden und eine an der Leistungsfähigkeit des Unternehmers 
orientierte Besteuerung sicher stellen sollen. Die Lösungsansätze sollen auch Anstoß für 
weitere – unter Umständen kontroverse – Diskussionen sein.  
An dieser Stelle möchte ich besonders meinem akademischen Lehrer, ao. Univ.-Prof. 
MMag. Dr. Klaus Hirschler, danken, der die aufwändige Funktion des Erstbetreuers 
übernahm, mir mit seiner Erfahrung und seinem umfassenden Wissen zur Seite stand und 
die Arbeit in ihrem Entstehungprozess kritisch reflektierte. Auch bei Univ.-Prof. MMag. 
Dr. Josef Schuch möchte ich mich für die Übernahme der Zweitbetreuung bedanken. Einen 
positiven Einfluss auf das Entstehen dieser Arbeit hatte zudem Mag. Dr. Rudolf Krickl, der 
im Laufe der letzten Jahre durch zahlreiche Diskussionen und gemeinsame Projekte 
maßgeblich meine Freude am österreichischen und europäischen Steuerrecht gestärkt hat. 
Mein größter Dank gilt jedoch meiner Lebensgefährtin Katja. Ohne ihre ausdauernde 
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1.1 Die grenzüberschreitende Betriebsverlagerung und dessen Besteuerung 
Ein im Laufe der letzten Jahre mit starker Dynamik stattfindender Prozess ist die 
Verlagerung von betrieblicher Substanz innerhalb von Konzernen und 
Unternehmensverbänden nach Osteuropa. Waren es im Laufe der letzten beiden Jahrzehnte 
v.a. Produktionsstandorte, welche – überwiegend aufgrund niedrigerer Produktionskosten 
infolge geringerer Löhne/-nebenkosten1, geringerer arbeitsrechtlicher Anforderungen, 
großzügigerer Förderungen, Steuerermäßigungen, etc. – Richtung Osteuropa verlagert 
wurden2, so konnte zuletzt eine vergleichbare Dynamik auch in Bereichen wie Forschung 
& Entwicklung3 oder Administration4 beobachtet werden. Darüber hinaus musste 
Österreich im Laufe der letzten Jahre erfahren, dass seine bis vor Kurzem unangefochtene 
Position als führender Holdingstandort für die CEE-Region – trotz zahlreicher 
Bemühungen seitens der Politik steuerliche Attraktivität zu gewährleisten – von Ländern 
wie Ungarn, Slowakei, der Tschechischen Republik oder Polen herausgefordert wird.5 Alle 
diese Entwicklungen führen – neben den allgemeinen laufend von Konzernen 
vorgenommenen steuerlichen Optimierungsüberlegungen (z.B. bezüglich der Ansiedelung 
ihrer Markengesellschaften, Finanzierungsgesellschaften, etc.) – zu Umstrukturierungen 
und räumlichen bzw. geographischen Funktionsverlagerungen. Im Zuge dieser 
Konzernumstrukturierungen – welche in vielen Fällen in Form von Umgründungen iSd des 
österreichischen UmgrStG oder auch „formfrei“ im Rahmen von konzerninternem 
Downsizing erfolgen6 – kann es dazu kommen, dass Betriebe, Teilbetriebe oder lediglich 
einzelne Wirtschaftsgüter über Landesgrenzen hinweg physisch überführt oder übertragen 
werden. Dies führt oftmals dazu, dass ein Staat sein Besteuerungsrecht am übertragenen 
Vermögen verliert und ein anderer Staat dieses erhält. 
Im Zusammenhang mit grenzüberschreitenden Umstrukturierungen bzw. 
Betriebsverlagerungen stellt sich daher regelmäßig die Frage nach etwaigen 
ertragsteuerlichen Konsequenzen, welche aus den Umstrukturierungen resultieren und 
welche – da sie zumeist eine signifikante Auswirkung auf die betriebswirtschaftliche 
Vorteilhaftigkeit des Vorganges haben – steuerplanerisch berücksichtigt werden müssen. 
Darüber hinaus haben ein verschärfter Steuerwettbewerb innerhalb der Europäischen 
Union7 im Laufe der letzten Jahre sowie veränderte politische Rahmenbedingungen 
(beabsichtigte steuerliche Entlastung der Arbeitnehmer bzw. des Mittelstandes und 
Erhöhung der Steuerlast auf Unternehmensseite) vermehrt dazu geführt, dass auf der Jagd 
                                                 
1 In der Vergangenheit betrugen die Lohnkosten in der CEE-Region je nach Land ca. 10% bis 40% der österreichischen Lohnkosten, 
siehe Anmerkungen dazu bei Macho, Downsizing – Funktionsverlagerung im Konzern, ÖStZ 2004, 574. 
2 Siehe dazu Petritz, Realisation bei Überführung von Wirtschaftsgütern im Inlands- und im cross-border-Fall, 
Fraberger/Baumann/Plott/Waitz-Ramsauer (Hrsg), Handbuch Konzernsteuerrecht, Lexis Nexis, 585 unter „Einleitung“ sowie Macho, 
ÖStZ 2004, 573. 
3 Siehe die Verlagerung des Forschungsbetriebes der Novartis/Sandoz nach Mumbai (Indien), unter: http://business.indian-
network.de/artikel/allgemein-novartis.htm. 
4 Siehe dieVerlagerung von Stellen aus dem Back-Office-Bereich durch die Uni Credit nach Polen und Rumänien, dazu unter: 
http://www.sueddeutsche.de/geld/unicredit-zieht-nach-osten-hypo-vereinsbank-vor-massivem-stellenabbau-1.533917 
[25.06.2008],sowie http://www.wirtschaftsblatt.at/home/international/osteuropa/325813/index.do [5.05.2008]. 
5 Siehe bereits die Verlagerung der CEE-Zentralen durch IBM sowie durch die Generali von Wien nach Prag, näheres unter 
http://www.wirtschaftsblatt.at/archiv/334788/index.do [10.07.2008]. 
6 Vgl. Macho, ÖStZ 2004, 573. 
7 Siehe dazu Bendlinger, Steuermanagement in Zentral- und Osteuropa, VWT 2006, H 4, 39, demnach sind die „Lockrufe“ Osteuropas – 
sechs der acht neuen EU-Erweiterungsländer besteuern Kapitalgesellschaften mit Steuersätzen von unter 20 Prozent – unüberhörbar. 
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nach etwaigen „Besteuerungslücken“, welche es zu schließen gilt, auf österreichischer 
Seite Besteuerungsmaßnahmen gesetzt werden bzw. wurden, welche teilweise die Gefahr 
von bilateralen Qualifikationskonflikten bzw. Unionsrechtswidrigkeiten in sich bergen und 
sich weder mit der ursprünglichen Zielsetzung des österreichischen 
Umgründungssteuerrechtes (weitgehend belastungsfreier Rechtsformwechsel zwecks 
Anpassung an ein dynamisches Marktumfeld) noch mit europäischen 
Harmonisierungsbestrebungen im Einklang befinden. Die vorliegende Untersuchung 
widmet sich daher den österreichischen, ertragsteuerlichen Rahmenbedingungen für 
grenzüberschreitende Betriebsverlagerungen und analysiert etwaige damit verbundene 
steuerliche Problembereiche.   
1.2 Osteuropa als Betriebsstandort und Absatzmarkt  
Da konzerninterne Umstrukturierungen aufgrund der o.a. Umstände im Laufe der letzten 
Jahre vermehrt von Österreich ins osteuropäische Ausland (und nicht vice versa) 
durchgeführt wurden, wird sich die vorliegende Untersuchung auf sog. „Outbound-
Umstrukturierungen“, im Rahmen welcher Betriebsvermögen und/oder rechtliche 
Einheiten von Österreich ins Ausland transferiert werden, konzentrieren.8  
Betriebsverlagerungen von Österreich nach Rumänien bzw. in die Slowakei wurden 
deshalb für die Untersuchung als Forschungsgegenstand ausgewählt, da beide 
osteuropäischen Länder – einerseits aufgrund ihrer räumlichen Nähe zu bzw. 
wirtschaftlichen „Verwobenheit“ mit Österreich – aus österreichischer Perspektive mittel- 
und langfristig von besonderer wirtschaftlicher Relevanz sein werden. Weiters wird 
diversen Umfragen und Untersuchungen zu Folge für beide Staaten ein (im Vergleich zu 
vielen anderen CEE-Staaten) unverhältnismäßig starker Investitionszuwachs im Laufe der 
kommenden Jahre erwartet. Als wesentliche Kriterien für die Attraktivität der Slowakei als 
zukünftiger Betriebsstandort werden dabei genannt:9 
? Geringeres Lohnniveau (v.a. geringer als in der Tschechischen Republik)10; 
? Wegfall des Wechselkursrisikos mit Beitritt zur Währungsunion mit Anfang des 
Jahres 2009; 
? Einstufung des Investments als besonders „sicher“. 
Rumänien wird (neben Russland) mittel- und langfristig aus folgenden Gründen als 
besonders attraktiv für österreichische Investitionen eingestuft:11 
                                                 
8 Auch im Jahr 2010 gingen 53 Prozent der österreichischen Direkinvestitionen nach Osteurope, vgl. Brunner, FDI: Österreich setzt auf 
vertraute Nachbarschaft in CEE, wirtschaftsblatt, 27.7.2011, 7. 
9 Siehe dazu H.Geyer, „Die Liebe der Investoren zu Osteuropa erkaltet nicht“, Wirtschaftsblatt, 9.02.2009, unter Bezugnahme auf eine 
Mittel- und Osteuropa-Studie des internationalen Kreditversicherers Attradius sowie C.Thanei, „Firmen verlassen Tschechien in 
Richtung Slowakei“, DiePresse, 8.09.2008. 
10 Niedrige Lohkosten werden allerdings nicht mehr als alleinig ausschlaggebendes Kriterium für Investitionen in Osteuropa gewertet. 
Vielmehr steht die Erschließung neuer Märkte im Fokus der Unternehmen – siehe dazu „Österreichs Investoren ziehen weiter nach 
Osten“, DiePresse.com, 3.09.2008 unter Bezugnahme auf eine Studie des Institutes für Internationale Wirtschaftsvergleiche (WIIW). 
11 Vgl. Haimerl, in Galla/Haimerl (Hrsg), Investitionen und Steuern in Rumänien, 2009, 19f; ebenso „Rot-weiß-rot sieht rosa“, 
der.Standard.at, 11. Februar 2009 unter Bezugnahme auf die Studie von Fessel Gfk „Die Attraktivität von CEE-Märkten für 
Direktinvestitionen aus Sicht österreichischer CEE-Manager“ sowie „Österreichs Investoren ziehen weiter nach Osten“, DiePresse.com, 
3.09.2008 unter Bezugnahme auf eine Studie des Institutes für Internationale Wirtschaftsvergleiche (WIIW). 
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? Stabile rechtliche Rahmenbedingungen 
? Einklang mit den EU-Vorschriften 
? Langfristig sehr lukrative Marktaussichten (Marktgröße) 
? Hohes Arbeitskräftepotenzial 
Basierend auf o.a. Umständen und der daraus resultierenden hohen praktischen Relevanz 
für Beratung, Verwaltung und Wissenschaft wurden Betriebsverlagerungen bzw. 
Betriebsüberführungen in die Länder Rumänien und Slowakei als Forschungsgegenstand 
ausgewählt.   
1.3 Problemstellung und Forschungsfragen 
Ein grenzüberschreitender Umstrukturierungsvorgang führt bei bestimmten Sachverhalts-
konstellationen zu einer Verlagerung von Steuersubstrat und zu einer potenziellen Ent- 
oder Bereicherung der darin involvierten Besteuerungsregime (Wegzug, Zuzug). Da 
Besteuerungsregime in der Regel steuerliche Mechanismen vorsehen um den Wegfall von 
Besteuerungssubstrat als Konsequenz von derartigen Umstrukturierungsmaßnahmen zu 
vermeiden („Exit- bzw. Wegzugsbesteuerung“), muss im Rahmen eines 
Umstrukturierungsprojektes jede grenzüberschreitende Umgründung dahingehend 
untersucht werden, inwieweit Besteuerungssubstrat tatsächlich grenzüberschreitend 
übertragen wird und welche steuerlichen Mechanismen durch eine mögliche Verlagerung 
von stillen Reserven ausgelöst werden. 
Besondere Komplexität erreicht der Sachverhalt einer grenzüberschreitenden 
Umstrukturierung dann, wenn auch unkörperliche Wirtschaftsgüter (Firmenwert, 
Kundenstamm, Know-How, Lizenzen, Finanzanlagen, etc.) vom Transfer betroffen sind 
und eine Beurteilung vorzunehmen ist, inwieweit diese mit ihren stillen Reserven im Land 
der übertragenden Gesellschaften weiterhin der Besteuerung unterliegen und inwieweit im 
Zuge der Transaktion tatsächlich eine Entstrickung bzw. eine Übertragung der 
Wirtschaftsgüter ins Ausland stattfindet.  
Bei der Beurteilung der steuerlichen Mechanismen, welche durch den Wegzug ausgelöst 
werden, ist zu berücksichtigen, dass innerhalb des EU-Raumes nationale Ertragssteuer- 
und Umgründungssteuerregelungen – basierend auf dem AEUV12 – so auszugestalten sind, 
dass nicht rechtfertigbare, diskriminierende Effekte jedenfalls ausbleiben. Aus den 
allgemeinen wirtschaftspolitischen Zielsetzungen der EU ist darüber hinaus ableitbar, dass 
– unabhängig von unionsrechtlichen und bilateralen Verpflichtungen – im Bereich des 
grenzüberschreitenden Wirtschaftens ein maximaler Grad an rechtlicher Harmonisierung 
und Flexibilität realisiert werden sollte. Ent- und Verstrickungsregelungen können somit 
als unionsrechtlich sowie abkommensrechtlich unbedenklich eingestuft werden und aber – 
aufgrund fehlender Harmonisierung bzw. Koordination der nationalen Besteuerungsregime 
– dennoch zu unerwünschten Effekten führen.13 
                                                 
12 Vgl. Abl 2010/C 83, 47. 
13  Vgl. Beiser R., Die Einmalerfasssung im Gemeinschaftsrecht, Steuern im Gemeinschaftsrecht – Festschrift für Wolfgang Nolz, Wien 
2008, 16. 
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Im Rahmen von grenzüberschreitenden Umstrukturierungen stellen sich somit einige 
steuertheoretische Fragen, welche für die Beurteilung des Umstrukturierungsvorganges 
und der daraus resultierenden Steuerbelastung bzw. in weiterer Folge für die Beurteilung 
der wirtschaftlichen Vorteilhaftigkeit der Transaktion von wesentlicher Bedeutung sind. Es 
ist vor allem zu untersuchen, inwieweit die zur Anwendung geratenden österreichischen 
und slowakischen bzw. rumänischen Rechtsnormen den primärrechtlichen und 
sekundärrechtlichen Vorgaben der Union entsprechen. Darüber hinaus ist zu analysieren, 
ob und falls ja, wann es unter den gegebenen rechtlichen Rahmenbedingungen (Gesetz, 
Judikatur, administrative Praxis) zum Problem der Doppelbesteuerung kommen kann. 
Die sich aus der beschriebenen Problematik ergebenden Hauptforschungsfragen lauten 
somit: 
? Ist bei der aktuellen nationalen Rechtslage in Österreich, der Slowakei und Rumänien 
eine grenzüberschreitende Umstrukturierung in Form eines betrieblichen Wegzuges oder 
einer umgründungsbedingten Betriebsübertragung von Österreich in die Slowakei 
und/oder nach Rumänien unter grenzüberschreitender Verlagerung österreichischer 
betrieblicher Substanz möglich ohne dabei in Österreich oder der Slowakei/Rumänien 
einer Ertragsbesteuerung unterworfen zu werden, welche gegen Unionsrecht oder gegen 
bilaterales Vertragsrecht verstößt?  
? Wird –  und falls ja unter welchen Umständen –  im Rahmen der o.a. 
grenzüberschreitenden Umstrukturierungen (Betriebsverlagerung bzw. 
Betriebsübertragung) gegen das allgemeine ertragsteuerliche „Prinzip der 
Einmalbesteuerung“ verstoßen? 
Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung sollen somit jene Bereiche im 
österreichischen, slowakischen und rumänischen Steuerrecht identifiziert werden, welche 
eine aus wirtschaftspolitischer Sicht unerwünschte oder aus unionsrechtlicher bzw. 
bilateraler Perspektive sogar völkerrechtswidrig beschränkende Wirkung auf 
grenzüberschreitende Umgründungs- und Wegzugsvorgänge haben. Es soll aufgezeigt 
werden, in welchen Bereichen offenen Rechtsfragen bestehen und in welchem Ausmaß der 
in Umstrukturierungen eingebundene Steuerpflichtige mit Rechtsunsicherheiten – 
ausgelöst z.B. durch abweichende Rechtsinterpretationen lokaler Steuerbehörden oder 
durch eine fehlende grenzüberschreitende Koordination im Bereich der lokalen 
Gesetzgebungen14 – zwangsweise konfrontiert wird. Da Rechtsunsicherheiten zu einer 
ungerechtfertigten und sachlich nicht nachvollziehbaren Benachteiligung von 
grenzüberschreitend im Vergleich zu lokal agierenden Unternehmen führen, müssen diese 
aufgezeigt werden, damit sie bestmöglich vermieden werden können.  
Wo erforderlich sollen Lösungsvorschläge zur Umgestaltung von österreichischen 
steuerlichen Rechtsnormen dargestellt werden, welche aus unionsrechtlicher sowie 
wirtschaftspolitischer Perspektive optimale Rahmenbedingungen für grenzüberschreitende 
Betriebsverlagerungen gewährleisten. 
                                                 
14  Vgl. Mitteilung der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament und den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss vom 
19. Dezember 2006: „Wegzugsbesteuerung und die Notwendigkeit einer Koordinierung der Steuerpolitiken der Mitgliedstaaten“ (KOM 
[2006] 825 eng – nicht im Amtsblatt veröffentlicht. 
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1.4 Themenabgrenzung und Forschungsmethode 
1.4.1 Themenabgrenzung 
Neben der Darstellung der steuerrechtlichen Auswirkungen grenzüberschreitender 
Umstrukturierungen zwischen Österreich und der Slowakei bzw. Rumänien wird 
untersucht, in welchen Bereichen das österreichische und slowakische/rumänische 
Steuerrecht nicht optimal aufeinander abgestimmt sind und infolge dessen Fälle von 
doppelter Nicht- oder Doppelbesteuerung auftreten können. Rechtswidrige Aspekte 
(rechtswidrig aus unionsrechtlicher und/oder abkommensrechtlicher Perspektive) werden 
identifiziert und Verbesserungsvorschläge aufgezeigt. Zielsetzung der vorliegenden Arbeit 
ist es zu erläutern, unter welchen Umständen eine rechtsrichtige und „steuerharmonische“ 
Vorgehensweise möglich ist. 
Im Rahmen der Auseinandersetzung mit der Fragestellung, ob es im Zuge einer 
grenzüberschreitenden betrieblichen Umstrukturierung von Österreich in die Slowakei 
bzw. nach Rumänien zu einem ertragssteuerwirksamen Vorgang kommt, wird im 
Folgenden zwischen zwei grundverschiedenen Szenarien – welche prinzipiell unabhängig 
von einander stattfinden können – unterschieden, diese wären folgende: 
? die physische Verlagerung von österreichischen betrieblichen Einheiten iSv 
Betrieben oder Teilbetrieben ins Ausland ohne diese dabei auf eine andere 
Rechtsperson zu übertragen (sog. grenzüberschreitende „Betriebsverlagerung“ oder 
„Betriebsüberführung“) und 
? die Übertragung des zivilrechtlichen Eigentums an österreichischen betrieblichen 
Einheiten auf ausländische Rechtsträger (sog. grenzüberschreitende 
„Betriebsübertragung“). 
Beide Umstrukturierungsformen sollen im Rahmen der vorliegenden Untersuchung 
analysiert werden, wobei die Betriebsverlagerung unter den Begriff des „Wegzugs“ 
subsumiert und die Betriebsübertragung ausschließlich in ihrer Ausprägung als 
Umgründung analysiert wird. Folgende Themengebiete sind daher im Rahmen der 
Untersuchung von besonderer Bedeutung: 
? Ertragsteuerliche Folgen bei betrieblichen Wegzugsvorgängen unter 
Berücksichtigung österreichischer15 und slowakischer bzw. rumänischer 
Rechtsnormen sowie unionsrechtlicher und bilateraler Vorgaben. 
? Ertragsteuerliche Entstrickung von stillen Reserven im Rahmen von 
grenzüberschreitenden Umgründungen als Sonderformen der Betriebsübertragung 
unter Berücksichtigung österreichischer16 und slowakischer bzw. rumänischer 
Rechtsnormen sowie unionsrechtlicher17 und bilateraler Vorgaben. 
                                                 
15 Vgl. §§ 6 Z 6 EStG. 
16 Vgl. §§ 1 Abs 2, 5 Abs 1, 7 Abs 2, 16 Abs 2 Z 1, 24 Abs 1 Z 3 und 29 Abs 1 Z 3 UmgrStG   
17 Siehe dazu u.a. EuGH vom 11.3.2004, Rs. C-9/02 „Hughes de Lasteyrie du Saillant“, sowie EU-Fusionsrichtlinie 90/434/EWG, ABl 
EG Nr. L225, 1. 
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Die ertragsteuerliche Qualifikation von grenzüberschreitenden, physischen Betriebs-
verlagerungen und umgründungsbedingten Betriebsübertragungen in Österreich 
(Entstrickung von Besteuerungssubstrat) und in der Slowakei bzw. Rumänien 
(Verstrickung von Besteuerungssubstrat) bzw. etwaige daraus resultierende 
Qualifikationskonflikte werden daher die Schwerpunkte der Untersuchung darstellen. Zur 
detaillierten Beschreibung der einzelnen von der Untersuchung erfassten 
Umstrukturierungsvorgänge siehe weiters Kapitel 2. 
Da unter den Begriffen der Betriebsübertragung bzw. der Betriebsverlagerung eine Reihe 
von unterschiedlichen Sachverhalten diskutiert werden können, sollen für die Analyse im 
Rahmen dieser Untersuchung einige Abgrenzungen vorgenommen werden. Von der 
vorliegenden Untersuchung nicht erfasst sind daher v.a. die folgenden Themengebiete: 
? Betriebsverlagerungen bzw. Betriebsübertragungen vom Aus- ins Inland (sog. 
„Inboundvorgänge“); 
? Übertragungsvorgänge, welche keine Umgründungen iSd österreichischen UmgrStG 
darstellen (Asset Deals, unentgeltliche Übertragungen, Anwachsungen, etc.). 
Weiters werden im Rahmen der vorliegenden Untersuchung ausschließlich 
ertragsteuerliche Fragen behandelt und diese eingegrenzt auf jene Bereiche, welche für 
den Untersuchungsgegenstand (Risiko Mehrfachbesteuerung) von unmittelbarer 
Bedeutung sind. Darüber hinaus werden aus slowakischer und rumänischer Sicht 
schwerpunktmäßig Inbound-Vorgänge kommentiert.     
Gerade in internationalen Konzernen wird im Zuge von Outbound-Verlagerungen von 
betrieblichen Funktionen oftmals Besteuerungssubstrat in signifikanter Höhe ins Ausland 
verlagert ohne jedoch diesen Vorgang als einen formalen Übertragungsakt zu verstehen 
bzw. nach außen hin als solchen darzustellen. Diese Form der verdeckten Verlagerung 
bzw. Übertragung von österreichischen Betrieben, Teilbetrieben und Wirtschaftsgütern 
(v.a. immaterieller Wirtschaftsgüter wie Firmenwerte und Kundenstämme) auf 
ausländische Konzerngesellschaften oder Betriebsstätten soll ebenfalls nicht im Detail 
erläutert werden. Der Grund hierfür liegt darin, dass die Einstufung eines 
Umstrukturierungsvorganges als Downsizing kein Problem der steuerlichen  Qualifikation 
einer Betriebsübertragung oder einer Betriebsverlagerung ieS darstellt. Die 
Herausforderung im Bereich der Analyse von Downsizingprozessen besteht vielmehr 
darin, unter einer wirtschaftlichen Betrachtungsweise zu erkennen, ob im Rahmen eines 
bestimmten vorliegenden Sachverhaltes (Umstrukturierung, Verlagerung von 
Gesamtheiten an Funktionen und Risken) tatsächlich im Inland steuerverstrickte 
Wirtschaftsgüter oder gesamte betriebliche Einheiten ins Ausland überführt oder 
übertragen wurden oder nicht. Die Analyse von Downsizingprozessen stellt daher einen 
„Vorschritt“ zur steuerlichen Beurteilung eines Verlagerungs- bzw. 
Übertragungsvorganges dar, welcher nicht Schwerpunkt der vorliegenden Untersuchung 
sein soll. Die Untersuchung setzt vielmehr das Vorliegen von Klarheit bezüglich einer 
Betriebsverlagerung bzw. –übertragung voraus. Aufgrund der inhaltlichen Nähe zum 
Untersuchungsgegenstand und zwecks möglichst gesamthafter Darstellung des Themas 
„grenzüberschreitende Betriebsverlagerung/-übertragung“ werden dennoch unter Kapitel 
4.3 die Eckpunkte und die wichtigsten Fragestellungen des Themenkomplexes 
  27
„Downsizing“ erläutert. Dabei wird v.a. auf die kürzlich abgeschlossene Untersuchung von 
Stürzlinger zum Thema Business Restructurings Bezug genommen.18       
1.4.2 Forschungsmethode 
Bei der gegenständlichen Forschungsfrage ist grundsätzlich ein deduktiver 
Forschungsansatz zu wählen. Aus den allgemeinen Rechtsprinzipien der Europäischen 
Union, den Grundfreiheiten des AEUV, den sekundärrechtlichen Vorgaben sowie den 
(wirtschafts-) politischen Zielsetzungen ist auf ein „optimales Regelwerk“ für 
grenzüberschreitende Betriebsverlagerungen in Form von Wegzugs- und 
Umgründungsvorgängen innerhalb der Europäischen Union zu schließen.  
Neben dem Regelwerk der Europäischen Union sind die für das österreichische 
Abgabenrecht relevanten Grundprinzipien der österreichischen Verfassung, die 
allgemeinen wirtschaftspolitischen Zielsetzungen des österreichischen 
Umgründungssteuerrechtes sowie des bilateralen Vertragsrechtes 
(Doppelbesteuerungsabkommen zwischen Österreich und der Slowakei bzw. Rumänien) 
bei der Definition des „optimalen Regelwerks“ mit zu berücksichtigen.  
Neben der Definition des optimalen Modells ist der Rahmen der Untersuchung dahin 
gehend abzustecken, als zu beurteilen ist, welche innerstaatlichen Rechtsgebiete 
maßgeblichen Einfluss auf grenzüberschreitende Betriebsverlagerungen haben und in 
welchem Verhältnis diese Rechtsgebiete zueinander stehen. In weiterer Folge sind die 
einzelnen nationalen Regelungen (Österreich, Slowakei, Rumänien) zu untersuchen. Dabei 
ist zunächst vom Gesetz und etwaigen Verordnungen auszugehen. In einem weiteren 
Schritt ist die zu dieser Regelung existierende Literatur beizuziehen, um die Auslegung der 
Normen sowie die existierenden Kritikpunkte zu erkennen und zu analysieren. Das 
Zwischenergebnis der Untersuchung soll eine Darstellung der jeweiligen nationalen 
Rechtslage mit Darstellung ihrer Bedeutung, Auslegung und Kritikpunkte sein. 
Im Rahmen der Erhebung des slowakischen und rumänischen Rechtsbestandes wird als 
Informationsquelle primär deutsch- und englischsprachige Fachliteratur herangezogen. 
Ergänzend dazu sollen die Instrumente des Expertengespräches und der 
Fragebogenerhebung zur Anwendung gelangen. 
Der dritte Schritt der Untersuchung dient der Unterscheidung der festgestellten Konflikte/ 
Abstimmungsdefizite in solche, die bei gegebener Rechtslage zu Unrecht bestehen 
(rechtswidrige „Regelungskonflikte“) und daher vor dem Hintergrund der bestehenden 
Regelungen einer Lösung zugeführt werden können, und solchen, die bei gegebener 
Rechtslage zu Recht bestehen und lediglich das Ergebnis fehlender zwischenstaatlicher 
Harmonisierungsmaßnahmen sind. Letztere sollen im abschließenden Schritt der 
Untersuchung zur Grundlage für die Erarbeitung von Verbesserungsvorschlägen und 
zukünftigen Entwicklungsmöglichkeiten betreffend die EU-weite Behandlung von 
                                                 
18 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings: Ertragsbesteuerung grenzüberschreitender Strukturänderungen im Konzern, Dissertation 
WU Wien, 2010. 
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grenzüberschreitenden Betriebsverlagerungen im Rahmen von Wegzugs- und 
Umgründungsvorgängen gemacht werden. 
1.5 Aufbau der Untersuchung 
Im Rahmen der vorliegenden Arbeit soll die ertragsteuerliche Beurteilung von Outbound-
Verlagerungen oder Übertragungen von österreichischen betrieblichen Teileinheiten in die 
Slowakei bzw. nach Rumänien untersucht werden. Es stellt sich daher die Frage, unter 
welchen Voraussetzungen und in welchem Umfang derartige Umstrukturierungsvorgänge 
eine Ertragsbesteuerung in Österreich bzw. in Rumänien oder der Slowakei auslösen. Aus 
innerstaatlicher Perspektive stellt sich zudem die Frage, ob die nationale Besteuerung mit 
abkommensrechtlichen Verpflichtungen und unionsrechtlichen Vorgaben im Einklang 
steht. 
Zur Beantwortung dieser Fragen werden unter Kapitel 2. („Grundformen der betrieblichen 
Outboundverlagerungen“) einige ausgewählte Betriebsverlagerungs- und 
Betriebsübertragungsszenarien identifiziert und kommentiert. Anhand der ausgewählten 
Fälle sollen die bei Outbound-Betriebsverlagerungen und Outbound-
Betriebsübertragungen relevanten steuerlichen Fragestellungen verdeutlicht werden. In 
weiterer Folge sollen sie dazu dienen, die im Laufe der Untersuchung gewonnen 
Erkenntnisse exemplarisch darstellen zu können (siehe Kapitel „Zusammenfassung 
Ergebnisse“).   
Unter Kapitel 3. (“Das Postulat der Einmalbesteuerung“) wird – vorangestellt zur 
detaillierten Untersuchung der für Betriebsverlagerungen und Betriebsübertragungen 
relevanten innerstaatlichen Rechtsnormen – mit dem Prinzip der Einmalbesteuerung das 
theoretische „Kernkonzept“ der Arbeit untersucht. Da die vorliegende Untersuchung 
darauf abzielt, das etwaige Risiko einer Mehrfachbesteuerung durch unabgestimmte Exit-
Besteuerungsmechanismen in Österreich und der Slowakei bzw. in Rumänien zu 
identifizieren, wird im Rahmen dieses Kapitels hinterfragt, ob aus unionsrechtlicher 
Perspektive von einem allgemeinen Verbot der Mehrfachbesteuerung ausgegangen werden 
kann oder nicht. 
Unter Kapitel 4. („Grenzüberschreitende Verlagerung und Übertragung von Betrieben im 
österreichischen Ertragsteuerrecht“) wird einleitend untersucht, unter welchen 
Voraussetzungen vom Vorliegen eines Betriebes oder Teilbetriebes iSd EStG bzw. iSd 
FRL auszugehen ist. In weiterer Folge wird die ertragsteuerliche Behandlung von [1] 
grenzüberschreitenden Betriebsverlagerungen (iSe betrieblichen Wegzugs) und von [2] 
grenzüberschreitenden umgründungsbedingten Betriebsübertragungen (in Form von 
Verschmelzungen und Einbringungen) nach österreichischem Steuerrecht analysiert.  
In obigem Zusammenhang wird u.a. die für betriebliche Wegzugsvorgänge relevante 
Vorschrift des § 6 Z 6 EStG im Detail kommentiert und analysiert, welche Fragen und 
Unklarheiten im Zusammenhang mit dieser für das österreichische Steuerrecht zentralen 
Rechtsnorm bestehen. Fraglich erscheint z.B. unter welchen Voraussetzungen die Norm 
des § 6 Z 6 EStG überhaupt zur Anwendung gelangt, in welcher Form 
Vermögensüberführungen unter die Norm subsumiert werden müssen 
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(Wirtschaftsgutüberführung vs. Erbringung sonstiger Leistung, Überführung vs. 
Überlassung) und ob das Nichtfestsetzungskonzept iSd § 6 Z 6 lit b EStG den 
unionsrechtlich formulierten Anforderungen entspricht.  
Im Abschluss daran werden die für umgründungsbedingte Betriebsübertragungen 
relevanten innerstaatlichen Entstrickungsnormen untersucht und geprüft, unter welchen 
Voraussetzungen es hier zur Besteuerung von in österreichischen betrieblichen Einheiten 
verstrickten stillen Reserven kommt. In diesem Zusammenhang werden u.a. auch 
Differenzen im Vergleich zur allgemeinen Entstrickungsnorm des § 6 Z 6 EStG dargestellt.     
Unter Kapitel 4.3. („Exkurs: Downsizing – Business Restructurings“) wird ein Exkurs in 
den Bereich „Downsizing“ bzw. „Business Restructuring“ unternommen. Obwohl das 
Themengebiet Downsizing keinen Schwerpunkt der vorliegenden Untersuchung darstellt, 
sollen – aufgrund der inhaltlichen Nähe zum Gegenstand der Untersuchung und zwecks 
Vermittlung eines möglichst umfassenden Bildes – die im Rahmen von betrieblichen 
(Outbound-)Umstrukturierungen relevanten Fragestellungen grob umrissen werden. 
Kapitel 5. („Der Zuzug im rumänischen Steuerrecht“) stellt die Grundsätze rumänischer 
Ertragsbesteuerung im betrieblichen Bereich dar (z.B. Besteuerung rumänischer 
Betriebsstätten österreichischer Investoren). Weiters werden die aus Sicht des rumänischen 
Ertragsteuerrechts für Zuzugsvorgänge und Inbound-Umgründungen relevanten 
innerstaatlichen Besteuerungsregelungen kommentiert. Selbige Inhalte werden in weiterer 
Folge unter Kapitel 6. („Der Zuzug im slowakischen Steuerrecht“) aus Sicht des 
slowakischen Steuerrechts erläutert. Im Rahmen dieser Kapitel gilt es insbesondere zu 
untersuchen, ob es im Zuge einer Inbound-Überführung bzw. Verlagerung österreichischer 
betrieblicher Einheiten aus rumänischer bzw. slowakischer steuerlicher Perspektive zu 
einer Aufwertung oder zur Buchwertfortführung kommt. 
Kapitel 7. („Die Betriebsverlagerung im Abkommensrecht“) beschäftigt sich in weiterer 
Folge mit den für grenzüberschreitende Betriebsverlagerungen und umgründungsbedingte 
Betriebsübertragungen relevanten abkommensrechtlichen Rahmenbedingungen. Von 
besonderer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang die Frage nach der 
abkommensrechtlichen Zulässigkeit einer wegzugsbedingten bzw. umgründungsbedingten 
Entstrickungsbesteuerung und nach der zulässigen Besteuerung von betrieblichen stillen 
Reserven durch den Wegzugsstaat (auch) zeitlich nachgelagert zum Wegzugsvorgang. 
Unter Kapitel 8. („Die Betriebsverlagerung im unionsrechtlichen Kontext“) werden die im 
Zusammenhang mit grenzüberschreitenden Betriebsverlagerungen und 
umgründungsbedingten Betriebsübertragungen relevanten unionsrechtlichen 
Rahmenbedingungen zusammengefasst. Dies passiert unter Bezugnahme auf die 
Rechtsprechung des EuGH zu den primärrechtlichen Freiheiten des AEUV und – im 
Zusammenhang mit der umgründungsbedingten Betriebsübertragung – unter Berück-
sichtigung der Bestimmungen der EU-Fusionsbesteuerungsrichtlinie. 
Im Rahmen von Kapitel 9. („Zusammenfassung Ergebnisse“) werden die Ergebnisse der 
Untersuchung aus Sicht des innerstaatlichen Rechts, des Abkommensrechts und aus Sicht 
des Unionsrechts zusammengefasst und jene Bereiche des innerstaatlichen Rechtes 
diskutiert, welche aus Sicht des Erstellers der Arbeit entweder Unionsrecht oder 
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Abkommensrecht widersprechen. Weiters werden Überlegungen formuliert, um das Risiko 
von Mehrfachbesteuerung im Rahmen von grenzüberschreitenden Betriebsverlagerungen 
oder Betriebsübertragungen zu reduzieren.        
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2 Grundformen der betrieblichen Outbound-Verlagerung 
Wie im Vorfeld unter Kapitel 1.4.1. erläutert, konzentriert sich die vorzunehmende 
Untersuchung sowohl auf die tatsächliche, physische Verlagerung von österreichischen 
Betrieben und betrieblichen Teileinheiten (Teilbetrieben, Betriebsstätten) als auch auf die 
umgründungsbedingte Übetragung dieser in die Slowakei bzw. nach Rumänien und die 
daraus resultierenden ertragsteuerlichen Konsequenzen auf österreichischer sowie auf 
slowakischer und rumänischer Seite. Die Untersuchung nimmt – aufgrund der Zielsetzung 
der Arbeit – u.a. auch Bezug auf den Transfer von Einzelwirtschaftsgütern, allerdings nur 
insoweit dies zur Klärung der Forschungsfrage notwendig erscheint. 
Die von der Untersuchung abzudeckenden Vorgänge können daher in folgende zwei 
Hauptgruppen unterteilt werden: 
• Verlagerung österreichischer betrieblicher Teileinheiten ohne Übertragung des 
zivilrechtlichen Eigentums am Betriebsvermögen nach Rumänien oder in die 
Slowakei („Wegzug“); 
• Umgründungsbedingte Übertragung des zivilrechtlichen Eigentums an 
österreichischen betrieblichen Teileinheiten auf eine rumänische oder slowakische 
Kapital- oder Personengesellschaft. 
Beide Hauptgruppen können in jeweils unterschiedlichen Ausprägungsformen vorliegen, 
wobei beiden Alternativen gemein ist, dass durch die Umstrukturierung in Österreich 
steuerhängige stille Reserven ins Ausland verlagert und daher potenziell entsteuert 
(entstrickt) werden können. Auf beide Szenarien soll in weiterer Folge im Detail 
eingegangen werden. 
2.1 Der grenzüberschreitende betriebliche Wegzug 
Im Rahmen dieses Szenarios werden in Österreich gelegene (Teil-)Betriebe dauerhaft 
physisch ins Ausland überführt ohne sie jedoch gleichzeitig ins zivilrechtliche Eigentum 
einer anderen Gesellschaft zu übertragen. Der Vorgang führt idR zur Schaffung einer 
Betriebsstätte der verlagernden Gesellschaft im Ausland wobei mit dem Vorgang diverse 
ertragsteuerliche Konsequenzen – sowohl in Österreich als auch im Zuzugsland – 
verbunden sind. Einerseits kann es durch die Verlagerung des Betriebes bzw. Teilbetriebs 
zur Entstrickung von in der Vergangenheit in Österreich aufgebauten stillen Reserven 
kommen, andererseits unterwirft sich die Gesellschaft mit ihrem Betrieb der 
Besteuerungshoheit des Zuzugsstaates.  
Der Vorgang wird aus österreichischer Perspektive typischer Weise als Wegzug bezeichnet 
und ist von einer bloßen Verlegung des statutarischen Sitzes, des Verwaltungssitzes 
und/oder der Geschäftsleitung einer Gesellschaft zu unterscheiden, im Rahmen welcher es 
zwar (auch) zu keiner Übertragung des zivilrechtlichen Eigentums am zu verlagernden 
Betrieb auf eine andere Gesellschaft, darüber hinaus aber zu keiner grenzüberschreitenden 
physischen Verlagerung von operativen betrieblichen Einheiten ins Ausland kommt.      
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Wie bereits einleitend erläutert, kann der dargestellte steuerliche Wegzugseffekt nicht bloß 
über einen nach außen hin als „Wegzug“ dargestellten Vorgang sondern auch über die 
Abschmelzung von betrieblichen Funktionen und Verlagerung dieser ins Ausland in eine 
ausländische Betriebsstätte desselben Steuerpflichtigen oder auf eine andere 
Konzerngesellschaft stattfinden (verdeckter Wegzug infolge von 
Funktionsabschmelzungen). Diese Form der Betriebsverlagerung wird als Downszing 
bezeichnet und ist dadurch gekennzeichnet, dass der Verlagerungsvorgang bzw. die 
Entstrickung von stillen Reserven, welche in österreichischen betrieblichen Einheiten 
aufgebaut wurden, nur unter einer wirtschaftlichen Betrachtungsweise und nicht offen als 
Verlagerung von betrieblicher Substanz erkannt wird. Weitere Anmerkungen dazu siehe 
unter Kapitel 4.3.   
2.2 Die grenzüberschreitende Betriebsübertragung 
Bei diesem Szenario wird das zivilrechtliche Eigentum an österreichischen (Teil-) 
Betrieben im Rahmen eines bestimmten Rechtsgeschäfts grenzüberschreitend auf bereits 
bestehende oder neu zu errichtende ausländische Rechtspersonen übertragen. Die 
übertragende österreichische Gesellschaft besteht weiterhin fort oder erlischt im Zuge der 
Übertragung. 
Derartige Betriebsübertragungen können im Rahmen eines entgeltlichen Vorganges (z.B. 
eines herkömmlichen Kaufgeschäftes iSe „Asset Deals“) oder auch im Rahmen einer 
unentgeltlichen Übertragung stattfinden (z.B. in Form einer Schenkung oder im Erbwege). 
Diese Übertragungsformen sind jedoch nicht Gegenstand der vorliegenden Untersuchung.  
Eine besondere Unterform der entgeltlichen Betriebsübertragung stellt die Übertragung per 
Umgründung dar. Zu einer Outbound-Übertragung von österreichischen betrieblichen 
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Einheiten auf ausländische Rechtspersonen kann es im Rahmen von unterschiedlichen 
Umgründungsformen kommen. Diese wären prinzipiell folgende: 
1. Verschmelzungen iSd EU-VerschG bzw. des Art I UmgrStG auf ausländische 
Kapitalgesellschaften („Outbound-Verschmelzung“),19 
2. Verschmelzendende Umwandlungen iSd UmwG bzw. des Art I UmgrStG auf 
ausländische Hauptgesellschafter („Outbound-Umwandlung“), 
3. Einbringungen iSd Art III UmgrStG von österreichischen Betrieben oder 
Teilbetrieben in ausländische Gesellschaften, 
4. Zusammenschlüsse iSd Art IV UmgrStG unter Errichtung ausländischer 
Mitunternehmerschaften, 
5. Realteilungen inländischer Mitunternehmerschaften iSd Art V UmgrStG mit 
ausländischen Mitunternehmern. 
Grenzüberschreitende Auf- und Abspaltungen auf ausländische Gesellschaften 
(„Outbound-Spaltung“) sind aus steuerrechtlicher, jedoch nicht aus 
gesellschaftsrechtlicher Perspektive geregelt und infolge dessen nach hL20 praktisch (noch) 
undurchführbar. 
Denkbar ist darüber hinaus die grenzüberschreitende Übertragung von Betrieben oder 
Teilbetrieben in das zivilrechtliche Eigentum ausländischer Gesellschaften im Wege einer 
Anwachsung gem § 142 UGB. Demnach käme es durch Wegfall des vorletzten 
Gesellschafters einer österreichischen Personengesellschaft zur Auflösung der Gesellschaft 
und einer grenzüberschreitenden Übertragung ihres Vermögens (österreichischer Betrieb) 
im Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf den letzten, ausländischen Gesellschafter.21 
Vereinfacht können die o.a. Grundszenarien der Betriebsübertragung daher wie folgt 






                                                 
19 Für Cross-Border Verschmelzungen im unionsrechtlichen Raum wurde die gesellschaftsrechtliche Basis hierfür erst durch die 
Umsetzung der RL 2005/56/EG im Rahmen des EU-Verschmelzungsgesetzes geschaffen (iRd GesRÄG 2007, mit 15.12.2007 in Kraft 
getreten).  
20 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, Linde, Wien 2009, 100, FN 337 mit Verweis auf Huber in 
Helbich/Wiesner/Bruckner, Einführung zu Art VI, 4.3. uva. 
21 Vgl. BMF-010216/0071-VI/6/2010, Zweifelsfragen zur Körperschaftsteuer und zum Umgründungssteuerrecht (Salzburger 
Steuerdialog 2010), Beispiel „Mitunternehmeranteilseinbringung in eine ausländische Körperschaft – Antrag auf Nichtfestsetzung“ zur 
Anwachsung einer österreichischen OG auf eine zypriotische Limited; siehe ebenso Mader, Die grenzüberschreitende Verschmelzung 
am Beispiel Deutschland-Österreich, RWZ 2011/32, 100, FN 22 zum „Anwachsungsmodell“.  
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Zusammenfassend können die unterschiedlichen Formen der grenzüberschreitenden 
Betriebsverlagerung und Betriebsübertragung in die oben grafisch dargestellten 
Hauptgruppen unterteilt werden. Wie bereits unter Kapitel 2.2. erläutert, sollen jedoch im 
Rahmen der vorliegenden Arbeit – um deren Umfang auf ein bewältigbares Ausmaß zu 
beschränken – nicht alle Formen der grenzüberschreitenden Betriebsübertragung analysiert 
werden. Im Rahmen der vorliegenden Arbeit werden insbesondere nicht analysiert: 
• Die „verdeckte“ Verlagerung oder Übertragung österreichischer Betriebe bzw. 




















































• Die Übertragung von österreichischen Betrieben oder Teibetrieben per 
grenzüberschreitenden/r: 
- Asset Deal (Verkauf), 
- Anwachsung iSd § 142 UGB, 
- Umwandlungen (Art II UmgrStG), 
- Zusammenschluss (Art IV UmgrStG), 
- Realteilung (Art V UmgrStG), 
- Spaltung (Art VI UmgrStG). 
Grenzüberschreitende verschmelzende Umwandlungen von Österreich in die Slowakei oder 
nach Rumänien sind nach Einführung der grenzüberschreitenden Verschmelzung nicht 
(mehr) möglich.22 Von einer Beschreibung der ertragsteuerlichen Effekte eines 
grenzüberschreitenden Zusammenschlusses bzw. einer grenzüberschreitenden Realteilung 
wird vor allem deshalb Abstand genommen, weil diese Entstrickungsregelungen 
aufweisen, welche inhaltlich jener der Verschmelzung entsprechen (§§ 24 Abs 1 Z 3 und 
29 Abs 1 Z 3 UmgrStG).23 Darüber hinaus sind diese Übertragungsformen in der Praxis 
von relativ geringer Bedeutung. Grenzüberschreitende Betriebsabspaltungen werden 
deshalb nicht untersucht, weil zum aktuellen Zeitpunkt (noch) keine gesellschaftsrechtliche 
Basis für die Durchführung solcher besteht.24  
Unter Berücksichtigung der o.a. Einschränkungen sind daher die folgenden drei 
Überführungs- und Übertragungsszenarien Gegenstand der vorliegenden Untersuchung: 
• Die offene physische Verlagerung/Überführung österreichischer Betriebe bzw. 
Teilbetriebe ohne Übertragung des zivilrechtlichen Eigentums daran auf eine 
andere Rechtsperson nach Rumänien oder in die Slowakei („Wegzug“). 
• Die umgründungsbedingte Übertragung des zivilrechtlichen Eigentums an 
österreichischen Betrieben oder Teilbetrieben auf eine rumänische oder 
slowakische Rechtsperson im Zuge von: 
- grenzüberschreitenden Verschmelzungen (Art I UmgrStG), 
- grenzüberschreitenden Betriebseinbringungen (Art III UmgrStG). 
In den folgenden Kapiteln wird der für die o.a. drei Grundformen der Betriebsverlagerung 
relevante unionrechtliche und abkommensrechtliche Rahmen im Detail untersucht, um den 
Soll-Zustand des für Betriebsverlagerungen/-überführungen relevanten Rechtsrahmens 
definieren zu können. In weiterer Folge wird dieser Soll-Rechtsrahmen mit dem Ist-
Zustand nach österreichischem, slowakischem und rumänischem Steuerrecht verglichen, 
um etwaige Abweichungen feststellen und Optimierungsmöglichkeiten darstellen zu 
können.     
                                                 
22 Vgl. Fida, in Helbich/Wiesner/Bruckner (Hrsg), HB der Umgründungen, Q1, Rz 82. 
23 Zu grenzüberschreitenden Zusammenschlüssen siehe Hübner-Schwarzinger, Internationale Zusammenschlüsse, in Internationale 
Umgründungen, Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), 2005, 129ff. Zu grenzüberschreitenden Realteilungen siehe Aigner/Züger, 
Internationale Realteilungen, in Internationale Umgründungen, Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), 2005, 153ff  
24 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2009, 100, FN 337 mit Verweis auf Huber in Helbich/Wiesner/Bruckner (Hrsg), 
HB der Umgründungen, Einführung zu Art VI, 4.3. uva. 
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3 Das Postulat der Einmalbesteuerung 
3.1 Allgemeines 
Die gegenständliche Untersuchung widmet sich dem Themenkreis der 
grenzüberschreitenden Betriebsverlagerung von Österreich nach Rumänien sowie in die 
Slowakei wobei das allgemeine „Prinzip der Einmalbesteuerung“ das theoretische 
Kernkonzept der Untersuchung darstellt. 
Für grenzüberschreitende Betriebsverlagerungen bedeutet das Prinzip der 
ertragsteuerlichen Einmalerfassung, dass das in grenzüberschreitende 
Betriebsverlagerungen involvierte Besteuerungssubstrat (Firmenwert, stille Reserven) als 
Ergebnis einer Betriebstransaktionen zwingend nicht 
? doppelt („Doppelbesteuerung“),  
? mehrfach („Mehrfachbesteuerung“) oder  
? gar nicht („Keinmalbesteuerung“) besteuert  
werden soll.25 Die ertragsteuerliche Qualifikation einer grenzüberschreitenden 
Betriebsverlagerung darf weder in Österreich, noch in der Slowakei oder in Rumänien darf 
im Zeitpunkt der Betriebsverlagerung oder auch zeitlich nachgelagert zur 
Betriebsverlagerung zu einer Verletzung des Prinzips der Einmalbesteuerung führen. 
Der Inhalt des Begriffes „Doppelbesteuerung“ ist unklar. Im Schrifttum wird zwischen 
verschiedenen Formen der Doppelbesteuerung unterschieden: Doppelbesteuerung im 
engeren, weiteren und im weitesten Sinne, objektive und subjektive Doppelbesteuerung, 
formale und materielle Doppelbesteuerung u.a.m. Der Begriff der Doppelbesteuerung ist 
folglich kein „terminus technicus“.26  
Die im Zusammenhang mit Doppel- oder Mehrfachbesteuerung27 jedoch zumeist 
anzutreffende Differenzierung ist jene zwischen juristischer und wirtschaftlicher 
Doppelbesteuerung. Die juristische Doppelbesteuerung zeichnet sich laut OECD-MK und 
Schrifttum dadurch aus, dass dabei 
? zwei (oder mehrere) souveräne Staaten   
? von dem selben Steuerpflichtigen (Steuersubjekt) 
? für den selben Steuergegenstand (Steuerobjekt) und 
? für denselben Zeitraum  
? eine gleichartige Steuer erheben.28  
                                                 
25 Siehe Beispiele dazu bei Zernova, Exit Taxes on Companies in the Context of the EU Internal Market, Intertax, 2011, 488 unter 
Verweis auf Betten, Income Tax Aspects of Emigration and Immigration of Individuals, IBFD, 1998, 50.   
26 Vgl. Wassermeyer, in Wassermeyer/Lang/Schuch (Hrsg), Doppelbesteuerung², 2010, MA vor Art 1, Rz 1 mwH. 
27 In weiterer Folge wird – insoweit nicht abweichend beschrieben – Doppelbesteuerung mit Mehrfachbesteuerung gleichgesetzt. 
28 Vgl. OECD-MK Einleitung Nr 1; Kluge, Das Internationale Steuerrecht, Rz B 22; Vogel in Vogel/Lehner (Hrsg), Das OECD-MA und 
die Doppelbesteuerungsabkommen der Republik Deutschland4, 2003, Einl Rz 2ff; Vogel, DStZ/A, 1997, 269, 276 zitiert nach 
Wassermeyer, in Wassermeyer/Lang/Schuch (Hrsg), Doppelbesteuerung², 2010, MA vor Art 1, Rz 2. Vogel, in DStZ 1997, 276 verweist 
v.a. auf die von Garelli entwickelte Definition von Doppelbesteuerung, vgl. Garelli, Il diritto internazionale tributario, 1899, 57. 
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Im Unterschied zu juristischer Doppelbesteuerung ist die unechte bzw. wirtschaftliche 
Doppelbesteuerung dadurch gekennzeichnet, dass  
? derselbe Besteuerungsgegenstand (Steuerobjekt)  
? bei verschiedenen Steuerpflichtigen (Steuersubjekten) 
? zum selben Zeitpunkt der Besteuerung unterliegt  
und auf diesem Wege eine Mehrfachbelastung herbeigeführt wird.29 Die juristische und die 
wirtschaftliche Doppelbesteuerung grenzen sich daher in erster Linie durch die 
unterschiedlichen Anforderungen an die Steuersubjektidentität ab.30 Während im Rahmen 
der juristischen Doppelbesteuerung ein bestimmtes Steuerobjekt (z.B. ein Betrieb) beim 
selben Steuersubjekt mehrfach besteuert wird, passiert dies im Rahmen der 
wirtschaftlichen Doppelbesteuerung bei verschiedenen Steuersubjekten. Kommt es daher 
im Rahmen einer grenzüberschreitenden Betriebsüberführung zu einer Besteuerung der im 
überführten Betrieb enthaltenen stillen Reserven im Wegzugsstaat und werden dieselben 
stillen Reserven – da  zuzugsbedingt keine Aufwertung stattfindet – zu einem späteren 
Zeitpunkt (veräußerungsveranlasst) im Zuzugsstaat von diesem ebenfalls besteuert, so 
stellt dieser Vorgang eine Form der juristischen Doppelbesteuerung dar. Der bloße 
Umstand, dass die Steuer von den beiden Staaten zu unterschiedlichen Zeitpunkten 
eingehoben wird, führt aus der Sicht des Verfassers dieser Arbeit – da die Besteuerung 
dasselbe Steuersubstrat betrifft (welches über denselben Zeitraum hinweg aufgebaut 
wurde) – nicht zu einer Einstufung des Vorganges als wirtschaftliche Doppelbesteuerung. 
Kommt es hingegen im Rahmen einer umgründungsbedingten Betriebsübertragung zu 
einer Besteuerung von betrieblichem Vermögen beim Übertragenden als auch beim 
Übernehmenden, so ist diese Mehrfachbesteuerung wohl als Ausprägung wirtschaftlicher 
Doppelbesteuerung zu werten.    
Im Zusammenhang mit Doppelbesteuerung stellt sich nun die Frage, ob das Postulat der 
Einmalbesteuerung lediglich eine unverbindliche „steuertheoretische Idealvorstellung“ 
(d.h. eine Aufgabe der Mitgliedstaaten de lege ferenda) repräsentiert oder tatsächlich eine 
für den Steuerpflichtigen und die Finanzverwaltungen verbindliche Rechtsnorm (d.h. ein 
Gebot de lege lata) darstellt. Falls vom Vorliegen eines rechtsverbindlichen Postulates der 
Einmalbesteuerung auszugehen ist, muss untersucht werden, aus welchem Rechtskreis 
dieses abgeleitet werden kann. Diese Frage ist deshalb von Bedeutung, weil bei einem 
angenommenen Postulat der Einmalbesteuerung bzw. zwingenden Verbot der 
Doppelbesteuerung der für grenzüberschreitende Betriebsverlagerungen und 
Betriebsüberführungen relevante österreichische, slowakische und rumänische 
Rechtsrahmen zwingend jedenfalls nicht zu Doppelbesteuerung führen darf.   
In weiterer Folge sollen daher die Regelungen des originär österreichischen Steuerrechtes, 
des Abkommensrechtes und des Unionsrechtes analysiert werden, um festzustellen, ob – 
und falls ja – wie ein Postulat der Einmalbesteuerung aus diesen ableitbar erscheint. Da im 
Zusammenhang mit grenzüberschreitenden Betriebsüberführungen bzw. 
Betriebsübertragungen in der Regel wohl davon ausgegangen werden kann, dass 
Nichtbesteuerung für den einzelnen Steuerpflichtigen kein Problem darstellt und als solche 
                                                 
29 Vgl. Art 23 Rz 2 OECD-MK; Vogel in Vogel/Lehner, DBA4 (2003), Einl Rz 4. 
30 Vgl. Wassermeyer, in Wassermeyer/Lang/Schuch (Hrsg), Doppelbesteuerung², 2010, MA vor Art 1, Rz 3 mwH. 
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grenzüberschreitende Wirtschaftsvorgänge nicht behindert (sondern vielmehr begünstigt), 
wird das Postulat der Einmalbesteuerung in weiterer Folge im Sinne eines Verbotes von 
Mehrfachbesteuerung verstanden. Der Themenkomplex einer etwaigen verpflichtenden 
Einmalbesteuerung wird daher ausgeklammert.31   
3.2 Die Einmalbesteuerung im österreichischen Recht 
Das Prinzip der ertragsteuerlichen Einmalbesteuerung entspringt dem allgemeinen 
Grundsatz der Besteuerung nach der individuellen Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen 
(sog. „Leistungsfähigkeitsprinzip“)32 wobei das Sachlichkeitsgebot (Art 7 B-VG) zur 
ertragsteuerlichen Einmalerfassung zwingt.33 Doppel- und Mehrfachbesteuerungen sind 
ebenso wenig sachlich zu rechtfertigen wie Nichterfassungen.34 Ausschließlich das Gebot 
der Einmalerfassung führt zu einer Gleichbehandlung aller Steuerpflichtigen. Das Gebot 
der Einmalerfassung beschränkt seine Wirkung allerdings nicht nur auf rein 
innerstaatliche, sondern auch auf internationale Steuersachverhalte, wobei der 
österreichische Staat die Einhaltung des Postulates der Einmalbesteuerung im 
grenzüberschreitenden Kontext über den Abschluss von Doppelbesteuerungsabkommen 
verfolgt.  
3.3 Das Verbot der Doppelbesteuerung im Recht der Europäischen Union35 
Dass kein generelles völkerrechtliches Verbot der Doppelbesteuerung existiert, ist ein 
allgemein anerkannter Grundsatz.36 Die Frage, ob es innerhalb der Europäischen Union ein 
zwingendes Gebot der Einmalbesteuerung gibt oder nicht, ist allerdings heftig umstritten.  
Das Grundproblem im Zusammenhang mit der Frage nach der unionsrechtlichen 
Zulässigkeit von Mehrfach- oder Keinmalbesteuerung liegt darin, dass zwar allgemein 
akzeptiert ist, dass Einmalbesteuerung jedenfalls ein wichtiges wirtschaftspolitisches Ziel 
der Europäischen Union bzw. Ziel des AEUV (früher EGV) zwecks Realisierung eines 
friktionsfreien Binnenmarktes darstellt37, allerdings Unklarheit darüber herrscht, ob ein 
zwingendes, rechtsverbindliches Verbot von Doppelbesteuerung und/oder ein Gebot der 
Einmalbesteuerung aus dem Rechtsrahmen der Europäischen Union ableitbar ist. Dieser 
Frage soll im folgenden Kapitel nachgegangen werden.  
                                                 
31 Zum fehlenden unionsrechtlichen Gebot der Einmalbesteuerung siehe ua Krickl/Kauba, Nichtfestsetzungstatbestand und 
Nachversteuerung, Gedenkschrift W. Köglberger, 2008, 565 mwH. 
32 Vgl. Beiser, Das Territorialitätsprinzip im Lichte des Leistungsfähigkeitsprinzips, SWI 2000, 392. 
33 Vgl. Beiser, Die Einmalerfassung im Gemeinschaftsrecht, SWI 2008, 59; zum Leistungsfähigkeitsprinzip im österreichischen 
Steuerrecht siehe auch Doralt/Ruppe I8, 2003, Rz 24, kritisch Gassner/Lang, Die mangelnde Leistungsfähigkeit des 
Leistungsfähigkeitsprinzips, ÖStZ 2000/1045, 643. 
34 Vgl. Beiser, Die Einmalerfasssung im Gemeinschaftsrecht, Steuern im Gemeinschaftsrecht – Festschrift für Wolfgang Nolz, Wien 
2008, 13. 
35 Die Europäische Union und die Europäische Gemeinschaft verschmolzen iRd Lissabon-Prozesses per 1. Dezember 2009 zur 
„Europäischen Union“. Folglich existierte ab diesem Zeitpunkt kein „Gemeinschaftsrecht“ mehr sondern lediglich „Unionsrecht“. Für 
Zwecke dieser Arbeit ist die Bezeichnung „Gemeinschaftsrecht/unionsrechtlich“ als Synonym für „Unionsrecht/unionsrechtlich“ zu 
verstehen.   
36 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen und Europäisches Gemeinschaftsrecht, Wien 2007, 131 und 177 mit Verweis auf Lehner 
in Gocke/Gosch/Lang (Hrsg), Körperschaftsteuer – Internationales Steuerrecht – Doppelbesteuerung, FS Wassermeyer, 2005, 242ff und 
auf Vogel in Vogel/Lehner, DBA4, 2003, Einl Rz 14; ebenso Wassermeyer, in Wassermeyer/Lang/Schuch (Hrsg), Doppelbesteuerung², 
2010, MA vor Art 1, Rz 15 unter Verweis auf Lehner in Birk/Ehlers (Hrsg), Rechtsfragen des europäischen Steuer- Außenwirtschafts- 
und Zollrechts, 1995, 18. 
37 Siehe EuGH 12.5.1998, Rs C-336/96, Slg, I-2793, Gilly – Rz 16. 
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3.3.1 Primärrechtliche Grundlagen und die Meinung des EuGH    
Bereits seit einem längeren Zeitraum wird seitens des Schrifttums38 versucht, ein 
allgemeines Verbot der juristischen Doppel- bzw. Mehrfachbesteuerung aus den 
Regelungen des Vertrages über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EGV)39 – 
mit Wirkung ab 1. Dezember 2009 wurde dieser durch den Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union (AEUV)40 ersetzt – abzuleiten.41 Dies wurde und wird mit der 
klar binnenmarktfeindlichen Wirkung von Mehrfachbesteuerung begründet.  
Das Ziel der Schaffung eines gemeinsamen Binnenmarktes wird im EUV unter Art 3 Abs 3 
(ehem. Art 2 EUV) sowie im AEUV unter Art 26 (ehem. Art 14 EGV) definiert. Dieses 
lautet wie folgt [Hervorhebungen durch den Autor]: 
Art 3 Abs 3 EUV:  
„Die Union errichtet einen Binnenmarkt. Sie wirkt auf die nachhaltige 
Entwicklung Europas auf der Grundlage eines ausgewogenen 
Wirtschaftswachstums und von Preisstabilität, eine in hohem Maße 
wettbewerbsfähige soziale Marktwirtschaft, die auf Vollbeschäftigung und 
sozialen Fortschritt abzielt, sowie ein hohes Maß an Umweltschutz und 
Verbesserung der Umweltqualität hin. Sie …“ 
Art 26 AEUV:  
„(1) Die Union erlässt die erforderlichen Maßnahmen, um nach Maßgabe der 
einschlägigen Bestimmungen der Verträge42 den Binnenmarkt zu verwirklichen 
beziehungsweise dessen Funktionieren zu gewährleisten. 
(2) Der Binnenmarkt umfasst einen Raum ohnen Binnengrenzen, in dem der 
freie Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital gemäß den 
Bestimmungen der Verträge gewährleistet ist.“  
Um das o.a. Binnenmarktideal zu verwirklichen, werden im AEUV unterschiedliche 
Formen von Grundfreiheiten definiert, welche in der Vergangenheit als Grundlage für ein 
allgemeines Verbot der juristischen Doppel- bzw. Mehrfachbesteuerung seitens des 
Schrifttums herangezogen wurden.43 Darunter fallen: 
? Allgemeines Diskriminierungsverbot iSd Art 18 AEUV (ehem Art 12 EGV); 
? Arbeitnehmerfreizügigkeit iSd Art 45-48 AEUV (ehem Art 39-42 EGV); 
                                                 
38 Vgl. für viele Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, 2007, 160ff mit zahlreichen Literaturverweisen. 
39 Vgl. Abl 2006/C 321. 
40 Vgl. Abl 2010/C 83, 47. 
41 Diese Namensänderung ergab sich, da durch die veränderte Struktur der EU nach dem neuen Vertrag die „Europäische Gemeinschaft“ 
nicht mehr als Institution mit eigenem Namen existiert – alle ihre Funktionen wurden von der EU übernommen („Lissabon Prozess“). 
42 Anmerkung Autor: Gem Art 1 Abs 2 AEUV sind der Vertrag über die Europäischen Union (EUV) und der Vertrag über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) gleichrangig und werden im AEUV als „die Verträge“ bezeichnet.  
43 Für viele Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, Wien 2007, 134 mwH. 
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? Niederlassungsfreiheit iSd Art 49-55 AEUV (ehem Art 43-48 und 294 EGV);  
? Dienstleistungsfreiheit iSd Art 56-62 AEUV (ehem Art 49-55 EGV); 
? Zahlungs- und Kapitalverkehrsfreiheit iSd Art 63-66 AEUV (ehem Art 56-59 
EGV); 
? Einleitungsverpflichtung für Doppelbesteuerungsabkommen gem Art 293 TS 2 
EGV (nicht in den AEUV übernommen); 
? Anspruch auf Meistbegünstigung (abgeleitet aus o.a. Grundfreiheiten).   
Grundsätzlich erscheint es offensichtlich, dass ein fiktiver Binnenmarkt an Wirkungskraft 
einbüßt, wenn grenzüberschreitendes Wirtschaften bzw. Wertschöpfungsprozesse einer 
mehrfachen Besteuerung ausgesetzt sind, zumal Mehrfachbesteuerung per se 
binnenmarktwidrige Verhältnisse verursacht.44 Fälle von Mehrfachbesteuerung, welche aus 
einem diskriminierenden Verhalten einer der an einer grenzüberschreitenden Transaktion 
beteiligten Mitgliedstaaten resultieren, werfen diesbezüglich keine Probleme auf, als der 
fragliche Staat sein diskriminierendes Wirken beenden und daher in seinem 
Besteuerungsrecht zurücktreten muss. Es ist jedoch fraglich, in welcher Intensität der 
unionsrechtliche Rahmen die Mitgliedstaaten dazu zwingt, auf Besteuerungsrechte zu 
verzichten, obwohl ihnen nach innerstaatlichen Kriterien im Rahmen einer Transaktion ein 
Besteuerungsrecht zustünde und der Besteuerungsvorgang – in Einzelbetrachtungsweise – 
nicht aus diskriminierenden Besteuerungsnormen heraus resultiert. Aufgrund der Co-
Existenz verschiedener Steuersysteme kann es nämlich u.U. zu einer Mehrfachbesteuerung 
grenzüberschreitender Wirtschaftstätigkeit kommen, ohne dass die jeweiligen nationalen 
Steuernormen eine diskriminierende Wirkung ieS entfalten würden. Eine 
Doppelbesteuerung kann daher auch lediglich das Ergebnis des Zusammenwirkens 
zumindest zweier nicht aufeinander abgestimmter bzw. nicht harmonisierter 
Rechtsordnungen sein. Diese besondere Form der Doppelbesteuerung wird im Schrifttum 
bzw. der EuGH-Rechtsprechung als de facto-Diskriminierung45 oder Quasi-
Beschränkung46 bezeichnet. Als im gegebenen Zusammenhang problematisch erscheint die 
Tatsache, dass diese spezifische Form der Doppelbesteuerung, wie bereits beschrieben, 
lediglich das Ergebnis einer Doppel- und Mehrfachregulierung darstellt, für welche 
naturgemäß kein innerstattliches Gegenüber existiert - womit die Grundvoraussetzung für 
die klassische Diskriminierungsprüfung fehlt.47 Diese Form der Doppelbesteuerung ist 
daher insofern von einer klassischen Diskriminierung zu unterscheiden, als sie nicht das 
Ergebnis der (diskriminierenden) Regelung eines einzelnen Steuergesetzgebers ist, sondern 
aus dem Nebeneinander mindestens zweier solcher Gesetzgeber resultiert.48 Da allerdings 
jede Form der Doppelbesteuerung der Funktionsweise und dem Verständnis eines 
Binnenmarktes diametral widerspricht, wurde von Teilen des Schrifttums bisher die 
Meinung vertreten, ein generelles Verbot der juristischen Doppelbesteuerung aus den 
Grundfreiheiten des AEUV ableiten zu können welches auch diese spezielle Form der de-
                                                 
44 Vgl. Lehner, IStR 2005, 397 (398); Lehner, BTR 2005, 337 (338); Baßler, IStR 2005, 822 (825); Jirousek, Tax Treaty Law and 
European Union Law, SWI 2012, 55. 
45 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, Wien 2007, 155 unter Verweis auf Englisch, Intertax, 2005, 310 (324). 
46 Vgl. Schlussanträge GA Geelhoed 23.2.2006, Rs C-374/04, „ACT Group Litigation“, Rz 48ff sowie Schlussanträge GA Geelhoed 
29.6.2006, Rs C-524/04, „Thin Cap Group Litigation“, Rz 53. 
47 Vgl. Schönfeld in Flick/Wassermayer/Baumhoff (Hrsg), AStG6, 2005 vor § 34c EStG Rz 2; Schönfeld, StuW 2006, 79 (80). 
48 Vgl. Schlussantrag GA Geelhoed 23.2.2006, Rs C-374/04, „ACT Group Litigation“, Rz 48. 
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facto Diskriminierung erfasst.49 Auch die Kommission vertritt den Standpunkt, dass 
Doppelbesteuerung jedweder Art dem Grundsatz der Freizügigkeit widerspricht.50  
In der Literatur wird jedoch auch die gegenteilige Meinung vertreten, welche auf der 
Feststellung basiert, dass ein generelles Verbot der Doppelbesteuerung weder aus primär- 
noch aus sekundärrechtlichen Bestimmungen ableitbar wäre und auch der EuGH diese 
Position noch nie vertreten hätte.51            
Hinsichtlich des EuGH ist festzuhalten, dass dieser vor allem im Rahmen der Rs ACT 
Group Litigation52, Kerckhaert und Morres53, Margarete Block54, Damseaux55 und zuletzt 
Haribo/Salinen56 sowie NGI57 eine Position einnimmt, welche eindeutig gegen das 
Vorliegen eines generellen Doppelbesteuerungsverbotes auf Basis der Grundfreiheiten des 
AEUV spricht. Im Falle der Rs NGI tut er dies sogar im Zusammenhang mit einem 
betrieblichen Wegzug.58 Bereits GA Geelhoed stellt im Rahmen seines Schlussantrages in 
der Rs ACT Group Litigation und Kerckhaert-Morres grundfreiheitrechtlich relevante 
Diskriminierungen den zulässigen Quasibeschränkungen gegenüber, welche zwangsläufig 
aus dem Nebeneinander von Besteuerungsregimen und der Überlappung von 
Territorialitätsprinzip und Welteinkommensprinzip resultieren.59 Quasibeschränkungen 
wären demnach nicht vom Schutzbereich der Grundfreiheiten erfasst, da sie nicht auf den 
Regelungen eines einzelnen Steuergesetzgebers beruhen, sondern aus dem Nebeneinander 
zweier solcher Gesetzgeber, wobei kein konkreter Gesetzgeber für den steuerlichen 
Nachteil des Steuerpflichtigen verantwortlich gemacht werden könne.60 Seitens des EuGH 
wird die Existenz eines grundfreiheitlich begründeten Verbotes von Quasibeschränkungen 
im Wesentlichen mit folgender Argumentationslinie abgelehnt:          
                                                 
49 Vgl. Dautzenberg, DB 1994, 1542 (1543ff); Mick in Birk (Hrsg), Handbuch des Europäischen Steuer- und Abgabenrechts, 1995, § 24 
Rz 10; Herzig in Lehner (Hrsg), Steuerrecht im Europäischen Binnenmarkt, DStJG 19, 1996, 121 (139f); Schön in Schön (Hrsg), GedS 
Knobbe-Keuk, 1997, 743 (761f und 773); Dautzenberg, Unternehmensbesteuerung im EG-Binnenmarkt, 1997, 687ff; Beul, IStR 1997, 1 
(2ff); Dautzenberg, IWB 5/1997, Fach 11, Grp 2, 299 (302ff); Schön, EWS 2000, 281 (290); Cordewener, Europäische Grundfreiheiten 
und nationales Steuerrecht, 2002, 876ff mwH; van Thiel, Free Movement of Persons and Income Tax Law: the European Court in search 
of principles, 2002, 41 und 313ff; van Thiel, EC Tax Rev 2003, 4 (10); Englisch, StuW 2003, 88 (93); Heyd in Haarmann (Hrsg), 
Auslegung und Anwendung von Doppelbesteuerungsabkommen, 2004, 32 (48 und 53); Schnitger, IStR 2005, 493 (500); Schönfeld, 
StuW 2005, 158 (158ff); Obser, IStR 2005, 799 (800f); Englisch, Dividendenbesteuerung ,2005, 252 mwH, Englisch, Intertax, 2005, 
310 (323); Loukota, SWI 2006, 250 (250); Lehner in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), Tax Treaty Law and EC Law, 2007, 11 (20ff); 
Tumpel in Lang/Jirousek (Hrsg), Praxis des Internationalen Steuerrechts, FS Loukota 2005, 585 (592), uam - siehe dazu Kofler, 
Doppelbesteuerungsabkommen, 2007, 161 unter FN 156. Siehe dazu auch Loukota/Jirousek, Doppelbesteuerung und 
Gemeinschaftsrecht, SWI 2007, 301; Kühbacher, Zum Anrechnungsvortrag für ausländische Quellensteuern, ÖStZ 2010, 246, FN 17 
mwH. 
50 Vgl. Antwort von Herrn Bolkenstein im Namen der Kommission auf die Schriftliche Anfrage E-2287/99 von Karin Riis-Jørgensen 
(ELDR) an die Kommission betreffend „Recht auf Freizügigkeit und dänische Steuervorschriften“, ABl C 225 E/87f (8.8.2000). 
51 Vgl. Rädler, StuW 1960, 730 (731); Wessel, Doppelbesteuerung und EWG-Vertrag, 1988, 146ff; Eyles, Das Niederlassungsrecht der 
Kapitalgesellschaft in der Europäischen Gemeinschaft, 1990, 377f; Farmer, 20 Europ. L. Rev., 1995, 310 (315f); Mössner/Kellersmann, 
DVBl 1995, 968 (970); Schaumburg, IntStR2, 1998, Rz14.5; Farmer, EC Tax rev., 1998, 13 (14); Hahn, IStR 2002, 681 (686), uam - 
siehe dazu Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, 2007, 161 unter FN 155. 
52 Vgl. EuGH 23.2.2006, Rs C-374/04, “ACT Group Litigation”. 
53 Vgl. EuGH 14.11.2006, Rs C-513/04, „Kerckhaert und Morres“. 
54 Vgl. EuGH 12.2.2009, Rs C-67/08, “Margarete Block”. 
55 Vgl. EuGH 16.7.2009, Rs C-128/08, “Jacques Damseaux”. 
56 Vgl. EuGH 10.2.2011, Rs C-436/08 und 437/08, „Haribo Lakritzen Hans Riegel BetriebsgmbH und Österreichische Salinen“. 
57 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus. 
58 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus unter Rz 62 im Rahmen dessen der EuGH explizit darauf hinweist, dass die 
grenzüberschreitende Verlegung eines Verwaltungssitzes aufgrund der nicht harmonisierten steuerlichen Regelungen in Wegzugs- und 
Zuzugsstaat nicht steuerneutral sein muss bzw. die NL-Freiheit nicht per se Steuerneutralität des Vorganges gewährleistet. Siehe dazu 
Kapitel 8.2.2.2.5.   
59 Vgl. Kofler/Metzler, Block: Kein Verbot der juristischen Doppelbesteuerung im Binnenmarkt, ÖStZ 2009, 220. 
60 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, Wien 2007, 163 mit Hinweis auf GA Geelhoed. 
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• Die Doppelbesteuerung ist lediglich das Ergebnis der parallelen Ausübung eines 
legitimen Besteuerungsrechtes durch mehrere Staaten, wobei diese Vorgehensweise 
– insofern die Besteuerungsbefugnisse nicht auf diskriminierende Weise ausgeübt 
werden – keine nach dem AEUV verbotene Beschränkung darstellt.61   
• Die Beseitigung von Doppelbesteuerung gehört zwar zu den Zielen des AEUV, 
doch wurden zwecks Vermeidung dieser bzw. zur Vereinheitlichung oder 
Harmonisierung der Besteuerungssysteme bis dato nur wenige hierfür notwendige 
Übereinkommen62 geschlossen bzw. Richtlinien63 erlassen.  
• Auf Basis der aktuellen Rechtslage („im gegenwärtigen Stand“) sind dem 
Unionsrecht keine allgemeinen Kriterien zu entnehmen, wie  
Besteuerungsbefugnisse zwischen konkurrierenden Mitgliedstaaten aufzuteilen 
wären. Folglich verstößt die Doppelbesteuerung nicht gegen zwingende 
Regelungen des Unionsrechtes.64 
Die Problematik der unionsrechtlich (scheinbar) zulässigen Quasibeschränkung wird 
seitens des EuGH somit v.a. mit dem Problem der unmöglichen 
Verantwortlichkeitszuteilung begründet. Da es keine primärrechtlichen Vorgaben/Normen 
zur Identifikation desjenigen Staates gibt, welcher für die Doppelbesteuerung 
verantwortlich gemacht werden kann und in seinem Besteuerungsrecht daher zurücktreten 
muss, kann nicht von einem primärrechtlichen Verbot der Doppelbesteuerung ausgegangen 
werden.  
Diese Sichtweise wird zwar von Teilen des Schrifttums65 bestätigt, allerdings wird auch 
die Position vertreten, das das prinzipiell anzuerkennende Problem der 
Verantwortlichkeitszuteilung iRd Quasibeschränkung aus Gründen des effet utile66 nicht 
dazu führen darf, eine den Grundfreiheiten offensichtlich widersprechende 
Doppelbesteuerung hinzunehmen.67 Auch grundfreiheitswidrige Beschränkungen, 
                                                 
61 Vgl. EuGH 10.2.2011, Rs C-436/08 und 437/08, „Haribo/Salinen“, Rz 169; EuGH 3.6.2010, Rs C-487/08, „Kommission/Spanien“, 
Rz 56 mwH. 
62 Siehe zB. Übereinkommen vom 23. Juli 1990 über die Beseitigung der Doppelbesteuerung im Fall von Gewinnberichtigungen 
zwischen verbundenen Unternehmen (ABl. L 225, 10). 
63 Siehe zB. Richtlinie 90/435/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 über das gemeinsame Steuersystem der Mutter- und 
Tochtergesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten (ABl. L 157, 38) und 2003/48/EG des Rates vom 3. Juli 2003 im Bereich der 
Besteuerung von Zinserträgen (ABl. L 157, 38). 
64 Siehe EuGH 16.7.2009, Rs C-128/08,“ Jacques Damseaux“, unter Rz 30: “In Ermangelung unionsrechtlicher Vereinheitlichungs- 
oder Harmonisierungsmaßnahmen bleiben die Mitgliedsstaaten befugt, insbesondere zur Beseitigung der Doppelbesteuerung die 
Kriterien für die Aufteilung ihrer Steuerhoheit vertraglich oder einseitig festzulegen (Urteile Gilly, Rendnr. 24 und 30, vom 21. 
September 1999, Saint-Gobain ZN, C-307/97, Slg. 1999, I-6161, Randnr. 57, Amurta, Randnr. 17, sowie Orange European Smallcap 
Fund, Randnr. 32). Es ist ihre Sache, die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um Doppelbesteuerungssituationen zu vermeiden, indem 
sie ua. die in der internationalen Besteuerungspraxis befolgten Kriterien anwenden (vgl. Urteil Kerhaert und Morres, Randnr. 23).“  
65 Vgl. Stȯhl, EC Tax Rev. 1997, 228ff.; Reimer in Lehner (Hrsg), Grundfreiheiten im Steuerrecht der EU-Staaten, 2000, 58f.; Gammie 
in van Arendonk/Engelen/Jansen (Hrsg), A Tax Globalist – Essays in honour of Maarten J. Ellis, 2005, 277; Jacobs, Internationale 
Unternehmensbesteuerung5, 2002, 204 mwH. 
66 Nach Art 19 EUV (ehem Art 220 EG) sichert der Gerichtshof die „Wahrung des Rechts bei der Auslegung und der Anwendung dieses 
Vertrages“. Er besitzt das Entscheidungsmonopol hinsichtlich der letztverbindlichen Auslegung des Gemeinschaftsrechts und folgt dabei 
einer dynamischen , an den Vertragszielen und der praktischen Wirksamkeit („effet utile“) des Gemeinschaftsrechts orientierten 
Interpretationsmethode, welche nicht auf die Besonderheiten der nationalen Rechtsordnungen Rücksicht nimmt , sondern auf die 
Herstellung binnenmarktähnlicher Verhältnisse abzielt; siehe W.Loukota, EG-Grundfreiheiten und beschränkte Steuerpflicht, 2006, 19 
mwH. 
67 Der sog. „effet utile“ ist nicht eine Erfindung des EuGH sondern eine bereits seit der Antike praktizierte und der teleologischen 
Auslegung zuordenbare Auslegungssystematik/-regel von Gesetzen und Verträgen. Diese sind nach dem effet utile im Zweifel so 
auszulegen, dass sie wirksam und erfolgreich sind. Ein normativer Text der doppeldeutig oder unklar ist, soll demnach nicht so 
interpretiert werden, dass er leerläuft bzw keinen Anwendungsbereich mehr hat. Im Bereich des Europarechtes sollen EUV und AEUV 
daher im Zweifel in einer Form ausgelegt werden, welche die Ziele der Union möglichst effektiv verwirklicht und die Funktionsweise 
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welche sich aus dem Zusammenwirken mehrerer Jurisdiktionen ergeben, wären 
demnach jedenfalls aufzuheben.68 Offen erscheint lediglich die Form der 
Verantwortlichkeitszuteilung, für welche in der Literatur bisher keine einheitliche Lösung 
vorgeschlagen wurde bzw. wird. Zumeist wird eine Bezugnahme auf Richtlinienrecht (in 
Einzelfällen analoge Anwendungen z.B. im Bereich der Mutter-Tochter-RL69) und auf die 
in der internationalen Besteuerungspraxis befolgten Verteilungskriterien (OECD-
Musterabkommen) verwiesen.70 Der Rechtsprechung des EuGH lassen sich nur bedingt 
dogmatische Anknüpfungsmerkmale für eine Verantwortlichkeitszuteilung im Rahmen des 
beschränkenden Zusammenwirkens mehrerer Jurisdiktionen entnehmen, allerdings wurde 
in Einzelfällen selbst vom EuGH eine Orientierung an der völkerrechtlichen Praxis und der 
von der OECD erarbeiteten Musterabkommen als „nicht abwegig beurteilt“.71 Sogar dem 
Kommentar zum OECD-Musterabkommen (OECD-MK) und bloßen Berichten der OECD 
wurde seitens des EuGH bereits unionsrechtlich argumentative Bedeutung zugesprochen.72 
Vor diesem Hintergrund scheint es nicht abwegig, den AEUV so weit wie möglich 
konform zu einem OECD-Musterabkommen auszulegen. Die Heranziehung der 
Abkommenspraxis der in einen bestimmten Doppelbesteuerungsfall involvierten Staaten 
bzw. des OECD-Musterabkommens als Leitfaden für Fälle einer grundfreiheitswidrigen 
Quasibeschränkung bzw. als Basis für die Vornahme einer Verantwortlichkeitszuteilung 
zwischen Ansässigkeits- und Quellenstaat scheint daher als eine sachlich vertretbare 
Lösung heranziehbar zu sein.73 Im Schrifttum74 wird dazu ausgeführt:  
„Geht man also vor diesem Hintergrund von der Prämisse aus, dass der EuGH – 
nach dem Vorbild des US Supreme Court oder des schweizerischen Bundesgerichts – 
das tatbestandliche Verbot der juristischen Doppelbesteuerung durch eine konkrete 
Verantwortlichkeitszuteilung zu operationalisieren vermag, so kann dies wohl nur 
durch eine jahrzehntelange Einzelfallpraxis bewerkstelligt werden, die sich freilich  - 
in den Grenzen des Unionsrechts – am Hilfsmaßstab des OECD-MA orientieren 
könnte.“  
Als Anknüpfungspunkt für die Relevanz des OECD-MA als Instrument für die Lösung des 
Problems der Verantwortlichkeitszuteilung wird auf Art 220 AEUV (ehem 304 EGV) 
zurückgegriffen. Wenn auch das OECD-MA keine direkte Bindungswirkung für die 
                                                                                                                                                    
der Union sicherstellt. Dabei ist zu beachten, dass der effet utile zwar zur Lückenfüllung jedoch nicht zur Ausweitung des Unionsrechtes 
verwendet werden darf. Kritisch dazu Honsell, Der „effet utile“ und der EuGH, in Bernat/Böhler/Weilinger (Hrsg), FS Krejci – Zum 
Recht der Wirtschaft, 2001,1929ff; siehe auch Cordewener, Cross-Border Loss Relief and the „Effet Utile“ of EU Law: Are we Losing 
It?, EC Tax Review 2011, 58.   
68 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, 2007, 238 mit Verweis auf Englisch, Intertax 2005, 324 und Schön in Schön (Hrsg), 
GedS Knobbe-Keuk, 1997, 773. 
69 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, 2007, 242 mit Verweis auf Cordewener, Europäische Grundfreiheiten und internationales 
Steuerrecht, 2002, 882. 
70 Vgl. Heydt, Beseitigung von Doppelbesteuerungen auf Grundlage allgemeiner, nicht steuerspezifischer Normen, vor allem in der 
Europäischen Union, in Lang/Weinzierl (Hrsg), Europäisches Steuerrecht – FS Rödler, 2010, 362; ebd, Juristische Doppelbesteuerung 
als ungelöstes Problem: Kann der EuGH Klarheit schaffen?, SWI 2011, 371ff;  Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, 2007, 242ff; 
Marres, Intertax, 2011, 124. 
71 Vgl. EuGH 12.5.1998, Rs C-336/96, Slg 1998, I-2793, Gilly – Rz 31; EuGH 23.2.2006, Rs C-513/03, Slg 2006, I-1957, van Hilten-
van der Heijden – Rz 48, EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N – Rz 45. 
72 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, Wien 2007, 249 mit Verweis auf EuGH 23.2.2006, C-513/03, Slg 2006, I-1957, van 
Hilten-van der Heijden – Rz 48 mwH (FN 578 und 579). 
73 Vgl. Schlussanträge GA Mischo 26.9.2002, C-324/00, Slg 2002 I-11779, Lankhorst-Hohorst – Rz 81, zitiert nach Kofler, 
Doppelbesteuerungsabkommen, 2007, 248f. mwH. 
74 Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, 2007, 250 unter Verweis auf Cordewener, Europäische Grundfreiheiten und nationales 
Steuerrecht, 2002, 887; Fibbe/de Graaf in Arendonk/Engelen/Jansen (Hrsg), A Tax Globalist – Essays in honour of Maarten J.Ellis, 
2005, 258; Schnitger, Die Grenzen der Einwirkungen der Grundfreiheiten des EG-Vertrages auf das Ertragsteuerrecht, 2006, 266.  
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Unionsinstitutionen bzw. den EuGH entfaltet und keinen völkergewohnheitsrechtlichen 
Charakter annimmt75, so kann es lt. Schrifttum76 aufgrund seiner faktischen Relevanz für 
die bilateralen Abkommen der Mitgliedsstaaten dennoch als „europäischer Standard“ 
angesehen werden. Neben der analogen Heranziehung von Richtlinienrecht oder der 
Aktivierung der Grundsätze des internationalen Steuerrechts (in Form des OECD-MA) 
wird v.a. im Falle eines Treaty Override oder Treaty Underride die Heranziehung des den 
konkreten Sachverhalt erfassenden Doppelbesteuerungsabkommens als „Ersatzmaßstab“ 
für die Verantwortlichkeitszuteilung vertreten.77 Hinsichtlich der Heranziehung von 
Doppelbesteuerungsabkommen seitens des EuGH zwecks Vermeidung einer den 
Grundfreiheiten widersprechenden Doppelbesteuerung ist jedoch zu beachten, dass lt. hA78 
dem EuGH nicht die Kompetenz zukommt, Doppelbesteuerungsabkommen zu 
interpretieren. Insofern ein Doppelbesteuerungsabkommen jedoch als Instrumentarium zur 
Beseitigung grundfreiheitswidriger Doppelbesteuerung einstuft wird, wäre diesbezüglich 
die Annahme einer Auslegungskompetenz seitens des EuGH ein wichtiger Schritt in 
Richtung gemeinsamer Binnenmarkt. In diesem Sinne wäre es lt. Schrifttum79 
wünschenswert, dass  
„[…] der EuGH nicht bloß ein grundfreiheitsrechtliches Gebot der Vermeidung der 
Doppelbesteuerung judiziert, sondern auch den Charakter der 
Doppelbesteuerungsabkommen als Ausführungsbestimmungen im Verhältnis zum 
EG-Vertrag akzeptiert und eine Auslegungskompetenz für sie beansprucht.“    
Zudem erscheint es nicht ausgeschlossen, statt den EuGH mit der 
Verantwortlichkeitszurechnung zu belasten, den an der Doppelbesteuerung mitschuldigen 
Mitgliedsstaaten eine gemeinsame Verpflichtung zur Beseitigung dieser aufzuerlegen (z.B. 
im Rahmen eines Verständigungsverfahrens). Im Zuge einer derartigen Vorgehensweise 
müsste der EuGH die unionsrechtswidrige Doppelbesteuerung lediglich feststellen aber 
nicht auch zusätzlich auflösen.80 
Wird Doppelbesteuerung als unionsrechtlich unzulässige Beschränkung gewertet, so wird 
in der Literatur gelegentlich eine Rechtfertigung dieser über Gründe des 
Allgemeininteresses bzw. über mitgliedsstaatliche Fiskalinteressen versucht. Unter 
Berücksichtigung der Tatsache, dass Fiskalinteressen seitens des EuGH wiederholt als 
                                                 
75 Vgl. Lang in Gassner/Lang/Lechner (Hrsg), Doppelbesteuerungsabkommen und EU-Recht, 1996, 35f. 
76 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, Wien 2007, 251 unter Verweis auf Lehner, BIFD 2000, 465; Vanistendael, ET 2006, 
419. 
77 Vgl. Cordewener, Europäische Grundfreiheiten und nationales Steuerrecht, 2002, 882ff; Englisch, Dividendenbesteuerung, 2005, 
257ff, Englisch, Intertax, 2005, 324; Kofler, SWI 2006, 70f; Schnitger, Die Grenzen der Einwirkungen der Grundfreiheiten des EG-
Vertrages auf das Ertragsteuerrecht, 2006, 265; Schön, in Schön (Hrsg), GedS Knobbe-Keuk, 1997, 772 ff. zitiert nach Kofler, 
Doppelbesteuerungsabkommen, 2007, 259.   
78 Vgl. Wattel, LIEI 2004, 82f.; Schlussantrag GA Kokott 14.7.2005, Rs C-265/04, Slg 2006, I-923, „Bouanich“ –Rz 53; EuGH 
14.2.2000, Rs C-141/99, Slg 2000, I-11619,“ AMID“ – Rz 18, zitiert nach Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, 2007, 261 FN 635 
und 263 FN 639. 
79 Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, 2007, 263 und 132 mit Verweis auf Heydt in Lehner (Hrsg), Grundfreiheiten im Steuerrecht 
der EU-Staaten, 2000, 37 und  Heydt in Haarmann (Hrsg), Auslegung und Anwendung von Doppelbesteuerungsabkommen, 2004, 34 
mwH. 
80 Vgl. Farmer/Zalinski in Xenopoulos (Hrsg), Direct tax rules and the EU fundamental freedoms: origin and scope of the problem; 
National and Community responses and solutions (FIDE 2006), 403; Kofler/Mason, CJEL 2007, 81; Kühbacher, Zum 
Anrechnungsvortrag für ausländische Quellensteuern, ÖStZ 2010, 246; Heydt, Beseitigung von Doppelbesteuerungen auf Grundlage 
allgemeiner, nicht steuerspezifischer Normen, vor allem in der Europäischen Union, in Lang/Weinzierl (Hrsg), Europäisches Steuerrecht, 
2010, 367f (zu einem Vorabentscheidungsverfahren mit einer Aufforderung zur Beteiligung für alle involvierten Staaten); ebd, SWI 
2011, 373. Zustimmend scheinbar auch Jirousek in Jirousek, Tax Treaty Law and European Union Law, SWI 2012, 56, FN 20 (unter 
Verweis auf Heydt).  
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Rechtfertigungsgrund für unionsrechtswidrige Beschränkungen verworfen wurden, lässt 
die hA81 eine diesbezügliche Rechtfertigung nicht zu.   
Abschließend ist zur Frage der juristischen Doppelbesteuerung festzuhalten, dass sowohl 
die Kommission82, Stimmen aus dem EuGH83 als auch das Schrifttum84 aufgrund der 
faktischen Besonderheiten im Fall Kerckhaert-Morres85 die Frage der unionsrechtlichen 
Zulässigkeit juristischer Doppelbesteuerung bis vor Kurzem als noch nicht endgültig gelöst 
ansahen. Allerdings musste im Rahmen der Fälle Margarete Block86, Damseaux87 und 
zuletzt Haribo/Salinen88 sowie NGI89 wahrgenommen werden, dass der EuGH in dieser 
Frage nun scheinbar eine doch konsistente Rechtsprechungslinie verfolgt und die 
Ableitung eines allgemeinen Verbotes juristischer Doppelbesteuerung – trotz der 
Entwicklung zahlreicher alternativer Lösungsvorschläge zur Problematik der 
Verantwortungszuteilung durch das Schrifttum90 – weiterhin vehement ablehnt. Dieser 
Ansatz stellt insofern eine neue Entwicklung der letzten Jahre dar als die Judikatur des 
EuGH in der Vergangenheit auch Anhaltspunkte für die Annahme eines allgemeinen 
Verbotes von Doppelbesteuerung lieferte und die aktuelle Judikaturlinie des EuGH daher 
nicht konsistent erscheinen lässt.91 Darüber hinaus relativieren nach wie vor Teile des 
Schrifttums92 die Aussagekraft von Kerckhaert-Morres93, Margarete Block94 und 
Damseaux95 hinsichtlich der Frage nach dem unionsrechtlich absoluten Verbot der 
juristischen Doppelbesteuerung insofern als sie meinen, in der Form der Beantwortung der 
Vorabentscheidungsfragen den Versuch des EuGH zu erkennen, einer direkten 
Beantwortung der Frage auszuweichen. Dies wäre aus der Argumentationslinie des EuGH 
in den drei Fällen zu erkennen, in welcher lediglich auf die fehlende einseitige 
Entlastungsverpflichtung seitens der Ansässigkeitsstaaten eingegangen wird. ME fehlt es 
                                                 
81 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, 2007, 264 mwH. 
82 Kommissar Kovács hat etwa im Hinblick auf das Urteil in Kerckhaert and Morres bemerkt, dass der EuGH übersehen hat „to take into 
account the internal market issue“ , siehe Parker/Houlder, Investors hit as court backs Belgian double taxation, Financial Times UK 
(15.11.2006) sowie Pressemitteilung „Direkte Besteuerung: Kommission verklagt Belgien wegen Diskriminierung bei Dividenden aus 
dem Ausland „, IP/07/67 (22.1.2007) und dazu zB Quaghebeur, BTR 2007, 125ff; Isenbaert, EC Tax Review 2007, 243f zitiert nach 
Kofler/Metzler, ÖStZ 2009, 220 FN 22.  
83 Vgl. Schlussanträge GA Kokott 15.2.2007, Rs C-464/05, Slg 2007, I-9325, Geurts and Vogten – RN 60 m FN 37; Beitrag von EuGH-
Richter Lenaerts in FS Vanistendael, 2008, 628f, der in seiner Diskussion des Kerckhaert-Morres Urteils anmerkt, dass „Community 
law does not question the parallel existence of tax competence of the Member States concerned“, zitiert nach Kofler/Metzler, ÖStZ 2009, 
220 FN 23. 
84 Vgl. Rainer, Intertax 2007, 64; Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, 2007, 154 ff, Kofler/Mason, 14 CJEL 2007, 67ff; 
Loukota/Jirousek, SWI 2007, 297ff; van Thiel in Weber (Hrsg), The Influence of European Law on Direct Taxation: Recent and Future 
Developments, 2007, 118ff und 136f; Beiser, SWI 2008, 59ff und in FS Nolz, 2008, 4f; Vanistendael, BIFD 2008, 96ff; Vanistendael, 
EC Tax Rev, 2008, 61ff; Heydt, 3519 Europolitics 24f (28 April 2008); Jirousek in FS Nolz, 2008, 47f; Wathelet in FS Vanistendael, 
2008, 916“; zitiert nach Kofler/Metzler, ÖStZ 2009, 220 FN 24; Beiser, Doppelbesteuerungsabkommen im Gemeinschaftsrecht, ÖStZ 
2009, 211ff. 
85 Vgl. EuGH 14.11.2006, Rs C-513/04, „Kerckhaert und Morres“. 
86 Vgl. EuGH 12.2.2009, Rs C-67/08, „Margarete Block”. 
87 Vgl. EuGH 16.7.2009, Rs C-128/08, „Jacques Damseaux”. 
88 Vgl. EuGH 10.2.2011, Rs C-436/08 und 437/08, „Haribo Lakritzen Hans Riegel BetriebsgmbH und Österreichische Salinen“. 
89 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus. 
90 Vgl. Snell, ICLQ 2007, 361ff; Kofler/Mason, CJEL 2007, 79ff; Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, 2007, 177ff; Heydt, 
Beseitigung von Doppelbesteuerungen auf Grundlage allgemeiner, nicht steuerspezifischer Normen, vor allem in der Europäischen 
Union, in Lang/Weinzierl (Hrsg), Europäisches Steuerrecht, 2010, 365ff. 
91 Vgl. Marres, The Principle of Territoriality and Cross-Border Loss Compensation, Intertax 2011, Vol 39 Issue 3, 116 und dessen 
Hinweis auf EuGH 12.12.2002, Rs C-385/00, “De Groot”. 
92 Vgl. Kühbacher, Die Rs Damseaux: Ist  juristische Doppelbesteuerung im Gemeinschaftsrecht nun endgültig erlaubt?, ÖStZ 2009, 
496ff; Kühbacher, Zum Anrechnungsvortrag für ausländische Quellensteuern, ÖStZ 2010, 246. 
93 Vgl. EuGH 14.11.2006, Rs C-513/04, „Kerckhaert und Morres“. 
94 Vgl. EuGH 12.2.2009, Rs C-67/08, “Margarete Block”. 
95 Vgl. EuGH 16.7.2009, Rs C-128/08, “Jacques Damseaux”. 
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der Aussage seitens des EuGH im Rahmen der o.a. Fälle bezüglich der Frage nach einem 
etwaigen Verbot juristischer Doppelbesteuerung jedoch nicht an Klarheit. 
„Zwar gehört die Beseitigung der Doppelbesteuerung innerhalb der Europäischen 
Union zu den Zielen des EG-Vertrags, doch ist festzustellen, dass bis heute […] die 
Mitgliedstaaten kein multilaterales Übereinkommen nach Art 293 EG mit diesem 
Ziel geschlossen haben. 96 
In Ermangelung unionsrechtlicher Vereinheitlichungs- und 
Harmonisierungsmaßnahmen bleiben die Mitgliedstaaten befugt, insbesondere zur 
Beseitigung der Doppelbesteuerung die Kriterien für die Aufteilung ihrer 
Steuerhoheit vertraglich oder einseitig festzulegen […]. Es ist ihre Sache, die 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um Doppelbesteuerungssituationen zu 
vermeiden, indem sie ua. die in der internationalen Besteuerungspraxis befolgten 
Kriterien anwenden. 97 
[…] ist auf diese Frage zu antworten, dass, da das Unionsrecht bei seinem 
gegenwärtigen Stand und in einer Situation wie der im Ausgangsverfahren in Rede 
stehenden in Bezug auf die Beseitigung der Doppelbesteuerung innerhalb der 
Union keine allgemeinen Kriterien für die Verteilung der Befugnisse der 
Mitgliedstaaten untereinander vorschreibt, Art 56 EG einem bilateralen 
Steuerabkommen […] nicht entgegensteht, nach dem die Dividenden […] in 
beiden Mitgliedstaaten besteuert werden können und das für den 
Wohnsitzmitgliedstaat des Anteilseigners keine unbedingte Verpflichtung zur 
Verhinderung der sich daraus ergebenden juristischen Doppelbesteuerung 
vorsieht.98“      
Wäre der EuGH der Meinung, juristische Doppelbesteuerung stelle tatsächlich einen 
Verstoß gegen die primärrechtlichen Grundlagen des AEUV dar und ein Problem wäre – 
mangels fehlender einschlägiger Regelung – lediglich in der der Feststellung der 
Rechtswidrigkeit zwingend folgenden Verantwortungszuteilung zu sehen, so würde er 
wohl nicht direkt die ausschließliche Kompetenz der Mitgliedstaaten hinsichtlich der 
Vermeidung von Doppelbesteuerung betonen. Die Untermauerung seines Urteils über 
Hinweis auf das praktische Problem der Verantwortungszuteilung ist mE nicht zwingend 
gleichzusetzen mit einer fehlenden Position des EuGH zum Nichtvorliegen eines etwaigen 
Doppelbesteuerungsverbotes.99 Diese – ein primärrechtlich fundiertes Verbot 
diskriminierungsfreier, juristischer Doppelbesteuerung ablehnende – Position, ist mE aus 
der Formulierung der Urteile Kerckhaert-Morres100, Margarete Block101, Damseaux102 und 
zuletzt Haribo/Salinen103 ablesbar. Allerdings erscheint es fragwürdig, ob die Ansicht des 
                                                 
96 EuGH 16.7.2009, Rs C-128/08, “Jacques Damseaux”, Rz 28. 
97 EuGH 16.7.2009, Rs C-128/08, “Jacques Damseaux” Rz 30. 
98 EuGH 16.7.2009, Rs C-128/08, “Jacques Damseaux” Rz 35. 
99 Vgl. dazu auch Hinnekens, The Uneasy Case and Fate of Article 293 Second Indent EC, Intertax, 2009, Vol 37, Issue 11, 608f. 
welcher unter Hinweis auf die Rs Niels Nygȯrd, C-234/99 auf die klare Position des EuGH hinsichtlich der Verneinung eines absoluten 
Doppelbesteuerungsverbotes Bezug nimmt.  
100 Vgl. EuGH 14.11.2006, Rs C-513/04, „Kerckhaert und Morres“. 
101 Vgl. EuGH 12.2.2009, Rs C-67/08, “Margarete Block”. 
102 Vgl. EuGH 16.7.2009, Rs C-128/08, “Jacques Damseaux”. 
103 Vgl. EuGH 10.2.2011, Rs C-436/08 und 437/08, „Haribo/Salinen“, Rz 166-172. 
  50
EuGH hinsichtlich eines fehlenden Doppelbesteuerungsverbotes implizit nicht tatsächlich 
vom Bewusstsein getragen ist, über keine unionsrechtlichen Instrumente zur Auflösung der 
Doppelbesteuerung bzw. Verantwortungszuteilung zu verfügen104 und ob der EuGH in 
diesem Punkt Zwänge voraussetzt, welche tatsächlich nicht bestehen.  
Die Frage, welche sich beim Studium der Fälle Kerckhaert-Morres105, Margarete Block106, 
Damseaux107 sowie Haribo/Salinen108 daher aufdrängt, ist: Müssen explizite 
unionsrechtliche Vorgaben zur Aufteilung von Besteuerungsrechten bzw. zur 
Harmonisierung nationalstaatlicher Besteuerungsregime unbedingt existieren, um eine 
vorhandene Doppelbesteuerung als Verstoß gegen die unionsrechtlichen Grundfreiheiten 
einstufen zu können?   
Der EuGH verweist in seinen diesbezüglichen Urteilen wiederholt auf die bestehende 
Besteuerungsautonomie der Mitgliedstaaten und ihre Kompetenzen bei der Aufteilung von 
Besteuerungsrechten. Er verweist weiters darauf, dass auf unionsrechtlicher Ebene (bis auf 
wenige Ausnahmen) noch keine diesbezüglichen Aufteilungsmechanismen etabliert 
wurden.109 Die Antwort auf die Frage, warum fehlende explizite unionsrechtliche 
Aufteilungsmechanismen Doppelbesteuerung und die Nichtverwirklichung eines idealen 
Binnenmarktes rechtfertigen, ist der EuGH bis dato schuldig geblieben. Gerade weil die 
Mitgliedstaaten in der Lage sind, aufgrund ihrer Autonomie (z.B. über den Abschluss von 
Doppelbesteuerungsabkommen oder multilateraler Abkommen) Doppelbesteuerungs-
effekte zu vermeiden, sollten mE eben diese für die Beseitigung der Mehrfachbelastung 
verantwortlich gemacht und dazu verpflichtet werden, eine Lösung zur Herstellung eines 
idealtypischen Binnenmarktes – unter Ausnutzung ihrer Dispositionsfreiheiten – 
herbeizuführen (sog. „Koordinationslast“).110 Die Tatsache, dass der EuGH nicht vorgibt 
bzw. vorgeben kann, auf welche Art und Weise die Mitgliedstaaten die Doppelbesteuerung 
auflösen müssen, steht mE in keinem unbedingten Zusammenhang mit der Frage nach der 
Kompetenz des EuGH, über das Vorliegen eines Verstoßes gegen die primärrechtlichen 
Grundfreiheiten der Verträge iSd Art 267 AEUV (ehem Art 234 EG) urteilen zu können. 
Bloß weil der unionsrechtliche Rahmen nicht explizit vorgibt, wie Besteuerungsrechte in 
Doppelbesteuerungssituationen zwischen Ansässigkeits- und Quellenstaat aufzuteilen sind, 
kann der EuGH über das Vorliegen der Rechtswidrigkeit an sich urteilen. Der EuGH 
scheint jedoch davon auszugehen, dass Doppelbesteuerung tatsächlich nur unter der 
Voraussetzung als unionsrechtswidrig eingestuft werden kann als gleichzeitig auf 
unionsrechtlicher Ebene vorgegeben wird, wie die Doppelbesteuerungssituation aufzulösen 
ist. Diese Sichtweise wird von Teilen des Schrifttums wohl zu Recht nicht geteilt.111 Es ist 
nicht nachvollziehbar, warum Doppelbesteuerung – welche denklogisch und offensichtlich 
                                                 
104 Siehe den Verweis auf die „Verantwortlichkeitszuteilungsproblematik“ als zentrales Begründungselement in Kofler/Metzler, ÖStZ 
2009, 220, Pkt 1.4. mwH. 
105 Vgl. EuGH 14.11.2006, C-513/04, Kerckhaert und Morres. 
106 Vgl. EuGH 12.2.2009, C-67/08, Margarete Block. 
107 Vgl. EuGH 16.7.2009, C-128/08, Jacques Damseaux. 
108 Vgl. EuGH 10.2.2011, C-436/08 und 437/08, Haribo Lakritzen Hans Riegel BetriebsgmbH und Österreichische Salinen. 
109 Vgl. EuGH 16.7.2009, C-128/08, Jacques Damseaux, Rz30 mit Hinweis auf Rs Gilly C-336/96, Rz24-30, Rs Saint-Gobain C-307/97, 
Rz57, Amurta C-379/05, Rz17, Orange European Smallcap Fund C-194/06, Rz 32, Kerckhaert und Morres C-513/04, Rz 23).  
110 Vgl. Beiser, Sind Doppelbesteuerungen gemeinschaftsrechtskonform?, RdW 1/2010, 57f.; Kofler/Metzler, ÖStZ 2009, 222, Pkt 3.1. 
111 Vgl. Heydt, Beseitigung von Doppelbesteuerungen auf Grundlage allgemeiner, nicht steuerspezifischer Normen, vor allem in der 
Europäischen Union, in Lang/Weinzierl (Hrsg), Europäisches Steuerrecht, 2010, 360ff; ebd., SWI 2011, 373; Beiser, RdW 1/2010, 57f.; 
Beiser, Doppelbesteuerungsabkommen im Gemeinschaftsrecht, ÖStZ 2009, 213 im Ergebnis ebenso Kofler, 
Doppelbesteuerungsabkommen, Wien 2007, 238, FN 520 mwH. 
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einen Verstoß gegen das Binnenmarktprinzip darstellt112 – vom EuGH alleine deshalb 
nicht als rechtswidrig qualifiziert wird, weil keine expliziten unionsrechtlichen Regularien 
zur Verantwortungszuteilung existieren. In diesem Sinne stellte F. Vanistendael113 treffend 
fest: 
„However, the absence of adequate legislative action by the Member States at 
the EU level [zur Schaffung einer Verantwortungszuteilung, Anm. d. Verf.] 
should not deter the ECJ from fulfilling its jurisprudential mission under the 
EC Treaty“. 
Im Schrifttum114 wird die als „Bunkertaktik“ gewertete Position des EuGH größtenteils als 
politische Entscheidung aufgenommen. Der Ansatz des EuGH erscheint sachlich und unter 
Berücksichtigung der Zielsetzung („gemeinsamer Binnenmarkt“ iSd Art 26 Abs 2 AEUV) 
der EU jedenfalls nicht nachvollziehbar. Der EuGH – unter Verweis auf die Zielsetzung 
und die intendierte Funktionsweise des Binnenmarktes – scheint gegen doppelte 
Verlustverwertung restriktiver vorzugehen, sich jedoch andererseits außer Stande zu sehen, 
offensichtlich binnenmarktwidrige Doppelbesteuerung zu sanktionieren.115 ME scheint es 
sachlich nicht nachvollziehbar, einerseits diskriminierende Besteuerungsmaßnahmen – 
welche dem Zweck dienen, Doppelverlustverwertung zu vermeiden – über das Argument 
der „erforderlichen, ausgewogenen Verteilung von Besteuerungsbefugnissen innerhalb der 
EU“ zu rechtfertigen116 und im Gegenzug, Quasi-Doppelbesteuerung als das 
unvermeidbare Ergebnis nicht harmonisierter Steuerjurisdiktionen zu akzeptieren. Insofern 
die notwendige Vermeidung von potenzieller Doppelverlustverwertung – obwohl diese 
prinzipiell ebenso lediglich das Ergebnis fehlender Steuerharmonisierung darstellt117 – lt. 
EuGH aus den  Grundprinzipien der Union ableitbar ist, müsste selbiges wohl auch für die 
Vermeidung von Doppelbesteuerung gelten. Ein Verständnis des Binnenmarktbegriffes, 
welches auf die Vermeidung von Doppelverlustverwertung bzw. Keinmalbesteuerung 
hinausläuft und andererseits aber Doppelbesteuerung als das Ergebnis nicht harmonisierter 
Steuerjurisdiktionen akzeptiert, ist sachlich nicht nachvollziehbar bzw. wohl eher als 
fiskalisch motivierte steuerpolitische Entscheidung zu verstehen.          
                                                 
112 Zuletzt dazu Beiser, Sind Doppelbesteuerungen gemeinschaftsrechtskonform?, RdW 1/2010, 56f unter Hinweis auf Loukota/Jirousek, 
SWI 2007, 295ff und Beiser, ÖStZ 2009, 211ff mwH und Kofler/Metzler, ÖStZ 2009, 223 mwH; ebenso wohl Kemmeren, After repeal 
of Article 293 EC Treaty under the Lisbon Treaty: The EU objective of eliminating double taxation can be applied more widely, EC Tax 
Review 2008, 156ff.  Auch Lang versteht Doppelbesteuerung als ein Hindernis für den Binnenmarkt, scheint aber in dessen Vermeidung 
wohl eher ein steuerpolitisches Ziel als eine zwingende unionsrechtliche Notwendigkeit zu erkennen, vgl Lang, ECJ case law on cross-
border dividend taxation – recent developments, EC Tax Review, 2008-2, 68 unter Verweis auf Gutmann, Some Theoretical Thoughts 
on Judicial Power, in Hinnekens and Hinnekens (Hrsg), Festschrift in honour of Frans Vanistendael, 2007, 492.   
113 Vanistendael, Does the ECJ have the power of interpretation to build a tax system compatible with the fundamental freedoms?, EC 
Tax Review, 2008-2, 66. 
114 Vgl. Kofler/Metzler, ÖStZ 2009, 222; siehe auch Graetz/Warren, Dividend Taxation in Europe: When the ECJ Makes Tax Policy, 
Common Market Law Review 2007, 1577ff. 
115 Vgl. Kofler/Metzler, ÖStZ 2009, 223 unter Verweis auf Vanistendael, ET 2006, 416. 
116 Vgl. zB EuGH 13.12.2005, C-446/03, Marks & Spencer, Slg 2005, I-10837. 
117 Vgl. Lang, Marks & Spencer – Eine erste Analyse des EuGH-Urteils, SWI 2006, 7 im Rahmen dessen die rechtsdogmatische Geltung 
des Argumentes der ausgewogenen Aufteilung von Besteuerungsrechten bzw der Vermeidung von „weißen Einkünften“ kritisch 
hinterfragt wird da tatsächlich bloß das Ergebnis fehlender Harmonisierung. 
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3.3.2 Änderungen durch den Vertrag von Lissabon – Wegfall Art 293 EG 
Im Rahmen des Lissabon Prozesses wurde – mit Wirkung ab 1. Dezember 2009 – der EGV 
in den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)118 umbenannt und 
inhaltlich neu strukturiert. Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass diese 
Neustrukturierung der vertraglichen Grundlage der Europäischen Union keine 
Auswirkungen auf den steuerrechtlich relevanten Grundrechtsschutz hat.119  
Eine wesentliche Änderung im Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union im 
Vergleich zum EGV ist darin zu erkennen, dass Art 293 EG ersatzlos gestrichen wurde. 
Art 293 EG lautete wie folgt: 
„Soweit erforderlich, leiten die Mitgliedstaaten untereinander Verhandlungen ein, 
um zugunsten ihrer Staatsangehörigen Folgendes sicherzustellen: 
— […], 
— die Beseitigung der Doppelbesteuerung innerhalb der Gemeinschaft,[…].“ 
Art 293 TS 2 EG formulierte somit eine Verpflichtung für die Mitgliedstaaten, 
Vertragsverhandlungen insoweit einzuleiten, als diese zur Vermeidung von 
Doppelbesteuerung erforderlich waren. Auf unionsrechtlicher Ebene wurde somit über Art 
293 TS 2 EG an die Mitgliedsstaaten der Anspruch gestellt, juristische sowie 
wirtschaftliche Doppelbesteuerung – welche zwangsläufig aus dem Nebeneinander von 
Welteinkommens- und Territorialitätsprinzip in den nationalen Steuerrechtssystemen 
heraus resultiert – über den Abschluss von völkerrechtlichen Doppelbesteuerungs-
abkommen zu verhindern.120  
Die exakten Gründe für die Streichung von Art 293 EG im Rahmen des Lissabon 
Prozesses sind bis dato unbekannt.121 Unabhängig von den für die Streichung der Norm 
ausschlaggebenden Gründen stellt sich jedoch die Frage, ob – Art 293 TS 2 EG stellte 
schließlich die einzige Norm im EGV dar, welche auf die Vermeidung von 
Doppelbesteuerung explizit Bezug nahm122 – und inwieweit mit der Streichung eine 
etwaige Stärkung bzw. Schwächung der Rechtsposition des Steuerpflichtigen verbunden 
ist. Die Beantwortung dieser Frage bedingt ein Verständnis der grundlegenden 
Funktionsweise bzw. Zielsetzung von Art 293 TS 2 EG. 
                                                 
118 Vgl. Abl 2008/C 115. 
119 Vgl. Smit, The Lisbon Treaty and the impact on company taxation within the EU, Tax Planning International European Tax Services, 
01/2010, 4ff. 
120 Vgl. Loukota/Jirousek, Doppelbesteuerung und Gemeinschaftsrecht, SWI 2007, S.296. 
121 Vgl. Hinnekens, Intertax, 2009, Vol 37, Issue 11, 606; Schellmann, The Lisbon Treaty and its impact on the tax policy of the 
European Union, in Lang/Weinzierl (Hrsg), Europäisches Steuerrecht, 2010, 830 unter Hinweis auf Kemmeren, After repeal of Article 
293 EC Treaty under the Lisbon Treaty: The EU objective of eliminating double taxation can be applied more widely, EC Tax Review 
2008, 156; Marres, The Principle of Territoriality and Cross-Border Loss Compensation, Intertax 2011, Vol 39 Issue 3, 116f; zuletzt 
Jirousek, Tax Treaty Law and European Union Law, SWI 2012, 55f. 
122 Vgl. Hinnekens, Intertax, 2009, Vol 37, Issue 11, 602. 
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Art 293 TS 2 EG formuliert eine Verpflichtung123 der Mitgliedsstaaten zur bloßen 
Einleitung von Vertragsverhandlungen („Verhandlungseinleitungspflicht“) und nicht zum 
Abschluss derselben. Zudem müssen Vertragsverhandlungen nur insoweit eingeleitet 
werden als Doppelbesteuerung nicht bereits durch bestehende bilaterale oder multilaterale 
Doppelbesteuerungsabkommen vermieden wird, wobei lt. Schrifttum unklar ist, ob Art 293 
TS 2 EG die Einleitung von Vertragsverhandlungen zwecks Abschluss eines 
multilateralen, alle Mitgliedsstaaten umfassenden Abkommens oder von lediglich 
bilateralen Abkommen fordert.124 Kommen die Vertragsstaaten ihrer Verpflichtung zur 
Einleitung von Vertragsverhandlungen nach Art 293 TS 2 EG nach, wird ein 
Vertragsabschluss jedoch nicht erreicht so ist diese Tatsache nach Meinung der 
Kommission nicht von Sanktionen bedroht.125 Es ist davon auszugehen, dass die in Art 293 
TS 2 EG angesprochene Doppelbesteuerung sowohl die juristische als auch die 
wirtschaftliche Doppelbesteuerung anspricht und nicht lediglich Ertragsteuern sondern 
auch Vermögens-, Erbschaft- und Schenkungssteuern erfasst.126 
Seitens des EuGH127 wurde hinsichtlich Art 293 TS 2 EG bereits mehrfach klar 
ausjudiziert, dass dieser keinen unmittelbar geltenden Rechtssatz aufstellt, sondern nur den 
Rahmen bzw. das Ziel für die seitens der Mitgliedstaaten einzuleitenden Verhandlungen 
absteckt, wobei darauf hinzuweisen ist, dass die Befugnis zur Einleitung von 
entsprechenden Vertragsverhandlungen nicht erst durch Art 293 TS 2 EG begründet wird, 
sondern aufgrund der völkerrechtlichen Souveränität der Mitgliedstaaten bereits 
unabhängig davon besteht.128 Art 293 TS 2 EG machte lediglich klar, dass die Beseitigung 
der Doppelbesteuerung innerhalb der Union zu den Zielen des Vertrages gehört.129 Die 
Zielsetzung von Art 293 TS 2 EG deckte sich nach Meinung des Schrifttums im weitesten 
Sinne mit jener von Art 2 und 3 EG (nach Lissabon: Art 3 Abs 3 EUV). Aus der 
grundsätzlichen Zielsetzung der Union, einen Binnenmarkt zu errichten, und der Tatsache, 
dass Doppelbesteuerung dieser Zielsetzung diametral widerspricht, wird seitens der hL130 
die Feststellung abgeleitet, dass selbst bei Streichung von Art 293 TS 2 EG davon 
auszugehen  ist, dass die Vermeidung von Doppelbesteuerung unverändert ein Ziel der 
Union darstellt. Die Zielsetzung von Art 293 TS 2 EG resultiert daher bereits aus dem 
allgemeinen Binnenmarktziel der Union, weshalb Art 293 EGV als konkrete 
Verpflichtungsnorm „wünschenswert aber wohl nicht zwingend notwendig ist“.131 Um 
eine Unionskompetenz auf dem Gebiet der Beseitigung der Doppelbesteuerung zu 
erkennen, bedarf es – da die Verpflichtung zur Beseitigung von Doppelbesteuerung dem 
                                                 
123 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, Wien 2007, 373, FN 572 und FN 573, siehe auch unter 381ff mwH – demnach wird die 
Regelung von Teilen des Schrifttums bloß als unverbindliche „Absichtserklärung“ qualifiziert. Kofler scheint einem verpflichtenden 
Charakter der Regelung schließlich den Vorzug zu geben, siehe 413, unter Hinweis auf den EuGH FN 764.   
124 Vgl. ders, 375f, FN 585 bis 587 – seitens Kofler zielt Art 293 EG auf den Abschluss multilateraler Abkommen ab, da nur diese 
geeignet sind das der Regelung inhärente Ziel der Vermeidung von Doppelbesteuerung effektiv zu verwirklichen, siehe 413, FN 765; 
siehe dazu auch Hinnekens, Intertax, 2009, Vol 37, Issue 11, 604, welcher ebenso auf den Wortlaut und die Zielsetzung des Art 293 
abstellt. 
125 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, 2007, 414, FN 766. 
126 Vgl. ders, 370f mwH. 
127 Vgl. EuGH 10.2.1994, C-398/92, Slg 1994, I-467, Mund & Fester – Rz 11; EuGH 12.5.1998, C-336/96, Slg 1998, I-2793, Gilly – Rz 
15. 
128 Vgl. Schwartz in von der Groeben/Thiesing/Ehlermann (Hrsg), Kommentar zum EWG-Vertrag IV4, 1991, Art 220 Rz 4. 
129 Vgl. Schweitzer in Grabitz/Hilf (Hrsg), Das Recht der Europäischen Union III Art 293 EGV Rz 1. 
130 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, Wien 2007, 369 mit Verweis auf Terra/Wattel, European Tax Law3, 2001, 60 sowie 
Terra/Wattel, European Tax Law4, 2005, 100, weiters Hinnekens, EC Tax Rev. 1992, 70 und Hinnekens, BTR 1996, 142. 
131 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, Wien 2007, 370 mit Verweis ua auf Wattel, ET 2000, 213; zustimmend Jirousek, Tax 
Treaty Law and European Union Law, SWI 2012, 55. 
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Begriff des Gemeinsamen Marktes bzw. jenem des Binnenmarktes nach hA132 bereits 
inhärent ist – nicht erst des Art 293 TS 2 EG. Die entsprechende Rechtssetzungskompetenz 
kann aus Art 115 AEUV (ehem Art 94 EG) bzw. Art 352 (ehem Art 308 EG) abgeleitet 
werden.133 
Teile des Schrifttums134 meinten in Art 293 EG eine kompetenzbewahrende Wirkung zu 
erkennen, welche die Mitgliedsstaaten der Union erst dazu ermächtigt haben, 
Doppelbesteuerung über Abschluss von entsprechenden Abkommen zu vermeiden. Der 
Wegfall von Art 293 EG wird in diesem Fall als Beschneidung der Kompetenz der 
Mitgliedsstaaten durch die Union zum Abschluss von bi- oder multilateralen 
Doppelbesteuerungsabkommen verstanden (da dann den gemeinsam handelnden 
Regierungen vorbehalten). Diese Position scheint jedoch die Wirkung des Art 293 EG zu 
überdehnen. Seitens des EuGH135 als auch seitens der hL136 wird Art 293 EG keine 
kompetenzbewahrende Wirkung sondern lediglich eine deklarative Wirkung zugestanden, 
nach welcher die Mitgliedsstaaten unabhängig von der Existenz von Art 293 EG aufgrund 
ihrer völkerrechtlichen Souveränität dazu ermächtigt waren und (nach Streichung des Art 
293 EG weiterhin) dazu ermächtigt bleiben, bi- und multilaterale 
Doppelbesteuerungsabkommen abzuschließen. 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass durch die Streichung von Art 293 TS 2 EG im 
Rahmen des Lissabon Prozesses kein Wegfall der unionsrechtlichen Verpflichtung der 
Mitgliedsstaaten gesehen werden kann, einen friktionsfreien d.h. doppelbesteuerungsfreien 
Binnenmarkt herzustellen.137 Die Streichung hat keine direkt-rechtliche Wirkung und ist 
wohl eher als politisches Signal und beabsichtigte Verschiebung der Gewichte zugunsten 
der Union zu verstehen. Mit dieser Verschiebung ist zwar materiell kein Kompetenzverlust 
seitens der Mitgliedsstaaten zum  Abschluss von Doppelbesteuerungsabkommen und somit 
kein völkerrechtlicher Souveränitätsverlust verbunden, allerdings wurde alleine in der 
Existenz von Art 293 TS 2 EG in der Vergangenheit oftmals ein rechtspolitisches 
Hindernis erkannt, um auf Unionsebene hinsichtlich der Vermeidung von 
Doppelbesteuerung tätig zu werden bzw. diese nicht vorrangig als Aufgabe der 
Mitgliedsstaaten zu erkennen.138 In selbige Richtung weist Hinnekens139 mit folgender 
Feststellung: „It is, alternatively, also possible that also here the Commission wants to 
protect and create, unfettered by this provision [Art 293 EG], more room for Community 
                                                 
132 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, Wien 2007, 416; aA Lehner, IStR 2005, 398 sowie Lehner, BTR 2005, 339 welcher in 
der Streichung von Art 293 TS 2 EG eine Schwächung der Gemeinschaftsorgane hinsichtlich der Bekämpfung binnenmarktwidriger 
Doppelbesteuerung erkennt. 
133 Siehe dazu auch Hinnekens, Intertax, 2009, Vol 37, Issue 11, 607 unter Verweis auf J. Meeusen und B. Peeters (T.F.R. Feb 2006) und 
608. 
134 Vgl. Schwartz, 27 Int’l & Comp. L. Q. 615ff., 1978; Schwartz in von der Groeben/Thiesing/Ehlermann (Hrsg), Kommentar zum 
EWG-Vertrag IV4, 1991, Art 220 Rz 43ff; ; Schwartz in von der Groeben/Thiesing/Ehlermann (Hrsg), Kommentar zum EWG-Vertrag 
IV5, 1997, Art 220 Rz 43; Schwartz/Mölls in von der Groeben/Schwarze, Kommentar über den Vertrag über die Europäische Union und 
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft IV6, 2004, Art 293 Rz 43.  
135 Vgl. EuGH 5.7.2005, C-376/03, Slg 2005, I-5821, D, Rz 51 sowie Antwort von Herrn Bolkenstein im Namen der Kommission auf die 
schriftliche Anfrage E-0405/02 von Toine Manders (ELDR) an die Kommission betreffend „Belgisch-Niederländisches 
Besteuerungsabkommen , ABl C 277 E/42 (14.11.2002); zitiert nach Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, Wien 2007, 418 FN 783.  
136 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, Wien 2007, 416ff; ebenso Hinnekens, Intertax, 2009, Vol 37, Issue 11, 604ff. 
137 Teilweise wird sogar eine Stärkung der Rechtsposition des einzelnen Steuerpflichtigen zur allgemeinen Vermeidung von 
Doppelbesteuerung erkannt, vgl Kemmeren, After repeal of Article 293 EC Treaty under the Lisbon Treaty: The EU objective of 
eliminating double taxation can be applied more widely, EC Tax Review 2008, 157f; aA Marres, The Principle of Territoriality and 
Cross-Border Loss Compensation, Intertax 2011, Vol 39 Issue 3, 116f. 
138 Vgl. Pistone, The Impact of Community Law on Tax Treaties, 2002, 69 zitiert nach Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, Wien 
2007, 420, FN 790. 
139 Vgl. Hinnekens, Intertax, 2009, Vol 37, Issue 11, 607. 
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law in that same tax policy area“. Die explizite Aufnahme eines Verbotes von Doppel-, 
Mehrfach- oder Keinmalbesteuerung in den Binnenmarktbegriff hätte die diesbezügliche 
Harmonisierungskompetenz der Europäischen Union mE jedoch politisch noch stärker 
untermauert. Es hat den Anschein, dass ein derartiges Vorhaben zum aktuellen Zeitpunkt 
(noch) keine unionsweite Unterstützung hätte, da seitens der Mitgliedsstaaten die Angst 
vor einem diesbezüglichen Souveränitätsverlust stärker ist als das Verlangen nach einem 
tatsächlich (doppelbesteuerungsfreien) Binnenmarkt.140          
3.4 Zusammenfassung 
Im Zusammenhang mit der Frage nach einem allgemeinen, unionsrechtlichen Verbot der 
Doppel- bzw. Mehrfachbesteuerung können folgende Aspekte festgehalten werden: 
• Aus derzeitiger Sicht des EuGH ist diskriminierungsfreie juristische Doppel- bzw. 
Mehrfachbesteuerung (sog. „De fakto-Beschränkungen“) trotz ihrer offensichtlich 
binnenmarktfeindlichen Wirkung nicht rechtswidrig.141 Dies deshalb, weil nach 
Meinung des EuGH bei Fehlen einer diskriminierenden innerstaatlichen 
Rechtsnorm sowie bei Fehlen einer entsprechenden sekundärrechtlichen Basis kein 
unionsrechtlicher Rahmen für die Verteilung von Besteuerungsrechten existiert. 
• Insofern jedoch Doppelbesteuerung das Ergebnis einer diskriminierenden 
innerstaatlichen Rechtsnorm ist oder – bei Fehlen einer diskriminierenden Norm – 
der Tatbestand von sekundärrechtlichen Bestimmungen erfasst wird, wird die 
Doppelbesteuerung (auch) vom EuGH als rechtswidrig eingestuft.   
• Aus Sicht des Erstellers dieser Arbeit ist die Vermeidung von Doppel- bzw. 
Mehrfachbesteuerung als ein rechtliches Gebot für die Mitgliedstaaten de lege lata 
und nicht – wie vom EuGH vertreten – bloß als Aufgabe de lege ferenda zu 
qualifizieren. Nur unter dieser Voraussetzung ist auch die Funktionsfähigkeit des 
Binnenmarktes gleich einem einheitlichen Wirtschaftsraum ohne Ländergrenzen 
gewährleistet.142  
• Grenzüberschreitende Wirtschaftsvorgänge innerhalb der europäischen Union 
unterliegen daher – wenn auch von keinem allgemeinen, völkerrechtlichen Verbot 
der Doppelbesteuerung auszugehen ist143 – aufgrund der im AEUV unter Art 26 
formulierten Binnenmarktzielsetzung einem allgemeinen Verbot der 
Mehrfachbesteuerung. Auch in Fällen diskriminierungsfreier Doppelbesteuerung 
hat der EuGH daher die binnenmarkt- und daher grundrechtswidrige Besteuerung 
festzustellen. Die fraglichen Besteuerungsrechte sind seitens des EuGH auf Basis 
anerkannter Grundsätze des internationalen Steuerrechts (OECD-MA) aufzuteilen. 
                                                 
140 Vgl. Hinnekens, 2009, Vol 37, Issue 11, 606. 
141 Siehe zuletzt EuGH 16.7.2009, C-128/08, Jacques Damseaux und EuGH 10.2.2011, C-436/08 und 437/08, Haribo Lakritzen Hans 
Riegel BetriebsgmbH und Österreichische Salinen. Explizit für den Fall eines betrieblichen Wegzugs siehe EuGH 29.11.2011, Rs C-
371/10, National Grid Indus. 
142 Vgl. Mayr, Das Territorialitätsprinzip im Lichte der EuGH-Rechtsprechung, RdW 2006, 732ff., siehe auch den bildhaften Vergleich 
von F. Vanistendael zu dem Spielsalon mit den ehemals fünfundzwanzig separaten Billardtischen welche nun auf einen großen 
Billardtisch zusammengelegt wurden auf welchem der Spieler die Kugeln ungehindert kreuz und quer über das gesamte Feld spielen 
können soll, Vanistendael, EC Tax Review 2003, 136, 139. 
143 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, Wien 2007, 131 und 177 mit Verweis auf Lehner in Gocke/Gosch/Lang (Hrsg), 
Körperschaftsteuer – Internationales Steuerrecht – Doppelbesteuerung, FS Wassermeyer, 2005, 242ff und auf Vogel in Vogel/Lehner, 
DBA4, 2003, Einl Rz 14. 
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Alternativ dazu könnte der EuGH die Verantwortung für eine 
doppelbesteuerungsfreie Aufteilung der Besteuerungsrechte („Koordinationslast“) 
an die involvierten Mitgliedstaaten übertragen.    
• Durch Annahme eines unionsrechtlich zwingenden Verbotes von Doppel- und 
Mehrfachbesteuerung würde die derzeitige „Schieflage“ in der Rechtsprechung des 
EuGH beseitigt (nach welcher in Doppel- bzw. Mehrfachbesteuerung kein Verstoß 
gegen die primärrechtlichen Grundfreiheiten erkannt wird, aber mehrfache 
Verlustverwertung bzw. Keinmalbesteuerung als mit dem AEUV unvereinbar 
eingestuft wird).144     
• Im Kontext der vorliegenden Untersuchung (betrieblicher Wegzug) kann 
festgehalten werden, dass die Überführung oder Übertragung von österreichischen 
betrieblichen Einheiten in die Slowakei oder nach Rumänien als von den 
unionsrechtlichen Grundfreiheiten erfasster Vorgang unter Berücksichtigung der 
o.a. Prämissen zu keiner Doppel- bzw. Mehrfachbesteuerung führen darf.145  
In weiterer Folge soll der Bereich der grenzüberschreitenden Betriebsverlagerung und 
Betriebsübertragung ertragsteuerlich untersucht werden, wobei die an diese Vorgänge 
anknüpfenden Steuerfolgen zu Beginn aus innerstaatlicher Sicht dargestellt werden bevor 
diese mit den hierfür relevanten abkommensrechtlichen und unionsrechtlichen Vorgaben 
verprobt werden.   
  
                                                 
144 Siehe dazu auch Kofler/Metzler, ÖStZ 2009, 223; Vanistendael, ET 2006, 423. 
145 Vgl. Zernova, Intertax, 2011, 493 (zum Wegzug allgemein). 
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4 Grenzüberschreitende Verlagerung und Übertragung von Betrieben 
im österreichischen Ertragssteuerrecht  
Die von der Untersuchung abzudeckenden Formen der Betriebsverlagerung wurden zu 
Beginn der Analyse grob in folgende zwei Hauptgruppen unterteilt: 
• Transfer österreichischer betrieblicher Substanz ohne Übertragung des 
zivilrechtlichen Eigentums an dem Betriebsvermögen auf ausländische 
Gesellschaften (sog. „Wegzug“). 
• Transfer österreichischer betrieblicher Substanz unter gleichzeitiger Übertragung 
des zivilrechtlichen Eigentums an dem Betriebsvermögens auf eine ausländische 
Gesellschaft. 
Beide Formen des „Betriebstransfers“ können in jeweils unterschiedlichen 
Ausprägungsformen vorliegen, wobei beiden Alternativen gemein ist, dass durch den 
Betriebstransfer Wirtschaftsgüter mit in Österreich aufgebauten und in der Regel 
steuerhängigen stille Reserven steuerlich entstrickt werden können. Um die Auswirkung 
derartiger Betriebstransfers im österreichischen Ertragssteuerrecht im Detail untersuchen 
zu können, müssen im Vorfeld dazu die für die Untersuchung zentralen 
Begriffsbestimmungen dargestellt werden. Da die Untersuchung auf den 
grenzüberschreitenden Transfer von Betrieben bzw. betrieblichen Teileinheiten fokussiert, 
gehört dazu jedenfalls die Frage nach der exakten Definition der Begriffe „Betrieb“, 
„Teilbetrieb“ und „Betriebsstätte“ im österreichischen Steuerrecht.  
Im Anschluss darauf werden die unterschiedlichen Formen des Betriebstransfers unter 
Bezugnahme auf die für sie relevanten österreichischen ertragsteuerlichen Regelungen 
untersucht. Der Schwerpunkt der Untersuchung liegt auf der Systematik der 
österreichischen Entstrickungsbesteuerung um in weiterer Folge – unter Berücksichtigung 
unionsrechtlicher und abkommensrechtlicher Vorgaben – daraus etwaige Besteuerungs-
konflikte bzw. offene Rechtsfragen abzuleiten. 
4.1 Der Betriebsbegriff im österreichischen Steuerrecht 
Für den Begriff des „Betriebes“ existiert im österreichischen Einkommensteuergesetz 
(EStG) keine Legaldefinition. Folglich wird der Betriebsbegriff nicht explizit definiert 
sondern vom EStG als gegeben vorausgesetzt.146 Er wird von der Judikatur147 und 
Finanzverwaltung148 grundsätzlich als Zusammenfassung menschlicher Arbeitskraft und 
sachlicher Produktionsmittel in einer organisatorischen Einheit verstanden, wobei aus 
österreichischer, ertragsteuerlicher Sicht nur dann vom Vorliegen eines inländischen 
Betriebes ausgegangen wird, wenn die fragliche Organisationseinheit der Erzielung von 
betrieblichen Einkunftsarten iSd § 2 Abs 3 Z 1 bis 3 EStG (Einkünfte aus Land- & 
                                                 
146 Für viele Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 1993, § 4 Rz 4; Doralt, in Doralt (Hrsg), EStG11, 2007, § 4 Rz 24. 
147 Vgl. VwGH 18.7.1995,, 91/14/0217; VwGH 16.2.1988, 87/14/0040; siehe dazu Wiesner, FJ 1998, 272; ders FJ 1999, 36. 
148 Vgl. Rz 409 EStR 2000. 
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Forstwirtschaft, aus selbstständiger Arbeit, aus einem Gewerbebetrieb) dient. Die Tätigkeit 
der organisatorischen Einheit muss daher über bloße Vermögensverwaltung iSd § 32 BAO 
hinausgehen. Unabhängig von obiger Definition sind betriebliche Tätigkeiten prinzipiell 
auch ohne sachliche Produktionsmittel denkbar (z.B. Tätigkeit als selbstständiger 
Gesellschafter-Geschäftsführer iSd § 22 Z 2 EStG).149 
Der Betrieb selbst kann in mehrere Teilbetriebe oder Betriebsstätten150 untergliedert 
werden (Details dazu siehe unten). Da sich der Gewinnbegriff des EStG jedoch 
unabhängig davon auf den gesamten Betrieb bezieht, ist auch bei Vorliegen mehrerer 
Betriebsstätten bzw. Teilbetriebe der Gewinn pro Betrieb einheitlich zu ermitteln.151 
Treffen innerhalb eines einheitlichen Betriebes mehrere betriebliche Einkunftsarten 
aufeinander (z.B. selbstständige und gewerbliche Einkünfte), so richtet sich die 
Einkunftsart des Betriebes nach dem Überwiegensprinzip.152 Diese Verpflichtung zur 
einheitlichen Gewinnermittlung gilt unabhängig davon, ob einzelne Teile eines 
Gesamtbetriebes (Betriebsstätte, Teilbetrieb) im In- oder Ausland liegen.153  
Kommt es schließlich zu einer bloß „betriebsinternen“ Wirtschaftsgutüberführung (d.h. 
zwischen unterschiedlichen Betriebsstätten oder Teilbetrieben eines einheitlichen 
Betriebes) liegt – insoweit keine spezielle Entstrickungsregelung nach Art des § 6 Z 6 
EStG zur Anwendung gelangt – nach den allgemeinen Grundlagen des EStG kein 
steuerwirksamer Vorgang vor.  
Im Zusammenhang mit Mitunternehmerschaften iSd § 23 Z 2 EStG ist anzumerken, dass 
diese – auch wenn sachlich abgrenzbare Tätigkeiten vorliegen, die bei einem 
Einzelunternehmer als selbstständige Betriebe anzusehen wären – lt. hA jeweils nur einen 
einzigen Betrieb haben können. Aus vermögensverwaltenden Personengesellschaften 
hingegen können mehrere verschiedene Einkünfte erzielt werden.154 
Unterhält ein Steuerpflichtiger mehrere Betriebe, die nicht als einheitlicher Betrieb 
anzusehen sind, ist der Gewinn oder Verlust für jeden Betrieb gesondert zu ermitteln, und 
zwar unabhängig davon, ob die Betriebe der gleichen oder verschiedenen Einkunftsarten 
angehören.155 Überführungen von Wirtschaftsgütern zwischen unterschiedlichen Betrieben 
eines Steuerpflichtigen werden ertragsteuerlich als Entnahme bzw. Einlage gewertet und 
stellen daher – egal ob rein innerstaatlich oder grenzüberschreitend – steuerwirksame 
Vorgänge dar (Diskussionsstand zum „engen“ vs „weiten Betriebsbegriff“ siehe unter 
Kapitel 4.2.1.11).156  
                                                 
149 Vgl. Doralt, in Doralt (Hrsg), EStG11, 2007, § 4 Rz 24. 
150 Vgl. § 29 BAO. 
151 Vgl. VwGH 5.2.1974, 1511/73; VwGH 29.9.1961, 1753/60. 
152 Vgl. Marschner in Baldauf/Kanduth-Kristen/Laudacher/Lenneis/Marschner (Hrsg), Jakom – EStG², 2009, § 4 Rz 10 unter Hinweis 
auf Hofstätter/Reichel, § 4 allg Rz 17; Doralt, in Doralt (Hrsg), EStG11, 2007, § 4 Rz 31. 
153 Vgl. Marschner in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EStG², 2009, § 4 Rz 4 und Rz 6 mwH.   
154 Vgl. Marschner in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EStG², 2009, § 4 Rz 6 mwH; Doralt, in Doralt (Hrsg), EStG11, 2007, § 4 Rz 32; 
siehe auch Rz 5832 EStR 2000.   
155 Vgl. Rz 410 EStR 2000; siehe Hinweise in Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 1993, § 4 Rz 5. 
156 Vgl. Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 1993, § 4 Rz 5 mwH ua auf Stoll, Ertragsbesteuerung von Personengesellschaften, 72ff.; 
Doralt, in Doralt (Hrsg), EStG11, 2007, § 4 Rz 27 unter Verweis auf VwGH 17.12.1980, 2429/77; zu aktuellen Entwicklungen siehe 
Anmerkungen von Marschner in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EStG², 2009, § 4 Rz 6. 
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Unter Berücksichtigung des oben Beschriebenen, erscheint es von zentraler Bedeutung zu 
untersuchen, unter welchen Voraussetzungen bloß betriebsinterne (steuerneutral) oder 
doch betriebsübergreifende (steuerwirksame Entnahmen/Einlagen) Überführungen von 
Wirtschaftsgütern vorliegen. Um jedoch beurteilen zu können, ob ein Wirtschaftsgut 
bzw. eine betriebliche Teileinheit im Rahmen eines Überführungsvorganges 
tatsächlich „betriebsübergreifend“ übertragen wird, muss untersucht werden, unter 
welchen Umständen vom Vorliegen eines einheitlichen Betriebes mit unterschiedlichen 
Betriebsstätten oder Teilbetrieben bzw. vom Vorliegen einer Mehrzahl an 
unterschiedlichen Betrieben auszugehen ist.  
Neben der Frage der betriebsinternen Übertragung von Wirtschaftsgütern ist die 
Differenzierung zwischen Betrieben und Teilbetrieben iSd EStG und bloßen 
Betriebsstätten iSd BAO auch insofern von Bedeutung, als lediglich die Verlagerung von 
Betrieben und Teilbetrieben die Übertragung eines Firmenwertes bewirkt – nicht 
jedoch die Verlagerung einer bloßen Betriebsstätte.157  
Neben der unternehmensinternen Überführung (Wegzug) ist auch die 
grenzüberschreitende, umgründungsbedingte Übertragung von betrieblichen Einheiten 
zwischen unterschiedlichen Rechtspersonen Gegenstand dieser Untersuchung. Da das 
österreichische Umgründungssteuerrecht (UmgrStG) an mehreren Stellen158 auf die 
Qualifikation einer Summe von zu übertragenden betrieblichen Wirtschaftsgütern als 
„Betrieb“ oder „Teilbetrieb“ Bezug nimmt und – ohne dabei eine Eigendefinition für 
diese Begriffe vorzunehmen159 – unterschiedliche Rechtsfolgen an diese Qualifikation 
knüpft, ist die Abgrenzung zwischen diesen beiden Begriffen auch aus 
umgründungsrechtlicher Perspektive von Bedeutung.   
4.1.1 Der Betrieb und Teilbetrieb iSd EStG 
4.1.1.1 Der (einheitliche) Betrieb 
Ob bei mehreren betrieblichen Tätigkeiten ein einheitlicher Betrieb (mit verschiedenen 
Teilbetriebseinheiten) oder mehrere separate Betriebe vorliegen, ist nach objektiven 
Grundsätzen zu beurteilen. Nach der Rechtsprechung liegt ein einheitlicher Betrieb dann 
vor, wenn mehrere Betriebszweige nach der Verkehrsauffassung160 und nach den 
Betriebsverhältnissen als Teil eines Betriebes anzusehen sind. Davon ist dann auszugehen, 
wenn mehrere Betriebszweige/-einheiten 
- organisatorisch 
- wirtschaftlich und 
- technisch 
                                                 
157 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 27, 78ff mwH. 
158 Siehe zB § 12 Abs 2 Z 1 UmgrStG, § 23 Abs 2 UmgrStG, § 27 Abs 2 und Abs 3 UmgrStG, § 32 Abs 2 und Abs 3 UmgrStG. 
159 Vgl. § 12 Abs 2 Z 1 UmgrStG und dazu Rz 687ff UmgrStR 2002, lediglich für bestimmte Wirtschaftszweige („fiktive Teilbetriebe“ 
für Freiberufler, Forstbetriebe, siehe § 32 Abs 3 UmgrStG) und Übertragungsvorgänge (zB Einbringungen im Anwendungsbereich der 
Fusionsbesteuerungsrichtlinie, siehe Rz 714 UmgrStR 2002) gelten lt Finanzverwaltung vom EStG abweichende Definitionen für 
Betriebe bzw Teilbetriebe, kritisch dazu Wolf, Der Betriebs- und Teilbetriebsbegriff im UmgrStG, SWK 26/2005, S 769. 
160 VwGH 5.6.1961, 1844/60; VwGH 18.2.1971, 1727/69; VwGH 16.2.1972, 1135/70; VwGH 3.5.1983, 82/14/0248; VwGH 7.6.1983, 
82/14/0291 zitiert nach Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 1993, § 4 Rz 5. 
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als einheitlicher Betrieb anzusehen sind.161 Dabei kommt es auf das Ausmaß der objektiven 
organisatorischen, wirtschaftlichen und finanziellen Verflechtung zwischen den einzelnen 
Betriebszweigen im Einzelfall an.162 Für die Untersuchung der Frage, ob in einem 
bestimmten Einzelfall ein einheitlicher Gesamtbetrieb mit mehreren 
Betriebsstätten/Teilbetrieben oder doch mehrere unterschiedliche Betriebe vorliegen, kann 
daher nicht auf wenige, exakt definierte Abgrenzungskriterien zurückgegriffen werden. 
Vielmehr muss auf Basis der vorliegenden Umstände des Einzelfalles dessen Gesamtbild 
objektiv untersucht und beurteilt werden. 
Für einen einheitlichen Betrieb sprechen insbesondere folgende Umstände: 163 
? wirtschaftliche Über- und Unterordnung (z.B. Herstellung- und Handelsbetrieb sind 
weitgehend miteinander verflochten);164 
? Hilfsfunktion eines Betriebes im Verhältnis zum anderen, Verwendung gleicher 
Rohstoffe;165 
? Bewirtschaftung mit demselben Personal und der gleichen Betriebseinrichtung;166  
? Verwendung gleicher Rohstoffe;167 
? die Betriebe sind nach dem Betriebsgegenstand geeignet, sich gegenseitig zu 
ergänzen (wobei die Ergänzungsfunktion nicht Hauptinhalt oder überwiegender 
Inhalt der Tätigkeit des Betriebes sein muss);168 
? enger sachlicher, wirtschaftlicher und organisatorischer Zusammenhang;169  
? einheitliche Betriebsaufschrift und räumliche Verflechtung;170 
? einheitliches Leistungsprogramm und räumliche Nähe.171   
Nicht gleichartige Tätigkeiten können nur dann einen einheitlichen Betrieb darstellen, 
wenn die verschiedenen Tätigkeiten geeignet sind, sich einander zu ergänzen (siehe 
oben).172 
Keine wirtschaftliche Verflechtung wird damit bewirkt, dass ein Betrieb den für den 
anderen Betrieb desselben Einzelunternehmers nach verwaltungsrechtlichen Vorschriften 
erforderlichen Kapital- und Haftungsstock darstellt.173 Darüber hinaus genügt es für die 
Zusammenfassung zu einem einheitlichen Betrieb nicht, dass mit den Erträgen des einen 
Betriebes der andere gestützt wird.174 
                                                 
161 Vgl. VwGH 16.12.1986, 84/14/0118, VwGH 22.11.1995, 94/15/0154. 
162 Vgl. VwGH 25.2.2003, 98/14/0088; VwGH 22.11.1995, 94/15/0154; VwGH 4.11.1966, 2094/65; VwGH 7.6.1983, 82/14/0291. 
163 Vgl. Doralt, in Doralt (Hrsg), EStG11, 2007, § 4 Rz 29; siehe auch Rz 411 EStR 2000. 
164 Vgl. VwGH 4.11.1966, 2094/65. 
165 Vgl. VwGH 16.12.1972, 1135/70. 
166 Vgl. VwGH 16.12.1986, 84/14/0118; VwGH 21.5.1990, 88/15/0038. 
167 Vgl. VwGH 22.11.1995, 94/15/0154. 
168 Vgl. VwGH 7.6.1983, 82/14/0291; VwGH 16.12.1986, 84/14/0118; VwGH 15.11.1994, 90/14/0194. 
169 Vgl. VwGH 13.3.1997, 95/15/0124 (Betrieb Augenfacharzt und Kontaktlinsenverkauf); VwGH 21.7.1998, 93/14/0133 (Betrieb 
Kuranstalt durch Arzt und ärztliche Tätigkeit im Rahmen des Kurbetriebes). 
170 Vgl. VwGH 19.9.1973, 261/72; ebenso Rz 411 EStR 2000. 
171 Vgl. Rz 411 EStR 2000. 
172 Vgl. VwGH 21.5.1990, 88/15/0038; VwGH 7.6.1983, 82/14/0291; ebenso Rz 411 EStR 2000. 
173 Vgl. Marschner in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EStG², 2009, § 4 Rz 8.   
174 Vgl. VwGH 25.10.2001, 98/15/0133; VwGH 7.6.1983, 82/14/0291. 
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Eine einheitliche Buchführung stellt lediglich ein Indiz für einen einheitlichen 
Gesamtbetrieb dar.175 Folglich können trotz gemeinsamer Buchführen verschiedene 
Betriebe vorliegen.176 Andererseits kann u.U. auch bei Fehlen einer gemeinsamen 
Buchführung ein einheitlicher Gesamtbetrieb angenommen werden.177      
Im Schrifttum178 und in den Einkommensteuerrichtlinien der österreichischen 
Finanzverwaltung179 sind eine Vielzahl an Beispielen zur Abgrenzung von einheitlichen 
und uneinheitlichen Betrieben angeführt, welche aus der zu diesem Themenbereich 
umfangreich vorliegenden Judikatur abgeleitet wurde (Gemischtwarenhandel und 
Tankstelle, Kfz-Handel und Kfz-Reparatur, Weinbau und Weinhandel, Taxiunternehmen 
und Frühstückspension, u.v.a.m.).      
4.1.1.2 Der Teilbetrieb iSd EStG 
Übt ein Unternehmer mehrere betriebliche Tätigkeiten gleichzeitig aus bzw. verfügt er 
über unterschiedliche „Betriebszweige“ und wird auf Basis der vorliegenden Umstände des 
Einzelfalles darauf geschlossen (Kriterien siehe oben), dass er dadurch nicht bereits 
verschiede selbständige Betriebe errichtet, so stellen die verschiedenen Betriebszweige 
u.U. sog. „Teilbetriebe“ nach österreichischem Ertragsteuerrecht dar. Als Teilbetrieb iSd 
EStG ist eine Untereinheit eines österreichischen Betriebes zu verstehen, welche 
bestimmte qualitative Qualifikationskriterien erfüllt. Diese Qualifikationskriterien ergeben 
sich jedoch nicht direkt aus dem EStG sondern aus diversen höchstgerichtlichen Urteilen 
zu § 24 EStG, welcher die Besteuerung von betrieblichen Veräußerungsgewinnen regelt 
und dabei – ohne jedoch den Begriff zu definieren – auch auf die Veräußerung von 
Teilbetrieben Bezug nimmt.  
Nach der Rechtsprechung des VwGH180 müssen kumulativ folgende Voraussetzungen 
erfüllt werden, um das Vorliegen eines Teilbetriebs iSd § 24 EStG annehmen zu können:  
? die betriebliche Einheit muss einen Betriebsteil eines Gesamtbetriebes darstellen; 
? eine organisatorische Geschlossenheit innerhalb des Gesamtbetriebes muss gegeben 
sein; 
? der betrieblichen Einheit muss eine gewisse Selbstständigkeit gegenüber dem 
Gesamtbetrieb zukommen; 
? die betriebliche Einheit muss über einer eigene Lebensfähigkeit (unabhängig vom 
Restbetrieb) verfügen.   
Die Erfüllung dieser Voraussetzungen ist in erster Linie aus Sicht des Übertragenden 
(Veräußerers) zu beurteilen.181 Ob beim Erwerber eine Teilbetriebsfunktion vorliegt, ist für 
                                                 
175 Vgl. Marschner in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EStG², 2009, § 4 Rz 9.   
176 Vgl. VwGH 18.2.1971, 1727/69 (gemeinsame Buchführung für Neonröhrenerzeugung und Münzwäscherei). 
177 Vgl. VwGH 23.10.1964, 1875/63 (zwei Betriebstätten mit demselben Betriebsgegenstand).  
178 Siehe zB Marschner in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EStG², 2009, § 4 Rz 11f.; Doralt, in Doralt (Hrsg), EStG11, 2007, § 4 Rz 33; 
Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 1993, § 4 Rz 5.    
179 Vgl. Rz 412 f. EStR 2000. 
180 Vgl. VwGH 11.4.1991, 90/13/0258; VwGH 3.11.1992, 89/14/0098; VwGH 18.12.1997, 96/15/0140; VwGH 17.2.1999, 97/14/0165; 
VwGH 16.12.1999, 96/15/0109. 
181 Vgl. VwGH 20.11.1990, 89/14/0156; VwGH 7.8.1992, 88/14/0063; VwGH 14.9.1993, 93/15/0012; VwGH 18.12.1997, 88/14/0063. 
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die Qualifikation der zu übertragenden betrieblichen Einheit als Teilbetrieb iSd EStG 
irrelevant.182 
Als Betriebsteil eines Gesamtunternehmens wird eine betriebliche Einheit dann verstanden, 
wenn sie einerseits mehr als einzelne Wirtschaftsgüter, andererseits weniger als einen 
eigenständigen Gesamtbetrieb darstellt. Es ist folglich eine Mehrheit an funktional 
zusammenhängenden Wirtschaftsgütern erforderlich. Darüber hinaus muss sich die 
betriebliche Einheit aus der Gesamtbetätigung des Betriebes ohne organisatorische 
Schwierigkeiten herauslösen lassen.183 Die Existenz eines Teilbetriebes setzt weiters das 
Bestehen zumindest eines weiteren Teilbetriebs (Restbetriebs) voraus, wobei das Vorliegen 
einer Zweigniederlassung184 bzw. Filiale185 nicht unbedingt eine Qualifikation dieser als 
Teilbetrieb bewirkt (einer Filiale oder Zweigniederlassung kommt allerdings idR 
„Indizwirkung“ zu).186  
Eine organisatorische Geschlossenheit der betrieblichen Einheit innerhalb eines 
Gesamtbetriebes liegt dann vor, wenn bestimmte Wirtschaftsgüter des Betriebes einen 
eigenständigen betrieblichen Funktionszusammenhang aufweisen und bei Übertragung 
dieser dem Erwerber eine Fortführung der Funktion ermöglichen. Gleichgültig ist, ob der 
Erwerber von der objektiven Möglichkeit der Betriebsfortführung tatsächlich Gebrauch 
macht.187 Wird diese Voraussetzung nicht erfüllt, handelt es sich lediglich um 
Einzelwirtschaftsgüter.188       
Von einer „gewissen“ Selbstständigkeit der betrieblichen Einheit wird dann gesprochen, 
wenn sich diese von den übrigen betrieblichen Tätigkeiten nach außen hin erkennbar 
abhebt bzw. abgrenzen lässt (schon vor der Übertragung).189 Eine bloß betriebsinterne 
Selbstständigkeit (wie z.B. bei EDV-Abteilungen, Buchhaltungsabteilungen, Vertriebs- 
und Verkaufsabteilungen) genügt in diesem Zusammenhang nicht.190 Eine „völlige“ 
Selbstständigkeit ist hingegen nicht erforderlich.191  
Befindet sich ein Teilbetrieb erst im Aufbau, so wird das Vorliegen eines Teilbetriebes erst 
ab dem Zeitpunkt angenommen, ab dem alle wesentlichen Betriebsgrundlagen vorhanden 
sind und bei zielgerichteter Weiterverfolgung des Aufbauplanes ein selbstständig 
lebensfähiger Organismus zu erwarten ist, wobei sich die künftige Selbstständigkeit 
gegenüber dem Gesamtunternehmen insbesondere nach Lage und/oder Funktion 
                                                 
182 Vgl. 25.5.1988, 87/13/066; BFH BStBl 1978, 672. 
183 Vgl. VwGH 18.12.1997, 96/15/0140. 
184 Vgl. Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 1993, § 24 Rz 38 unter Verweis auf RFH RStBl 1990, 39; VwGH 10.2.1987, 84/14/0088. 
185 Siehe dazu Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 1993, § 24 Rz 43 unter „Verkaufsfilialen“; ebenso Quantschnigg/Schuch, ESt-
Handbuch, 1993, § 24 Rz 24 unter „Filialen“ und Rz 5593 EStR 2000. 
186 Vgl. Rz 5580 EStR 2000. 
187 Vgl. Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 1993, § 24 Rz 36 unter Hinweis auf VwGH 25.5.1988, 87/13/0066. 
188 Vgl. Rz 5581 EStR 2000; ebenso Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 1993, § 24 Rz 39 mwH. 
189 Kritisch zum Kriterium des „notwendigen Auftretens nach außen hin“ im Rahmen von Umgründungen siehe Wolf, SWK 26/2005, S 
769ff.   
190 Vgl. Rz 5582 EStR 2000 unter Hinweis auf VwGH 3.12.1986, 86/13/0079; VwGH 17.2.1999, 97/14/0165; VwGH 20.11.1990, 
89/14/0156; VwGH 7.8.1992, 88/14/0063; VwGH 3.11.1992, 89/14/0098; ebenso Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 1993, § 24 Rz 
40. Die Tatsache, dass die betriebsinternen Tätigkeiten auch Gegenstand eines selbstständigen Betriebes sein könnten (zB 
Buchhaltungsbüro) ist im gegebenen Zusammenhang irrelevant, vgl Marschner in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EStG², 2009, § 24 Rz 21 
mwH.    
191 Vgl. VwGH 3.11.1992, 89/14/0098. 
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zweifelsfrei erkennen lassen muss. Auf die bereits erfolgte Inbetriebnahme kommt es dabei 
nicht an.192  
Von einer eigenständigen Lebensfähigkeit der betrieblichen Einheit wird dann 
ausgegangen, wenn dem Erwerber alle wesentlichen Betriebsgrundlagen dieser übertragen 
werden und dieser die betriebliche Einheit – unabhängig davon was der Erwerber zuvor 
schon besessen hat – fortführen kann.193 Die zu übertragende betriebliche Einheit muss 
daher – bei Wegdenken des Restbetriebes – ohne Zuführung weiterer Betriebsgrundlagen 
eigenständig funktionsfähig sein. Folglich muss die betriebliche Einheit eigenständige, 
wesentliche Betriebsgrundlagen aufweisen (wobei diese unter Berücksichtigung der 
jeweiligen Branche festgestellt werden müssen).194    
Neben o.a. Punkten ist zu berücksichtigen, dass die betriebliche Einheit auch bei 
Wegdenken des Restbetriebes (d.h. isoliert betrachtet) zu betrieblichen Einkünften iSd § 2 
Abs 3 Z 1 -3 EStG (selbstständige Arbeit, Gewerbebetrieb, L+F) führen muss. Führt eine 
Betriebseinheit isoliert betrachte z.B. zu Einkünften aus Vermietung und Verpachtung iSd 
§ 28 EStG, so wird diese – insofern die Grenze zur gewerblichen Vermietung vor der 
Übertragung nicht überschritten wird – nicht als Teilbetrieb iSd EStG qualifiziert. Auch 
(lediglich) gewillkürtes Betriebsvermögen kann folglich keinen Teilbetrieb begründen.195  
Merkmale, welche prinzipiell für das Vorliegen eines Teilbetriebes sprechen, sind 
folgende:196 
? eigenes Anlagevermögen, insbesondere bei mehreren Produktionszweigen; dienen 
Anlagegüter mehreren Produktionszweigen, so spricht dies gegen die 
Teilbetriebseigenschaft der einzelnen Zweige;197 
? eigenes Warenlager; 
? unterschiedliches Waren-/Dienstleistungsangebot; 
? Branchenungleichheit; 
? örtliche Distanz zwischen den Tätigkeitsbereichen (räumliche Trennung);198 
? selbstständige Organisation; 
? eigene Verwaltung; 
? eigenes (im jeweiligen Betriebszweig unmittelbar tätiges) Personal; gemeinsames 
Personal in der allgemeinen Verwaltung ist hingegen unschädlich;199 
? eigene Buchführung und Kostenrechnung;200 
? eigene Rechnungen, eigenes Geschäftspapier (eigene E-Mailsignatur/E-Mailadresse); 
? eigenständige Gestaltung des Einkaufs;201 
? eigene Preisgestaltung;202 
                                                 
192 Vgl. Rabel in Helbich/Wiesner/Bruckner (Hrsg), HB der Umgründungen, 1. Lfg, Jänner 2002, § 12 Rz 58 mwH. 
193 Vgl. Rz 5583 EStR 2000 unter Hinweis auf VwGH 25.5.1988, 87/13/0066; VwGH 5.11.1991, 91/14/0135; VwGH 3.11.1992, 
89/14/0098. 
194 Vgl. Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 1993, § 24 Rz 41 unter Hinweis auf VwGH 5.11.1991, 91/14/0135. 
195 Vgl. Doralt, in Doralt (Hrsg), EStG10, 2006, § 24 Rz 53. 
196 Vgl. Marschner in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EStG², 2009, § 24 Rz 22 unter Verweis auf Rz 5584 EStR 2000; 
Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 1993, § 24 Rz 42; ebenso UFS vom 15.10.2008, RV/1353-W/05.   
197 Vgl. BFH BStBl 1979, 557; 1989, 376; BFH BStBl 1972, 118. 
198 Vgl. BFH BStBl 1980, 51; 1989, 376; BMF, SWK 1991, A I 377. 
199 Vgl. BFH BStBl 1984, 486; Littmann, Das ESt-Recht, RdNr 49 zu § 16. 
200 Vgl. BFH BStBl 1980, 51. 
201 Vgl. BFH BStBl 1989, 376. 
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? eigener Kundenkreis/stamm;203 
? eigene Werbetätigkeit (Aussendungen, Auftritt in Online-Medien); 
? eigene Gewerbeberechtigungen. 
Weder genügt das Vorliegen eines einzelnen Merkmales noch müssen alle aufgezählten 
Merkmale erfüllt sein, um einen bestimmten Geschäftsbereich als „Teilbetrieb“ iSd EStG 
qualifizieren zu können. Es ist vielmehr auf das Gesamtbild des Einzelfalles abzustellen.204 
Folglich muss jeder Sachverhalt gesondert untersucht werden, um obige Einstufung 
vornehmen zu können, wobei den obigen Merkmalen im Rahmen der Beurteilung – je nach 
Branche bzw. Art des jeweiligen Betriebes (Betriebsschwerpunkte, wesentliche 
Betriebsgrundlagen, etc.) – unterschiedliches Gewicht zukommen wird.205 Eine getrennte 
Buchführung ist z.B. bei einem Steuerpflichtigen, der mehrere, wesensmäßig verschiedene 
Tätigkeiten ausübt, Voraussetzung für die Annahme von Teilbetrieben. Bei einem 
Dienstleistungsbetrieb hingegen nicht, vor allem, wenn aus der einheitlichen Buchhaltung 
sowohl die Einnahmen als auch die Ausgaben auf die Betriebsteile zuordenbar sind.206 Die 
Führung getrennter Rechnungskreise alleine ist jedoch für die Qualifikation eines 
Betriebsteiles als Teilbetrieb iSd EStG noch nicht ausreichend.207  
Siehe die Darstellung der zum obigen Thema umfangreich ergangenen Judikatur inklusive 
Beispiele in der Literatur.208  
4.1.1.3 Der Teilbetriebsbegriff im Rahmen von Umgründungen 
4.1.1.3.1 Allgemeines  
Wie einleitend zu diesem Kapitel erwähnt, sind mit der umgründungsbedingten 
Übertragung von Betrieben bzw. Teilbetrieben – im Vergleich zur bloßen Einlage 
einzelner Wirtschaftsgüter – verschiedene Rechtsfolgen verknüpft. Während das 
österreichische Umgründungssteuerrecht (UmgrStG) als lex specialis die Übertragung von 
Betrieben bzw. Teilbetrieben auf unterschiedliche Art und Weise begünstigt, kommen bei 
der Einlage von Einzelwirtschaftsgütern die allgemeinen Regelungen des österreichischen 
Ertragssteuerrechtes (EStG, KStG) zur Anwendung.  
Da die vorliegende Untersuchung auf die grenzüberschreitende Übertragung von 
Betrieben und Teilbetrieben – u.a. in Form von Umgründungen und insbesondere auf jene 
von Österreich nach Rumänien bzw. in die Slowakei – fokussiert, ist folglich zu 
hinterfragen, inwieweit für derartige Umgründungsvorgänge eventuell eine vom 
österreichischen EStG abweichende Definition der Begriffe „Betrieb“ bzw. „Teilbetrieb“ 
(siehe vorherige Kapitel) von Bedeutung sein kann. Falls ja, wäre dieser Umstand für die 
                                                                                                                                                    
202 Vgl. BFH BStBl 1989, 376. 
203 Vgl. BFH BStBl 1984, 486. 
204 Vgl. VwGH 3.11.1992, 89/14/0098; VwGH 7.8.1992, 88/14/0063. 
205 Vgl. Marschner in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EStG², 2009, § 24 Rz 22 unter Verweis auf BFH 4.7.2007, X R 49/06; BFH 
24.8.1989, IV R 120/88. 
206 Vgl. Manhal, ÖStZ 1997, 530; folglich wird auch bei einem Dienstleistungsbetrieb idR davon auszugehen sein, dass zumindest 
getrennte „Rechnungskreise“ vorhanden sind um Aufwendungen/Erträge zwischen den Teilbetrieben abgrenzen zu können. 
207 Vgl. UFS vom 15.10.2008, RV/1353-W/05. 
208 Vgl. „ABC des Teilbetriebs“ in Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 1993, § 24 Rz 43; Marschner in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – 
EStG², 2009, § 24 Rz 24; Doralt, in Doralt (Hrsg), EStG10, 2006, § 24 Rz 77ff; ebenso Rz 5585 EStR 2000. 
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steuerliche Qualifikation eines betrieblichen Übertragungsvorganges als bloße Einlage 
oder Einbringung iSd UmgrStG von erheblicher Bedeutung. 
Das österreichische UmgrStG nimmt an mehrerer Stellen209 auf die Übertragung von 
„Betrieben“ oder „Teilbetrieben“ Bezug. Es sieht allerdings in der Regel210 keine 
Eigendefinition für diese Begriffe vor und verweist unter § 12 Abs 2 Z 1 UmgrStG 
diesbezüglich lediglich auf die allgemeinen Regelungen des EStG [„…Betriebe und 
Teilbetriebe, die der Einkunftserzielung gemäß § 2 Abs 3 Z 1 bis 3 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 dienen, wenn….“]. Auch das EStG sieht – wie im 
vorherigen Kapitel erläutert – keine explizite Begriffsdefinition für den Teilbetrieb vor. 
Aufgrund fehlender Legaldefinition muss daher der für das EStG relevante Betriebs- und 
Teilbetriebsbegriff aus einer Vielzahl an Judikaten abgeleitet werden.211 Die Gleichsetzung 
des (Teil-) Betriebsbegriffes iSd EStG mit jenem iSd UmgrStG wird allerdings – da (i) 
EStG und UmgrStG grundverschiedene Zielsetzungen verfolgen und (ii) die analoge 
Anwendung nicht direkt aus dem Wortlaut des § 12 Abs 2 Z 1 UmgrStG  ableitbar ist – im 
Schrifttum212 kritisch hinterfragt.  
Im Bereich der internationalen umgründungsbedingten Übertragung von Betrieben bzw. 
Teilbetrieben ist darüber hinaus zu beachten, dass neben den Regelungen des UmgrStG 
eventuell auch die einschlägigen Bestimmungen der EU-Fusions(besteuerungs) 
richtlinie213 (FRL) berücksichtigt werden müssen. Insofern umgründungsbedingte (Teil-) 
Betriebsübertragungen unter die FRL fallen214, sind dessen Begriffsdefinitionen als 
vorrangig gegenüber jenen des UmgrStG einzustufen.215    
Art 2 FRL lautet wie folgt: 
„Im Sinne dieser Richtlinie ist […] 
i) „Teilbetrieb“ die Gesamtheit der in einem Unternehmensteil einer Gesellschaft 
vorhandenen aktiven und passiven Wirtschaftsgüter, die in organisatorischer 
Hinsicht einen selbstständigen Betrieb, d.h. eine aus eigenen Mitteln funktionsfähige 
Einheit, darstellen.“  
Wie aus der Formulierung ersichtlich ist, wird in der FRL der Teilbetriebsbegriff – der 
Betriebsbegriff an sich wird nicht gesondert umschrieben – weiter als nach § 24 EStG 
definiert. Die FRL verlangt lediglich eine auf die bloße eigenständige Funktions- bzw. 
Lebensfähigkeit reduzierte Selbstständigkeit. Folglich sind z.B.  
                                                 
209 Siehe zB § 12 Abs 2 Z 1 UmgrStG, § 23 Abs 2 UmgrStG, § 27 Abs 2 und Abs 3 UmgrStG, § 32 Abs 2 und Abs 3 UmgrStG. 
210 Lediglich im Rahmen der Spaltung wird unter § 32 Abs 3 UmgrStG der allgemeine Teilbetriebsbegriff des EStG erweitert (im 
Bereich der Land- und Forstwirtschaft sowie bei Freiberuflern).  
211 Siehe dazu vorheriges Kapitel. 
212 Vgl. Wolf, Fehler bei Umgründungen – der Teilbetrieb im Umgründungsrecht, SWK 18/2010, S 622; Wolf, SWK 26/2005, S 769; aA 
Rabel in Helbich/Wiesner/Bruckner (Hrsg), HB der Umgründungen, 1. Lfg, Jänner 2002, § 12 Rz 57 welcher die mögliche 
Heranziehung der Judikatur zu § 24 EStG mit den EB zu § 12 Abs 2 UmgrStG rechtfertigt; ebenso wohl Mayr, RdW 2009, 159. 
213 Richtlinie des Rates vom 23. Juli 1990 über das gemeinsame Steuersystem für Fusionen, Spaltungen, die Einbringung von 
Unternehmensteilen und den Austausch von Anteilen, die Gesellschaften verschiedener Mitgliedsstaaten betreffen; 90/434/EWG, ABl L 
225/1 vom 20.8.1990 und die Änderungsrichtlinie 2005/19/EG vom 17.2.2005, ABl L 58/19 vom 4.3.2005. 
214 Unter die Schutzwirkung der FRL fallen Fusionen (iSv Verschmelzungen), Spaltungen (iSv Aufspaltungen), Abspaltungen, die 
Einbringung von Unternehmensteilen (Betrieben, Teilbetrieben) und der Austausch von Anteilen (Einbringung Kapitalanteil), siehe Art 
2 lit a-d FRL. 
215 Vgl. Posautz/Six, taxlex 2005, 137 (Prinzip des “effet utile”) mwH.  
  66
- eine räumliche Trennung gegenüber dem Restbetrieb,  
- eine nach außen in Erscheinung tretende Selbstständigkeit,216 
- ein gesonderter Kundenstamm und  
- gesonderte Produktpaletten  
zur Qualifikation als Teilbetrieb iSd FRL nicht unbedingt erforderlich.217 Das Kriterium 
der eigenständigen Funktions- bzw. Lebensfähigkeit setzt allerdings eine Verbindung zum 
Markt voraus, sodass ausschließlich betriebsintern ausgerichteten Organisationseinheiten 
(Buchhaltung, Marketingabteilung, etc.) auch nach der FRL keine Teilbetriebseigenschaft 
zukommt. Im Rahmen von innerstaatlichen Einbringungen ist zu beachten, dass die 
Erfüllung der o.a. Teilbetriebskriterien grundsätzlich aus Sicht des Einbringenden zu 
prüfen ist.218 Fällt ein Einbringungsvorgang jedoch unter den Anwendungsbereich der 
FRL, ist die Qualifikation des zu übernehmenden Vermögens als Teilbetrieb aus Sicht der 
übernehmenden Gesellschaft zu beurteilen.219  
Die Qualifikation der zu übertragenden betrieblichen Einheit als Teilbetrieb darf durch die 
Einbringung (und etwaiger damit verbundener Zurückbehaltungen von einzelnen 
Wirtschaftsgütern) nicht verloren gehen.220 Darüber hinaus erfolgt die Prüfung des 
einzubringenden Vermögens hinsichtlich dessen Qualifikation als Teilbetrieb unabhängig 
von der Rechtsform des Einbringenden (so ist z.B. die Gewerblichkeitsfiktion iSd § 7 Abs 
3 KStG für Kapitalgesellschaften in diesem Zusammenhang ohne Bedeutung). Die 
Einbringung von Vermögen durch eine vermögensverwaltende Personengesellschaft oder 
eine reine Holdinggesellschaft (insofern es sich dabei nicht um Kapitalanteile handelt) ist 
daher mangels Betriebseigenschaft von der Anwendung des Art III UmgrStG 
ausgeschlossen.221  
Das Erfordernis der Qualifikation des einzubringenden Vermögens als Teilbetrieb iSd § 12 
Abs 2 Z 1 UmgrStG muss sowohl im Übertragungszeitpunkt (Vertragsunterfertigung) als 
auch (bereits) zum Einbringungsstichtag erfüllt sein.222 Die Schaffung eines Teilbetriebes 
erst im Zeitraum zwischen Einbringungsstichtag und Vertragsunterfertigung ist daher lt. 
Finanzverwaltung nicht ausreichend.223  
4.1.1.3.2 Die Relevanz der Begriffsdefinition nach der FRL für das UmgrStG 
Da es zwischen der Teilbetriebsdefinition nach der FRL und dem EStG/UmgrStG derart 
signifikante Abweichungen gibt (Kriterium der Selbstständigkeit nach außen hin, 
                                                 
216 Vgl. Hügel/Mühllehner/Hirschler, UmgrStG § 12 Rz 80; Wolf, SWK 26/2005, 770; ebenso Mayr, RdW 2009, 160 unter Verweis auf 
EuGH 15.1.2002, Rs C-43/00 „Andersen og Jensen ApS“, Rz 35. 
217 Vgl. Herzig, Der Einfluß des EG-Rechts auf den Teilbetriebsbegriff, IStR 1994, 1; Herzig/Förster, Steueränderungsgesetz 1992: Die 
Umsetzung der Fusionsrichtlinie in deutsches Steuerrecht (Teil I), DB 1992, 911; Hofians/Schuch/Toifl, Handelsrechtlicher 
Teilbetriebsbegriff bei Umgründungen, SWK 1996, A 435 zitiert nach Rabel in Helbich/Wiesner/Bruckner (Hrsg), HB der 
Umgründungen, 1. Lfg, Jänner 2002, § 12 Rz 59; ebenso Hirschler, in FS Wiesner, 2004, 158f.  
218 Vgl. Rabel in Helbich/Wiesner/Bruckner (Hrsg), HB der Umgründungen, 1. Lfg, Jänner 2002, § 12 Rz 60; kritisch dazu Wolf, SWK 
26/2005, S 769 der auf die vom EStG abweichende Zielsetzung des UmgrStG hinweist. 
219 Vgl. Weier, DStR 2008, 1002; Blumers, BB 2008, 2041; Patt in Dötsch/Patt/Pung/Möhlenbrock, UmwStR6 § 20 Rz 92 zitiert nach 
Mayr, RdW 2009, 160, FN 49. 
220 Vgl. Rabel in Helbich/Wiesner/Bruckner (Hrsg), HB der Umgründungen, 1. Lfg, Jänner 2002, § 12 Rz 60 mwH. 
221 Vgl. Rz 692 UmgrStR 2002. 
222 Vgl. Rabel in Helbich/Wiesner/Bruckner (Hrsg), HB der Umgründungen, 1. Lfg, Jänner 2002, § 12 Rz 70 unter Hinweis auf 
Hügel/Mühllehner/Hirschler, UmgrStG § 12 Rz 71. 
223 Vgl. BMF 25.2.1998, RdW 1998, 238 und Rz 715 UmgrStR 2002; aA Hügel/Mühllehner/Hirschler, UmgrStG, § 12 Rz 79. 
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Perspektive der Beurteilung, etc.) ist zu untersuchen, welche Umgründungsvorgänge unter 
den Anwendungsbereich der FRL fallen und ob die Begriffsdefinition der FRL eventuell 
auch für rein inländische, umgründungsbedingte Teilbetriebsübertragungen von Bedeutung 
ist. 
Wie unter Kapitel 8.4. erläutert wird, fallen die im Rahmen der vorliegenden Untersuchung 
zu analysierenden Vorgänge (grenzüberschreitende Verschmelzungen auf und Betriebs-
/Teilbetriebseinbringungen durch österreichische Kapitalgesellschaften in rumänische bzw. 
slowakische Gesellschaften) grundsätzlich unter den Anwendungsbereich der FRL.  
Wird demnach der Betrieb oder Teilbetrieb einer österreichischen 
Kapitalgesellschaft im Rahmen einer grenzüberschreitenden Verschmelzung iSd Art 
I UmgrStG oder auch im Rahmen einer Einbringung iSd Art III UmgrStG auf eine 
slowakische oder rumänische Kapitalgesellschaft (siehe Anhang FRL) übertragen, so 
fällt dieser Vorgang unter die FRL. Demnach ist für diese Vorgänge jedenfalls die 
erweiterte Teilbetriebsdefinition iSd FRL und nicht die enge Begriffsdefinition des 
EStG maßgeblich.224 
Unabhängig von dieser Feststellung soll jedoch in weiterer Folge hinterfragt werden, ob 
die weite Teilbetriebsdefinition der FRL nicht eventuell auch Bedeutung für 
Umgründungen entfaltet, welche außerhalb des Anwendungsbereiches der FRL liegen (so 
z.B. für innerstaatliche Umgründungen, grenzüberschreitende Zusammenschlüsse oder 
Realteilungen u.a.m.). 
Basierend auf den inhaltlich ähnlichen Rs C-28/95 Leur-Bloem und Rs C-43/00 Andersen 
og Jensen ApS wird von großen Teilen des Schrifttums225 die Meinung vertreten, der weite 
Teilbetriebsbegriff der FRL  wäre auch für Umgründungsvorgänge, welche nicht unter den 
Anwendungsbereich der FRL fallen, von Relevanz. Diese Position basiert auf dem 
Umstand, dass im Rahmen der o.a. Judikate – welche rein inländische Umgründungen zum 
Thema hatten – seitens des EuGH entschieden wurde, dass die Begriffsbestimmungen der 
FRL von Bedeutung wären. Allerdings ist in diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, 
dass z.B. im Falle der Rs Andersen das dänische Umgründungssteuerrecht auf eine sehr 
spezielle Weise ausgestaltet war. Der dänische Gesetzgeber hatte sich nämlich bei der 
Umsetzung der FRL in das nationale Recht dafür entschieden, rein innerstaatliche 
Sachverhalte als auch unter die Richtlinie fallende Sachverhalte in gleicher Weise zu 
behandeln.226 Er hat deshalb die für rein innerstaatliche Sachverhalte geltenden 
Rechtsvorschriften, u.a. auch die Definition des Begriffes „Teilbetrieb“, der FRL 
angeglichen.227 Stimmt nun die nationale Rechtsvorschrift zur Regelung rein 
innerstaatlicher Sachverhalte mit den Regelungen der FRL exakt überein, so besteht nach 
der Rechtsprechung des EuGH ein gesteigertes Interesse der Union daran, dass die aus der 
FRL übernommenen Bestimmungen und Begriffe einheitlich ausgelegt werden, um 
                                                 
224 Vgl. Hirschler, in FS Wiesner, 2004, 160 mwH. 
225 Vgl. Rabel in Helbich/Wiesner/Bruckner (Hrsg), HB der Umgründungen, 1. Lfg, Jänner 2002, § 12 Rz 59; Hügel in 
Hügel/Mühllehner/Hirschler, UmgrStG, § 12 Rz 80; Metzler, GeS 2004, 40; Posautz/Six, taxlex 2005, 134; Aigner, SWI 2002, 382; 
Wolf, SWK 26/2005, S 769. 
226 Vgl. EuGH 15.1.2002, Rs C-43/00 „Andersen og Jensen ApS“, Rz 14. 
227 Vgl. EuGH 15.1.2002, Rs C-43/00 „Andersen og Jensen ApS“, Rz 6. 
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abweichende Auslegungen zu vermeiden.228 Der EuGH sieht sich unter diesen Umständen 
dazu berufen, über die korrekte Auslegung der fraglichen Bestimmungen zu urteilen. Er 
bezieht sich dabei allerdings – auch wenn diese den fraglichen Sachverhalt nicht 
unmittelbar sondern nur mittelbar regeln – auf die Auslegung der Begriffsbestimmungen 
der FRL [„Der Gerichtshof ist demnach für die Auslegung der Richtlinie zuständig, auch 
wenn sie den Ausgangssachverhalt nicht unmittelbar regelt. Die vom Vestre Landsret 
vorgelegten Fragen sind daher zu beantworten.“].229 Der EuGH urteilt daher – obwohl im 
Prinzip kein Anwendungsfall der FRL vorliegt – nur deshalb über die ihm vorgelegten 
Fragen, weil der dänische Gesetzgeber bewusst eine exakt der FRL entsprechende 
innerstaatliche Regelung geschaffen hat und auf diesem Weg Auslegungsunterschiede 
vermieden werden sollen. Die bewusste Übertragung der FRL in nationales Recht erzeugt 
seitens des EuGH somit ein „besonderes Interesse“, zur fraglichen Begriffsdefinition 
Stellung zu nehmen. Das Urteil des EuGH entfaltet unabhängig davon nur eine „indirekte“ 
Wirkung für die Interpretation des nationalen Rechts.    
Wird nun der Teilbetriebsbegriff iSd FRL mit jenem im österreichischen UmgrStG 
verglichen, so ist festzustellen, dass eine Begriffsidentität wie im Falle der Rs Andersen 
nicht besteht. Wie bereits erläutert, fehlt für die Begriffe Betrieb oder Teilbetrieb generell 
eine Legaldefinition im österreichischen UmgrStG bzw. EStG. Darüber hinaus kann 
bezüglich des UmgrStG – aufgrund dessen Struktur und historischer Entwicklung – wohl 
nicht davon ausgegangen werden, dass der österreichische Gesetzgeber eine 
Inhaltsgleichheit mit der FRL wie im Falles des dänischen Umgründungssteuerrechtes 
beabsichtigt hatte. Aufgrund der von der FRL abweichenden Struktur/Ausgestaltung 
des UmgrStG ist die Rechtsprechung des EuGH in der Rs Andersen und Leur-Bloem 
hinsichtlich der Interpretation des Begriffes Teilbetrieb nach der hier vertretenen 
Auffassung wohl nicht direkt auf das österreichische Verständnis des Teilbetriebes iSd 
UmgrStG übertragbar.230 Auch seitens der österreichischen Finanzverwaltung wird eine 
analoge Anwendung des weiten Teilbetriebsbegriffes iSd FRL auch auf rein innerstaatliche 
Einbringungsvorgänge abgelehnt und dieser auf grenzüberschreitende Einbringungen 
(bzw. analog Spaltungen231) im Anwendungsbereich der FRL eingeschränkt.232  
Ob die o.a. strenge Differenzierung zwischen rein innerstaatlichen und im 
Anwendungsbereich der FRL stattfindenden Umgründungen – wie vom Schrifttum233 
teilweise als Kritik vorgebracht – unsachlich und daher verfassungsrechtlich bedenklich 
ist, wird im Rahmen dieser Analyse nicht untersucht. Es bleibt jedoch anzumerken, dass 
eine zu enge Auslegung der Teilbetriebsdefinition des § 12 Abs 2 Z 1 UmgrStG 
höchstwahrscheinlich nicht dem historischen Willen des Gesetzgebers entspricht. Weiters 
lässt sich die Heranziehung der Judikatur zu § 24 EStG für Zwecke der 
Teilbetriebsdefinition im UmgrStG aus dessen Wortlaut auch nicht zwingend ableiten.234 
                                                 
228 Vgl. EuGH 15.1.2002, Rs C-43/00 „Andersen og Jensen ApS“, Rz 18. 
229 Vgl. EuGH 15.1.2002, Rs C-43/00 „Andersen og Jensen ApS“, Rz 19. 
230 Vgl. ebenso Mayr, RdW 2009, 160. 
231 Vgl. Wolf, SWK18/2010, S 622, 830. 
232 Vgl. Rz 714 UmgrStR 2002. 
233 Vgl. Wolf, SWK18/2010, S 622 mit dem Verweis auf eine mögliche „Inländerdiskriminierung“; Wolf, SWK 26/2005, S 769 unter 
Hinweis auf Hügel/Mühllehner/Hirschler, UmgrStG, § 12 Rz 80 und Posautz/Six, taxlex 2005, 137. 
234 Vgl. Wolf, SWK18/2010, S 622; Wolf, SWK 26/2005, S 769; aA Rabel in Helbich/Wiesner/Bruckner (Hrsg), HB der Umgründungen, 
1. Lfg, Jänner 2002, § 12 Rz 57 welcher die mögliche Heranziehung der Judikatur zu § 24 EStG mit den EB zu § 12 Abs 2 UmgrStG 
rechtfertigt; ebenso wohl Mayr, RdW 2009, 159. 
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Um ein höheres Maß an Rechtssicherheit und Flexibilität bei Umgründungsvorgängen zu 
gewährleisten erscheint es sinnvoll, § 12 Abs 2 Z 1 UmgrStG insoweit anzupassen, als die 
weite Begriffsdefinition des Teilbetriebes aus der FRL (Art 2 lit i FRL) in das UmgrStG 
übernommen wird.       
Für Zwecke der weiteren Untersuchung wird davon ausgegangen, dass im Rahmen der 
umgründungsbedingten Betriebs- oder Teilbetriebsübertragungen die für die Anwendung 
des jeweiligen Artikels des UmgrStG geforderten Voraussetzungen erfüllt sind. Die im 
Zuge der grenzüberschreitenden Einbringungen in die Slowakei und nach Rumänien zu 
übertragenden Teilbetriebe erfüllen demnach (da Anwendungsfälle der FRL) die weite 
Begriffsdefinition von Art 2 lit i FRL. 
4.1.2 Die Betriebsstätte (BS) 
Da die Besteuerung von betrieblichen Wegzugsvorgängen einen Schwerpunkt der 
vorliegenden Untersuchung darstellt, ist die hierfür relevante Bestimmung des § 6 Z 6 
EStG von zentraler Bedeutung. Diese Bestimmung nimmt in ihrem Wortlaut wiederholt 
Bezug auf die Überführung von Wirtschaftsgütern eines im Inland liegenden Betriebes 
bzw. einer im Inland liegenden Betriebsstätte. Neben dem Betriebsbegriff ist für die 
Untersuchung der steuerlichen Implikationen eines betrieblichen Wegzuges daher auch die 
Begriffsdefinition der Betriebsstätte von Bedeutung. In diesem Zusammenhang ist zu 
beachten, dass die Betriebsstätte sowohl im innerstaatlichen Recht unter § 29 BAO als 
auch abkommensrechtlich unter Art 5 OECD-MA beschrieben wird, wobei die beiden 
Begriffsdefinitionen nicht inhaltsgleich ausgestaltet sind.235 Da für Zwecke des § 6 Z 6 
EStG lt. Schrifttum236 lediglich die innerstaatliche Betriebsstättendefinition des § 29 BAO 
von Bedeutung ist, wird in weiterer Folge ausschließlich auf diese eingegangen. 
Der innerstaatliche Begriff der Betriebsstätte ist nicht mit dem Begriff des Betriebes bzw. 
Teilbetriebes gleichzusetzen. Er bezieht sich vielmehr auf eine örtliche Anlage oder 
Einrichtung, welche – je nach Art und Umfang der über sie ausgeübten Tätigkeiten – Teil 
eines Betriebes oder Teilbetriebes ist oder eventuell für sich betrachtet bereits einen 
Betrieb bzw. Teilbetrieb iSd EStG/UmgrStG darstellt.237 Unter § 29 BAO, welcher 
prinzipiell nur für Gewerbebetriebe mit Einkünften iSd § 23 EStG gilt238, wird die 
Betriebsstätte wie folgt definiert: 
„(1) Betriebsstätte im Sinne der Abgabenvorschriften ist jede feste örtliche Anlage oder 
Einrichtung, die der Ausübung eines „Betriebes oder wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes 
(§ 31)“ dient.239 
                                                 
235 Die Betriebstättendefinition nach Art 5 OECD-MA definiert bestimmte Hilfsfunktionen bei deren Ausübung keine 
abkommensrechtliche Betriebstätte für den Unternehmer begründen wird („Hilfsbetriebstätten“) und ist demnach enger als die 
innerstaatliche Definition nach § 29 BAO, vgl Marschner in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EStG², 2009, § 98 Rz 50ff. mwH. 
236 Vgl. Laudacher in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EStG², 2009, § 6 Rz 147; Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 1993, § 6 Rz 213; 
Doralt/Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG14, 2010, § 6 Rz 383. 
237 Vgl. Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 1993, § 4 Rz 5. 
238 Vgl. ders, § 6 Rz 213; siehe Anmerkungen dazu in Doralt, in Doralt (Hrsg), EStG14, 2010, § 6 Rz 383. 
239 § 31 BAO lautet wie folgt: „Eine selbstständige, nachhaltige Betätigung, die ohne Gewinnabsicht unternommen wird, ist 
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb im Sinne der Abgabenvorschriften, wenn durch die Betätigung Einnahmen oder andere wirtschaftliche 
Vorteile erzielt werden und die Betätigung über den Rahmen einer Vermögensverwaltung (§ 32) hinausgeht.“ 
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(2) Als Betriebsstätten gelten insbesondere  
a) die Stätte, an der sich die Geschäftsleitung befindet; 
b) Zweigniederlassungen, Fabrikationsstätten, Warenlager, Ein- und Verkaufsstellen, 
Landungsbrücken (Anlegestellen von Schifffahrtsgesellschaften); Geschäftsstellen und 
sonstige Geschäftseinrichtungen, die dem Unternehmer oder seinem ständigen Vertreter 
zur Ausübung des „Betriebes“ dienen; 
c) Bauausführungen, deren Dauer „sechs“ Monate überstiegen hat oder 
voraussichtlich übersteigen wird.“  
Eine Betriebsstätte (BS) iSd § 29 BAO muss daher mehrere Voraussetzungen kumulativ 
erfüllen: 
? die BS muss zur Ausübung eines aktiven Betriebes dienen („funktionales“ 
Element); 
? es muss eine feste („zeitliches“ Element), örtliche Anlage oder Einrichtung 
(„statisches“ Element) vorliegen; 
? der Unternehmer muss die Verfügungsmacht über die BS besitzen. 
Ist das statische Element bloß schwach ausgeprägt, muss das funktionale und zeitliche 
Element umso stärker ausgeprägt sein. Eine Sonderform stellt die sog. 
„Unterbetriebsstätte“ dar. Diese erfüllt für sich genommen die Merkmale einer BS, ist 
jedoch in eine andere BS eingegliedert. Sie wird für steuerliche Zwecke gleich wie eine 
normale BS behandelt.240 
Funktionales Element 
Die BS muss zur Ausübung eines aktiven Betriebes dienen, wobei die betrieblichen 
Tätigkeiten durch den Unternehmer selbst, seine Arbeitnehmer oder durch ständige 
Vertreter ausgeübt werden können. Auch private Wohnräumlichkeiten der Unternehmer, 
Arbeitnehmer oder Vertreter können je nach Umständen eine BS begründen. Die 
betriebliche Aktivität kann – neben Menschen – auch durch maschinelle Anlagen ausgeübt 
werden (Verkaufsautomaten, Bräunungsanlage, Server, Geldspielautomaten, etc.). Je 
stärker die eigentliche betriebliche Aktivität außerhalb der Anlage/Einrichtung abgewickelt 
wird, desto geringere Anforderungen werden an die gewerblichen Tätigkeiten gestellt, 
welche über die Anlage/Einrichtung abgewickelt werden. Für die Annahme einer BS ist es 
ausreichend, wenn die Anlage/Einrichtung dem Betrieb lediglich „dient“ und den 
Geschäftszweck „fördert“. Geschäftsabschlüsse müssen keine über die BS abgewickelt 
werden.    
Da die BS der Ausübung eines Betriebes dienen muss, begründen nur solche Tätigkeiten 
potenziell eine BS, welche über bloße Vermögensverwaltung iSd § 32 BAO (Nutzung von 
Kapitalvermögen, Verpachtung oder Vermietung von unbeweglichem Vermögen insofern 
                                                 
240 Vgl. Gassner/Hofbauer, Beschränkte Steuerpflicht, 83ff.; Lang, FS Wassermeyer, 709ff. 
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die Grenzen zur Gewerblichkeit nicht überschritten werden) hinausgehen.241 Weiters ist zu 
beachten, dass ein lebender bzw. tätiger Betrieb vorliegen muss (d.h. keine 
Erholungsheime für eigene Arbeitnehmer, unternehmensinterne Sportstätten, kein 
verpachteter oder stillgelegter Betrieb, u.a.m.).242  
Zeitliches Element 
Die feste örtliche Anlage/Einrichtung darf weiters nicht bloß vorübergehend bestehen 
sondern muss über einen bestimmten Zeitraum vorhanden sein. Im Schrifttum wird 
teilweise eine Mindestbestandsdauer von sechs bzw. gegebenenfalls zwölf Monaten 
vertreten, wobei von der hL243 die Meinung vertreten wird, dass diese Frist bloß 
indikativen Charakter („Richtschnur“) hätte und das Kriterium der Dauerhaftigkeit 
vielmehr von der Art der Tätigkeit bzw. des Auftrages abhängt. Maßgeblich für die 
Beurteilung der Dauerhaftigkeit ist daher alleine die Art der Tätigkeit, dass alleinige 
Abstellen auf einen Mindestzeitraum wird abgelehnt.           
Statisches Element 
Als feste, örtliche Anlage oder Einrichtung wird eine solche mit einer dauernden 
Verbindung zu einem bestimmten Punkt der Erdoberfläche verstanden. Diese Verbindung 
muss nicht nach außen hin erkennbar sein, so sind u.a. auch unterirdische Verbindungen 
(z.B. Pipeline) denkbar.244 Weiters muss es sich bei der Anlage oder Einrichtung nicht um 
eine bauliche Einrichtung handeln (auch Lageplatz, Steinbruch, Bergwerk, etc. möglich). 
Hinsichtlich der festen Verbindung zur Erdoberfläche ist eine funktionelle Verbindung zu 
einem festen Platz ausreichend (Marktstand, Verkaufswagen, etc.) – eine mechanisch fixe 
Verbindung (Verschraubung, Betonierung, etc.) ist hingegen nicht erforderlich. Im 
Zusammenhang mit dem Kriterium der festen, örtlichen Anlage und Einrichtung ist weiters 
zu bemerken, dass die Entwicklung der letzten Jahre gezeigt hat, dass die Judikatur 
tendenziell immer geringere Voraussetzungen an die Beschaffenheit der zur Verfügung 
stehenden Anlage/Einrichtung stellt.245 
Verfügungsmacht 
Neben dem Vorliegen einer festen, örtlichen Anlage oder Einrichtung, muss der 
Unternehmer auch eine Verfügungsmacht über diese besitzen, um sie ihm zurechnen zu 
können. Diese Anlage/Einrichtung muss sich hierfür nicht unbedingt im Eigentum des 
Unternehmers befinden oder von diesem angemietet sein – sie muss ihm lediglich faktisch 
(eventuell auch unentgeltlich oder widerrechtlich) „für seine Zwecke“ ständig zur 
Verfügung stehen.246 Ob sie ausschließlich ihm zur Verfügung steht oder vom 
                                                 
241 Vgl. Endfellner, FJ 2006, 218. 
242 Vgl. Marschner in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EStG², 2009, § 98 Rz 39 und 48 unter Hinweis auf VwGH 16.1.1974, 1252/73; 
ebenso Ludwig, in Doralt (Hrsg), EStG9, 2005, § 98 Rz 32/2. 
243 Vgl. Marschner in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EStG², 2009, § 98 Rz 47 mwH; Ludwig, in Doralt (Hrsg), EStG9, 2005, § 98 Rz 32/1 
mwH. 
244 Vgl. BFH 30.10.1996, II R 12/92 zitiert nach Marschner in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EStG², 2009, § 98 Rz 40. 
245 Vgl. Ludwig, in Doralt (Hrsg), EStG9, 2005, § 98 Rz 32 mwH.; Marschner in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EStG², 2009, § 98 Rz 40-
42 mwH.; Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 1993, § 98 Rz 8.1. 
246 Vgl. Ludwig, in Doralt (Hrsg), EStG9, 2005, § 98 Rz 32/1; Marschner in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EStG², 2009, § 98 Rz 43 
mwH. 
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Auftraggeber mitbenutzt wird, ist irrelevant. Wird eine Anlage/Einrichtung hingegen vom 
Auftragnehmer lediglich „mitbenutzt“, so wird dadurch keine BS begründet. Die 
Abgrenzung zwischen Mitverfügung (Begründung BS möglich) und bloßer Mitbenutzung 
(keine BS) gestaltet sich in der Praxis jedoch sehr schwierig. Wird die Anlage/Einrichtung 
seitens des Unternehmers vermietet oder verpachtet, führt dies regelmäßig zum Wegfall 
der Verfügungsmacht.247 Die fragliche Anlage/Einrichtung kann unter diesen Umständen 
für den Vermieter/Verpächter selbst keine BS begründen.248 
Geschäftsleitungsbetriebsstätte249 
Neben o.a. Anlagen und Einrichtungen definiert § 29 BAO auch den Ort der 
Geschäftsleitung, Zweigniederlassungen, Fabrikationsstätten, Warenlager, Ein- und 
Verkaufsstellen, Landungsbrücken, Geschäftsstellen und sonstige Geschäftseinrichtungen, 
die dem Unternehmer oder seinem ständigen Vertreter zur Ausübung des Betriebs dienen, 
sowie Bauausführungen, deren Dauer sechs Monate überstiegen hat oder voraussichtlich 
übersteigen wird als Betriebsstätte.  
Als Ort der Geschäftsleitung gilt nach § 27 Abs 2 BAO jener Ort, an dem sich der 
Mittelpunkt der geschäftlichen Oberleitung befindet, wobei zur Beurteilung dieser Frage 
nicht die rechtlichen sondern die tatsächlichen Verhältnisse maßgeblich sind. Folglich ist 
zur Beurteilung dieser Frage unerheblich, an welchem Ort sich der rechtliche Sitz des 
Unternehmens befindet. Alleine der Ort, an dem die für die Geschäftsführung des 
Unternehmens maßgebliche Willensbildung stattfindet, ist von Bedeutung. Im Zweifel ist 
dies der Ort an dem die Willenserklärung abgegeben wird (Beschlussfassungen durch die 
Geschäftsführung, laufende Abhaltung Geschäftsführungsbesprechungen, etc.).250 Im 
Zusammenhang mit der Frage nach dem Ort der Geschäftsleitung ist jedoch auch der 
Umfang bzw. die Qualität der im Inland ausgeübten Geschäftsleitungstätigkeiten zu 
beachten. Besteht die „Leitungsarbeit“ ausschließlich in der Abhaltung von 
Formalsitzungen der Geschäftsführer im Inland und wurden die betreffenden 
Entscheidungen tatsächlich bereits im Vorfeld im Ausland getroffen, so begründen diese 
Aktivitäten keinen inländischen Ort der Geschäftsleitung.251 Werden die für die 
Entwicklung des Unternehmens maßgeblichen Geschäftsführungsentscheidungen 
(„unternehmenslenkende Dispositionen“) jedoch tatsächlich im Inland gefällt, so liegt der 
Ort der Geschäftsleitung – auch wenn die Entscheidungsgrundlagen eventuell im Ausland 
ausgearbeitet bzw. vorbereitet wurden – im Inland.252 
Weiters wird auch für den Ort der Geschäftsführung eine feste Anlage oder Einrichtung253 
und gewisse Dauerhaftigkeit vorausgesetzt. Ein „Briefkasten“ (bloße Postanschrift am Sitz 
                                                 
247 Vgl. Marschner in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EStG², 2009, § 98 Rz 44 mwH. 
248 Vgl. Ludwig, in Doralt (Hrsg), EStG9, 2005, § 98 Rz 32. 
249 Vgl. ders, § 98 Rz 33/1 mwH.; Marschner in Baldauf/Kanduth-Kristen/ Laudacher/Lenneis/Marschner (Hrsg), Jakom – EStG², 2009, 
§ 98 Rz 53. 
250 Vgl. Staringer, Besteuerung doppelt ansässiger Kapitalgesellschaften, 138 mwH. 
251 Die österreichische Finanzverwaltung fordert eine „intensive“ Leitungsarbeit im Inland, vgl EAS 2479 vom 21.06.2004. 
252 Weitere Hinweise siehe unter Rz 6ff. KStR 2001. 
253 Vgl. VwGH 31.5.2000, 97/13/0200. 
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der Gesellschaft) oder eine bloße Büroadresse nur zur Entgegennahme und Weiterleitung 
von Post stellen keine BS dar.254  
Auf die anderen o.a. Unterformen von Betriebsstätten (Zweigniederlassung, 
Fabrikationsstätte, etc.) wird in weiterer Folge – da im Detail für die Untersuchung nicht 




                                                 
254 Vgl. EAS 1888 vom 19.7.2001, SWI 2001, 368. 
255 Details siehe bei Marschner in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EStG², 2009, § 98 Rz 54ff.; Ludwig, in Doralt (Hrsg), EStG9, 2005, § 98 
Rz 33/3ff. 
  74
4.2 Der Wegzug im Ertragsteuerrecht 
Die vorliegende Untersuchung fokussiert – neben anderen Formen des Betriebs- bzw. 
Teilbetriebstransfers – auch auf die Form des sog. „Wegzugs“. Im Rahmen dieser Form 
der Betriebsverlagerung werden in Österreich gelegene (Teil-)Betriebe physisch, 
grenzüberschreitend ins Ausland transferiert ohne sie jedoch gleichzeitig ins zivilrechtliche 
Eigentum einer anderen ausländischen (Konzern-) Gesellschaft zu übertragen. Der 
Vorgang führt idR zur Schaffung einer Betriebsstätte der verlagernden Gesellschaft im 
Ausland, wobei mit dem Vorgang diverse ertragsteuerliche Konsequenzen – sowohl in 
Österreich als auch im Zuzugsland – verbunden sind. Einerseits kommt es durch die 
Verlagerung des Betriebes bzw. Teilbetriebes zur potenziellen Entstrickung256 von in der 
Vergangenheit in Österreich aufgebauten stillen Reserven, andererseits unterwirft sich die 
Gesellschaft mit ihrem verlagerten Betrieb der Besteuerungshoheit des Zuzugsstaates.  
Der Wegzug ist von einer bloßen Verlegung des statutarischen Sitzes, des 
Verwaltungssitzes und/oder der Geschäftsleitung einer Gesellschaft zu unterscheiden, im 
Rahmen welcher es – vorausgesetzt die österreichische Gesellschaft wird anlässlich der 
Sitzverlegung  nicht sowieso aufgelöst (da in einen „Sitztheoriestaat“ verlegt) – zwar 
(ebenso) zu keiner Übertragung des zivilrechtlichen Eigentums an Betriebsvermögen auf 
eine andere Gesellschaft, darüber hinaus aber in der Regel zu keiner grenzüberschreitenden 
physischen Verlagerung von operativen betrieblichen Einheiten ins Ausland kommt.      
4.2.1 Historische Entwicklung  des § 6 Z 6 EStG 
4.2.1.1 EStG 1972 – Historische Erstfassung 
Eine Regelung zur Besteuerung von betrieblichen Wegzugsvorgängen wurde erstmalig mit 
dem EStG 1972 im österreichischen Ertragsteuerrecht eingeführt. Vor dem EStG 1972 
bestanden in Österreich für grenzüberschreitende Überführungen von Wirtschaftsgütern 
keine speziellen Gewinnrealisierungstatbestände. Folglich hatten auch 
grenzüberschreitende Wirtschaftsgutüberführungen bis dahin nur insoweit ertragsteuerliche 
Effekte als diese aus den allgemeinen ertragsteuerlichen Regelungen (z.B. Entnahme-
tatbestand iSd § 4 Abs 1 EStG, verdeckte Gewinnausschüttung iSd § 8 Abs 2 KStG) 
resultierten. Eine Überführung von Wirtschaftsgütern zwischen in- und ausländischen 
Betriebsstätten eines einheitlichen (in- oder ausländischen) Betriebes stellte daher bis zu 
diesem Zeitpunkt einen in Österreich nicht steuerbaren Vorgang dar. 257    
Die historische Erstfassung von § 6 Z 6 EStG (BGBl 440/1972) lautete wie folgt: 
„Werden Wirtschaftsgüter eines im Inland gelegenen Betriebes (einer im 
Inland gelegenen Betriebsstätte) in das Ausland in einen anderen Betrieb (eine 
andere Betriebsstätte) desselben Steuerpflichtigen oder in einen Betrieb 
überführt, an dessen Betriebsvermögen (Kapital) der Steuerpflichtige als 
Unternehmer (Mitunternehmer) oder im Sinne des § 31 Abs 1 beteiligt ist, so 
                                                 
256 Zur abkommensrechtlich tatsächlich nicht stattfindenden Entstrickung siehe Kapitel 7.1.5.2.3. 
257 Vgl. Lechner, in HB des Bilanzsteuerrechts – GS Gassner, 2005, 383; ebenso Scheuerle , § 6 Z 6 EStG und die Entstrickung, SWI 
2003, 176ff. 
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sind diese Wirtschaftsgüter mit den Werten anzusetzen, die im Falle einer 
Lieferung oder sonstigen Leistung an einen vom Steuerpflichtigen völlig 
unabhängigen Betrieb angesetzt worden wären. Das gleiche gilt, wenn 
Wirtschaftsgüter eines im Inland gelegenen Betriebes (einer im Inland 
gelegenen Betriebsstätte) in das Ausland in einen anderen Betrieb überführt 
werden und bei beiden Betrieben dieselbe Person die Geschäftsleitung oder die 
Kontrolle ausüben oder darauf Einfluß haben. Die vorstehenden 
Bestimmungen gelten sinngemäß auch, wenn Wirtschaftsgüter aus dem 
Ausland in das Inland überführt werden.“  
Mit der Schaffung des § 6 Z 6 EStG 1972 verfolgte der österreichische Gesetzgeber das 
Ziel, sich das Besteuerungsrecht hinsichtlich jener Wirtschaftgüter zu sichern, welche 
österreichischen Betrieben bzw. Betriebsstätten zuzurechnen sind/waren und in einen 
ausländischen Betrieb (Betriebsstätte) – welcher sich in der Einflusssphäre von ein und 
demselben Steuerpflichtigen befindet – überführt werden sollen.258 Der Gesetzeszweck 
bestand folglich alleine in der Wahrung des österreichischen Besteuerungsrechtes 
hinsichtlich stiller Reserven und Gewinnspannen in Betriebsvermögen.259 
4.2.1.2 EStG 1988 – Erste Ergänzungen/Anpassungen 
Die historische Erstfassung von § 6 Z 6 EStG idF EStG 1972 wurde im Rahmen des EStG 
1988 (BGBl 0400/1988) erstmalig signifikant umstrukturiert sowie ergänzt und lautete 
schließlich wie folgt (fett markierte Abschnitte wurden ergänzt, durchgestrichene Passagen 
gestrichen): 
„Werden Wirtschaftsgüter eines im Inland gelegenen Betriebes (einer im 
Inland gelegenen Betriebsstätte) ins das Ausland in einen anderen Betrieb 
(eine andere Betriebsstätte) desselben Steuerpflichtigen oder in einen Betrieb 
überführt, an dessen Betriebsvermögen (Kapital) der Steuerpflichtige als 
Unternehmer (Mitunternehmer) oder im Sinne des § 31 Abs 1 beteiligt ist, so 
sind diese ins Ausland überführten Wirtschaftsgüter mit den Werten 
anzusetzen, die im Falle einer Lieferung oder sonstigen Leistung an einen vom 
Steuerpflichtigen völlig unabhängigen Betrieb angesetzt worden wären. Das 
gleiche gilt, wenn Wirtschaftsgüter eines im Inland gelegenen Betriebes (einer 
im Inland gelegenen Betriebsstätte) in das Ausland in einen anderen Betrieb 
überführt werden und bei beiden Betrieben dieselbe Person die 
Geschäftsleitung oder die Kontrolle ausüben oder darauf Einfluß haben. Die 
vorstehenden Bestimmungen gelten sinngemäß auch, wenn Wirtschaftsgüter 
aus dem Ausland in das Inland überführt werden.“ wenn 
 
- der ausländische Betrieb demselben Steuerpflichtigen gehört, 
- der Steuerpflichtige Mitunternehmer des ausländischen Betriebes ist, 
                                                 
258 Vgl. EB zu EStG 1972, ErlRV zu EStG 1972, 474 BlgNR 13.GP; siehe Hinweis auf EB in Lechner, in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), 
GS Gassner, 2005, 384, FN 3 mwH; Leitner/Nowotny, Steuerfolgen des Zu- und Wegzugs nach bzw von Österreich, in 
Körperschaftsteuer/Internationales Steuerrecht/Doppelbesteuerung – FS Wassermeyer, 2005, 453 mwH; ebenso Scheuerle , SWI 2003, 
177, FN 21. 
259 Zum Gesetzzweck des § 6 Z 6 EStG 1988 vgl Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG14 , 2010, ad § 6 Rz 378.  
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- der Steuerpflichtige an der ausländischen Kapitalgesellschaft wesentlich, 
das ist zu mehr als 25%, beteiligt ist oder 
- bei beiden Betrieben dieselben Personen die Geschäftsleitung oder die 
Kontrolle ausüben oder darauf Einfluß haben. 
Dies gilt auch, wenn ein im Inland gelegener Betrieb (Betriebsstätte) ins 
Ausland verlegt wird, weiters wenn Wirtschaftsgüter oder Betriebe 
(Betriebsstätten) aus dem Ausland in das Inland überführt oder verlegt 
werden.“ 
Wie sich aus den Änderungen des Wortlautes der Regelung ergibt, hatte die Überarbeitung 
von § 6 Z 6 EStG im Rahmen des EStG 1988 nur insoweit Bedeutung, als dadurch die 
Struktur der Regelung übersichtlicher gefasst und die Überführung ganzer Betriebsstätten 
und Betriebe (vorher nur „Wirtschaftsgüter“) ins Ausland in den Wortlaut der Regelung 
explizit mit aufgenommen wurde. Teile des Schrifttums260 erkennen darin eine tatsächliche 
Erweiterung des Anwendungsbereiches von § 6 Z 6 EStG (z.B. auf den Wegzug von 
Kapitalgesellschaften durch Sitzverlegung bzw. Verlegung der 
„Geschäftsleitungsbetriebstätte“ iSd § 29 Abs 1 BAO) während alternativ dazu auch die 
Meinung vertreten wird, die ursprüngliche Formulierung bezüglich der Überführung von 
„Wirtschaftsgütern“ umfass(t)e bereits auch die Überführung von Betrieben und 
Betriebsstätten (d.h. die Überführung von Betrieben und Betriebsstätten stelle lediglich 
eine „Unterfall“ einer Wirtschaftsgutüberführung dar). Bei Einnahme dieser 
Rechtsposition kommt der fraglichen Ergänzung des Wortlautes lediglich klarstellende 
Wirkung zu.261   
4.2.1.3 Abgabenänderungsgesetz 2004 – Die Aufnahme der Nichtfestsetzung 
Im Rahmen des Abgabenänderungsgesetztes 2004 (BGBl I 0180/2004, ab 31. Dezember 
2004) erfolgte eine materielle Ergänzung der Wegzugsregelung. Die Neufassung lautete 
wie folgt: 
„a) Werden Wirtschaftsgüter eines im Inland gelegenen Betriebes 
(Betriebsstätte) ins Ausland in einen anderen Betrieb (Betriebsstätte) überführt 
oder werden im Inland gelegene Betriebe (Betriebsstätten) ins Ausland 
verlegt, sind die ins Ausland überführten Wirtschaftsgüter mit den Werten 
anzusetzen, die im Falle einer Lieferung an einen vom Steuerpflichtigen völlig 
unabhängigen Betrieb angesetzt worden wären, wenn 
 
- der ausländische Betrieb demselben Steuerpflichtigen gehört, 
- der Steuerpflichtige Mitunternehmer des ausländischen und/oder des 
inländischen Betriebes ist, 
                                                 
260 Vgl. Staringer, Doppelt ansässige Kapitalgesellschaften, 1999, 194; Hügel, FS Wiesner, 2004, 185; Aigner/Kofler, Änderungen in § 6 
Z 6 EStG durch das AbgÄG 2004, taxlex 2005, 6, FN 9 und 10 mit Hinweis auf ErlRV 621 BlgNR 17 GP 69; ebenso Aigner, 
„Wegzugsbesteuerung“ verstößt gegen Grundfreiheiten, GeS 2003, 259, FN 49-52.  
261 Vgl. Lechner, in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 386, FN 12 mwH. 
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- der Steuerpflichtige an der ausländischen Kapitalgesellschaft oder die 
ausländische Kapitalgesellschaft am Steuerpflichtigen wesentlich, das ist zu 
mehr als 25%, beteiligt ist oder  
- bei beiden Betrieben dieselben Personen die Geschäftsleitung oder die 
Kontrolle ausüben oder darauf Einfluss haben. 
 
Dies gilt auch, wenn ein im Inland gelegener Betrieb (Betriebsstätte) ins 
Ausland verlegt wird, weiters wenn Wirtschaftsgüter oder Betriebe 
(Betriebsstätten) aus dem Ausland in das Inland überführt oder verlegt werden. 
 
Dies gilt sinngemäß für sonstige Leistungen. 
 
b) Auf Antrag unterbleibt in folgenden Fällen der lit. a die Festsetzung der 
entstandenen Steuerschuld bis zur tatsächlichen Veräußerung oder dem 
sonstigen Ausscheiden der Wirtschaftsgüter aus dem Betriebsvermögen: 
 
1. Bei Überführung von Wirtschaftsgütern innerhalb eines Betriebes 
desselben Steuerpflichtigen oder 
2. bei Verlegung von Betrieben oder Betriebsstätten, sofern in beiden Fällen 
die Überführung oder Verlegung 
- in einen Staat der Europäischen Union oder 
- in einen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes erfolgt, mit dem eine 
umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit der Republik Österreich 
besteht. 
 
Über die nicht festgesetzte Steuerschuld ist im Abgabenbescheid 
abzusprechen. 
 
Eine spätere Überführung oder Verlegung 
– in einen Staat, der nicht der Europäischen Union angehört oder 
– in einen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes, mit dem eine 
umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit der Republik Österreich nicht 
besteht, gilt als Veräußerung. Die Veräußerung oder das sonstige 
Ausscheiden der Wirtschaftsgüter aus dem Betriebsvermögen gilt als 
rückwirkendes Ereignis im Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung. 
Zwischen Überführung oder Verlegung und Veräußerung oder sonstigem 
Ausscheiden eingetretene Wertminderungen sind höchstens im Umfang der 
Bemessungsgrundlage bei Überführung oder Verlegung zu berücksichtigen. 
§ 205 der Bundesabgabenordnung ist nicht anzuwenden. 
 
c) Werden im Sinne der lit. a Wirtschaftsgüter oder Betriebe (Betriebsstätten) 
aus dem Ausland ins Inland überführt oder verlegt, sind die Werte 
anzusetzen, die im Falle einer Lieferung an einen vom Steuerpflichtigen 
völlig unabhängigen Betrieb angesetzt worden wären. Dies gilt sinngemäß 
für sonstige Leistungen. Werden in Fällen nicht festgesetzter Steuerschuld 
im Sinne der lit. b oder auf Grund einer Umgründung im Sinne des 
Umgründungssteuergesetzes Wirtschaftsgüter aus dem Ausland in das 
Inland rücküberführt oder Betriebe (Betriebsstätten) zurückverlegt, sind die 
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Buchwerte vor Überführung bzw. Verlegung maßgeblich. Die spätere 
Veräußerung oder das sonstige Ausscheiden gilt nicht als rückwirkendes 
Ereignis im Sinn des § 295a der Bundesabgabenordnung. Weist der 
Steuerpflichtige nach, dass Wertsteigerungen im EU/EWR-Raum eingetreten 
sind, sind diese vom Veräußerungserlös abzuziehen.“ 
In den EB zu § 6 Z 6 EStG wird als Hintergrund dieser Ergänzung explizit die 
Rechtsprechung des EuGH in der Rs „Hughes de Lasteyrie du Saillant“ 262  angegeben. Im 
Rahmen dieses Urteils wurde die französische Wegzugsbesteuerung für Beteiligungen in 
privater Hand (privater Wegzug) in der bisher gültigen Form als unionsrechtswidrig 
eingestuft. Aus dem Urteil wurde seitens des Gesetzgebers somit klar die Position 
abgeleitet, dass es auch im Falle eines betrieblichen Wegzuges zu keiner sofortigen 
Besteuerung von stillen Reserven kommen darf. Der Wegzugsstaat ist zwar prinzipiell 
berechtigt betriebliche Wegzugsvorgänge zu besteuern, hat aber die Verpflichtung, die 
Steuerlast auf Antrag bis zur tatsächlichen Realisierung der stillen Reserven zu stunden. 
Durch die Stundungssystematik werden nur Wegzugsvorgänge innerhalb der Union und im 
EWR-Raum (umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe vorausgesetzt) begünstigt. Mit 
der Stundung ist zudem keine Zinslast verbunden (keine Anspruchszinsen). Weitere 
Details siehe unter Kapitel 4.2.9. 
Neben Integration der o.a. Steuerstundungsmöglichkeit wurde weiters der Hinweis in § 6 Z 
6 EStG aufgenommen, dass auch sonstige Leistungen von der Regelung erfasst wären. 
Nach den EB soll die Regelung dadurch „klarer gefasst“ werden [„…Z 6 soll darüber 
hinaus insoweit klarer gefasst werden, als auch sonstige Leistungen zwischen dem Inlands- 
und Auslandsbereich desselben Steuerpflichtigen oder verbundener Steuerpflichtiger 
davon erfasst sind.“]. Demnach sollen nicht nur Wirtschaftguttransfers sondern auch 
sonstige Leistungen bereits von den historischen Versionen von § 6 Z 6 EStG erfasst 
gewesen sein. Diese Sichtweise wird im Schrifttum263  – da sie sich aus den historischen 
Versionen der Regelung nicht klar ableiten lässt – äußerst kritisch beurteilt. Siehe dazu 
Kapitel 4.2.3.3. 
4.2.1.4 Ergänzungen im Jahr 2005 
Im Laufe des Jahres 2005 (BGBl I 0034/2005, ab 10. Juni 2005 und BGBl I 0161/2005, 
Abgabenänderungsgesetz 2005, ab 31. Dezember 2005) wurde § 6 Z 6 EStG um 
geringfügige Details wie folgt ergänzt: 
„a) […] 
 
b) Auf Grund eines in der Steuererklärung gestellten Antrages unterbleibt in 
folgenden Fällen der lit. a die Festsetzung der entstandenen Steuerschuld bis 
zur tatsächlichen Veräußerung oder dem sonstigen Ausscheiden der 
Wirtschaftsgüter aus dem Betriebsvermögen: 
 
[…] 
                                                 
262 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, „Hughes des Lasteyrie du Saillant“, siehe dazu Kapitel 8.2.2.2. 
263 Vgl. Lechner, in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 387, FN 15 mit zahlreichen Hinweisen. 
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c) Werden im Sinne der lit. a Wirtschaftsgüter oder Betriebe (Betriebsstätten) 
aus dem Ausland ins Inland überführt oder verlegt, sind die Werte anzusetzen, 
die im Falle einer Lieferung an einen vom Steuerpflichtigen völlig 
unabhängigen Betrieb angesetzt worden wären. Dies gilt sinngemäß für 
sonstige Leistungen. Werden in Fällen nicht festgesetzter Steuerschuld im 
Sinne der lit. b oder auf Grund einer Umgründung im Sinne des 
Umgründungssteuergesetzes Wirtschaftsgüter aus dem Ausland in das Inland 
rücküberführt oder Betriebe (Betriebsstätten) zurückverlegt, sind die 
fortgeschriebenen Buchwerte vor Überführung bzw. Verlegung maßgeblich. 
Die spätere Veräußerung oder das sonstige Ausscheiden gilt nicht als 
rückwirkendes Ereignis im Sinn des § 295a der Bundesabgabenordnung. Weist 
der Steuerpflichtige nach, dass Wertsteigerungen im EU/EWR-Raum 
eingetreten sind, sind diese vom Veräußerungserlös oder Entnahmewert 
abzuziehen.“ 
 
Die o.a. erste Ergänzung im Rahmen von BGBl I 0034/2005 („Reparaturgesetz“264) 
soll lt. EB klarstellen [„…Es wird präzisiert, dass…“], dass der Antrag auf 
Nichtfestsetzung der entstandenen Steuerschuld nur in der Steuererklärung des 
betreffenden Jahres gestellt werden kann. Eine spätere Nachholung des Antrages – 
insbesondere in einer Berufung gegen einen im wiederaufgenommenen Verfahren 
ergangenen Bescheid – soll lt. EB nicht möglich sein.265 Hinsichtlich dieser 
Änderung erscheint die Wortwahl in den EB mE irreführend, da unter einer 
„Präzisierung“ wohl auch eine bloße Klarstellung verstanden werden kann. Da die 
Regelung vor ihrer Überarbeitung im Zusammenhang mit der Steuerstundung jedoch 
bloß auf einen erforderlichen Antrag Bezug nahm ohne dessen Form/Zeitpunkt 
genauer zu definieren, ist nach der hier vertretenen Ansicht mit o.a. Ergänzung nicht 
bloß eine Klarstellung sondern vielmehr eine inhaltliche Erweiterung der Regelung 
verbunden.    
 
Die zweite Ergänzung des Wortlautes im Bereich der Bewertung von 
Wirtschaftsgütern im Rahmen einer Rücküberführung nach Österreich soll lt. EB 
sicher stellen, dass abnutzbare Wirtschaftsgüter nicht mehrfach – im Ausland und in 
Österreich – abgeschrieben werden können. Folglich seien jene Abschreibungen, 
welche nach österreichischem Steuerrecht zwischen Weg- und Zuzug fiktiv 
vorzunehmen gewesen wären (planmäßig und/oder außerplanmäßig), vom Buchwert 
im Wegzugszeitpunkt in Abzug zu bringen. Die fragliche Ergänzung wird in den EB 
als „Änderung“ der Regelung beschrieben, folglich liegt unstrittig mehr als eine 
bloße Klarstellung vor. 
 
Die Änderung von § 6 Z 6 EStG (letzter Satz) im Rahmen des AbgÄG 2005 soll lt 
EB klarstellen [„…Die Änderung stellt klar, ….“], dass nachgewiesene ausländische 
Wertsteigerungen auch bei entnahmebedingter Aufdeckung der stillen Reserven 
(einschließlich Liquidation) abzuziehen sind. Demnach wird die diesbezügliche 
Ergänzung des Wortlautes als bloße Klarstellung verstanden.   
                                                 
264 Vgl. Lechner, in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 384, FN 6. 
265 Im Detail dazu siehe Kapitel 4.2.10.2. 
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4.2.1.5 Update 2007 – Die aktuelle Fassung 
Im Laufe des Jahres 2007 (BGBl I 0024/2007, Budgetbegleitgesetz 2007, ab Veranlagung 
2007 und BGBl I 0099/2007, Abgabensicherungsgesetz 2007, ab 29. Dezember 2007) 
wurde § 6 Z 6 EStG schließlich in die aktuell gültige Fassung/Form gebracht. 
„a) […] 
b) […] 
Über die nicht festgesetzte Steuerschuld ist im Abgabenbescheid abzusprechen. 
Für nicht entgeltlich erworbene unkörperliche Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens, für die nach der Überführung oder Verlegung im Ausland 
ein Aktivposten angesetzt wird, ist die Steuerschuld jedoch von jenen 
Aufwendungen festzusetzen, die bereits als Betriebsausgaben zu 
berücksichtigen waren. Weist der Steuerpflichtige die tatsächlichen 
Aufwendungen nicht nach, gelten 65% des Wertes gemäß lit. a, höchstens 
jedoch der im Ausland angesetzte Aktivposten, als Aufwendungen für das 
Wirtschaftsgut.  
Eine spätere Überführung oder Verlegung  
- in einen Staat, der nicht der Europäischen Union angehört oder  
- in einen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes, mit dem eine umfassende 
Amts- und Vollstreckungshilfe mit der Republik Österreich nicht besteht,  
gilt als Veräußerung. Die Veräußerung oder das sonstige Ausscheiden der 
Wirtschaftsgüter aus dem Betriebsvermögen gilt als rückwirkendes Ereignis im 
Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung. Zwischen Überführung oder 
Verlegung und Veräußerung oder sonstigem Ausscheiden eingetretene 
Wertminderungen sind höchstens im Umfang der Bemessungsgrundlage bei 
Überführung oder Verlegung zu berücksichtigen, soweit diese nicht in einem 
anderen Staat berücksichtigt werden. § 205 der Bundesabgabenordnung ist nicht 
anzuwenden.  
c) […]“ 
Die Ergänzung des Wortlautes im Rahmen des BBG 2007 (§ 6 Z 6 lit b, vorletzter Satz) 
wurde in den EB nicht gesondert kommentiert. Die Intention des Gesetzgebers ergibt sich 
jedoch mE klar aus dem Wortlaut der Änderung. Etwaige dem Wegzug nachgelagerte 
Wertminderungen sollen sich nur insoweit steuermindernd in Österreich auswirken, als 
damit keine Doppelverwertung (d.h. in Österreich als auch dem Zuzugsstaat) verbunden 
ist. 
Die bis dato letzte Anpassung von § 6 Z 6 EStG erfolgte im Rahmen des AbgSiG 2007. Im 
Zuge dieser Anpassung wurde der Tatbestand der Regelung unter lit b um die Überführung 
von nicht entgeltlich erworbenen immateriellen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens 
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erweitert. Nach den EB266 des AbgSiG 2007 beabsichtigte der Gesetzgeber mit dieser 
Regelung die Doppelberücksichtigung von Aufwendungen im Wegzugs- (Österreich) und 
Zuzugsstaat zu vermeiden. Durch den sofortigen Abzug von Aufwendungen im Rahmen 
der Herstellung eines immateriellen Wirtschaftsgutes im Anlagevermögen (gem § 4 Abs 1 
EStG iVm § 197 Abs 2 UGB keine Aktivierung) und dessen zuzugsbedingter Aktivierung 
im Zuzugsstaat kommt es lt. Gesetzgeber – entweder in Form überhöhter Abschreibungen 
oder eines späteren erhöhten Buchwertabganges im Zuzugsstaat – jedenfalls zu einer 
steuerlichen Doppelberücksichtigung von Aufwendungen, welche vermieden werden 
muss. Ein Recht zur Vermeidung der Doppelberücksichtigung von Aufwendungen wird 
dabei aus der EuGH Rechtsprechung abgeleitet (Rs „N“267). Die Verfassungs- als auch 
Unionsrechtskonformität dieser Regelung wird im Schrifttum268 jedoch äußerst kritisch 
bewertet. Siehe dazu Kapitel 8.3.2.2.   
4.2.1.6 Zusammenfassung 
Wie aus obiger Darstellung ersichtlich ist, stellen die im Rahmen des 
Abgabenänderungsgesetzes 2004 vorgenommenen Änderungen (Schaffung 
Nichtfestsetzungskonzept) die stärksten inhaltlichen Anpassungen im Bereich des § 6 Z 6 
EStG dar. Unabhängig davon und trotz der zahlreichen kleineren weiteren 
Überarbeitungen des Tatbestandes des § 6 Z 6 EStG ist die ursprüngliche Norm aus dem 
Jahr 1972 inhaltlich noch voll in der aktuellen Fassung von § 6 Z 6 EStG enthalten. In den 
Jahren seit ihrer Schaffung wurde die Norm daher in ihrer Wirkung lediglich ausgebaut 
oder – je nach Sichtweise (z.B. Erweiterung des Tatbestandes um Betriebs(stätten-) 
überführungen oder „sonstige Leistungen“) – lediglich konkretisiert. Bei der weiteren 
Untersuchung von § 6 Z 6 EStG in der aktuellen Fassung können daher die historischen 
EB des Gesetzgebers sowie historische Kommentare zur Interpretation der Norm 
hilfsweise herangezogen werden.  
4.2.2 Grundformen des Wegzugs nach § 6 Z 6 EStG 
Die aktuelle Fassung bzw. Struktur von § 6 Z 6 EStG geht im Wesentlichen auf das 
AbgÄG 2004 zurück269 und wurde nachträglich nur mehr geringfügig ergänzt bzw. 
präzisiert. § 6 Z 6 EStG gliedert sich grob in folgende drei Abschnitte, welche in weiterer 
Folge im Detail erläutert werden: 
? Lit a: Definition der Tatbestände, welche der Wegzugsbesteuerung unterliegen 
(Grundformen des Wegzugs); 
? Lit b: Definition des Tatbestandes der Nichtfestsetzung (Stundung Wegzugssteuer); 
? Lit c: Definition des Zuzugstatbestandes (Aufwertung). 
Folgende Vorgänge unterliegen gem § 6 Z 6 lit. a EStG potenziell einer 
Wegzugsbesteuerung: 
                                                 
266 Vgl. SWK 32/2007, RV zu AbgSiG 2007. 
267 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs. C-470/04, N. 
268 Vgl. Quantschnigg/Trenkwalder, Steuern im Gemeinschaftsrecht - FS Wolfgang Nolz, 171. 
269 Siehe dazu va Lechner, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 289ff. 
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? Überführung von Wirtschaftsgütern eines im Inland gelegenen Betriebes oder einer 
inländischen Betriebsstätte ins Ausland in einen anderen Betrieb oder in eine 
andere Betriebsstätte, 
? Gesamthafte Verlegung eines im Inland gelegenen Betriebes oder einer 
inländischen Betriebsstätte ins Ausland und  
? Erbringung von sonstigen Leistungen durch inländische Betriebe oder 
Betriebsstätten an ausländische Betriebe oder Betriebsstätten.270 
Die grenzüberschreitende Verlegung von inländischen Betrieben bzw. Betriebsstätten wird 
von Teilen des Schrifttums als (nicht notwendige) Unterform der 
Wirtschaftsgutüberführung qualifiziert.271  
Zur Besteuerung der obigen Vorgänge kommt es jedoch nur dann, wenn die Überführung 
von Wirtschaftsgütern bzw. die Erbringung von sonstigen Leistungen zwischen 
betrieblichen Einheiten mit einem besonderen Naheverhältnis (sog. „qualifizierte 
Nahebeziehung“) erfolgt. Dieses Naheverhältnis wird unter folgenden Voraussetzungen 
angenommen: 
? der ausländische Betrieb bzw. die ausländische Betriebsstätte gehört demselben 
Steuerpflichtigen wie der inländische Betrieb bzw. die inländische Betriebsstätte,  
? der Steuerpflichtige ist Mitunternehmer des ausländischen und/oder inländischen 
Betriebes,272 
? der Steuerpflichtige ist an der ausländischen Kapitalgesellschaft oder die 
ausländische Kapitalgesellschaft am Steuerpflichtigen273 wesentlich, d.h. zu mehr 
als 25 Prozent274 beteiligt, oder  
? bei beiden Betrieben dieselben Personen die Geschäftsleitung oder die Kontrolle 
ausüben oder darauf Einfluss haben (d.h. in der „Seitenlinie“ verwandte 
Gesellschaften).275 
                                                 
270 Nach Meinung der Finanzverwaltung waren sonstige Leistungen bereits vor dem AbgÄG 2004 von § 6 Z 6 lit a EStG erfasst wobei 
der Erweiterung von § 6 Z 6 EStG iRd AbgÄG 2004 nur eine „klarstellende Funktion“ zukam, siehe Rz 2510 EStR mit Verweis auf 
EAS 1090 vom 19. Juni 1997; aA Lechner, in: Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, Linde, Wien 2005, S. 297ff; Hoftstätter/Zorn, § 6 Rz 
10.   
271Vgl. Lechner, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 293f. ; ders, Grenzüberschreitende Überführung von Wirtschaftsgütern, 
Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GSGassner, 2005, S.386; Krickl/Kauba, Nichtfestsetzungstatbestand und Nachversteuerung, GS 
Köglberger, 2008, 554. 
272 Unabhängig vom Beteiligungsausmaß, siehe Lechner, Grenzüberschreitende Überführung von Wirtschaftsgütern, 
Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, S.386. Die Qualifikation der Mitunternehmerschaft durch ausländische Steuerregime 
als Steuersubjekt ist in diesem Zusammenhang irrelevant; vgl Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG14, 2010, ad § 6 Rz 384.  
273 Unter dem Begriff „Steuerpflichtigen“ können im gegebenen Zusammenhang nur inländische Körperschaften verstanden werden an 
welchen eine Beteiligung bestehen kann (Kapitalgesellschaften und Genossenschaften), vgl Lechner, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS 
Loukota, 2005, 295.   
274 Bei der Beurteilung ob eine 25%ige Beteiligung vorliegt sind auch mittelbare Beteiligungen in die Betrachtung mit einzubeziehen, 
zudem muss die ausländische Kapitalgesellschaft von ihrem gesellschaftsrechtlichen Aufbau her einer inländischen vergleichbar sein, 
siehe dazu Rz 2515 EStR 2000; kritisch zum Regelungsinhalt bei einem Anteil zwischen 25 und 50%  siehe Petritz, in 
Fraberger/Baumann/Plott/Waitz-Ramsauer (Hrsg), Handbuch Konzernsteuerrecht, Lexis Nexis, Wien 2008, Überführung von 
Wirtschaftsgütern im Inlands- und im cross-border-Fall, 602. 
275 Vgl. Rz 2516 EStR 2000, demnach ist die Erfüllung des Tatbestandes seitens der Finanzbehörde in freier Beweiswürdigung gem § 
167 Abs 2 BAO zu überprüfen wobei den Abgabenpflichtigen im Rahmen der Beweismittelbeschaffung erhöhte Mitwirkungspflicht 
trifft. Zudem muss die Beurteilung im Einklang mit dem jeweils anwendbaren Doppelbesteuerungsabkommen erfolgen (Artikel 9). Zum 
Geschäftsleitungs-/Kontrolltatbestand siehe auch Quantschnigg/Schuch, § 6 Rz 219. 
  83
Fraglich erscheint die Sinnhaftigkeit der o.a. Tatbestände zur Wirtschaftsgutüberführung 
zwischen wesentlich verbundenen Unternehmen. Eine derartige Wirtschaftsgutüberführung 
würde – auf Basis von § 6 Z 14 lit b EStG (Einlage in Körperschaften durch natürliche 
Personen), § 8 Abs 1 KStG (Einlagen in Körperschaften) und § 8 Abs 2 KStG (verdeckte 
Gewinnausschüttungen) – auch ohne der Bestimmung des § 6 Z 6 EStG zur Realisierung 
der in den überführten Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen Reserven führen. Der o.a. Teil 
der Regelung des § 6 Z 6 EStG wird im Schrifttum276 daher als entbehrlich eingestuft. Ihm 
kommt lediglich eine klarstellende aber keine eigenständige normative Wirkung zu.     
Kommt es zur Verwirklichung eines Tatbestandes im o.a. Sinne so bedeutet dies, dass die 
ins Ausland überführten Wirtschaftsgüter, Betriebe oder Betriebsstätten gem § 6 Z 6 lit a 
EStG mit dem Wert anzusetzen sind, die im Falle einer Lieferung an einen vom 
österreichischen Steuerpflichtigen völlig unabhängigen Betrieb angesetzt worden wären 
(d.h. mit dem Fremdvergleichswert bzw. Einzelveräußerungspreis). Es kommt somit 
aufgrund des Wegzugs zu einer fiktiven Realisierung und Besteuerung der in den 
transferierten Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen Reserven sowie (sofern ganze 
Teilbetriebe bzw. Betriebe iSd EStG transferiert werden) eines etwaigen Firmenwertes.277 
Auf Basis dieser Systematik soll sichergestellt werden, dass in Österreich kumulierte stille 
Reserven auch tatsächlich in Österreich der Besteuerung unterworfen werden. Liegen 
keine positiven stillen Reserven sondern stille Lasten vor (da der Fremdvergleichswert 
geringer ist als der Buchwert), so stellen diese prinzipiell abzugsfähige Aufwendungen 
dar.278   
Oben Angeführtes gilt sinngemäß auch dann wenn statt der Überführung von 
Wirtschaftsgütern sonstige Leistungen ins Ausland erbracht werden. Auch in diesem Fall 
kommt es zur Unterstellung eines fiktiven Leistungsaustausches zu 
Fremdvergleichswerten(preisen). Findet demnach ein Leistungsaustausch zwischen den 
unter § 6 Z 6 lit a EStG definierten Personengruppen statt und werden die erbrachten 
sonstigen Leistungen dabei nicht zu einem fremdüblichen Entgelt abgerechnet (da es sich 
z.B. um „Innenleistungen“ zwischen verschiedenen Betriebsstätten bzw. Betrieben einer 
Rechtsperson handelt und daher zivilrechtlich keine Verrechnung erfolgen kann oder weil 
die Leistung zwischen verbundenen Rechtspersonen zu fremdunüblichen Konditionen 
verrechnet wird), so muss auf Ebene des im Inland Steuerpflichtigen zwingend ein fiktiver 
Aufwand oder Ertrag angesetzt werden, um eine dem Fremdvergleich standhaltende 
Verrechnungssituation zu erwirken.279     
4.2.2.1 Die Steuerentstrickung als Voraussetzung des § 6 Z 6 EStG?  
Im Zusammenhang mit der Regelung des § 6 Z 6 EStG stellt sich die Frage, ob lediglich 
jene betrieblichen Wegzugsvorgänge davon erfasst sind, welche aus österreichischer Sicht 
tatsächlich zu einer ertragsteuerlichen Entstrickung führen, oder auch jene, welche zu 
keinem Verlust eines österreichischen Besteuerungsrechtes hinsichtlich betrieblich 
genutzter, über- bzw. verführter Wirtschaftsgüter führen. So hat z.B. die Überführung eines 
                                                 
276 Vgl. Lechner, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 296, ebenso Lechner, Grenzüberschreitende Überführung von 
Wirtschaftsgütern, Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, S.404. 
277 Vgl.. Rz 2517 EStR 2000. 
278 Vgl. EAS 3231 vom 31.10.2011 (Wegzug einer natürlichen Person mit stillen Lasten).  
279 Vgl. Lechner, Grenzüberschreitende Überführung von Wirtschaftsgütern, Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, S.392. 
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Wirtschaftsgutes vom inländischen Betrieb eines Unternehmers in die ausländische 
Betriebsstätte desselben Unternehmers dann keine ertragsteuerliche 
„Entstrickungswirkung“, wenn Österreich als Ansässigkeitsstaat des Unternehmers mit 
dem Betriebsstättenstaat hinsichtlich Unternehmensgewinne (Art 7 OECD-MA): 
? kein Doppelbesteuerungsabkommen mit Befreiungsmethode (Art 23 A OECD-MA) 
sondern mit Anrechnungsmethode (Art 23 B OECD-MA), oder 
? gar kein Doppelbesteuerungsabkommen abgeschlossen hat.    
In diesen beiden Fällen würde Österreich aufgrund der unbeschränkten Steuerpflicht des 
Unternehmers iSd § 1 Abs 2 EStG bzw. § 1 Abs 2 KStG und der daraus resultierenden 
Besteuerung nach dem „Welteinkommensprinzip“ trotz Wirtschaftsgutüberführung 
jedenfalls weiterhin das Besteuerungsrecht hinsichtlich der in den überführten 
Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen Reserven zustehen.280  
Neben den o.a. beiden Szenarien ist anzumerken, dass nach der hier vertretenen 
Auffassung auch im Falle der Überführung eines Wirtschaftsgutes in einen BS-Staat, 
mit welchem Österreich ein Doppelbesteuerungsabkommen mit Befreiungsmethode 
abgeschlossen hat, abkommensrechtlich das Besteuerungsrecht Österreichs 
hinsichtlich der im Inland aufgebauten stillen Reserven durch die Überführung nicht 
verloren geht. Dieser Ansatz ist aus der Funktionsweise von Art 7 OECD-MA und der 
Besteuerung nach dem Betriebsstättenprinzip ableitbar. Siehe dazu die Ausführungen und 
Hinweise unter Kapitel 7.1.5.2.3. 
Im Zusammenhang mit der Beurteilung der einleitend formulierten Frage ist festzuhalten, 
dass sich diesbezüglich der ursprüngliche Wille des Gesetzgebers (bei Schaffung des § 6 Z 
6 EStG im Jahr 1972), der ursprüngliche Zweck der Regelung281 und dessen Wortlaut klar 
widersprechen. Die Regelung des § 6 Z 6 EStG umfasst nach ihrem Wortlaut nämlich 
scheinbar andere Wegzugsszenarien als ursprünglich vom Gesetzgeber vorgesehen und als 
aus dem Gesetzeszweck abgeleitet würde.  
Mit der Schaffung des § 6 Z 6 EStG 1972 verfolgte der österreichische Gesetzgeber 
ursprünglich das Ziel, sich das Besteuerungsrecht hinsichtlich jener Wirtschaftgüter zu 
sichern, welche österreichischen Betrieben bzw. Betriebsstätten zuzurechnen sind/waren 
und in einen ausländischen Betrieb (Betriebsstätte) – welcher sich in der Einflusssphäre 
von ein und demselben Steuerpflichtigen befindet – überführt werden sollen.282 Der vom 
Gesetzgeber in den EB explizit zum Ausdruck gebrachte primäre Gesetzeszweck bestand 
folglich in der Wahrung des österreichischen Besteuerungsrechtes hinsichtlich stiller 
Reserven in Betriebsvermögen. Aus der Entwicklung des Wortlautes von § 6 Z 6 EStG im 
Zeitraum 1972 bis zum aktuellen Zeitpunkt ließe sich auch keine davon abweichende 
                                                 
280 Im Falle einer Anrechnungssbetriebstätte wird jedoch das österreichische Besteuerungssubstrat faktisch um die ausländische 
Steuerbelastung gekürzt.  
281 Im vorliegenden Fall wird der historische Wille des Gesetzgebers bzw dessen „subjektive Intention“ wohl dem objektivierten „Sinn 
und Zweck“ der Norm entsprechen (= Sicherung von Besteuerungsrechten). Es wird daher davon ausgegangen, dass sich der Telos der 
Norm und der historische Wille des Gesetzgebers inhaltlich entsprechen; siehe dazu allgemein Öllinger, Verfassungsrecht, 1999, 31.    
282 Vgl. EB zu EStG 1972, ErlRV zu EStG 1972, 474 BlgNR 13.GP; siehe Hinweis auf EB in Lechner, in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), 
GS Gassner, 2005, 384, FN 3 mwH; Leitner/Nowotny, Steuerfolgen des Zu- und Wegzugs nach bzw von Österreich, in 
Körperschaftsteuer/Internationales Steuerrecht/Doppelbesteuerung – FS Wassermeyer, 2005, 453 mwH; Scheuerle , SWI 2003, 177, FN 
21; ebenso Rz 2505 EStR 2000.  
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Tendenz ableiten. Die ursprünglich kommunizierte Absicht des Gesetzgebers und daraus 
abgeleitet der Zweck der Bestimmung kann daher (auch) im Rahmen der Interpretation der 
aktuellen Fassung von § 6 Z 6 EStG als Orientierungspunkt herangezogen werden.  
Der o.a. Absicht des Gesetzgebers widerspricht jedoch der Umstand, dass – seit Schaffung 
der Norm – eine Einschränkung von § 6 Z 6 EStG auf tatsächlich „entstrickende 
Wegzugsvorgänge“ nicht aus dem Wortlaut der Regelung abgeleitet werden kann sondern 
diese vielmehr bloß auf die Überführung283 des Wirtschaftsgutes abstellt. In diesem 
Zusammenhang ist ergänzend anzumerken, dass eine Vielzahl von tatsächlich 
steuerentstrickenden Wegzugsvorgängen ebenfalls nicht der österreichischen 
Wegzugsbesteuerung unterliegen, weil sie bei wortlautgetreuer Interpretation eben nicht 
unter den Tatbestand des § 6 Z 6 EStG subsumiert werden können (da es nicht zur 
physischen Überführung von inländischem Betriebsvermögen kommt).284 Der Tatbestand 
des § 6 Z 6 EStG erfasst bei wortlautgetreuer Interpretation daher einerseits auch nicht 
steuerentstrickende Wegzugsvorgänge, andererseits werden bestimmte – tatsächlich 
steuerentstrickende – Wegzugsvorgänge von der Regelung nicht erfasst.  
Dieser Widerspruch zwischen Gesetzeswortlaut und historischem Willen des Gesetzgebers 
bzw. Zweck der Bestimmung ist nach Teilen des Schrifttums285 insofern aufzulösen, als die 
Wegzugsregelung nur im Falle einer tatsächlichen Entstrickung zur Anwendung gelangen 
soll. Es wird daher ein überschießender Gesetzeswortlaut bzw. eine verdeckte, planwidrige 
Lücke im Gesetzestext unterstellt und eine teleologische Reduktion der Regelung auf 
tatsächlich steuerentstrickende Wegzugsvorgänge vorgenommen. Neben der 
teleologischen Reduktion der Regelung auf tatsächlich steuerentstrickende 
Wegzugsvorgänge müssten man mE konsequenter Weise auch jene Wegzugsvorgänge 
unter § 6 Z 6 EStG subsumieren, welche bei einer wortlautgetreuen Interpretation der 
Regelung nicht unter diese fallen würden, aber dennoch eine steuerentstrickende Wirkung 
in Österreich entfalten (z.B. Entstrickungen von ausländischen Betriebsstätten infolge von 
Verlegungen des Ortes der GL).286   
Die österreichische Finanzverwaltung287 und andere Teile des Schrifttums288 hingegen, 
geben dem Gesetzeswortlaut den Vorzug und bringen die Wegzugsregelung unabhängig 
von einer mit Wegzugsvorgängen verbundenen Entstrickungswirkung zur Anwendung.289 
Eine teleologische Reduktion der Regelung auf bloß steuerentstrickende Wegzugsvorgänge 
                                                 
283 Zum „Überführungsbegriff“ siehe Kapitel 4.2.4.1. 
284 Siehe Kapitel 4.2.2.2.1. 
285 Vgl. Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 1993, § 6, Rz 212 und Rz 227, Bsp.4.; W. Loukota, SWI 2001, 67; Petritz, in Fraberger 
u.a.(Hrsg), Handbuch Konzernsteuerrecht, Lexis Nexis, Wien 2008, 601; wohl auch Quantschnigg/Trenkwalder,  FS Wolfgang Nolz, 
2008, 166 und Lechner, Grenzüberschreitende Überführung von Wirtschaftsgütern, Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 
398, Rz 357 unter Verweis auf Quantschnigg/Schuch. Sinngemäß wohl auch Krickl/Kauba, GS Köglberger, 2008, 573, FN 142. 
286 Siehe Anmerkungen unter Kapitel 4.2.2.1.2. 
287 Vgl. EAS 2984 vom 23.06.2006 [„§ 6 Z 6 EStG 1988 sieht keine „Wegzugsbesteuerung“ im engen Wortsinn vor; denn es wird die 
Wirkung dieser Bestimmung nicht vom Verlust des Besteuerungsrechtes der Republik Österreich abhängig gemacht.“]. 
288 Vgl. Doralt/Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG14, 2010, ad § 6 Rz 383; Zorn in Hofstätter/Reichel, EStG, Lfg 41, März 2008, § 6 Z 6 EStG 
Rz 16; Gassner, Praxisfragen der Bilanzierung, 1991, 68; Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), Sonderbilanzen, 2008, 277; 
sinngemäß auch Kuschil/Loukota, ÖStZ 2005/577, 283ff. welche auf die Nichtbeseitigung dieses „Kritikpunktes“ iRd AbgÄG 2004 
verweisen.  
289 Teilweise mit dem Hinweis, dass auch die Überführung in ausländische Anrechnungsbetriebsstätten – aufgrund der 
Anrechnungsverpflichtung der ausländischen Steuer - mit einer entstrickenden Wirkung verbunden ist. Diese Argument blendet jedoch 
DBA-lose Betriebstätten aus. Vgl. Doralt/Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG14, 2010, ad § 6 Rz 383. 
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sowie eine Erweiterung der Wegzugsbesteuerung auf Vorgänge, welche vom Wortlaut der 
Regelung nicht erfasst sind, wird daher nicht vorgenommen.  
Im Zusammenhang mit obigem Thema stellt sich die Frage, ob die Voraussetzungen für 
eine teleologische Reduktion der Regelung des § 6 Z 6 EStG auf steuerentstrickende 
Vorgänge und einer Erweiterung des Anwendungsbereiches der Regelung durch Analogie 
auch auf durch den Wortlaut der Regelung nicht gedeckte, aber doch steuerentstrickende 
Wegzugsvorgänge gegeben sind. Um den Anwendungsbereich von § 6 Z 6 EStG durch die 
Anwendung der Mittel der teleologischen Reduktion oder der Rechtsanalogie (entgegen 
seinem Wortlaut) abzuändern, muss jedoch als Grundvoraussetzung eine „planwidrige 
Lücke“ vorliegen. Nun erscheint es nach der hier vertretenen Ansicht jedoch fragwürdig, 
ob im Falle von § 6 Z 6 EStG tatsächlich vom Vorliegen einer planwidrigen Lücke 
auszugehen ist. Selbst wenn die Funktionsweise der Regelung auf den ersten Blick im 
Detail nicht dem historischen Willen des Gesetzgebers bzw. dessen Zweck zu entsprechen 
scheint, so hätte die Norm von diesem seit ihrer Schaffung im Jahr 1972 bereits öfters 
korrigiert werden können. Trotz mehrfacher Anpassung des Wortlautes der Regelung – 
dieser wurde seit 1972 bereits acht Mal überarbeitet bzw. ergänzt – wurde insofern keine 
Abänderung vorgenommen, als die Besteuerung generell an den wegzugsbedingten Effekt 
einer Steuerentstrickung gebunden worden wäre. Ein derartiges Konzept ist dem 
österreichischen Ertragsteuerrecht im Bereich der „Wegzugsbesteuerung“ grundsätzlich 
nicht unbekannt290 und hätte auch unter dem Regime des § 6 Z 6 EStG berücksichtigt 
werden können. Dies ist jedoch bis dato nicht passiert, folglich kann mE hinsichtlich § 6 Z 
6 EStG nicht von einer planwidrigen Lücke ausgegangen werden, welche es über die 
Mittel der teleologischen Reduktion und der Analogie zu schließen gilt. Die Historie der 
Norm und auch der Vergleich des Wortlautes der Regelung mit anderen, ähnlich 
gelagerten „Wegzugs-/Entstrickungsregelungen“ (siehe § 31 Abs 2 Z 2 EStG oder § 1 Abs 
2 UmgrStG) zeigt nach der hier vertretenen Ansicht – auch wenn unter einer rationalen 
Betrachtungsweise vielleicht das Gegenteil erstrebenswert wäre – dass vielmehr einer 
wortlautgetreuen Auslegung von § 6 Z 6 EStG der Vorzug zu geben ist.  
§ 6 Z 6 EStG ist daher nach der hier vertretenen Ansicht prinzipiell auch auf 
Wegzugsvorgänge anzuwenden, welche in Österreich keine steuerentstrickende 
Wirkung entfalten. Das Besteuerungsregime des § 6 Z 6 EStG ist nicht an den Effekt 
einer wegzugsbedingten Steuerentstrickung gebunden.       
4.2.2.2 Die Anwendung des § 6 Z 6 EStG auf betriebliche Wegzugsvorgänge 
Nach dem Wortlaut des § 6 Z 6 lit a EStG [„Werden Wirtschaftsgüter eines im Inland 
gelegenen Betriebes (Betriebsstätte) ins Ausland in einen anderen Betrieb (Betriebsstätte) 
überführt oder werden im Inland gelegene Betriebe (Betriebsstätten) ins Ausland verlegt, 
…“] sind – neben den sonstigen Leistungen – die Outbound-Verlagerungen von einzelnen 
Wirtschaftsgütern eines im Inland gelegenen Betriebes als auch die Verlagerung von 
Betrieben, Teilbetrieben oder Betriebsstätten ins Ausland von der Wegzugsbesteuerung 
erfasst.291 Um daher einen Sachverhalt unter § 6 Z 6 EStG subsumieren zu können, muss 
                                                 
290 Vgl. § 31 Abs 2 Z 2 EStG und § 1 Abs 2 UmgrStG, in diesen Wegzugsregelungen wird explizit auf „den Verlust des 
Besteuerungsrechtes“ und die „Einschränkung des Besteuerungsrechtes“ der Republik Österreich Bezug genommen. 
291 Vgl. Rz 2505 EStR 2000. 
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beim Steuerpflichtigen als Grundvoraussetzung ein inländischer Betrieb iSd EStG 
vorliegen.  
4.2.2.2.1 Das Betriebserfordernis 
Der „Betrieb“ wird – ohne im EStG explizit definiert zu sein – grundsätzlich als 
„Zusammenfassung menschlicher Arbeitskraft und sachlicher Produktionsmittel in einer 
organisatorischen Einheit“ verstanden, wobei aus österreichischer ertragsteuerlicher Sicht 
nur dann vom Vorliegen eines inländischen Betriebes ausgegangen wird, wenn die 
fragliche Organisationseinheit der Erzielung von betrieblichen Einkunftsarten iSd § 2 Abs 
3 Z 1 bis 3 EStG dient.292 Der Betrieb selbst kann mehrere Teilbetriebe (Betriebszweige) 
oder Betriebsstätten (§ 29 BAO) umfassen.293 Folglich fällt die grenzüberschreitende 
Überführung von einzelnen Wirtschaftsgütern oder die Verlagerung von Betriebsstätten, 
Teilbetrieben oder Betrieben durch natürliche Personen, Personengesellschaften oder 
Körperschaften294 potenziell unter das Besteuerungsregime des § 6 Z 6 lit a EStG, insoweit 
sie bei diesen der Ausübung einer Tätigkeit iSd § 2 Abs 3 Z 1 bis 3 EStG, d.h. der 
Erzielung von Einkünften aus 
? Land- und Forstwirtschaft iSd § 21 EStG  
? Selbstständiger Arbeit iSd § 22 EStG und 
? Gewerbebetrieb iSd § 23 EStG 
und nicht bloß der Erzielung außerbetrieblicher Einkunftsarten dienen. § 6 Z 6 lit a EStG 
findet daher als „Gewinnermittlungsvorschrift“ – unabhängig von der Form der 
Gewinnermittlung – auf alle betrieblichen Einkunftsarten Anwendung.295 Die Ermittlung 
außerbetrieblicher Einkünfte nach § 2 Abs 3 Z 4 bis 7 EStG (Einkünfte aus 
nichtselbstständiger Arbeit, aus Kapitalvermögen, aus Vermietung und Verpachtung, 
sonstige Einkünfte) wird durch § 6 Z 6 EStG nicht beeinflusst.296   
Eine Beschränkung von § 6 Z 6 EStG lediglich auf Betriebe mit gewerblichen Einkünften 
iSd § 23 EStG bzw. ein Ausschluss von Betrieben, welche Einkünften iSd § 21 EStG 
(Einkünfte aus L+F) oder § 22 EStG (Einkünfte aus selbstständiger Arbeit) generieren, 
besteht mE nicht.297  
                                                 
292 Vgl. Rz 409 EStR 2000. 
293 Siehe Kapitel 4.2. 
294 Vgl. Rz 2506 EStR 2000, § 6 Z 6 EStG hat als allgemeine Entstrickungsnorm Nachrang gegenüber den speziellen Normen des 
Umgründungssteuerrechtes; Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG14, 2010, ad § 6 Rz 379.  
295 Vgl. Zorn, in Hofstätter/Reichel (Hrsg), Die Einkommensteuer, 41.Lfg, 2008, § 6 Z 6, Rz 15 unter Hinweis auf Doralt/Mayr, EStG14, 
2010, § 6 Rz 383.  
296 Die österreichische Finanzverwaltung scheint jedoch aus § 6 Z 6 EStG iZm der „Angehörigen-Rechtsprechung“ des VwGH auch ein 
Besteuerungsrecht iZm privaten Einkünften abzuleiten, vgl EAS 2197 vom 7.1.2003 allerdings ohne exakte Begründung (Zinsenloses 
Gesellschafterdarlehen). 
297 Aufgrund des Verweises von § 6 Z 6 EStG auf Betriebstätten (§ 29 BAO) wurde im älteren Schrifttum teilweise diese Meinung 
vertreten, vgl Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 1993, § 6 Rz 213. AA jedoch Doralt/Mayr, EStG14, 2010, § 6 Rz 383 unter Hinweis 
auf die Bezugnahme des § 6 Z 6 EStG auch auf „Betriebe“ sowie eine gebotene analoge Anwendung. Die Relevanz von § 6 Z 6 EStG 
auch für Einkünfte iSd § 21 EStG wurde kürzlich vom VwGH bestätigt, vgl VwGH 19.3.2008, 2005/15/0076, dazu Beiser/Zorn, 
Kanzleiverlegung nach Liechtenstein?, RdW 2008, 357ff.; ebenso SWI 7/2008, 334.   
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Hinsichtlich Körperschaften ist festzuhalten, dass aufgrund § 7 Abs 3 KStG 
(„Gewerblichkeitsfiktion“ bzw. „Betriebsfiktion“) davon auszugehen ist, dass diese idR298  
Einkünfte aus Gewerbebetrieb iSd § 23 EStG beziehen. Diesbezüglich ist jedoch fraglich, 
ob alleine die Gewerblichkeitsfiktion des § 7 Abs 3 KStG für Körperschaften automatisch 
dazu führt – auch im Falle von z.B. reinen Holdinggesellschaften ohne Aktivbetrieb – für § 
6 Z 6 lit a EStG relevantes „Betriebsvermögen“ zu fingieren.299 Unter Berücksichtigung 
des Telos von § 6 Z 6 lit a EStG (Sicherung von Besteuerungsrechten im Rahmen der 
grenzüberschreitenden Überführung von Wirtschaftsgütern der betrieblichen Sphäre) wird 
wohl davon auszugehen sein, dass dies der Fall ist und eine Körperschaft für Zwecke des § 
6 Z 6 EStG daher immer über einen Betrieb verfügt.300 Demgemäß müsste auch die 
Überführung von Beteiligungen durch eine österreichische Holdinggesellschaft301 in eine 
ausländische Betriebsstätte302 oder der gesamthafte Wegzug einer reinen 
Holdinggesellschaft (iSd Verlegung des Ortes der Geschäftsleitung) unter § 6 Z 6 lit a 
EStG subsumiert werden.303 304In diesem Zusammenhang ist weiters hervorzuheben, dass 
der Wortlaut des § 6 Z 6 EStG nicht bloß die Überführung von Wirtschaftsgüter eines im 
Inland gelegenen Betriebes oder die gesamthafte Verlegung von inländischen Betrieben 
erfasst, sondern auch die Überführung von Wirtschaftsgüter einer „inländischen 
Betriebstätte“ bzw. dessen gesamthafte Verlegung. Der für das österreichische 
Abgabenrecht relevante Begriff der Betriebstätte ist unter § 29 Abs 1 und Abs 2 BAO 
geregelt und erfasst u.a. „die Stätte an der sich die Geschäftsleitung befindet“.305 Da auch 
eine reine Holdinggesellschaft über eine Geschäftsleitungsbetriebstätte iSd § 29 BAO 
verfügt und § 6 Z 6 EStG eben auch auf die Verlegung einer solchen abstellt, wird auch die 
Verlegung des Ortes der Geschäftsleitung einer Holdinggesellschaft prinzipiell unter die 
Wegzugsbesteuerung des § 6 Z 6 EStG subsumiert.306  
                                                 
298 Ausnahmen bestehen zB für Privatstiftungen welche gem § 13 Abs 1 Z 1 KStG in bestimmten Fällen nicht unter § 7 Abs 3 KStG 
subsumiert werden und daher auch „außerbetriebliche Einkünfte“ beziehen können. Gleiches gilt für sonstige Körperschaften welche in 
Ausnahmefällen über „außerbetriebliche“ Sphären verfügen können, vgl Rz 613ff. KStR 2001. 
299 Kritisch dazu auch H. Loukota, Aktuelle Entwicklungen bei internationalen Umgründungen aus abkommensrechtlicher Sicht, in 
Internationale Umgründungen, Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), 2005, 380f. welcher das Problem hinsichtlich der Anwendung des § 
6 Z 6 EStG auf die Verlegung des Ortes der GL österr Holdinggesellschaften darin erkennt, dass diese über keinen ausländischen 
Betrieb verfügen. 
300 Vgl. Aigner/Kofler/Tumpel, 2004, 99f. unter Hinweis auf die Materialien zum KStG 1988. 
301 Denkbar wäre eine österreichische Gesellschaft, welche im Inland lediglich passive Holdingfunktionen (ohne einem „inländischen 
Betrieb“) ausübt aber über ausländische operative Betriebstätten verfügt. 
302 Dies würde nach Ansicht der österreichischen Finanzverwaltung – da die Zurechnung von Beteiligungen an ausländische 
Betriebstätten nur (mehr) in Form von „notwendigem Betriebsvermögen“ möglich ist – die Ausübung der für die Beteiligungen 
relevanten „significant people function“ durch die ausländische BS erfordern, siehe Verrechnungspreisrichtlinien (VPR) 2010, Rz 190. 
Zum Konzept des notwendigen Betriebsvermögens iZm Beteiligungen siehe Bayer, Beteiligungen an Kapitalgesellschaften als 
notwendiges Betriebsvermögen, RdW 8/2010, 546ff. 
303 Je nach dem ob die überführten Beteiligungen als steuerfreie internationale Schachtelbeteiligungen iSd § 10 Abs 3 KStG qualifiziert 
werden oder nicht löst § 6 Z 6 EStG tatsächlich Steuerfolgen aus (oder nicht), vgl Aigner/Kofler/Tumpel, Zuzug und Wegzug von 
Kapitalgesellschaften im Steuerrecht, 2004, 101; ebenso Hügel, in FS Wiesner, 2004, 185. 
304 Hinsichtlich der Verlegung des Sitzes einer Kapitalgesellschaft ins EU-Ausland war auch aus unionsrechtlicher Sicht bis vor Kurzem 
unklar unter welchen Voraussetzungen (mit/ohne Rechtsformwandel) die Grundfreiheiten den Vorgang überhaupt erfassen; vgl. 
Schneeweis, Exit Taxation after Cartesio: The European Fundamental Freedom’s Impact on Taxing Migrating Companies, Intertax, 
2009, 372 unter Hinweis auf Weber, Exit Taxes on the Transfer of Seat and the Applicability of the Freedom of Establishment after 
Überseering, European Taxation, 2003, 350. Klarheit in dieser Frage brachte schließlich das Urteil in der Rs NGI, siehe Kapitel 
8.2.2.2.5.  
305 Siehe Kapitel 4.1.2. 
306 Vgl. Aigner/Kofler/Tumpel, 2004, 100; Aigner/Kofler, taxlex, 2005, 7; Staringer, Kapitalgesellschaften, 1999, 194; Toifl, Steuerliche 
Folgen der Verlegung des Sitzes und des Ortes der Geschäftsleitung einer Kapitalgesellschaft, SWI 1997, 254ff; Fraberger/Zöchling, 
ÖStZ, 2004, 433; Hristov, Grenzüberschreitender Wegzug von Gesellschaften im österreichischen Steuerecht, SWI 2009, 343. Nicht 
erfasst ist hingegen die bloße Verlegung des Satzungssitzes. 
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Einschränkend ist jedoch anzumerken, dass der Wegzug einer Kapitalgesellschaft lt. 
Schrifttum307 nach Maßgabe von § 6 Z 6 EStG generell nur insoweit zu einer Besteuerung 
im Inland führen kann, als es dadurch tatsächlich zu einer physischen Überführung von 
Wirtschaftgütern ins Ausland bzw. zu einem grenzüberschreitenden Zurechnungswechsel 
von Wirtschaftsgütern an eine ausländische Geschäftsleitungsbetriebsstätte kommt.308 
Wird daher der Ort der Geschäftsleitung einer inländischen Kapitalgesellschaft (auch reine 
Holding) ins Ausland verlegt und die hinsichtlich der fraglichen Wirtschaftgüter 
(Beteiligungen) relevanten „significant people functions“ weiterhin im Inland im Rahmen 
einer eventuell neu errichteten abkommensrechtlichen Betriebsstätte ausgeübt, so kommt 
es durch den Vorgang zu keiner Export-Überführung von Wirtschaftsgütern und folglich 
zu keiner Besteuerung auf Ebene der Kapitalgesellschaft iSd § 6 Z 6 EStG.309        
4.2.2.2.2 Der Inlandsbezug und das Überführungserfordernis 
Um einen Sachverhalt unter § 6 Z 6 EStG subsumieren zu können, muss beim 
Steuerpflichtigen als Grundvoraussetzung ein inländischer Betrieb iSd EStG und eine 
grenzüberschreitende Überführung bzw. Verlegung310 vorliegen. Diese Voraussetzungen 
haben zur Folge, dass bestimmte – einem Inlandswegzug ähnliche – steuerliche 
Entstrickungsvorgänge nicht in den Anwendungsbereich des § 6 Z 6 EStG fallen. 
Andererseits kann es auch bei Wegzugsvorgängen, welche keinen offensichtlichen 
Inlandsbezug haben, zu einer Wegzugsbesteuerung kommen. 
Um diese Systematik in weiterer Folge im Detail darstellen zu können, wird zwischen den 
u.a. Wegzugs- bzw. Entstrickungsszenarien unterschieden: 
a)  Entstrickung durch Verlegung Sitz/Ort der Geschäftsleitung (Körperschaft); 
b)  Entstrickung durch Verlagerung Ansässigkeit Einzelunternehmer/Gesellschafter 
(PersG); 
c)  Entstrickung durch Abänderung existierendes bzw. Abschluss eines neuen DBA; 
d)  Überführung ausländischer Wirtschaftsgüter/Betriebsstätten ohne Inlandsbezug. 
Die ersten drei Szenarien bewirken eine steuerliche Entstrickung als Folge eines Wechsels 
zwischen unbeschränkter zu beschränkter Steuerpflicht ohne dass es dabei zur 
grenzüberschreitenden Überführung von Wirtschaftsgütern vom In- ins Ausland kommt. 
Das vierte Szenario nimmt auf die Überführung von Wirtschaftsgütern aus einer 
ausländischen Betriebsstätte einer in Österreich steuerpflichtigen Person Bezug.   
 
                                                 
307 Vgl. Aigner/Kofler/Tumpel, 2004, 100; Toifl, SWI 1997, 248, 254; Staringer, Besteuerung doppelt ansässiger Kapitalgesellschaften, 
1999, 193ff. zitiert nach Leitner/Nowotny, Steuerfolgen des Zu- und Wegzugs nach bzw von Österreich, in Gocke/Gosch/Lang (Hrsg), 
Körperschaftsteuer/Internationales Steuerrecht/Doppelbesteuerung – FS Wassermeyer, 2005, 464, FN 77; ebenso Schindler, in SE-
Kommentar, Kalss/Hügel (Hrsg), 2004, Steuerrecht, Rz 223. 
308 Kritisch zur Anwendung von § 6 Z 6 EStG iZm Holdinggesellschaften und nicht im Betriebsvermögen gehaltener Anteile welche 
losgelöst von einer konkreten „Überführung“ entstrickt werden, Schindler, in SE-Kommentar, Kalss/Hügel (Hrsg), 2004, Steuerrecht, Rz 
226 mwH. 
309 Vgl. Aigner/Kofler/Tumpel, 2004, 100; Staringer, Kapitalgesellschaften, 195; EAS 2513 vom 5.08.2004 (Export-Verschmelzung 
einer SE mit Verbleib einer Finanzierungs-BS im Inland); ebenso EAS 2367 vom 11.11.2003 (Verlegung Ort der GL einer 
österreichischen GmbH nach Deutschland) und sinngemäß Rz 226 VPR 2010 unter Hinweis auf EAS 2524 (Umgründung einer 
ausländischen Tochtergesellschaft in eine Auslandsbetriebstätte einer Inlandsgesellschaft).    
310 Zu den Begriffen der „Überführung“ und „Verlegung“ siehe auch die Anmerkungen unter Kapitel 4.2.4.1. 
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a) Verlegung Sitz/Ort der Geschäftsleitung 
Verfügt eine österreichische Gesellschaft über ausländisches Betriebsvermögen, welches 
aufgrund eines fehlenden DBA oder eines DBA mit Anrechnungsmethode (Betriebsstätte in 
Großbritannien, Irland, Italien, Schweden, Japan, etc.) der österreichischen Besteuerung 
unterliegt und kommt es im Rahmen einer Sitzverlegung bzw. Verlegung des Ortes der 
Geschäftsleitung von Österreich ins Ausland zu einer steuerlichen „Entstrickung“ 
hinsichtlich dieser Auslandsbetriebsstätte in Österreich, so löst der Vorgang keine 
Besteuerung nach § 6 Z 6 EStG aus. Die steuerliche Entstrickung resultiert dies falls 
nämlich aus einem bloßen Wechsel von der unbeschränkten zur beschränkten Steuerpflicht 
und eben nicht aus einer grenzüberschreitenden Überführung von Wirtschaftsgütern vom 
In- ins Ausland.311  
b) Verlagerung Ansässigkeit Einzelunternehmer/Gesellschafter 
Die o.a. Systematik gilt auch für den Fall des Wegzuges eines in Österreich ansässigen 
Gesellschafters einer ausländischen, steuerlich transparenten (betrieblichen oder auch 
vermögensverwaltenden) Personengesellschaft mit ausländischem Betriebsvermögen. 
Dieses Auslandsvermögen unterliegt – bei Annahme eines fehlenden DBA (mit dem BS-
Staat) oder eines solchen mit Anrechnungsmethode – bis zum Wegzug auch auf Ebene des 
Gesellschafters der österreichischen Ertragsbesteuerung. Durch den Wegzug des 
Gesellschafters fällt diese Besteuerungsebene in Österreich weg. Auch im Rahmen dieses 
Szenarios löst § 6 Z 6 EStG, da es zu keiner Überführung von Wirtschaftsgütern vom In- 
ins Ausland kommt, keine österreichische Wegzugsbesteuerung aus.312  
Unter Berücksichtigung der obigen Ausführungen darf auch der Wegzug eines bisher in 
Österreich ansässigen Einzelunternehmers insofern nicht der Besteuerung iSd § 6 Z 6 EStG 
unterworfen werden, als die bis zum Wegzug in Österreich steuerhängigen stille Reserven 
aus ausländischem Betriebsvermögen (iSv ausländischen Anrechnungs-BS zurechenbare 
Wirtschaftsgüter) resultieren – auch wenn mit dem Wegzugsvorgang aus österreichischer 
Sicht eine steuerliche Entstrickungswirkung verbunden ist.  
Im umgekehrten Fall (Verlagerung Ort der Geschäftsleitung einer ausländischen 
Gesellschaft mit ausländischen Anrechnungsbetriebsstätten ins Inland, Zuzug 
Einzelunternehmer oder PG-Gesellschafter mit ausländischen Anrechnungsbetriebsstätten) 
würde es – trotz dadurch bedingter steuerlicher Verstrickung der Wirtschaftsgüter – 
aufgrund der fehlenden Subsumierung des Vorganges unter § 6 Z 6 lit c EStG zu keiner 
Aufwertung des Betriebsvermögens in Österreich auf Basis von § 6 Z 6 lit c EStG 
kommen.313 Unabhängig davon besteht jedoch für Österreich als Zuzugsstaat in der Regel 
gegenüber dem ehemaligen Ansässigkeitsstaat der Gesellschaft, des Einzelunternehmers 
oder PG-Gesellschafters eine abkommensrechtliche Verpflichtung, eine Aufwertung des 
                                                 
311 Vgl. Schindler, in SE-Kommentar, Kalss/Hügel (Hrsg), 2004, Steuerrecht, Rz 225 mwH.; ebenso Kauba/Kofler/König/Tumpel, Von 
verlegten Sitzen und entgangenen Schachteln: Einige Probleme bei der Sitzverlegung einer Europäischen Gesellschaft, taxlex 2005, 325 
(inkl Hinweis auf den dadurch verbundenen Systembruch iVz UmgrStG). 
312 Vgl. sinngemäß EAS 2984 vom 23.06.2008. 
313 Vgl. Kauba/Kofler/König/Tumpel, taxlex 2005, 325, mwN unter FN 26 und unter Hinweis auf die unionsrechtliche Bedenklichkeit 
des Vorganges. Siehe auch EAS 2984 vom 23.06.2008. 
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ausländischen BS-Vermögens (vor Zuzug eine „Drittlandsbetriebsstätte“) 
vorzunehmen.314  
c) Abänderung existierendes bzw. Abschluss eines neuen DBA 
Verfügt eine österreichische Gesellschaft oder ein österreichischer Unternehmer über 
ausländisches Betriebsvermögen, welches aufgrund eines fehlenden DBA oder eines 
solchen mit Anrechnungsmethode (Betriebsstätte in Großbritannien, Irland, Italien, 
Schweden, Japan, etc.) der österreichischen Besteuerung unterliegt und kommt es im 
Rahmen des erstmaligen Abschlusses eines DBA oder der Abänderung eines bestehenden 
DBA (Wechsel von der Anrechnungs- zur Befreiungsmethode) zu einer steuerlichen 
„Entstrickung“ hinsichtlich dieser Auslandsbetriebsstätte in Österreich, so löst die 
Entstrickung keine Besteuerung nach § 6 Z 6 EStG aus. Die steuerliche Entstrickung 
resultiert dies falls nämlich aus einem – für den Steuerpflichtigung unbeeinflußbaren – 
Wechsel der abkommensrechtlichen Rahmenbedingungen und nicht aus einer aktiven 
grenzüberschreitenden Überführung von Wirtschaftsgütern vom In- ins Ausland.315 Die 
gegenteilige Wirkung wird erzielt, wenn – aufgrund eines abkommensrechtlichen 
Wechsels (Umstieg auf Anrechnungsmethode, Kündigung DBA) – Österreich erstmalig 
ein Besteuerungsrecht erhält. Diesfalls käme es aufgrund einer fehlenden Überführung mE 
ebensowenig zur Anwendung des § 6 Z 6 lit c EStG und somit zu keiner Aufwertung der 
steuerverstrickten Wirtschaftsgüter. 
d) Überführung ausländischer Wirtschaftsgüter/Betriebsstätten 
Kommt es zur grenzüberschreitenden Überführung von Wirtschaftsgütern oder zur 
gesamthaften grenzüberschreitenden Verlagerung einer in Österreich steuerverstrickten 
Auslandsbetriebsstätte (DBA-lose oder Anrechnungsbetriebsstätte) in einen anderen 
ausländischen Staat, mit welchem Österreich ein DBA mit Befreiungsmethode 
abgeschlossen hat (z.B. Rumänien, Slowakei), tritt auf Ebene des in Österreich 
unbeschränkt Steuerpflichtigen dadurch ebenfalls eine abkommensrechtliche 
„Entstrickungswirkung“ ein. Da es sich jedoch bei der Überführung um betriebliches 
Auslandsvermögen handelt erscheint fraglich, ob der Vorgang unter § 6 Z 6 EStG 
subsumiert werden muss oder nicht. 
Gemäß § 1 Abs 2 KStG (Körperschaften) und § 1 Abs 2 EStG (natürliche Personen) 
erstreckt sich die unbeschränkte Steuerpflicht auf alle in- und ausländischen Einkünfte 
wobei die ausländischen Einkünfte gem. § 2 Abs 8 Z 1 EStG auf Basis der Bestimmungen 
des österreichischen EStG ermittelt werden müssen. Die ausländischen Einkünfte sind 
daher durch Umrechnung auf das österreichische Steuerrecht zu adaptieren.316 Folglich 
muss bei der Ermittlung des steuerlichen Gewinnes, welcher über steuerverstrickte 
ausländische Betriebstätten erwirtschaftet wird, auch § 6 Z 6 EStG berücksichtigt werden. 
Unklar erscheint jedoch, auf welche Weise § 6 Z 6 EStG auf ausländische 
                                                 
314 Vgl. EAS 2779 vom 18.10.2006 (Zuzug Gesellschafter einer US-LLC von Deutschland nach Österreich) und EAS 2984 vom 
23.06.2008 (Zuzug Gesellschafter einer US bzw Kanadischen PG von Deutschland bzw US nach Österreich). 
315 Anders der private Wegzug welcher bereits beim passiven Eintritt von „Umständen“, welche zum Verlust des österreichischen 
Besteuerungsrechtes führen, besteuert wird; vgl. EAS 3157 vom 26.5.2010 (Wegzug Albaner mit Beteiligung mit nachfolgendem 
Wirksamwerden eines DBA). Auch im deutschen Schrifttum wird ein ähnlicher Ansatz verfolgt, vgl. Schönfeld, IStR 4/2010, 137f.  
316 Vgl. Doralt/Toifl, in Doralt (Hrsg), EStG14, 2010, § 2 Rz 193. 
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Betriebstätteneinkünfte angewendet werden soll bzw. ob die Regelung überhaupt 
„sinngemäß“ auf Auslandsbetriebsstätten angewendet werden kann. Im Rahmen einer 
engen Interpretation der Regelung, nach welcher unter „Inland“ generell nur 
österreichisches Bundesgebiet verstanden wird, kann § 6 Z 6 EStG per se nicht sinngemäß 
auf eine ausländische Betriebststätte angewendet werden. Diese Interpretation des § 6 Z 6 
EStG würde dazu führen, dass ausländisches, in Österreich steuerverstricktes, 
Betriebsstättenvermögen von § 6 Z 6 EStG generell nicht erfasst wird. Eine steuerliche 
Entstrickung von Auslandsvermögen könnte daher auf Basis von § 6 Z 6 EStG nicht 
verhindert werden.317   
Wird jedoch eine weitere Interpretation des Inlandsbegriffes des § 6 Z 6 EStG und dessen 
sinngemäßer Anwendung im Rahmen der Ermittlung ausländischer Betriebstättengewinne 
unterstellt, müsste der ausländische Betriebsstättenstaat für Zwecke des § 6 Z 6 EStG fiktiv 
als „Inland“ und das Zielland als „Ausland“ qualifiziert wird. Diese Interpretation führt 
dazu, dass auch ausländisches, in Österreich steuerverstricktes, Betriebsstättenvermögen 
von § 6 Z 6 EStG erfasst würde. Von der Finanzverwaltung und hL wird überwiegend der 
o.a. weite Interpretationsabsatz vertreten.318 Dieser Standpunkt  ist – aufgrund des mit § 6 
Z 6 EStG verfolgten Zwecks der Sicherung des österreichischen Besteuerungssubstrates – 
mE prinzipiell zu beführworten. Kommt es daher zur grenzüberschreitenden Überführung 
von Betriebsvermögen einer ausländischen Anrechnungsbetriebsstätte oder DBA-losen 
Betriebsstätte in einen anderen Wegzugsstaat so kommt es zur Anwendung des § 6 Z 6 
EStG wobei folgende „Untervarianten“ denkbar sind: 
- Überführung in einen anderen ausländischen BS-Staat mit Befreiungsmethode; 
- Überführung in einen anderen ausländischen BS-Staat mit Anrechnungsmethode 
bzw. ohne DBA; 
- Überführung ins inländische Stammhaus (Österreich). 
Ad Szenario 1) Im ersten Szenario wird die Überführung im Rahmen der Ermittlung der 
Betriebstätteneinkünfte als Wegzug iSd § 6 Z 6 lit.a EStG qualifiziert. Dies führt aus 
österreichischer Sicht zu einer Besteuerung der im ausländischen Überführungsgut 
enthaltenen stillen Reserven während andererseits die Wirtschaftsgüter ab diesem 
Zeitpunkt nicht mehr dem österreichischen sondern dem Besteuerungsrecht des 
Zuzugsstaates unterliegen. Insofern der Wegzugstaat eine Wegzugsteuer einhebt, müsste 
Österreich auf Basis abkommensrechtlicher Verpflichtungen (Art 7 iVm Art 23 OECD-
MA) diese auf die österreichische Steuerlast anrechnen.319 Erfolgt der Wegzug in einen 
„Nichtfestsetzungs-begünstigten“ EU/EWR-Staat, so müsste die Regelung des § 6 Z 6 lit b 
EStG mE auch auf diese Form des Wegzugs anwendbar sein. Eine engere Interpretation 
                                                 
317 Vgl. Schindler, SE-Kommentar, 2004, Rz 225 welcher ausländisches Betriebsstättenvermögen aufgrund des Wortlautes der Regelung 
scheinbar per se nicht unter § 6 Z 6 EStG subsumiert.  
318 Vgl. Lechner, Grenzüberschreitende Überführung von Wirtschaftsgütern, Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 397, Rz 
357 (für den Fall des Zuzuges mit steuerverstricktem Auslandsvermögen nach Österreich); Kuschil/Loukota, ÖStZ 2005, 286 (zum 
Zuzug von Know-How aus einer US-AnrechnungsBS ins österreichische SH); implizit ebenso Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 
1993, § 6 Rz 227, Bsp.4. 
319 Vgl. Lechner, Grenzüberschreitende Überführung von Wirtschaftsgütern, Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 397, Rz 
357; implizit auch Kuschil/Loukota, ÖStZ 2005, 286. 
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des § 6 Z 6 lit b EStG (Anwendung bloß auf Wegzugsvorgänge von Österreich ins 
EU/EWR-Ausland) ist aus unionsrechtlichen Erwägungen heraus wohl nicht zulässig.320     
Ad Szenario 2) Auch im zweiten Szenario wird die Überführung im Rahmen der 
Ermittlung der Betriebstätteneinkünfte als Wegzug iSd § 6 Z 6 lit.a EStG qualifiziert. Dies 
führt aus österreichischer Sicht zu einer Besteuerung der im ausländischen 
Überführungsgut enthaltenen stillen Reserven. Für Zwecke der Ermittlung der Einkünfte 
der übernehmenden, ausländischen Betriebstätte ist der Vorgang als „Zuzug“ iSd § 6 Z 6 
lit c EStG einzustufen. Folglich übernimmt sie (für österreichische Steuerzwecke) die 
Wirtschaftsgüter zu ihrem Fremdvergleichswert und bemisst auch die zukünftige 
Abschreibung (bei abnutzbaren Wirtschaftsgütern) bzw. Buchwertabgänge daran.  
Der Umstand, dass die überführten Wirtschaftsgüter im Zuzugsstaat unverändert der 
österreichischen Besteuerung unterliegen und der Vorgang trotzdem die Folgen des § 6 Z 6 
EStG auslöst wird von Teilen des Schrifttums kritisch beurteilt. Entgegen der 
ursprünglichen Zielsetzung der Regelung kommt es nämlich – unter Ausblendung einer 
abkommensrechtlich möglichen Anrechnung der vom Wegzugstaat eventuell erhobenen 
Wegzugsteuer – nicht bloß zu einer Sicherung des österreichischen Steuersubstrates 
sondern zu einer wirtschaftlich nicht argumentierbaren zeitlich vorgezogenen 
Gewinnbesteuerung („Vorzieheffekt“). Dieser Effekt ist das Resultat der mE mangelhaften 
Ausgestaltung des § 6 Z 6 EStG als mechanisch wirkende „Überführungsbesteuerung“ 
während die Regelung ursprünglich wohl als „Entstrickungsbesteuerung“ hätte aufgesetzt 
werden sollen (zu dieser Problematik siehe Kapitel 4.2.2.1.).321 Zur Anwendung der 
Nichtfesetzungssystematik gilt das zu Szenario Nr. 1 bemerkte.   
Ad Szenario 3) Auch im dritten Szenario wird die Überführung im Rahmen der Ermittlung 
der Betriebstätteneinkünfte als Wegzug iSd § 6 Z 6 lit.a EStG qualifiziert. Dies führt aus 
österreichischer Sicht zu einer Besteuerung der im ausländischen Überführungsgut 
enthaltenen stillen Reserven. Für Zwecke der Ermittlung der Einkünfte der 
übernehmenden, inländischen Betriebstätte ist der Vorgang als „Zuzug“ iSd § 6 Z 6 lit c 
EStG einzustufen. Folglich übernimmt sie die Wirtschaftsgüter zu ihrem 
Fremdvergleichswert und bemisst auch die zukünftige Abschreibung (bei abnutzbaren 
Wirtschaftsgütern) bzw. Buchwertabgänge daran.  
Auch im Rahmen dieser Wegzugskonstellation, welche aus einer „Inlandsperspektive“ 
gleichzeitig einen Zuzug darstellt, gelten die o.a. kritischen Bemerkungen 
(Vorzieheffekt).322 Zur Anwendung der Nichtfesetzungssystematik gilt das zu Szenario Nr. 
1 bemerkte.   
                                                 
320 In diesem Sinne auch Lechner, ebd, Rz 357. 
321 Siehe die Kritik zum vergleichbaren Inlandsszenario von Lechner, Grenzüberschreitende Überführung von Wirtschaftsgütern, 
Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 397, Rz 357; ebenso Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 1993, § 6 Rz 227, Bsp.4. 
Quantschnigg löst das Problem des Vorzieheffektes über die teleologische Reduktion und daraus folgende Nichtanwendung des § 6 Z 6 
EStG. 
322 Kritisch Lechner, Grenzüberschreitende Überführung von Wirtschaftsgütern, Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 397, 
Rz 357; ebenso Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 1993, § 6 Rz 227, Bsp.4. Weniger kritisch Kuschil/Loukota, ÖStZ 2005, 286 
welche die Systematik sogar als „hilfreich“ einstufen und dies mit der möglichen Anrechenbarkeit einer ausländischen Wegzugsteuer 
rechtfertigen. Dabei wird jedoch scheinbar der Zuzug aus einem DBA-losen Staat sowie aus einem Anrechnungstaat mit einem 
niedrigeren Steuersatz ausgeblendet. 
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Abschließend ist anzumerken, dass die Überführung von Betriebsvermögen aus einer 
ausländischen Freistellungsbetriebstätte in eine andere Freistellungsbetriebstätte keine 
direkten steuerlichen Auswirkungen auf Ebene des österreichischen Stammhauses hat. 
Lediglich die Höhe des in Österreich zur Anwendung gelangenden Steuersatzes kann 
diesfalls über die Progressionswirkung eines derartigen Auslandswegzugs beeinflusst 
werden (ausländische Betriebstätte eines in Österreich ansässigen Einzelunternehmers 
bzw. natürlichen Gesellschafters einer PG).  
4.2.3 Der Wirtschaftsgutbegriff und die sonstige Leistung 
4.2.3.1 Das Wirtschaftsgut 
Die Regelung des § 6 Z 6 EStG nimmt – neben der Erbringung sonstiger Leistungen – 
Bezug auf die Überführung von Wirtschaftsgütern. Um die Besteuerung nach § 6 Z 6 EStG 
auszulösen, muss folglich ein Wirtschaftsgut iSd österreichischen Ertragssteuerrechtes 
überführt werden.323 Das Wirtschaftsgut muss daher im Zeitpunkt der Überführung bereits 
bestehen. Da im österreichischen Ertragssteuerrecht eine Legaldefinition für den 
Wirtschaftsgutbegriff fehlt, muss zur Bestimmung desselben auf die zu dieser Frage 
ergangene Rechtsprechung abgestellt werden.324   
Der Begriff der Wirtschaftsgüter iSd EStG ist weitestgehend identisch mit dem 
unternehmensrechtlichen Begriff des Vermögensgegenstandes325 und geht über den Begriff 
der Sache iSd bürgerlichen Rechtes hinaus. Nicht nur körperliche Gegenstände sondern 
auch rechtliche und tatsächliche Zustände bzw. konkrete Möglichkeiten und Vorteile 
zählen dazu, wobei nach der Verkehrsauffassung die folgenden Voraussetzungen 
kumulativ erfüllt werden müssen um als Wirtschaftsgut iSd EStG qualifiziert zu werden:326  
? Eine selbstständige Bewertung des Wirtschaftsgutes ist möglich, d.h. im Rahmen 
eines Gesamtkaufpreises für das Unternehmen wird dafür ein gesondertes Entgelt 
angesetzt („selbstständige Bewertbarkeit“); 
? man muss sich die Erlangung des Wirtschaftsgutes als Gegenstand des 
Wirtschaftsverkehres „etwas kosten lassen“; 
? es handelt sich um ein Gut, welches als solches im wirtschaftlichen Verkehr 
auftritt, also auch übertragbar ist („selbstständige Verkehrsfähigkeit“).327 
Die Einzelveräußerbarkeit ist für die Annahme eines Wirtschaftsgutes iSd EStG nicht 
unbedingt erforderlich - die gemeinsame Übertragbarkeit z.B. mit einem Grundstück, 
Betrieb oder Teilbetrieb ist ausreichend.328 Allerdings muss es sich um Güter handeln, bei 
                                                 
323 Vgl. Lechner, Grenzüberschreitende Überführung von Wirtschaftsgütern, in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GSGassner, 2005, 388. 
324 Vgl. Marschner in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EStG², 2009, § 4 Rz 66; Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 52 mwH; 
Doralt, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.7.2007, ad § 4 Rz 36. 
325 Vgl. Tanzer, Die Maßgeblichkeit der Handelsbilanz für die Bewertung in der Steuerbilanz, in Raupach (Hrsg), Werte und 
Wertermittlung im Steuerrecht, 1984, 61; Heinrich, Begriff und Umfang des Betriebsvermögens, in GS Gassner, 2005, 221; Marschner, 
in Jakom – EstG³, § 4 Rz 66; Doralt, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.7.2007, ad § 4 Rz 36 mwH. 
326 Vgl. Lechner, Gewinnaufteilung, 1982, 67 mwH; Quantschnigg/Schuch, HB EStG, 1993, § 6 Rz 8f mwH; Marschner in Baldauf u.a. 
(Hrsg), Jakom – EStG², 2009, § 4 Rz 66ff; Doralt, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.7.2007, ad § 4 Rz 36ff; ebenso 
Rz 452ff EStR 2000. 
327 Vgl. Bertl/Hirschler, Auftragsbestand – Vermögensgegenstand oder Teil des Firmenwertes?, RWZ 1997, 167. 
328 Vgl. VwGH 16.11.1993, 90/14/0077. 
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denen eine wirtschaftliche Verwertbarkeit möglich ist, es muss daher ein realisierbarer 
Vermögenswert vorliegen (Kriterium der „Einzelverwertbarkeit“).329 Unkörperliche 
Wirtschaftsgüter müssen zudem in irgendeiner Form eigenständig in Erscheinung treten 
und dürfen nicht bloß der Ausfluss eines anderen Wirtschaftsgutes sein.330 Auch die 
Bilanzierungsfähigkeit ist nicht Voraussetzung für eine Qualifikation als Wirtschaftsgut – 
folglich stellen z.B. auch selbst erstellte unkörperliche Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens (trotz Aktivierungsverbot des § 4 Abs 1 EStG) Wirtschaftsgüter des 
EStG dar.331    
Um schließlich einen steuerbaren Exit-Vorgang zu unterstellen, muss es zu einer 
Übertragung eines materiellen oder immateriellen Wirtschaftsgutes im ertragsteuerlichen 
Sinne nach o.a. Definition kommen. Der Wegzugsbesteuerung zugängliche 
Wirtschaftsgüter können dabei nicht nur körperliche Gegenstände, sondern auch 
immaterielle Sachen, wie insbesondere Rechte, Patente, Geschäftsgeheimnisse, 
betriebliche Erfahrungen und andere wirtschaftliche Werte (z.B. ein Kundenstamm332, ein 
erschlossener Markt333 oder ein Firmenwert) sein.  
Anmerkung zum derivaten/originären Firmenwert: Die österreichische Finanz-
verwaltung unterstellt dem Firmenwert – ohne Unterscheidung in derivativ oder 
originär – ertragsteuerliche Wirtschaftsguteigenschaft.334 Im Schrifttum wird 
hingegen v.a. hinsichtlich des originären Firmenwertes angezweifelt, ob diesem 
tatsächlich Wirtschaftsguteigenschaft iSd EStG zukommt.335 Da der originäre sowie 
der derivative Firmenwert jedoch sowieso nur im Rahmen eines Betriebes oder 
Teilbetriebes und nicht auch isoliert als Einzelwirtschaftsgut oder gemeinsam mit 
anderen Einzelwirtschaftgütern (welche keinen Teilbetrieb bzw. Betrieb iSd EStG 
darstellen) übertragen bzw. verlagert werden kann,336 muss er wohl bei der 
Ermittlung des Fremdvergleichswertes der verlagerten betrieblichen (Teil-)Einheit 
angesetzt werden und fließt daher jedenfalls in die Besteuerung nach § 6 Z 6 EStG 
ein.337 Dieser Ansatz wurde vom VwGH im Rahmen der Verlagerung des 
                                                 
329 Vgl. VwGH 11.3.1992, 90/13/0230; Schimetschek, Die Aktivierung betrieblicher Aufwendungen, FJ 1983, 37; Margreiter, Probleme 
der Aktivierung von Gütern und Ansprüchen, SWK 1986, A I 223; Bertl/Hirschler, RWZ 1997, 167. 
330 Vgl. VwGH 21.1.1986, 84/14/0129; 13.10.1999, 96/13/0040. 
331 Vgl. Quantschnigg/Schuch, HB EStG, 1993, § 6 Rz 8 unter Hinweis auf VwGH 26.2.1975, 936/74; 19.9.1995, 92/14/0008. 
332 Vgl. EAS 2328 vom 28.07.2003 (Funktionsrückstufung einer österreichischen Kapitalgesellschaft zu Gunsten einer deutschen 
Schwestergesellschaft). Ebenso Protokoll Außensteuerrecht und internationales Steuerrecht 2007 vom 22.11.2007; EAS 2304. 
333 Vgl. EAS 3006 vom 27.10.2008; das EAS beschreibt ein immaterielles Wirtschaftsgut „erschlossener Markt Osteuropa“ welches 
selbst geschaffen, später konzernintern übertragen wird und dabei fremdüblich abgegolten werden muss. ME kann dieses immaterielle 
Wirtschaftsgut im gegebenen Zusammenhang wohl nur als „Kundenstamm“ verstanden werden, aA wohl Csoklich/Macho, 
Produktionsverlagerung und Ertragsteuerrecht, ÖStZ 2009/909, 443 (447), FN 47; Pernegger, Übertragung eines Marktes an eine 
ausländische Schwestergesellschaft, in Hack/Polster-Grüll/Pernegger/Zöchling (Hrsg), Internationale Steuer-Fallstudien, 2011, 421ff. 
334 EStR 2000 Rz 625 und 2517m. 
335 Kritisch hinsichtlich der WG-Eigenschaft beim originären Firmenwert: Quantschnigg/Trenkwalder,  FS Wolfgang Nolz, 173ff; 
Aigner/Prechtl/Tumpel, SWK 2008, T 2; Puchinger, FJ 2007, 341; Bieber, taxlex 2008, 48; Doralt, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, 
Loseblatt, Lfg 1.7.2007, ad § 4 Rz 36 (unter Hinweis auf VwGH 25.11.1975, 1943/75, 1976, 64). Mayr lehnt darüber hinaus sogar die 
steuerliche Wirtschaftsguteigenschaft des derivativen Firmenwertes ab, vgl Mayr, Gewinnrealisierung, 164ff. 
336 Vgl. VwGH 21.11.2007, 2004/13/0144; Doralt, EStG 12, § 8 Rz 40, Kanduth-Kristen, Die Behandlunmg des Firmenwerts im EStG, 
taxlex 2008, 268; dieselbe, Jakom – EstG³, § 8 Rz 48; Atzmüller/Hammerl/Mayr, RdW 2007, 749; Zorn, in Hofstätter/Reichel, EStG41, § 
6 Rz 36/1 zitiert nach Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 58, FN 336. 
337 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 58. 
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österreichischen Betriebes eines Wirtschaftstreuhänders nach Liechtenstein bereits 
bestätigt (Erfassung originärer Firmenwert).338  
Nutzungsrechte zählen ertragsteuerlich nur insofern als Wirtschaftsgut als sie endgültig zur 
Nutzung überlassen werden, d.h. ein Betrieb muss sein Recht (z.B. auf Auswertung eines 
Patentes oder betrieblicher Erfahrungen) vollständig aufgeben und einem anderen Betrieb 
abtreten.339 Vorübergehende Nutzungsüberlassungen hingegen stellen idR bloß eine 
sonstige Leistung dar.340  
Im obigen Zusammenhang ist weiters zu beachten, dass nicht bloß aktive Wirtschaftsgüter 
Gegenstand des § 6 Z 6 EStG sein können, sondern auch negative Wirtschaftgüter (z.B. 
Rückstellungen, Verbindlichkeiten). Insofern daher in negativen Wirtschaftsgütern stille 
Reserven enthalten sind, werden diese im Rahmen eines Wegzugsvorganges aufgedeckt.341 
Liegt folglich der steuerliche Buchwert eines negativen Wirtschaftsgutes über (unter) 
dessen tatsächlicher Last, kommt es im Rahmen dessen grenzüberschreitender 
Überführung ins Ausland zur steuerwirksamen Aufdeckung dieser stillen Reserven und zur 
Realisierung eines Gewinnes (Verlustes).  
4.2.3.2 Sonstige Vermögenswerte 
Hinsichtlich der o.a. VwGH-Definition eines Wirtschaftsgutes wird das 
Abgrenzungskriterium der selbstständigen Übertrag- und Bewertbarkeit im Schrifttum 
teilweise als nicht ausreichend eingestuft.342 Nicht jeder gesondert bewertbare 
wirtschaftliche Vorteil/Nutzen (z.B. Vorteil aus einem Werbefeldzug343) solle demnach ein 
aktivierungsfähiges Wirtschaftsgut darstellen. Zusätzlich zur theoretischen Bewertbarkeit 
soll vielmehr auch ein ausreichend hoher Grad an Konkretisiertheit und Sicherheit dazu 
treten, um als Wirtschaftsgut iSd EStG zu gelten.344 Dieser Standpunkt wird im 
Wesentlichen aus der Rechtsprechung des deutschen BFH345 abgeleitet welcher eine sog. 
Greifbarkeit fordert um einen Vermögenswert als steuerliches Wirtschaftsgut qualifizieren 
zu können. Andernfalls gehe der Vermögenswert lediglich im Firmenwert auf.346 Wie 
jedoch wird dieses zusätzliche „Kriterium der Konkretisiertheit bzw. Greifbarkeit“ 
definiert?  
                                                 
338 Vgl. VwGH 19.3.2008, 2005/15/0076; siehe dazu SWI 7/2008, 334; Bendlinger, Auslandseinkünfte in der aktuellen Rechtsprechung, 
Der Wirtschaftstreuhänder, 04/2008, 34f.; Wiesner, Besteuerung des Betriebstransfers in das Ausland, RWZ 5/2008, 138f.; Beiser/Zorn, 
Kanzleiverlegung nach Liechtenstein?, RdW 2008/315, 357ff.   
339 Vgl. Quantschnigg/Schuch, HB EStG, 1993, § 6 Rz 224. 
340 Vgl. Ludwig, Berichtigung von Verrechnungspreisen nach innerstaatlichem Recht, RdW 1997, 310 (313), zitiert nach Lechner, 
Grenzüberschreitende Überführung von Wirtschaftsgütern, Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 388, FN 19; ebenso 
Quantschnigg/Schuch, HB EStG, 1993, § 6 Rz 224. 
341 Vgl. Zorn in Hofstätter/Reichel, EStG, Lfg 41, März 2008, § 6 Z 6 EStG Rz 9 und 24; Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG14, 2010, ad § 6 
Rz 382; ebenso EAS 2760 vom 24.08.2006 (Zuzug einer deutschen SE mit Pensionsrückstellungen nach Österreich).  
342 Vgl. Mayr, Gewinnrealisierung, 2001, 158f, 204f; zustimmend Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 55. 
343 Vgl. Mayr, Gewinnrealisierung, 2001, 205 unter Bezugnahme auf die Rsp des BFH 9.10.1962 – I 167/62, BStBl III 1963, 7. (die 
Aktivierbarkeit noch bejahend).  
344 Vgl. Mayr, Gewinnrealisierung, 2001, 163, 204ff; derselbe, Steuerliche Fiktionen rund um den Firmenwert, in Bertl/Eberhartinger/ 
Egger/Kalss/Lang/Nowotny/Riegler/Schuch/Staringer (Hrsg), Abschreibung in der Handels- und Steuerbilanz, 2005, 210f. 
345 Vgl. BFH 7.8.2000, GrS 2/99, BStBl II 2000, 632; dazu Schreiber, in Blümich, EStG, KStG, GewStG101, § 5 EStG Rz 304; 
Wolffgang, in Kirchhof/Sühn, EStG, § 5 Rz C 62.  
346 BStBl 1954 III, 109; RFH, RStBl 1932, 305 zitiert nach Mayr, Gewinnrealisierung, 2001, 163, 206, FN 1252. 
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Nach Baetge/Hirsch347 ist eine allgemeine Definition der Greifbarkeit unmöglich und 
Pfeiffer348 zieht es überhaupt vor auf die oftmals unbestimmte Greifbarkeit zu verzichten. 
Auch Knobbe-Keuck setzt das Kriterium der Greifbarkeit generell mit jenem der 
Bewertbarkeit gleich.349 Moxter350 hingegen betont den Unterschied zwischen den 
Kriterien der Greifbarkeit und der Bewertbarkeit. Auf welche Weise kann daher –  die 
nach Mayr351  nur selten erfolgreiche – Abgrenzung zwischen Greifbarkeit und 
Bewertbarkeit vorgenommen werden?  
Nach Woffgang ist Greifbarkeit nur dann gegeben, wenn das Gut nach der 
Verkehrsauffassung einer besonderen Bewertung zugänglich ist und ein abgrenzbarer 
Wert innerhalb des Gesamtvermögens vorliegt. Zudem muss ein einmaliger Betrag 
aufgewendet werden, der verglichen mit den sonstigen betrieblichen Aufwendungen nicht 
unbedeutend und klar abgrenzbar ist. Der Vorteil muss mehrere Jahre greifbaren Nutzen 
bringen und ein etwaiger Käufer müsste den Vorteil bei einer Betriebsveräußerung bei der 
Bemessung des Kaufpreises berücksichtigen („Teilwertgedanke“).352 Das Kriterium der 
Greifbarkeit bemisst sich daher nach der Teilwertdefinition. Es gewährt ein Mindestmaß an 
Objektivierung der Wirtschaftsgutdefinition. Dabei ist die Greifbarkeit im rechtlichen 
Sinne zu verstehen und nicht im wirtschaftlichen. Tatsächliche Positionen, Beziehungen 
und schlichte betriebliche Vorteile reichen daher für das Vorliegen eines Wirtschaftsgutes 
nicht aus. 353 Nach Wolffgang („Bewertbarkeit durch Greifbarkeit“) setzt daher die 
selbstständige Bewertbarkeit die Greifbarkeit des Vermögenswertes voraus. 354 
Nach Moxter355 bedeutet Greifbarkeit nicht notwendinger Weise auch Bewertbarkeit. In 
diesem Zusammenhang führt er aus: „Nur scheinbar heißt „Greifbarkeit“, d.h. 
Feststellbarkeit als „Einzelheit“ auch schon „selbstständige“ Bewertbarkeit. Was als 
„Einzelheit“ zu ermitteln ist, muss nicht als „Einzelheit“ (d.h. selbstständig) bewertbar 
sein. Zwar ist das, was sich nicht als „Einzelheit“ feststellen lässt, gewiss nicht als 
„Einzelheit“ (selbstständig) bewertbar. Doch darf dieser Satz nicht umgekehrt werden: 
Ermittelbarkeit als Einzeleinheit reicht noch nicht aus, um selbstständig bewerten zu 
können.“ Nur rechtlich „greifbare“ (nachweisbare) Sachverhalte sind daher 
aktivierungsfähig. Auch aus dieser Sicht setzt die selbstständige Bewertbarkeit die 
Greifbarkeit voraus. Ein Vermögensvorteil der nicht greifbar ist, kann – aufgrund einer 
nicht möglichen Abgrenzung der Bewertungseinheit – faktisch auch nicht bewertet 
werden. Die Greifbarkeit wird daher in erster Linie als mögliche Abgrenzbarkeit vom 
betrieblichen Restvermögen verstanden welche dazu führt, dass der Vermögensvorteil 
nicht bloß im allgemeinen „Sammelpool“ des Firmenwertes aufgeht. Ist dieser Umstand 
nicht gegeben, ist eine selbstständige Bewertung denklogisch unmöglich. Andererseits ist 
mit der Abgrenzbarkeit nicht automatisch auch eine Bewertbarkeit möglich. Greifbarkeit 
                                                 
347 Vgl. Baetge/Hirsch in Küting/Weber4, I (Grundlagen), Rz 328. 
348 Vgl. Pfeiffer, StuW 1984, 326. 
349 Vgl. Knobbe-Keuck, Bilanz und Unternehmenssteuerrecht, 1989, 77. 
350 Vgl. Moxter, Bilanzrechtsprechung, 1985, 63ff.    
351 Vgl. Mayr, Gewinnrealisierung, 2001, 206; nach Mayr „wollte man“ der Kritik von Baetge/Kirsch beipflichten, jedoch lasse der BFH 
eine Bestimmung der Greifbarkeit „anklingen“, vgl Mayr, Gewinnrealisierung, 2001, 161.  
352 Vgl. ebd, ad § 5 C 61 unter Hinweis auf die Rsp. des BFH, FN 150. 
353 Vgl. ebd, ad § 5 C 62 mwH. 
354 Vgl. ebd, ad § 5 C 66 unter Hinweis auf die Rsp. des BFH. 
355 Moxter, Die Aktivierungsvoraussetzung „entgeltlicher Erwerb“ im Sinne von § 5 Abs 2 EStG, DB 1978, 1809. 
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wird somit in erster Linie als nachweisbare Abgrenzbarkeit (vom Firmenwert) bzw. 
Festellbarkeit als „Einzeheit“ verstanden.  
Nach Mayr356 objektiviert und veranschaulicht der fremde Dritte im Rahmen seiner 
Kaufpreisbemessung zwar einen etwaigen Vermögensvorteil, der Teilwertgedanke sagt 
aber an sich noch nichts über die Greifbarkeit aus. Weiters ist auch die Dauer des 
wirtschaftlichen Nutzens über einen Steuerabschnitt hinaus (der „mehrperiodische 
Nutzen“) für die Beurteilung der Greifbarkeit irrelevant.357 Um als Wirtschaftsgut 
qualifiziert zu werden muss – unter Berücksichtigung des Realisationsprinzips – ein 
ausreichendes Maß an Sicherheit vorliegen, welches eben erst im Rahmen eines 
Realisierungsvorganges erreicht wird.358 Ein wirtschaftlicher Wert muss daher in den 
wirtschaftlichen Verkehr gebracht worden sein, um einen für die Aktivierung 
ausreichenden Konkretisierungsgrad aufzuweisen. Ein Firmenwert oder eine originäre 
firmenwertähnliche Gewinnchance kann folglich nur durch einen entgeltlichen derivativen 
Erwerb ausreichend konkretisiert werden, um als Wirtschaftsgut iSd EStG zu gelten.359  
In obigen Zusammenhang ist hervorzuheben, dass infolge einer unternehmensinternen 
Überführung eines Vermögenswertes in eine ausländische Betriebsstätte und der anlässlich 
dieses Vorganges erfolgten steuerlichen Aktivierung im Zuzugsstaat aus Sicht des 
österreichischen Gesetzgebers und der österreichischen Finanzverwaltung scheinbar bereits 
der Konkretisierungs- bzw. Greifbarkeitsgrad erreicht wird, nach welchem die 
Wirtschaftsguteigenschaft iSd EStG erlangt wird.360 Dieser Ansatz wird im Schrifttum zu 
Recht kritisch beurteilt, da eine bloß unternehmensinterne Überführung eines 
Wirtschaftgutes mit Aktivierung im Zuzugsstaat zu keiner externen Marktverprobung führt 
und bloß die Überführ- und selbstständige Bewertbarkeit des Vermögenswertes 
voraussetzt.361   
Basierend auf der o.a. engen Interpretation des Wirtschaftsgutbegriffes wurde zuletzt von 
Stürzlinger362 mit den „sonstigen Vermögenswerten“ scheinbar eine neue Wertekategorie 
(Wirtschaftsgut iwS) geschaffen. Diese Kategorie von Vermögenswert qualifiziert sich 
aufgrund fehlender Sicherheit bzw. Konkretisierung (noch) nicht als bilanzierungsfähiges 
Wirtschaftsgut (ieS). Dennoch ist der sonstige Vermögenswert  
? selbstständig bewertbar,  
? es kann über ihn verfügt werden, d.h. er ist: 
                                                 
356 Vgl. Mayr, Gewinnrealisierung, 2001, 161. 
357 Vgl. ebd, 162 mwH. 
358 Vgl. Mayr, Gewinnrealisierung, 2001, 210; derselbe, Steuerliche Fiktionen rund um den Firmenwert, in Bertl/Eberhartinger/ 
Egger/Kalss/Lang/Nowotny/Riegler/Schuch/Staringer (Hrsg), Abschreibung in der Handels- und Steuerbilanz, 2005, 210f. Zustimmend 
Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 55. 
359 Vgl. Meyer-Scharenberg, Besteuerung von geschäftswertähnlichen Gewinnchancen wegen Funktionsverlagerung ins Ausland?, in FS 
Djanani, 2008, 233. 
360 Vgl. die EB zum AbgSiG 2007 anlässlich der Einführung der Sonderregelung für selbst erstellte immaterielle WG des AV in § 6 Z 6 
lit b EStG, SWK 32/2007; ebenso Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG14, 2010, ad § 6 Rz 394c. 
361 Vgl. Quantschnigg/Trenkwalder,  FS Wolfgang Nolz, 2008, 165 (171f) welche in der bloß unternehmensinternen Überführung des 
Wirtschaftsgutes keine „Manifestierung“ des Marktwertes erkennen (da kein interpersoneller marktmäßiger Austausch erfolgt); ebenso 
kritisch Doralt, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.7.2007, ad § 4 Rz 94 unter Hinweis auf Bertl/Fraberger, RWZ 
1998, 243. 
362 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 55. 
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o übertragbar,  
o der Empfänger kann sich den künftigen wirtschaftlichen Nutzen aus dem 
Vermögenswert verschaffen und  
o der Zugriff Dritter kann vom Übertragenden kontrolliert werden, und  
? er ist objektiv werthaltig (d.h. ein unabhängiger Dritter würde für die Übertragung 
des Vermögenswertes etwas bezahlen).  
Die o.a. Kriterien entsprechen mE im Wesentlichen den bereits vom VwGH in der 
Vergangenheit entwickelten Mindestvoraussetzungen zur Definition eines steuerlichen 
Wirtschaftsgutes. Sind alle diese Kriterien erfüllt, so fällt auch die Überführung dieser 
sonstigen Vermögenswerte (z.B. originärer Firmenwert, originärer Kundenstamm, selbst 
erschlossener Absatzmarkt, Auftragsbestand, Geschäftschance) unter § 6 Z 6 EStG. 363 
Fraglich erscheint im obigen Zusammenhang jedoch die Qualifikation dieser sonstigen 
Vermögenswerte als Wirtschaftsgut oder als sonstige Leistung iSd § 6 Z 6 EStG. Siehe 
dazu weiter unten.  
4.2.3.3 Die sonstige Leistung 
Neben der Überführung von Wirtschaftsgütern unterliegt auch die Erbringung364 von 
sonstigen Leistungen unter Zuwendungsabsicht365 dem Besteuerungsregime des § 6 Z 6 
EStG, wobei hinsichtlich der unter § 6 Z 6 EStG angeführten sonstigen Leistungen keine 
gesonderte Legaldefinition existiert.366 In der Literatur367 werden unter dem Begriff 
verschiedenartige Leistungen verstanden, die eben gerade nicht in der Überführung von 
Wirtschaftsgütern bestehen. Dazu gehören insbesondere Gebrauchs- oder 
Nutzungsüberlassungen an materiellen und immateriellen Wirtschaftsgütern und 
Dienstleistungen wie z.B.: 




? Beratung aller Art 
? Forschung und Entwicklung 
? Reparatur und Veredelung 
? Bearbeitung 
? Übernahme von Risiken 
Von Teilen des Schrifttums werden zur Interpretation des Begriffes der sonstigen Leistung 
iSd § 6 Z 6 EStG auch die Ausführungen des VwGH zu § 29 Z 3 EStG herangezogen, 
wonach unter dem Begriff „Leistung“ jedes Verhalten verstanden wird, welches darauf 
                                                 
363 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 55. 
364 Im Falle von sonstigen Leistungen ist es nahe liegend, nicht wie bei Wirtschaftsgütern von „Überführungen“ sondern von 
„Erbringung“ oder „Überlassung“ zu sprechen, vgl Lechner, Grenzüberschreitende Überführung von Wirtschaftsgütern, 
Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GSGassner, 2005, 391; ders, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 299. 
365 Vgl. Zorn in Hofstätter/Reichel, EStG, Lfg 41, März 2008, § 6 Z 6 EStG Rz 11. 
366 Auch den EB zu § 6 Z 6 EStG ist keine Definition entnehmbar.  
367 Vgl. Lechner, Gewinnaufteilung, 1982, 117ff; ders, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 298f.; Schuch, Allocation of 
Functions and Risks within Multinational Enterprises, Transfer PrICIng Journal 1998, 17ff. 
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gerichtet ist, einem anderen einen wirtschaftlichen Vorteil zu verschaffen.368 Unter 
Bezugnahme auf die allgemeine Zielsetzung des § 6 Z 6 EStG wird darüber hinaus ein 
möglichst breites Begriffsverständnis vertreten.369 Unter „sonstigen Leistungen“ sollen 
demnach alle gerade nicht als Überführung von Wirtschaftsgütern zu qualifizierenden 
Leistungen verstanden werden, die, würden sie zwischen fremden Dritten erbracht, im 
Wirtschaftsleben üblicherweise gegen Entgelt erbracht werden.  
In den Anwendungsbereich der sonstigen Leistung fallen nach Stürzlinger370 auch die sog. 
„sonstigen Vermögenswerte“. Dies sind Vermögenswerte, welche zwar selbstständig 
bewertbar, übertragbar (verkehrsfähig) und werthaltig sind, aber aufgrund ihrer 
mangelnden Konkretisierung bzw. Greifbarkeit noch nicht als aktivierungsfähiges 
Wirtschaftsgut iSd EStG qualifiziert werden können. Unter diese Kategorie können z.B. 
die folgenden Vermögenswerte fallen:  
? Originärer Kundenstamm,371 
? Originärer Absatzmarkt, 
? Originärer Auftragsbestand,372 
? Singuläre Geschäftschancen. 373 
Ob die o.a. Vermögenswerte aufgrund der beschriebenen engen Interpretation des 
Wirtschaftsgutbegriffes tatsächlich keine solchen darstellen und ihre Übertragung daher 
tatsächlich unter die sonstige Leistung iSd § 6 Z 6 EStG fällt, erscheint mE zweifelhaft. 
Ein Vermögenswert welcher ausreichend genau vom Restbetrieb isoliert und daher 
selbstständig bewertet und grenzüberschreitend auf eine andere ausländische 
Betriebseinheit überführt werden kann (ohne gleichzeitiger Überführung eines 
Teilbetriebes) müsste mE jedenfalls die Voraussetzungen für die Qualifikation als 
Wirtschaftsgut erfüllen. Demnach müsste z.B. auch ein selbst erstellter Kundenstamm – 
noch vor seiner entgeltlichen Abtretung (Realisierung) an eine dritte Person – ein 
Wirtschaftsgut im steuerlichen Sinne darstellen.  
Der erster Ansatz (Qualifikaton als sonstige Leistung) würde darüber hinaus in einer 
Vielzahl an Fällen zu unionsrechtlich bedenklichen Situationen führen. Wären nämlich die 
o.a. Vermögenswerte tatsächlich als sonstige Leistung zu qualifizieren, würde deren 
Zuwendung nicht unter das Nichtfestsetzungskonzept des § 6 Z 6 lit b EStG fallen. Eine 
Steuerstundung wäre demnach unmöglich und etwaige stille Reserven müssten anlässlich 
ihrer Überführung sofort in voller Höhe versteuert werden (z.B. Zuwendung eines 
originären Kundenstammes im Zuge der Verlagerung eines österreichischen Teilbetriebes 
in eine ausländische EU-Betriebsstätte). Wie im Zuzugsstaat mit dem erhaltenen 
Vermögenswert ertragsteuerlich umgegangen wird, wäre bei dieser Vorgehensweise 
irrelevant (Aktivierung als Wirtschaftsgut mit Abschreibung über Nutzungsdauer oder 
Ansatz eines fiktiven Aufwandes oder gar keine Berücksichtigung). Dieser Zustand wäre 
                                                 
368 VwGH 25.11.1986, 86/14/0072; 23.5.2000, 95/14/0029; 25.6.2008, 2008/15/0132; 28.5.2009, 2007/15/0200; 2.9.2009, 
2005/15/0160. 
369 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 30f mwH. 
370 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 30f. 
371 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 66 welche die Frage der Wirtschaftsguteigenschaft eines originären Kundenstammes 
sowie Absatzmarktes als umstritten und offen bezeichnet. 
372 Im Detail dazu siehe Bertl/Hirschler, RWZ 1997, 167 (konkretisierter vs.noch nicht ausreichend konkretisierter Auftragsbestand). 
373 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 70. 
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aber mit der Judikatur des EuGH mE nicht in Einklang zu bringen.374 Dies deshalb, weil 
das Bestreben des EuGH gerade darin liegt, die in einem transferierten Vermögenswert 
enthaltenen stillen Reserven – wie in einem vergleichbaren Inlandsszenario – erst im 
Zeitpunkt ihrer tatsächlichen Realisierung zu versteuern. Die in Vermögenswerten nach 
der Art eines originären Kundenstammes bzw. Absatzmarktes enthaltenen stillen Reserven 
werden allerdings im Zuzugsstaat regelmäßig erst nachträglich zu dessen Überführung 
bzw. Zuwendung ertragswirksam realisiert (und nicht bereits anlässlich der Zuwendung 
wie dies bei den herkömmlichen sonstigen Leistungen der Fall ist). Würden die stillen 
Reserven in den „sonstigen Vermögenswerten“ nun anlässlich der wegzugsbedingten 
Zuwendung in Österreich ohne Aufschubmöglichkeit in voller Höhe besteuert, würde dies 
gegen das unionsrechtlich entwickelte Steuerstundungskonzept iRv Wegzugsvorgängen 
verstoßen. In einer unionsrechtskonformen Weise müssen daher die o.a. „sonstigen 
Vermögenswerte“ jedenfalls auch als Wirtschaftsgüter iSd EStG qualifiziert werden, 
welche in weiterer Folge dem Grunde nach unter das Nichtfestsetzungskonzeptes iSd 
§ 6 Z 6 lit b EStG fallen. Dieser Zugang sollte zudem auch der Sichtweise des 
österreichischen Gesetzgebers sowie der österreichischen Finanzverwaltung entsprechen, 
welche scheinbar auch bei selbst hergestellten immateriellen Vermögenswerten des 
Anlagevermögens implizit eine Wirtschaftsguteigenschaft unterstellen, sobald diese ins 
Ausland überführt und dort aktiviert werden. Auch wenn die tatsächliche Aktivierung im 
Zuzugsstaat ausbleiben sollte, ändert dies mE nichts an der Wirtschaftsguteigenschaft des 
selbst erstellten immateriellen Vermögenswertes da die Aktivierung lediglich eine 
selbstständige Bewertbarkeit des transferierten Vermögenswertes und eben keinen 
externen Realisierungsakt voraussetzt. Ob ein an sich bewert- und überführbarer 
Vermögenswert im Zuzugsstaat steuerlich aktiviert wird oder nicht, kann schließlich keine 
direkte Auswirkung auf die Eigenschaft des Vermögenswertes als Wirtschaftsgut iSd EStG 
haben. 375   
Seitens der österreichischen Finanzverwaltung376 und im Schrifttum377 wird darüber hinaus 
auch die Position vertreten, der in § 6 Z 6 EStG verwendete Begriff der sonstigen Leistung 
wäre möglicherweise aus dem Umsatzsteuerrecht entlehnt. Dort ist der Begriff unter § 3a 
Abs 1 UStG definiert als jede Leistung, die nicht in einer Lieferung (eines Gegenstandes) 
besteht, einschließlich eines Duldens und Unterlassens. Auf Basis dieser Argumentation 
umfasst der Begriff der sonstigen Leistung iSd § 6 Z 6 EStG auch Verzichtsleistungen 
jeder Art (u.a. auch einen Verzicht auf vertragliche oder gesetzliche 
Entschädigungsleistungen). Im Schrifttum378 wird allerdings die vorbehaltslose Anlehnung 
an das UStG deshalb kritisch gewertet, weil einerseits die Normen unterschiedliche 
Zielsetzungen haben und andererseits keine vollständige Identität der Begriffsverständnisse 
vorliegt. So wird z.B. die Übertragung eines Rechtes für Zwecke des § 6 Z 6 EStG als 
                                                 
374 Siehe Kapitel 8.2.2.2. 
375 Vgl. die EB zum AbgSiG 2007 anlässlich der Einführung der Sonderregelung für selbst erstellte immaterielle WG des AV in § 6 Z 6 
lit b EStG, SWK 32/2007, die EB nehmen eine „Manifestierung“ des Wertes bei Aktivierung im Zuzugsstaat an. Mit dieser 
Manifestierung kann jedoch mE – da dabei keine Verprobung durch andere Marktteilnehmer stattfindet – nur die Bewertbartkeit des 
überführten Vermögens gemeint sein; vgl Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG14, 2010, ad § 6 Rz 394c. Kritisch Quantschnigg/Trenkwalder,  
FS Wolfgang Nolz, 2008, 171f. welche in der bloß unternehmensinternen Überführung des Wirtschaftsgutes keine Manifestierung des 
Marktwertes ieS erkennen (da kein interpersoneller marktmäßiger Austausch erfolgt); ebenso kritisch Doralt, in Doralt (Hrsg), EStG 
Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.7.2007, ad § 4 Rz 94 unter Hinweis auf Bertl/Fraberger, RWZ 1998, 243. 
376 Vgl. Gegenäußerung BMF zur Stellungnahme der KWT zum Entwurf der VPR 2009 vom 15.09.2009, ad Rz 136. 
377 Vgl. Lechner, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 299. 
378 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 29f. 
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Übertragung eines Wirtschaftsgutes qualifiziert, während der Vorgang für 
umsatzsteuerliche Zwecke als sonstige Leistung gilt.379   
Erfassung sonstiger Leistungen vor dem AbgÄG 2004: Ein in der Vergangenheit strittiger 
Punkt bezüglich sonstiger Leistungen war deren Erfassung durch den § 6 Z 6 EStG vor 
dem AbgÄG 2004. Seitens der österreichischen Finanzverwaltung waren sonstige 
Leistungen auch schon vor dem AbgÄG 2004 von § 6 Z 6 EStG erfasst.380 Die 
nachträgliche Aufnahme des expliziten Hinweises auf die Erfassung der sonstigen 
Leistungen durch § 6 Z 6 EStG im Rahmen des AbgÄG 2004 hat aus ihrer Sicht eine 
lediglich klarstellende Wirkung.381 Große Teile des Schrifttums382 hingegen lehnen die 
Anwendung von § 6 Z 6 EStG auf sonstige Leistungen vor dem AbgÄG 2004 mit dem 
Hinweis auf den Wortlaut des historischen § 6 Z 6 EStG und die Gesetzesmaterialien 
(erfassen offensichtlich bloß die Überführung von Wirtschaftsgütern) ab. Andere Teile des 
Schrifttums383 schließen sich der Meinung der Finanzverwaltung an und meinen sonstige 
Leistungen u.a. mit dem Argument unter die historischen Fassungen des § 6 Z 6 EStG 
subsumieren zu können, nach welchem rechtsystematische Überlegungen diesen Schluss 
nahe legen würden. Als weiteres Argument zu Gunsten der Erfassung sonstiger Leistungen 
durch § 6 Z 6 EStG vor dem AbgÄG 2004 wird zudem vorgebracht, dass der Wortlaut der 
Regelung auch in seiner historischen Fassung bereits einen indirekten Bezug auf sonstige 
Leistungen aufwies.384 Der UFS hat sich der Meinung der Finanzverwaltung angeschlossen 
und subsumiert auch sonstige Leistungen vor dem AbgÄG 2004 – mit dem Argument, dass 
eine enge Auslegung der Vorschrift mit Nichterfassung der sonstigen Leistungen gegen die 
„einschlägigen Empfehlungen“ der OECD verstoßen würde – unter § 6 Z 6 EStG.385 
Da für zukünftige Zeiträume die Erfassung sonstiger Leistungen durch § 6 Z 6 EStG (seit 
dem AbgÄG 2004) klar ist und weiters der Schwerpunkt dieser Arbeit in der 
grenzüberschreitenden Überführung von betrieblichen Einheiten (Betriebe, Teilbetriebe 
und Wirtschaftsgüter) liegt bzw. nicht in der Untersuchung grenzüberschreitend erbrachter 
sonstiger (Dienst-)Leistungen, wird auf den o.a. Punkt in weiterer Folge nicht im Detail 
eingegangen. Es wird allerdings der Vollständigkeit halber darauf hingewiesen, dass nach 
Ansicht des Verfassers der vorliegenden Untersuchung der Wortlaut des § 6 Z 6 EStG in 
                                                 
379 Vgl. Ruppe, UStG³, § 3a Rz 4. 
380 Vgl. EAS 1090 vom 19.6.1997; wobei dieses EAS die erste Aussage des BMF zu dieser Thematik seit Bestehen des § 6 Z 6 EStG 
(seit 1972!) darstellt. Kritisch zu EAS 1090 siehe Tumpel, Ausländische Finanzierungsgesellschaften, in Gassner/Lang (Hrsg), 
Besteuerung und Bilanzierung international tätiger Unternehmen – FS 30 Jahre Steuerrecht an der WU Wien, 1998, 417, 424f. 
381 Vgl. Rz 2510 EStR 2000 unter Hinweis auf EAS 1090 vom 19.6.1997; fraglich ist ob auch die EB zu § 6 Z 6 EStG iRd AbgÄG 2004 
diesen Schluss tatsächlich zulassen: „Z 6 soll darüber hinaus insoweit klarer gefasst werden, als auch sonstige Leistungen zwischen 
[…] davon erfasst sind.“; vgl EB zu § 6 Z 6 EStG in BGBl I Nr 180/2004. 
382 Vgl. Lechner, in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GSGassner, 2005, 387 unter Hinweis auf Lechner, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS 
Loukota, 2005, 297f.; ders, Gewinnaufteilung, 1982, 67ff und 91ff; ders, Gewinnabgrenzungen im internationalen Steuerrecht aus der 
Sicht des Gleichheitsgrundsatzes, in Gassner/Lechner (Hrsg), Steuerbilanzreform und Verfassungsrecht, 1991, 220; 
Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 1993, ad § 6 Rz 224; Aigner/Kofler, taxlex, 2005, 9; Staringer, Doppelt ansässige 
Kapitalgesellschaften, 1999, 193f; Rödler/Kornberger, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 425 (434f). Siehe ebenso die 
Stellungnahme des Fachsenats für Steuerrecht der Kammer der Wirtschaftstreuhänder zum Begutachtungsentwurf des AbgÄG 2004, 
30/SN-209/ME (22.GP). 
383 Vgl. Doralt/Mayr, EStG14, 2010, ad § 6 Z 6 EStG Rz 382; Gassner, Verdeckte Einlage, 2004, 37ff; Loukota, Zur Bedeutung der 
neuen OECD-Verrechnungspreisgrundsätze für die österreichische Besteuerungspraxis, SWI 1997, 343f; ders, Außensteuerrecht, 2002, 
Rz 29; ders, Die rechtliche Bedeutung der OECD-Verrechnungspreisgrundsätze in Österreich, SWI 2000, 517, 520f. 
384 Vgl. Beiser, Zinsenlose Darlehen zwischen verbundenen Kapitalgesellschaften – Ein nationales und internationales Problem, ÖStZ 
1991, 301. 
385 UFS 14.03.2005, RV/2154-L/02 unter Hinweis auf Loukota, SW 2000, 517. 
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der Fassung vor dem AbgÄG 2004 und die historischen Gesetzesmaterialien dazu386 wohl 
eine auf Wirtschaftsgutüberführungen beschränkte Interpretation des historischen 
Tatbestandes nahe legen. Auch wenn es eher dem Gesetzeszweck des § 6 Z 6 EStG 
entsprochen hätte, auch die grenzüberschreitende Erbringung sonstiger Leistungen mit zu 
erfassen, so ist dies alleine – v.a. vor dem Hintergrund einer über rund 33 Jahre hindurch 
(1972 – 2004) diesbezüglich unverändert gebliebenen Rechtsnorm – kein ausreichendes 
Argument dafür, eine über den Gesetzeswortlaut hinausgehende Interpretation der Norm 
zu vertreten. Auch der (vom UFS vorgenommene) Verweis auf einschlägige 
Empfehlungen der OECD ist mE für die Auslegung innerstaatlicher Rechtsvorschriften 
unmaßgeblich. Es bleibt daher ein höchstgerichtliches Erkenntnis abzuwarten, um 
vollständige Klarheit hinsichtlich des obigen Punktes zu erlangen.387            
4.2.3.4 Das Gewinnpotential 
Eines der Probleme im Rahmen der Durchführung von grenzüberschreitenden Betriebs- 
bzw. Funktionsverlagerungen ist die Berücksichtigung von allfälligen Geschäftschancen 
und/oder Gewinnchancen, wobei bereits die Definition des Begriffes der Geschäftschance 
Schwierigkeiten bereitet. Was wird unter dem Terminus „Geschäftschance bzw. 
Gewinnpotential“ verstanden und inwieweit stellt dieser ein Wirtschaftsgut iSd EStG dar, 
welches Gegenstand von § 6 Z 6 EStG sein kann? 
Das deutsche Schrifttum hat sich bereits intensiv mit der Thematik der Geschäftschance 
auseinandergesetzt. So stellt z.B. lt. Rödder388 eine Geschäftschance die Möglichkeit dar, 
künftig einen Vermögensvorteil zu erzielen, wobei die Möglichkeit (noch) nicht bewertbar 
und daher noch zu keinem Wirtschaftsgut erstarkt ist. Baumhoff389 stimmt dieser 
Sichtweise zu und verlangt, dass eine objektiv werthaltige Position vorliegen müsse, damit 
steuerliche Folgen ausgelöst werden können. Nach Borstell390 muss bereits aus praktischen 
Gesichtspunkten die Bewertbarkeit der überlassenen Geschäftschance möglich sein. Aus 
Sicht von Kuckhoff/Schreiber391 sind Geschäftschancen erst dann zu vergelten, wenn diese 
bereits zu einem immateriellen Wirtschaftsgut (z.B. in Form einer Konzession) erstarkt 
sind. Nach Ditz/Just392 stellen Geschäftschancen einen Wert „eigener Art“ dar.  
Im österreichischen Schrifttum393 wird die Geschäftschance u.a. als „das Ergebnis jeder 
externen oder internen Tätigkeit des Unternehmens“ verstanden, dass „der Markt als Wert 
ansieht und für das er daher bereit ist, etwas zu bezahlen (unabhängig davon ob ein 
                                                 
386 Bei genauer Betrachtung des Wortlautes der Gesetzesmaterialien zum AbgÄG 2004 geben auch diese keinen klaren Aufschluss über 
die „Erweiterungswirkung“ der Anpassung des Wortlautes, kritisch dazu Lechner, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 298, FN 
11. 
387 Vgl. zuletzt Zorn, SWI-Jahrestagung: Verrechnungspreise bei Übernahme von Bürgschaftsgarantien, SWI 2011, 55 (58) welcher auf 
die bis dato offene Frage hinweist und selbst zu einer Erfassung von sonstigen Leistungen bereits durch die historische Fassung des § 6 
Z 6 EStG tendiert.  
388 Vgl. Rödder, Aktuelle Problemfälle verdeckter Gewinnausschüttung im Konzern, StbJb 1997/98, 115 (124ff). 
389 Vgl. Baumhoff, Verwaltungserlass zu Funktionsverlagerungen über die Grenze, in Piltz/Schaumburg (Hrsg), Internationale 
Einkünfteabgrenzungen, 2003, 73 (85f). 
390 Vgl. Borstell, Verrechnungspreise bei Funktionsverlagerungen, StbJb 2001/02, 201 (207). 
391 Vgl. Kuckhoff/Schreiber, Grenzüberschreitende Funktionsverlagerung aus Sicht der Betriebsprüfung (Teil I), IStR 1999, 321 (324f). 
392 Vgl. Ditz/Just, Besteuerung einer Produktionsverlagerung nach der Funktionsverlagerungsverordnung – Praxisbeispiel, DB 2009, 141 
(143). 
393 Vgl. Hönig/Stingl, Geschäftschancen – Gedanken zur Reichweite des Einlagenrückgewährverbotes, GesRZ 2007, 74. 
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bilanzfähiges Wirtschaftsgut vorliegt).“ Der VwGH394 lehnte die Ausschüttungsfähigkeit 
von Geschäftschancen bislang ab. Dies deckt sich auch mit der Position des 
österreichischen Schrifttums395 welches die Übertragung eines fiktiven, nicht bewertbaren 
wirtschaftlichen Vorteiles oder einer noch nicht konkretisierten Gewinnchance nicht als 
Übertragung eines Wirtschaftsgutes iSd EStG interpretiert und daher darin auch keinen 
steuerbaren Vorgang iSd § 6 Z 6 EStG erkennt. Aus Sicht der OECD396 und Teilen des 
Schrifttums397 kann Gewinnpotential immer nur in Verbindung mit dem Transfer anderer 
Wirtschaftgüter auftreten, niemals jedoch als eigener, selbstständiger Wert. 
Das jüngere Schrifttum versteht Geschäftschancen als eigenständige und von 
Firmenwerten, Kundenstämmen, Absatzmärkten und Auftragsbeständen abzugrenzende 
Vermögenswerte. Werden sie im Rahmen von Betriebsübertragungen bzw. 
Betriebsverlagerungen mitübertragen/-verlagert, gehen sie in den meisten Fällen im 
Firmenwert auf. Eine zusätzliche Abgeltung bzw. Subsumtion unter § 6 Z 6 EStG wird 
jedoch nur für den Fall vertreten, dass es sich bei der Geschäftschance um selbstständige, 
vom Firmenwert zu unterscheidende Wirtschaftsgüter oder sonstige Vermögenswerte 
handelt. Dies ist nur dann anzunehmen, wenn es sich um singuläre Geschäftschancen aus 
bestimmten Geschäften handelt, welche selbstständig bewertbar, übertragbar und objektiv 
werthaltig sind (d.h. ein fremder Dritter würde für die Überlassung ein Entgelt zahlen). 
Dies können u.a. sein: konkrete Projekte, gesicherte Rechtsbeziehungen/-positionen 
(Vertriebsvertrag, Abnahmeverpflichtungen). Allgemeine, unternehmerische Gewinn- 
bzw. Geschäftschancen oder die allgemeine Möglichkeit zukünftig Gewinne aus einer 
betrieblichen Tätigkeit zu erzielen, stellen idR keine sonstigen abgeltungspflichtigen 
Vermögenswerte dar. Ebensowenig die „Überlassung“ eines Marktes an dessen 
Bearbeitung der Übernehmer vom Überlasser rechtlich ohnehin nicht gehindert werden 
könnte.398 
Kommt es im Rahmen einer konzerninternen Restrukturierung („Downsizing“, 
„Funktionsrückstufung“) zur Verschiebung von Gewinnchancen bzw. Gewinnpotential 
vom In- ins Ausland und wird diesem Vorgang unter den gegebenen Umständen 
Fremdunüblichkeit unterstellt, so ist zu beachten, dass er von der österreichischen 
Finanzverwaltung allgemein als steuerpflichtiger Vorgang qualifiziert wird. Derartige 
Vorgänge wurden seitens der Behörde in der Vergangenheit sowohl als Transfer 
immaterieller Wirtschaftsgüter (Kundenstock, Know-How, Vertriebsweg, erschlossener 
Markt, Firmenwert) und/oder als entschädigungspflichtiger Transfer einer Gewinnchance 
beschrieben.399 Es wird folglich behördenseitig systematisch zwischen der Übertragung 
                                                 
394 Vgl. VwGH 88/14/0135, SWK 1990, R 41; im Rahmen dieses Erkenntnis wurde die Eignung einer „Gewinnchance“ Gegenstand 
einer verdeckten Gewinnausschüttung zu sein klar verneint. Weiters wurde die (alternative) verdeckte Ausschüttung eines selbst 
aufgebauten „Kundenstammes“ abgelehnt, da der Kapitalgesellschaft dieser in der Vergangenheit weder formal übertragen noch von ihr 
selbst auf- bzw signifikant ausgebaut wurde (lediglich Nutzung Geschäftskontakte von Gesellschafter). Folglich wurde der 
Kapitalgesellschaft kein durch Eigenwillen übertragbarer Kundenstamm zugerechnet. Auch die Existenz und Übertragung eines 
„Firmenwertes“ wurde aufgrund fehlender Aufwendungen zur Schaffung eines solchen – bereits von der Finanzbehörde – nicht 
angenommen.  
395 Vgl. Kirchmayr/Kofler, RdW 2008, 682 mit Verweis auf Steiner, ÖStZ 2005, 47 sowie Kuckhoff/Schreiber, IStR 1999, 321. Ebenso 
Stellungnahme der KWT zum Entwurf der VPR 2009 vom 15.09.2009, ad Rz 129ff unter welcher iZm der Wegzugsbesteuerung des § 6 
Z 6 EStG explizit auf die fehlende Wirtschaftsguteigenschaft von Gewinn- und Geschäftschancen hingewiesen wird (insoweit nicht 
ausreichend „konkretisiert“).  
396 Vgl. Discussion Draft OECD Transfer Pricing Aspects of Business Restructurings, Rz 64 und 93. 
397 Vgl. Csoklich/Macho, Produktionsverlagerung und Ertragsteuerrecht, ÖStZ 2009/909, 443 (446f) mwH. 
398 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 69ff mwH. 
399 Vgl. EAS 2390, 2987, 3006.  
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eines immateriellen Wirtschaftsgutes und der Übertragung einer Gewinnchance 
differenziert wobei der Transfer einer Gewinnchance scheinbar als steuerpflichtige 
sonstige Leistung qualifiziert wird.400 Der Transfer einer Gewinnchance wird in diesem 
Fall – auch bei (fremdunüblichem) Fehlen einer vertraglichen Entschädigungsklausel – als 
Verzicht eines österreichischen Unternehmens auf eine fremdübliche Abgeltung der 
Gewinnchance gegenüber dem Empfänger derselben interpretiert. Es wird folglich kein 
Wirtschaftguttransfer sondern eine „Verzichtsleistung“ unterstellt, welche als sonstige 
Leistung ebenfalls dem Regime des § 6 Z 6 EStG unterliegt und prinzipiell dieselbe 
Steuerwirkung wie ein Wirtschaftsguttransfer hat. Aufgrund der Einstufung eines 
derartigen Vorganges als sonstige Leistung und nicht als Wirtschaftsguttransfer ist zu 
beachten, dass sich ein Gewinnchancen- bzw. Gewinnpotentialtransfer nicht für die 
Anwendung des Nichtfestsetzungskonzeptes iSd § 6 Z 6 lit b EStG qualifiziert und – bei 
unterstellter Richtigkeit dieser Vorgehensweise – so eine systematische Schlechterstellung 
im Vergleich zur (innergemeinschaftlichen) Überführung von Wirtschaftsgütern besteht. 
Seitens der Finanzverwaltung wird scheinbar beabsichtigt, die Schwierigkeit der 
Einstufung einer Geschäftschance als Wirtschaftsgut iSd EStG über Annahme einer 
Verzichtsleistung und dessen Einstufung als sonstige Leistung zu lösen.401 Dieser Ansatz 
ist jedoch mE mit Problemen behaftet. Die Finanzbehörde wertet die Unterlassung des 
Abschlusses einer Vereinbarung eines fremdüblichen Abtretungspreises hinsichtlich eines 
übertragenen Vermögenswertes als sonstige Leistung. Eine sonstige Leistung besteht aber 
nicht in der Zuwendung eines körperlichen oder unkörperlichen Vermögenswertes, 
welcher vom Übernehmer erst in weiterer Folge realisiert werden kann, sondern in der 
laufenden Zuwendung/Realisierung eines Vorteils (Dienstleistung, Duldung, etc.). Könnte 
die Einräumung fremdunüblicher Preise immer in o.a. Weise interpretiert (Verzicht auf 
fremdübliches Entgelt und daher „sonstige Leistung“) werden, müsste jede Transaktion – 
egal ob Wirtschaftsgüter dabei übertragen werden oder nicht – als sonstige Leistungen iSd 
§ 6 Z 6 EStG gewertet werden. Die Übertragung einer bereits konkretisierten 
Geschäftschance als vermögenswerter Vorteil ist daher mE nicht als sonstige Leistung 
sondern vielmehr als Übertragung eines Wirtschaftsgutes zu qualifizieren. Lediglich der 
fremdunübliche Verzicht auf die Einforderung eines bereits bestehenden, vertraglichen 
oder gesetzlichen Entschädigungsanspruches (z.B. auf Basis von § 24 HVertG, § 454 
UGB) seitens des Begünstigten stellt eine sonstige Leistung und keine 
Wirtschaftsgutüberführung dar.402  
Neben o.a. systematischen Gesichtspunkten ist zudem fragwürdig, ob die 
Interpretationssystematik der Finanzbehörde den unionsrechtlichen Erfordernissen im 
Bereich der betrieblichen Wegzugsbesteuerung entspricht. Eine Sofortbesteuerung mit 
genereller Nichtanwendbarkeit des Nichtfestsetzungskonzeptes bei der Verlagerung von 
                                                 
400 Vgl. EAS 2987 vom 23.07.2008 zur Verlagerung einer Produktion von Österreich nach Polen; siehe ebenso Rz 141ff VPR 2010 
(unter Verweis auf Rz 92 und 116ff OECD-TPBP). 
401 Vgl. Gegenäußerung BMF zur Stellungnahme der KWT zum Entwurf der VPR 2009 vom 15.09.2009, ad Rz 136: „Der Begriff 
„Gewinnchance“ ist im österreichischen Recht nicht definiert, doch ist dies auch nicht nötig. Denn der in § 6 Z 6 EStG aus dem 
Umsatzsteuerrecht entlehnte Begriff der „sonstigen Leistung“ umfasst Verzichtsleistungen jeder Art und daher auch einen Verzicht auf 
Gewinnchancen.“ Im Gegensatz dazu bejaht Steiner die Wirtschaftsguteigenschaft einer Gewinnchance, vgl Steiner, ÖStZ 2006, 148. 
402 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 80ff. Siehe Kapitel zu „Downsizing“ unter 4.4. 
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Gewinnchancen (welche beim Übernehmer jedoch erst in Folgeperioden zur Realisierung 
von Gewinnen führen) stünde wohl im Widerspruch zur Wegzugs-Judikatur des EuGH. 403    
4.2.4 Die Überführung/Gebrauchsüberlassung 
4.2.4.1 Die grenzüberschreitende Überführung 
Im Rahmen der Beurteilung einer Transaktion hinsichtlich ihrer Subsumtion unter § 6 Z 6 
EStG muss untersucht werden, ob diese tatsächlich dazu führt, dass Wirtschaftgüter 
grenzüberschreitend auf eine ausländische Betriebsstätte oder einen ausländischen Betrieb 
überführt werden, wobei ausländische Betriebsstätten – auch wenn sie zu einem 
einheitlichen Betrieb gehören – für diesen Zweck fiktiv wie selbstständige Betriebe (mit 
einem eigenen „Betriebsvermögen“) behandelt werden.404  
Die Überführung von Wirtschaftsgütern iSd § 6 Z 6 EStG zur betrieblichen Verwendung 
in einen anderen Betrieb bzw. eine andere Betriebsstätte passiert durch physische 
Verbringung. Der Terminus Überführung – welcher bereits in der Urfassung des § 6 Z 6 
EStG aus 1972 Verwendung fand – erfasst lt österreichischer Finanzverwaltung405 
Sachverhalte, welche als Lieferung oder sonstige Leistung bzw. als Entnahme- oder 
Einlage-Vorgang qualifiziert werden. In diesem Zusammenhang wird im Schrifttum406 
kritisch angemerkt, dass die Verwendung des Begriffs Überführung für Szenarien, im 
Rahmen derer es zu keinem Rechtsträgerwechsel kommt (z.B. Überführung zwischen in- 
und ausländischen Betriebsstätten desselben Steuerpflichtigen), zwar als passend eingestuft 
werden kann, im Falle von Rechtsträgerübergreifenden Transfers (z.B. Transfer 
Wirtschaftsgut zwischen in- und ausländischen verbundenen Unternehmen) jedoch 
nicht. Derartige Vorgänge werden steuerlich vielmehr als entgeltliche Tauschvorgänge 
gewertet, was den Terminus „Überführung“ – welcher mangels Personenverschiedenheit 
vielmehr einen unentgeltlichen Transfer unterstellt – irreführend erscheinen lässt.407  
Der Begriff der Überführung setzt folglich voraus, dass die fraglichen Wirtschaftsgüter die 
österreichische Grenze physisch tatsächlich überschreiten und ist vom Begriff der 
„Übertragung“ abzugrenzen, welcher sich auf die wirtschaftliche Zurechnung eines 
Wirtschaftsgutes (wirtschaftliches Eigentum) an ein bestimmtes Steuersubjekt bezieht.408 
Während es daher im Fall einer nicht Rechtsträger übergreifenden Verlagerung (z.B. in 
eine ausländische Betriebsstätte desselben Steuersubjektes) von Wirtschaftsgütern und 
Betrieben bloß zu einer physischen „Überführung“ kommt, liegt im Fall einer Rechtsträger 
übergreifenden Verlagerung (z.B. Transfer Wirtschaftsgut zur ausländischen 
Schwestergesellschaft) eine physische „Überführung“ mit gleichzeitiger „Übertragung“ 
vor. § 6 Z 6 EStG setzt bei beiden Vorgängen eine grenzüberschreitende Überführung 
voraus. Nicht unter § 6 Z 6 EStG fallen daher bloße Übertragungen zwischen 
unterschiedlichen Steuersubjekten, ohne dass damit grenzüberschreitende Überführungen 
                                                 
403 Siehe dazu Kapitel 8.2.2.2. 
404 Vgl. Lechner in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 389. 
405 Vgl. Rz 2507 EStR 2000. 
406 Vgl. Lechner, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 294, FN 5; zustimmend Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 25. 
407 Ein Übergang des wirtschaftlichen Eigentums zwischen rechtlich selbstständigen verbundenen Personen kann auf folgende Weise 
erfolgen: entgeltliche Veräußerung/Anschaffung, sozietäre Einlage, Sachausschüttung oder Einlagenrückzahlung; vgl Lechner in 
Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 390 mwH.  
408Vgl. Krickl/Kauba, GS Köglberger, 2008, 554, FN 16 mwH. 
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verbunden wären (z.B. Übertragung eines Wirtschaftsgutes durch eine österreichische 
Kapitalgesellschaft an deren ausländische Schwestergesellschaft mit Überführung in eine 
österreichische Betriebsstätte der Schwestergesellschaft).     
Liegt eine grenzüberschreitende, physische Überführung von Wirtschaftsgütern tatsächlich 
vor, muss weiters untersucht werden, ob diese dazu führt, (1) dass das Wirtschaftsgut (d.h. 
das wirtschaftliche Eigentum daran) aus der österreichischen Besteuerungssphäre des 
Überführenden ausscheidet oder (2) dem ausländischen Betrieb bloß zur Nutzung 
überlassen wurde. Diese Unterscheidung ist deshalb von Bedeutung, weil beide Vorgänge 
dem Besteuerungsregime des § 6 Z 6 EStG unterliegen – dies allerdings auf 
unterschiedliche Art und Weise. Während im Fall (1) die im überführten Wirtschaftsgut 
enthaltenen stillen Reserven prinzipiell sofort in voller Höhe besteuert werden [Ausnahme: 
Nichtfestsetzung gem § 6 Z 6 lit b EStG im Rahmen bestimmter Überführungen innerhalb 
der EU bzw. des EWR], wird im Fall (2) bloß der jährliche Nutzungsvorteil als sonstige 
Leistung der Besteuerung nach § 6 Z 6 EStG unterzogen. 
Die Entscheidung ob das wirtschaftliche Eigentum an einem physisch überführten 
Wirtschaftsgut übertragen oder lediglich entgeltlich zum Gebrauch überlassen wird, liegt 
dabei prinzipiell in der Gestaltungsfreiheit des Steuerpflichtigen.409 
Im Zusammenhang mit dem Überführungsbegriff ist abschließend darauf hinzuweisen, 
dass die Überführung sich bei körperlichen Wirtschaftsgütern wohl klar durch deren 
physische Verbringung manifestiert während es bei unkörperlichen Wirtschaftsgütern 
(Beteiligungen, Forderungen, Patentrechte, Know-How, Kundenstock, etc.) zu einer 
Überführung per grenzüberschreitender Zurechnung kommt. Ob ein unkörperliches 
Wirtschaftsgut mit seinen stillen Reserven bei einer bestimmten in- oder ausländischen 
Betriebstätte der Besteuerung unterliegt, richtet sich alleine nach dessen funktionaler 
Zurechnung.410 Kommt es aufgrund einer Änderung der „signifícant people functions“ zu 
einem grenzüberschreitenden Wechsel in der Zurechnung des unkörperlichen 
Wirtschaftsgutes – so muss dieser Vorgang mE für die Zwecke des § 6 Z 6 EStG als 
„Überführung“ verstanden werden. Zu einer körperlichen Überführung kann es bei 
unkörperlichen Wirtschaftsgütern naturgemäß nicht kommen.411        
4.2.4.2 Die Gebrauchsüberlassung 
Unter Berücksichtigung der Zielsetzung von § 6 Z 6 EStG (Sicherung von 
Besteuerungssubstrat) führt nur die Übertragung – da hier der sofortige Verlust des 
Besteuerungsrechtes der Republik Österreich hinsichtlich der in den fraglichen 
Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen Reserven befürchtet wird412 – zu einer Besteuerung 
des Überführungsvorganges selbst. Werden Wirtschaftsgüter mit der Absicht ins Ausland 
überführt, diese bloß zur vorübergehenden Nutzung zu überlassen 
                                                 
409 Vgl. Lechner in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 391 und 389 unter Hinweis auf Nowotny, 
Betriebstättengewinnermittlung – Zuordnung von Wirtschaftsgütern im Recht der Doppelbesteuerungsabkommen, 2004. 
410 Siehe Kapitel 7.1.5.2.3.2. 
411 Zum Wegzug einer Holdinggesellschaft siehe Kapitel 4.2.2.2.1. u.a. unter Hinweis auf Aigner/Kofler/Tumpel, Wegzug, 2004, 101. 
412 Nach der hier vertretenen Ansicht geht aufgrund der Überführung des Wirtschaftgutes das Besteuerungsrecht des Wegzugsstaates 
hinsichtlich bereits bestehender stiller Reserven idR nicht verloren, siehe zur Aufgabe der Theorie der finalen Entstrickung unter Kapitel 
7.1.5.2.3.3. 
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(„Gebrauchsüberlassung“) und nicht das wirtschaftliche Eigentum daran ins ausländische 
Betriebsvermögen zu übertragen, so stellt der Überführungsvorgang für sich betrachtet 
keine iSd § 6 Z 6 EStG steuerpflichtige Wirtschaftsgutüberführung dar.413 Allerdings ist 
der vermögenswerte Vorteil aus der Nutzungsüberlassung als sonstige Leistung zu werten 
und unterliegt demnach – über die Nutzungsdauer des Wirtschaftsgutes verteilt – ebenfalls 
der Steuerpflicht gem § 6 Z 6 EStG (Ansatz einer fremdüblichen Miete).414 Eine physische 
Wirtschaftsgutüberführung stellt daher nur insoweit einen bereits im 
Überführungszeitpunkt steuerpflichtigen Vorgang dar, als aus den Umständen der 
Transaktion eine subjektive Zuwendungsabsicht (iSe ungeschriebenen subjektiven 
Tatbestandsmerkmals) seitens des Überführenden erkennbar ist415, wobei nach Teilen des 
Schrifttums416 bereits bei Erfüllung des objektiven Tatbestandes des § 6 Z 6 EStG (d.h. bei 
physischer Überführung) eine Zuwendungsabsicht unterstellt wird. Kommt es hingegen 
aufgrund eines bloßen Irrtums oder aufgrund außergewöhnlicher betriebswirtschaftlicher 
Gründe zur Verrechnung eines objektiv nicht fremdüblich erscheinenden Preises, ist § 6 Z 
6 EStG nicht anwendbar.417 In diesem Zusammenhang ist allerdings darauf hinzuweisen, 
dass Teile des Schrifttums418 das Erfordernis einer subjektiven Zuwendungsabsicht 
hinsichtlich § 6 Z 6 EStG ablehnen und die Regelung unabhängig davon zur Anwendung 
bringen. Für diesen Teil des Schrifttums stellt die subjektive Zuwendungsabsicht das 
wesentliche Abgrenzungskriterium des § 6 Z 6 EStG zur verdeckten Gewinnausschüttung 
bzw. Einlage iSd § 8 KStG dar. Siehe dazu Kapitel 4.2.8. 
Ob im Rahmen einer physischen Wirtschaftsgutüberführung tatsächlich eine Übertragung 
des wirtschaftlichen Eigentums daran ins ausländische Betriebsvermögen oder lediglich 
eine vorübergehende Gebrauchsüberlassung erfolgt, ist daher auf Basis der im konkreten 
Sachverhalt vorliegenden Umstände zu beurteilen. Eine kurzfristige Überführung bzw. 
Überlassung von bis zu zwölf Monaten wird von der österreichischen Finanzverwaltung419 
als starkes Indiz für eine bloße (Gebrauchs-)Überlassung gewertet, allerdings sind auch 
längerfristige Wirtschaftsgutüberlassungen denkbar.420 Dies falls liegt es jedoch an dem 
Steuerpflichtigen – mittels Beibringung von entsprechenden Unterlagen und Dokumenten 
– eine vermutete Zuwendungsabsicht zu widerlegen.421 Ist auf Basis der gegebenen 
Umstände des Einzelfalles zweifelhaft, ob ein Fall von Übertragung oder bloßer 
Gebrauchsüberlassung vorliegt, sollte mE regelmäßig von einer Gebrauchsüberlassung 
ausgegangen werden. Auf diesem Weg könnte das Risiko von Liquiditätsproblemen beim 
                                                 
413 Vgl. Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG14, 2010, ad § 6 Rz 3801 welcher im Zusammenhang mit Überführungen auf die „Zurechnung“ der 
Wirtschaftsgüter zum ausländischen Betriebs(-stätten)vermögen abstellt.  
414 Vgl. Rz 227f. VPR 2010 einschränkend zur Abgeltung bei Nutzungsüberlassungen und dem Ansatz fremdüblicher 
Mieten/Lizenzgebühren. 
415 Vgl. Zorn in Hofstätter/Reichel, EStG, Lfg 41, März 2008, § 6 Z 6 EStG Rz 8 unter Verweis auf Gassner, Die verdeckte Einlage in 
Kapitalgesellschaften, 2004, 59; zuletzt Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 24f. 
416 Vgl. Zorn in Hofstätter/Reichel, EStG, Lfg 41, März 2008, § 6 Z 6 EStG Rz 8. 
417Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 25. 
418 Vgl. Toifl, Verrechnungspreise und Wohnsitzwechsel im österreichischen Steuerrecht, in Leitner/Dannecker (Hrsg) Finanzstrafrecht 
2003, 119 (132ff); Kauba/Krickl, in GS Köglberger, 2008, 556. 
419 Vgl. Rz 2510 EStR 2000. 
420 Vor allem zwischen rechtlich selbstständigen verbundenen Unternehmen wird diesbezüglich ein großer Gestaltungsspielraum 
erkannt; vgl Lechner in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GSGassner, 2005, 391, FN 30; zustimmend Stürzlinger, Business Restructurings, 
2010, 26. 
421 Nach Mayr ist die vom Steuerpflichtigen gewählte Gestaltung in „wirtschaftlicher Betrachtungsweise“ dahingehend zu prüfen, ob 
eine Überführung oder bloß eine Nutzungs- bzw Gebrauchsüberlassung vorliegt; vgl Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG14, 2010, ad § 6 Rz 
382. 
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Steuerpflichtigen – ausgelöst durch eine übertragungsbedingte Sofortbesteuerung –
reduziert werden.422  
Für die Annahme einer Gebrauchsüberlassung an eine Betriebsstätte sprechen mE die 
folgenden Rahmenbedingungen: Ansatz eines laufenden fiktiven Überlassungsentgeltes im 
Rahmen der steuerlichen Ergebnisabgrenzung zwischen Stammhaus und Betriebsstätte, 
keine Aktivierung und Abschreibung des Wirtschaftsgutes im Rechnungskreis der 
Betriebsstätte, Abschreibung Wirtschaftsgut beim Stammhaus, weitere Mitnutzung des 
überlassenen Wirtschaftsgutes durch das Stammhaus, unternehmensrechtliche Darstellung 
im Jahresabschluss der Betriebsstätte (falls erforderlich) als Überlassung, Aufsetzung einer 
Pro-Forma-Dokumentation im Jahr der Überlassung (Überlassungs- bzw. Lizenzvertrag 
zwischen Stammhaus und Betriebsstätte), Kurzfristigkeit der Überlassung.423   
4.2.5 Der Fremdvergleichswert 
4.2.5.1 Allgemeines 
Werden Wirtschaftsgüter ins Ausland überführt bzw. sonstige Leistungen 
grenzüberschreitend erbracht, sind diese gem § 6 Z 6 lit a EStG:  
„…mit den Werten anzusetzen, die im Falle einer Lieferung an einen vom 
Steuerpflichtigen völlig unabhängigen Betrieb angesetzt worden wären“.  
Im Rahmen der grenzüberschreitenden Entstrickungsbesteuerung iSd § 6 Z 6 EStG werden 
folglich stille Reserven in Höhe des Differenzbetrages zwischen den Anschaffungskosten 
bzw. dem Buchwert und dem Einzelveräußerungspreis gegenüber einem völlig 
unabhängigen Betrieb der Besteuerung unterzogen. § 6 Z 6 lit a EStG setzt für die 
Berechnung der zu besteuernden stillen Reserven daher nicht etwa auf den gemeinen Wert 
oder den Teilwert des Wirtschaftsgutes ab, sondern auf dessen sog. „Fremdvergleichswert“ 
(im Zeitpunkt der Überführung).424 Beim Fremdvergleichswert/-preis iSd § 6 Z 6 EStG 
handelt es sich um einen eigenen Bewertungsmaßstab, unter dem ein fiktiver Absatzpreis 
unter Berücksichtigung der Absatzleistung zu verstehen ist.425 Dieser würde im Falle einer 
Lieferung des Wirtschaftsgutes an einen vom Steuerpflichtigen völlig unabhängigen 
Betrieb angesetzt und hängt von der Handelsstufe und der konkreter Marktsituation des 
Liefernden ab.426 
Aufgrund der Funktion von § 6 Z 6 EStG als innerstaatliche Umsetzungsregelung zu Art 7 
und Art 9 OECD-MA bzw. den entsprechend nachgebildeten Doppelbesteuerungs-
abkommen muss nach Meinung der österreichischen Finanzbehörde der im Rahmen eines 
Wegzugs auf österreichischer Seite angesetzte Fremdvergleichspreis mit jenem Preis 
übereinstimmen, der vom Zuzugsstaat angesetzt wird. Findet im Zuzugsstaat keine mit der 
                                                 
422 So wie auch die deutsche Finanzverwaltung; vgl § 4 Abs 2 FVerlV, Begründung zur FVerlV, BR-Drucksache 352/08, 20; 
Baumhoff/Greinert, Ubg 2009, 545. 
423 Siehe ebenso Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 91f mw. 
424 Vgl. Laudacher, in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EstG², § 6 Rz 51. 
425 VfGH 20.06.1994, B 473/92 unter Verweis auf Gassner, in Gassner/Lechner (Hrsg), Steuerbilanzreform und Verfassungsrecht, 195; 
Lechner, in Gassner/Lechner (Hrsg), Steuerbilanzreform und Verfassungsrecht, 227; Laudacher, in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EstG², 
§ 6 Rz 151. 
426 Vgl. Gassner, Verdeckte Einlage, 2004, 47; Lechner, in Steuerbilanzreform und Verfassungsrecht, 1991, 223; Rédei, 
Grenzüberschreitende Leistungsbeziehungen zwischen Betrieben, RdW 2005, 247. 
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österreichischen Vorgehensweise und mit den internationalen Verrechnungspreis-
grundätzen korrespondierende Bewertung statt und führt dies zum Risiko einer 
internationalen Doppelbesteuerung, kann über Antrag auf Einleitung eines 
Verständigungsverfahrens eine Konfliktlösung angestrebt werden. Der Antrag auf 
Einleitung soll im Ansässigkeitsstaat des Unternehmens bzw. bei verbundenen 
Unternehmen im Staat der Muttergesellschaft gestellt werden.427 In diesem Zusammenhang 
ist anzumerken, dass im Rahmen der Ermittlung eines Fremdvergleichspreises – obwohl 
sowohl der Wegzugs- als auch der Zuzugsstaat dieselben Verrechnungspreisgrundsätze zur 
Anwendung bringen – ein Risiko besteht, dass die beiden Staat nicht zum selben 
Fremdvergleichspreis gelangen. Dieser Umstand resultiert aus der Tatsache, dass die 
OECD-Verrechnungspreisgrundsätze im Rahmen der Ermittlung des Fremdvergleichs-
wertes einen hohen Grad an Flexibilität gewährleisten und nicht bloß ein korrekter 
Fremdvergleichswert existiert sondern vielmehr eine Bandbreite davon.428 Insofern der in 
Österreich als Wegzugsstaat im Rahmen des § 6 Z 6 EStG angesetzte Fremdvergleichswert 
auch aus Sicht des Zuzugsstaates innerhalb seiner Fremdüblichkeitsbandbreite liegt, 
müsste dieser auf Basis von Art 7 bzw. Art 9 OECD-MA tatsächlich dazu verpflichtet sein, 
diesen auch für seine innerstaatlichen Besteuerungszwecke zu übernehmen. Liegt der 
österreichische Fremdvergleichswert aus Sicht des Zuzugsstaates jedoch außerhalb seiner 
Fremdüblichkeitsbandbreite, so ist er abkommensrechtlich zu einer Primärkorrektur 
berechtigt, womit ein Doppelbesteuerungsrisiko verbunden ist (weitere Anmerkungen 
siehe unter Kapitel 7.1.6.4.).    
Im obigen Zusammenhang stellt sich u.a. die Frage, inwieweit der Fremdvergleichswert 
nach § 6 Z 6 EStG vom steuerlichen Konzept des gemeinen Wertes oder des Teilwertes 
abweicht. 
4.2.5.2 Fremdvergleichswert vs. gemeiner Wert 
Der gemeine Wert wird im EStG nicht gesondert definiert. Folglich ist das BewG zur 
Begriffsbestimmung heranzuziehen. Gem § 10 Abs 2 BewG stellt der gemeine Wert jenen 
Preis dar, welcher im gewöhnlichen Geschäftsverkehr nach der Beschaffenheit des 
Wirtschaftsgutes bei einer Veräußerung erzielbar wäre. Dabei sind zwar prinzipiell alle 
Umstände die den Preis beeinflussen nicht jedoch ungewöhnliche oder persönliche 
Verhältnisse einschließlich Verfügungsbeschränkungen (z.B. eine Notsituation beim 
Verkäufer) zu berücksichtigen.429 Dieser letzte Detailaspekt unterscheidet den gemeinen 
Wert vom Fremdvergleichswert, da bei Ermittlung des Fremdvergleichswertes 
ungewöhnliche und persönliche Verhältnisse jedenfalls mit berücksichtigt werden müssen. 
Der gemeine Wert kann daher in Ausnahmefällen vom Fremdvergleichswert abweichen. In 
den meisten Fällen werden jedoch beide Werte ident bzw. Unterschiede schwer 
auszumachen sein.430 
                                                 
427 Vgl. Rz 2511 EStR 2000. 
428 Vgl. Rz 49, 66 VPR 2010. 
429 Vgl. Gassner, Die verdeckte Einlage in Kapitalgesellschaften, 2004, 47; ebenso Laudacher, in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EstG², § 
6 Rz 48ff. mwH 
430 Vgl. Toifl, in Verrechnungspreise und Wohnsitzwechsel im österreichischen Steuerrecht, Leitner/Dannecker (Hrsg), Finanzstrafrecht 
2003, 2004, 141, FN 84.  
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4.2.5.3 Fremdvergleichswert vs. Teilwert 
Als Teilwert iSd § 6 Z 4 und Z 5 EStG wird jener Wert verstanden, welcher ein Käufer des 
ganzen Betriebes im Rahmen des Gesamtkaufpreises – bei unterstellter 
Fortführungsabsicht („going-concern“) – für das einzelne Wirtschaftsgut ansetzen würde. 
Die Bedeutung des einzelnen Wirtschaftsgutes für das Funktionieren des Gesamtbetriebes 
ist daher für seinen Teilwert maßgeblich.431 Der Teilwert ist ein objektiver Wert, bei dem 
subjektive Umstände bzw. persönliche Verhältnisse unmaßgeblich sind. Er beruht auf der 
allgemeinen Verkehrsauffassung, wie sie in der Marktlage am jeweiligen Stichtag ihren 
Ausdruck findet.432 Er soll weiters die individuellen Verhältnisse des jeweiligen Betriebes, 
zu den das Wirtschaftsgut gehört, widerspiegeln und muss mit den objektiv nachweisbaren 
Verhältnissen des jeweiligen Betriebes im Einklang stehen.433   
Der für § 6 Z 6 EStG relevante Fremdvergleichswert/-preis hingegen ist, wie bereits o.a., 
ein Wert, der im Falle einer Lieferung des Wirtschaftsgutes an einen vom Steuerpflichtigen 
völlig unabhängigen Betrieb abgesetzt würde. Er stellt also einen fiktiven Absatzpreis dar, 
der von Handelsstufe und konkreter Marktsituation des Liefernden abhängt.434 Er steht 
daher – im Unterschied zum Teilwert – in keinster Weise in Bezug zum restlichen Betrieb.  
Im Falle von Anlagevermögen entspricht der Teilwert den – im Falle von abnutzbarem 
Anlagevermögen um die laufende Absetzung für Abnutzung reduzierten – Anschaffungs- 
bzw. Herstellungskosten.435 Er ist in der Regel höher als der Fremdvergleichswert 
(Einzelverkaufspreis) und liegt lt. VwGH436 selbst im ungünstigsten Fall nicht darunter. 
Der Grund hierfür ist in der vom betrieblichen Zusammenhang ausgehenden 
Wertsteigerung zu sehen.  
Beim Umlaufvermögen ist der Teilwert hinsichtlich der dem Betrieb nicht dauernd 
dienenden Wirtschaftsgüter mit den Wiederbeschaffungskosten anzusetzen. Der 
Fremdvergleichswert (Einzelveräußerungspreis) liegt hier – da einem fiktiven 
Betriebserwerber ein Erwerb des Umlaufvermögens unter dem aktuellen Marktpreis 
unterstellt werden muss – in der Regel über dem Teilwert.437 
Aufgrund der unterschiedlichen Definitionen von Teil- und Fremdvergleichswert wird es 
oftmals dazu kommen, dass der Fremdvergleichswert eines Wirtschaftsguts vom Teilwert 
desselben signifikant abweicht und eine innerstaatliche (§ 6 Z 4 EStG) im Vergleich zu 
einer grenzüberschreitenden  Entnahmebesteuerung (§ 6 Z 6 EStG) zu unterschiedlichen 
                                                 
431 Vgl. für viele Laudacher, in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EstG², § 6 Rz 37ff. mwH; Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 1993, § 6 
Rz 84ff.; ebenso Rz 2230 ff. EStR 2000. 
432 Vgl. VwGH 28.4.1994, 93/16/0186; VwGH 9.9.2004, 2001/15/0073; VwGH 5.7.2004, 2000/14/0174.  
433 Vgl. BFH 29.11.1960, BStBl III 1961, 154. 
434 Vgl. Gassner, Verdeckte Einlage, 2004, 47; Lechner, in Steuerbilanzreform und Verfassungsrecht, 1991, 223; Rédei, Grenz-
überschreitende Leistungsbeziehungen zwischen Betrieben, RdW 2005, 247. 
435 Vgl. Rz 2232ff. sowie Rz 5926 EStR 2000; sog. „vereinfachte Bewertung“ welche bei Überführung zwischen inländischen Betrieben 
desselben Steuerpflichtigen (trotz engem Betriebsbegriff) faktisch eine Buchwertfortführung ermöglicht; siehe dazu Kauba, 
Überführung von Wirtschaftsgütern bei Personengesellschaften/Keine Realisierung, wenn die Verschiebung von stillen Reserven 
ausgeschlossen ist – finaler Betriebsbegriff?, in Beiser/Kirchmayr/Mayr/Zorn (Hrsg), Ertragsteuern in Wissenschaft und Praxis – FS 
Werner Doralt, 2007, 129.  
436 Vgl. VwGH 11.6.1991, 90/14/0175; ebenso Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 1993, § 6 Rz 90 lit b; Mayr, in Doralt (Hrsg), 
EStG14, 2010, ad § 6 Rz 380. AA Lechner in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 399, Rz 359 welcher einen idR den 
Teilwert übersteigenden Einzelveräußerungspreis bei AV unterstellt. 
437 Vgl. Rz 2252 EStR 2000 unter Hinweis auf VwGH 11.11.1953, 3182/52. 
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Ergebnissen führt.438 Von großen Teilen des Schrifttums439 wurde dieser systematische 
Unterschied beim Bewertungsmaßstab von innerstaatlichen vs. grenzüberschreitenden 
Entnahmen (Wirtschaftsgutüberführungen) – da grenzüberschreitende 
Wirtschaftsgutüberführungen so potenziell benachteiligt würden – als unionsrechtlich 
denkwürdig eingestuft. Unter Berücksichtigung der jüngsten EuGH-Judikatur (Rs SGI) 
scheint diese Differenzierung jedoch unionsrechtskonform zu sein. Im Detail dazu siehe 
Kapitel 8.2.2.4.  
4.2.5.4 Relevanz OECD-MK/TP-Richtlinien 
§ 6 Z 6 EStG wird aufgrund der Heranziehung des Fremdvergleichspreises von der 
österreichischen Finanzverwaltung als jene Norm gewertet, welche innerstaatlich die 
abkommensrechtlich erforderliche Umsetzung des Fremdverhaltensgrundsatzes 
sicherstellt.440 Die OECD-Verrechnungspreisgrundsätze wären somit nicht nur als 
abkommensbezogenes Auslegungsinstrument für Art 7 und Art 9 OECD-MA, sondern 
auch für die Auslegung des innerstaatlichen Fremdverhaltensgrundsatzes iSd § 6 Z 6 EStG 
bei konzerninternen Leistungsbeziehungen zwischen verbundenen Gesellschaften bzw. in- 
und ausländischen Unternehmensteilen heranzuziehen.441 Demnach sind die Methoden der 
OECD-Verrechnungspreisrichtlinien (Preisvergleichsmethode, Widerverkaufspreis-
methode, Kostenaufschlagsmethode, etc.) zur Ermittlung des Fremdvergleichswertes von 
Wirtschaftsgütern und sonstigen Leistungen auch im Rahmen der Anwendung des § 6 Z 6 
EStG hilfsweise heranzuziehen.442  
Die o.a. Heranziehung des OECD-MK und der OECD-Transferpreisrichtlinien wird von 
Teilen des Schrifttums als kritisch beurteilt da auf diesem Wege Inhaltsgleichheit (originär 
innerstaatliches Abgabenrecht mit Abkommensrecht) unterstellt wird und darüber hinaus 
die laufenden Änderungen des OECD-MK und der Transferpreisrichtlinien direkt auf das 
innerstaatliche Recht durchschlagen würden.443 In diesem Zusammenhang ist darauf 
hinzuweisen, dass nach Meinung der österreichischen Finanzverwaltung laufende 
Revisionen des OECD-MK auch für bereits davor abgeschlossene 
Doppelbesteuerungsabkommen von Bedeutung sind. Dies soll allerdings nur insoweit 
gelten als der revidierte Kommentar bzw. die von ihm kommentierte Bestimmung des 
OECD-MA – unter Beachtung des Gesamtzusammenhanges der jeweiligen 
Abkommensbestimmung – mit dem Wortlaut des jeweiligen DBA zumindest sinngemäß 
übereinstimmt.444 Auch die laufend überarbeiteten und ergänzten OECD-
                                                 
438 Vgl. Lechner in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 399, Rz 359. 
439 Vgl. ders in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 400; ders, in FS Loukota, 2005, 301; Rédei, RdW 2005, 248f; 
Obermair/Weninger, FJ 2005, 151; Zorn, in Hofstätter/Reichel (Hrsg), Kommentar EStG, 41. Lfg März 2008, § 6 Rz 41; aA 
Atzmüller/Herzog/Mayr, RdW 2004, 624; Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG14, 2010, ad § 6 Rz 380. 
440 Vgl. Loukota/Jirousek, § 6 Z 6 EStG und der „AOA“, ÖStZ 2007, 137; Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG14, 2010, ad § 6 Rz 380 mwH; 
Rz 14 VPR 2010. 
441 Vgl. Rz 15 VPR 2010; Rz 2511 EStR 2000; ebenso UFS 14.03.2005, RV/2154-L/02.  
442 Vgl. Rz 20ff VPR 2010; UFS 14.03.2005, RV/2154-L/02; Kuschil/Loukota, ÖStZ 2005/577; Steiner, „Betriebsunfall“ beim Business 
Restructuring?, in Hack/Polster-Grüll/Pernegger/Zöchling (Hrsg), Internationale Steuer-Fallstudien, 2011, 387.  
443 Vgl. Quantschnigg/Trenkwalder,  FS Wolfgang Nolz, 177; aA Laudacher, in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EstG², § 6 Rz 151. 
444 Vgl. Rz 2512 EStR 2000. 
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Verrechnungspreisrichtlinien für multinationale Unternehmungen und Steuerverwaltungen 
sind in diesem Zusammenhang zu berücksichtigen.445  
Hinsichtlich der erwähnten Kritik ist anzumerken, dass den OECD-MK und die OECD-
Transferpreisrichtlinien grundsätzlich keine normative Bedeutung zukommt und deren 
Änderungen daher auch nicht direkt auf § 6 Z 6 EStG durchschlagen sollten. Wird 
allerdings der Wortlaut und die Zielsetzung von § 6 Z 6 EStG mit jenem von Art 7 und Art 
9 OECD-MA verglichen, so wird dem OECD-MK und den OECD-Transferpreis-
richtlinien im Zuge der Interpretation des Begriffs des Fremdvergleichswertes – insofern 
sich nichts Gegenteiliges aus den Materialien und der innerstaatlichen Rechtsprechung zu 
§ 6 Z 6 EStG ergibt – eine wohl zumindest indikative Bedeutung zugesprochen werden 
können.446  
4.2.6 Die Rechtsfolgen des § 6 Z 6 EStG im Detail 
Wie bereit einleitend zu Kapitel 4.2.2. erläutert, unterliegen folgende Transaktionen – 
vorausgesetzt die Überführung von Wirtschaftsgütern bzw. die Erbringung von sonstigen 
Leistungen erfolgt zwischen betrieblichen Einheiten mit einer qualifizierten 
Nahebeziehung – gem. § 6 Z 6 lit a EStG der betrieblichen Wegzugsbesteuerung: 
? Überführung von Wirtschaftsgütern eines im Inland gelegenen Betriebes oder einer 
inländischen Betriebsstätte ins Ausland in einen anderen Betrieb oder in eine 
andere Betriebsstätte, 
? Verlegung eines im Inland gelegenen Betriebes oder einer inländischen 
Betriebsstätte ins Ausland und die 
? Erbringung von sonstigen Leistungen durch inländische Betriebe oder 
Betriebsstätten an ausländische Betriebe oder Betriebsstätten. 
Die o.a. Tatbestände können ablaufsystematisch in folgende drei Wegzugs-Kategorien 
eingeteilt werden: 
? Leistungen447 zwischen in- und ausländischen Betriebsstätten (BS) eines 
einheitlichen Betriebes, 
? Leistungen zwischen in- und ausländischen Betrieben und 
? Leistungen zwischen verbundenen Unternehmen. 
Während im Rahmen der ersten Gruppe Wirtschaftsgüter und sonstige Leistungen 
innerhalb eines einheitlichen Betriebes überführt bzw. erbracht werden, passiert dies im 
Rahmen der zweiten Gruppe zwischen unterschiedlichen Betrieben. Im Rahmen der dritten 
Untergruppe erfolgt eine Wirtschaftsgutüberführung bzw. eine Leistungserbringung 
                                                 
445 Vgl. Rz 2513 EStR 2000; UFS 14.03.2005, RV/2154-L/02. Zur „dynamischen Interpretation“ der Verrechnungspreisrichtlinien siehe 
auch Rz 15 VPR 2010. 
446 Vgl. Laudacher, in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EstG², § 6 Rz 151; ebenso Rz 15 VPR 2010. 
447 Unter den Begriff „Leistungen“ werden in weiterer Folge Wirtschaftsgutüberführungen als auch sonstige Leistungen subsumiert. 
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zwischen rechtlich selbstständigen Personen bzw. verschiedenen Steuersubjekten. Im 
Folgenden soll im Detail auf die drei o.a. Untergruppen eingegangen werden. 
4.2.6.1 Leistungen zwischen den BS eines einheitlichen Betriebes 
4.2.6.1.1 Leistungen zwischen inländischen BS 
Der Betrieb448 stellt nach innerstaatlichem Steuerrecht die kleinste 
Gewinnermittlungseinheit dar. Folglich ist – unabhängig davon ob ein Betrieb in mehrere 
Betriebsstätten bzw. Teilbetriebe unterteilt werden kann – der Gewinn pro Betrieb 
einheitlich zu ermitteln.449 Kommt es daher zu einer bloß „betriebsinternen“ 
Wirtschaftsgutüberführung (z.B. zwischen unterschiedlichen Betriebsstätten oder 
Teilbetrieben eines einheitlichen Betriebes) oder zu einer betriebsinternen (Dienst-) 
Leistungserbringung, liegt nach den allgemeinen Grundlagen des EStG kein 
steuerwirksamer Vorgang vor.450  
4.2.6.1.2 Leistungen einer inländischen BS an eine ausländische BS 
Im obigen Zusammenhang ist zu beachten, dass die Verpflichtung zur einheitlichen 
Gewinnermittlung unabhängig davon gilt, ob einzelne Teile eines Gesamtbetriebes 
(Betriebsstätte, Teilbetrieb) im In- oder Ausland liegen.451 Nach den allgemeinen 
Grundsätzen des österreichischen Steuerrechts könnten daher einzelne Wirtschaftsgüter, 
ganze Betriebsstätten oder sogar Teilbetriebe grenzüberschreitend ohne ertragsteuerliche 
Wirkung überführt bzw. Leistungen erbracht werden, vorausgesetzt die Überführung bzw. 
Leistungserbringung würde lediglich betriebsintern erfolgen.452 Da aus der Sicht des 
österreichischen Gesetzgebers damit ein ungewollter Verlust des österreichischen 
Besteuerungsrechtes hinsichtlich der überführten Wirtschaftsgüter und bezogen auf das bis 
zum Wegzug aufgebaute Steuersubstrat verbunden wäre, sollen derartige 
grenzüberschreitende, betriebsinterne Wirtschaftsgut-, Teilbetriebs- und 
Betriebsüberführungen bzw. Leistungserbringungen (iSd Erbringung sonstiger Leistungen) 
über § 6 Z 6 li a EStG als „lex specialis“ einer Wegzugsbesteuerung unterzogen werden. 
Kommt es daher zur Verwirklichung des obigen Tatbestandes, so bedeutet dies, dass – 
obwohl die Leistung bloß „betriebsintern“ erbracht wurde – die in die ausländische 
Betriebsstätte überführten Wirtschaftsgüter und die an diese erbrachten sonstigen 
(Dienst)Leistungen gem. § 6 Z 6 lit a EStG im Inland mit dem Wert anzusetzen sind, die 
im Falle einer Lieferung an einen vom österreichischen Steuerpflichtigen völlig 
unabhängigen Betrieb angesetzt worden wären (d.h. mit dem Fremdvergleichswert bzw. 
Einzelveräußerungspreis).453 Es kommt somit aufgrund der betriebsinternen Überführung 
bzw. Leistungserbringung zu einer Realisierung und Besteuerung der im 
Wegzugszeitpunkt in den transferierten Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen Reserven 
sowie des leistungsbedingt zugehenden vermögenswerten Vorteils in Österreich. Liegen 
                                                 
448 Zur Definition des Betriebsbegriffs siehe Kapitel 4.1.1. 
449 Vgl. VwGH 5.2.1974, 1511/73; VwGH 29.9.1961, 1753/60. 
450 Vgl. Lechner, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 300. 
451 Vgl. Marschner in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EStG², 2009, § 4 Rz 4 und Rz 6 mwH.   
452 Vgl. Lechner in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 394, Rz 355. 
453 Vgl. Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 380. 
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keine positiven stillen Reserven sondern stille Lasten vor (da der Fremdvergleichswert 
geringer ist als der Buchwert), so stellen diese bei der inländischen Betriebsstätte 
abzugsfähige Aufwendungen dar.454   
Im Falle der Wirtschaftsgutüberführung innerhalb der EU bzw. des EWR (bei umfassender 
Amts- und Vollstreckungshilfe) kann die Besteuerung auf Antrag aufgeschoben werden. 
Im Falle der Erbringung einer sonstigen Leistung steht hingegen die Möglichkeit des 
Besteuerungsaufschubes nicht zur Verfügung. 
4.2.6.1.3 Leistungen einer ausländischen BS an eine inländische BS 
Die Überführung von Wirtschaftsgütern oder die Verlegung von Betrieben bzw. BS aus 
dem Aus- ins Inland (sog. „Zuzug“ nach Österreich) ist unter § 6 Z 6 lit c EStG 
spiegelbildlich zum Wegzug geregelt. Werden folglich Wirtschaftsgüter, BS oder Betriebe 
ins Inland überführt bzw. verlagert, so gilt dessen Fremdvergleichswert im Zeitpunkt des 
Zuzugs als Buchwert/Anschaffungskosten und lediglich die Wertveränderungen ab diesem 
Moment unterliegen dem österreichischen Besteuerungsregime. § 6 Z 6 lit c EStG knüpft 
dabei nicht an eine tatsächliche Steuerverstrickung im Inland an (wobei im Zuzugsfall mit 
einer permanenten körperlichen Überführung idR wohl auch eine Steuerverstrickung im 
Inland verbunden ist). Die Neubewertung erfolgt unabhängig davon, ob der Wegzugsstaat 
die in den überführten Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen Reserven tatsächlich der 
Besteuerung unterworfen hat oder nicht.  
Wird durch den Zuzug lediglich ein Wegzug innerhalb von 10 Jahren455 wieder 
„rückgängig“ gemacht und wurde im Rahmen des Wegzugs ein Besteuerungsaufschub 
gewährt, so sind die fortgeschriebenen Buchwerte (vor Überführung bzw. Verlegung) der 
fraglichen Wirtschaftsgüter maßgeblich. Weist der Steuerpflichtige bei späterer 
steuerpflichtiger Realisierung nach, dass Wertsteigerungen (zwischen Weg- und Zuzug) im 
übrigen EU/EWR-Raum eingetreten sind, so unterliegt er insoweit nicht der 
Österreichischen Besteuerung.  
Obige Systematik gilt sinngemäß auch im Zusammenhang mit der Erbringung von 
sonstigen Leistungen (z.B. administrative Dienstleistungen, Gebrauchsüberlassung, 
Finanzierung) seitens einer ausländischen BS an eine inländische BS. Dies falls ist auf 
Ebene der inländischen BS eine fiktive Betriebsausgabe in Höhe eines 
Fremdvergleichswertes anzusetzen.456 Diese Korrektur erfolgt ebenfalls unabhängig davon, 
ob der ausländische BS-Staat seinerseits eine fiktive Betriebseinnahme unterstellt und 
versteuert oder nicht.  
Im Schrifttum457 wurde für Zuzugsvorgänge aus BS-Staaten, hinsichtlich welcher 
Österreich im Rahmen einer unbeschränkten Steuerpflicht bereits vor dem Zuzug ein 
Besteuerungsrecht zustand (da kein DBA oder ein solches mit Anrechnungsmethode für 
                                                 
454 Vgl. EAS 3231 vom 31.10.2011 (Wegzug einer natürlichen Person mit stillen Lasten).  
455 Vgl. Walter, Umgründungssteuerrecht, 2008, 178; nach Kofler kommt es auch bei späteren Zuzügen zur Buchwertfortschreibung, vgl. 
Kofler, in Keiler/Grumböck (Hrsg), EuGH-Judikatur aktuell, 2006, 711.  
456 Vgl. Lechner, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 309. 
457 Vgl. Lechner in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 397 mwH. 
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Unternehmensgewinne abgeschlossen wurde), teilweise die Position vertreten, dass diese 
im Inland zur Gewinnrealisierung ohne Aufschuboption führen. Der Transfer aus dem 
steuerhängigen Aus- ins Inland würde aus der Perspektive der ausländischen BS (dessen 
Ergebnis unter Berücksichtigung des § 6 Z 6 EStG ermittelt werden muss) als Wegzug und 
aus der Perspektive des inländischen Stammhauses als Zuzug eingestuft werden. Bei 
Einnahme dieser Sichtweise müsste im Rahmen des im Inland steuerhängigen BS-
Ergebnisses ein Wegzug versteuert werden, während dieser Steuerwirkung auf 
Stammhausebene lediglich eine über die Nutzungsdauer des Wirtschaftsgutes verteilte und 
zuzugsbedingt erhöhte Abschreibung gegenüberstünde. Diese Sichtweise unterstellt jedoch 
ein sehr breites Verständnis von „Wegzugsvorgängen“ und überdehnt mE den 
Anwendungsbereich des § 6 Z 6 EStG (siehe Kapitel 4.2.2.2.2.).    
4.2.6.2 Leistungen zwischen unterschiedlichen Betrieben 
4.2.6.2.1 Leistungen zwischen inländischen Betrieben 
Bei der Überführung von Wirtschaftsgütern oder der Erbringung von sonstigen Leistungen 
zwischen: 
? unterschiedlichen Betrieben desselben Steuerpflichtigen, oder  
? unterschiedlichen Betrieben bei denen zumindest ein Steuerpflichtiger an beiden 
Betrieben einzel- oder mitunternehmerisch beteiligt ist,  
kommt es im Inland zu einer steuerpflichtigen Entnahme iSd § 6 Z 4 EStG sowie zu einer 
nachfolgenden Einlage iSd § 6 Z 5 EStG. Im Zuge der Entnahme kommt es zu einer 
Bewertung des entnommenen Wirtschaftsgutes mit seinem Teilwert und folglich zu einer 
Besteuerung der im Wirtschaftsgut enthaltenen stillen Reserven im Zeitpunkt der Entnahme 
(verstanden als Differenz zwischen Teil- und Buchwert). Im Rahmen der nachfolgenden 
Einlage in den zweiten Betrieb wird das Wirtschaftsgut ebenfalls zu seinem Teilwert 
angesetzt, wobei dieser (aufgrund der zeitlichen Nähe) in der Regel dem Teilwert, welcher 
im Rahmen der vorgelagerten Entnahme angesetzt wurde, entspricht.458  
Daher kann festgehalten werden, dass die dauerhafte459 Überführung von einzelnen 
Wirtschaftsgütern, Betriebsstätten, Teilbetrieben oder gesamthaften Betrieben im rein 
innerstaatlichen und betriebsübergreifenden Transferfall – auch wenn die Betriebe 
steuerlich den selben Personen (Einzel- oder Mitunternehmer) zugerechnet werden – 
jedenfalls zu einer Entnahme und daher zu einer Besteuerung der in den transferierten 
betrieblichen Einheiten aufgebauten stillen Reserven führt. Dieser Effekt ist Ausfluss des 
sog. „engen Betriebsbegriffes“, auf welchen in weiterer Folge noch eingegangen werden 
soll (siehe Kapitel 4.2.7.). 
                                                 
458 Vgl. VwGH 22.9.1992, 92/14/0064; ÖStZB 1993, 133; Rédei, Grenzüberschreitende Leistungsbeziehungen zwischen Betrieben, 
RdW 2005, 247. 
459 Bei einer bloß „vorübergehenden“ Überlassung von Wirtschaftsgütern wird das wirtschaftliche Eigentum daran nicht das 
Betriebsvermögen wechseln. Folglich ist von keiner Entnahme/Einlage auszugehen. 
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Für sonstige Leistungen (Dienstleistungen), welche zwischen verschiedenen Betrieben 
erbracht werden, sind sinngemäß dieselben Vorschriften wie für 
Wirtschaftsgutüberführungen maßgeblich.460 
4.2.6.2.2 Leistungen eines inländischen Betriebes an einen ausländischen Betrieb 
Werden Leistungen (Wirtschaftsgutüberführungen bzw. sonstige Leistungen) von einem 
inländischen Betrieb an einen ausländischen Betrieb desselben Steuerpflichtigen erbracht, 
erfolgt aufgrund § 6 Z 6 lit a EStG eine Bewertung der Entnahme zum 
Fremdvergleichswert.461 Beim grenzüberschreitenden Entnahmeszenario wird folglich die 
Differenz zwischen Buchwert und Fremdvergleichswert/-preis der transferierten 
betrieblichen Einheit steuerlich erfasst (stille Reserven ertragswirksam, stille Lasten 
aufwandswirksam462). Dies stellt einen systematischen Unterschied im Vergleich zum 
innerstaatlichen Entnahmeszenario dar, im Rahmen dessen die stillen Reserven als 
Differenz zwischen Buchwert und Teilwert erfasst und besteuert werden.463   
Für die grenzüberschreitende Überführung von Wirtschaftsgütern oder die Erbringung 
sonstiger Leistungen innerhalb einer Kapitalgesellschaft ist diese Bestimmung – da 
Kapitalgesellschaften nach hL464 per se nur über einen gesamthaften Betrieb verfügen – 
irrelevant. Für Kapitalgesellschaften ist daher nur die Bestimmung hinsichtlich der 
Überführung von Wirtschaftsgütern und der Erbringung sonstiger Leistungen zwischen 
unterschiedlichen Betriebsstätten von Bedeutung.465  
4.2.6.2.3 Leistungen eines ausländischen an einen inländischen Betrieb  
Der Überführung von Wirtschaftsgütern oder Betriebsstätten von einem ausländischen 
Betrieb in einen inländischen Betrieb ist unter § 6 Z 6 lit c EStG spiegelbildlich zum 
Wegzug geregelt. Erlangt folglich der österreichische Staat durch einen Zuzugsvorgang 
das Besteuerungsrecht an den überführten Wirtschaftsgütern oder Betriebsstätten (gilt 
sinngemäß auch für sonstige Leistungen), so gilt dessen Fremdvergleichswert im Zeitpunkt 
des Zuzugs als Buchwert/Anschaffungskosten und lediglich die Wertveränderungen ab 
diesem Moment unterliegen dem österreichischen Besteuerungsregime. Somit verdrängt  
§ 6 Z 6 lit c EStG den Teilwert als gem. § 3 Z 5 EStG geltenden Bewertungsmaßstab für 
Einlagen in Betriebe, soweit die Einlage aus dem Ausland erfolgt. Die Neubewertung nach 
§ 6 Z 6 lit c EStG erfolgt unabhängig davon, ob der Wegzugsstaat die in den überführten 
Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen Reserven tatsächlich der Besteuerung unterworfen hat 
oder nicht.  
                                                 
460 Vgl. Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, § 4 Rz 60 (zu Nutzungsentnahmen und Nutzungseinlagen). 
461 Vgl. Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 380. 
462 Zur Berücksichtigung stiller Lasten iRv Wegzugsvorgängen siehe EAS 3231 vom 31.10.2011. 
463 Zu den unionsrechtlichen Bedenken siehe Kapitel 4.2.5.3. 
464 Vgl. Wiesner, Körperschaftsteuerrechtliche Einlagen und Entnahmen, in Doralt/Hassler/Kranich/Nolz/Quantschnigg (Hrsg), FS 
Bauer, 1986, 349 (351f.); Heinrich in Quantschnigg/Renner/Schellmann/Stöger (Hrsg), KStG-Kommentar13, 2009, § 7 Rz 180. 
465 Vgl. Lechner in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 400. 
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Etwaige Investitionsbegünstigungen, welche an die Anschaffung von Wirtschaftsgütern 
geknüpft sind, können – da § 6 Z 6 EStG für steuerliche Zwecke eine Veräußerung 
(Wegzug) bzw. Anschaffung (Zuzug) fingiert – in Anspruch genommen werden.466 
4.2.6.3 Leistungen zwischen verbundenen Unternehmen  
Die dritte Gruppe der unter § 6 Z 6 lit a EStG fallenden Vorgänge stellen 
Wirtschaftsgutüberführungen bzw. die Erbringung sonstiger Leistungen zwischen 
bestimmten Formen „verbundener Unternehmen“ dar. Unter die Steuerpflicht fallen gem. 
dem dritten und vierten TS des § 6 Z 6 lit a EStG Überführungen bzw. 
Leistungserbringungen zwischen rechtlich selbstständigen Unternehmen unter den 
folgenden Voraussetzungen:  
? der (österreichische) Steuerpflichtige467 ist an der ausländischen Kapitalgesellschaft 
wesentlich, d.h. zu mehr als 25 Prozent468 beteiligt, oder  
? die ausländische Kapitalgesellschaft ist am (österreichischen) Steuerpflichtigen469 
wesentlich, d.h. zu mehr als 25 Prozent beteiligt, oder  
? bei den  – in verschiedenen Staaten gelegenen – Betrieben üben dieselben Personen 
die Geschäftsleitung oder die Kontrolle aus oder haben darauf Einfluss (d.h. es 
bestehen in der „Seitenlinie“ verwandte Gesellschaften).470 
Für den o.a. Kontrolltatbestand (dritter Aufzählungspunkt) ist von Bedeutung, ob eine oder 
mehrere Personen über einen Einfluss verfügen, welcher ihnen ermöglicht zu bestimmen, 
welche Wirtschaftsgüter zu welchen Preisen zwischen den ihrerseits kontrollierten 
Unternehmen überführt werden.471 
Aufgrund des speziellen Wortlautes der Regelung sind Transaktionen zwischen Parteien 
mit folgenden Nahebeziehungen – lt. Lechner472 „unverständlicher Weise“ – nicht von § 6 
Z 6 lit a EStG erfasst: 
? ein ausländischer Einzelunternehmer ist an einer inländischen Kapitalgesellschaft 
wesentlich, d.h. zu mehr als 25 Prozent beteiligt; 
                                                 
466 Vgl. Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 386. Anders jedoch Rz 2514 EStR 2000 welche 
von einer Entnahme (Wegzug) bzw Einlage (Zuzug) ausgehen.  
467 Die Rechtsform des österreichischen Steuerpflichtigen ist irrelevant. 
468 Bei der Beurteilung ob eine 25%ige Beteiligung vorliegt sind auch mittelbare Beteiligungen in die Betrachtung mit einzubeziehen, 
zudem muss die ausländische Kapitalgesellschaft von ihrem gesellschaftsrechtlichen Aufbau her einer inländischen vergleichbar sein, 
siehe dazu Rz 2515 EStR 2000; kritisch zum Regelungsinhalt bei einem Anteil zwischen 25 und 50%  siehe Petritz, in Fraberger 
u.a.(Hrsg), Handbuch Konzernsteuerrecht, Lexis Nexis, Wien 2008, 602. 
469 Unter dem Begriff „Steuerpflichtigen“ können im gegebenen Zusammenhang nur inländische Körperschaften verstanden werden an 
welchen eine „Beteiligung“ bestehen kann (im Wesentlichen Kapitalgesellschaften und Genossenschaften), vgl Lechner, in 
Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 295; ders Grenzüberschreitende Überführung von Wirtschaftsgütern, Lang/Schuch/Staringer 
(Hrsg), GS Gassner, 2005, 402.   
470 Aus dem Zusammenhang ergibt sich, dass dabei im Wesentlichen Betriebe rechtlich selbstständiger Körperschaften gemeint sind; 
verschiedene Betriebe von Personenunternehmen werden in aller Regel bereits von den Tatbeständen der TS 1 und 2 des § 6 Z 6 lit a 
erster Satz EStG erfasst sein; vgl Lechner in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 402, FN 79. 
471 Erscheint klar iZm GF-Funktionen, ist allerdings fraglich iZm Aufsichtsratmandaten, vgl Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 
23f unter Hinweis auf Quantschnigg/Schuch.  
472 Vgl. Lechner, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 293, ebenso Lechner in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 
386, FN 14. 
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? eine ausländische Mitunternehmerschaft ist an einer inländischen 
Kapitalgesellschaft wesentlich, d.h. zu mehr als 25 Prozent beteiligt. 
Nach Mayr473 sind auch die beiden o.a. Szenarien von § 6 Z 6 EStG erfasst. Dies deshalb, 
weil unter dem dritten TS des § 6 Z 6 lit a EStG offenkundig alle Fälle spiegelbildlich 
erfasst sein sollen. In diesem Zusammenhang ist mE anzumerken, dass eine derartig weite 
Auslegung des dritten TS des § 6 Z 6 lit a EStG über dessen klaren Wortlaut hinaus 
zweifelhaft erscheint. Auch wenn der Zweck des § 6 Z 6 EStG auf eine Erfassung 
derartiger Szenarien durch dessen Besteuerungsregime hindeutet, so ist – wie seitens der 
Finanzverwaltung z.B. zur Frage der notwendigen Steuerentstrickung vertreten474 – mE 
einer am klaren Gesetzeswortlaut ausgerichteten Interpretation (und somit der 
Interpretation Lechners) der Vorrang zu geben. 
Fraglich erscheint darüber hinaus die Sinnhaftigkeit der o.a. Tatbestände zur 
Wirtschaftsgutüberführung bzw. Leistungserbringung zwischen wesentlich verbundenen 
Unternehmen, da es bereits im Rahmen der allgemeinen Bestimmungen des KStG 
(verdeckte Ausschüttung bzw. Einlage iSd §§ 8 Abs 1 und 8 Abs 2 KStG) und des EStG 
(Einlage iSd § 6 Z 14 lit b EStG) zu einer Realisierung von stillen Reserven bei 
vergleichbaren Vorgängen kommt (Details dazu siehe unter Kapitel 4.2.8.).  
4.2.6.3.1 Wirtschaftsgutüberführungen 
Kommt es zwischen bestimmten verbundenen Unternehmen (Fallgruppen siehe oben) zu 
grenzüberschreitenden Überführungen von Wirtschaftsgütern, zur (verdeckten) Einlage 
von Wirtschaftsgütern oder zu (verdeckten) Sachausschüttungen von Wirtschaftsgütern, so 
fallen diese Vorgänge unter die Bestimmungen des § 6 Z 6 EStG, welcher als 
Bewertungsmaßstab allgemein den Fremdvergleichswert vorsieht. Folglich werden die in 
den transferierten Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen Reserven als Differenz zwischen 
dem steuerlichen Buchwert und dem Fremdvergleichswert anlässlich des Transfers 
steuerwirksam realisiert. Erfolgt die Überführung z.B. im Rahmen einer Veräußerung von 
Wirtschaftsgütern zwischen verbundenen Unternehmen, so bestimmt § 6 Z 6 EStG die 
Maßgeblichkeit des Fremdvergleichswertes für die Bemessung des steuerlich relevanten 
Veräußerungsgewinnes/-verlustes beim Verkäufer bzw. der Anschaffungskosten beim 
Erwerber unabhängig davon, welcher Preis zivilrechtlich zwischen den Parteien vereinbart 
wurde. Auch im Rahmen von grenzüberschreitenden Sacheinlagen kommt es in der 
Regel475 nach Maßgabe des § 6 Z 6 EStG zur Bewertung des Tauscherlöses (Perspektive 
des Einlegenden) und der Anschaffungskosten (Perspektive der empfangenden 
Gesellschaft) mit dem Fremdvergleichswert des eingelegten Wirtschaftsgutes im Zeitpunkt 
der Einlage. Weiters kommt es im Zuge einer grenzüberschreitenden Sachausschüttung 
aufgrund von § 6 Z 6 EStG zu einer Bewertung des Wirtschaftsgutes beim empfangenden 
Gesellschafter (Anschaffungskosten)476 als auch bei der ausschüttenden Kapitalgesellschaft 
                                                 
473 Vgl. Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 385. 
474 Siehe Kapitel 4.2.2.1. 
475 Ausnahme: Einbringungen nach Art III UmgrStG. 
476 Zu diesem Ergebnis kommt es auch dadurch, weil der in Geld bestehende Ausschüttungsanspruch (Dividendenforderung) gegen den 
übertragenen Sachwert getauscht wird wobei der Ausschüttungsanspruch in Höhe des Fremdvergleichswertes des Sachwertes bewertet 
wird. 
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(Erfolgsrealisierung im Ausmaß der Differenz zum steuerlichen Buchwert)477 mit dem 
Fremdvergleichswert.    
4.2.6.3.2 Erbringung und Bezug sonstiger Leistungen 
a) Inländischer Gesellschafter erbringt Leistungen an ausländische Tochtergesellschaft  
Werden zwischen den unter § 6 Z 6 lit a EStG genannten sich nahestehenden Personen 
bzw. verbundenen Unternehmen sonstige Leistungen (z.B. Darlehensgewährungen, 
administrative Leistungen, sonstige Dienstleistungen) grenzüberschreitend ins Ausland 
erbracht und diese nicht zu Fremdvergleichswerten abgerechnet, so kommt es – gleich wie 
bei Wirtschaftsgutüberführungen – gem § 6 Z 6 lit a EStG aus österreichischer Sicht 
zwingend zu einer entsprechenden Korrektur der steuerlichen Erträge bzw. Aufwendungen 
bei der involvierten österreichischen Partei.  
Im obigen Zusammenhang ist jedoch zu beachten, dass eine derartige Korrektur 
grenzüberschreitender Verrechnungen ausschließlich aus § 6 Z 6 EStG resultiert. Die 
Erbringung sonstiger Leistungen gegen kein oder bloß ein fremdunüblich geringes Entgelt 
durch einen inländischen Gesellschafter an seine inländische Tochtergesellschaft 
(Inlandsszenario) stellt im Unterschied zum grenzüberschreitenden Szenario nach hA478 
eine steuerneutrale Nutzungseinlage dar, welche – weder auf Ebene des Gesellschafters, 
noch auf Gesellschaftsebene  – zu Besteuerungsfolgen führt. Folglich wird ein 
grenzüberschreitendes Szenario gegenüber einem Inlandsszenario systematisch 
benachteiligt.479 Diese Benachteiligung wurde im Schrifttum480 überwiegend als 
unionsrechtlich bedenklich eingestuft (siehe Anmerkungen dazu unten).  
Unabhängig davon ist mit der o.a. Systematik das praktische Problem verbunden, dass eine 
auf Ebene des inländischen Gesellschafters auf Basis von § 6 Z 6 EStG durchgeführte 
ertragswirksame Anpassung unabhängig davon durchgeführt wird, ob eine 
korrespondierende Anpassung auf Ebene der ausländischen Tochtergesellschaft durch die 
ausländischen Finanzbehörden durchgeführt wird (Risiko der Doppelbesteuerung). Dieses 
Problem stellt sich insofern, als Leistungen des inländischen Gesellschafters unentgeltlich 
erbracht werden (z.B. zinsenloses Gesellschafterdarlehen) oder seitens der ausländischen 
Tochtergesellschaft zu einem fremdunüblich geringen Preis abgegolten werden und die 
Erträge des Gesellschafters daher auf Basis von § 6 Z 6 lit a EStG für österreichische, 
ertragsteuerliche Zwecke zwingend angepasst (d.h. erhöht) werden müssen.  
Werden sonstige Leistungen des österreichischen Gesellschafters zu einem fremdunüblich 
hohen Preis seitens der ausländischen Tochtergesellschaft abgegolten, so sind die über das 
fremdübliche Entgelt hinaus bezogenen Entgeltanteile auf der Ebene des Gesellschafters 
                                                 
477 Der Vorgang entspricht einem Tausch der in Geld zu bewertenden Ausschüttungsverbindlichkeit (bewertet in Höhe des 
Fremdvergleichswertes der Sache) gegen den dafür hingegeben Sachwert womit eine automatische Aufdeckung der im Sachwert 
enthaltenen stillen Reserven verbunden ist. 
478 Zur steuerneutralen Nutzungseinlage siehe: Rz 679 KStR 2001; Rz 2605 EStR 2000; BFH GrS 26.10.1987, BStBl 1988 II 348; D. 
Aigner/H.J.-Aigner, Nutzungseinlagen in Kapitalgesellschaften, SWK 2001, 850ff.; Ressler/Stürzlinger, in Lang/Schuch/Staringer 
(Hrsg), KStG, ad § 8 Rz 37; aA Gassner, Verdeckte Einlage, 2004, 24ff. 
479 Siehe dazu Rz 680 KStR 2001 welche explizit auf die unterschiedliche Behandlung von Inlands- vs. Auslandssachverhalten hinweist.  
480 Vgl. Rödler/Kornberger, in FS Loukota, 2005, 436; Aigner/Kofler, taxlex, 2005, 9 zitiert nach Lechner in Lang/Schuch/Staringer 
(Hrsg), GS Gassner, 2005, 405; ders, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 302. 
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gem. § 6 Z 6 lit a EStG zwingend steuerfrei zu stellen bzw. über Ansatz fiktiver 
Aufwendungen zu neutralisieren (Korrektur „nach unten“).  
Dieselbe Rechtsfolge ergibt sich in der Regel auch nach der allgemeinen Bestimmung des 
§ 8 Abs 2 KStG, nach welcher der fremdunübliche Entgeltsanteil auf Ebene der 
österreichischen Muttergesellschaft als verdeckte Gewinnausschüttung zu werten ist. Diese 
ist nach Maßgabe des § 10 Abs 2 KStG steuerfrei zu stellen. Insoweit erscheint § 6 Z 6 lit a 
EStG daher als überflüssig (für den Fall der steuerfreien verdeckten Gewinnausschüttung).  
Anmerkung zur Abgrenzung von Leistungserbringung von Nutzungseinlagen:  
Im Zusammenhang mit den vorab erwähnten Szenarien (Zuwendung Vorteil durch die 
inländische Mutter- an die ausländische Tochtergesellschaft) stellt sich die Frage nach der 
möglichen Differenzierung zwischen einer (bloß) zu fremdunüblichen Konditionen durch 
den Gesellschafter erbrachten Leistung und einer grenzüberschreitenden Nutzungseinlage.  
Nach jüngster Sichtweise der österreichischen Finanzverwaltung481 muss im Rahmen des 
o.a. Szenarios unterschieden werden, ob die Tochtergesellschaft in ihrer individuellen 
wirtschaftlichen Situation fähig gewesen wäre, die fragliche Leistung von einem 
unabhängigen Dritten zu beziehen oder nicht. Falls Zweiteres der Fall wäre, so würde eine 
Leistungserbringung – auch im grenzüberschreitenden Fall – als steuerneutrale Einlage 
causa societatis gewertet werden und nicht unter das Besteuerungsregime des § 6 Z 6 
EStG fallen. Hätte die Tochtergesellschaft die Leistung prinzipiell jedoch auch von einem 
fremden Dritten und bloß zu anderen Bedingungen (z.B. ein Darlehen zu höheren Zinsen) 
erhalten, so würde der Sachverhalt unter § 6 Z 6 EStG fallen und es müsste eine Korrektur 
von eventuell fremdunüblich angesetzten Konditionen erfolgen. Dieser Zugang wird 
jedoch von Teilen des Schrifttums482 hinsichtlich seiner Deckung durch den 
Gesetzeswortlaut von § 6 Z 6 EStG kritisch hinterfragt.483 Es erscheint tatsächlich 
zweifelhaft, ob § 6 Z 6 EStG, welcher lediglich auf die Erbringung von „sonstigen 
Leistungen“ zwischen verbundenen Unternehmen Bezug nimmt, in gegebener 
Ausformulierung eine derartige Differenzierung zwischen korrekturwürdiger 
„Leistungserbringung“ und neutralen „Einlagen“ zulässt. Auch im Falle der Zuwendung 
einer seitens der Tochtergesellschaft von dritten Parteien grundsätzlich erlangbaren 
Leistung, erfolgt eine bewusste Vorteilszuwendung (z.B. ein Zinsvorteil im Rahmen einer 
Darlehensgewährung) causa societatis. Trotzdem wird dieser Fall unter § 6 Z 6 EStG 
subsumiert und eine entsprechende Korrektur vorgenommen. Der Zweck von § 6 Z 6 EStG 
liegt gerade darin, vermögenswerte Vorteilszuwendungen, welche alleine im 
Gesellschaftsverhältnis begründet sind, steuerlich zu korrigieren. Da jedoch die Erbringung 
von sonstigen Leistungen nicht den Hauptgenstand dieser Untersuchung darstellt, soll in 
weiterer Folge auf diesen Punkt nicht näher eingegangen werden.  
 
                                                 
481 Vgl. Steiner, in Daurer, SWI-Jahrestagung: Verrechnungspreise bei Übernahme von Bürgschaftsgarantien, SWI 2011, 55; ebenso Rz 
96ff VPR 2010; siehe die Stellungnahme der KWT zum Entwurf der VPR 2009 vom 15.09.2009 zu Rz 96-98. 
482 Vgl. Zorn, in Daurer, SWI 2011, 59. 
483 Dies falls würde es zB bei Stellung einer Garantie seitens des Gesellschafters zu Gunsten seiner ausländischen Tochtergesellschaft 
mit schlechter werdender Bonität der Tochter zu einem Anstieg der fremdüblichen Avalprovision kommen wobei ab einem bestimmten 
Punkt (keine Garantieerlangung durch Tochter bei fremden Dritten mehr denkbar) die Avalprovision auf Null absinkt.   
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Anmerkung zur unionsrechtlichen Qualifikation von Nutzungseinlagen:  
Der Umstand, dass von einem österreichischen Gesellschafter grenzüberschreitend an seine 
Tochtergesellschaft erbrachte Leistungen, welche mit einem fremdunüblich geringen 
Betrag abgegolten werden, auf Basis von § 6 Z 6 lit a EStG zwingend zu einer Korrektur 
der steuerlichen Erträge auf Ebene der inländischen Muttergesellschaft führt, während 
vergleichbare Inlandsszenarien als Nutzungseinlagen zu keiner steuerlichen Korrektur 
führen, wurde vom Großteil des österreichischen Schrifttums484 in der Vergangenheit als 
unionsrechtlich bedenklich eingestuft. Der EuGH scheint jedoch in seiner jüngeren 
Judikatur eine diesbezügliche Differenzierung zwischen rein innerstaatlichen und 
grenzüberschreitenden Szenarien unter bestimmten Umständen als unionsrechtlich zulässig 
zu erachten. Im Rahmen der Rs SGI485 wurde eine belgische Vorschrift, welche materiell 
der Vorschrift des § 6 Z 6 EStG sehr ähnlich ist486 und zu von reinen Inlandssachverhalten 
abweichenden steuerlichen Verrechnungspreiskorrekturen führt, vom EuGH zwar als 
diskriminierend (Verstoß gegen die Niederlassungsfreiheit iSd Art 49 AEUV)487, aber 
doch rechtfertigbar488 eingestuft. Als Rechtfertigungsgründe wurden vom EuGH – wie 
bereits im Rahmen der Rs Oy AA489 – die Kombination der Notwendigkeit der Wahrung 
einer ausgewogenen Aufteilung von Besteuerungsbefugnissen zwischen Mitgliedstaaten 
sowie das Ziel der Vermeidung von Steuerumgehung angegeben. Basierend auf den 
Ausführungen des EuGH in der Rs SGI wird vom jüngeren österreichischen Schrifttum490 
davon ausgegangen, dass die aus § 6 Z 6 EStG resultierende Ungleichbehandlung 
zwischen steuerneutraler inländischer Nutzungseinlage und steuerwirksamer 
Auslandstransaktion grundsätzlich als unionsrechtskonform eingestuft werden kann. 
Zweifelhaft in diesem Zusammenhang erscheint jedoch die Frage nach der 
Verhältnismäßigkeit des § 6 Z 6 EStG. Aus Sicht des Autors dieser Untersuchung sollte § 
6 Z 6 EStG jedenfalls um die Option ergänzt werden, eine Ergebniskorrektur im Falle der 
wirtschaftlichen Begründbarkeit der fremdunüblichen Konditionen (z.B. Gewährung eines 
zinslosen Darlehens an notleidende Tochtergesellschaften) ausnahmsweise zu unterlassen. 
Andernfalls wäre § 6 Z 6 EStG wohl als überschießend und daher unionsrechtswidrig 
einzustufen.491     
Die oben angeführte Anmerkungen gelten sinngemäß auch für die Frage nach der 
unionsrechtlichen Konformität von § 6 Z 6 EStG im Zusammenhang mit den 
unterschiedlichen Bewertungsmaßstäben hinsichtlich innerstaatlicher und 
grenzüberschreitender Einlagen (Bewertung von innerstaatlichen Einlagen zum Teilwert, 
                                                 
484 Vgl. Rödler/Kornberger, in FS Loukota, 2005, 436; Aigner/Kofler, taxlex, 2005, 9 zitiert nach Lechner in Lang/Schuch/Staringer 
(Hrsg), GS Gassner, 2005, 405; ders, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 302; Gassner, Die verdeckte Nutzungseinlage in 
Körperschaften, in König/Schwarzinger (Hrsg), Körperschaften im Steuerrecht – FS Wiesner, 2004, 119 (132). 
485 EuGH 21.1.2010, Rs C-311/08; Sociétè de Gestion Industrielle (SGI), Slg 2010, I-0000; siehe dazu Baker, Transfer PrICIng and 
Community Law: The SGI Case, Intertax, Volume 38, Issue 4, 194ff.   
486 Im Rahmen des bei der Rs SGI vorliegenden Sachverhalts führte ein grenzüberschreitend gewährtes zinsenloses 
Gesellschafterdarlehen auf Ebene der (darlehensgewährenden) SGI aufgrund einer belgischen Transferpreisvorschrift zum Ansatz 
fiktiver Zinserträge. Im Rahmen eines vergleichbaren Inlandssachverhaltes wäre es zu einer solchen Korrektur nicht gekommen.  
487 EuGH 21.1.2010, Rs C-311/08, SGI, Rz 44ff. 
488 EuGH 21.1.2010, Rs C-311/08, SGI, Rz 56ff insb Rz 69. 
489 EuGH 18.7.2007, Rs C-231/05, Oy AA, Slg 2007, I-6373, Rz 51 iVm 60. 
490 Vgl. Hohenwarter-Mayr, § 6 Z 6 EStG im Lichte des EuGH-Urteils „SGI“, RdW 2010/546, 538 (541); Moshammer, EuGH zur 
Zulässigkeit grenzüberschreitender Verrechnungspreiskorrekturen, SWI 2010, 215 (219); Zorn/Petritz in Hofstätter/Reichel (Hrsg), 
EStG46, 2010, ad § 6 Z 4 Rz 37; Marchgraber, Grenzüberschreitende Nutzungseinlagen am Prüfstand des EuGH, ecolex 2010, 390 
(391f); implizit wohl auch Beiser, Das Arm’s-Length-Prinzip ist unionsrechtskonform!, SWI 2010, 301(303). 
491 Siehe die Diskussion zur Rs SGI unter Kapitel 8.2.2.2.4. 
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Bewertung grenzüberschreitende Einlagen zum Fremdvergleichswert, siehe dazu Kapitel 
4.2.5.3.). Auch für diesen Fragenbereich ist trotz der im Rahmen der Rs SGI gewonnenen 
Erkenntnisse mE noch nicht abschließend geklärt, ob § 6 Z 6 EStG in seiner aktuellen 
Fassung als vollumfänglich unionsrechtlich unbedenklich eingestuft werden kann.492   
b) Inländische Tochtergesellschaft erbringt Leistungen an ausländischen Gesellschafter  
Erbringt eine inländische Tochtergesellschaft sonstige Leistungen an ausländische 
Gesellschafter zu fremdunüblichen Konditionen, so hat auf Basis von § 6 Z 6 lit a EStG 
zwingend eine Anpassung der auf Ebene der inländischen Tochtergesellschaft erfassten 
Aufwendungen und Erträge auf ein fremdübliches Ausmaß hin zu erfolgen. Wird folglich 
eine von der inländischen Tochtergesellschaft erbrachte Leistung seitens des 
Gesellschafters zu einem fremdunüblich geringen Preis abgegolten, so hat auf Ebene der 
österreichischen Tochtergesellschaft eine gewinnerhöhende Ergebniskorrektur zu erfolgen. 
Im gegebenen Zusammenhang wird jedoch vom Schrifttum hinterfragt, ob § 6 Z 6 lit a 
EStG zur Erreichung dieser Rechtsfolge tatsächlich erforderlich ist, da selbiges Ergebnis 
bereits auf Basis der Einstufung des fremdunüblichen Entgeltsbetrages als verdeckte 
Gewinnausschüttung iSd § 8 Abs 2 KStG erreicht wird. Insofern Entgelts- bzw. 
Aufwandsbestandteile nämlich als verdeckte Gewinnausschüttungen iSd § 8 Abs 2 KStG 
gewertet werden (Differenz zwischen tatsächlichem und fremdüblichem Entgelt), sind 
diese – unabhängig davon, ob es sich dabei um einen reinen Inlandssachverhalt handelt 
oder um ein grenzüberschreitendes Szenario – auf Ebene der österreichischen 
Tochtergesellschaft als zusätzlicher steuerwirksamer Ertrag bzw. als nicht abzugsfähiger 
Aufwand (d.h. gewinnerhöhend) anzusetzen und führen daher zur selben Rechtsfolge wie § 
6 Z 6 lit a EStG.493 
Werden sonstige Leistungen durch die Tochtergesellschaft erbracht und zu überhöhten 
Preisen an die Muttergesellschaft verrechnet, so stellt dieser vermögenswerte Vorteil eine 
auf Ebene der bereicherten Tochtergesellschaft gem. § 8 Abs 1 KStG steuerneutrale 
verdeckte Einlage dar. Somit erscheint auch dieser Anwendungsfall des § 6 Z 6 lit a EStG 
überflüssig bzw. entfaltet keine zusätzliche normative Wirkung.    
c) Ausländischer Gesellschafter erbringt Leistungen an inländische Tochtergesellschaften  
Werden zwischen den unter § 6 Z 6 lit a EStG genannten sich nahestehenden Personen 
bzw. verbundenen Unternehmen sonstige Leistungen (z.B. Darlehensgewährungen, 
administrative Leistungen, sonstige Dienstleistungen) grenzüberschreitend aus dem 
Ausland bezogen und diese nicht zu Fremdvergleichswerten abgerechnet, so kommt es 
gem. § 6 Z 6 lit c EStG aus österreichischer Sicht zwingend zu einer entsprechenden 
Korrektur der steuerlichen Erträge bzw. Aufwendungen bei der involvierten 
österreichischen Partei. Bezieht z.B. eine österreichische Tochtergesellschaft sonstige 
Leistungen zu fremdunüblich geringen Entgelten von ihrem ausländischen Gesellschafter 
(z.B. zinsenloses Darlehen), so hat aufgrund § 6 Z 6 lit c EStG auf ihrer Ebene zwingend 
eine gewinnreduzierende Korrektur über Ansatz zusätzlicher fiktiver Aufwendungen 
                                                 
492 Sinngemäß ebenso Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 203ff mwH. 
493 Folglich kommt es gem § 8 Abs 2 KStG auch bei reinen Inlandssachverhalten zu einer Gewinnrealisierung zum 
Fremdvergleichspreis; vgl. Rz 754 KStR 2001; Gassner, in Praxisfragen der Bilanzierung, 1991, 54; Ludwig, RdW, 1997, 316.  
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(fiktive Zinsaufwendungen) zu erfolgen.494 Eine derartige Korrektur würde ohne § 6 Z 6 lit 
c EStG nicht erfolgen. Die Korrektur gem. § 6 Z 6 lit c EStG erfolgt unabhängig davon, ob 
eine korrespondierende Versteuerung von fiktiven Erträgen auf Ebene des ausländischen 
Gesellschafters erfolgt. 
Kommt es im Rahmen eines Bezuges sonstiger Leistungen durch eine österreichische 
Tochtergesellschaft von ihrem ausländischen Gesellschafter zur Verrechnung 
fremdunüblich hoher Entgelte, so wird der fremdunübliche Entgeltanteil als verdeckte 
Gewinnausschüttung iSd § 8 Abs 2 KStG gewertet und ist folglich auf Ebene der 
Tochtergesellschaft als steuerlich nicht abzugsfähig einzustufen. Da sich aus § 6 Z 6 lit c 
EStG für dieses Szenario (bis auf einen etwaigen KESt-Abzug) dieselben Rechtsfolgen 
ergeben, entfaltet die Norm insoweit keine zusätzliche normative Wirkung.495    
d) Ausländische Tochtergesellschaft erbringt Leistungen an inländischen Gesellschafter  
Bezieht eine inländische Muttergesellschaft sonstige Leistungen von ihrer ausländischen 
Tochtergesellschaft, können sich folgende Besteuerungskonstellationen ergeben: 
Bezieht die österreichische Muttergesellschaft sonstige Leistungen zu fremdunüblich 
geringen Entgelten oder auch unentgeltlich von ihrer ausländischen Tochtergesellschaft 
(z.B. zinsenloses Darlehen), so hat aufgrund § 6 Z 6 lit c EStG auf ihrer Ebene – 
unabhängig davon, ob eine korrespondierende Versteuerung von fiktiven Zusatzerträgen 
auf Ebene der ausländischen Tochtergesellschaft erfolgt – zwingend eine 
gewinnreduzierende Korrektur der Aufwendungen auf ein fremdübliches Ausmaß hin über 
Ansatz zusätzlicher fiktiver Aufwendungen (fiktive Zinsaufwendungen) zu erfolgen. 
Gleichzeitig stellt der vermögenswerte Vorteil, welcher seitens der Tochtergesellschaft 
durch die fremdunübliche Leistungsverrechnung der österreichischen Muttergesellschaft 
zugewendet wird, bei dieser eine verdeckte Ausschüttung iSd § 8 Abs 2 KStG dar.496 Die 
Gewinnausschüttung ist auf Ebene der Muttergesellschaft nach Maßgabe von § 10 Abs 2 
KStG steuerpflichtig oder befreit.497 Derselbe Vorgang stellt daher auf Ebene der 
inländischen Muttergesellschaft sowohl einen über § 6 Z 6 EStG zu korrigierenden 
steuerlich abzugsfähigen Aufwand als auch einen (eventuell gem. § 10 Abs 2 KStG 
befreiten) Dividendenertrag dar.498  
Kommt es im Rahmen eines Bezuges sonstiger Leistungen durch eine österreichische 
Muttergesellschaft von ihrer ausländischen Tochtergesellschaft zur Verrechnung 
fremdunüblich hoher Entgelte, so wird der fremdunübliche Entgeltanteil als verdeckte 
Einlage iSd § 8 Abs 1 KStG gewertet. Insoweit erhöht sich auf Ebene der 
Muttergesellschaft der steuerliche Beteiligungsansatz an der Tochtergesellschaft und die 
Aufwendungen sind steuerlich als nicht abzugsfähig einzustufen. Da sich aus § 6 Z 6 lit c 
EStG für dieses Szenario prinzipiell dieselben Rechtsfolgen ergeben (Reduktion der 
                                                 
494 Vgl. Lechner, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 309 nach welchem der Gesetzgeber die damit drohende 
Doppelnichtbesteuerung offenbar bewusst in Kauf genommen hat; zustimmend Krickl/Kauba, GS Köglberger, 2008, 560, FN 63. 
495 Vgl. Lechner in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 407. 
496 Zur „paradox erscheinenden“ gleichzeitigen Qualifikation als vGA iSd § 8 Abs 2 KStG und Ansatz einer Betriebsausgabe auf Basis § 
6 Z 6 EStG siehe Lechner in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 408.   
497 Ist der Gesellschafter eine natürliche Person, so sind die verdeckten Gewinnausschüttungen auf dessen Ebene – gleich „normalen 
Gewinnausschüttungen“ – nach Maßgabe der §§ 37 Abs 8 oder 97 Abs 1 EStG tarifbegünstigt. 
498 Vgl. Lechner in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 408; ders, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 309. 
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steuerlich abzugsfähigen Aufwendungen auf ein fremdübliches Ausmaß), entfaltet die 
Norm insoweit keine zusätzliche normative Wirkung.499     
e) Zwischen Schwestergesellschaften erbrachte sonstige Leistungen 
Für zwischen Schwestergesellschaften (d.h. über „Seitenlinien“ verwandte Gesellschaften) 
erbrachte sonstige Leistungen gilt sinngemäß das oben für zwischen Mutter- und 
Tochtergesellschaften erbrachte sonstige Leistungen Gesagte.  
Erbringt eine österreichische Gesellschaft sonstige Leistungen an ausländische 
Schwestergesellschaften und werden diese nicht zu fremdüblichen Konditionen 
abgerechnet, so muss im Ausmaß des fremdunüblichen Entgeltanteiles gem. § 6 Z 6 lit a 
EStG auf Ebene der Inlandsgesellschaft zwingend ein zusätzlicher fiktiver Aufwand oder 
Ertrag angesetzt werden. Diese Korrektur erfolgt unabhängig davon, ob eine 
korrespondierende, steuerwirksame Aufwands- bzw. Ertragskorrektur bei der 
Auslandsgesellschaft vorgenommen wird. Das gleiche Ergebnis wird bereits nach 
Maßgabe der allgemeinen Regelungen zur verdeckten Einlage iSd § 8 Abs 1 KStG (Bezug 
fremdunüblich hohes Entgelt) und zur verdeckten Gewinnausschüttung (Bezug 
fremdunüblich geringes Entgelt) auf Ebene der österreichischen Schwestergesellschaft 
erzielt.500   
Bezieht eine österreichische Gesellschaft sonstige Leistungen von ausländischen 
Schwestergesellschaften und werden diese nicht zu fremdüblichen Konditionen 
abgerechnet, so muss im Ausmaß des fremdunüblichen Entgeltanteiles gem. § 6 Z 6 lit c 
EStG auf Ebene der Inlandsgesellschaft zwingend ein zusätzlicher fiktiver Aufwand oder 
Ertrag angesetzt werden. Diese Korrektur erfolgt unabhängig davon, ob eine 
korrespondierende, steuerwirksame Aufwands- bzw. Ertragskorrektur bei der 
Auslandsgesellschaft vorgenommen wird.501 Das gleiche Ergebnis wird bereits nach 
Maßgabe der allgemeinen Regelungen zur verdeckten Einlage iSd § 8 Abs 1 KStG 
(Bezahlung fremdunüblich geringes Entgelt) und zur verdeckten Gewinnausschüttung 
(Bezahlung fremdunüblich hohes Entgelt) auf Ebene der österreichischen 
Schwestergesellschaft erzielt.   
4.2.7 Exkurs: Der enge Betriebsbegriff 
Im Rahmen des engen Betriebsbegriffes wird davon ausgegangen, dass die Überführung 
von Wirtschaftsgütern zwischen inländischen Betrieben eines Steuerpflichtigen Entnahmen 
und nachträgliche Einlagen iSv § 6 Z 4 und Z 5 EStG bewirken, im Zuge dessen die in den 
Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen Reserven (als Differenz zwischen dem Buchwert 
bzw. den Anschaffungskosten und dem Teilwert502 zum Zeitpunkt des Vorganges) 
realisiert werden. Folglich wird die Überführung von Wirtschaftsgütern zwischen 
unterschiedlichen Betrieben eines Steuerpflichtigen als steuerwirksamer Vorgang 
eingestuft, unabhängig davon, ob die im Wirtschaftsgut enthaltenen stillen Reserven beim 
                                                 
499 Vgl. ders in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GSGassner, 2005, 408. 
500 Vgl. Rz 689 und Rz 776 KStR 2001. 
501 Vgl. Lechner, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 310. 
502 Vgl. Rz 2230ff. EStR 2000. 
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selben Steuerpflichtigen unverändert steuerpflichtig bleiben oder nicht. Die 
Vorgehensweise entspricht somit nicht der Systematik der Identitätstheorie503, nach 
welcher Transaktionsvorgänge solange nicht besteuert werden  sollen, als es durch sie zu 
keiner personenbezogenen Verschiebung von steuerpflichtigen stillen Reserven kommt. 
Der Gedanke des engen Betriebsbegriffes wurde vom VwGH in seiner 
Grundsatzentscheidung vom 17.12.1980, 2429/77, 3440/80 unter Bezugnahme auf eine 
historischen Variante des § 4 Abs 1 EStG504 („Entnahmen liegen vor, wenn der 
Steuerpflichtige dem Betrieb Wirtschaftsgüter für sich, seinen Haushalt oder für andere 
betriebsfremde Zwecke entnimmt“) entwickelt. Nach Meinung des VwGH stellt eine 
Entnahme von Wirtschaftsgütern – bezogen auf den jeweils dadurch entreicherten Betrieb 
und nicht auf den steuerpflichtigen Unternehmer – einen betriebsfremden und somit zu 
besteuernden Vorgang dar.505 Eine ältere Judikaturlinie des VwGH aus den 1950er 
Jahren506 zur Entnahme/Einlage – welche lediglich auf die private bzw. betriebliche 
Motivation der Entnahme seitens des Unternehmers abstellte – gibt Anlass zur 
Hinterfragung des engen Betriebsbegriffes, allerdings scheint dieser Meinungsstand durch 
o.a. Grundsatzentscheidung überholt.507        
Als richtungsweisendes(änderndes) Urteil wurde im Schrifttum508 das VwGH-Urteil vom 
19.12.2005, 2000/15/0179 aufgefasst und teilweise als eine Abkehr vom engen 
Betriebsbegriff seitens des VwGH ausgelegt. Ob das zitierte Urteil tatsächlich als Abkehr 
vom engen Betriebsbegriff seitens des VwGH ausgelegt werden kann, erscheint jedoch 
fraglich. 
Gegenstand des Urteils vom 19.12.2005 war ein Zusammenschluss gem. Art IV UmgrStG, 
im Rahmen dessen ein Einzelunternehmer seinen Hotelbetrieb auf eine 
Kommanditgesellschaft (KG) übertrug. Im Zuge dieser Übertragung behielt der 
Einzelunternehmer einige Eigentumswohnungen in seinem zivilrechtlichen Eigentum 
zurück. Die Wohnungen wurden allerdings der KG weiterhin zur betrieblichen Nutzung 
zur Verfügung gestellt und daher steuerlich als Sonderbetriebsvermögen der KG 
eingestuft. Im Gegenzug erhielt der Hotelier Gesellschaftsanteile an der KG. In Anlehnung 
an das UmgrStG509 und die UmgrStR510 wurde seitens des Steuerpflichtigen die Meinung 
vertreten, die Übertragung des Hotelbetriebes unter Zurückbehaltung der 
Eigentumswohnungen stelle einen vollständig steuerneutralen Vorgang dar, während die 
zweite Instanz (FLD Vorarlberg) die Übertragung der Eigentumswohnungen nicht vom 
                                                 
503 Die Identitätstheorie wurde aus dem Leistungsfähigkeitsprinzip abgeleitet nach welchem stille Reserven stets bei jener Person der 
Steuerpflicht unterworfen werden sollen welche sie erwirtschaftet hat, siehe dazu Petritz in Fraberger u.a.(Hrsg), Handbuch 
Konzernsteuerrecht, Lexis Nexis, Wien 2008, , S.586 unter Verweis auf Rabel, Überführung zwischen Gesellschaftsvermögen und 
Sonderbetriebsvermögen in Bertl (Hrsg), Praxis und Zukunft der Unternehmensbesteuerung, FS Heidinger, 1995, S.319f. 
504 Vgl. § 4 Abs 1 3.Satz EStG 1972 
505 Der deutsche BFH vertritt hingegen einen finalen Entnahmebegriff und damit einen weiten Betriebsbegriff, siehe dazu Doralt, VwGH 
und BFH: Formale Auslegung gegen teleologische Auslegung, RdW 2009, S.129; in Deutschland wurde der weite Betriebsbegriff sogar 
bereits positivrechtlich verankert, siehe dazu Petritz in Fraberger u.a.(Hrsg), Handbuch Konzernsteuerrecht, Lexis Nexis, Wien 2008, , 
589, FN 24. 
506 Vgl. VwGH 15.12.1951, 330/51; VwGH 26.3.1953, 205/51; VwGH 1.7.1955, 2199/53. 
507 Nach Petritz scheint diese Judikaturlinie „in Vergessenheit geraten zu sein“, siehe dazu Petritz in Fraberger u.a.(Hrsg), Handbuch 
Konzernsteuerrecht, Lexis Nexis, Wien 2008, 589. 
508 Vgl.. Petritz in Fraberger u.a.(Hrsg), Handbuch Konzernsteuerrecht, Lexis Nexis, Wien 2008, 590; Petritz, Steuerneutrales 
Überführen von Wirtschaftsgütern im Unternehmen?, taxlex 2006, 58ff.; Kauba, VwGH: Abkehr vom engen Betriebsbegriff?, RdW 
2006, 249ff. 
509 §§ 23 und 24 UmgrStG, vgl. Wundsam/Zöchling/Huber/Khun, UmgrStG³, § 24 Rz 95; Hügel/Mühllehner/Hirschler, UmgrStG, § 23 
Rz 42; Schwarzinger/Wiesner, Umgründungssteuerleitfaden², 1072ff.  
510 Vgl. Rz 1444 UmgrStR 2002. 
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Anwendungsbereich des UmgrStG umfasst sah. Im Rahmen des VwGH-Urteils wurden 
einige wichtige Aussagen und Klarstellungen zur ertragsteuerlichen Qualifikation von 
Sonderbetriebsvermögen seitens des VwGH getroffen: 
?  „…Wirtschaftsgüter im [Anm. Autor: zivilrechtlichen] Eigentum eines 
Mitunternehmers, welche dieser der Mitunternehmerschaft zur betrieblichen 
Nutzung zur Verfügung stellt, gehören zum notwendigen Betriebsvermögen der 
Mitunternehmerschaft. Wirtschaftsgüter, die dem Betrieb der Gesellschaft 
dienen, zählen somit auch dann, wenn sie nicht der Gesellschaft, sondern dem 
Gesellschafter [Anm. Autor: zivilrechtlich] gehören, zum [Anm. Autor: 
steuerlichen] Betriebsvermögen der Mitunternehmerschaft.“ 
?  „…Nur im Hinblick auf diese unterschiedliche Zuordnung hat der 
Verwaltungsgerichtshof im Erkenntnis vom 17. Jänner 1995, 94/14/0077, eine 
Gewinnrealisierung beim Wechsel eines Wirtschaftsgutes vom 
Gesellschaftsvermögen in das Sonderbetriebsvermögen als nicht rechtswidrig 
erkannt.“511  
?  „…Diese Eigentumswohnungen hat er [Anm. Autor: der Hotelier] dem Betrieb 
der genannten KG dauerhaft zur Nutzung überlassen, weshalb sie 
Sonderbetriebsvermögen darstellen. Somit hat der gesamte Betrieb des 
Beschwerdeführers in das Betriebsvermögen der Mitunternehmerschaft Eingang 
gefunden, und zwar zum Teil in das unionliche Betriebsvermögen, zum Teil in 
das Sonderbetriebsvermögen.“ 
?  „…Der Betriebsübergang stellt insgesamt eine Betriebsübertragung iSd Art. IV 
UmgrStG dar.“ 
?  „…Aus § 24 Abs 1 und 2 iVm § 16 Abs 1 UmgrStG …ergibt sich im 
Beschwerdefall, dass die Einbringung zu Buchwerten erfolgt, beim 
Einbringenden somit keine Aufdeckung der stillen Reserven Platz greift. Auch für 
die Wirtschaftgüter des eingebrachten Betriebes, die zum 
Sonderbetriebsvermögen werden, ist die in § 24 Abs 2 UmgrStG normierte 
Voraussetzung der Buchwertfortführung erfüllt, dass es bei den beteiligten 
Steuerpflichtigen durch den Vorgang der Übertragung zu keiner endgültigen 
Verschiebung der Steuerbelastung kommt.“    
Das Sonderbetriebsvermögen (zivilrechtliches Eigentum eines oder mehrerer 
Mitunternehmer bzw. Gesellschafter) und das gemeinschaftliche Betriebsvermögen einer 
Mitunternehmerschaft (zivilrechtliches Eigentum der Gesellschaft) stellen somit 
gemeinsam, einheitlich das steuerliche Betriebsvermögen der Gesellschaft dar. Dieses ist 
lediglich wegen der Unterschiede in der Zurechnung der stillen Reserven in zwei oder 
                                                 
511 Im Urteil vom 17. Jänner 1995, 94/14/0077 hatte der VwGH über die Gewinnrealisierung im Rahmen der Entnahme einer 
Liegenschaft aus dem Betriebsvermögen einer OHG zu entscheiden. Im Zuge des fraglichen Sachverhalts wurde eine Liegenschaft aus 
dem zivilrechtlichen Eigentum der OHG entnommen, auf die Gesellschafter übertragen und gleichzeitig weiterhin als 
Sonderbetriebsvermögen genutzt. Die Gesellschafter der OHG waren allerdings in einem anderen Verhältnis an der OHG (60/40) als 
nach der Entnahme an der Liegenschaft (50/50) beteiligt. Infolgedessen wäre es im Zuge einer steuerneutralen Entnahme zu einer 
Verschiebung von stillen Reserven aus der Liegenschaft zwischen den beiden Gesellschaftern der OHG gekommen. Die Überführung 
der Liegenschaft in das Sonderbetriebsvermögen der OHG wurde vom VwGH somit generell als steuerpflichtige Entnahme gewertet 
(nicht eingeschränkt auf die Quotenverschiebung).  
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mehrere Rechnungskreise geteilt.512 Zu einem Realisierungsvorgang im Rahmen der 
Verschiebung von Wirtschaftsgütern aus dem gemeinschaftlichen in das 
Sonderbetriebsvermögen und zurück kann es somit nur insofern kommen, als es im 
Rahmen der Verschiebung des zivilrechtlichen Eigentums gleichzeitig zu einer 
Verschiebung von stillen Reserven kommt. Allerdings ist in diesem Zusammenhang darauf 
hinzuweisen, dass nach der Systematik des VwGH die im zivilrechtlichen Eigentum der 
Gesellschaft befindlichen Wirtschaftsgüter (gemeinschaftliches Betriebsvermögen) und 
jene Wirtschaftsgüter, welche sich direkt im zivilrechtlichen Eigentum der Gesellschafter 
befinden, (Sonderbetriebsvermögen) eben gerade ein einheitliches steuerliches 
Betriebsvermögen im Sinne eines einheitlichen steuerlichen Betriebes darstellen. Im 
Rahmen des VwGH-Urteils vom 19.12.2005 wurde zwar auf ältere Judikatur aus dem Jahr 
1995 und auf die für die Frage der steuerpflichtigen Entnahme (im damals 
gegenständlichen Fall) alleinige Relevanz der Nichtverschiebung stiller Reserven 
verwiesen, allerdings fand im fraglichen Fall lediglich eine Übertragung vom 
zivilrechtlichen Gesellschafts- ins zivilrechtliche Gesellschaftervermögen statt (d.h. vom 
gemeinschaftlichen ins Sonderbetriebsvermögen). Aus steuerlicher Perspektive wäre 
damals das Wirtschaftsgut – vorausgesetzt es hätte keine Quotenverschiebung 
stattgefunden – eben gerade nicht aus dem steuerlichen Betriebsvermögen der OHG 
entnommen worden. Vom o.a. Verweis des VwGH im Jahr 2005 auf dieses historische 
Urteil aus dem Jahr 1995 kann somit nicht die Aussage abgeleitet werden, die 
Verschiebung von Wirtschaftsgütern zwischen unterschiedlichen Betrieben stelle nach 
Meinung des VwGH nun keinen Entnahme- bzw. Einlagevorgang mehr dar. Weiters ist 
darauf hinzuweisen, dass der VwGH im Urteil aus dem Jahr 2005 in seiner Begründung 
auf die Subsumtion des Vorganges unter Art IV abstellt und darüber die Steuerneutralität 
des Übertragungsvorganges rechtfertigt. Würde die Übertragung zwischen 
unterschiedlichen Betrieben desselben Steuerpflichtigen – vorausgesetzt es käme zu keiner 
Verschiebung von stillen Reserven (Quotenverschiebung) – nach Meinung des VwGH 
tatsächlich bereits per se keinen steuerpflichtigen Vorgang mehr darstellen, so wäre eine 
Berufung auf Art IV UmgrStG nicht mehr notwendig gewesen. Eine Aufweichung des 
engen Betriebsbegriffes wie von Petritz513, Kauba514 und Hirschler515 vertreten, kann mE – 
zumindest alleine aus dem gegenständlichen VwGH-Urteil – noch nicht abgeleitet 
werden.516    
                                                 
512 Siehe RdW 2005, 451; Taucher, Abgabenrechtliche Judikatur des VwGH, VfGH und EugH (IX/04 – VI/05), NZ 2006/2; Wiesner, 
Gewinnermittlungsfragen, RWZ 2005, 197; Huber, VwGH 19.5.2005, 2000/15/0179, GeS 2005, 394, uam. 
513 Vgl. Petritz in Fraberger u.a.(Hrsg), Handbuch Konzernsteuerrecht, Lexis Nexis, Wien 2008, , 590; Petritz, Steuerneutrales 
Überführen von Wirtschaftsgütern im Unternehmen?, taxlex 2006, 58ff. 
514 Kauba, VwGH: Abkehr vom engen Betriebsbegriff? RdW 2006, 249ff.; Kauba, in Beiser/Kirchmayr/Mayr/Zorn (Hrsg), FS Werner 
Doralt, 2007, 137; Doralt/Kauba in Doralt (Hrsg), EStG10, § 23, Rz 261/3; Kauba leitet aus dem lt. VwGH steuerneutral möglichen 
Transfer zwischen Sonderbetriebsvermögen und Gesellschaftsvermögen den steuerneutralen Transfer zwischen unterschiedlichen 
Betrieben ab. Anmerkung Autor: Nach Meinung des VwGH stellt das Sonderbetriebsvermögen (SBV) und das unionliche 
Betriebsvermögen einer Gesellschaft aus steuerlicher Perspektive aber eben ein einheitliches Betriebsvermögen dar, infolge dessen 
kommt es gerade beim Transfer zwischen SBV und gemeinschaftlichen Betriebsvermögen (Voraussetzung: keine Quotenverschiebung) 
zu keiner Übertragung von Wirtschaftsgütern zwischen unterschiedlichen steuerlichen Betriebsvermögen desselben Steuerpflichtigen. 
515 Vgl. Hirschler, Einlagen im Handels- und Steuerrecht, in Pülzl/Part (Hrsg), Steuerberatung im Synergiebereich von Praxis und 
Wissenschaft – FS Pircher, 2007, 58.  
516 Im Ergebnis wird diese Auffassung (scheinbar) auch von Doralt geteilt, siehe Doralt, VwGH und BFH: Formale Auslegung gegen 
teleologische Auslegung, RdW 2009, 129 – darin wird auf den lt VwGH nach wie vor „engen Betriebsbegriff“ hingewiesen ohne eine 
abweichende Rechtsprechungstendenz anzumerken; ebenso ablehnend Mayr, in Doralt/Mayr (Hrsg), EStG14, § 6, Rz 354. 
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4.2.8 Das Verhältnis zwischen § 6 Z 6 EStG und § 8 KStG 
Von Teilen des Schrifttums517 wird die praktische Notwendigkeit des 
Regelungstatbestandes des § 6 Z 6 EStG hinsichtlich Leistungszuwendungen zwischen 
verbundenen Unternehmen kritisch hinterfragt. Dies deshalb, weil derartige 
Vorteilszuwendungen – unabhängig davon, ob sie grenzüberschreitend stattfinden oder 
nicht518 – bereits auf Basis der allgemeinen Bestimmungen von § 6 Z 14 lit b EStG und § 8 
Abs 1 KStG (Einlagen) sowie § 8 Abs 2 KStG (verdeckte Gewinnausschüttungen) 
besteuert werden bzw. bereits diese Normen zur Realisierung der in den konzernintern 
überführten (d.h. verkauften, eingelegten, ausgeschütteten) Wirtschaftsgütern enthaltenen 
stillen Reserven führen. Selbst Wirtschaftsgutüberführungen zwischen 
Schwestergesellschaften bedürfen nicht der Wegzugsregelung des § 6 Z 6 EStG, da 
derartige Vorgänge auf Basis der o.a. Bestimmungen (d.h. über die Annahme verdeckter 
Gewinnausschüttungen bis zur gemeinsamen Muttergesellschaft und nachfolgender 
verdeckter Einlagen bis zur bereicherten Schwestergesellschaft) einer Besteuerung 
zugeführt werden können.519 
Unabhängig von der grundsätzlichen Möglichkeit die in den überführten Wirtschaftsgütern 
enthaltenen stillen Reserven zu besteuern, stellt sich die Frage, ob eine Besteuerung nach § 
6 Z 6 EStG im Vergleich zu einer solchen nach § 6 Z 14 lit b EStG iVm § 8 Abs 1 bzw. § 8 
Abs 2 KStG im Detail zu anderen Ergebnissen führt und falls dies der Fall ist, wie die 
Normenkonkurrenz aufzulösen ist.  
Hinsichtlich der unterschiedlichen Besteuerungsfolgen ist festzustellen, dass eine 
Besteuerung nach § 6 Z 6 EStG andere Bewertungsmaßstäbe aufweist als eine solche nach 
§ 6 Z 14 lit b EStG iVm § 8 Abs 1 KStG. Während § 6 Z 6 EStG Vermögenszuwendungen 
zu ihrem Fremdvergleichswert bewertet, sieht § 6 Z 14 lit b EStG iVm § 8 Abs 1 KStG 
eine Bewertung von Einlagen zum gemeinen Wert iSd § 10 Abs 2 BewG vor.520 Der 
gemeine Wert stellt jenen Preis dar, welcher im gewöhnlichen Geschäftsverkehr nach der 
Beschaffenheit des Wirtschaftsgutes bei einer Veräußerung erzielbar wäre, wobei jedoch 
ungewöhnliche oder persönliche Verhältnisse einschließlich Verfügungsbeschränkungen 
(z.B. eine Notsituation beim Verkäufer) unberücksichtigt bleiben.521 Dieser Detailaspekt 
unterscheidet den gemeinen Wert vom Fremdvergleichswert, bei dessen Ermittlung 
ungewöhnliche und persönliche Verhältnisse mitberücksichtigt werden müssen. Der 
gemeine Wert kann daher in Ausnahmefällen vom Fremdvergleichswert abweichen. In den 
meisten Fällen werden jedoch beide Werte ident bzw. Unterschiede schwer auszumachen 
sein.522 Für das hypothetische Szenario abweichender Werte ist jedoch die Frage der 
vorrangig anzuwendenden Korrekturnorm (§ 6 Z 6 EStG oder § 8 Abs 1 KStG) von 
Bedeutung. Da im Falle einer verdeckten Gewinnausschüttung iSd § 8 Abs 2 KStG lt. hL 
der Fremdvergleichswert als Bewertungsmaßstab herangezogen wird, sind in diesem 
Bereich keine abweichenden Wertmaßstäbe im Vergleich zu § 6 Z 6 EStG zu 
                                                 
517 Vgl. ders in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 404; ders, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 297. 
518 Vgl. Gassner, Die verdeckte Einlage in Kapitalgesellschaften, 2004, 50. 
519 Vgl. Rz 689 und 776 KStR 2001. 
520 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 47. 
521 Vgl. Gassner, Die verdeckte Einlage in Kapitalgesellschaften, 2004, 47. 
522 Vgl. Toifl, in Verrechnungspreise und Wohnsitzwechsel im österreichischen Steuerrecht, Leitner/Dannecker (Hrsg), Finanzstrafrecht 
2003, 2004, 141, FN 84.  
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berücksichtigen.523 Allerdings ist für den Fall der Qualifizierung als verdeckte 
Gewinnausschüttung iSd § 8 Abs 2 KStG zusätzlich von einer Verpflichtung zur Abfuhr 
von Kapitalertragsteuer auszugehen. In dieser Fragen wird im Schrifttum allerdings von 
einer Verpflichtung zur Einbehaltung von Kapitalertragsteuer unabhängig davon 
ausgegangen, ob auf Ebene der vorteilszuwendenden Körperschaft eine Korrektur auf 
Basis von § 6 Z 6 EStG oder § 8 Abs 2 KStG erfolgt. Dies deshalb, weil sich die 
Verpflichtung zur Abfuhr von Kapitalertragsteuer alleine nach § 93ff EStG und dem 
Zufluss eines Beteiligungsertrages beim Anteilseigner richtet.524 Zusammenfassend stellt 
sich daher die grundsätzliche Frage des Normenvorranges von § 6 Z 6 EStG nur 
hinsichtlich § 8 Abs 1 KStG (und nicht hinsichtlich § 8 Abs 2 KStG).   
In obigen Zusammenhang ist anzumerken, dass das österreichische Recht über das 
Verhältnis der o.a. Normen zueinander (der §§ 6 Z 14 lit b EStG, 8 Abs 1 und Abs 2 KStG 
zu § 6 Z 6 EStG) keine klaren Aussagen trifft.525 So ist fraglich, inwieweit sich die Normen 
gegenseitig in ihrem Anwendungsbereich konkurrieren bzw. ob eine der Normen die „lex 
specialis“ zur anderen Norm darstellt.  
Sowohl Wiesner526 als auch Macho/Steiner/Russ527 und Pernegger528 stufen die 
Regelungen der §§ 8 Abs 1 und 8 Abs 2 KStG als lex specialis zu § 6 Z 6 EStG in 
Körperschaftsfällen ein, welche dieser daher vorgehen. Nach Lechner hingegen verdrängt 
§ 6 Z 6 EStG als lex specialis alle anderen sonstigen Gewinnermittlungs- bzw. 
Bewertungsnormen.529 Für Gassner geht § 6 Z 6 EStG ebenfalls bei grenzüberschreitenden 
Sachverhalten den allgemeinen Regelungen des § 8 KStG vor.530 Auch für Ludwig geht § 6 
Z 6 EStG aufgrund Sinn und Zweck der Bestimmung bei grenzüberschreitenden 
Sachverhalten den Bestimmungen des § 8 KStG vor.531 Nach Zorn wird die Rechtsnatur 
von Einlagen und verdeckten Gewinnausschüttungen nach allgemeinem Steuerrecht durch 
§ 6 Z 6 EStG prinzipiell nicht geändert. Die Regelung des § 6 Z 6 EStG soll allerdings als 
„Sondernorm“ zur Sicherung des nationalen Besteuerungsanspruches die Bewertung zu 
Fremdvergleichspreisen gewährleisten. Auch er scheint daher von einer vorrangigen 
Anwendung des § 6 Z 6 EStG auszugehen.532  
                                                 
523 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 48 mwH. 
524 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 48 unter Hinweis auf Toifl, in Verrechnungspreise und Wohnsitzwechsel im 
österreichischen Steuerrecht, Leitner/Dannecker (Hrsg), Finanzstrafrecht 2003, 2004, 141. 
525 Vgl. Steinwandtner, Verrechnungspreisberichtigungen, in Schuch/Zehetner (Hrsg), Verrechnungspreisgestaltung im Internationalen 
Steuerrecht, 2001, 305 (315). 
526 Vgl. Wiesner, Verdeckte Einlagen – Verdeckte Ausschüttungen, SWK 1990, A I 369f. 
527 Vgl. Macho/Steiner/Russ; Verrechnungspreise kompakt, 2007, 43 zitiert nach Csoklich/Macho, Produktionsverlagerung und 
Ertragsteuerrecht, ÖStZ 2009/909, 443. 
528 Vgl. Pernegger, Übertragung eines Marktes an eine ausländische Schwestergesellschaft, in Hack/Polster-Grüll/Pernegger/Zöchling 
(Hrsg), Internationale Steuer-Fallstudien, 2011, 426 mwH auf Kirchmayer/Kofler, RdW 2008, 683; kritisch dazu Matzka, in 
Internationale Steuer-Fallstudien, 2011, 436. 
529 Vgl. Lechner, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 309; ders, Die Bewertung von Einlagen und Entnahmen und verwandten 
Tatbeständen aus der Sicht des Gleichheitsgrundsatzes, in Gassner/Lechner (Hrsg) Steuerbilanzreform und Verfassungsrecht, 1991, 213. 
530 Vgl. Gassner, Einlagen, Entnahmen und verwandt Tatbestände im Bilanzrecht, SWK 1990, A I 393, ders, Die Bewertung von 
Einlagen und Entnahmen und verwandten Tatbeständen aus der Sicht des Gleichheitsgrundsatzes, in Gassner/Lechner (Hrsg) 
Steuerbilanzreform und Verfassungsrecht, 1991, 203. 
531 Vgl. Ludwig, Berichtigung von Verrechnungspreisen nach innerstaatlichem Recht, RdW 1997, 315f; wohl ebenso Bernegger, 
Nutzungsvereinbarungen an immateriellen Wirtschaftsgütern, in Hack/Polster-Grüll/Pernegger/Zöchling (Hrsg) Internationale Steuer-
Fallstudien, 2011, 477. 
532 Vgl. Zorn, Hofstätter/Reichel, Die Einkommensteuer, 41. Lfg März 2008, ad § 6 Rz 4, 19. 
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Nach Toifl533 und Stürzlinger534 ist eine Auflösung der Normenkonkurrenz in o.a. Sinne 
nicht möglich. Toifl folgert aus diesem Umstand, dass die beiden Regelungssysteme 
nebeneinander anzuwenden sind und plädiert schließlich dafür, Primärberichtigungen im 
grenzüberschreitenden Bereich auf Basis von § 6 Z 6 EStG vorzunehmen (aufgrund der 
Bezugnahme auf grenzüberschreitende Leistungen). Sekundärberichtigungen sind nach den 
allgemeinen Bestimmungen über verdeckte Ausschüttungen und verdeckte Einlagen 
vorzunehmen.535 Auch bei einer Primärberichtigung auf Ebene der grenzüberschreitend 
zuwendenden Körperschaft auf Basis von § 6 Z 6 EStG kann im Rahmen einer 
Sekundärberichtigung auf Gesellschafterebene ein Beteiligungsertrag zufließen, womit die 
Verpflichtung zum Kapitalertragsteuerabzug verbunden ist.536 Diesen Standpunkt scheint 
auch die österreichische Finanzverwaltung zu vertreten.537    
Kauba/Krickl erkennen keine tatbestandliche Identität der beiden gesetzlichen 
Anpassungsmechanismen und grenzen das Regime von § 6 Z 6 EStG insofern gegen die 
allgemeinen Regelungen zur Einlage und verdeckten Gewinnausschüttung (§ 6 Z 14 lit b 
EStG iVm § 8 Abs 1 und Abs 2 KStG) ab, als letztere nur bei Vorliegen eines subjektiven 
Merkmals zur Anwendung gelangen sollen. § 6 Z 6 EStG hingegen erfordere kein 
subjektives Merkmal.538 Auch Bernegger und Pröll/Schwaiger vertreten diese Sichtweise 
und unterstellen § 6 Z 6 EStG – im Gegensatz zur verdeckten Gewinnausschüttung bzw. 
Einlage – eine fehlende Vorteilsgewährungsabsicht und diesbezüglich daher einen 
weiteren Regelungsbereich.539 Nach dieser Sichtweise würde es folglich nur dann zu einer 
Anpassung eines nicht fremdüblich abgegoltenen Leistungstransfers auf Basis von § 6 Z 6 
EStG und den allgemeinen Regelungen des EStG bzw. KStG (§ 6 Z 14 lit b EStG iVm § 8 
Abs 1 und Abs 2 KStG) kommen, wenn der Vermögenstransfer von einem klaren 
Bereicherungswillen (subjektive Zuwendungsabsicht) getragen ist. Dieses 
Abgrenzungskriterium erscheint jedoch – da Teile des Schrifttums540 auch § 6 Z 6 EStG 
ein ungeschriebenes Tatbestandsmerkmal „Vorteilsgewährungsabsicht“ unterstellen – mE 
fragwürdig.  
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass jener Teil der Regelung des § 6 Z 6 
EStG, welcher auf die Wirtschaftsgutüberführung zwischen verbundenen Unternehmen 
abstellt, von Teilen des Schrifttums541 – insbesondere bei Vorliegen von 
Vorteilsgewährungsabsicht – als entbehrlich eingestuft wird. Ihm kommt in Fällen, welche 
                                                 
533 Vgl. Toifl, in Verrechnungspreise und Wohnsitzwechsel im österreichischen Steuerrecht, Leitner/Dannecker (Hrsg), Finanzstrafrecht 
2003, 2004, 140; ders, Finanzstrafrechtliche Grenzen der internationalen Steuerplanung, in Jirousek/Lang (Hrsg), FS Loukota, 2005, 
552. 
534 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 50. 
535 Vgl. Toifl, Finanzstrafrechtliche Grenzen der internationalen Steuerplanung, in Jirousek/Lang (Hrsg), FS Loukota, 2005, 552ff. 
536 Vgl. ders in Verrechnungspreise und Wohnsitzwechsel im österreichischen Steuerrecht, Leitner/Dannecker (Hrsg), Finanzstrafrecht 
2003, 2004, 140f; ders, Finanzstrafrechtliche Grenzen der internationalen Steuerplanung, in Jirousek/Lang (Hrsg), FS Loukota, 2005, 
552f. 
537 Vgl. VPR Rz 326ff; EAS 3009 vom 22.10.2008. 
538 Vgl. Krickl/Kauba, GS Köglberger, 2008, 556. 
539 Vgl. Pröll/Schwaiger, Der „Geschäftsführerwert“ bei grenzüberschreitenden Transaktionen aus österreichischer Sicht, SWI 2009, 536 
(538ff) und Bernegger, Nutzungsvereinbarungen an immateriellen Wirtschaftsgütern, in Hack/Polster-Grüll/Pernegger/Zöchling (Hrsg) 
Internationale Steuer-Fallstudien, 2011, 487. 
540 Nach Zorn und Gassner erfordert auch § 6 Z 6 EStG das Vorliegen einer subjektiven Zuwendungsabsicht, vgl Zorn in 
Hofstätter/Reichel, EStG, Lfg 41, März 2008, § 6 Z 6 EStG Rz 8 unter Verweis auf Gassner, Die verdeckte Einlage in 
Kapitalgesellschaften, 2004, 59. Bei Einnahme dieser Sichtweise kann dieses Kriterium daher nicht als „Abgrenzungsmerkmal“ 
herangezogen werden. 
541 Vgl. Lechner, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 296, ebenso Lechner in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 
404; zur „nicht optimalen Abstimmung“ des § 6 Z 6 EStG mit dem Körperschaftsteuersystem siehe Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG 
Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 394g. 
  132
gleichzeitig unter § 6 Z 14 lit b EStG iVm § 8 Abs 1 bzw. Abs 2 KStG subsumiert werden, 
lediglich eine klarstellende und die allgemeinen Grundsätze bekräftigende Bedeutung aber 
keine eigenständige normative Wirkung zu. Von anderen Teilen des Schrifttums wird – bei 
angenommen gleicher Steuerwirkung der beiden Regelungskreise – eine alternative 
Anspruchskonkurrenz und ein Wahlrecht des Steuerpflichtigen bezüglich der 
anzuwendenden Steuerregelung erkannt. 542 
Abschließend muss zu diesem Thema festgehalten werden, dass die Konkurrenz zwischen 
§ 6 Z 6 EStG und § 6 Z 14 lit b EStG iVm § 8 Abs 1 bzw. Abs 2 KStG auf Basis der 
gegebenen Rechtslage wohl nicht eindeutig aufgelöst werden kann. Die überwiegende 
Meinung im Schrifttum als auch die österreichische Finanzverwaltung sprechen sich 
jedoch für einen Vorrang von § 6 Z 6 EStG aus.543   
4.2.9 Das Nichtfestsetzungskonzept 
4.2.9.1 Allgemeines 
Aus unionsrechtlichen Erwägungen544 heraus wurde – im Rahmen des 
Abgabenänderungsgesetztes 2004545 – mit § 6 Z 6 lit b EStG die sog. « Aufschuboption“ 
bzw. der sog. „Nichtfestsetzungsmechanismus“ geschaffen, nach welcher/m in bestimmten 
Wegzugsfällen über die wegzugsbedingte Steuerschuld seitens der österreichischen 
Finanzbehörde abgesprochen, diese aber nicht eingehoben wird.546  
Der Besteuerungsaufschub steht dem Steuerpflichtigen gem. § 6 Z 6 lit b EStG aufgrund 
eines in der österreichischen Steuererklärung des „Wegziehenden“ gestellten Antrages, 
allerdings nicht in allen Fällen des § 6 Z 6 lit a EStG zu. Nur folgende Szenarien 
berechtigen gem. § 6 Z 6 lit b Z 1 und Z 2 EStG zum Besteuerungsaufschub: 
? Z1: Überführung von Wirtschaftsgütern innerhalb eines Betriebes547 desselben 
Steuerpflichtigen, oder 
? Z 2: Verlegung von Betrieben oder Betriebsstätten, sofern in beiden Fällen die 
Überführung oder Verlegung 
- in einen Staat der Europäischen Union oder 
                                                 
542 Vgl. Pröll/Schwaiger, Der „Geschäftsführerwert“ bei grenzüberschreitenden Transaktionen aus österreichischer Sicht, SWI 2009, 536 
(538f). 
543 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 50 mwH. 
544 Siehe va EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02 Hughes de Lasteyrie du Saillant (Details unter Kapitel 8.2.2.2.). 
545 BGBl I 0180/2004; die Neuregelung ist – entgegen der formalen Inkrafttretensbestimmung (ab 31. Dezember 2004) – aufgrund der 
die Grundfreiheiten bloß klarstellenden EuGH-Rechtsprechung wohl bereits ab 1995 anzuwenden; vgl Krickl/Kauba, in GS Köglberger, 
2008, 553.     
546 Die Bezeichnung des Vorganges als „Nichtfestsetzung“ wird im Schrifttum kritisch gewertet, da es im Zuge dessen tatsächlich zu 
einer bescheidmäßigen Festsetzung kommt, nicht jedoch zu einer Einbringung der Steuer. Folglich sollte der Vorgang wohl eher als 
„Nichteinbringung“ bezeichnet werden; vgl Krickl/Kauba, in GS Köglberger, 2008, 562.  
547 Zum einheitlichen Betrieb siehe Rz 411ff EStR 2000 sowie Hofstätter/Zorn, Kommentar EStG, § 6 Rz 6f und Rz 21, die 
grenzüberschreitende Wirtschaftsgutüberführung zwischen unterschiedlichen Betrieben desselben Steuerpflichtigen wurde nicht in das 
Nichtfestsetzungskonzept aufgenommen da inländische vergleichbare Sachverhalte aufgrund des „engen Betriebsbegriffes“ im 
österreichischen Steuerrecht als Einlage/Entnahme ebenfalls steuerpflichtige Realisierungstatbestände darstellen, vgl. Rz 5926 EStR 
2000; siehe dazu weitere Anmerkungen unter dem Kapitel „Ausnahmen von der Nichtfestsetzung“. 
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- in einen Staat des Europäischen Wirtschaftraumes (EWR) erfolgt, mit dem 
seitens der Republik Österreich eine umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe 
vereinbart wurde.  
Die Nichterfassung anderer Staaten von o.a. Begünstigung wurde damit gerechtfertigt, dass 
Österreich als Wegzugsstaat die Möglichkeit zur Durchsetzung der Besteuerung im 
Veräußerungs- oder sonstigen Ausscheidensfall haben muss, was im EU-Raum durch die 
Amts- und Vollstreckungs-Richtlinie und im EWR-Raum (nur) durch die bilaterale 
Vereinbarung einer umfassenden Amts- und Vollstreckungsvereinbarung gewährleistet 
wäre.  
Im Zusammenhang mit EWR-Staaten ist anzumerken, dass aufgrund des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) grundsätzlich alle vier EU-Grundfreiheiten 
(freier Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital) auch im EWR-Raum 
gelten. Folglich würde im Falle eines Wegzugs in einen EWR-Staat – so wie im Falle eines 
EU-internen Wegzugs – prinzipiell eine Verpflichtung des Wegzugsstaates zur 
„Nichtfestsetzung“ bestehen. Da jedoch das abgeleitete Unionsrecht im Bereich der 
direkten Steuern nicht in das EWR-Abkommen übernommen wurde und daher die EU 
Amtshilfe- sowie die Betreibungsrichtlinie548 im EWR-Raum nicht gelten, wird seitens der 
hL549, der EU-Kommission550 und der österreichischen Finanzverwaltung davon 
ausgegangen, dass – vorausgesetzt mit dem Zuzugsstaat wurde keine umfassenden Amts- 
und Vollstreckungshilfe abkommensrechtlich vereinbart551 – keine ausreichende Sicherheit 
zur Durchsetzung der Besteuerungsansprüche des Wegzugsstaates besteht und diesfalls 
eine Erfassung vom Nichtfestsetzungskonzept seitens des Wegzugsstaates unionsrechtlich 
nicht erforderlich ist. 
Da im Verhältnis zu Drittstaaten (lediglich) die EU-Grundfreiheiten des freien Kapital- 
und Zahlungsverkehrs gelten, wäre zu prüfen, ob die Nichterfassung von 
Wegzugsvorgängen in Drittstaaten vom Nichtfestsetzungskonzept nicht eventuell als 
Verletzung der Kapitalverkehrsfreiheit qualifiziert werden müsste. Vom Schrifttum552 wird 
dies bejaht, allerdings wird die Beschränkung der Kapitalverkehrsfreiheit aufgrund 
mangelnder Verwaltungszusammenarbeit als unionsrechtlich rechtfertigbar eingestuft 
(zwecks Missbrauchsbekämpfung). 
Im Falle der Schweiz ist – aufgrund des bestehenden Freizügigkeitsabkommens mit der EU 
– in der Lehre553 umstritten, ob ein Wegzug in diese sich für die Anwendung des 
                                                 
548 Vgl. RL 77/799/EWG des Rates vom 19. Dezember 1977 und RL 76/308/WEG des Rates vom 15. März 1976 in der durch die 
Richtlinie 2001/44/EG des Rates vom 15.Juni 2001 geänderten Fassung. 
549 Vgl. Lechner, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 305, FN 19; Krickl/Kauba, in GS Köglberger, 2008, 561.     
550 Vgl. Mitteilung der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament und den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss 
vom 19. Dezember 2006: „Wegzugsbesteuerung und die Notwendigkeit einer Koordinierung der Steuerpolitiken der Mitgliedstaaten“ 
(KOM [2006] 825). 
551 Als EWR-Staaten, welche nicht gleichzeitig Mitglied der Europäischen Union sind kommen lediglich Liechtenstein, Norwegen und 
Island in Frage. Eine „umfassende“ Amts- und Vollstreckungshilfe (iSe großen Amtshilfeklausel) wurde abkommensrechtlich nur mit 
Norwegen vereinbart, nicht jedoch auch mit Liechtenstein und Island, vgl Rz 2517b EStR 2000. 
552 Vgl. Krickl/Kauba, in GS Köglberger, 2008, 561.  
553 Gegen einen möglichen Aufschub: Loukota, Wegzugsbesteuerung und EAS 2741, SWI 2007, 12; Metzler, Die Auswirkungen der 
jüngsten Rechtsprechung des EuGH auf Drittstaatssachverhalte unter Berücksichtigung des Freizügigkeitsabkommens mit der Schweiz, 
in Steuerberatung und Wirtschaftsprüfung in Europa - FS Brogyányi, 2008, 499ff. Für einen möglichen Aufschub: Beiser, Die 
österreichische Wegzugsbesteuerung beim Wegzug in die Schweiz, in: Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 41; Haslehner, Die 
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Nichtfestsetzungskonzeptes qualifiziert. Die österreichischen Finanzbehörde vertritt in 
dieser Frage eine klare Rechtsposition, nach welcher sich ein Wegzug in die Schweiz 
grundsätzlich nicht für die Anwendung des Nichtfestsetzungskonzeptes iSd § 6 Z 6 lit b 
EStG qualifiziert.554  
Zur tatsächlichen Erhebung der Steuer kommt es in o.a. Fällen somit – wie unionsrechtlich 
geboten555 – nicht bereits anlässlich des Wegzugs, sondern erst im Falle der späteren 
Veräußerung oder des sonstigen Ausscheidens der Wirtschaftsgüter aus dem ausländischen 
Betriebsvermögen. 
4.2.9.2 Nachversteuerung durch nachträgliche Realisierung im Ausland 
Gemäß § 6 Z 6 lit b EStG unterbleibt „die Festsetzung der entstandenen Steuerschuld bis 
zur tatsächlichen Veräußerung oder dem sonstigen Ausscheiden der Wirtschaftsgüter aus 
dem Betriebsvermögen“.  
Weiters wird unter § 6 Z 6 lit b EStG folgendes ausgeführt: „Eine spätere Überführung 
oder Verlegung  
? in einen Staat, der nicht der Europäischen Union angehört oder 
? in einen Staat des Europäischen Wirtschaftraumes, mit dem eine umfassende Amts- 
und Vollstreckungshilfe mit der Republik Österreich nicht besteht, 
gilt als Veräußerung.“ Die Einhebung der wegzugsbedingt gestundeten österreichischen 
Steuerlast wird daher durch folgende, dem Wegzug nachgelagerte Vorgänge ausgelöst:556 
? Tatsächliche Veräußerung der verbrachten Wirtschaftsgüter, 
? Sonstiges Ausscheiden der Wirtschaftsgüter aus dem Betriebsvermögen, 
? Überführungen oder Verlegungen in einen Staat, der nicht der Europäischen Union 
angehört oder in einen EWR-Staat ohne  umfassende Amts- und 
Vollstreckungshilfe.557  
Die weitere Überführung von Wirtschaftsgütern aus dem (ersten) Zuzugsstaat in andere 
EU-Staaten oder EWR-Staaten mit einer umfassenden Amts- und Vollstreckungshilfe ist 
daher unschädlich und führt zu keiner Nachversteuerung bzw. Fälligstellung.558 Im 
gegebenen Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die spätere Überführung des 
                                                                                                                                                    
Anwendung von EG-Grundfreiheiten im Verhältnis zur Schweiz, SWI 2007, 227; Tschapeller/Marsoner, Wegzugsbesteuerung, capital 
gains – Lösungsansätze von Praktikern, RdW 2009, 166. 
554 Vgl. Rz 2517b EStR 2000; EAS 2741.  
555 Siehe Fraberger/Zöchling, Gemeinschaftsrechtliche Vorgaben für die Neuregelung der Wegzugsbesteuerung durch den 
österreichischen Gesetzgeber, Teil I, ÖStZ 2004, 410; Teil II, ÖStZ 2004, 433; Aigner/Tissot, Rs. Hughes de Lasteyrie du Saillant: 
Gemeinschaftsrechtswidrigkeiten von Wegzugsbesteuerungen innerhalb der EU, SWI 2004, 293ff.; Schindler, Die EuGH-Entscheidung 
„Hughes de Lasteyrie du Saillant“ und ihre Auswirkungen auf die österreichische Wegzugsbesteuerung, GeS 2004, 184 ff.; Kofler, Aus 
der Rsp des EuGH: Hughes de Lasteyrie du Saillant: Französische Wegzugsbesteuerung verstößt gegen die Niederlassungsfreiheit, ÖStZ 
2004, 195 ff. 
556 Vgl. Rz 2517a/b EStR 2000; Zöchling, in Hofstätter/Reichel, EStG, Lfg 41, März 2008, § 6 Rz 35; Laudacher, in Baldauf u.a. (Hrsg), 
Jakom – EstG², § 6 Rz 154.  
557 Damit sollen künstliche Wegzugsvorgänge in einen von § 6 Z 6 lit b EStG begünstigten EU/EWR-Staat (ohne Wegzugsbesteuerung) 
und darauf hin in einen Drittstaat vermieden werden (sog. „Rösselsprünge“), vgl Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, 
Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 392. 
558 Vgl. Krickl/Kauba, in GS Köglberger, 2008, 563. 
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Wirtschaftsgutes bzw. Verlegung des Betriebes in einen Nicht-EU/EWR-Staat unabhängig 
von einer etwaigen zukünftigen österreichischen Steuerverstrickung die Einhebung der 
gestundeten Steuerlast bewirkt (zB. Überführung vom ursprünglichen EU/EWR-
Zuzugstaat in eine steuerverstrickte Anrechnungsbestriebstätte oder DBA-lose 
Betriebstätte).559   
Im Zusammenhang mit der Fälligstellung der gestundeten Wegzugssteuer stellt sich die 
grundsätzliche Frage, welche Vorgänge als sonstiges Ausscheiden iSv § 6 Z 6 lit b EStG zu 
werten sind. Nach hA560 kann ein sonstiges Ausscheiden auf vier Arten erfolgen: 
? Entnahme des Wirtschaftsgutes aus dem Betriebsvermögen, 
? Überführung des Wirtschaftsgutes in ein anderes Betriebsvermögen, 
? Aufgabe des Betriebes, oder 
? Untergang des Wirtschaftsgutes (diesfalls Reduktion der Bemessungsgrundlage auf 
Null). 
Insofern ein Untergang (Verschrottung, etc.) des überführten Wirtschaftsgutes oder dessen 
vollständige Abschreibung nicht als „sonstiges Ausscheiden“ gewertet wird und daher zu 
keiner Nachversteuerung führt, könnte dies – v.a. im Falle von abnützbaren 
Anlagevermögen, welches in der Regel nicht im Zuge eines externen Realisierungsaktes 
verwertet wird – als „Besteuerungslücke“ gewertet werden, da es dann oftmals zu keiner 
Nachversteuerung kommen würde. Unter Berücksichtigung des weiten Wortlautes von § 6 
Z 6 lit b EStG und dessen Zielsetzung ist jedoch mE nicht erkennbar, warum der 
Untergang eines Wirtschaftsgutes bzw. dessen vollständige Abschreibung den Tatbestand 
des sonstigen Ausscheidens nicht erfüllen sollte und der Nachversteuerungspflicht daher 
nicht unterliegt.561 Folglich ist diesbezüglich von keiner „Besteuerungslücke“ 
auszugehen.562 Weitere Details und Überlegungen zu diesem Thema siehe unter Kapitel 
8.3.2.1. 
Nach hA563 führen auch dem Wegzug nachgelagerte umgründungsbedingte Überführungen 
zur Fälligstellung des in Österreich gestundeten Betrages insofern diese aus Sicht des 
Zuzugsstaates steuerpflichtige Realisierungsakte darstellen. Übertragungen von 
Wirtschaftsgütern im Zuge von steuerneutralen Umgründungen (steuerneutral aus Sicht 
des Zuzugsstaates) stellen hingegen keine Ersatztatbestände für Veräußerungen bzw. das 
Ausscheiden aus dem Betriebsvermögen dar. Werden die überführten Wirtschaftsgüter 
daher im Ausland im Wege einer Umgründung weiterübertragen, so ist das aus 
österreichischer steuerlicher Sicht so lange ohne Auswirkung, so lange dadurch die stillen 
Reserve nicht tatsächlich steuerlich realisiert werden. 
Die dem Wegzug nachgelagerte Veräußerung oder das sonstige Ausscheiden der 
Wirtschaftgüter aus dem Betriebsvermögen gilt als rückwirkendes Ereignis iSd § 295a 
                                                 
559 Vgl. Kuschil/Loukota, ÖStZ 2005/577, 287 unter Verweis auf die Weiter-Überführung eines immateriellen WG von einer deutschen 
in eine US Betriebstätte.  
560 Vgl. Lechner, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 305f. 
561 Ders, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 305f. 
562 AA wohl Hohenwarter-Mayr, RdW 2010/546, 542 sowie Quantschnigg/Trenkwalder,  FS Wolfgang Nolz, 165 (174) welche die 
Verschrottung eines Wirtschaftsgutes scheinbar nicht als „Ausscheiden aus dem Betriebsvermögen“ werten und diesbezüglich eine 
Besteuerungslücke annehmen; ebenso Beiser, Die Einmalerfassung im Gemeinschaftsrecht,  FS Nolz, 2008, 17. 
563 Vgl. Rz 44c UmgrStR 2002, Wundsam/Zöchling/Huber/Khun, UmgrStG4, § 1 Rz 41. 
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BAO und führt zur Steuerfestsetzung im Wege der Abänderung des Bescheides des Jahres 
der Überführung bzw. Verlegung.  
Besondere Vorschriften über die laufende Evidenzhaltung der zunächst nicht versteuerten 
stillen Reserven existieren nicht.564 Da die Veräußerung oder das sonstige Ausscheiden als 
rückwirkendes Ereignis iSd § 295a BAO gilt, hat der Steuerpflichtige den Wegfall der 
Voraussetzungen für die Nichtfestsetzung zu melden und muss alle für die Festsetzung der 
Steuerschuld erforderlichen Aufzeichnungen führen, wobei das Gesetz keine spezielle Frist 
für die o.a. Meldung vorsieht. Die Veräußerung bzw. das sonstige Ausscheiden muss dem 
österreichischen Finanzamt daher nach Maßgabe der allgemeinen Anzeigepflicht des § 120 
Abs 3 BAO iVm § 121 BAO innerhalb eines Monats angezeigt werden.565 Das Finanzamt 
hat in weiterer Folge die im Jahr der Überführung nicht eingehobene Steuer rückwirkend 
für den Veranlagungszeitraum, in dem die Überführung erfolgt ist, festzusetzen wobei 
gem. § 6 Z 6 lit b EStG auf die rückwirkende Steuererhebung § 205 BAO nicht 
anzuwenden ist. Die Festsetzung der Steuer erfolgt daher zwar für den 
Veranlagungszeitraum des Wegzugs, allerdings ohne Anfall von Anspruchszinsen.566 
Im Fall eines dem Wegzug nachgelagerten Vorganges, welcher zu keiner Steuerfestsetzung 
iSd § 6 Z 6 lit b EStG führt (z.B. Weiterüberführung innerhalb der EU), ist davon 
auszugehen, dass weder nach § 6 Z 6 EStG noch nach § 120 BAO eine Meldepflicht 
vorliegt.567 
4.2.9.3 Wertminderungen nach dem Wegzug 
Kommt es nach Maßgabe des § 6 Z 6 lit b EStG aufgrund der späteren Veräußerung oder 
des sonstigen Ausscheidens der überführten Wirtschaftsgüter, Teilbetriebe oder Betriebe 
zu einer Einhebung der wegzugsbedingt nicht festgesetzten Steuerschuld, so werden 
Wertminderungen im Rahmen der Steuererhebung in Österreich steuermindernd 
berücksichtigt. Dies jedoch nur insofern als die Wertminderungen: 
? nachweislich im Zeitraum zwischen dem Wegzug (iSe Überführung bzw. Verlegung) 
und der Veräußerung oder dem sonstigen Ausscheiden der überführten 
Wirtschaftsgüter, Teilbetriebe oder Betriebe stattgefunden haben und  
? nicht bereits in einem anderen Staat steuermindernd angesetzt wurden und  
                                                 
564 Vgl. Kofler, in Keiler/Grumböck (Hrsg), EuGH-Judikatur aktuell, 2006, 711; Schilcher, Grenzen der Mitwirkungspflichten im Lichte 
des Gemeinschaftsrechts, 2009, 205 kritisch zur laufenden Mitteilungspflicht unter der deutschen Wegzugsregelung des § 6 Abs 7 AStG; 
zur Verhältnismäßigkeit einer jährlichen Erklärungspflicht siehe jedoch Schindler, IStR 2004, 309 unter Hinweis auf Schnitger, BB 
2004, 804, 813. Zur Zulässigkeit einer laufenden Meldung zum Realisierungsstatus siehe auch EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National 
Grid Indus, Rz 66 und 71. 
565 Vgl. Rz 2517e EStR 2000; ebenso Lechner, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 307; Kofler, in Keiler/Grumböck (Hrsg), 
EuGH-Judikatur aktuell, 2006, 711; aA Ritz, § 120 BAO Rz 2 nach welchem bei rückwirkenden Ereignissen grundsätzlich keine 
Meldepflicht nach § 120 BAO besteht. 
566 Vgl. Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 393. Diese Regelung geht über unionsrechtliche 
Mindesterfordernisse hinaus, vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 73 und Anmerkungen unter Kapitel 
8.2.2.2.5.5. und 8.2.2.2.5.6. 
567 Vgl. Krickl/Kauba, in GS Köglberger, 2008, 563. 
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? in den ursprünglich festgestellten steuerpflichtigen stillen Reserven Deckung finden 
(d.h. die österreichische Bemessungsgrundlage kann sich lediglich auf Null 
reduzieren).568  
Die Regelung wurde mit dem AbgÄG 2004569 eingeführt, im Rahmen des  BudBG 2007570 
(Vermeidung Doppelverwertung Wertminderungen) ergänzt und geht auf die 
Rechtsprechung des EuGH zum privaten Wegzug571 zurück, nach welcher die 
Nichtberücksichtigung von Wertminderungen – welche nach dem Wegzugszeitpunkt 
stattfinden – durch den Wegzugsstaat im Rahmen der Einhebung der gestundeten Steuer 
einen „abschreckenden“ Effekt entfaltet (zur neuen Rechtslage im Lichte der Rs NGI572 
siehe unten). Die derart eingehobene Steuer würde den Wegziehenden im Vergleich zu 
einem im Inland verbleibenden Steuerpflichtigen benachteiligen und wäre demnach 
unionsrechtswidrig. 
Der Wortlaut der Regelung lässt es lt. Achatz/Kofler zu, bei entsprechendem Nachweis 
eine Erfassung stiller Reserven auch dann zu vermeiden, wenn es zeitlich nachgelagert zur 
Entstrickung zu Wertminderungen und anschließend wieder zu Wertsteigerungen kommt, 
im Realisierungszeitpunkt daher stille Reserven vorhanden sind, allerdings nicht exakt 
jene, die im Entstrickungszeitpunkt bestanden haben.573 Dieser Ansatz scheint mE sachlich 
nachvollziehbar (siehe u.a. Beispiel): 
Bsp: Eine österreichische Kapitalgesellschaft verlegt in t0 einen österreichischen 
Betrieb (Buchwert 100, Fremdvergleichswert 200) in den EU-Staat X, welcher 
anlässlich des Zuzuges steuerlich keine Aufwertung auf den Fremdvergleichswert 
vornimmt. Die österreichische Wegzugssteuer in Höhe von 25 (25 Prozent KÖSt x 
stille Reserven im Ausmaß von 100) wird auf Antrag der Kapitalgesellschaft nur 
bescheidmäßig festgestellt, aber nicht eingehoben. In t1 kommt es aufgrund 
schwieriger Marktverhältnisse und unternehmerischer Fehlentscheidungen zu einer 
Reduktion des Fremdvergleichswertes auf 100. Da zuzugsbedingt nicht aufgewertet 
wurde, kann im Staat X in t1 keine Abschreibung steuerwirksam angesetzt werden. 
Durch ein verbessertes Marktumfeld, die Vornahme von Investitionen und 
organisatorische Umstrukturierungen steigt der Marktwert des Betriebes t2 wieder 
auf 200. In t3 wird der Betrieb um 200 verkauft.  
Lösung: Im Staat X werden stille Reserven im Ausmaß von 100 (Verkaufspreis 200 – 
Buchwert 100) besteuert. Anlässlich der Veräußerung wird prinzipiell die in t0 
festgestellte Wegzugssteuer in Höhe von 25 eingehoben. Da jedoch die dem Wegzug 
nachgelagerte Wertminderung in Höhe von -100 im Zuzugsstaat nicht steuerwirksam 
angesetzt werden konnte und die chronologische Wertentwicklung des Betriebes (z.B. 
mittels Bewertungsgutachten in t1 und t2) klar dokumentiert werden kann, wird die 
österreichische Wegzugssteuer in t3 auf 0 reduziert.  
                                                 
568 Erweiterung des § 6 Z 6 EStG im Rahmen des BudBG 2007 (BGBl I 2007/24) basierend auf EuGH 7.09.2006 Rs C-470/04 N zwecks 
Vermeidung einer doppelten Verlustverwertung, siehe Rz 2517e EStR 2000.  
569 BGBl I 0180/2004, ab 31. Dezember 2004. 
570 BGBl I 0024/2007, Budgetbegleitgesetz 2007, ab Veranlagung 2007. 
571 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 37. 
572 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus. 
573 Vgl. Achatz/Kofler, in Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), Internationale Umgründungen, 2005, 45; Kofler, in Keiler/Grumböck 
(Hrsg), EuGH-Judikatur aktuell, 2006, 711. 
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Durch o.a. Systematik wird der Steuerpflichtige gleich einem im Inland verbliebenen 
Unternehmer besteuert. Würde hingegen die Wertminderung mit der nachträglichen 
Wertsteigerung im Rahmen einer „Totalbetrachtung“ gegeneinander aufgerechnet und die 
österreichische Wegzugssteuer in voller Höhe eingehoben, so würde die Wertminderung 
weder im Wegzugs- noch im Zuzugsstaat berücksichtigt und die Kapitalgesellschaft 
folglich doppelt besteuert (stille Reserven in Höhe von 100 in Österreich im Rahmen der 
Wegzugsbesteuerung und nochmals im Staat X anlässlich der Veräußerung). Würde jedoch 
Staat X im o.a. Beispiel steuerlich eine Aufwertung des Betriebes anlässlich des Zuzuges 
zulassen, so könnte die Kapitalgesellschaft die Wertminderung steuerwirksam in Form 
einer Abschreibung in Höhe von -100 in t1 geltend machen. In t2 müsste sie um 100 auf 
200 zuschreiben. In t3 käme es anlässlich der Veräußerung zu keiner Besteuerung von 
stillen Reserven in Staat X (Buchwert 200, Fremdvergleichswert 200). Da die dem 
Wegzug nachgelagerte Wertminderung bereits im Staat X steuerwirksam angesetzt wurde, 
muss Österreich diese nicht steuermindernd berücksichtigen und kann daher anlässlich der 
Veräußerung in t3 die Wegzugssteuer in (voller) Höhe von 25 einheben. Der o.a. Ansatz 
hinsichtlich der Berücksichtigung von nachträglichen Wertschwankungen im Rahmen der 
Bemessung der Wegzugssteuer führt daher in beiden Szenarien (mit/ohne Aufwertung im 
Zuzugsstaat) zu Einmalbesteuerung bzw. zu einer Gleichbehandlung mit im Inland 
verbliebenen Unternehmen. Eine davon abweichende Sichtweise (iSe „Totalbetrachtung“) 
würde im Endeffekt zu einer Nichtberücksichtigung der dem Wegzug nachgelagerten 
Wertminderung und zu einem unionsrechtswidrigen Ergebnis führen (siehe u.a. Verweis 
auf die Rs N574).     
Hinsichtlich der obigen Regelung erscheint es fragwürdig, ob diese in vollem Umfang den 
vom EuGH formulierten Vorgaben entspricht. Dies deshalb, weil die Regelung zwar eine 
Berücksichtigung von dem Wegzug nachgelagerten Wertminderungen in Österreich dem 
Grunde nach zulässt, allerdings durch die betragsmäßige Beschränkung auf die stillen 
Reserven im Wegzugszeitpunkt keine vollwertige Gleichbehandlung mit Steuerinländern 
ohne Wegzugsvorgang gewährleistet ist. Kommt es auf Ebene eines Steuerinländers (ohne 
Wegzug) aufgrund signifikanter Wertminderungen im Rahmen der Veräußerung eines 
Teilbetriebes zu einem Veräußerungsverlust, so kann dieser idR in voller Höhe mit 
anderen betrieblichen Gewinnen verrechnet oder vorgetragen werden. Im Vergleich dazu 
werden bei einem Steuerinländer, welcher einen seiner Teilbetriebe ins EU-Ausland 
verlagert, die theoretisch im Inland steuermindernd berücksichtigbaren nachträglichen 
Wertminderungen bereits im Wegzugszeitpunkt vorab betraglich limitiert. In diesem 
Zusammenhang sind die Ausführungen des EuGH in der Rs N575 von besonderer 
Bedeutung (Rz 73, Unterpunkt 2):  
„Artikel 43 EG ist dahin auszulegen, dass er es einem Mitgliedstaat verwehrt, 
ein System wie das im Ausgangsverfahren streitige einzuführen, nach dem der 
Wertzuwachs besteuert wird, wenn ein Steuerpflichtiger aus diesem 
Mitgliedstaat wegzieht, und das die Stundung dieser Steuer von der Leistung 
von Sicherheiten abhängig macht und Wertminderungen, die möglicherweise 
nach der Verlegung des Wohnsitzes des Betroffenen eingetreten und nicht 
                                                 
574 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409. 
575 EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409. 
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bereits im Aufnahmemitgliedstaat berücksichtigt worden sind, nicht vollständig 
berücksichtigt.“   
Der EuGH forderte somit – im Rahmen der Rs N – eine vollständige Berücksichtigung von 
Wertminderungen seitens des Wegzugsstaates insoweit diese im Zuzugsstaat nicht 
berücksichtigt werden.576 Der hinter dieser Überlegung stehende Gedanke ist insofern 
nachvollziehbar, als eine betragliche Beschränkung der Berücksichtigung nachträglicher 
Wertminderungen zu einer Situation führen könnte, in welcher weder der Wegzugs- noch 
der Zuzugsstaat Wertminderungen steuerlich berücksichtigen würden und es so zu einer 
fiktiven (zeitlich verzögerten) Veräußerungsgewinnbesteuerung bzw. zur Diskriminierung 
von Wegziehenden im Vergleich zu Nicht-Wegziehenden kommen würde. Die betragliche 
Beschränkung unter § 6 Z 6 lit b EStG, vorletzter Satz von dem Wegzug nachgelagerten 
Wertminderungen auf die im Wegzugszeitpunkt vorliegenden stillen Reserven wäre daher 
im Lichte der Rs N als nicht rechtfertigbarer Verstoß gegen die Niederlassungsfreiheit und 
daher unionsrechtswidrig einzustufen.577 In diesem Zusammenhang ist jedoch 
korrigierend auf die neue Rechtsprechung der EuGH im Rahmen der Rs NGI578 
hinzuweisen. Im Rahmen dieses Judikats beurteilte der EuGH erstmalig ein 
betriebliches Wegzugsszenario und kam dabei zum Ergebnis, dass dem Wegzug 
nachgelagerte Wertminderungen – im Unterschied zu privaten Wegzugsszenarien – 
vom Wegzugsstaat nicht berücksichtigt werden müssen. Er begründet diese 
offensichtliche systematische Abweichung von der Rs N mit dem Territorialitätsprinzip, 
wobei die diesbezügliche Argumentation mE inhaltlich nicht plausibel nachvollziehbar 
erscheint (siehe Anmerkungen in Kapitel 8.2.2.2.5.6.). Unter der Annahme, dass die 
Berücksichtigung von einem betrieblichen Wegzug nachgelagerten Wertminderungen 
durch den Wegzugstaat unionsrechtlich doch nicht erforderlich ist, geht § 6 Z 6 lit b EStG 
über unionsrechtliche Mindesterfordernisse hinaus. Da die Regelung jedoch dazu beiträgt 
etwaige Fälle von Doppelbesteuerung zu vermeiden, ist sie aus binnenmarktmäßiger Sicht 
jedenfalls zu beführworten. Es bleibt daher zu hoffen, dass der österreichische Gesetzgeber 
diesen Mechanismus des § 6 Z 6 lit b EStG unverändert belässt und die aktuelle EuGH-
Judikatur nicht zum Anlass nimmt, die mögliche Berücksichtigung nachträglicher 
Wertminderungen aus § 6 Z 6 lit b EStG zu entfernen.  
Anmerkung zur Berücksichtigung von Wertminderungen vor der Rs NGI: Die Tatsache, 
dass die Berücksichtigung von Wertminderungen im Inland an eine im Zuzugsstaat nicht 
erfolgte Berücksichtigung geknüpft wird, scheint durch die Judikatur des EuGH (Rs N, 
siehe Zitat oben) gedeckt zu sein. Hinter dieser Bedingung – welche erst im Rahmen des 
BudBG 2007579 eingeführt wurde – steht der Gedanke der Vermeidung einer doppelten 
steuerlichen Verwertung von Wertminderungen durch den Wegziehenden im Zuzugs- als 
auch Wegzugsstaat („doppelte Verlustverwertung“).580 Eine solche wäre dann denkbar, 
wenn der Zuzugsstaat die überführten Wirtschaftsgüter bzw. betrieblichen Teileinheiten 
                                                 
576 Vgl. dazu auch EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 54-55. 
577 Siehe ebenso Krickl/Kauba, in GS Köglberger, 2008, 564; wohl auch Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), 
Sonderbilanzen, 2008, 255, FN 109; aA (allerdings noch zur Rechtslage vor der Rs „N“) Achatz/Kofler, in Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel 
(Hrsg), Internationale Umgründungen, 2005, 45, FN 124. 
578 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus. 
579 BGBl I 0024/2007, Budgetbegleitgesetz 2007, ab Veranlagung 2007. 
580 Vgl. Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 391; Mayr, RdW 2007, 237. 
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steuerlich auf ihren Fremdvergleichswert aufwertet581 und dem Zuzug nachgelagerte 
Wertminderungen steuermindernd berücksichtigt.582 Insofern dieselben Wertminderungen 
auch in Österreich als Wegzugsstaat angesetzt werden dürften, käme es steuerlich zu einer 
doppelten Berücksichtigung desselben Aufwandes. In diesem Zusammenhang ist 
anzumerken, dass die Regelungssystematik des § 6 Z 6 lit b EStG und die vom 
Gesetzgeber angestrebte Vermeidung einer „Doppelverlustverwertung“ zwar prinzipiell 
nicht als unionsrechtswidrig eingestuft werden kann, allerdings auch nicht primär bzw. 
sekundärrechtlich verankert bzw. „geboten“ ist oder vom EuGH als Grundsatz definiert 
wird.583 So wie aus Sicht des EuGH bis dato keine rechtlichen Grundlagen für ein 
generelles Verbot von Doppelbesteuerung existieren584, besteht auch kein genereller 
unionsrechtlicher „Grundsatz“ oder ein „Gebot“ Doppelverlustverwertung bzw. 
Doppeltnichtbesteuerung zwingend zu vermeiden (auch wenn bei Betrachtung der 
Judikatur des EuGH der letzten Jahre585 das Augenmerk der nationalen 
Steuergesetzgebung verstärkt darauf gerichtet zu sein scheint, Doppelverlustverwertung zu 
vermeiden anstatt Doppelbesteuerung zu verhindern). Doppelverlustverwertung als auch 
Doppelbesteuerung wird zum aktuellen Zeitpunkt – insofern nicht diskriminierend – vom 
EuGH lediglich als Ergebnis fehlender Steuerharmonisierung betrachtet.586              
4.2.9.4 Die Verjährung der Wegzugssteuer 
Eine dem Wegzug aus Österreich nachgelagerte Veräußerung oder das sonstige 
Ausscheiden der Wirtschaftgüter aus dem Betriebsvermögen gilt aus österreichischer 
Perspektive gem. § 6 Z 6 lit b EStG als rückwirkendes Ereignis iSd § 295a BAO. Folglich 
kommt es in diesem Fall zur Aufhebung des Bescheides des Wegziehenden für die 
Veranlagungsperiode des Wegzugs und zur Erlassung eines neuen Bescheides, womit es 
rückwirkend in der Periode des Wegzugs zur Nachversteuerung kommt. 
Nach § 208 Abs 1 lit e BAO beginnt die gem. § 207 Abs 2 BAO fünfjährige 
Verjährungsfrist (zehnjährig bei Abgabenhinterziehung gem. § 33 FinStrG587) erst mit dem 
Ende des Jahres zu laufen, in welchem das rückwirkende Ereignis eingetreten ist (sog. 
„Festsetzungsverjährung“).588 Die Verjährungsfrist verlängert sich gem. § 209 Abs 1 BAO 
bei Unterbrechungshandlungen innerhalb dieser Verjährungsfrist um höchstens ein und bei 
Unterbrechungshandlungen innerhalb der Verlängerungsfrist um höchstens ein weiteres 
Jahr.589 
                                                 
581 Eine mögliche steuerliche Aufwertung im Zuzugsstaat ist aktuell noch nicht als „Regelfall“ einzustufen, vgl Krickl/Kauba, in GS 
Köglberger, 2008, 565. 
582 Die Berücksichtigung kann über jegliche Art der Verwertung erfolgen wie zB Verlustvortrag oder auch Verlustrücktrag, vgl Hinweis 
auf eine Aussage des BMF in Krickl/Kauba, GS Köglberger, 2008, 565, FN 91. 
583 Vgl. Zorn nach welchem unter Bezugnahme auf die Rs N unionsrechtlich nur eine einfache Verwertung der Verluste geboten wäre. 
Aus Sicht des Autors dieser Arbeit ist aus der Rs N zwar abzuleiten, dass eine Vermeidung von Doppelverlustverwertung (insofern 
dadurch keine diskriminierende Wirkung entfaltet wird) unionsrechtlich erlaubt ist – nicht aber das sie zwingend „geboten“ ist, vgl Zorn 
in Hofstätter/Reichel [Hrsg], Kommentar EStG, § 6 Rz 36. Kritisch dazu ebenso Hügel, in Aktuelle Fragen grenzüberschreitender 
Umgründungen, in Sonderbilanzen – Wiener Bilanzrechtstage  2008, 36 („Fehlzitat“).  
584 Siehe Kapitel 3. 
585 Vgl. die EuGH-Judikatur zur grenzüberschreitenden Verlustverwertung wie zB EuGH 13.12.2005, Rs C-446/03 Marks & Spencer.  
586 Vgl. Krickl/Kauba, in GS Köglberger, 2008, 565 mwH. 
587 Verlängert von sieben auf zehn Jahre im Rahmen des BetrugsbekämpfungsG 2010 (BGBl I Nr. 58/2010), die verlängerte 
Verjährungsfrist ist erstmals auf Abgaben anzuwenden, für die der Abgabenanspruch nach dem 31. Dezember 2002 entstanden ist. 
588 Findet somit ein Wegzug zB. am 30.06.2009 und die Verwirklichung eines Nachversteuerungstatbestandes am 30.06.2012 statt, so 
beginnt die Verjährungsfrist gem. § 207 Abs 2 BAO am 1. Jänner 2013 zu laufen. 
589 Vgl. Ritz, Kommentar BAO, ad § 209 Rz 1. 
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Der Zeitraum der Steuererhebung ist darüber hinaus auch durch die absolute Verjährung 
iSd § 209 Abs 3 BAO (zehn Jahre) begrenzt.590 Die Verjährungsfrist für die absolute 
Verjährung beginnt gem. § 209 Abs 3 BAO  iVm § 4 Abs 2 lit a BAO mit Ablauf des 
Kalenderjahres zu laufen, für welches die Veranlagung vorgenommen wird, d.h. mit Ende 
des Kalenderjahres, in welchem der Wegzug stattfindet.591 Ist somit entweder die Frist für 
die Festsetzungsverjährung gem. § 207 Abs 2 BAO oder für die absolute Verjährung gem. 
209 Abs 3 BAO überschritten, kommt es im Rahmen einer dem Wegzug nachgelagerten 
Realisierung im Ausland zu keiner Nacherhebung der bescheidmäßig aufgeschobenen 
österreichischen Steuerlast.  
Abweichend von § 209 Abs 3 BAO verjährt gem. § 209 Abs 4 BAO das Recht, eine gemäß 
§ 200 Abs 1 vorläufige Abgabenfestsetzung wegen der Beseitigung einer Ungewissheit im 
Sinn des § 200 Abs 1 BAO durch eine endgültige Festsetzung zu ersetzen, spätestens 
fünfzehn Jahre nach Entstehung des Abgabenanspruches.592 Diese verlängerte absolute 
Verjährungsfrist erfordert jedoch einen iSd § 200 Abs 1 BAO vorläufigen 
Feststellungsbescheid, welcher nur dann ergehen darf, wenn nach der Durchführung eines 
Ermittlungsverfahrens die Abgabepflicht ungewiss aber wahrscheinlich ist oder der Anfall 
der Abgabe sicher und lediglich die genaue Höhe der Abgabe ungewiss ist. Kann ein 
Steuerpflichtiger im Rahmen eines Ermittlungsverfahrens daher nicht belegen, dass sich 
ein in der Vergangenheit ins Ausland überführtes Wirtschaftsgut noch in seinem 
Betriebsvermögen befindet (oder im Betriebsvermögen der EU/EWR-Gesellschaft, welche 
das Wirtschaftsgut z.B. im Rahmen einer steuerneutralen Umgründung übernommen hat), 
so wird es wohl seitens der Finanzbehörde – vorausgesetzt die Höhe der Abgabe ist noch 
ungewiss593 und es kann noch kein finaler Festsetzungsbescheid ergehen – vorerst zur 
Erlassung eines vorläufigen Festsetzungsbescheides iSd § 200 Abs 1 BAO kommen, um 
die verlängerte absolute Verjährungsfrist anwenden zu können.     
4.2.9.5 Ausnahmen von der Nichtfestsetzung iSd § 6 Z 6 lit b EStG 
Hinsichtlich der Ausnahme von bestimmten grenzüberschreitenden Wegzugssachverhalten 
von der Aufschuboption iSd § 6 Z 6 lit b EStG ist auf den allgemeinen Grundsatz 
abzustellen, dass nicht begünstige grenzüberschreitende Sachverhalte im fiktiven 
vergleichbaren Inlandsfall jedenfalls steuerpflichtige Realisierungstatbestände darstellen 
müssen, um eine Nichtbegünstigung im grenzüberschreitenden Fall rechtfertigen zu 
können und um bei EU-Sachverhalten keine unionsrechtlichen Bedenken auszulösen.594 
Nicht zum Aufschub der Besteuerung gem. § 6 Z 6 lit b EStG kommt es u.a. in folgenden 
steuerpflichtigen Entstrickungsfällen: 
                                                 
590 Vgl.. Rz 2517g EStR 2000; ebenso Lechner, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 306; Zorn in Hofstätter/Reichel [Hrsg], 
Kommentar EStG, § 6 Rz 39; Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 393. 
591 Findet somit ein Wegzug zB. am 30.06.2009 statt, so beginnt die absolute zehnjährige Verjährungsfrist gem. § 209 Abs 3 BAO am 1. 
Jänner 2010 zu laufen. 
592 Neuregelung iRd BetrugsbekämpfungsG 2010 (BGBl I Nr. 58/2010); die Regelung ist erstmals auf Abgaben anzuwenden, für die der 
Abgabenanspruch nach dem 31. Dezember 2002 entstanden ist. 
593 Da es zB betreffend das Wirtschaftsgut nachgelagert zum Wegzug zu Wertschwankungen gekommen ist welche betraglich noch nicht 
feststehen oder bloß Teile eines überführten Betriebes veräußert wurden und die Abgrenzung der nachzuversteuernden stillen Reserven 
noch unklar erscheint.  
594 Siehe Krickl/Kauba, in GS Köglberger, 2008, 557 zum erforderlichen „Gleichklang“ mit Inlandssachverhalten. 
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? Überführung von Wirtschaftsgütern und/oder Betriebsstätten aus einem 
österreichischen Betrieb in einen anderen ausländischen Betrieb desselben 
Abgabenpflichtigen (Betriebstatbestand).595 
? Überführung von Wirtschaftsgütern aus einer österreichischen 
Mitunternehmerschaft in eine andere ausländische Mitunternehmerschaft desselben 
Abgabenpflichtigen (Betrieb-Mitunternehmer-Tatbestand).596 
? Überführung von Wirtschaftsgütern aus einer österreichischen Kapitalgesellschaft 
in eine ausländische Tochter-Mitunternehmerschaft (bzw. von einer 
österreichischen Mitunternehmerschaft in eine ausländische Mutter-
Kapitalgesellschaft).597 
? Überführung von Wirtschaftsgütern zwischen wesentlich beteiligten Unternehmen 
(Mutter-Tochter-Tatbestand). 
? Überführung von Wirtschaftsgütern zwischen unterschiedlichen Betrieben bzw. 
Mitunternehmerschaften oder Kapitalgesellschaften, bei welchen dieselben 
Personen die Geschäftsleitung oder die Kontrolle ausüben oder darauf Einfluss 
haben (Geschäftsleitungs-/Kontrolltatbestand). 
? Erbringung sonstiger Leistungen an ausländische verbundene Unternehmen.  
Die ersten beiden o.a. Fälle waren ursprünglich im Gesetzentwurf zu § 6 Z 6 lit b EStG 
enthalten, wurden aber aufgrund der vermeintlichen Besserstellung („enger 
Betriebsbegriff“598) gegenüber Inlandssachverhalten im Zuge der Begutachtung aus dem 
Gesetzesentwurf entfernt.599 Da nach Meinung von Teilen des Schrifttums600 der VwGH 
zwischenzeitlich vom innerstaatlichen engen Betriebsbegriff abgekommen zu sein scheint, 
ist fragwürdig, ob der generelle Ausschluss der betriebsübergreifenden Überführungs-
sachverhalte von der Möglichkeit der Nichtfestsetzung unionsrechtlich weiterhin vertretbar 
ist.601  
Der o.a. dritte Fall (grenzüberschreitende Überführung zwischen Mutter-
Kapitalgesellschaft und Tochter-Mitunternehmerschaft) wird von der österreichischen 
Finanzverwaltung602 als nicht vom Nichtfestsetzungskonzept des § 6 Z 6 lit b EStG erfasst 
eingestuft, wobei diese Qualifikation mE aus unionsrechtlicher Sicht fragwürdig erscheint. 
Dies deshalb, weil ein vergleichbares Inlandsszenario – unter konsequenter Anwendung 
der „Bilanzbündeltheorie“ und Berücksichtigung des im Falle von Körperschaften iSd § 7 
                                                 
595 Vgl.. Rz 2517c EStR 2000; siehe Lechner, in: Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 303. 
596 Vgl. Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 389. 
597 Vgl. EAS 3030 vom 21.1.2009. 
598 Vgl.. Rz 5926 EStR 2000 unter Verweis auf VwGH 17.12.1980, 2429/77.   
599 Vgl.. Lechner, in: Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, Linde, Wien 2005, 303, FN 18; Krickl/Kauba, GS Köglberger, 2008, 558. 
600 Vgl.. Petritz, in Fraberger u.a.(Hrsg), Handbuch Konzernsteuerrecht, Lexis Nexis, Wien 2008, , 605, unklar Mayr, in Doralt (Hrsg), 
EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 389 (da keine „Gleichbeteiligung“ in Bsp. gegeben); aA wohl die 
Finanzverwaltung, siehe Rz 2517c mit Verweis auf Rz 411 EStR 2000, weiters Rz 5926 zum inländischen engen Betriebsbegriff unter 
Verweis auf VwGH 17.12.1980, 2429/77 (seitens der Finanzverwaltung werden die nachteiligen Auswirkungen des engen 
Betriebsbegriffes für den Inlandsfall im Bereich des abnutzbaren Anlagevermögens dadurch reduziert, dass für dieses bei Entnahmen 
eine betragliche Gleichheit von Teilwert und Buchwert angenommen wird, siehe Rz 5926, 4. Satz EStR 2000). Auch Kauba/Krickl 
verweisen – zwecks Verwirklichung einer unionsrechtlich gebotenen Gleichbehandlung – auf eine notwendige Ausweitung der 
Nichtfestsetzung im Falle einer Aufweichung des inländischen engen Betriebsbegriffes, siehe Krickl/Kauba, GS Köglberger, 2008, 558, 
FN 42. 
601  Näheres dazu unter Kapitel „Exkurs: Der enge Betriebsbegriff“. 
602 Vgl. EAS 3030 vom 21.1.2009. 
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Abs 3 KStG umfassenden Gewerbebetriebsbegriffes – einen steuerneutralen Vorgang 
darstellt. Auch die österreichische Finanzverwaltung geht klar davon aus, dass die 
Überführung von Wirtschaftsgütern zwischen einer inländischen Körperschaft iSd § 7 Abs 
3 KStG und einer ihr zu 100 Prozent zugehörigen inländischen Tochter-
Mitunternehmerschaft (mit 0% Arbeitsgesellschafter) einen „quasi-innerbetrieblichen“ 
und daher steuerneutralen Vorgang darstellt.603 Im Falle einer grenzüberschreitenden 
Überführung kommt die Finanzverwaltung jedoch zu einer anderen Beurteilung, weil nicht 
davon ausgegangen werden kann, dass der Zuzugsstaat die überführten Wirtschaftsgüter – 
vergleichbar einem echten innerbetrieblichen Vorgang – zum Buchwert ansetzt. Vielmehr 
wäre davon auszugehen, dass der Zuzugsstaat die überführten Wirtschaftsgüter steuerlich 
zu ihrem Fremdvergleichswert im Zuzugszeitpunkt ansetzt (basierend auf den AOA, vgl. 
EAS 3010). Aufgrund dieses systematischen Unterschiedes wäre der grenzüberschreitende 
Vorgang mit einem inländischen Vorgang nicht vergleichbar und vom 
Nichtfestsetzungskonzept des § 6 Z 6 lit b EStG daher nicht erfasst.604 Dieses Argument 
erscheint jedoch mE nicht ausreichend, um die Versagung einer Nichtfestsetzung zu 
rechtfertigen. Der Grund für die aus der Rechtsprechung des EuGH abgeleitete Gewährung 
einer Nichtfestsetzung besteht darin, ein Auslandsszenario dem vergleichbaren 
Inlandsszenario in seiner Steuerwirkung gleichzustellen und unverhältnismäßige 
Mehrbelastungen, welche alleine aus dem Umstand der Grenzüberschreitung resultieren, 
zu vermeiden.605 Die Frage ob der Zuzugsstaat die überführten Wirtschaftsgüter zu ihren 
Buch- oder Fremdvergleichswerten erfasst, ist für die unionsrechtliche Notwendigkeit der 
Gewährung einer Steuerstundung durch den Wegzugsstaat irrelevant. Auch im Falle einer 
grenzüberschreitenden Überführung von Wirtschaftsgütern zwischen unterschiedlichen 
Betriebsstätten eines einheitlichen Betriebes ist die Gewährung einer Steuerstundung – 
unabhängig davon, ob der Zuzugsstaat seinerseits eine Aufwertung vornimmt oder nicht – 
unionsrechtlich geboten. Folglich ist die Gewährung einer Steuerstundung iSd § 6 Z 6 
lit b EStG auch im o.a. dritten Fall (grenzüberschreitende Überführung zwischen 
inländischen Mutter-Kapitalgesellschaften und ausländischen Tochter-
Mitunternehmerschaften) unionsrechtlich jedenfalls zwingend erforderlich. Selbiges 
muss u.a. auch für die Überführung von Wirtschaftsgütern von einer österreichischen 
Mitunternehmerschaft in eine ausländische Schwester-Mitunternehmerschaft (mit 
denselben Mitunternehmern, mit gleicher quotenmäßiger Beteiligung) gelten. Auch dieser 
Vorgang ist im Falle eines vergleichbaren Inlandsszenarios steuerneutral gestellt und muss 
daher auch im grenzüberschreitenden Überführungsfall vom Nichtfestsetzungskonzept 
erfasst sein.606         
                                                 
603 Vgl. Rz 348 KStR 2001sowie Rz 5933 EStR 2000. 
604 AA Leitner/Furherr, Grenzüberschreitende Einbringungen – ausländische EU-Personengesellschaften als übernehmende 
Körperschaften iSd § 12 Abs 3 Z 2 UmgrStG in Lang/Weinzierl (Hrsg), Europäisches Steuerrecht, 2010, 545 (547) welche die 
Nichtanwendung von § 6 Z 6 lit b EStG auf die Einlage von Vermögen durch österreichische Kapitalgesellschaften in eine ausländische 
Personengesellschaft aufgrund des „engen Betriebsbegriffes“ unterstellen. 
605 Siehe Kapitel 8.2.2.2.3. 
606 Mehr zur steuerneutralen inländischen Überführung von Wirtschaftsgütern zwischen Mitunternehmerschaft und Mitunternehmern 
siehe bei Kauba, in Beiser/Kirchmayr/Mayr/Zorn (Hrsg), FS Werner Doralt, 2007, 127ff.  
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Die Nichtbegünstigung der Überführung von Wirtschaftsgütern zwischen wesentlich 
beteiligten und einheitlich kontrollierten Unternehmen löst – da innerstaatlich nicht 
abweichend geregelt – lt. hL607 jedenfalls keine unionsrechtlichen Bedenken aus. 
Der Umstand, dass bestimmte grenzüberschreitende Entnahmevorgänge (Überführung von 
Wirtschaftsgütern zwischen unterschiedlichen Betrieben desselben Steuerpflichtigen oder 
bei mitunternehmerischer Beteiligung) zu einer Realisierung von tendenziell höheren 
stillen Reserven führen als im Falle inländischer Entnahmen (Bewertungsmaßstab Teilwert 
vs. Fremdvergleichswert), lässt Teile des Schrifttums608 annehmen, dass auch diese 
Vorgänge – zumindest hinsichtlich des steuerlichen „Mehraufwandes“ bei 
grenzüberschreitenden Überführungen – von der Möglichkeit des Besteuerungsaufschubes 
erfasst sein müssten. Da dies nicht der Fall ist, wird der Tatbestand des § 6 Z 6 lit b EStG 
insoweit als potentiell unionsrechtswidrig eingestuft. 
Ein weiterer im Schrifttum609 im Zusammenhang mit der Nichtfestsetzung nach § 6 Z 6 lit 
b EStG angeführter Kritikpunkt betrifft die generelle Nichterfassung der sonstigen 
Leistungen. Insofern grenzüberschreitend erbrachte sonstige Leistungen gem. § 6 Z 6 EStG 
der österreichischen Besteuerung unterliegen, kann diese nicht nach § 6 Z 6 lit b EStG 
aufgeschoben werden. Dieser Umstand scheint insofern bedenklich, als bestimmte 
vergleichbare innerstaatliche Leistungserbringungen keiner Besteuerung oder einer nur 
geringeren Besteuerung unterliegen. Keiner Besteuerung unterliegt z.B. die Erbringung 
sonstiger Leistungen zwischen inländischen Betriebsstätten oder die Durchführung von 
Nutzungseinlagen in österreichische Gesellschaften. Grenzüberschreitende betriebsinterne 
Leistungs-erbringungen sowie Nutzungseinlagen hingegen lösen die Besteuerung nach § 6 
Z 6 lit a EStG zwingend aus und werden daher scheinbar benachteiligt. Selbiges gilt für 
bestimmte grenzüberschreitende betriebsübergreifende Leistungserbringungen, welche 
zum Fremdvergleichswert bewertet werden, während innerstaatliche Vorgänge 
(Leistungsentnahme) nur zum Teilwert bewertet und versteuert werden. Ob die o.a. 
Benachteiligungen im Rahmen der Besteuerung der grenzüberschreitenden Erbringung 
sonstiger Leistungen unter dem Regime des § 6 Z 6 EStG tatsächlich unionsrechtswidrig 
sind und daher einen Besteuerungsaufschub fordern, ist auf Basis der aktuellen 
Unionsrechtlage noch unklar.610 Das überwiegende österreichische Schrifttum611 scheint 
jedoch – auf Basis der jüngsten EuGH-Judikatur (Rs SGI) – davon auszugehen, dass § 6 Z 
6 EStG den unionsrechtlichen Vorgaben im Bereich der Besteuerung von sonstigen 
Leistungen entspricht und die Ausnahme dieser vom Nichtfestsetzungskonzept § 6 Z 6 lit b 
EStG daher unionsrechtlich unbedenklich ist. 
                                                 
607 Vgl.. Lechner, in: Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, Linde, Wien 2005, 304, zitiert nach Petritz, in Fraberger u.a.(Hrsg), Handbuch 
Konzernsteuerrecht, Lexis Nexis, Wien 2008, , 605. 
608 Vgl.. Lechner, in: Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, Linde, Wien 2005, 304. 
609 Vgl. Lechner, in: Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, Linde, Wien 2005, 304f.; Rédei, Grenzüberschreitende Leistungsbeziehungen 
zwischen Betrieben, RdW 2005, 247ff. 
610 Siehe dazu Kapitel 8.2.2.4. 
611 Vgl. Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 388; Hohenwarter-Mayr, RdW 2010/546, 538 
(541); Moshammer, EuGH zur Zulässigkeit grenzüberschreitender Verrechnungspreiskorrekturen, SWI 2010, 215 (219); Zorn/Petritz in 
Hofstätter/Reichel (Hrsg), EStG46, 2010, ad § 6 Z 4 Rz 37; Haunold/Tumpel/Widhalm, Hinzurechnungsbesteuerung bei unüblich 
ausgestalteten Leistungsbeziehungen zwischen verbundenen Unternehmen gerechtfertigt, SWI 2010, 136 (141); Marchgraber, 
Grenzüberschreitende Nutzungseinlagen am Prüfstand des EuGH, ecolex 2010, 390 (391f); wohl auch Beiser, SWI 2010, 301ff. 
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4.2.10 Die Sonderregelung zu unkörperlichen Wirtschaftgütern 
Unter § 6 Z 6 lit b EStG ist folgende Sonderregelung im Zusammenhang mit der 
Überführung von unkörperlichen Wirtschaftsgütern ins Ausland vorgesehen:  
„Für nicht entgeltlich erworbene unkörperliche Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens, für die nach der Überführung oder Verlegung ins Ausland 
ein Aktivposten angesetzt wird, ist die Steuerschuld jedoch von jenen 
Aufwendungen festzusetzen, die bereits als Betriebsausgaben zu 
berücksichtigen waren. Weist der Steuerpflichtige die tatsächlichen 
Aufwendungen nicht nach, gelten 65% des Wertes gem lit a, höchstens jedoch 
der im Ausland angesetzte Aktivposten, als Aufwendungen für das 
Wirtschaftsgut.“ 
Wird folglich im Ausland für nicht entgeltlich erworbene unkörperliche Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens (z.B. EDV-Programme, gewerbliche Schutzrechte wie Patente oder 
Lizenzen, Erfindungen, Rezepturen, Know-How, originärer Firmenwert612) im Rahmen 
einer Überführung613 aus Österreich ein Aktivposten angesetzt, führt dies nach § 6 Z 6 lit b 
EStG – welcher im Rahmen des AbgSiG 2007614 eingeführt wurde – zur zwingenden 
Nachversteuerung von den in der Vergangenheit im Zusammenhang mit der Herstellung 
des Wirtschaftsgutes im Inland berücksichtigten Betriebsausgaben. Dies erfordert 
jedenfalls eine (eindeutige) funktionale Beziehung zwischen den Aufwendungen und dem 
selbst hergestellten Wirtschaftsgut.615 Faktisch „aufwandslos“ selbst hergestellte 
unkörperliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens (z.B. Zufallserfindungen) 
unterliegen daher dem Grunde nach der Nachversteuerung, allerdings ergibt sich – auch 
wenn sie im Zeitpunkt der Überführung einen sehr hohen Fremdvergleichswert aufweisen 
– mangels Bemessungsgrundlage wegzugsbedingt keine Steuerlast.616  
Hinsichtlich des Nachweises der Aufwendungen verlangen die EB zur RV eine fundierte 
Kostenrechnung. Hierbei sollen die Anforderungen der VO zum Forschungsfreibetrag 
herangezogen werden können.617 Hinsichtlich der Höhe der nachzuversteuernden 
Aufwendungen ist darüber hinaus, unter Bezugnahme auf den Telos der Regelung, 
lediglich auf jene Betriebsausgaben abzustellen, welche nicht auch im Falle eines 
hypotetischen entgeltlichen Erwerbes bis zum Zeitpunkt der Überführung 
aufwandswirksam abgesetzt worden wären. Demnach wären z.B. fiktive Abschreibungen 
(planmäßig, außerplanmäßig) oder Forschungsfreibeträge nicht nachzuversteuern.618 
                                                 
612 Vgl. Beispiele in Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 394e mwH; 
Atzmüller/Hammerl/Mayr, RdW 2007, 749; Zorn in Hofstätter/Reichel, EStG41, § 6 Z 6 Rz 36/1, Laudacher, Jakom, EStG³, § 6 Rz 155. 
Kritisch zur Erfassung eines originären Firmenwertes durch § 6 Z 6 lit b EStG Quantschnigg/Trenkwalder,  FS Wolfgang Nolz, 165 
(173); Aigner/Prechtl/Tumpel, SWK 2008, T 2, Puchinger, FJ 2007, 341; Bieber, taxlex 2008, 48; Hügel, in Aktuelle Fragen 
grenzüberschreitender Umgründungen, in Sonderbilanzen – Wiener Bilanzrechtstage 2008, Linde, Wien  2008, 36f. 
613 Davon abzugrenzen ist die bloße Gebrauchs- bzw Nutzungsüberlassung welche nicht zum Übergang des Wirtschaftsgutes ins 
ausländische Betriesbs(stätten)vermögen und daher zu keiner Nachversteuerung iSd § 6 Z 6 lit b EStG führt; siehe dazu Kapitel 4.2.4.2. 
614 Vgl. BGBl I 2007/99 vom 28.12.2007 (NR: GP XXIII RV 270 AB 391 S 42 BR: AB 7862, 751). 
615 Vgl Rz 2207 ff. EStR 2000.  
616 Vgl. Bachl, ecolex 2009, 164 mit dem Hinweis, daß seitens der Finanzbehörde in diesem Fall eventuell eine bloß mangelhafte 
Zuordnung der Aufwendungen unterstellt würde.  
617 Vgl. Petritz, in Fraberger u.a.(Hrsg), Handbuch Konzernsteuerrecht, Lexis Nexis, Wien 2008, 607. 
618 Vgl. Bachl, ecolex 2009, 164. 
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Werden die tatsächlichen Aufwendungen zur Herstellung des Wirtschaftsgutes (inklusive 
angemessene Teile der Gemeinkosten619) jedoch nicht nachgewiesen, gelten 65 Prozent des 
Fremdvergleichswertes – höchstens jedoch der im Ausland angesetzte Aktivposten – als 
nachzuversteuernde Aufwendungen. Der Zeitpunkt des Anfalls der Aufwendungen ist in 
diesem Zusammenhang irrelevant.620 
Der hautsächliche Grund für diese Nachversteuerungsregelung wird seitens des 
Gesetzgebers in der Vermeidung einer doppelten Aufwandsverwertung gesehen, da es bei 
möglicher Aktivierung eines ausländischen Aktivpostens dazu kommen kann, dass bereits 
in Österreich im Rahmen der Schaffung des immateriellen Wirtschaftsgutes steuerwirksam 
abgesetzte Aufwendungen in Form der Absetzung für Abnutzung oder spätestens beim 
Ausscheiden aus dem Betriebsvermögen in Form der Absetzung des Restbuchwertes 
nochmals (im Ausland) steuermindern berücksichtigt würden.621 Die beabsichtigte 
Vermeidung der Doppelberücksichtigung von Aufwendungen bzw. Keinmalbesteuerung 
steht lt. Gesetzgeber im Einklang mit der Rechtsprechung des EuGH (z.B. EuGH 7. 
September 2006, C-470/04 - N), wobei die stillen Reserven ieS anlässlich des Wegzugs – 
unabhängig von o.a. Systematik – nicht besteuert werden sollen.622 
Die Nachversteuerung der in der Vergangenheit bereits abgesetzten Betriebsaufwendungen 
wird vom Gesetzgeber – neben der Vermeidung von Mehrfachabschreibungen – auch 
damit argumentiert, dass die im Rahmen der Schaffung des immateriellen Wirtschaftsgutes 
(aufgrund des Aktivierungsverbotes unter § 4 Abs 1 EStG in Übereinstimmung mit § 197 
Abs 2 UGB) nicht vorgenommene Aktivierung der Aufwendungen nur aus der 
Unsicherheit einer Wertfindung heraus resultierte. Diese Unsicherheit wäre aber mit dem 
Ansatz eines ausländischen Aktivpostens nicht mehr gegeben und die Aktivierung der 
Aufwendungen kann somit nachträglich vorgenommen werden.623  
Teile des Schrifttums624 schließen sich der obigen Argumentation nicht an und sehen in der 
Möglichkeit zur doppelten Aufwand- bzw. Verlustverwertung lediglich ein Ergebnis 
fehlender Harmonisierung. Eine zwingende Verhinderung doppelter Verlustverwertung 
bzw. von Mehrfachabschreibung sei weder primär- noch sekundärrechtlich „geboten“ und 
auch nicht vom EuGH als Grundsatz definiert worden.  
Darüber hinaus ist anzumerken, dass die bezüglich der Sonderregelung oftmals 
vorgebrachte Bezeichnung der im Zuzugsstaat aufwertungsbedingt geschaffenen 
Abschreibung als „Mehr(fach)abschreibung“ und die Absicht des Gesetzgebers die 
„Doppelverwertung von Aufwendungen“ zu vermeiden insofern korrigiert werden sollte, 
                                                 
619 Vgl. Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 394d. 
620 Vgl. Bachl, ecolex 2009, 165 der eine Begrenzung der Nachversteuerungspflicht auf Aufwendungen der letzten 10 Jahre vor dem 
Wegzug fordert. 
621 Vgl. Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 394b. 
622 Siehe dazu die EB zur RV des AbgSiG 2007. 
623 Vgl. Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 394c; kritisch dazu Quantschnigg/Trenkwalder,  
FS Wolfgang Nolz, 165 (171f) welche in der bloß unternehmensinternen Überführung des Wirtschaftsgutes keine „Manifestierung“ des 
Marktwertes erkennen (da kein interpersoneller marktmäßiger Austausch erfolgt); ebenso kritisch gegenüber bloß konzerninternen 
„Wertmanifestierungen“ ist Doralt, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.7.2007, ad § 4 Rz 94 unter Hinweis auf 
Bertl/Fraberger, RWZ 1998, 243. 
624 Vgl. Krickl/Kauba, GS Köglberger, 2008, 565.; siehe dazu auch Hügel, in Sonderbilanzen – Wiener Bilanzrechtstage 2008,  2008, 36 
welcher die Bezugnahme auf die Rs. „N“ in den EB zur RV generell als „Fehlzitat“ wertet; ebenso Hügel, in Grenzüberschreitende und 
nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 124, FN 248. 
  147
als durch die fragliche  Mehrabschreibung auf Seiten des Wegziehenden im Vergleich zum 
im Inland verbleibenden bloß ein Zinsvorteil geschaffen wird. Durch eine etwaige 
Aufwertung im Zuzugsstaat auf den Fremdvergleichswert und Heranziehung als 
Bemessungsgrundlage für eine zukünftige steuerliche Abschreibung kommt es nämlich – 
aufgrund des im Zuzugsstaat durch die Abschreibung reduzierten Buchwertes - im 
Realisierungszeitpunkt zu erhöhten steuerpflichtigen Veräußerungsgewinnen und eben 
nicht zu Keinmalbesteuerung bzw. weißen Einkünften. Der Ansatz des unkörperlichen 
Wirtschaftsgutes des Anlagevermögens zu seinem Fremdvergleichswert und dessen 
Abschreibung führt lediglich zu einer vorgezogenen steuerlichen Geltendmachung des 
Buchwertes im Zuzugsstaat womit – im Vergleich zum Inlandsszenario – bloß ein 
Zinsvorteil verbunden ist. Da es durch die o.a. Systematik jedenfalls nicht zu 
Keinmalbesteuerung kommt, sollte die zuzugsbedingt geschaffene Abschreibung korrekter 
Weise als „vorzeitige Abschreibung“ und eben nicht als „Mehrabschreibung“ bezeichnet 
werden. Dies impliziert fälschlicher Weise, dass es sich bei der Mehrabschreibung um 
einen Aufwand handelt, welcher dazu führt, im Wegzugsfall einer geringeren 
Totalsteuerbelastung (Wegzugs- und Zuzugstaat) zu unterliegen als im reinen 
Inlandsszenario.625    
Unabhängig von den o.a. Punkten erscheint es höchst fragwürdig, ob die Sonderregelung 




Nach § 6 Z 6 lit b EStG unterbleibt im Rahmen des Besteuerungsaufschubes die 
Festsetzung der österreichischen Ertrag-/Körperschaftsteuerschuld, wobei allerdings im 
Rahmen des Wegzuges über die Steuerschuld bescheidmäßig abzusprechen ist.626  
Der angemessene Fremdvergleichswert des zu überführenden Wirtschaftsgutes muss somit 
im Zeitpunkt des Wegzugs ermittelt und gegenüber der österreichischen Finanzbehörde 
erklärt werden. Werden ganze Betriebe oder Teilbetriebe iSd EStG verlagert, so muss der 
Fremdvergleichswert der gesamten betrieblichen Einheit inklusive eines etwaigen 
Firmenwertes627 ermittelt und auf die einzelnen Wirtschaftsgüter aufgeteilt werden 
(zwecks Aufteilung der stillen Reserve des Betriebes auf die Einzelwirtschaftsgüter).628  
Im Bereich des Umlaufvermögens kann von der o.a. Vorgehensweise insofern abgewichen 
werden als die stillen Reserven bezogen auf das Umlaufvermögen ohne Aufgliederung auf 
die einzelnen Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens als Gesamtsumme erklärt werden 
dürfen. Diese vereinfachende Vorgehensweise bedingt jedoch das gleichzeitige 
Einverständnis des Steuerpflichtigen bezüglich der Besteuerung des zu transferierenden 
Umlaufvermögens nach Ablauf eines Jahres nach Rechtskraft des Wegzugsbescheides.629 
                                                 
625 Siehe dazu auch Trenkwalder in Quantschnigg/Trenkwalder,  FS Wolfgang Nolz, 171. 
626 Vgl. Rz 2517a EStR 2000. 
627 Vgl. Rz 2517 EStR 2000. 
628 Vgl. Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 387 und 394a. 
629 Vgl. Rz 2517j EStR 2000; Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 394a. 
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Das Erfordernis der einzelwirtschaftsgutbezogenen Erklärung der stillen Reserven bedingt 
somit – im Rahmen eines Wegzuges mit einer Betriebsstätte oder einem Betrieb – die 
Ermittlung des Fremdvergleichswertes sowohl des gesamten Betriebes/Teilbetriebes 
inklusive Firmenwert als auch der einzelnen Wirtschaftsgüter. Es ist daher nicht 
ausreichend, eine Bewertung zu erstellen, welche sich gesamthaft auf den zu verlagernden 
Betrieb/Teilbetrieb bezieht und bloß einen Gesamtwert für diesen ausweist. Der 
Gesamtwert muss vielmehr auf die wesentlichen Aktiva und Passiva des 
Betriebsvermögens (Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens inklusive Kundenstamm und 
Firmenwert630 sowie des Umlaufvermögens, der Rückstellungen, der Verbindlichkeiten, 
etc.) aufgeteilt werden.     
4.2.11.2 Antrag auf Nichtfestsetzung 
Der Steuerpflichtige kann631 – insofern er innerhalb eines Wirtschaftsjahres mehrere 
Wirtschaftsgüter überführt bzw. Betriebe oder Betriebsstätten verbringt – seinen Antrag 
auf Nichtfestsetzung gem. § 6 Z 6 lit b EStG für jede einzelne Überführung/Verbringung 
separat ausüben.632 Der Antrag muss – seit einer Ergänzung des Wortlautes des § 6 Z 6 lit 
b EStG im Jahr 2005633 – in der Steuererklärung des Wegziehenden gestellt werden, wobei 
hierfür nach der Meinung der Finanzverwaltung634 nur die Steuererklärung für das Jahr der 
Überführung bzw. der Verlegung in Frage kommt. Sobald das Wegzugsjahr zur 
Einkommensteuer rechtskräftig veranlagt wurde, ist daher eine „Nachholung“ der 
Antragstellung (z.B. im Rahmen einer Wiederaufnahme nach § 303 BAO aufgrund einer 
Betriebsprüfung) – im Gegensatz zu Rechtslage vor 2005635 – nicht mehr möglich.636   
Die strengen Formerfordernisse (erforderliche Quantifizierung der Steuerschuld, zeitliche 
Befristung des Antrages) werden seitens der Finanzverwaltung damit begründet, dass diese 
in einem ersten Schritt über den Wegzugsvorgang informiert werden soll, um 
entsprechende „Aufsichtsmaßnahmen“ in folgenden Jahren setzen zu können. Die Vorlage 
einer Ansässigkeitsbescheinigung des ausländischen Zuzugsstaates ist bis dato gesetzlich 
(noch) nicht erforderlich.637  
Fraglich erscheint, ob das Erfordernis im Rahmen der Beantragung der Nichtfestsetzung 
die stillen Reserven der zu überführenden Wirtschaftsgüter zahlenmäßig zu ermitteln und 
in der Steuererklärung anzugeben nicht als überschießend und daher unionsrechtswidrig 
                                                 
630 Zum Ansatz eines Firmenwertes kommt es nur im Rahmen der Verlagerung eines Betriebes oder Teilbetriebes iSd EStG, nicht im 
Falle der Verlagerung einer bloßen Betriebstätte; vgl Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 27, 78ff. 
631 Die Ausgestaltung der Nichtfestsetzung als Option entspricht der Sichtweise des EuGH in der Rs NGI. Dem Steuerpflichtigen muss – 
insofern mit der Nichtfestsetzung laufende administrative Erfordernisse (z.B. Meldung bzgl. Realisierungsstatus) verknüpft sind – die 
Möglichkeit der Sofortbesteuerung eingeräumt werden; vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 73.   
632 Vgl. Rz2517a EStR 2000; unklar ist ob diese Flexibilität unionsrechtlich unbedingt erforderlich ist: offen lassend Thömmes, IWB 
23/2011, 901; bejahend Brinkmann/Reiter, DB 1/2012, 19. 
633 BGBl I 0034/2005 („Reparaturgesetz“), vgl Lechner, in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GS Gassner, 2005, 384, FN 6.  
634 Vgl.. EStR Rz 2517d. 
635 Für eine mögliche Stellung des Antrages im Rahmen eines wiederaufgenommenen Verfahrens nach der Rechtslage vor BGBl I 
0034/2005 vgl Lechner, in: Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, Linde, Wien 2005, 306; Krickl/Kauba, GS Köglberger, 2008, 561. 
636 Siehe EB zu BGBl I 0034/2005: „Es wird präzisiert, dass der Antrag auf Nichtfestsetzung der entstandenen Steuerschuld nur in der 
Steuererklärung des betreffenden Jahres gestellt werden kann. Eine spätere Nachholung des Antrages (insbesondere in einer Berufung 
gegen einen im wiederaufgenommenen Verfahren ergangenen Bescheid) ist damit nicht zulässig.“; vgl Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG 
Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 390. 
637 Siehe Hinweis in Krickl/Kauba, in GS Köglberger, 2008, 561. 
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eingestuft werden muss.638 Der Hinweis des Steuerpflichtigen auf den Wegzug mit einem 
bestimmten Wirtschaftsgut bzw. einer bestimmten betrieblichen Einheit – eventuell bei 
gleichzeitiger Verpflichtung zur internen Evidenthaltung der stillen Reserven – sollte aus 
Gleichbehandlungsgründen genügen.639  
Darüber hinaus erscheint es unverhältnismäßig, die Wirkung eines Antrages auf 
Nichtfestsetzung an den Zeitpunkt der Einreichung der Steuererklärung des 
Wegzugsjahres zu binden und so eine Antragstellung z.B. im Rahmen einer 
Bescheidaufhebung gem. § 299 BAO oder der Wiederaufnahme eines Verfahrens nach § 
303 BAO bereits im Vorfeld kategorisch auszuschließen. Dadurch kommt es in 
Situationen, in denen die Stellung des Antrages auf Nichtfestsetzung vom 
Steuerpflichtigen irrtümlich unterlassen oder aufgrund einer von der Finanzbehörde 
abweichenden Sachverhaltsbeurteilung640 als nicht erforderlich angesehen wurde, zu einer 
Pönalisierung obwohl die fraglichen Wegzugsszenarien dem Grunde nach vom 
Nichtfestsetzungskonzept begünstigt sein sollten. Insofern das Ziel dieses verschärften 
Formerfordernisses darin liegt, eine dem Wegzug zeitlich naheliegende Offenlegung zu 
erzwingen um nachträgliche Kontrollen zu ermöglichen und dadurch missbräuchliche 
Wegzugsvorgänge zu unterbinden, so kann alleine dieses Argument mE nicht die generelle 
Vorenthaltung der Begünstigung der Nichtfestsetzung rechtfertigen.641 Es entspricht der 
gefestigten Rechtsprechung des EuGH Mißbrauchsabwehrregelungen als dem Grunde nach 
gerechtfertigt aber, insofern sie pauschal ausgestaltet sind, als überschießend und daher 
unionsrechtswidrig einzustufen.642 In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass es viele 
nicht missbräuchliche Gründe dafür geben kann, ein Wegzugsszenario erst nachträglich 
zur Abgabe der Steuererklärung des Wegzugsjahres als solches zu identifizieren (Irrtum 
bei Erstellung der Steuererklärung, unvollständige Interpretation des Sachverhalts durch 
den Steuerpflichtigen, etc.). Eine Regelung, welche ausnahmslos alle nachträglich 
identifizierten Wegzugsvorgänge mit der Zielsetzung einer beabsichtigten 
Missbrauchsvermeidung benachteiligt und so gegenüber Inlandssachverhalten 
benachteiligt, ist mE als überschießend (da nicht das „gelindeste Mittel“) und daher 
unionsrechtswidrig einzustufen. Vielmehr sollte auf Einzelfallbasis untersucht werden, ob 
die unterlassene Offenlegung eines Wegzugsszenarios (der Wegzug an sich stellt aus Sicht 
des EuGH jedenfalls keinen missbräuchlichen Vorgang dar643) tatsächlich als 
missbräuchlich eingestuft werden kann und die Versagung der Nichtfestsetzung an diese 
Beurteilung knüpfen. Ist die Unterlassung der Wegzugserklärung schließlich nicht auf 
vorsätzliches Handeln des Steuerpflichtigen zurückzuführen (sondern bloß auf einen 
                                                 
638 Kritisch zum Bewertungszwang Aigner/Kofler, 2005, 9; Lang, SWI 2006, 223; Schilcher, Grenzen der Mitwirkungspflichten im 
Lichte des Gemeinschaftsrechts, 2009, 204f.; aA Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), Sonderbilanzen, 2008, 254. 
639 Auch im Rahmen bestimmter inländischer Umstrukturierungsvorgänge sind stille Reserven bloß evident zu halten; vgl Krickl/Kauba, 
in GS Köglberger, 2008, 562 unter Hinweis auf § 24 Abs 2 UmgrStG. 
640 Dies kann der Fall sein wenn zB im Rahmen einer Betriebsprüfung eine konzerninterne Funktionsverlagerung behördenseitig als 
abgeltungspflichtige Verlagerung von Teilbetrieben oder unkörperlichen Wirtschaftsgütern von Österreich ins EU-Ausland qualifiziert 
wird (zB Verlagerung IP in zypriotische Forschungsbetriebstätte oder Produktionsteilbetrieb bzw Vertrieb/Kundenstamm in 
slowakische/polnische Betriebstätte). 
641 Zu der (aus den Materialien nicht ersichtlichen) Zielsetzung der Verschärfung des Formerfordernisses iRd BGBl I 0034/2005 
(„Reparaturgesetz“) siehe Krickl/Kauba, in GS Köglberger, 2008, 561. 
642 Vgl. EuGH 12.9.2006, Rs C-196/04, Cadbury Schweppes, Slg 2006, I-7995, Rz 50-51; EuGH 16.7.1998, Rs C-264/96, ICI, Slg 1998, 
I-4695, Rz 26; Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-2409, Rz 50-51 u.v.a.m.; siehe Schilcher, Grenzen der Mitwirkungspflichten 
im Lichte des Gemeinschaftsrechts, 2009, 147f. 
643 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 43-44 und 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du 
Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 50-51 und 58. 
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Irrtum, eine vertretbare Rechtsauffassung, etc.) so darf die Nichtfestsetzung mE nicht 
versagt werden.      
Auch im Schrifttum644 werden die o.a. Formerfordernisse im Zusammenhang mit der 
Beantragung einer Nichtfestsetzung als potenziell unionsrechtswidrig  eingestuft. Weitere 
Überlegungen dazu siehe unter Kapitel 8.2.3.4. 
4.2.11.3 Form der Ermittlung des Fremdvergleichswertes 
Hinsichtlich des Antrages auf Nichtfestsetzung durch den Wegziehenden stellt sich die 
Frage, auf welche Art und Weise die anlässlich des Wegzugs gestundete Steuerschuld 
ermittelt und dokumentiert werden soll. In der Einkommensteuer- bzw. 
Körperschaftsteuererklärung selbst sind lediglich die wegzugsbedingt realisierten stillen 
Reserven betraglich anzugeben.645 Unabhängig davon, wird die Ermittlung der fraglichen 
stillen Reserven (als Differenzbetrag zwischen dem Fremdvergleichswert im 
Wegzugszeitpunkt und dem steuerlichen Buchwert des zu überführenden 
Wirtschaftsgutes/Betriebes) wohl in einer Beilage zur Steuererklärung entsprechend 
dargestellt werden. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, in welcher Form der 
Fremdvergleichswert des überführten Wirtschaftsgutes bzw. Betriebes dokumentiert 
werden muss und ob die Bewertung bereits der fraglichen Erklärung beigelegt werden 
muss.   
Die exakte Form der Ermittlung des Fremdvergleichswertes des zu transferierenden 
Wirtschaftsgutes oder Betriebes (Betriebsstätte) ist weder gesetzlich noch per Erlass 
geregelt. Folglich steht dem Steuerpflichtigen die Form der Ermittlung des 
Fremdvergleichswertes frei. Allerdings ist davon auszugehen, dass – insofern das 
überführte Wirtschaftsgut nicht sehr zeitnah zum Wegzug im Rahmen eines 
Drittgeschäftes erworben wurde (und zwischenzeitig offenkundig keine signifikante 
Wertänderung stattgefunden hat)646, zeitnah zum Wegzug ein repräsentatives 
Außengeschäft stattgefunden hat oder Fremdvergleichswerte direkt vom (Kapital-) Markt 
abgeleitet werden können – eine gesonderte Ermittlung des Fremdvergleichswertes zu 
erfolgen hat. Kommt es z.B. zu einer Verlagerung von Beteiligungen, Betrieben oder 
Teilbetrieben, dann wird die Bewertung nach anerkannten betriebswirtschaftlichen 
Methoden erfolgen müssen. Folglich wird die Bewertung – unabhängig davon, welche 
Person die Bewertung erstellt (Steuerpflichtiger, in- oder ausländischer Sachverständiger) 
– den inhaltlichen Standards des Fachgutachtens der österreichischen Kammer der 
Wirtschaftstreuhänder („KFS BW1“) genügen müssen.647    
                                                 
644 Vgl. Petritz, in Fraberger u.a.(Hrsg), Handbuch Konzernsteuerrecht, Lexis Nexis, Wien 2008, 603, FN 84; aA Krickl/Kauba, in GS 
Köglberger, 2008, 562 welche die verpflichtende Antragstellung nicht als „übermäßige Bürde“ einstufen. 
645 Vgl. Formular E1 und K1 (KZ 805): „Ich beantrage gemäß § 6 Z 6 lit b oder nach dem Umgründungssteuergesetz, die Steuerschuld 
nicht festzusetzen für einen in den Einkünften enthaltenen Betrag von:“. 
646 Dies falls kann der Fremdvergleichswert wohl aus den Anschaffungskosten abgeleitet werden.  
647 Vgl. die analoge Vorgehensweise im Umgründungssteuerrecht unter Rz 680 UmgrStR 2002 (unter Bezugnahme auf den 
„Verkehrswert“). Die Ermittlung des gemeinen Wertes auf Basis des „Wiener Verfahrens 1996“ wurde seitens der Finanzbehörde im 
Rahmen eines privaten Wegzugs als ausreichend anerkannt, vgl Salzburger Steuerdialog 2009 – Einkommensteuer, BMF-010203/0542-
VI/6/2009 vom 5.10.2009 („Vorübergehender Wegzug des an einer inländischen Kapitalgesellschaft beteiligten Gesellschafters in ein 
Drittland“), ablehnend hierzu jedoch Fraberger/Zöchling, Gemeinschaftsrechtliche Vorgaben für die Neuregelung der 
Wegzugsbesteuerung durch den österreichischen Gesetzgeber, ÖStZ 2004, 414, FN 37. Der Vorgehensweise der Finanzverwaltung 
(Ermittlung gemeiner Wert über Wr. Verfahren möglich während Ermittlung Verkehrswert ausschließlich über Bewertungsgutachten iSd 
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Im Rahmen der Prüfung der Abgabenerklärung durch die Abgabenbehörde gem. § 115 
BAO steht es der Behörde nach § 138 Abs 1 BAO grundsätzlich zu – zwecks Beseitigung 
von etwaigen Zweifeln über die inhaltliche Richtigkeit der Abgabenerklärung – vom 
Abgabenpflichtigen zu verlangen, die Richtigkeit der Fremdvergleichswertermittlung, 
welche der Abgabenerklärung zugrunde liegt, zu beweisen. Als Beweismittel kommen 
hierbei nach § 166 BAO grundsätzlich alle Unterlagen in Betracht, welche zur Feststellung 
des fraglichen Fremdvergleichswertes geeignet sind, wobei die Abgabenbehörde gem. § 
167 Abs 2 BAO unter sorgfältiger Berücksichtigung der Ergebnisse des 
Abgabenverfahrens nach freier Überzeugung beurteilt, ob sie eine Tatsache als erwiesen 
annimmt oder nicht (Grundsatz der „freien Beweiswürdigung“). Die Aufnahme von 
Beweisen durch Sachverständige gem. § 177 BAO kann daher notwendig erscheinen. In 
der administrativen Praxis ist somit davon auszugehen, dass der Fremdvergleichswert – 
insofern der Wegziehende nicht ausnahmsweise selbst über entsprechende Sachkenntnisse 
verfügt und diese gegenüber der Abgabenbehörde glaubhaft machen kann648 – auf Basis 
von externen Sachverständigengutachten ermittelt werden muss (Bewertungsgutachten 
durch österreichische Wirtschaftstreuhänder, etc.), um im Falle einer Abgabenprüfung die 
sachgemäße Wertermittlung belegen zu können und das Risiko einer abweichenden 
Schätzung seitens der Abgabenbehörde zu verringern. 
4.2.12 Zusammenfassung Wegzug § 6 Z 6 EStG 
Die vorangehende Analyse der Wegzugsregelung des § 6 Z 6 EStG hat für die vorliegende 
Untersuchung zentrale Bedeutung. Sie ist die für das Szenario der Verlagerung eines 
österreichischen Betriebes bzw. Teilbetriebs in die Slowakei oder nach Rumänien 
maßgebliche Besteuerungsnorm, wobei die wichtigsten Eckpunkte derselben wie folgt 
zusammengefasst werden können:   
Allgemeines 
? Die physische Überführung/Verbringung von Einzelwirtschaftsgütern, 
österreichischen Betrieben oder Teilbetrieben ins Ausland unterliegt dem 
Besteuerungsregime des § 6 Z 6 EStG. 
? Die Zielsetzung des § 6 Z 6 EStG besteht – unverändert seit seiner Schaffung im 
Rahmen des EStG 1972 – in der Sicherung des österreichischen Besteuerungs-
rechtes hinsichtlich inländischer Betriebe und diesen zurechenbarer 
Wirtschaftsgüter bzw. Teilbetriebe.649  
? Die Regelung beschränkt sich daher auf die Überführung von betrieblichen 
Wirtschaftsgütern (Einkünfte iSd §§ 23-23 EStG).650 
? Aufgrund der Inlandsfiktion des § 2 Abs 8 Z 1 EStG fällt auch die Überführung von 
Betriebsvermögen ausländischer Anrechnungsbetriebstätten oder DBA-loser 
                                                                                                                                                    
KFS BW1 zulässig) stellt mE keinen konsistenten Ansatz dar. Der gemeine Wert einer Beteiligung wird idR dessen Verkehrswert (= 
Fremdvergleichswert) entsprechen. 
648 So zB bei der Bewertung von Betriebseinheiten durch eine sachkundige Finanzabteilung innerhalb eines Industriekonzerns. 
649 Siehe Kapitel 4.2.1.1. und 4.2.1.6. 
650 Siehe Kapitel 4.2.2.2.1. 
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Auslandsbetriebstätten unter § 6 Z 6 EStG. Die Regelung erfasst daher nicht bloß 
inländisches sonder auch (steuerverstricktes) ausländisches Betriebsvermögen.651  
? Der Tatbestand des § 6 Z 6 EStG stellt nicht auf die entstrickende Wirkung einer 
Transaktion sondern ausschließlich auf das Vorliegen einer körperlichen 
Überführung oder Verlegung ab. Auch nicht entstrickende, grenzüberschreitende 
Überführungen vom In- ins Ausland lösen daher die Besteuerung nach § 6 Z 6 
EStG aus (siehe unten).652 
? Nicht unter den Tatbestand des § 6 Z 6 EStG fallen daher z.B.:653 
- Die hinsichtlich einer ausländischen Anrechnungsbetriebsstätte oder einer 
abkommenslosen Auslandsbetriebsstätte entstrickende Verlegung des inländischen 
Ortes der Geschäftsführung einer Kapitalgesellschaft ins Ausland (da keine 
Überführung von Wirtschaftsgütern stattfindet). 
- Der hinsichtlich einer ausländischen Anrechnungsbetriebsstätte oder einer 
abkommenslosen Auslandsbetriebsstätte entstrickende Ansässigkeitswechsel eines 
Einzelunternehmers oder PG-Gesellschafters ins Ausland (da keine Überführung 
von Wirtschaftsgütern stattfindet). 
- Die hinsichtlich einer ausländischen Anrechnungsbetriebsstätte oder einer 
abkommenslosen Auslandsbetriebsstätte entstrickend wirkende Änderung von 
abkommensrechtlichen Rahmenbedingungen (z.B. Wechsel von Anrechnungs- zu 
Befreiungsmethode, erstmaliger Abschluss eines DBA). 
? Unter den Tatbestand des § 6 Z 6 EStG fallen hingegen z.B.: 654 
- Die Überführung von Wirtschaftsgütern aus der inländischen Betriebsstätte einer 
österreichischen Kapitalgesellschaft in eine ausländische Anrechnungs-
Betriebsstätte und vice versa (obwohl damit keine Entstrickung in Österreich 
verbunden ist). 
- Die Überführung von Wirtschaftsgütern aus der inländischen Betriebsstätte einer 
österreichischen Kapitalgesellschaft in eine DBA-lose Auslandsbetriebsstätte und 
vice versa (obwohl damit keine Entstrickung in Österreich verbunden ist). 
- Die Überführung von Wirtschaftsgütern zwischen DBA-losen Auslands-
betriebsstätten oder ausländischen Anrechnungsbetriebsstätten (obwohl damit keine 
Entstrickung in Österreich verbunden ist). 
? Entgegen dem ursprünglichen Gesetzeszweck stellt § 6 Z 6 EStG daher nicht auf 
die ent- oder verstrickende Wirkung eines Weg- oder Zuzugsvorganges ab, sondern 
ausschließlich auf die grenzüberschreitende Überführung. Die Norm stellt folglich 
                                                 
651 Siehe Kapitel 4.2.2.2.2 (d). 
652 Siehe Kapitel 4.2.2.1. 
653 Siehe Kapitel 4.2.2.2.2 (a)-(c). 
654 Siehe Kapitel 4.2.2.2.2 (d). 
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keine „Entstrickungsbesteuerung“ sondern vielmehr eine „Überführungs-
besteuerung“ dar. 655 
? Um eine Besteuerung iSd § 6 Z 6 EStG auszulösen, muss es zur Überführung eines 
Wirtschaftsgutes iSd EStG kommen. Um als Wirtschaftsgut zu gelten, muss der 
Vermögenswert (1) selbstständig bewertbar (2) objektiv werthaltig und (3) 
übertragbar sein. Unter diese Wirtschaftsgutdefinition fallen neben körperlichen 
Wirtschaftsgütern auch unkörperliche Wirtschaftsgüter wie z.B. selbst entwickeltes 
Know-How, Kundenstämme und Rechte. 656 
? Auch selbst erstellte immaterielle Vermögenswerte gelten bei Erfüllung der o.a. 
drei Kriterien – trotz fehlender „Konkretisierung“ im Rahmen eines 
Außenumsatzes – als Wirtschaftsgut iSd § 6 Z 6 EStG. Eine Subsumtion derartiger 
Vermögenswerte wegen fehlender Konkretisierung unter die „sonstigen 
Leistungen“ hätte unionsrechtswidrige Effekte zur Folge (keine Nichtfestsetzung 
möglich, obwohl stille Reserven im Zuzugsstaat noch nicht realisiert wurden). 657 
? Die Besteuerung eines Firmenwertes nach Maßgabe des § 6 Z 6 EStG erfolgt nur 
insofern, als ein Teilbetrieb oder Betrieb iSd EStG grenzüberschreitend verlagert 
wird. Im Rahmen der Überführung von Einzelwirtschaftsgütern oder eines Bündels 
an Wirtschaftsgütern, welches nicht als Teilbetrieb iSd EStG gilt, wird kein 
Firmenwert besteuert. 658 
? Ob die körperliche Überführung eines Wirtschaftsgutes tatsächlich eine 
Überführung oder eine sonstige Leistung (Gebrauchsüberlassung) darstellt, hängt 
von den jeweiligen Umständen des Einzelfalles ab und ist eine freie 
Willensentscheidung des Steuerpflichtigen. Auch über 12 Monate hinausgehende 
Überführungen können als Gebrauchsüberlassung gelten, wobei im Zweifel ein 
Sachverhalt – zwecks Vermeidung von Liquiditätsproblemen – als bloße 
Gebrauchsüberlassung qualifiziert werden sollte. 659 
? Teile des Tatbestandes des § 6 Z 6 EStG sind im Hinblick auf den Tatbestand des § 
8 Abs 1 und Abs 2 KStG (verdeckte Einlage und Ausschüttung) ohne zusätzliche 
normative Wirkung. Eine klare Abgrenzung der beiden Besteuerungsregime ist 
jedoch auf Basis der aktuellen Rechtslage nicht möglich. 660  
Outbound-Verlegung von Betrieben bzw. Teilbetrieben 
? Die dauerhafte Verlegung von österreichischen Betrieben bzw. Teilbetrieben ins 
Ausland führt gem. § 6 Z 6 lit a EStG zu einer steuerpflichtigen Aufdeckung von 
den im Betrieb/Teilbetrieb enthaltenen stillen Reserven bzw. Lasten inklusive eines 
etwaigen Firmenwertes („Wegzugsbesteuerung“). Die stillen Reserven bzw. Lasten 
werden als Differenz zwischen dem steuerlichen Buchwert des Betriebes 
(Eigenkapital laut Steuerbilanz) und dessen Fremdvergleichswert berechnet.  
                                                 
655 Siehe Kapitel 4.2.2.1. 
656 Siehe Kapitel 4.2.3.1. 
657 Siehe Kapitel 4.2.3.3. 
658 Siehe Kapitel 4.2.3.1. 
659 Siehe Kapitel 4.2.4.2. 
660 Siehe Kapitel 4.2.8. 
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? Der Fremdvergleichswert entspricht im Normalfall dem gemeinen Wert und liegt – 
je nach Art des Wirtschaftsgutes (Anlagevermögen, Umlaufvermögen) – über oder 
unter dessen Teilwert. 661 
? Bei Verlegung des österreichischen Betriebes/Teilbetriebes in einen anderen EU-
Staat oder EWR-Staat mit umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe (aktuell 
lediglich Norwegen) besteht die Möglichkeit gem. § 6 Z 6 lit b EStG einen Antrag 
auf Nichtfestsetzung zu stellen. 662  
? Die Nichtfestsetzung bewirkt eine zinsenlose Stundung der Wegzugssteuer, wobei 
diese im Falle einer dem Wegzug nachgelagerten Veräußerung, dem sonstigen 
Ausscheiden oder der Überführung/Verlegung in einen Drittstaat aufgehoben wird 
(rückwirkendes Ereignis iSd § 295a BAO). Unter dem sonstigen Ausscheiden wird 
auch der Untergang eines Wirtschaftsgutes verstanden. Nach Ablauf der 
„absoluten“ zehnjährigen Verjährungsfrist des § 209 Abs 3 BAO ist eine 
Nachversteuerung nicht möglich. 663 
? Die spätere Verlegung des (Teil-)Betriebes vom Zuzugs- in einen dritten EU-Staat 
oder in einen EWR-Staat mit umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe bzw. 
dessen Übertragung im Rahmen einer steuerneutralen Umgründung löst keine 
Nachversteuerung des ursprünglichen Wegzugs in Österreich aus.664   
? Für den Wegziehenden besteht keine besondere Verpflichtung zur Evidenzhaltung 
der nicht versteuerten stillen Reserven. Tritt ein Besteuerungstatbestand 
(Veräußerung, sonstiges Ausscheiden) ein, so ist dieser vom Wegziehenden auf 
Basis von § 120 Abs 3 BAO innerhalb eines Monats der Finanzbehörde 
anzuzeigen. 665   
? Treten der Verlegung des österreichischen (Teil-)Betriebes nachgelagert 
Wertminderungen ein, so sind diese im Falle einer späteren Realisierung und 
Aufhebung der Steuerstundung steuermindernd zu berücksichtigen. Dies jedoch nur 
insoweit, als sie nicht bereits im Zuzugsstaat steuermindernd berücksichtigt 
wurden.     
? Treten dem Wegzug nachgelagert Wertminderungen ein und werden diese durch 
darauf folgende Wertsteigerungen ausgeglichen und können die Wertminderungen 
(aufgrund einer nicht erfolgten zuzugsbedingten Aufwertung) im Zuzugsstaat nicht 
steuerwirksam angesetzt werden, so sind diese bei der Bemessung der 
österreichischen Wegzugssteuer zu berücksichtigen (trotz dem Ausgleich durch 
nachfolgende Wertsteigerungen). 666 
? Dem Wegzug nachgelagerte Wertminderungen dürfen bei Bemessung der 
österreichischen Wegzugssteuer maximal in Höhe der im Wegzugsmoment 
festgestellten stillen Reserven angesetzt werden (insoweit dies noch nicht im 
Zuzugsstat passiert ist).667     
                                                 
661 Siehe Kapitel 4.2.5. 
662 Siehe Kapitel 4.2.9.1. 
663 Siehe Kapitel 4.2.9.2. und 4.2.9.4. 
664 Siehe Kapitel 4.2.9.2. 
665 Siehe Kapitel 4.2.9.2. 
666 Siehe Kapitel 4.2.9.3. 
667 Siehe Kapitel 4.2.9.3. 
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? Das Konzept der Nichtfestsetzung muss in all jenen grenzüberschreitenden 
Wegzugs-Szenarien anwendbar sein, bei welchen es im fiktiven Vergleichs-
Inlandsszenario zu keiner Besteuerung kommt. Darunter fällt neben der 
Verlagerung von inländischen Betrieben und Teilbetrieben ins Ausland (Errichtung 
ausländische Betriebsstätte) u.a. auch die vergleichbare Überführung durch eine 
inländische Kapitalgesellschaft in eine ausländische Mitunternehmerschaft, an 
welcher die Kapitalgesellschaft eine 100 Prozent Beteiligung (z.B. mit 0 Prozent 
Arbeitsgesellschafter) hält. Insofern eine Aufweichung des „engen 
Betriebsbegriffes“ durch den VwGH unterstellt wird, gilt dies auch für die 
Überführung von Wirtschaftsgütern zwischen verschiedenen Betrieben und 
Mitunternehmerschaften desselben Steuerpflichtigen (insofern dadurch auf 
Gesellschafterebene keine steuerhängigen stillen Reserven verschobene werden). 668  
? Insofern im Rahmen der Verlegung eines österreichischen Betriebes oder 
Teilbetriebes auch selbst erstellte unkörperliche Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens überführt und für diese im Zuzugsstaat steuerlich ein 
Aktivposten aktiviert wird, sind gem. § 6 Z 6 lit b EStG die im Rahmen der 
Herstellung angefallenen Kosten anlässlich des Wegzugs nachzuversteuern 
(tatsächliche Kosten oder pauschal 65 Prozent des Fremdvergleichswertes). Unter 
diese Regelung fallen z.B. EDV-Programme, Know-How, Patente, Kundenstämme 
aber auch – insofern Betrieb bzw. Teilbetriebe iSd EStG überführt werden – selbst 
erstellte und derivative Firmenwerte. Die Regelung ist aus unionsrechtlicher 
Perspektive als zweifelhaft einzustufen.669 
? Der Antrag auf Nichtfestsetzung kann vom Wegziehenden nur im Rahmen der 
Abgabe der Steuererklärung für das Wegzugsjahr gestellt werden. Eine spätere 
Nachholung des Antrages (z.B. über § 299 BAO oder § 303 BAO) ist nicht 
möglich. Die Unmöglichkeit der Nachholung der Antragstellung ist als potenziell 
unionsrechtswidrig einzustufen.670  
? Die Ermittlung der stillen Reserven anlässlich der Erklärung der 
Betriebsverlagerung ist weder gesetzlich noch per Erlass geregelt. In der Regel 
wird der Fremdvergleichswert des Betriebes über Erstellung eines internen oder 
externen Bewertungsgutachtens ermittelt. Dieses muss unter Berücksichtigung 
anerkannter betriebswirtschaftlicher Bewertungsmethoden erstellt werden.671       
      
                                                 
668 Siehe Kapitel 4.2.9.5. 
669 Siehe Kapitel 4.2.10. 
670 Siehe Kapitel 4.2.11.2. 
671 Siehe Kapitel 4.2.11.3. 
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4.3 Die grenzüberschreitende Betriebsverlagerung durch Umgründung 
4.3.1 Formen der Betriebsübertragung/-verlagerung 
In Österreich gelegene betriebliche Einheiten können im Rahmen bestimmter 
Rechtsgeschäfte (physisch) ins Ausland transferiert und gleichzeitig ins zivilrechtliche 
Eigentum einer anderen, bereits bestehenden oder neu zu errichtenden ausländischen 
Gesellschaft übertragen werden. Die übertragende österreichische Gesellschaft besteht 
weiterhin fort oder erlischt im Zuge der Übertragung. 
Neben herkömmlichen Kaufgeschäften (sog. „Asset Deal“) können derartige 
Übertragungen im Rahmen von Umgründungstransaktionen stattfinden. Zu einer 
grenzüberschreitenden Übertragung von betrieblichen Einheiten von Österreich ins 
Ausland kann es im Rahmen von unterschiedlichen Umgründungsformen kommen. Diese 
wären folgende: 
1. Verschmelzungen iSd EU-VerschG bzw. des Art I UmgrStG auf ausländische 
Kapitalgesellschaften („Outbound-Verschmelzung“), 
2. Verschmelzenden Umwandlungen iSd UmwG bzw. des Art I UmgrStG auf 
ausländische Hauptgesellschafter („Outbound-Umwandlung“),672 
3. Einbringungen iSd Art III UmgrStG von Betrieben oder Teilbetrieben in 
ausländische Gesellschaften, 
4. Zusammenschlüsse iSd Art IV UmgrStG unter Errichtung ausländischer 
Mitunternehmerschaften, 
5. Realteilungen inländischer Mitunternehmerschaften iSd Art V UmgrStG mit 
ausländischen Mitunternehmern. 
Grenzüberschreitende Auf- und Abspaltungen auf ausländische Gesellschaften 
(„Outbound-Spaltung“) sind aus steuerrechtlicher, jedoch nicht aus 
gesellschaftsrechtlicher Perspektive möglich und infolge dessen nach hL673 praktisch 
(noch) undurchführbar. 
Denkbar ist auch die grenzüberschreitende Übertragung von Betrieben oder Teilbetrieben 
in das zivilrechtliche Eigentum ausländischer Gesellschaften im Wege einer Anwachsung 
gem. § 142 UGB. Demnach käme es durch Wegfall des vorletzten Gesellschafters einer 
österreichischen Personengesellschaft zur Auflösung der Gesellschaft und einer 
                                                 
672 Nach Einführung der Möglichkeit der grenzüberschreitenden EU-Verschmelzung iRd GesRÄG 2007, ist die grenzüberschreitende 
Umwandlung auf einen EU-Hauptgesellschafter iSd § 1 Abs 2 EU-VerschG nicht mehr möglich und scheidet im vorliegenden Fall daher 
als Übertragungsoption iZm einer slowakischen oder rumänischen aufnehmenden Gesellschaft aus, siehe dazu Fida, in 
Helbich/Wiesner/Bruckner, Handbuch der Umgründungen, Q1, Rz 82. 
673 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, Linde, Wien 2009, 100, FN 337 mit Verweis auf Huber in 
Helbich/Wiesner/Bruckner, Einführung zu Art VI, 4.3. uva. 
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grenzüberschreitenden Übertragung ihres Vermögens (Betriebes) im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge auf den letzten, ausländischen Gesellschafter.674 
4.3.2 Die Entstrickungsbesteuerung im UmgrStG  
Das UmgrStG sieht für Betriebsübertragungen mit steuerlicher Entstrickungswirkung, 
welche im Rahmen von Umgründungen realisiert werden ähnliche Regelungen vor, wie 
dies im allgemeinen Ertragssteuerrecht unter § 6 Z 6 EStG der Fall ist. § 6 Z 6 EStG als 
allgemeine Norm hat allerdings Nachrang gegenüber den lex specialis des 
Umgründungssteuerrechts.675 Kommt es demnach aufgrund einer Umgründung dazu, dass 
der österreichische Staat sein Besteuerungsrecht am Vermögen – dessen zivilrechtliches 
Eigentum auf den Rechtsnachfolger übertragen wird676 – verliert (sog. „Entstrickung“), so 
greift gemäß  
? § 1 Abs 2 (Verschmelzung),  
? § 7 Abs 2 (Umwandlung),  
? § 16 Abs 2 Z 1 (Einbringung),  
? § 24 Abs 1 Z 3 (Zusammenschluss),  
? § 29 Abs 1 Z 3 (Realteilung),  
? § 32 Abs 1 Z 2 (Spaltung)  
UmgrStG die allgemeine Liquidations- bzw. Tauschbesteuerung iSd § 20 KStG bzw. des § 
6 Z 14 EStG. Nach allgemeinem Steuerrecht käme es somit zu einer 
Veräußerungsgewinnbesteuerung bei der übertragenden Gesellschaft. Die Besteuerung im 
Falle einer Steuerentstrickung nach dem UmgrStG entspricht lt. hL677 im Wesentlichen 
auch den unionsrechtlichen Vorgaben der EU-Fusionsrichtlinie („FRL“), wobei der 
Anwendungsbereich des UmgrStG teilweise sogar über die Regelungen der FRL hinaus 
geht.678 
Insoweit demnach das umgründungsbedingt übertragene Vermögen – da funktional einer 
inländischen Betriebsstätte der übernehmenden ausländischen Gesellschaft zurechenbar679 
– mit seinen stillen Reserven und einem etwaigen Firmenwert nach einer Umgründung im 
Inland (weiterhin) steuerhängig bleibt, kommt es gemäß den o.a. Bestimmungen des 
UmgrStG zu keiner Besteuerung des Vorganges – weder auf Gesellschafts- noch auf 
Gesellschafterebene. 
                                                 
674 Vgl. dazu BMF-010216/0071-VI/6/2010, Zweifelsfragen zur Körperschafsteuer und zum Umgründungssteuerrecht (Salzburger 
Steuerdialog 2010); ebenso Mader, Die grenzüberschreitende Verschmelzung am Beispiel Deutschland-Österreich, RWZ 2011/32, 100, 
FN 22 zum „Anwachsungsmodell“. 
675 Vgl. EStR Rz 2506. 
676 Das Erfordernis der aufrecht bleibenden Steuerverstrickung bezieht sich nach Meinung  des BMF nur auf das übergehende Vermögen 
der übertragenden Körperschaft, das vor der Umgründung  - z.B. unter Berücksichtigung etwaiger anwendbarer DBA - der effektiven 
Besteuerung in Österreich unterlag, vgl. dazu Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, Linde, Wien 2009, 88f., FN 286-288. 
677 Vgl. Quantschnigg/Trenkwalder,  FS Wolfgang Nolz, 175, FN 35. 
678 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, Linde, Wien 2009, 88, FN 284 für den Fall des Verzichtes auf die Gewährung 
von Gegenleistungsanteilen welcher nach öUmgrStG iVm AktG möglich, in der FRL aber idR nicht vorgesehen ist (Ausnahme: Up-
Stream Merger). 
679 Dieses Erfordernis entspricht der „Betriebsstättenverhaftungsbedingung“ des Art 4 Abs 1 lit b FRL, siehe ua. Hügel, Aktuelle Fragen 
grenzüberschreitender Umgründungen, in Sonderbilanzen – Wiener Bilanzrechtstage 2008, Linde, Wien  2008, 34, FN 9 – die Art der 
Zurechnung von Wirtschaftsgütern zu einer Betriebsstätte bzw. zum Stammhaus ist in der Lehre umstritten und hat, basierend auf dem 
OECD-Report on the Attribution of Profits to Permanent Establishments vom 21.12.2006, in erster Linie nach „funktionalen“ 
Gesichtspunkten zu erfolgen, ebd., 35, FN 10-13 mit Verweis ua. auf EAS 2910, 2931. 
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Spiegelbildlich zur Regelung des § 6 Z 6 EStG sieht auch das UmgrStG bei 
Umgründungen in den EU-Raum sowie EWR-Raum (beim EWR allerdings nur insofern 
eine umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit dem jeweiligen Land vorliegt) mit 
Entstrickungswirkung eine Aufschuboption bzw. das Nichtfestsetzungskonzept vor.680 
Allerdings muss in diesem Zusammenhang beachtet werden, dass die 
Nachversteuerungspflicht von Aufwendungen im Zusammenhang mit selbst hergestellten 
unkörperlichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens auf dem Verweiswege auch in § 1 
Abs 2 UmgrStG übernommen wurde. Kommt es folglich im Zuge einer Umgründung zur 
ertragssteuerlichen Entstrickung derartiger Wirtschaftsgüter (u.a. auch eines originären 
Firmenwertes) ist eine Nachversteuerung iSd § 6 Z 6 lit b EStG - ohne Möglichkeit zur 
„Aufschuboption“ - vorzunehmen.681 
Kommt es im Rahmen einer Umgründung zu einer Verstrickung von vormals in Österreich 
nicht steuerpflichtigem Vermögen so wird nach §§ 3 Abs 1 Z 2, 9 Abs 1 Z 2, 17 Abs 2, 18 
Abs 1 Z 3, 25 Abs 1 Z 2 und 30 Abs 1 Z 2 – spiegelbildlich zum Zuzug – eine Aufwertung 
auf dessen Fremdvergleichswert vorgenommen, um bereits im Ausland kumulierte stille 
Reserven und Firmenwerte im Zuge eines nachträglichen Realisierungstatbestandes in 
Österreich keiner Ertragsbesteuerung zu unterwerfen. 
In weiterer Folge sollen nicht alle o.a. Umgründungsformen beschrieben werden. In 
Übereinstimmung mit der inhaltlichen Abgrenzung der Untersuchung (siehe Kapitel 1.4. 
und 2.2.) soll lediglich die verschmelzungs- und einbringungsbedingte Übertragung von 
österreichischen betrieblichen Einheiten ins Ausland im Detail kommentiert werden, 
wobei der Schwerpunkt dabei auf dem nationalen Ent- und Verstrickungskonzept der 
jeweiligen Umgründungsform liegt. 
4.3.3 Grenzüberschreitende (Outbound-) Verschmelzung 
4.3.3.1 Allgemeines / gesellschaftsrechtliche Grundlage 
Die grenzüberschreitende Verschmelzung stellt eine für Betriebsübertragungen sehr 
wichtige Übertragungsform dar. Sie ermöglicht die grenzüberschreitende Übertragung von 
Kapitalgesellschaften inklusive ihrer gesamten betrieblichen Substanz (Vermögen, 
Schulden, Rechte und Pflichten, Mitarbeiter, etc.) auf ausländische Kapitalgesellschaften 
im Wege der Gesamtrechtsnachfolge.  
Die grenzüberschreitende Verschmelzung stellt eine im Verhältnis zu den restlichen 
Umgründungsformen relativ junge Umgründungsart dar. Die gesellschaftsrechtliche 
Durchführbarkeit von grenzüberschreitenden Verschmelzungen war in der Vergangenheit 
lange ein strittiger Punkt682, wobei schlussendlich erst durch die Umsetzung der Richtlinie 
                                                 
680 Zum Nichtfestsetzungskonzept siehe Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), Sonderbilanzen, 2008, 239ff.mit Verweis auf 
Achatz/Kofler, in Achatz et al (Hrsg), Internationale Umgründungen. 
681 Für Details siehe Kapitel 4.2.10. 
682 Die Zulässigkeit verneinend: Strasser, in Schiemer/Jabornegg/Strasser (Hrsg), Kommentar zum AktG³, 1993, 1102; Reich-Rohrwig, 
Das österreichische GmbH-Recht, 1983, 732; Fries, Handbuch der Verschmelzungen, Umwandlungen und Vermögensübertragungen, 
1993, 11f; Helbich, Umgründungen4, 1990, 235ff. Für die Zulässigkeit: Kalss, Verschmelzung-Spaltung-Umwandlung, 1997, § 219 Rz 
5; Harrer, Internationale Verschmelzung, GesRZ 1995, 141 (141ff); Roth, Die Rechtsstellung ausländischer Gesellschaften in der EU, 
GesRZ 1995, 1 (1ff.); Seitz, in Helbich/Bruckner/Wiesner (Hrsg), Handbuch der Umgründungen, Q2 Rz 9; Hügel, in 
Hügel/Mühllehner/Hirschler (Hrsg), UmgrStG, § 1 Rz 94; Hirschler, Grenzüberschreitende Verschmelzungen von 
Kapitalgesellschaften, RWZ 2000, 2 (2ff); Eckert, Die Überwindung der Palmström-Doktrin, ecolex 2002, 97 (97f.). 
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2005/56/EG683 im Rahmen des EU-Verschmelzungsgesetzes (GesRÄG 2007, BGBl I 
2007/72, gem. § 17 EU-VerschG mit 15.12.2007 in Kraft getreten) für 
grenzüberschreitende Verschmelzungen von Kapitalgesellschaften innerhalb der Union 
bzw. innerhalb des EWR innerstaatlich eine klare gesellschaftsrechtliche Basis hierfür 
geschaffen wurde. 
Unter § 1 Abs 2 EU-Verschmelzungsgesetzes (EU-VerschG) wird definiert, welche 
ausländischen Gesellschaftsformen als Kapitalgesellschaften iSd EU-VerschG qualifiziert 
werden und gem. § 3 EU-VerschG mit österreichischen Aktiengesellschaften und 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung verschmolzen werden dürfen. Diese wären: 
? Gesellschaften iSd Artikel 1 der Ersten Richtlinie 68/151/EWG zur Koordinierung 
der Schutzbestimmungen, die in den Mitgliedstaaten den Gesellschaften im Sinne 
des Artikels 58 Absatz 2 des Vertrages im Interesse der Gesellschafter sowie Dritter 
vorgeschrieben sind, um diese Bestimmungen gleichwertig zu gestalten, ABl Nr L 65 
vom 14.3.1968, 8, zuletzt geändert durch die Richtlinie 2006/99/EG zur Anpassung 
bestimmter Richtlinien im Bereich Gesellschaftsrecht anlässlich des Beitritts 
Bulgariens und Rumäniens, ABl Nr L 363 vom 20.12.2006, S.137, oder 
 
? eine Gesellschaft, die Rechtspersönlichkeit besitzt und über gesondertes 
Gesellschaftsvermögen verfügt, dass alleine für die Verbindlichkeiten der 
Gesellschaft haftet, und die nach dem für sie maßgebenden innerstaatlichen Recht 
Schutzbestimmungen im Sinne der Richtlinie 68/151/EWG im Interesse der 
Gesellschafter sowie Dritter einhalten muss.  
Nach § 1 Abs 4 EU-VerschG kann sowohl auf eine bestehende ausländische 
Kapitalgesellschaft (Verschmelzung zur Aufnahme) als auch auf eine im Rahmen der 
Verschmelzung neu gegründete Kapitalgesellschaft (Verschmelzung zur Neugründung) 
verschmolzen werden.  
Nach § 3 EU-VerschG können sich österreichische Aktiengesellschaften und 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung auf ausländische Kapitalgesellschaften dann 
verschmelzen, wenn diese nach dem Recht eines anderen Mitgliedstaates684 gegründet 
wurden und darüber hinaus ihren satzungsgemäßen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre 
Hauptniederlassung in der Union haben. 
Das EU-VerschG bestimmt unter den §§ 3-16 eine Vielzahl an gesellschaftsrechtlichen 
Voraussetzungen, welche erfüllt werden müssen, um als Verschmelzung iSd EU-VerschG 
zu gelten. Insoweit das EU-VerschG jedoch keine abweichenden Bestimmungen definiert, 
gelten gem. § 3 Abs 2 EU-VerschG auch für grenzüberschreitende Verschmelzungen die 
allgemeinen Regelungen des AktG (§ 219-233) und des GmbHG (§§ 96-101) zur 
Verschmelzung.  
                                                 
683 Richtlinie 2005/56/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26.10.2005 über die Verschemelzung von 
Kapitalgesellschaften aus verschiedenen Mitgliedstaaten, Abl 2005, L 310, 1 (1ff.).  
684 Gem § 1 Abs 3 EU-VerschG sind unter „Mitgliedstaaten“ jene der Europäischen Union und des EWR zu verstehen. 
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Auf Basis der o.a. gesetzlichen Regelungen kommen im Falle einer Outbound-
Verschmelzung einer österreichischen AG oder GmbH in die Slowakei oder nach 
Rumänien folgende Gesellschaftsformen als „aufnehmende“ Gesellschaft in Frage:   
Rumänien:685 
• Societăţi cu răspundere limitadă („SRL“): Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
• Societăţi pe acţiuni („SA“): Aktiengesellschaft 
• Societăţi în comandită pe acţiuni („SCA“): Kommanditgesellschaft auf Aktien 
• Societas Europaea („SE): Europäische Gesellschaft (mit Sitz in Rumänien) 
Slowakei:686 
• Akciová spoločnost („AS“): Aktiengesellschaft 
• Spoločnost s ručením obmedzeným („SRO“): Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
• Societas Europaea („SE): Europäische Gesellschaft (mit Sitz in der Slowakei) 
Im Falle Rumäniens kann eine österreichische GmbH bzw. AG daher nicht auf ein 
Einzelunternehmen („Firma“), eine OG („Societate in Nume Collectiv“ bzw. „SNC“) oder 
eine Kommanditgesellschaft („Societate in Comandita Simpla“ bzw. „SCS“) 
verschmolzen werden. 
Im Falle der Slowakei kann eine österreichische GmbH bzw. AG ebenfalls nicht auf ein 
Einzelunternehmen, eine OG („VOS“) oder eine Kommanditgesellschaft („KS“)687 
verschmolzen werden. Darüber hinaus ist zu beachten, dass nach slowakischem 
Gesellschaftsrecht prinzipiell lediglich Gesellschaften der gleichen Rechtsform 
miteinander verschmolzen werden können. Eine Ausnahme hiervon stellt die zulässige 
Verschmelzung einer SRO auf eine AS dar. Im grenzüberschreitenden 
Verschmelzungsszenario Österreich-Slowakei sind daher lediglich jene „Outbound-
Kombinationen“ denkbar:  
• Verschmelzung AG auf AS; 
• Verschmelzung GmbH auf AS; 
• Verschmelzung GmbH auf SRO; 
• Verschmelzung SE auf SE. 
4.3.3.2 Die Besteuerungsfolgen auf Gesellschaftsebene 
Die ertragsteuerlichen Folgen einer grenzüberschreitenden Verschmelzung sind unter Art I 
UmgrStG geregelt. Nach § 1 Abs 1 Z 1 UmgrStG gelten als Verschmelzungen iSd 
UmgrStG Verschmelzungen auf Grund „gesellschaftsrechtlicher Vorschriften“. Unter § 1 
Abs 1 Z 2-4 UmgrStG werden weitere Verschmelzungsarten definiert, diese sind im 
                                                 
685 Vgl. Galla/Haimerl, Investitionen und Steuern in Rumänien, 2009, 31. 
686 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 168. 
687 Eine KS kann lediglich „innerslowakisch“ auf eine andere KS verschmolzen werden. 
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gegebenen Zusammenhang jedoch – da grenzüberschreitende Verschmelzungen nach dem 
EU-VerschG eben solche auf Grund gesellschaftsrechtlicher Vorschriften sind – irrelevant. 
In weiterer Folge muss hinsichtlich der ertragsteuerlichen Wirkungen einer 
Exportverschmelzung zwischen der Besteuerung des Vorganges auf Ebene der 
übertragenden und übernehmenden Gesellschaft (Gesellschaftsebene) bzw. auf Ebene der 
involvierten Gesellschafter (Gesellschafterebene) unterschieden werden.  
4.3.3.2.1 Die Besteuerung nach § 1 Abs 2 UmgrStG 
Die für Betriebsübertragungen per Exportverschmelzung auf Gesellschaftsebene zentrale 
Besteuerungsnorm ist § 1 Abs 2 UmgrStG. Diese lautet wie folgt: 
„Abs 1 Z 1 bis 4 finden nur insoweit Anwendung, als das Besteuerungsrecht der 
Republik Österreich hinsichtlich der stillen Reserven einschließlich eines allfälligen 
Firmenwertes bei der übernehmenden Körperschaft nicht eingeschränkt wird. Soweit 
bei der Verschmelzung auf eine übernehmende  
- in der Anlage genannte Gesellschaft eines Mitgliedstaates der Europäischen 
Union oder 
- den Kapitalgesellschaften vergleichbare Gesellschaft eines Staates des 
Europäischen Wirtschaftsraumes, mit dem eine umfassende Amts- und 
Vollstreckungshilfe mit der Republik Österreich besteht, 
die auch den Ort der Geschäftsleitung in einem Mitgliedsstaat der Europäischen 
Union oder in einem Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes hat688, eine 
Steuerpflicht nach § 20 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 entsteht, ist die 
Steuerschuld auf Antrag in der letzten Körperschaftsteuererklärung der 
übertragenden Körperschaft bis zur tatsächlichen Veräußerung oder einem sonstigen 
Ausscheiden des Vermögens(teiles) aus der übernehmenden Gesellschaft nicht 
festzusetzen.  
Für nicht entgeltlich erworbene Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens ist § 6 Z 6 lit 
b des Einkommensteuergesetzes 1988 sinngemäß anzuwenden.  
Über die nicht festgesetzte Steuerschuld ist im Körperschaftsteuerbescheid 
abzusprechen. Die Veräußerung oder ein sonstiges Ausscheiden des 
Vermögens(teiles) gilt als rückwirkendes Ereignis im Sinn des § 295a der 
Bundesabgabenordnung.  
                                                 
688 Die Ergänzung des Wortlautes der Regelung auf „auch den Ort der Geschäftsleitung in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder in einem Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes hat.“ wurde iRd AbgSiG 2007 vorgenommen und ermöglicht in 
Übereinstimmung mit dem EU-VerschG die Exportverschmelzung auch auf doppelt ansässige Kapitalgesellschaften, vgl Krickl/Kauba, 
GS Köglberger, 2008, 572; ebenso Vgl. Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 
Rz 118. Nach Hohenwarter muss sich der Ort der Geschäftsleitung im Falle eines EWR-Staates – entgegen dem Wortlaut der Regelung 
– in einem solchen mit umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe befinden; vgl Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger/Egger/ua. 
(Hrsg), Sonderbilanzen, 2008, 241f. 
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Zwischen Verschmelzung und Veräußerung (Ausscheiden) eingetretene 
Wertminderungen sind höchstens im Umfang der Bemessungsgrundlage zum 
Verschmelzungsstichtag zu berücksichtigen, soweit diese nicht in einem anderen 
Staat berücksichtigt werden. § 205 der Bundesabgabenordnung ist nicht 
anzuwenden.“   
Kommt es demnach aufgrund einer Verschmelzung dazu, dass der österreichische Staat 
sein Besteuerungsrecht am Vermögen – dessen zivilrechtliches Eigentum auf den 
Rechtsnachfolger übertragen wird – tatsächlich verliert (sog. „Entstrickung“), so gilt die 
Verschmelzung nicht als eine solche iSd Art I UmgrStG und es greift die allgemeine 
Liquidations- bzw. Tauschbesteuerung des § 20 KStG. In diesem Zusammenhang ist 
hervorzuheben, dass: 
? sich die steuerliche „Entstrickung“ auf das Recht zur Besteuerung von 
Veräußerungsgewinnen („Capital Gains“) bezieht,689  
 
? sich die Entstrickung als Reflex direkt aus der Verschmelzung ergeben muss,690  
 
? sich das Entstrickungsverbot klar auf das auf Gesellschaftsebene zu übertragende 
Vermögen bezieht691 und daher 
 
? die Verstrickung der Anteile an der übertragenden Gesellschaft (d.h. auf 
Gesellschafterebene) oder des Vermögens der übernehmenden Gesellschaft für die 
Steuerneutralität des Vorganges irrelevant ist.692 
Aufgrund des Gesetzwortlautes des § 1 Abs 2 UmgrStG [„Abs 1 Z 1 bis 4 finden nur 
insoweit Anwendung…“] kommt es im Fall einer bloß teilweisen Entstrickung auf 
Gesellschaftsebene nicht zu einer vollständigen Versagung der Steuervorteile des Art I 
UmgrStG sondern lediglich – im Ausmaß der tatsächlichen Entstrickung – zu einer 
partiellen Liquidations- bzw. Tauschbesteuerung.693 
Die im Entstrickungsfall zur Anwendung gelangende partielle Liquidationsbesteuerung 
wird unter § 20 KStG iVm § 19 KStG geregelt. Demnach kommt es zu einer Aufdeckung 
der in den überführten Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen Reserven in Form eines 
steuerpflichtigen Liquidationsgewinnes. Dieser stellt sich gem. § 20 Abs 2 iVm § 19 Abs 2 
KStG als Differenz zwischen dem steuerlichen Buchwert der übertragenen 
Wirtschaftsgüter und dem gemeinen Wert der Gegenleistungsanteile zum 
Verschmelzungsstichtag dar. Werden keine Gegenleistungsanteile gewährt, so wird die 
Differenz zwischen dem Teilwert der Wirtschaftsgüter des Gesellschaftsvermögens und 
dem Buchwert versteuert, wobei auch selbst erstellte unkörperliche Wirtschaftsgüter zu 
                                                 
689 Vgl. Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 91.  
690 Vgl.ders, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 59 und 93. 
691 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 57; Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 89, FN 286. 
692 Vgl. Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 60,  91; UmgrStR 2002, Rz 57.  
693 Vgl. ders, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 20 und Rz 59 mwH.  
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ihrem Teilwert angesetzt werden müssen.694 Nach allgemeinem Steuerrecht käme es somit 
zu einer Veräußerungsgewinnbesteuerung bei der übertragenden Gesellschaft.  
Insoweit jedoch das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich des 
übertragenen Vermögens aufgrund der Verschmelzung nicht eingeschränkt wird, stellt die 
Verschmelzung eine solche nach Art I UmgrStG dar. Unter Berücksichtigung der 
Bestimmungen des § 2 Abs 1 UmgrStG und § 3 Abs 1 Z 1 UmgrStG kommt es folglich zur 
steuerneutralen Übertragung des Betriebes der übertragenden auf die übernehmende 
Körperschaft und bei dieser zur Buchwertfortführung.  
Aufgrund der Themenstellung der vorliegenden Untersuchung sollen in weiterer Folge jene 
Umstände beschrieben werden, welche im Rahmen von Exportverschmelzungen zu einer 
Entstrickung und Besteuerung nach § 1 Abs 2 UmgrStG führen können. 
4.3.3.2.2 Die verschmelzungsbedingte Entstrickung 
Die Regelung des § 1 Abs 2 UmgrStG bezüglich der verschmelzungsbedingten 
Entstrickung auf Gesellschaftsebene weist starke Parallelen zu § 6 Z 6 EStG auf. Beide 
Regelungen zielen im weitesten Sinne darauf ab, den Verlust von inländischem 
Besteuerungssubstrat zu verhindern. Werden die beiden Regelungen im Detail verglichen, 
so sind allerdings maßgebliche Unterschiede feststellbar.  
Im Zusammenhang mit § 1 Abs 2 UmgrStG und dem darin beschriebenen Verlust des 
Besteuerungsrechtes seitens der Republik Österreich ist festzuhalten, das die Bestimmung 
voraussetzt, dass der Republik Österreich vor Durchführung der Verschmelzung auch 
tatsächlich das Besteuerungsrecht hinsichtlich des übertragenen Vermögens zustand. Kam 
ihr hingegen – aufgrund innerstaatlicher oder abkommensrechtlicher Bestimmungen – 
kein Besteuerungsrecht am zu übertragenden Vermögen zu, so „verliert“ sie durch die 
Verschmelzung auch kein solches und es kommt zu keiner Liquidationsbesteuerung.695 Für 
Zwecke des § 1 Abs 2 UmgrStG ist folglich ein Vorher-Nachher-Vergleich anzustellen, im 
Rahmen dessen untersucht wird, ob das Besteuerungsrecht der Republik Österreich 
hinsichtlich der stillen Reserven des verschmelzungsbedingt übertragenen Vermögens bei 
der übernehmenden Gesellschaft jenem bei der übertragenden Gesellschaft vor der 
Verschmelzung entspricht oder ob es durch den verschmelzungsbedingten Wechsel vom 
Status eines unbeschränkt steuerpflichtigen Steuersubjektes (Besteuerung nach dem 
„Welteinkommensprinzip“) zu einem beschränkt steuerpflichtigen Steuersubjekt 
(Besteuerung nach dem „Territorialitätsprinzip“) zu einer Beschneidung des 
österreichischen Besteuerungsrechtes gekommen ist.696 Da § 1 Abs 2 UmgrStG folglich 
auf den Effekt einer Steuerentstrickung abstellt, welcher sich als Reflexwirkung aus der 
Verschmelzung selbst ergibt, ist eine tatsächliche Vermögensüberführung nicht 
notwendig.697 Im Gegensatz dazu hängt die Besteuerung nach § 6 Z 6 EStG ausschließlich 
                                                 
694 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 391 ff. 
695 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, Linde, Wien 2009, 88f, FN 286-288; ebenfalls Rz 54ff, 72 UmgrStR 2002. 
696 Vgl. Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 91, 93.  
697 Vgl. Hohenwarter, Internationale Verschmelzungen nach dem BudgetBG 2007, Teil 1: Auswirkungen auf Gesellschaftsebene, 501. 
Anmerkung Autor: Die Überführung ist nicht bloß „nicht notwendig“ sondern für die Besteuerung nach § 1 Abs 2 UmgrStG vielmehr 
irrelvant. Kommt es zu einer physischen Überführung von Wirtschaftsgütern sind etwaige Besteuerungsfolgen alleine nach § 6 Z 6 EStG 
zu prüfen.  
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davon ab, dass es zu einer grenzüberschreitenden Überführung von Wirtschaftsgütern 
zwischen bestimmten betrieblichen (Teil-)Einheiten bzw. Personen kommt. Darüber hinaus 
muss die Überführung – im Gegensatz zu § 1 Abs 2 UmgrStG – aus Sicht des 
überwiegenden Schrifttums keine Steuerentstrickung zur Folge haben um die 
Wegzugsbesteuerung iSd § 6 Z 6 EStG auszulösen.698 § 1 Abs 2 UmgrStG stellt daher eine 
tatsächliche „Entstrickungsbesteuerung“ dar, während § 6 Z 6 EStG – entgegen seiner 
ursprünglichen Zielsetzung der Abgrenzung von Besteuerungsrechten zwischen Zu- und 
Wegzugsstaat – vielmehr als „Überführungsbesteuerung“ bezeichnet werden muss.  
Hinsichtlich der Durchführung von Exportverschmelzungen ist zu ergänzen, dass diese 
grundsätzlich Besteuerungsfolgen sowohl nach § 1 Abs 2 UmgrStG als auch nach § 6 Z 6 
EStG auslösen können. Insofern es nämlich parallel zu einer Exportverschmelzung zur 
Realisierung von Sachverhalten kommt, welche unter den Tatbestand des § 6 Z 6 EStG 
subsumiert werden können (physische Überführung von Wirtschaftsgütern bzw. die 
Verlegung von Betrieben oder Teilbetrieben), löst dies – unabhängig von § 1 Abs 2 
UmgrStG – eine Besteuerung iSd § 6 Z 6 EStG aus. Die physische Überführung bzw. 
Verlegung von betrieblichen Wirtschaftsgütern stellt daher einen vom 
Verschmelzungsakt getrennt zu beurteilenden Vorgang dar.699    
Im Zusammenhang mit der Durchführung einer Exportverschmelzung einer 
betriebsführenden inländischen Körperschaft auf eine ausländische Körperschaft kann sich 
eine für § 1 Abs 2 UmgrStG relevante steuerliche Entstrickung beispielhaft unter 
folgenden Umständen ergeben:   
Inlandsvermögen: 
• Inländisches Betriebsstättenvermögen: Funktionale Zurechnung 
 
Vor Durchführung der Verschmelzung erzielt die übertragende Körperschaft 
aufgrund § 7 Abs 3 KStG ausschließlich Einkünfte aus Gewerbebetrieb und 
unterliegt (insofern nicht durch DBAs eingeschränkt) mit ihrem gesamten Vermögen 
der inländischen Besteuerung. Im Zuge der Verschmelzung wird sie idR in eine 
bloße Inlands-BS der ausländischen übernehmenden Körperschaft umgeformt, 
welche nach § 21 Abs 1 Z 1 KStG iVm § 98 Abs 1 Z 3 EStG mit ihren betrieblichen 
Einkünften der österreichischen Besteuerung unterliegt. Um jedoch bestimmte 
Einkünfte und Wirtschaftsgüter derart besteuern zu können, müssen diese der 
inländischen Betriebsstätte funktional zugerechnet werden können. Insoweit folglich 
das verschmelzungsbedingt zu übertragende Vermögen – da funktional weiterhin 
einer inländischen BS der übernehmenden ausländischen Gesellschaft zurechenbar700 
– mit seinen stillen Reserven und einem etwaigen Firmenwert auch nach einer 
                                                 
698 Siehe Kapitel 4.2.2.1. 
699 Vgl. Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 124 unter Hinweis auf 
Wiesner/Mayr, RdW 2007, 435; Damböck, in Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), Internationale Umgründungen, 2005, 255 (261, FN 
8); ebenso UmgrStR 2002 Rz 44d und 160b. Sinngemäß ebenso Rz 857. AA scheinbar Walter, Umgründungssteuerrecht, 2008, 142 und 
Beiser, Grenzüberschreitende Einbringungen und Umwandlungen nach dem AbgÄG 2010, ÖStZ 2010/705, 364. 
700 Vgl. Hügel, Aktuelle Fragen grenzüberschreitender Umgründungen, in Sonderbilanzen – Wiener Bilanzrechtstage 2008, Linde, Wien  
2008, 34, FN 9 – die Art der Zurechnung von Wirtschaftsgütern zu einer Betriebsstätte bzw zum Stammhaus ist in der Lehre umstritten 
und hat, basierend auf dem OECD-Report on the Attribution of Profits to Permanent Establishments vom 21.12.2006, in erster Linie 
nach „funktionalen“ Gesichtspunkten zu erfolgen, ebd., 35, FN 10-13 mit Verweis ua. auf EAS 2910, 2931. 
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Verschmelzung im Inland (weiterhin) steuerhängig bleibt, kommt es gemäß § 1 Abs 
2 UmgrStG zu keiner Besteuerung des Vorganges.701 Besteht hinsichtlich bestimmter 
Wirtschaftsgüter der übertragenden Körperschaft keine funktionale Zurechnung an 
eine inländische Betriebsstätte, so geht das österreichische Besteuerungsrecht – unter 
der Annahme, dass es auf anderem Wege nicht hergestellt werden kann (siehe unten) 
– anlässlich der Verschmelzung verloren und es kommt zu einer Besteuerung iSd § 1 
Abs 2 UmgrStG.  
 
Im obigen Zusammenhang erscheint fraglich, ob bloß „gewillkürtes“ Vermögen, 
welches keinen unmittelbaren funktionalen Zusammenhang mit dem 
Betriebsvermögen der inländischen übertragenden Gesellschaft aufweist, im Zuge 
einer Outbound-Verschmelzung automatisch entstrickt und in die 
Besteuerungssphäre des Stammhaussstaates übertragen wird. Nach jüngerem 
Schrifttum wird diese Systematik auf Basis der Bestimmungen der AOA 
befürwortet.702 In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass die für innerstaatliche 
Zwecke relevanten Kategorien „notwendiges“ oder „gewillkürtes“ Betriebsvermögen 
bzw. „notwendiges Privatvermögen“ für abkommensrechtliche Zwecke generell 
irrelevant sind703 und hierfür alleine die funktionale Zurechnung an eine 
Betriebsstätte ausschlaggebend ist. Die Zurechnung von bestimmten 
Wirtschaftsgütern (z.B. Beteiligungen) an Betriebsstätten erfolgt weiters unabhängig 
davon, wo diese buchmäßig erfasst werden704 und ist alleine davon abhängig, ob die 
für das Wirtschaftsgut wesentlichen Mitarbeiterfunktionen („significant people 
functions“) tatsächlich von Mitarbeitern der Betriebsstätte ausgeübt werden. Ist dies 
der Fall, wird das Wirtschaftsgut der inländischen Betriebsstätte zugerechnet und es 
kommt durch die Verschmelzung zu keiner steuerlichen Entstrickung.705  
 
Weiters ist darauf hinzuweisen, dass das Besteuerungsrecht Österreichs bloß bei 
funktionaler Zurechnung von Wirtschaftsgütern an eine abkommensrechtliche 
Betriebsstätte bestehen bleibt. Stellt eine lokale Einrichtung innerstaatlich zwar eine 
Betriebsstätte iSd § 29 BAO dar, abkommensrechtlich jedoch eine bloße 
„Hilfsbetriebsstätte“ iSd Art 5 Abs 4 OECD-MA, so unterliegt diese 
abkommensrechtlich nicht der österreichischen Besteuerung womit eine 
automatische Entstrickung (auch) aller ihr zurechenbaren Wirtschaftsgüter und 
folglich eine Besteuerung nach § 1 Abs 2 UmgrStG verbunden ist.706 
 
Obiger Aspekt hinsichtlich einer lokalen betrieblichen Mindestsubstanz ist u.a. auch 
für übertragende inländische Holdinggesellschaften von besonderer Bedeutung. 
                                                 
701 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 72; BMF 5.5.2004, EAS 2513, Steuer-Index 2004 Anh 71. 
702 AA hingegen Krickl/Kauba welche die mögliche Qualifikation einer nicht betriebsnotwendigen Beteiligung (nicht dem Kerngeschäft 
der zukünftigen Betriebstätte zugeordnet) als gewillkürtes Betriebstättenvermögen befürworten, in GS Köglberger, 2008, 574. 
703 Vgl. Wassermeyer in Wassermeyer/Lang/Schuch, DBA-Kommentar MA Art 13 Rz 77; aA Reimer in Vogel/Lehner, DBA5, Art 13 Rz 
77; zitiert nach Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 98, FN 189. AA die 
österreichische Finanzverwaltung in EAS 3018 vom 18.11.2008 welche iZm der Zurechnung von Beteiligungen an ausländische BS/PG 
„notwendiges BV“ fordert. 
704 Vgl. BMF 12.11.2007, EAS 2910, SWI 2007, 573; BMF 8.2.2008, EAS 2931, SWI 2008, 98 im Anschluss an den OECD-Report on 
the Attribution of Profits to Permanent Establishments vom 21.12.2006 („AOA“) unter Aufgabe der früher vom BMF zur 
Maßgeblichkeit des gewillkürten Betriebsvermögens vertretenen Ansicht (zB EAS 1053). 
705 Vgl. Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 98. 
706 Vgl. UmgrStR 2002, Rz 72; Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 98. 
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Diese müssen daher auch – neben ihrer reinen Holdingfunktion – eine aktive 
unternehmerische Tätigkeit im Inland ausüben wie z.B.: 707 
 
- Managementdienstleistungen,  
- Erstellung von Jahresabschlüssen,  
- Datenverarbeitung,  
- Buchführung,  
- Übernahme von Werbeaktivitäten,  
- Personalgestellung,  
- Finanzierungsaktivitäten,  
- Entwicklung von IP und Vergabe von Lizenzen,  
- strategische bzw. betriebswirtschaftliche Beratung,  
- laufendes Risikomanagement, etc. 
um über einen aktiven inländischen Betrieb und nach der Verschmelzung über eine 
abkommensrechtliche Betriebsstätte im Inland zu verfügen, welcher bei 
gleichzeitiger Ausübung der significant people functions in- oder ausländische 
Beteiligungen zugerechnet werden können.708 Auf diesem Weg käme es trotz 
Outbound-Verschmelzung zu keiner umgründungsbedingten Entstrickung der von 
der inländischen (geschäftsleitenden) Holdinggesellschaft gehaltenen Beteiligungen. 
Dieser Ansatz setzt voraus, dass die Gesellschafterrechte und die 
Dispositionsbefugnis hinsichtlich der fraglichen Beteiligungen von hierfür 
geeigneten Personen ausgeübt werden, welche dies tatsächlich von der inländischen 
Betriebsstätte aus tun.709    
• Inländisches Betriebsstättenvermögen: Wegfall Besteuerungsrecht aufgrund DBA  
 
Liegt nach der Verschmelzung eine abkommensrechtliche, inländische Betriebsstätte 
der übernehmenden Gesellschaft vor und wird dieser aufgrund der bei ihr tatsächlich 
ausgeübten „significant people functions“ Betriebsvermögen zugeordnet, so ist mE 
bloß ein Szenario denkbar, im Rahmen dessen eine Exportverschmelzung auf eine 
ausländische Kapitalgesellschaft – ohne physischer Überführung von inländischem 
Betriebsvermögen – zur Einschränkung von österreichischen Besteuerungsrechten 
führt. Dies ist dann der Fall, wenn der Unternehmensgegenstand der übernehmenden 
Gesellschaft jener der Seeschifffahrt, Binnenschifffahrt oder Luftschifffahrt ist und 
dem Ansässigkeitsstaat der übernehmenden ausländischen Gesellschaft daher unter 
Bezugnahme auf Art 8 bzw. Art 13 Abs 3 OECD-MA nach der Verschmelzung das 
alleinige Besteuerungsrecht am österreichischen Betriebsstättenvermögen zufällt.710 
Allerdings ist auch für diesen Fall im Detail zu untersuchen, ob sich die 
                                                 
707 Zu den unterschiedlichen Ausprägungsformen „unternehmerischer Holdinggesellschaften“ siehe Ransiek, Die unternehmerische 
Aktivität von Holdinggesellschaften, UStB 4/2011, 110ff mwH. 
708 Hinsichtlich ausländischer Beteiligungen kann es bei steuerfreien (nicht optierten) internationalen Schachtelbeteiligungen iSd § 10 
Abs 2 KStG per se zu keiner „Einschränkung des österreichischen Besteuerungsrechtes“ gem § 1 Abs 2 UmgrStG kommen, vgl 
Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, Linde, Wien 2009, 88f, FN 286-288, sinngemäß Rz 55 und 72 (Pkt 4 „Int 
Schachtelbeteiligungen“) UmgrStR 2002 und Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad 
§ 1 Rz 107. 
709 Vgl. Kessler/Huck, IStR 2006, 435 mwH; BFH 17.12.1969, I 252/64 zitiert nach Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 
2008, 44f mwH; ebenso Hummer/Waser, Die hybrid besteuerte slowakische KS im Lichte der jüngsten Stellungnahme der 
österreichischen Finanzverwaltung, SWI 2009, 588. 
710 Vgl. Rz 44 UmgrStR 2002. 
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Geschäftsleitung für den Betrieb des Seeschifffahrt-, Binnenschifffahrt- oder 
Luftschifffahrtunternehmens tatsächlich im Ausland befindet und nicht von einer 
österreichischen Geschäftsleitungsbetriebsstätte aus betrieben wird (wodurch die 
Outbound-Verschmelzung keine Entstrickung von inländischem Steuersubstrat zur 
Folge hätte).711 
 
• Sonstiges Vermögen: Besteuerungsrecht aufgrund DBA  
 
Wirtschaftsgüter können – auch wenn sie keiner inländischen Betriebsstätte 
funktional zurechenbar sind – trotz Verschmelzung (weiterhin) der inländischen 
Besteuerung unterliegen. Dies ist der Fall insofern Österreich auf Basis § 21 Abs 1 Z 
1 KStG iVm § 98 Abs 1 EStG innerstaatlich ein Besteuerungsrecht ausübt und dieses 
durch abkommensrechtliche Vereinbarungen verschmelzungsbedingt nicht 
eingeschränkt wird. So unterliegen u.a. Beteiligungen an inländischen 
Kapitalgesellschaften (inländischer Ort der GL oder Sitz), Spekulationseinkünfte iSd 
§ 30 EStG oder inländisches unbewegliches Vermögen unabhängig davon der 
inländischen Besteuerung, ob sie einer lokalen Betriebsstätte funktional zurechenbar 
sind oder nicht. Kommt es zu einer Verschmelzung ist jedoch zu prüfen, ob das nach 
der Verschmelzung für den Ansässigkeitsstaat der übernehmenden Körperschaft 
anzuwendende DBA diese inländischen Besteuerungsrechte bestehen lässt oder 
entzieht. Im Fall von inländischem unbeweglichem Vermögen bleibt dieses 
bestehen712, während es für Anteile an inländischen Kapitalgesellschaften idR zu 
einer Entstrickung auf Basis von Art 13 Abs 5 OECD-MA kommt. Bei bestimmten, 
atypischen DBAs (z.B. DBA zwischen Österreich und Frankreich) oder bei 
abkommenslosen Staaten bleibt allerdings das innerstaatliche Besteuerungsrecht 
aufrecht und es kommt folglich zu keiner Besteuerung nach § 1 Abs 2 UmgrStG. 
Selbiges gilt für Anteile an österreichischen Immobiliengesellschaften insoweit das 
jeweilige DBA eine spezielle Immobilienklausel vorsieht (siehe u.a. das DBA mit 
Frankreich, Irland oder Zypern).713   
 
• Internationale Schachtelbeteiligungen 
 
Hinsichtlich Auslandsbeteiligungen ist zu überprüfen, ob diese aufgrund ihrer 
funktionalen Zurechenbarkeit zu einer inländischen Betriebsstätte im Inland 
weiterhin steuerverstrickt bleiben (siehe oben) oder nicht. Insoweit dies nicht der Fall 
und daher mit der Verschmelzung eine potenzielle Steuerentstrickung verbunden ist, 
muss weiters geprüft werden, ob die Auslandsbeteiligungen als steuerneutrale 
internationale Schachtelbeteiligung iSd § 10 Abs 2 bis 4 KStG eingestuft werden 
kann. Ist dies der Fall und wurde hinsichtlich der Beteiligung nicht auf ihre 
Steuerwirksamkeit hin optiert (§ 10 Abs 3 Z 1 KStG), kommt es auch im Zuge der 
Outbound-Verschmelzung zu keiner tatsächlichen „Entstrickung“ iSd § 1 Abs 2 
UmgrStG und daher zu keiner Besteuerung. Werden die Kriterien des § 10 KStG 
hingegen nicht erfüllt (z.B. einjährige Behaltedauer) oder wurde bei Anschaffung zur 
Steuerpflicht optiert bzw. beinhalten steuerfreie internationale 
                                                 
711 Vgl. Kreutziger, in Wassermeyer [Hrsg], DBA², 2010, Art. 8 MA, Rz 12 und 22. 
712 Vgl. Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 94f, 102. 
713 Vgl. ebd, ad § 1 Rz 103. 
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Schachtelbeteiligungen auch steuerhängige stille Reserven, kommt es zu einer 
Besteuerung nach § 1 Abs 2 UmgrStG.714          
 
Insofern es im Rahmen einer Exportverschmelzung zum Untergang der im Inland 
steuerhängigen Beteiligung an der übertragenden österreichischen Körperschaft (da die 
Beteiligung einer inländischen Betriebsstätte der ausländischen übernehmenden 
Körperschaft zugerechnet wird oder ein atypisches DBA mit Besteuerungsrecht für den 
Sitzstaat der Körperschaft – siehe z.B. Frankreich – besteht) kommt, so führt dieser nicht 
zur Besteuerung nach § 1 Abs 2 UmgrStG. Dies deshalb, weil der Wegfall des 




Weiters kommt es verschmelzungsbedingt insofern zu keiner Besteuerung stiller 
Reserven iSd § 1 Abs 2 UmgrStG als Wirtschaftsgüter einer ausländischen 
Betriebsstätte der übertragenden Körperschaft durch die Verschmelzung nicht 
entstrickt werden. Dies ist der Fall wenn die Auslandsbetriebsstätte – da Österreich 
mit dem jeweiligen Betriebsstättenstaat ein Doppelbesteuerungsabkommen 
abgeschlossen hat, welches für Betriebsstättengewinne die Befreiungsmethode iSd 
Art 23A OECD-MA vorsieht – bereits vor der Verschmelzung in Österreich nicht 
steuerverstrickt waren.716 Insoweit hingegen Wirtschaftgüter einer ausländischen 
Anrechnungsbetriebsstätte oder DBA-losen Betriebstätte verschmelzungsbedingt 
übertragen werden, kommt es dadurch zu einer steuerlichen Entstrickung der in den 
Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen Reserven und daher zu einer Besteuerung dieser 
nach § 1 Abs 2 UmgrStG.717  
 
Im Falle einer ausländischen EU-Anrechnungsbetriebsstätte besteht seitens 
Österreichs – trotz fehlender inländischer Rechtsgrundlage – eine unionsrechtliche 
Verpflichtung zur Anrechnung einer fiktiven, im Betriebsstättenstaat eingehobenen 
Veräußerungsgewinnsteuer auf die gemäß § 1 Abs 2 UmgrStG ausgelöste 
österreichische Steuerschuld. Diese Anrechnungsverpflichtung wird direkt aus Art 10 
Abs 2 FRL abgeleitet.718 Die Anrechnung in Österreich erfolgt entweder im 
Verschmelzungszeitpunkt (keine Nichtfestsetzung) oder erst im Zeitpunkt der 
Veräußerung bzw. dem sonstigen Ausscheiden aus dem Betriebsvermögen im 
Betriebsstättenstaat (Nichtfestsetzung beantragt).719 
 
Im Zusammenhang mit der unter § 1 Abs 2 UmgrStG angeführten Entstrickung eines 
originären oder derivativen Firmenwertes ist darauf hinzuweisen, dass ein solcher 
                                                 
714 Vgl. ebd, ad § 1 Rz 107 unter Verweis auf Achatz/Kofler in Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel, Internationale Umgründungen, 2005, 35f; 
ebenso UmgrStR 2002 Rz 72. 
715 Vgl. Huber, ÖStZ 2006, 142; Hirschler/Schindler, RdW 2006, 611. 
716 Vgl. Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 62, 71 und 97. 
717 Vgl. Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel, Internationale Umgründungen, 2005, 34; UmgrStR 2002 Rz 72. 
718 Vgl. Herzig/Dautzenberg/Heyers, DB Beilage Nr 12/91, 8; Tumpel, Harmonisierung der direkten Unternehmensbesteuerung, 170ff; 
Schön in Lutter/Hommelhoff, SE-Kommentar, Steuerrecht, Rz 237. 
719 Vgl. Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 108. 
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nach hL720 immer an das Vorhandensein eines Teilbetriebes oder Betriebes iSd EStG 
gebunden ist. Folglich kann ein inländischer Firmenwert immer nur im Rahmen der 
Übertragung eines (zumindest) Teilbetriebes iSd EStG entstrickt werden. Da § 1 Abs 
2 UmgrStG jedoch auf die verschmelzungsbedingte und nicht auf die 
überführungsbedingte Entstrickung abstellt, kann es idR721 bloß hinsichtlich 
ausländischer Teilbetriebe/Betriebe einer österreichischen übertragenden 
Gesellschaft zur Besteuerung von Firmenwerten auf Basis von § 1 Abs 2 UmgrStG 
kommen. Dies deshalb, weil es nur hinsichtlich ausländischer (Teil-)Betriebe zu 
einem potenziellen Verlust des österreichischen Besteuerungsrechtes als direkte 
Folge des Verschmelzungsaktes und ohne physischer Überführung kommen kann. Es 
können zwar auch inländische (Teil-)Betriebe zeitgleich zu einer Verschmelzung 
steuerlich entstrickt werden, allerdings setzt dies zumeist eine physische 
Überführung derselben ins Ausland voraus, womit eine Besteuerung nach § 6 Z 6 
EStG und nicht nach § 1 Abs 2 UmgrStG bewirkt würde. Der potenzielle Verlust des 
österreichischen Besteuerungsrechtes hinsichtlich eines Firmenwertes gem § 1 Abs 2 
UmgrStG stellt daher in der Regel auf ausländische Betriebsstätten ab, welche als 
(Teil-)Betriebe iSd EStG qualifiziert werden können.  
 
Kommt es folglich durch eine Verschmelzung zu einer Entstrickung von 
ausländischen Betriebsstätten722, so muss geprüft werden, ob diese aus Sicht des 
österreichischen EStG einen Teilbetrieb oder Betrieb darstellen oder nicht. Insofern 
die ausländische Betriebsstätte einen solchen darstellt, so ist auch ein ihr 
zurechnender Firmenwert auf Basis von § 1 Abs 2 UmgrStG zu versteuern. Erfüllt 
die ausländische Betriebsstätte jedoch nicht die Kriterien eines Teilbetriebes iSd 
EStG723, so ist ihr kein Firmenwert zuzurechnen und es kommt folglich zu keiner 
verschmelzungsbedingten Entstrickungsbesteuerung eines solchen. Diesfalls würde 
lediglich die den Wirtschaftsgütern der Betriebsstätte direkt zurechenbaren stillen 
Reserven auf Basis von § 1 Abs 2 UmgrStG versteuert. 
 
• Sonstiges Auslandsvermögen 
 
Sonstiges Auslandsvermögen, welches keiner ausländischen Betriebsstätte der 
übertragenden Körperschaft zugerechnet wird, löst abhängig davon, ob Österreich 
bereits vor der Verschmelzung ein Besteuerungsrecht daran abkommensrechtlich 
zustand oder nicht, eine Entstrickungsbesteuerung iSd § 1 Abs 2 UmgrStG aus. So 
steht Österreich u.a. hinsichtlich ausländischem unbeweglichem Vermögen (Art 13 
Abs 1 OECD-MA), bei Betriebsstätten- oder sonstigem Vermögen eines Schifffahrt- 
oder Luftfahrtunternehmens mit ausländischem Ort der Geschäftsleitung (Art 13 Abs 
3 OECD-MA) oder – je nach DBA – bei Beteiligungen an ausländischen 
Immobiliengesellschaften (Art 13 Abs 4 OECD-MA) bereits vor der Verschmelzung 
abkommensrechtlich kein Besteuerungsrecht am Auslandsvermögen zu. Daher kann 
                                                 
720 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 27 unter Verweis auf VwGH 25.5.2004, 2000/15/0120, 78ff. 
721 Ausnahme: Downsizing auf eine bloße abkommensrechtliche Hilfsbetriebstätte oder Verschmelzung auf ein ausländisches 
Luftschiffahrts-, Seeschifffahrts- oder Binnenschifffahrtsunternehmen (siehe unter Kapitel „Inlandsvermögen“).  
722 Da die Betriebstätte eine einem Staat liegt mit welchem Österreich ein DBA mit Anrechnungsmethode oder kein DBA abgeschlossen 
hat. 
723 Siehe Kapitel 4.1.1.2. 
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es im Rahmen der Verschmelzung diesbezüglich zu keiner Entstrickung und 
Besteuerung iSd § 1 Abs 2 UmgrStG kommen.724      
 
4.3.3.2.3 Das Nichtfestsetzungskonzept 
a. Allgemeines 
Spiegelbildlich zur Regelung des § 6 Z 6 EStG sieht auch § 1 Abs 2 UmgrStG unter Satz 2 
bei Export-Verschmelzungen auf  
• ausländische EU-Gesellschaften725 sowie  
• österreichischen Kapitalgesellschaften vergleichbare726 ausl. EWR-Gesellschaften,  
mit welchen eine tatsächliche Entstrickungswirkung und daher eine Steuerpflicht nach § 1 
Abs 2 UmgrStG verbunden ist, eine antragsgebundene Nichtfestsetzung vor.727 
Hinsichtlich der Verschmelzung auf EU/EWR-Kapitalgesellschaften mit dem Ort der 
Geschäftsleitung in EWR-Staaten knüpft § 1 Abs 2 UmgrStG auf die Existenz einer 
umfassenden Amts- und Vollstreckungshilfe an. Diese Voraussetzung wird aktuell nur 
hinsichtlich Norwegen über Art 27 und 28 des DBA Österreich-Norwegen erfüllt, nicht 
jedoch hinsichtlich Island oder Liechtenstein.728 
Neben den o.a. ausländischen Gesellschaften können auch österreichische Körperschaften 
mit einem ausländischen Ort der Geschäftsleitung (innerhalb der EU, Norwegen) das 
Nichtfestsetzungskonzept in Anspruch nehmen.729 
Unter dem Konzept der Nichtfestsetzung entsteht die Steuerschuld iSd § 20 KStG zwar 
bereits mit dem Verschmelzungsstichtag, sie wird jedoch auf Antrag nicht eingehoben und 
erst bei tatsächlicher Realisierung der stillen Reserven oder sonstigem Ausscheiden aus 
dem Betriebsvermögen der übernehmenden Körperschaft erhoben (siehe dazu weiter 
unten).  
Das Nichtfestsetzungskonzept wurde im Rahmen des AbgÄG 2004 – gleichzeitig mit den 
korrespondierenden Regelungen im EStG (§§ 6 Z 6 und 31 Abs 2 Z 2) – im UmgrStG 
verankert und stellte eine Reaktion des österreichischen Gesetzgebers auf die 
Rechtsprechung des EuGH (ua) in der Rs Hugh de Lasteyrie du Saillant730 dar, nach 
welcher in Österreich aufgebaute stille Reserven erst im Zeitpunkt der tatsächlichen 
Realisierung besteuert werden dürfen und nicht bereits anlässlich des Wegzugs.731 
                                                 
724 Vgl. Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 106. 
725 Lt Anlage zu UmgrStG welche mit der Anlage zur FRL übereinstimmt. 
726 Erfordert einen „Typenvergleich“, vgl Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 
Rz 146ff. 
727 Zum Nichtfestsetzungskonzept siehe Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), Sonderbilanzen, 2008, 239ff mit Verweis auf 
Achatz/Kofler, in Achatz et al (Hrsg), Internationale Umgründungen. 
728 Vgl. Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 116. 
729 Vgl. ebd, ad § 1 Rz 119. 
730 EuGH 11.3.2004, Rs C-P/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant. 
731 Vgl. Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 113 unter Hinweis auf die Rs 
„X,Y gegen Riksskatteverket“, „Hughes de Lasteyrie du Saillant“ und „N“, siehe dazu Kapitel 8.2.2.2. 
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Andernfalls würde die Besteuerung des Vorganges einen Verstoß gegen die 
Niederlassungsfreiheit darstellen. Da grenzüberschreitende Verschmelzungsvorgänge auf 
Gesellschaftsebene primär Niederlassungsvorgänge darstellen732, ist davon auszugehen, 
dass die Beschränkung des Nichtfestsetzungskonzeptes auf unionsinterne und (durch 
umfassende Amtshilfe abgesicherte) EWR-interne Verschmelzungen eine 
unionsrechtskonforme Lösung darstellt. Eine Ausweitung des Geltungsbereiches des 
Nichtfestsetzungskonzeptes unter Berufung auf die Kapitalverkehrsfreiheit auf 
Exportverschmelzungen in Drittstaaten wird vom Schrifttum733 unter Bezugnahme auf die 
Rs Burda734 wohl zu Recht abgelehnt. Auf Gesellschafterebene hingegen kann es im 
Rahmen von Verschmelzungen – insofern der Gesellschafter der übertragenden 
Gesellschaft bloß Portfoliobeteiligungen an der übernehmenden Gesellschaft erhält – zu 
einem unter die Kapitalverkehrsfreiheit zu subsumierenden Investitionsvorgang kommen. 
Auf Gesellschafterebene kann ein Verschmelzungsvorgang in einen Drittstaat daher u.U. 
ebenfalls die Gewährung einer Steuerstundung erforderlich machen.735       
Hinsichtlich des Anwendung des Nichtfestsetzungskonzeptes auf EWR-
Kapitalgesellschaften mit dem Ort ihrer Geschäftsleitung innerhalb des EWR-Raumes ist 
ergänzend anzumerken, dass die unter § 1 Abs 2 UmgrStG vorgesehene Einschränkung auf 
EWR-Staaten, mit welchen Österreich eine umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe 
vereinbart hat, hinsichtlich ihrer Verhältnismäßigkeit und daher unionsrechtlichen 
Konformität zweifelhaft erscheint. Die pauschale Nichtanwendung des 
Nichtfestsetzungskonzeptes im Falle einer fehlenden multilateralen oder bilateralen 
umfassenden Amts- und Vollstreckungshilfe736 erscheint – weil die alternative 
Anknüpfung einer möglichen Nichtfestsetzung z.B. an die Gewährung von 
Sicherheitsleistungen wohl als gelinderes Mittel betrachtet werden muss – als 
überschießend und wird daher als potentiell unionsrechtswidrig eingestuft.737 Da die 
Niederlassungsfreiheit auch EU-Kapitalgesellschaften erfasst, welche den Ort ihrer 
Geschäftsleitung in einen Drittstaat verlagert haben, wird bei einer Exportverschmelzung 
auf eine solche im Schrifttum die Meinung vertreten, dass auch diese Vorgänge – die 
bilaterale Existenz einer umfassenden Amts- und Vollstreckungshilfe vorausgesetzt – vom 
Nichtfestsetzungskonzept erfasst sein müssten.738  
 
 
                                                 
732 Vgl. ders, in FS Wiesner, 2004, FN 9; Schön in Lutter/Hommelhoff, SE-Kommentar, Steuerrecht, Rz 208; Hohenwarter, RdW 2007, 
506, 570; weiters Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), Sonderbilanzen, Bertl/Eberhartinger/ua. (Hrsg), Wiener 
Bilanzrechtstage 2008, 253 (unter Hinweis auf EuGH 13.12.2005, C-411/03, Rs SEVIC Systems); Kraft/Bron, IStR 2006, 26 (27ff). 
733 Vgl. Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 117 mwH; Hohenwarter, in 
Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), Sonderbilanzen, 2008, 258ff. 
734 EuGH 26.6.2008, C-284/06 – Burda; dazu Kofler, taxlex 2008, 326. 
735 Vgl. Hügel bezeichnet diese Frage als „materiell rechtlich offen“, siehe Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale 
Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 113; die Gemeinschaftsrechtswidrigkeit für den Fall einer bestehenden Amts- und 
Vollstreckungshilfe mit dem Ansässigkeitsstaat des Gesellschafters klar bejahend Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), 
Sonderbilanzen, 2008, 273.  
736 Zur Gleichwertigkeit von abkommensrechtlicher und unionsrechtlicher Amts- und Vollstreckungshilfe unter Hinweis auf die Rs „A“ 
(EuGH 18.12.2007, C-101/05, Rz63 und 67) siehe Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), Sonderbilanzen, 2008, 263 mwH. 
737 Vgl. Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), Sonderbilanzen, 2008, 257; Metzler, in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), Tax 
Treaty Law and EC Law, 287 f (FN 134) und 291; Cordewener, Europäische Vorgaben für die Verfahrensrechte von Steuerausländern – 
Formellrechtliche Implikationen der „Fokus Bank“-Entscheidung des EFTA-Gerichtshofs – Teil I, IStR 2006, 113 (119); ebenso Hügel, 
in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 116 mwH. 
738 Vgl. Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), Sonderbilanzen, 2008, 263f mwH. 
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b. Selbst hergestellte unkörperliche WG des AV 
Im Zusammenhang mit grenzüberschreitenden Verschmelzungen muss beachtet werden, 
dass auch die Nachversteuerungspflicht von Aufwendungen im Zusammenhang mit selbst 
hergestellten unkörperlichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens auf dem 
Verweiswege [„…für nicht entgeltlich erworbene unkörperliche Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens ist § 6 Z 6 lit b EStG sinngemäß anzuwenden…“] in § 1 Abs 2 UmgrStG 
übernommen wurde. Kommt es folglich im Zuge einer Exportverschmelzung zur 
ertragssteuerlichen Entstrickung derartiger Wirtschaftsgüter ist eine Nachversteuerung iSd 
§ 6 Z 6 lit b EStG vorzunehmen.739  
Kommt es parallel zu Exportverschmelzungen zur physischen Verlagerung von 
betrieblichen (Teil-)Einheiten, so muss grundsätzlich geprüft werden inwieweit dadurch 
immaterielle Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens (z.B. Patente, Marken, 
Kundenstämme) tatsächlich in ein ausländisches Betriebsvermögen der übernehmenden 
Auslandsgesellschaft mitüberführt und dort für steuerliche Zwecke aktiviert werden. Trifft 
dies zu, so sind derartige Vorgänge jedoch nicht unter § 1 Abs 2 UmgrStG sondern unter § 
6 Z 6 EStG zu erfassen.740 Für Zwecke des 1 Abs 2 UmgrStG ist vielmehr zu prüfen, ob es 
aufgrund der Verschmelzung (iSe direkten Folge aus dem Rechtsakt) zu einer Entstrickung 
von selbst erstellten immateriellen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens und zu einer 
Aktivierung im Ansässigkeitsstaat der übernehmenden Körperschaft kommt. Ein solcher 
Entstrickungseffekt hinsichtlich inländischer immaterieller unkörperlicher Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens kann sich – angenommen, es verbleibt eine inländische 
abkommensrechtliche Betriebsstätte der übernehmenden Körperschaft – nur dann als 
direkte Folge aus dem Rechtsakt der Verschmelzung ergeben, wenn schon im Zeitpunkt 
vor der Verschmelzung die für das Wirtschaftsgut wesentlichen Mitarbeiterfunktionen 
(„significant people functions“) in der übernehmenden Körperschaft angesiedelt waren 
und dieser daher das Wirtschaftsgut nach der Verschmelzung funktional zugerechnet 
werden muss. 
Beispiel: Werden selbst erstellte Marken- oder Patentrechte einer österreichischen 
operativen Kapitalgesellschaft im Auftrag dieser von einer ausländischen 
Patentverwaltungsgesellschaft verwaltet741 und die österreichische Eigentümer-
gesellschaft in weiterer Folge auf die ausländische Verwaltungsgesellschaft 
verschmolzen, so führt dies – selbst wenn der ausländischen Gesellschaft eine 
österreichische Betriebsstätte iSd DBA verbleibt – zu einer Zuordnung des 
wirtschaftlichen Eigentums am immateriellen Anlagevermögen an das ausländische 
Stammhaus und folglich zu einer Entstrickung und Besteuerung nach § 1 Abs 2 
UmgrStG. Dieses Szenario setzt allerdings voraus, dass nicht zeitgleich mit der 
Verschmelzung die significant people functions hinsichtlich der Marken- und 
Patentrechte ins Inland (rück-)verlagert werden. Insofern dies der Fall wäre, sind 
                                                 
739 Vgl. Quantschnigg/Trenkwalder,  FS Wolfgang Nolz, 176; für Details siehe Kapitel 4.2.10. 
740 Vgl. Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 124 unter Hinweis auf 
Wiesner/Mayr, RdW 2007, 435; Damböck, in Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), Internationale Umgründungen, 2005, 255 (261, FN 
8); ebenso UmgrStR 2002 Rz 44d und 160b. Sinngemäß ebenso Rz 857. AA scheinbar Walter, Umgründungssteuerrecht, 2008, 142 und 
Beiser, Grenzüberschreitende Einbringungen und Umwandlungen nach dem AbgÄG 2010, ÖStZ 2010/705, 364. 
741 Von Bedeutung werden zB iZm der Patentverwaltung ua folgende Aktivitäten sein: Anmeldung Patentrechte, Rechtsschutz, 
Verhandlung und Abschluss von Lizenzverträgen, Durchführung Lizenzabrechnung, Update Lizenzverträge um neue Patentrechte, 
Rückforderung von Quellensteuern, Überwachung Zahlungsabwicklung, Mahnwesen, etc. 
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die Patent- und Markenrechte nach der Verschmelzung funktional der inländischen 
Betriebsstätte zurechenbar. Es kommt folglich verschmelzungsbedingt zu keiner 
Entstrickung und keiner Besteuerung nach § 1 Abs 2 UmgrStG. Zu einer Besteuerung 
iSd § 1 Abs 2 UmgrStG kommt es auch dann nicht, wenn die immateriellen 
Wirtschaftsgüter einer verschmelzungsbedingt neu errichteten ausländischen 
Stammhausbetriebsstätte bloß befristet (unentgeltlich) zur Verfügung gestellt 
werden.742  
Abzulehen ist der Standpunkt, nach welchem es – so wie von Teilen der Deutschen Lehre 
und der Deutschen Finanzverwaltung vertreten – verschmelzungsbedingt zu einer 
„automatischen“ Zurechnung von bestimmten unkörperlichen Wirtschaftsgütern zum 
Stammhaus kommt.743 Dieser Ansatz würde dem von der OECD entwickelten Zugang 
(„AOA“) widersprechen, nach welchem Wirtschaftsgüter und ihr Steuersubstrat unter 
Bezugnahme auf rein funktionale Gesichtspunkt innerhalb eines Gesamtunternehmens den 
betrieblichen Teileinheiten (Stammhaus, Betriebsstätten) zugerechnet werden.  
c. Sonderfall originärer Firmenwert 
Da die Nachversteuerungspflicht des § 6 Z 6 lit b EStG hinsichtlich Aufwendungen im 
Zusammenhang mit selbst hergestellten unkörperlichen Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens auf dem Verweiswege in § 1 Abs 2 UmgrStG übernommen wurde, stellt 
sich die Frage, inwieweit dieser Umstand dazu führt, dass es im Rahmen einer 
Exportverschmelzung dazu kommen kann, dass auch ein originärer inländischer 
Firmenwert nachversteuert werden muss. Im Rahmen der Untersuchung dieses Aspektes 
müssen insbesondere folgende Rahmenbedingungen berücksichtigt werden: 
• Ein Firmenwert ist nach hL funktional nicht an einzelne un-/körperliche 
Wirtschaftsgüter sondern an betriebliche Teileinheiten geknüpft, welche (zumindest) 
die Kriterien eines Teilbetriebes bzw. Betriebes im Sinne des EStG erfüllen.744 
 
• Die Entstrickungsbesteuerung des § 1 Abs 2 UmgrStG wird ausschließlich durch 
verschmelzungsbedingte Entstrickungen und nicht auch durch überführungsbedingte 
Entstrickungen ausgelöst. Insofern es zu einer Entstrickung von stillen Reserven 
durch die Überführung oder Verbringung von Wirtschaftsgütern bzw. Teilbetrieben 
oder Betrieben kommt, ist eine etwaige Steuerpflicht unter Bezugnahme auf § 6 Z 6 
EStG zu prüfen.745 
 
                                                 
742 Diesfalls wäre im Ausmaß einer fremdüblichen Leistungsverrechnung eine außerbücherliche Korrektur iSd § 6 Z 6 EStG (sonstige 
Leistung) zwischen dem aus der Verschmelzung resultierenden ausländischen Stammhaus und der im Inland verbleibendene 
Betriebstätte vorzunehmen. 
743 Vgl. BMF-Schreiben vom 24.12.1999, BStBl 1999 I, 1076, Rz 2.4. und 2.6.1.(c); BFH vom 17.12.2003, I R 47/02, BFH/NV 2004, 
771; FG Münster vom 2.6.2006, EFG 2006, 1911, Rev BFH I R 66/06; Blumenberg/Lechner in Blumenberg/Schäfer, Das SEStEG, 82; 
Fuhrmann in Carlé/Korn/Stahl/Strahl, Umwandlungen – Praxisleitfaden Umwandlungen und Einbringung nach neuem Recht, Rz 692; 
Dötsch/Pung, DB 2006, 2648 (2650); Frotscher/Maas, Internationalisierung des Ertragsteuerrechts, Rz 123; Winkeljohann/Fuhrmann, 
Handbuch Umwandlungssteuerrecht, 639 zitiert nach Quantschnigg/Trenkwalder,  FS Wolfgang Nolz, 176, FN 43. 
744 Vgl. sinngemäß Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 61; Stürzlinger, 
Business Restructurings, 2010, 27, 75.  
745 Vgl. Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 124 unter Hinweis auf 
Wiesner/Mayr, RdW 2007, 435; ebenso UmgrStR 2002 Rz 44d und 160b. Sinngemäß ebenso Rz 857. AA scheinbar Walter, 
Umgründungssteuerrecht, 2008, 142 und Beiser, Grenzüberschreitende Einbringungen und Umwandlungen nach dem AbgÄG 2010, 
ÖStZ 2010/705, 364. 
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• Im „Zuzugsstaat“ muss es durch die Verschmelzung zur Erfassung eines steuerlichen 
Aktivpostens kommen.    
Zusammengefasst muss es – um die Besteuerung eines originären inländischen 
Firmenwertes nach § 1 Abs 2 UmgrStG zu bewirken – kumulativ zu einer 
verschmelzungsbedingten Entstrickung eines bisher in Österreich steuerpflichtigen 
Betriebes bzw. Teilbetriebes iSd EStG und zur steuerlichen Aktivierung des originären 
Firmenwertes im Ansässigkeitsstaat der übernehmenden Gesellschaft kommen. ME wird 
es im Rahmen einer Exportverschmelzung in bloß sehr außergewöhnlichen 
Konstellationen zur Erfüllung aller dieser Voraussetzungen kommen. Selbst unter der 
Annahme, dass die Besteuerung der verschmelzungsbedingten Übertragung eines 
originären Firmenwertes über die Sonderregelung für unkörperliche Wirtschaftsgüter unter 
§ 1 Abs 2 UmgrStG iVm § 6 Z 6 lit b EStG möglich ist – nach Hügel746 spricht die 
Tatsache, dass einem originären Firmenwert nie konkrete Aufwendungen zugeordnet 
werden können per se gegen die Anwendbarkeit der §§ 1 Abs 2 Satz 3 und 6 Z 6 lit b EStG 
auf originäre Firmenwerte – kann eine Exportverschmelzung (ohne physischer 
Verbringung von Wirtschaftsgütern) nur unter sehr speziellen Umständen zur steuerlichen 
Entstrickung eines inländischen Betriebes bzw. Teilbetriebes führen.747 Im Bereich 
inländischer betrieblicher Einheiten sind mE lediglich folgende Szenarien denkbar: 
• Exportverschmelzung einer inländischen Kapitalgesellschaft, welche über eine so 
geringe betriebliche Substanz im Inland verfügt, dass die übernehmende 
ausländische Kapitalgesellschaft nach der Verschmelzung im Inland über eine bloße 
Hilfsbetriebsstätte iSd Art 5 Abs 4 OECD-MA verfügt.748  
 
• Exportverschmelzung auf eine ausländische Kapitalgesellschaft, welche aufgrund 
ihres Unternehmensgegenstandes unter Art 8 bzw. Art 13 Abs 3 OECD-MA 
(Seeschifffahrt, Binnenschifffahrt, Luftschifffahrt) subsumiert wird und für dessen 
inländische Betriebsstätte dem Ansässigkeitsstaat des Unternehmens das alleinige 
Besteuerungsrecht zufällt.749 
Unter dem ersten Szenario wird ein etwaiger nachzuversteuernder originärer Firmenwert 
aufgrund der geringen inländischen Substanz (abkommensrechtlich lediglich eine 
„Hilfsbetriebsstätte“) in der Regel wohl sehr gering ausfallen.  
Zusammenfassend kann daher festgehalten werden, dass der Verweis unter § 1 Abs 2 3. 
Satz UmgrStG auf § 6 Z 6 lit b EStG hinsichtlich der Nachversteuerung der im 
Zusammenhang mit der Schaffung eines originären, inländischen Firmenwertes 
angefallenen Aufwendungen für Exportverschmelzungen von nur sehr geringer 
praktischer Relevanz ist. 
                                                 
746 Vgl. Hügel, in Sonderbilanzen – Wiener Bilanzrechtstage 2008, Linde, Wien  2008, 36f.; ders, in Grenzüberschreitende und nationale 
Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 123.  
747 Die Anwendung der Sonderregelung des § 6 Z 6 lit b EStG auf originäre Firmenwerte bejahend: Atzmüller/Hammerl/Mayr, AbSiG 
2007: Wichtiges zur Einkommensteuer, RdW 2007, 748 (749); kritisch Trenkwalder in Quantschnigg/Trenkwalder, Die 
Steuerentstrickung gem § 6 Z 6 EStG aus europarechtlicher Sicht, in Quantschnigg/Wiesner/Mayr (Hrsg),  FS Wolfgang Nolz, 2008, 165 
(173f). 
748 Vgl. UmgrStR 2002, Rz 72; ebenso Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 
96, 98. 
749 Vgl. Rz 44 UmgrStR 2002. 
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Auch hinsichtlich ausländischer Betriebe bzw. Teilbetriebe, welche vor der 
Verschmelzung der inländischen Besteuerung unterliegen (da abkommensrechtlich die 
Anrechnungsmethode vereinbart oder kein DBA mit dem BS-Staat abgeschlossen wurde), 
kann es infolge einer Exportverschmelzung zu einer verschmelzungsbedingten 
Steuerentstrickung kommen. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob eine 
steuerliche Aufwertung der Auslandsbetriebsstätte auf deren Fremdvergleichswert durch 
den Ansässigkeitsstaat der übernehmenden Gesellschaft zu einer Nachversteuerung des 
originären (ausländischen) Firmenwertes in Österreich auf Basis von § 1 Abs 2 UmgrStG 
iVm § 6 Z 6 EStG führen kann. ME ist dies prinzipiell möglich, weil § 1 Abs 2 UmgrStG 
auf die „sinngemäße Anwendung“ von § 6 Z 6 lit b EStG abstellt und dieser auch die 
physische Überführung von Wirtschaftsgütern und Teil-/Betrieben von in Österreich 
verstrickten Auslandsbetriebststätten in befreite Auslandsbetriebsstätten erfasst (d.h. die 
physische Verlegung von ausländischen Anrechnungs-BS oder abkommenslosen 
Betriebsstätte in einen dritten Staat, wodurch abkommensrechtlich ein Wechsel zu einer 
„Freistellungs-BS“ bewirkt wird, ist von § 6 Z 6 EStG umfasst).750 Demnach löst ein 
derartiger Vorgang potentiell die Nachversteuerung iSd § 6 Z 6 lit b EStG aus. Vor diesem 
Hintergrund sollte wohl auch eine Exportverschmelzung, mit welcher die steuerliche 
Entstrickung einer ausländischen Betriebsstätte (Betrieb oder Teilbetrieb iSd EStG) im 
Inland bewirkt wird – bei sinngemäßer Anwendung von § 6 Z 6 lit b EStG – zu einer 
Nachversteuerung unkörperlicher Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens führen.  
Im obigen Zusammenhang erscheint jedoch fraglich, ob der Anwendungsbereich der 
Nachversteuerungsregelung aus unionsrechtlichen Erwägungen heraus eingeschränkt 
werden muss. Dies deshalb, weil die Regelung ihrem Wortlaut nach unabhängig davon 
schlagend würde, ob die verschmelzungsbedingte Aufwertung des fraglichen 
Wirtschaftsgutes im Zuzugsstaat tatsächlich eine steuerwirksame „Mehrabschreibung“ 
bewirkt oder nicht.751 Im Fall der Existenz eines DBAs zwischen dem neuem 
Ansässigkeits- und dem BS-Staat, welches für BS-Veräußerungsgewinne die 
Freistellungsmethode vorsieht, wird dies regelmäßig nicht der Fall sein. Aus diesem 
Grund darf § 1 Abs 2 UmgrStG und der Verweis auf § 6 Z 6 lit b EStG – bei 
unionsrechtskonformer Interpretation der Regelung – mE nur in jenen Fällen zu 
einer Nachversteuerung von Herstellungskosten selbst erstellter unkörperlicher 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens (z.B. originärer Firmenwerte) führen, in 
denen die übernehmende Gesellschaft aufgrund der Verschmelzung tatsächlich 
steuerwirksame Mehrabschreibungen vornehmen kann.752    
Auch die Ausgestaltung der – im Falle einer nicht möglichen Identifikation von 
historischen Herstellungsaufwendungen – schlagend werdenden pauschalen 65 Prozent 
Nachversteuerungsregel753 ist mE als unverhältnismäßig und daher unionsrechtswidrig 
einzustufen. Ist die exakte Ermittlung der im Rahmen der Schaffung eines originären 
Firmenwertes angefallenen Herstellungsaufwendungen nicht möglich, müsste vielmehr 
einzelfallbezogen und unter Einbeziehung aller fallspezifischer betrieblicher 
                                                 
750 Siehe Kapitel 4.2.2.2.2. 
751 Zur unionsrechtlichen Problematik des § 6 Z 6 lit b EStG siehe auch Kapitel 4.2.10. 
752 Ebenso Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), Sonderbilanzen, 2008, 255 mwH; siehe im Detail dazu unter Kapitel 
8.3.2.2. 
753 Im Falle einer verschmelzungsbedingten sinngemäßen Anwendung des § 6 Z 6 lit b EStG wird sich die 65%-Regelung wohl auf den 
gemeinen Wert des entstrickten Wirtschaftsgutes und nicht auf dessen Fremdvergleichswert beziehen. 
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Rahmenbedingungen eine möglichst genaue Schätzung der historischen Aufwendungen 
vorgenommen werden.  
d. Antrag/Nachversteuerung/Wertminderungen/Verjährung 
Gemäß § 1 Abs 2 Satz 2 UmgrStG ist der Antrag auf Nichtfestsetzung in der letzten 
Körperschaftsteuererklärung der übertragenden Körperschaft (über die letzte 
Veranlagungsperiode vor dem Verschmelzungsstichtag) zu stellen. Da die übertragende 
Gesellschaft im Zeitpunkt der Abgabe der Steuererklärung nicht mehr existiert, wird der 
Antrag regelmäßig von der übernehmenden Gesellschaft als Gesamtrechtsnachfolgerin der 
übertragenden Körperschaft gestellt. Über die gestundete Körperschaftsteuerschuld wird in 
weiterer Folge im Rahmen eines Feststellungsbescheides gesondert abgesprochen. 
Nach dem Gesetzwortlaut des § 1 Abs 2 UmgrStG gilt – wie unter § 6 Z 6 EStG geregelt – 
die spätere Veräußerung oder das spätere sonstige Ausscheiden (z.B. Verbringung von 
Wirtschaftsgütern in einen Drittstaat/nicht begünstigten EWR-Staat, Entnahme, 
Sachausschüttung, Sachauskehr im Zuge einer Liquidation, unentgeltliche Übertragung) 
der entstrickten Wirtschaftsgüter aus dem Betriebsvermögen der übernehmenden 
Gesellschaft als rückwirkendes Ereignis iSd § 295a BAO und führt zur Einhebung der 
verschmelzungsbedingt gestundeten Steuerlast.754 Die umgründungsbedingte Weiter-
übertragung führt insofern zu keiner Nachversteuerung, als diese aus Sicht des 
Zuzugsstaates einen steuerneutralen Vorgang darstellt und nicht zur Übertragung auf eine 
Drittstaatsgesellschaft bzw. nicht begünstigte EWR-Gesellschaft führt.755 
Wertminderungen im Zeitraum zwischen Verschmelzung und Veräußerung bzw. 
sonstigem Ausscheiden werden steuermindernd berücksichtigt. Dies allerdings nur 
insoweit sie durch die Bemessungsgrundlage im Wegzugszeitpunkt gedeckt sind und nicht 
bereits im Ausland verwertet werden konnten. Diese Beschränkung wird im 
Zusammenhang mit normalen Wegzugsfällen – da es im Vergleich zu einem 
Inlandsszenario zu keinem Veräußerungsverlust kommen kann und dieser Umstand klar 
gegen diesbezügliche EuGH-Judikatur verstößt – im Schrifttum zu Recht als 
unionsrechtlich fragwürdig eingestuft.756 Im Unterschied zu einem normalen 
Wegzugsszenario ist es jedoch im Falle einer Inlandsverschmelzung für die übertragende 
Körperschaft auch nicht möglich, etwaige Wertverluste, welche nach dem 
Verschmelzungsstichtag eintreten, steuerlich geltend zu machen. Infolgedessen stellt die 
betragsmäßig beschränkte Berücksichtigungsmöglichkeit von Wertminderungen bei der 
übertragenden Körperschaft mE keine unionsrechtlich bedenkliche Vorgehensweise dar.757    
Eine gem. § 1 Abs 2 UmgrStG verschmelzungsbedingt entstandene aber gestundete 
Steuerschuld unterliegt gem. § 209 Abs 3 BAO der absoluten Verjährungsfrist von 10 
                                                 
754 Vgl. Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 126; ebenso 
Hirschler/Schindler, RdW 2006, 610. 
755 Vgl. UmgrStR 2002, Rz 44c; kritisch Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 
Rz 125 welcher hinsichtlich der erforderlichen Steuerneutralität der Umgründung auf inländisches Steuerrecht abstellt. 
756 Siehe Kapitel 4.2.9.3. 
757 Siehe dazu auch Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 129; aA 
Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), Sonderbilanzen, 2008, 255, FN 109. 
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Jahren, wobei diese mit Ablauf des Kalenderjahres zu laufen beginnt, in welches der 
Verschmelzungsstichtag fällt.758   
4.3.3.2.4 Die Besteuerung nach § 3 UmgrStG (Zuzug) 
Die für Betriebsübertragungen per Importverschmelzung auf Gesellschaftsebene relevante 
Besteuerungsnorm ist § 3 Abs 1 Z 2 UmgrStG. Diese sieht – bis auf den Fall der 
Rücküberführung – eine Aufwertung des übernommenen Vermögens auf den gemeinen 
Wert vor und lautet wie folgt: 
„Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich des 
übernommenen Vermögens entsteht, gilt Folgendes: 
- Das übernommene Vermögen ist mit dem gemeinen Wert anzusetzen. 
- Wird Vermögen ganz oder teilweise übernommen, für das die Steuerschuld bei 
der übernehmenden Körperschaft aufgrund einer Umgründung im Sinne dieses 
Bundesgesetzes nicht festgesetzt worden ist, nicht gemäß § 16 Abs 1 zweiter 
Teilstrich entstanden ist oder aufgrund des § 6 Z 6 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 nicht festgesetzt worden ist, sind die 
fortgeschriebenen Buchwerte vor der Umgründung oder Verlegung anzusetzen. 
Die spätere Veräußerung oder das sonstige Ausscheiden gilt nicht als 
rückwirkendes Ereignis im Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung. 
Weist die übernehmende Körperschaft nach, dass Wertsteigerungen im übrigen 
EU/EWR-Raum eingetreten sind, sind diese vom Veräußerungserlös oder vom 
gemeinen Wert im Zeitpunkt des Ausscheidens abzuziehen.“  
Die Einschränkung der Aufwertung auf importiertes Vermögen wurde iRd AbgÄG 2005 
beseitigt und diese alleine an das Entstehen des Besteuerungsrechtes der Republik 
Österreich geknüpft.759 Die Aufwertung im verschmelzungsbedingten Zuzugsfall ist daher 
– spiegelbildlich zum verschmelzungsbedingten Wegzug – an den mit dem Vorgang 
verbundenen tatsächlichen steuerlichen Ent- bzw. Verstrickungseffekt geknüpft. Auch in 
diesem Zusammenhang ist auf die unterschiedliche Systematik im Vergleich zu § 6 Z 6 lit 
c EStG hinzuweisen. Der für den normalen Zuzug relevante Aufwertungstatbestand ist 
alleine an die Überführung bzw. Verlegung von Wirtschaftsgütern und (Teil-)Betrieben 
vom Aus- ins Inland und nicht an eine damit verbundene Verstrickungswirkung 
geknüpft.760 Beispielhaft kommt es nach § 6 Z 6 lit c EStG bei einer Überführung von 
Wirtschaftsgütern einer italienischen Betriebsstätte („Anrechnungsbetriebsstätte“) ins 
österreichische Stammhaus zu einer überführungsbedingten Aufwertung in Österreich auf 
den gemeinen Wert des Wirtschaftsgutes obwohl – da die Wirtschaftsgüter bereits vor dem 
Zuzug dem österreichischen Besteuerungsrecht unterlagen – damit keine tatsächliche 
Verstrickung verbunden ist. Im Gegensatz dazu führt § 3 Abs 1 Z 2 UmgrStG z.B. im Falle 
einer Importverschmelzung einer italienischen Tochtergesellschaft auf ihre österreichische 
Muttergesellschaft hinsichtlich etwaiger in Italien (oder einem Drittstaat) verbleibender 
Betriebsstätten aufgrund des erstmaligen Zuganges des Besteuerungsrechtes zu Gunsten 
                                                 
758 Vgl. Hirschler, taxlex 2005, 13; Hirschler/Schindler, RdW 2006, 610; Waitz/Ramsauer, taxlex 2007, 490 FN 8. 
759 Vgl. Krickl/Kauba, in GS Köglberger, 2008, 572. 
760 Siehe Kapitel 4.2.2.1. 
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Österreichs hinsichtlicher dieser zu einer Aufwertung der Wirtschaftgüter für 
österreichische ertragsteuerliche Zwecke (obwohl keine physische Überführung der 
Wirtschaftsgüter stattfand). Selbiges gilt bei einer vergleichbaren Importverschmelzung 
von einer in einem DBA-losen Staat ansässigen ausländischen Körperschaft auf eine 
inländische Körperschaft.       
4.3.3.3 Die Besteuerungsfolgen auf Gesellschafterebene 
4.3.3.3.1 Allgemeines 
Im Zuge einer Verschmelzung erlischt die übertragende Gesellschaft und auf Ebene ihrer 
Gesellschafter auch die an ihr gehaltenen Anteile. Im Gegenzug dafür erhalten die 
Gesellschafter der übertragenden Gesellschaft entweder Anteile an der übernehmenden 
Gesellschaft oder – in bestimmten Konzernausnahmefällen761 – der Wegfall der Anteile 
wird durch einen Wertanstieg an sich bereits im Eigentum der Gesellschafter befindlichen 
Anteilen kompensiert. Auf Ebene der Altgesellschafter der übernehmenden Gesellschaft 
hingegen kommt es zu einer Verwässerung des an der übernehmenden Gesellschaft 
gehaltenen nominalen Beteiligungsausmaßes während der innere Wert der Anteile durch 
den verschmelzungsbedingten Vermögenszugang bei der übernehmenden Gesellschaft 
unverändert bleibt. 
Im Zusammenhang mit dem o.a. Anteilstausch stellt sich die Frage nach dessen 
ertragsteuerlicher Behandlung. Grundsätzlich muss in diesem Punkt unterschieden werden, 
ob es sich bei der Exportverschmelzung um eine solche nach Art I UmgrStG handelt oder 
nicht. Insoweit die Voraussetzungen des Art I UmgrStG eingehalten werden, bestimmt § 5 
UmgrStG die steuerliche Wirkung der Verschmelzung auf Gesellschafterebene. Gemäß § 5 
Abs 1 Z 1 UmgrStG gilt der verschmelzungsbedingte Austausch von Anteilen bzw. – bei 
Unterbleiben einer Gegenleistung – der dadurch erzielte Wertanstieg nicht als Tausch im 
abgabenrechtlichen Sinne (§ 6 Z 14 EStG) und ist daher steuerneutral.  
Kommt es jedoch auf Gesellschaftsebene zu einer tatsächlichen Entstrickung und daher zu 
einer (partiellen) Besteuerung iSd § 1 Abs 2 UmgrStG, so führt dies auch zu einer 
(partiellen) Besteuerung des verschmelzungsbedingten Anteilstausches.762 Die 
Besteuerung des Anteilstausches auf Gesellschafterebene ist daher generell von der 
Besteuerung auf Gesellschaftsebene abhängig. Eine Ausnahme von dieser Systematik 
normiert § 5 Abs 1 Z 3 EStG. Demnach stellt der Anteilstausch – trotz einer 
Entstrickungswirkung auf Gesellschaftsebene – insofern einen steuerneutralen Vorgang 
dar, als das Besteuerungsrecht an einen EU-Staat oder EWR-Staat mit umfassender Amts- 
und Vollstreckungshilfe verloren geht.763     
Ergänzend ist anzumerken, dass – unabhängig von der Steuerwirksamkeit der 
Verschmelzung auf Gesellschafterebene nach inländischem Steuerrecht – Österreich 
                                                 
761 Siehe UmgrStR 2002 Rz 12ff unter Bezugnahme auf § 224 AktG. 
762 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 264; Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 21 und 
Rz 59, § 5 Rz 54. 
763 Vgl. Wiesner/Mayr, RdW 2007, 437f; Zöchling, in Wundsam/Huber/Zöchling/Khun, UmgrStG4, § 5 Rz 21ff; Hohenwarter, in 
Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), Sonderbilanzen, 2008, 265. 
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abkommensrechtlich das Besteuerungsrecht an den Anteilen der Gesellschafter der 
übertragenden Gesellschaft zukommen muss, um dieses ausüben zu können.764 
4.3.3.3.2 Sondernorm § 5 Abs 1 Z 4 und 5 UmgrStG 
Mit § 5 Abs 1 Z 4 UmgrStG wurde im Rahmen des BudBG 2007 eine Sondernorm für 
bestimmte innerstaatliche Verschmelzungen eingeführt, über welche die 
verschmelzungsbedingte Entstrickung von Inlandsbeteiligungen vermieden werden soll.765 
Die Regelung sieht – lt. Hügel in systemwidriger Weise766 – eine Besteuerung von jenen 
steuerhängigen stillen Reserven vor, welche in den Anteilen an einer inländischen 
Körperschaft enthalten sind und von einer anderen inländischen Körperschaft gehalten 
werden. Kommt es im Zuge einer Down-Stream Verschmelzung einer österreichischen 
Mutter- auf eine österreichische Enkelgesellschaft zur Auskehrung der 
Enkelgesellschaftsanteile an eine ausländische Großmuttergesellschaft, so kommt es 
dadurch – insoweit die Großmuttergesellschaft in einem Staat ansässig ist, mit welchem 
ein OECD-MA konformes DBA abgeschlossen wurde (Art 13 Abs 5 OECD-MA mit 
Besteuerungsrecht für den Ansässigkeitsstaat des Gesellschafters) – zu einer steuerlichen 
Entstrickung der Enkelgesellschaftsanteile.767 Um dies zu verhindern, werden derartige 
Verschmelzungen nach Maßgabe des § 5 Abs 1 Z 4 UmgrStG besteuert.768 Wird das 
Besteuerungsrecht an einen EU- oder EWR-Staat mit umfassender Amts- und 
Vollstreckungshilfe verloren, so besteht in Anlehnung an § 1 Abs 2 UmgrStG die 
Möglichkeit, im Rahmen der letzten Körperschaftsteuererklärung der zu übertragenden 
Muttergesellschaft einen Antrag auf Nichtfestsetzung zu stellen. Da die übertragende 
Körperschaft im Zeitpunkt der Abgabe der Steuererklärung regelmäßig nicht mehr 
existiert, wird der Antrag auf Nichtfestsetzung von der übernehmenden Körperschaft als 
Rechtsnachfolger der übertragenden Körperschaft gestellt.769 
Insoweit ausländischen Anteilsinhabern im Zuge einer Verschmelzung als Gegenleistung 
bis dahin steuerhängige eigene „Aktien“770 der übernehmenden Körperschaft gewährt 
werden, ist gem. § 5 Abs 1 Z 5 UmgrStG eine Besteuerung sinngemäß nach § 6 Z 6 EStG 
vorzunehmen. Auch für diesen Fall besteht – bei Verlust des Besteuerungsrechtes an einen 
EU- oder EWR-Staat mit umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe – die Möglichkeit 
eines Antrages auf Nichtfestsetzung.  
Zwar ist die Systematik des § 5 Abs 1 Z 4 und Z 5 für eine Exportverschmelzung und 
daher für die vorliegende Untersuchung nicht von direkter Bedeutung, allerdings soll auf 
die Unterschiede in der Verweistechnik der beiden Normen hingewiesen werden. Während 
§ 5 Abs 1 Z 4 UmgrStG auf die sinngemäße Versteuerung nach § 1 Abs 2 UmgrStG 
                                                 
764 Vgl. für viele Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), Sonderbilanzen, 270. 
765 Vgl. Krickl/Kauba, in GS Köglberger, 2008, 572. 
766 Vgl. Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 5 Rz 66. 
767 Neben der Auskehrung von Gegenleistungsanteilen an ausländische Großmuttergesellschaften wird auch die Auskehrung an 
inländische steuerbefreite Körperschaften von § 5 Abs 1 Z 4 UmgrStG erfasst; vgl Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale 
Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 5 Rz 56. 
768 Vgl. Wiesner/Mayr, RdW 2007, 438; Zöchlinger/Haslinger, RdW 2007, 372f; Hohenwarter, RdW 2007, 572. 
769 Vgl. Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 5 Rz 64 unter Hinweis auf 
Wiesner/Mayr, RdW 2007, 438 (ohne gesonderten Hinweis auf die Gesamtrechtsnachfolge). 
770 Nach Hügel ist der Verweis auf die Übertragung von Aktien und die Aussparung von GmbH-Anteilen auf die Annahme der 
Gesetzesredaktoren zurückzuführen, nur eine AG könne Vorratsaktien besitzen und ausgeben was jedoch nicht mehr der aktuellen 
Rechtslage entspricht; vgl Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 5 Rz 68. 
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hinweist, nimmt § 5 Abs 1 Z 5 UmgrStG auf eine Besteuerung iSd § 6 Z 6 EStG Bezug.771 
Obwohl beide Verschmelzungsvorgänge eine gleichartige Entstrickungswirkung entfalten, 
wird das österreichische Besteuerungsrecht im Falle einer Down-Stream Verschmelzung 
mit Auskehrung „eigener Anteile“ (Z 4) über eine sinngemäße Anwendung des § 1 Abs 2 
UmgrStG gesichert, während es im Falle der Gewährung „eigener Aktien“ im Zuge einer 
normalen Verschmelzung über § 6 Z 6 EStG gesichert wird. Da diese beiden Regelungen 
und ihre Besteuerungsfolgen an unterschiedliche Voraussetzungen anknüpfen – § 1 Abs 2 
UmgrStG verlangt eine tatsächliche Entstrickungswirkung während § 6 Z 6 EStG an eine 
Überführung ins Ausland anknüpft – führt diese Systematik zu unterschiedlichen 
Besteuerungsfolgen. Kommt es z.B. (1) zu einer Down-Stream Verschmelzung einer 
österreichischen Muttergesellschaft mit französischer Großmuttergesellschaft auf eine 
österreichische Enkelgesellschaft, so ist mit der dadurch verbundenen Anteilsauskehr 
(aufgrund des speziellen Art 13 DBA Österreich-Frankreich) kein Verlust des 
österreichischen Besteuerungsrechtes verbunden und es kommt zu keiner Besteuerung 
nach § 6 Z 4 iVm § 1 Abs 2 UmgrStG. Erfolgt hingegen (2) eine Side-Stream 
Verschmelzung zwischen zwei österreichischen AGs und werden die französischen 
Gesellschafter der übertragenden AG mit Vorratsaktien der übernehmenden AG 
abgefunden, so kommt es nach Maßgabe des § 5 Z 5 UmgrStG iVm § 6 Z 6 EStG – 
aufgrund der bloßen Überführung der Gegenleistungsanteile (auch wenn damit kein 
Verlust des Besteuerungsrechtes Österreichs verbunden ist) zu eine Besteuerung.772 
Insofern jene die Vorratsaktien ausgebende AG unter Szenario 2 eine Nichtfestsetzung 
beantragt, werden sich aus der unterschiedlichen Systematik praktisch wohl keine 
unterschiedlichen Besteuerungsfolgen ergeben. Unabhängig davon erscheint es jedoch 
sachlich nicht nachvollziehbar, warum zwei wirtschaftlich gleich gelagerte Vorgänge an 
unterschiedliche Besteuerungstatbestände geknüpft werden. Es ist daher zu überlegen § 5 
Z 5 UmgrStG insoweit zu ergänzen, als eine Besteuerung iSd § 6 Z 6 EStG nur 
insoweit vorzusehen ist als mit der Gewährung der Gegenleistungsanteile eine 
tatsächliche Entstrickung verbunden ist. Weiters erscheint es sinnvoll die mögliche 
Beantragung einer Nichtfestsetzung unter § 5 Abs 1 Z 5 UmgrStG explizit zu verankern. 
Der Verweis auf die sinngemäße Anwendung von § 6 Z 6 EStG könnte nämlich den 
Schluss nahe legen, dass – da eine Nichtfestsetzung bei Überführung von 
Wirtschaftsgütern zwischen unterschiedlichen Steuersubjekten nach § 6 Z 6 EStG 
prinzipiell nicht möglich ist – die Übertragung von Vorratsaktien an EU/EWR-
Gesellschafter nicht zur Beantragung einer Nichtfestsetzung berechtigt.773 
Abschließend ist darauf hinzuweisen, dass § 5 Abs 1 Z 4 und Z 5 UmgrStG aufgrund des 
Umstandes, dass dadurch die Besteuerung der in den durchgeschleusten Anteilen 
enthaltenen stillen Reserven auf Ebene der übernehmenden Gesellschaft selbst erwirkt 
wird (d.h. die Ebene der Realisierung und der Besteuerung fällt auseinander), als potenziell 
unionsrechtswidrig erachtet wird. Die Tatsache, dass die übernehmende Gesellschaft die 
Steuerlast für alle oder lediglich einige ihrer Gesellschafter zu tragen hat, wird als Verstoß 
gegen die passive Kapital- bzw. Niederlassungsfreiheit gewertet.774 Im Zusammenhang mit 
                                                 
771 Der Verweis unter § 5 Abs 1 Z 5 UmgrStG auf § 6 Z 6 EStG ist der Regelung von § 20 Abs 2 Z 2 UmgrStG nachgebildet; vgl EB RV 
zum AbgSiG 2007: 270 BlgNR 23. GP S 11f. 
772 Ebenso Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), Sonderbilanzen, 2008, 277. AA scheinbar Krickl/Kauba, GS Köglberger, 
2008, 573, FN 142 welche die Besteuerung nach § 6 Z 6 EStG wohl an den Verlust des Besteuerungsrechtes knüpfen.  
773 Die Nichtfestsetzung bejahend: Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), Sonderbilanzen, 2008, 277. 
774 Vgl. Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), Sonderbilanzen, 2008, 278f. 
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§ 5 Abs 1 Z 4 UmgrStG ist weiters anzumerken, dass eine Down-Stream Verschmelzung 
im reinen Inlandsszenario regemäßig zu einer steuerneutralen Entstrickung der 
steuerhängigen durchgeschleusten Anteile an der übernehmenden Gesellschaft führt. Im 
Gegensatz dazu wird – aufgrund des Umstandes, dass die ausländischen Gesellschafter der 
übertragenden Gesellschaft in Österreich mit ihren durchgeschleusten Anteilen 
abkommensrechtlich zumeist nicht steuerhängig sind – eine Besteuerung des Vorganges 
vorgenommen. Auch diese Ungleichbehandlung wird im Schrifttum als unionsrechtlich 
bedenklich eingestuft.775   
4.3.3.4 Zusammenfassung Verschmelzung 
Die vorangehende Analyse der Entstrickungsnorm des § 1 Abs 2 UmgrStG hat für die 
vorliegende Untersuchung zentrale Bedeutung. Sie ist die für das Szenario der 
verschmelzungsbedingten Übertragung eines österreichischen Betriebes bzw. Teilbetriebes 
auf eine slowakische oder rumänische Gesellschaft maßgebliche österreichische 
Besteuerungsnorm und bestimmt, unter welchen Voraussetzungen die im übertragenen 
Vermögen enthaltenen stillen Reserven steuerwirksam aufgedeckt werden. Die wichtigsten 
Eckpunkte des Verschmelzungsszenarios aus österreichischer Sicht lassen sich schließlich 
wie folgt zusammenfassen:   
Allgemeines 
? Sowohl in Österreich, als auch in der Slowakei und in Rumänien wurde über 
Umsetzung der EU-Richtlinie 2005/56/EG in lokales Recht die 
gesellschaftsrechtliche Grundlage für grenzüberschreitende Verschmelzungen 
geschaffen. Die Übertragung österreichischer Betriebe auf slowakische oder 
rumänische Gesellschaften per grenzüberschreitende Verschmelzung ist daher 
prinzipiell möglich. 
? Eine österreichische AG bzw. GmbH kann folglich auf eine rumänische SRL 
(GmbH), SA (AG) und SCA (KG auf Aktien) sowie auf eine slowakische AS (AG) 
oder SRO (GmbH) verschmolzen werden.776 
? Die für die grenzüberschreitende Verschmelzung zentrale Besteuerungsnorm ist § 1 
Abs 2 UmgrStG, welche die Anwendung von Art I UmgrStG von der tatsächlichen 
Entstrickungswirkung des Verschmelzungsaktes abhängig macht 
(„Entstrickungsnorm“). Dadurch grenzt sich § 1 Abs 2 UmgrStG in seinem 
Anwendungsbereich von § 6 Z 6 EStG ab, welcher auf die körperliche Überführung 
von Wirtschaftsgütern abstellt („Überführungsnorm“).  
? Die Besteuerung nach § 1 Abs 2 UmgrStG ist klar von jener nach § 6 Z 6 EStG zu 
trennen. Kommt es demnach zeitgleich mit einer Verschmelzung zur Entstrickung 
eines Wirtschaftsgutes ist für die Besteuerung des Vorganges zu prüfen, ob die 
Entstrickung eine „Reflexwirkung“ des Verschmelzungsaktes selbst darstellt oder 
ob diese aus der physischen Überführung/Verbringung von Einzelwirtschafts-
gütern, österreichischen Betrieben oder Teilbetrieben ins Ausland resultiert. 
                                                 
775 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2009, 95; Huber, ÖStZ 2008, 978; ebenfalls kritisch Ludwig und Mühllehner, in 
Tüchler, SWI-Jahrestagung: Steuerentstrickung bei einer Verschmelzung, SWI 10/2010, 475.  
776 Siehe Kapitel 4.3.3.1. 
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Ausschließlich im ersten Fall kommt es zur Anwendung von § 1 Abs 2 
UmgrStG.777  
? § 1 Abs 2 UmgrStG bezieht sich auf die verschmelzungsbedingte Entstrickung auf 
Gesellschaftsebene hinsichtlich Veräußerungsgewinnen (Art 13 OECD-MA), wobei 
die Entstrickungswirkung über einen „Vorher-Nachher-Vergleich“ getestet wird. 
Unterliegt ein betriebliches Wirtschaftsgut aufgrund innerstaatlicher (z.B. § 10 
KStG) oder abkommensrechtlicher Befreiungen (z.B. befreite 
Auslandsbetriebsstätte) vor der Verschmelzung tatsächlich nicht der inländischen 
Besteuerung, kann insoweit auch keine Entstrickung iSd § 1 Abs 2 UmgrStG 
bewirkt werden.778   
? Insoweit es durch die Outbound-Verschmelzung zu einer steuerlichen Entstrickung 
kommt, ist Art I UmgrStG nicht anzuwenden und es wird eine 
Liquidationsbesteuerung iSd § 20 Abs 1 iVm § 19 KStG durchgeführt („partielle 
Liquidationsbesteuerung“). Demnach kommt es zu einer Aufdeckung und 
Besteuerung der stillen Reserven im verschmelzungsbedingt entstrickten 
Vermögen. Die stillen Reserven ergeben sich dabei aus der Differenz zwischen den 
steuerlichen Buchwerten und dem gemeinen Wert des übertragenen Vermögens. 
Dieser Aspekt stellt einen wesentlichen Unterschied zur Besteuerung nach § 6 Z 6 
EStG dar, im Rahmen dessen die Differenz zwischen Buch- und 
Fremdvergleichswert besteuert wird.779  
Betriebsübertragung per grenzüberschreitender Verschmelzung - Gesellschaftsebene  
? Inländisches Betriebsvermögen inklusive eines allfälligen Firmenwertes wird 
anlässlich einer Outbound-Verschmelzung steuerlich zumeist nicht entstrickt. 
Folglich kommt es insofern zu keiner Besteuerung iSd § 1 Abs 2 UmgrStG sondern 
zu einer steuerneutralen Vermögensübertragung (Buchwertfortführung).780 
 
? Zu einer steuerlichen Entstrickung von inländischem Betriebsvermögen kann es 
jedoch unter den folgenden Voraussetzungen kommen: 781 
 
- Die zu übertragenden Wirtschaftsgüter werden nicht der in Österreich 
zurückbleibenden abkommensrechtlichen Betriebsstätte sondern einer anderen 
ausländischen Betriebsstätte oder dem ausländischen Stammhaus funktional 
zugerechnet, wobei sich die funktionale Zurechnung – unabhängig davon, ob aus 
innerstaatlicher Sicht notwendiges oder gewillkürtes Betriebsvermögen vorliegt – 
alleine nach den in der Betriebsstätte ausgeführten wesentlichen 
Mitarbeiterfunktionen richtet („significant people functions“ iSd AOA). 
 
- Die betriebliche Substanz der übertragenden Gesellschaft, welche in Österreich 
zurückbleibt, stellt keine Betriebsstätte im abkommensrechtlichen Sinn dar 
(sondern bloß eine „Hilfsbetriebsstätte“).  
                                                 
777 Siehe Kapitel 4.3.3.2.2. 
778 Siehe Kapitel 4.3.3.2.2. 
779 Siehe Kapitel 4.3.3.2.1. 
780 Siehe Kapitel 4.3.3.2.2. 
781 Siehe Kapitel 4.3.3.2.2. 
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- Aufgrund des speziellen Unternehmensgegenstandes (See-, Binnen- und 
Luftschifffahrt iSd Art 13 Abs 3 OECD-MA) geht das österreichische 
Besteuerungsrecht – trotz Vorliegen einer inländischen abkommensrechtlichen 
Betriebsstätte und Ausübung der „significant people functions“ durch diese – 
verloren. 
? Aufgrund der o.a. Systematik kommt es nur unter besonderen Umständen zur 
verschmelzungsbedingten steuerlichen Entstrickung eines inländischen (Teil-) 
Betriebes iSd EStG und infolge dessen zur Besteuerung eines entsprechenden 
inländischen Firmenwertes auf Basis von § 1 Abs 2 UmgrStG. Denkbar wäre z.B. 
das Downsizing zur abkommensrechtlichen Hilfsbetriebsstätte oder die Outbound-
Verschmelzung eines Unternehmens in der See-, Binnen- oder Luftschifffahrt. 
Werden anlässlich der Verschmelzung hingegen bloß einzelne Wirtschaftsgüter aus 
einem inländischen Betriebsvermögen entstrickt (keine „significant people 
functions“ im Inland) kommt es zu keiner Aufdeckung eines inländischen 
Firmenwertes.782    
? Ausländisches Betriebsvermögen wird anlässlich einer Outbound-Verschmelzung 
nur im Falle ausländischer Anrechnungsbetriebsstätten oder DBA-loser 
Betriebsstätten tatsächlich entstrickt. Abkommensrechtlich befreite 
Auslandsbetriebsstätten hingegen werden durch die Outbound-Verschmelzung 
nicht entstrickt, wodurch § 1 Abs 2 UmgrStG diesbezüglich nicht zur Anwendung 
gelangt.783    
? Insofern es im Zuge einer Verschmelzung auf ausländische EU-Gesellschaften oder 
auf (österreichischen Kapitalgesellschaften vergleichbare) EWR-Gesellschaften zur 
Besteuerung des Vorganges auf Basis von § 1 Abs 2 UmgrStG kommt, kann 
spiegelbildlich zu § 6 Z 6 lit b EStG ein Antrag auf Nichtfestsetzung gestellt 
werden. Dabei kommt es im Rahmen der Verschmelzung zu einer bescheidmäßigen 
Ermittlung der österreichischen Steuerlast, welche anlässlich einer späteren 
Realisierung der stillen Reserven bei der übernehmenden Gesellschaft eingehoben 
wird (insoweit die absolute zehnjährige Verjährungsfrist noch nicht abgelaufen 
ist).784 Die Einschränkung der Nichtfestsetzung bei Verschmelzungen auf EWR-
Gesellschaften mit Ort der Geschäftsleitung im EWR auf solche Länder mit 
welchen Österreich eine umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe abgeschlossen 
hat erscheint unverhältnismäßig.   
? Kommt es im Zuge einer Outbound-Verschmelzung zur Entstrickung von selbst 
erstellten unkörperlichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens im Inland und zu 
einer steuerlichen Aktivierung derselben im Ausland, so ist die Sonderregelung des 
§ 6 Z 6 lit b EStG „sinngemäß“ anzuwenden. Demnach müssen die Herstellungs-
kosten, welche im Rahmen der Schaffung des entstrickten Wirtschaftsgutes 
tatsächlich angefallen oder – falls diese nicht nachgewiesen werden können – in 
Höhe von 65 Prozent des gemeinen Wertes (nicht Fremdvergleichswert) des 
entstrickten Wirtschaftsgutes anzunehmen sind, nachversteuert. Die Regelung des § 
                                                 
782 Siehe Kapitel 4.3.3.2.3. 
783 Siehe Kapitel 4.3.3.2.2. 
784 Siehe Kapitel 4.3.3.2.3 (a) 
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6 Z 6 lit b EStG und folglich auch dessen sinngemäße Übernahme ins UmgrStG ist 
aus unionsrechtlicher Perspektive höchst fragwürdig.785 
? Die Nachversteuerungspflicht für selbst erstellte unkörperliche Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens wird hinsichtlich eines inländischen originären Firmenwertes 
(die Bejahung der Erfassung desselben durch § 6 Z 6 lit b EStG iVm § 1 Abs 2 
UmgrStG vorausgesetzt) nur in außergewöhnlichen Fällen schlagend. Von 
praktischer Bedeutung ist die Regelung mE bloß für originäre Firmenwerte von 
inländischen See-, Binnen- oder Luftschifffahrtunternehmen. Die Regelung ist zwar 
auch für die Entstrickung inländischer (Teil-)Betriebe insoweit von Bedeutung als 
diese nach der Verschmelzung abkommensrechtlich bloße „Hilfsbetriebsstätten“ 
darstellen. Diesfalls wird zumeist aber wohl ein betraglich vernachlässigbarer 
originärer Firmenwert vorliegen. Die steuerliche Entstrickung ganzer inländischer 
(Teil-)Betriebe iSd EStG aufgrund bloßer Nichtausübung von „significant people 
functions“ im Inland ist mE undenkbar.786     
? Hinsichtlich im Inland steuerverstrickter Auslandsbetriebsstätten 
(Anrechnungsbetriebsstätten, DBA-lose Betriebsstätten) darf es nur insoweit zu 
einer Nachversteuerung von Aufwendungen iSd § 1 Abs 2 UmgrStG iVm § 6 Z 6 
lit b EStG kommen, als die übernehmende Gesellschaft in ihrem Ansässigkeitsstaat 
verschmelzungsbedingt steuerwirksame Mehrabschreibungen vornehmen kann. Hat 
der Ansässigkeitsstaat und der Betriebstättenstaat bezüglich betrieblicher 
Veräußerungsgewinne ein DBA mit Freistellungsmethode abgeschlossen, ist diese 
Voraussetzung regelmäßig nicht erfüllt. Die Reduktion des Geltungsbereiches der 
Nachversteuerungsregelung ergibt sich aus einer unionsrechtskonformen 
Interpretation von § 1 Abs 2 UmgrStG.787    
? Den Antrag auf Nichtfestsetzung wird von der übertragenden Gesellschaft im 
Rahmen ihrer letzten Körperschaftsteuererklärung gestellt (eingereicht von der 
übernehmenden Gesellschaft als deren Rechtsnachfolger).788    
? Im Falle einer innerhalb der zehnjährigen absoluten Verjährungsfrist stattfindenden 
Realisierung der entstrickten stillen Reserven im Ausland (Veräußerung, sonstiges 
Ausscheiden, Verbringung in einen Drittstaat, steuerwirksame Umgründung, etc.) 
kommt es zu einer Einhebung der anlässlich der Verschmelzung gestundeten 
österreichischen Steuerlast. Im Rahmen dieser werden Wertminderungen im 
Zeitraum zwischen der Verschmelzung und der Realisierung der stillen Reserven 
insoweit steuermindernd berücksichtigt, als sie nicht bereits im Ausland steuerlich 
geltend gemacht wurden und die im Verschmelzungszeitpunkt festgestellten stillen 
Reserven übersteigen.789   
 
 
                                                 
785 Siehe Kapitel 4.3.3.2.3 (b) 
786 Siehe Kapitel 4.3.3.2.3 (c) 
787 Siehe Kapitel 4.3.3.2.3 (b) 
788 Siehe Kapitel 4.3.3.2.3 (d) 
789 Siehe Kapitel 4.3.3.2.3 (d) 
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Betriebsübertragung per grenzüberschreitender Verschmelzung - Gesellschafterebene  
? Insoweit die Outbound-Verschmelzung auf Gesellschaftsebene steuerneutral 
durchgeführt wird, stellt gem. § 5 Abs 1 Z 1 UmgrStG auch der auf 
Gesellschafterebene durchgeführte Anteilstausch einen steuerneutralen Vorgang 
unter Buchwertfortführung dar.790  
? Kommt es jedoch auf Gesellschaftsebene zu einer Liquidationsbesteuerung, so sind 
auch auf Gesellschafterebene (anteilig im selben Ausmaß wie auf 
Gesellschaftsebene) die in den Anteilen an der übertragenen österreichischen 
Gesellschaft enthaltenen stillen Reserven anlässlich des Anteilstausches zu 
versteuern.  
? Eine Ausnahme von obiger Systematik stellt der Verlust des inländischen 
Besteuerungsrechtes auf Gesellschaftsebene an einen EU/EWR-Staat dar, im 
Rahmen dessen es zu keiner Besteuerung auf der Anteilsinhaberebene kommt.791       
  
                                                 
790 Siehe Kapitel 4.3.3.3.1. 
791 Siehe Kapitel 4.3.3.3.1. 
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4.3.4 Grenzüberschreitende (Outbound-) Einbringung 
4.3.4.1 Einlagebedingte Übertragung vs. physische Überführung 
Innerstaatliche betriebliche Einheiten können – neben der Durchführung einer 
Verschmelzung – auch auf dem Wege einer Einlage ins Ausland übertragen werden, wobei 
der Übertragungsvorgang auf eine ausländische Rechtsperson von einer physischen 
Verlagerung/Überführung der österreichischen betrieblichen Einheit abzugrenzen ist. Eine 
Einlage führt zu einer Übertragung des österreichischen Teilbetriebes bzw. Betriebes im 
Sinne der Übertragung des zivilrechtlichen Eigentums daran auf eine ausländische 
Rechtsperson und wird unabhängig von einer etwaigen körperlichen Verlagerung der 
betrieblichen Einheit beurteilt. Mit der Einlage kann eine zeitgleiche (teilweise oder 
vollständige) Verlagerung der betrieblichen Einheit ins Ausland verbunden sein, sie muss 
es aber nicht. Weiters kann es zu einer Verlagerung ins Ausland kommen, ohne dass 
deshalb auch das zivilrechtliche Eigentum auf eine andere Rechtsperson übertragen wird. 
In weiterer Folge soll die einlagebedingte Übertragung eines österreichischen Betriebes 
bzw. Teilbetriebes auf eine ausländische Körperschaft und die steuerlichen 
Begleitumstände davon kommentiert werden, wobei der Schwerpunkt dabei weniger auf 
die formalrechtlichen Kriterien einer steuerlichen Einbringung iSd Art III UmgrStG 
sondern vielmehr auf die Möglichkeit einer steuerneutralen Exporteinbringung gelegt 
werden soll.   
4.3.4.2  Gesellschaftsrechtliche Grundlage 
Der Begriff der Einbringung ist ein steuerlicher Begriff und wird unter Art III UmgrStG (§ 
12 UmgrStG) gesondert definiert. Gesellschaftsrechtlich existieren – im Unterschied zur 
Verschmelzung, Umwandlung oder Spaltung – keine „Legaldefinition“ bzw. speziellen 
Regelungen. Es handelt sich bei der Einbringung daher um eine gesellschaftsrechtlich 
nicht gesondert normierte Umgründungsform. Infolge dessen sind für die 
gesellschaftsrechtliche Beurteilung von steuerlichen Einbringungen die allgemeinen 
gesellschaftsrechtlichen Regelungen für Sacheinlagen (§§ 20ff AktG, §§ 6 ff GmbHG) 
heranzuziehen.792  
Die fehlende gesellschaftsrechtliche Grundlage führt dazu, dass Betriebsvermögen im 
Rahmen von Einbringungen – bis auf bestimmte Ausnahmen (§ 142 UGB, § 92 BWG, § 
61a VAG)  – im Wege der Einzelrechtsnachfolge übertragen wird. Folglich können 
Vertragsverhältnisse nur mit Zustimmung des Vertragspartners auf die ausländische 
Körperschaft übertragen werden. Von diesem allgemeinen Grundsatz sind bestimmte 
Rechts- bzw. Vertragsverhältnisse ausgenommen, für welche mittels gesetzlicher 
Sonderregelungen ein automatischer Rechtsübergang definiert wird (z.B. 
Arbeitsverhältnisse nach dem AVRAG, Mietrechtsverhältnisse nach dem MRG, etc.). Im 
Zusammenhang mit der Einbringung von Betrieben bzw. Teilbetrieben ist darüber hinaus § 
38 UGB (ehem. § 25 HGB) zu erwähnen, welcher unter bestimmten Umständen eine 
                                                 
792 Vgl. Walter, Umgründungssteuerrecht7, 2008, Rz 317; Grünwald, in Helbich/Wiesner/Bruckner (Hrsg), HB Umgründungen, 
Einbringung – Handelsrecht, 5. Lfg, Rz 1ff. 
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„Quasi-Gesamtrechtsnachfolge“ mit automatischem Übergang von Rechtsverhältnissen mit 
Einspruchsrecht für den Vertragspartner vorsieht.793  
Die vertragliche Grundlage für eine Einbringung stellt der Sacheinlagevertrag dar. Dieser 
dient im Zuge der Vermögensübertragung als Titel und regelt den Umfang des auf die 
übernehmende Körperschaft zu übertragenden Vermögens (Betrieb, Teilbetrieb), den 
Übertragungszeitpunkt (Stichtag) sowie alle sonstigen mit der Einbringung verbundenen 
Rechte und Pflichten. Im Zusammenhang mit der Übertragung des zivilrechtlichen 
Eigentums an betrieblichen Einheiten ist anzumerken, dass mit dem Abschluss eines 
Sacheinlagevertrages zwar ein einheitlicher Titel dafür geschaffen werden kann, die 
Übertragung der einzelnen Wirtschaftsgüter, Rechte und Pflichten jedoch nach dem 
„Spezialitätenprinzip“ erfolgt. Je nach Art der zu übertragenden Wirtschaftgüter müssen 
daher – zusätzlich zum Abschluss des Sacheinlagevertrages – auch die entsprechenden 
Verfügungshandlungen (Modus) gesetzt werden, um das Eigentum am Betrieb bzw. 
Teilbetrieb zu übertragen. Eine Übertragung der betrieblichen Einheit „uno-actu“ ist daher 
nicht möglich.794  
4.3.4.3 Besteuerung einer Einlage nach allgemeinem Steuerrecht 
Eine Sacheinlage, welche nicht die speziellen Anwendungsvoraussetzungen des Art III 
UmgrStG erfüllt, gilt steuerlich – unabhängig davon, ob Gegenleistungsanteile gewährt 
werden oder nicht – als steuerpflichtiger Tausch iSd § 6 Z 14 lit b EStG. Demnach wird die 
Einlage als fiktiver Veräußerungsvorgang bezüglich der hingegebenen Wirtschaftsgüter 
(z.B. Teilbetrieb) und Anschaffungsvorgang hinsichtlich der Gegenleistungsanteile 
verstanden, wobei die hingegebenen Wirtschaftsgüter zu ihrem gemeinen Wert angesetzt 
werden. Folglich werden die in den eingelegten Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen 
Reserven (im Fall der Einlage eines Teilbetriebes oder Betriebes iSd EStG einschließlich 
eines etwaigen Firmenwertes) steuerwirksam aufgedeckt. Auf Seiten des Einlegenden sind, 
je nach eingelegtem Wirtschaftsgut, etwaige Steuerbegünstigungen anwendbar (z.B. § 24 
EStG bei Einlage eines Betriebes, Teilbetriebes oder Mitunternehmeranteils).   
Die an den Einlegenden zu übertragenden Gegenleistungsanteile werden von diesem zum 
gemeinen Wert der hingegebenen (eingelegten) Wirtschaftsgüter erworben. Insofern der 
Einlegende bereits bisher als Gesellschafter der übernehmenden Körperschaft fungierte 
und daher keine Gegenleistungsanteile erhält, erhöht sich durch die Einlage der Wert 
seiner Anteile an der übernehmenden Gesellschaft um den gemeinen Wert des 
eingebrachten Vermögens. 795 
Insofern jedoch eine Einlage die Anwendungsvoraussetzungen einer Einbringung iSd Art 
III UmgrStG erfüllt, stellt die Einbringung – da o.a. Tauschbesteuerung unterdrückt wird – 
einen steuerneutralen Vorgang dar. Im Folgenden sollen die Anwendungskriterien einer 
Einbringung und die im Falle der Exporteinbringung einer österreichischen betrieblichen 
Einheit in eine ausländische Körperschaft relevanten Voraussetzungen im Detail 
dargestellt werden.       
                                                 
793 Vgl. Walter, Umgründungssteuerrecht7, 2008, Rz 318f. 
794 Vgl. Grünwald, in Helbich/Wiesner/Bruckner (Hrsg), HB Umgründungen, Einbringung – Handelsrecht, 5. Lfg, Rz 4 mwH. 
795 Vgl. Walter, Umgründungssteuerrecht7, 2008, Rz 321f; Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2009, 106.   
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4.3.4.4 Grundvoraussetzungen einer Einbringung nach Art III UmgrStG 
Art III UmgrStG ist „international“ ausgerichtet, daher können prinzipiell inländische, 
ausländische und auch grenzüberschreitende Einbringungen darunter subsumiert werden. 
Es können weiters sowohl in- als auch ausländische Einbringende oder übernehmende 
Körperschaften am Einbringungsvorgang beteiligt sein. Darüber hinaus kann sowohl in- 
als auch ausländisches Vermögen eingebracht werden.796 Die grundlegenden 
Voraussetzungen einer Einbringung nach Art III sind unter § 12 Abs 1 UmgrStG geregelt. 
Demnach liegt eine Einbringung dann vor, wenn: 
?  Vermögen iSd § 12 Abs 2 UmgrStG, 
?  auf Grundlage eines schriftlichen Einbringungsvertrages (Sacheinlagevertrages) und 
?  einer Einbringungsbilanz iSd § 15 UmgrStG,  
?  nach Maßgabe des § 19 UmgrStG (Gegenleistungsanteile) 
?  einer übernehmenden Körperschaft iSd § 12 Abs 3 UmgrStG  
tatsächlich übertragen wird. Voraussetzung ist weiters, dass das Vermögen am 
Einbringungsstichtag, jedenfalls aber am Tag des Abschlusses des Einbringungsvertrages, 
für sich allein einen positiven Verkehrswert besitzt, wobei dieser im Zweifel durch ein 
begründetes Gutachten eines Sachverständigen nachgewiesen werden muss.  
Um daher die Einlage eines Betriebes bzw. Teilbetriebes in eine ausländische 
Körperschaft als Einbringung iSd Art III UmgrStG darstellen zu können, müssen 
gleichzeitig mehrere Kriterien erfüllt sein, welche in weiterer Folge dargestellt werden.   
4.3.4.4.1 Die Übertragung von Vermögen iSd § 12 Abs 2 UmgrStG 
Unter § 12 Abs 1 UmgrStG wird auf die Einbringung von Vermögen iSd § 12 Abs 2 
UmgrStG verwiesen. Unter § 12 Abs 2 UmgrStG werden alle jene Vermögenskategorien 
definiert, welche im Rahmen der Begünstigungen des Art III übertragen werden können. 
Darunter fallen: 
• Z.1: Betriebe und Teilbetriebe, die der Einkunftserzielung gemäß § 2 Abs 3 Z 1 bis 3 
des EStG 1988 dienen, wenn sie zu einem Stichtag eingebracht werden, zu dem eine 
Bilanz (§ 4 Abs 1 des EStG 1988) für den gesamten Betrieb des Einbringenden 
vorliegt, 
• Z.2: Mitunternehmeranteile, das sind Anteile an Gesellschaften, bei denen die 
Gesellschafter als Mitunternehmer anzusehen sind, wenn sie zu einem Stichtag 
eingebracht werden, zu dem eine Bilanz (§ 4 Abs 1 EStG 1988) der 
Mitunternehmerschaft vorliegt, an der die Beteiligung besteht, 
• Z.3: Kapitalanteile, das sind Anteile an inländischen und vergleichbaren 
ausländischen Kapitalgesellschaften sowie Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen-
schaften, weiters an anderen ausländischen Gesellschaften eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union, die die in der Anlage zu diesem Bundesgesetz vorgesehenen 
Voraussetzungen des Artikels 3 der Richtlinie Nr 90/434/EWG des Rates vom 23. 
                                                 
796 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 653. 
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Juli 1990 (ABl. EG Nr. L 225 S.1) in der Fassung des Vertrages über den Beitritt 
Österreichs zur Europäischen Union erfüllen, 
 
- wenn sie mindestens ein Viertel des gesamten Nennkapitals oder des 
rechnerischen Wertes der Gesamtanteile umfassen oder 
 
- wenn die eingebrachten Anteile der übernehmenden Gesellschaft für sich oder 
gemeinsam mit ihr bereits vor der Einbringung gehörenden Anteilen unmittelbar 
die Mehrheit der Stimmrechte an der Gesellschaft, deren Anteile eingebracht 
werden, vermitteln oder erweitern. 
 
Zum Kapitalanteil zählt bei vertraglicher Einbindung auch der am 
Einbringungsstichtag ausstehende Teil des nachweisbar ausschließlich zur 
Anschaffung des einzubringenden Anteiles aufgenommenen Fremdkapitals.   
  
a. Der Betrieb/Teilbetrieb iSd § 12 Abs 2 Z 1 UmgrStG 
Die einbringungsbedingte Übertragung von betrieblichen Einheiten qualifiziert sich daher 
nur insofern für die Anwendung des Art III UmgrStG als diese Betriebe oder Teilbetriebe 
iSd § 12 Abs 2 Z 1 UmgrStG darstellen und für diese zum Einbringungsstichtag eine 
Bilanz erstellt wurde. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass § 12 Abs 2 Z 
1 UmgrStG keine vom EStG abweichende Legaldefinition des Begriffes Betrieb bzw. 
Teilbetrieb vornimmt, sondern lediglich auf die Einkunftserzielung gemäß § 2 Abs 3 Z 1 
bis 3 des EStG hinweist. Folglich ist davon auszugehen, dass die für das EStG maßgeblich 
Begriffsdefinition für Betriebe und Teilbetriebe auch für Einbringungen iSd UmgrStG 
maßgeblich ist.797 Es können daher Betriebe bzw. Teilbetriebe eingebracht werden, welche 
zur Erzielung von Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft, aus selbstständiger Arbeit 
und aus Gewerbebetrieb führen.798 Die Größe der betrieblichen Einheit ist prinzipiell 
irrelevant.799  
Im gegebenen Zusammenhang ist anzumerken, dass die Gewerblichkeitsfiktion des § 7 
Abs 3 KStG alleine noch nicht ausreicht, um auf Ebene einer Körperschaft einen 
einbringungsfähigen Betrieb iSd EStG zu fingieren. Einer nicht betriebsführenden reinen 
Holdinggesellschaft ist es daher unmöglich, neben qualifizierten Kapitalanteilen800 
existierendes sonstiges Betriebsvermögen (z.B. Forderungen, Büroequipment, nicht 
qualifizierte Kapitalanteile) begünstigt nach Art III UmgrStG in eine andere Körperschaft 
einzubringen.801 Die Betriebs- bzw. Teilbetriebseigenschaft muss bereits am 
Einbringungsstichtag vorliegen und darf bis zur Durchführung der Einbringung bzw. 
                                                 
797 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 687ff und Rz 714ff. Siehe im Detail dazu Kapitel 4.1.1.3. 
798 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 687. 
799 Im Falle von „Kleinstbetrieben“ ist jedoch zu beachten, dass zwischen notwendigem Betriebsvermögen und gewillkürtem bzw 
neutralem Betriebsvermögen eine nicht zu starke wertmäßige Abweichung liegt um nicht als „mißbräuchlich“ eingestuft zu werden, vgl 
UmgrStR 2002 Rz 1910.  
800 Kapitalanteile iSd § 12 Abs 2 Z 3 UmgrStG. 
801 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 692; ebenso Wieser M., Die Bedeutung des Tatbestandsmerkmales „Betriebsbezogenheit“ für die Ermittlung 
und Abgrenzung der betrieblichen Einkünfte im Ertragssteuerrecht, FJ 1998, 278 mwH unter FN 61. 
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durch die Einbringung selbst (z.B. durch Zurückbehaltung wesentlicher Wirtschaftsgüter) 
nicht verloren gehen.802 
Hinsichtlich des Einbringungsvorganges muss beachtet werden, dass der Einbringende 
einerseits lediglich dazu berechtigt ist, Teile der betrieblichen Einheit begünstigt zu 
übertragen andererseits einzelne Wirtschaftsgüter auch zurückbehalten werden können. Es 
müssen jedoch jedenfalls die für die Führung des (Teil-)Betriebes wesentlichen Aktiva 
übertragen werden oder der übernehmenden Gesellschaft zumindest ein vertraglich 
gesichertes Nutzungsrecht daran eingeräumt werden. Andernfalls käme es zum Wegfall 
der Eigenschaft der zu übertragenden betrieblichen Einheit als (Teil-)Betrieb iSd EStG, 
womit der Vorgang nicht mehr unter Art III UmgrStG subsumiert werden könnte. Die 
Folge daraus wäre die Aufdeckung der in den übertragenen Wirtschaftsgütern enthaltenen 
stillen Reserven nach der allgemeinen Systematik der Tauschbesteuerung (ohne 
Aufdeckung eines Firmenwertes, da dieser nur bei Übertragung eines (Teil-)Betriebes 
aufgedeckt werden kann). Die Zurückbehaltung von bloß gewillkürtem Betriebsvermögen 
oder betriebsfremden Wirtschaftsgütern ist für die Anwendung des Art III UmgrStG 
hingegen unschädlich.803 Weiters ist irrelevant, nach welcher Art der Einbringende den 
Gewinn des Betriebes bis zum Zeitpunkt der Einbringung ermittelt hat (§ 4 Abs 1 EStG, § 
4 Abs 3 EStG, § 5 Abs 1 EStG).804     
Im Zusammenhang mit der grenzüberschreitenden Einbringung von Teilbetrieben ist 
anzumerken, dass hierfür nicht die Teilbetriebsdefinition des EStG sondern die inhaltlich 
weitere Teilbetriebsdefinition der FRL (90/434/EWG idF 2005/19/EG) maßgeblich ist. 
Insofern daher eine österreichische betriebliche Teileinheit grenzüberschreitend in z.B. 
eine slowakische oder rumänische Körperschaft eingebracht wird, kann dies selbst dann 
unter Anwendung des Art III UmgrStG erfolgen, wenn die betriebliche Teileinheit nicht 
den Teilbetriebs-Anforderungen des EStG aber jenen der FRL entspricht.805 Die Nicht-
Anwendbarkeit der weiten Teilbetriebsdefinition nach der FRL auf Umgründungen, 
welche nicht unten den Anwendungsbereich der FRL fallen, entspricht zwar der hier 
vertretenen Auffassung806 und dem Standpunkt der Finanzverwaltung807, ist im Schrifttum 
jedoch umstritten.808  
b. Die Betriebsbilanz iSd § 12 Abs 2 Z 1 UmgrStG 
Wie unter § 12 Abs 2 UmgrStG beschrieben, muss – zusätzlich zur o.a. (Teil-) 
Betriebseigenschaft – eine Bilanz erstellt werden, welche den gesamten Betrieb des 
Einbringenden zum Einbringungsstichtag darstellt. Diese steuerliche Betriebsbilanz ist von 
der Einbringungsbilanz iSd § 15 UmgrStG zu unterscheiden, welche bloß das zu 
übertragende Betriebsvermögen darstellt. Insofern der Einbringende bis zum 
Einbringungszeitpunkt seinen Gewinn nach § 4 Abs 3 EStG (Einnahmen-Ausgaben-
Rechner) oder § 17 EStG (Pauschalierer) ermittelt hat, bedingt die Erstellung der 
                                                 
802 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 689, 715. 
803 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 688f. 
804 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 690. 
805 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 714. 
806 Siehe Kapitel 4.1.1.3.2. 
807 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 714, ebenso Mayr, RdW 2009, 160. 
808 Kritisch Wolf, SWK18/2010, S 622 mit dem Verweis auf eine mögliche „Inländerdiskriminierung“; Wolf, SWK 26/2005, S 769 unter 
Hinweis auf Hügel/Mühllehner/Hirschler, UmgrStG, § 12 Rz 80 und Posautz/Six, taxlex 2005, 137. 
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Betriebsbilanz iRd Einbringung einen Wechsel auf die Gewinnermittlung nach § 4 Abs 1 
EStG, womit es zum Anfall eines Übergangsgewinnes/-verlustes beim Einbringenden 
kommt.809 Durch die einbringungsbedingte Übernahme des Betriebes bei der 
übernehmenden Körperschaft kommt es weiters zu einem Wechsel der Gewinnermittlung 
nach § 4 Abs 1 EStG auf jene nach § 5 Abs 1 EStG. Bilanziert der Einbringende bereits 
vor der Einbringung nach § 5 Abs 1 EStG, so erfüllt auch eine ordnungsgemäße UGB-
Bilanz die Anforderungen nach § 12 Abs 2 UmgrStG.810 Auch bei Einbringung (bloß) 
eines Teilbetriebes, muss die o.a. Stichtagsbilanz den gesamten Betrieb des Einbringenden 
darstellen.811 Insofern dieser seinen Gewinn nach § 17 EStG oder nach § 4 Abs 3 EStG 
ermittelt, führt die Bilanzerstellung zum Einbringungsstichtag hinsichtlich des 
Restbetriebes weder zu einem Wechsel der Gewinnermittlungsart noch zu einem 
Rumpfwirtschaftsjahr. 812     
4.3.4.4.2 Der Einbringungsvertrag und die Einbringungsbilanz  
Neben den o.a. Voraussetzungen erfordert § 12 Abs 1 UmgrStG, um eine 
Betriebsübertragung als begünstigte Einbringung iSd Art III UmgrStG darstellen zu 
können, die Erstellung eines Einbringungsvertrages und einer Einbringungsbilanz.  
Der Einbringungsvertrag („Sacheinlagevertrag“) muss nicht unbedingt als solcher 
bezeichnet werden, es muss aber klar daraus erkennbar sein, dass es sich beim dadurch 
geregelten Vorgang um einen gesellschaftsrechtlichen Vorgang handelt. Der Vertrag muss 
in schriftlicher Form aufgesetzt werden und aus steuerlicher Perspektive zumindest 
folgende Punkte enthalten: Identität des Einbringenden, Einbringungsstichtag, die 
aufnehmende Körperschaft, das Einbringungsvermögen (eventuell unter Bezugnahme auf 
die Bilanz nach § 12 Abs 2 UmgrStG) und die Gegenleistung.813      
Die Form der Einbringungsbilanz ist unter § 15 UmgrStG geregelt. Sie muss im Rahmen 
der Einbringung eines Betriebes bzw. Teilbetriebes verpflichtend erstellt werden und hat 
das einzubringende Vermögen zum Einbringungsstichtag zu seinen steuerlichen Werten 
und das daraus resultierende steuerliche Einbringungskapital unter Berücksichtigung 
etwaiger Gestaltungs- und Wahlrechte (§ 16 Abs 5 UmgrStG) darstellen. Die Erstellung 
der Einbringungsbilanz kann ausnahmsweise entfallen, wenn die steuerlich maßgebenden 
Werte und das Einbringungskapital im Einbringungsvertrag beschrieben werden. Wird 
gegen das Erfordernis der Erstellung einer Einbringungsbilanz bzw. einer alternativen 
Beschreibung im Einbringungsvertrag verstoßen, so stellt dies eine Verletzung der 
materiellen Anwendungsvoraussetzungen des Art III UmgrStG dar, womit die 
Steuerwirksamkeit des Einlagevorganges verbunden ist. 814      
Der Einbringungsstichtag ist gem. § 13 Abs 1 UmgrStG jener Tag, zu welchem das 
Vermögen (Betrieb, Teilbetrieb) mit ertragsteuerlicher Wirkung auf die übernehmende 
                                                 
809 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 818, 825. 
810 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 816f. 
811 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 823. 
812 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 825. 
813 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 661ff. 
814 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 837ff. 
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Körperschaft übergeht. Er kann auch auf einen Zeitpunkt vor Unterfertigung des 
Einbringungsvertrages rückbezogen werden.  
Die Einbringungsbilanz ist gemeinsam mit dem Einbringungsvertrag prinzipiell dem für 
die übernehmende Körperschaft zuständigen inländischen Finanzamt vorzulegen. Im 
Rahmen einer grenzüberschreitenden Einbringung in eine ausländische Körperschaft, für 
welche es in Österreich keine Firmenbuch- oder Finanzamtszuständigkeit gibt, ist gem. § 
13 Abs 1 letzter Satz UmgrStG das für den Einbringenden zuständige Wohnsitz-, Sitz- 
oder Lagefinanzamt zuständig.815 Bei diesem muss innerhalb von neun Monaten ab dem 
Einbringungsstichtag die Meldung der Einbringung durchgeführt werden. Auch die 
fristgerechte Anmeldung nach § 13 Abs 1 UmgrStG stellt eine materiellrechtliche 
Anwendungsvoraussetzung des Art III UmgrStG dar. 
4.3.4.4.3 Die Gegenleistung iSd § 19 UmgrStG 
Eine Einbringung nach Art III UmgrStG erfordert gem. §§ 12 Abs 1 iVm 19 Abs 1 
UmgrStG die Gewährung einer Gegenleistung an den Einbringenden in Form von neuen 
Anteilen an der übernehmenden Körperschaft. Die Einbringung hat sogar ausschließlich 
gegen Anteilsgewährung zu erfolgen. Nur in taxativ aufgezählten Fällen darf gem. § 19 
Abs 2 UmgrStG die Gewährung neuer Anteile an den Einbringenden unterbleiben: 816  
? Z.1. soweit die übernehmende Körperschaft den Einbringenden mit eigenen 
Anteilen abfindet; 
? Z.2. soweit die Anteilsinhaber der übernehmenden Körperschaft den 
Einbringenden mit bestehenden Anteilen an dieser abfinden; 
? Z.3. soweit die übernehmende Körperschaft zum Zweck der Rundung auf volle 
Beteiligungsprozentsätze bare Zuzahlungen leistet, sofern diese zehn Prozent des 
Gesamtnennbetrages der neuen Anteile nicht übersteigen; 
? Z.4. soweit die übernehmende Körperschaft Anteile an der einbringenden 
Mitunternehmerschaft aufgibt; 
? Z.5. wenn der Einbringende unmittelbar oder mittelbar Alleingesellschafter der 
übernehmenden Körperschaft ist oder wenn die unmittelbaren oder mittelbaren 
Beteiligungsverhältnisse an der einbringenden und übernehmenden Körperschaft 
übereinstimmen; im Falle der Einbringung eines Kapitalanteiles (§ 12 Abs 2 Z 3) 
in eine ausländische übernehmende Körperschaft (§ 12 Abs 3 Z 2) gilt dies nur, 
wenn die Einbringung ausschließlich bei inländischen Anteilen an der 
übernehmenden Körperschaft eine Zu- oder Abschreibung auslöst.  
Wird gegen das Gegenleistungsgebot verstoßen, stellt dies eine Verletzung der materiell-
rechtlichen Anwendungsvoraussetzungen des Art III UmgrStG dar und führt daher zur 
Besteuerung des Einbringungsvorganges nach den Grundsätzen der allgemeinen 
Tauschbesteuerung.817 Eine wertmäßige Ungleichheit zwischen Einbringungsvermögen 
                                                 
815 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 784. 
816 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 1001ff, 1040ff. 
817 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 1003. 
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und Gegenleistung führt im Gegensatz dazu lediglich zu einer unschädlichen 
Äquivalenzverletzung.818 
4.3.4.4.4 Die übernehmende Körperschaft 
Während der Begriff des „Einbringenden“ gesetzlich nicht gesondert definiert wird819 und 
Betriebe bzw. Teilbetriebe daher von in- oder ausländischen natürlichen Personen, 
Mitunternehmerschaften oder juristischen Personen eingebracht werden können, ist die 
Gruppe an in- oder ausländischen übernehmenden Personen gesetzlich eingeschränkt.  
Übernehmende Körperschaften iSd § 12 Abs 3 UmgrStG können sein: 
•  Z.1. Unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalgesellschaften oder Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften (§ 1 Abs 2 KStG 1988). 
 
• Z.2. Ausländische Körperschaften, die mit einer inländischen Kapitalgesellschaft 
oder Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft vergleichbar sind, wenn mit dem 
in Betracht kommenden ausländischen Staat ein Doppelbesteuerungsabkommen 
besteht, sowie andere ausländische Gesellschaften eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union, die die in der Anlage zu diesem Bundesgesetz 
vorgesehenen Voraussetzungen des Artikels 3 der Richtlinie Nr.90/434/EWG des 
Rates vom 23. Juli 1990 (ABl. EG Nr. L 225 S.1) in der jeweils geltenden 
Fassung erfüllen. 
Die übernehmende Körperschaft muss am Einbringungsstichtag zivilrechtlich noch nicht 
existent sein. Sie muss auch am Tag der Unterfertigung des Einbringungsstichtages noch 
nicht im Firmenbuch eingetragen worden sein. Es muss lediglich ein Gründungsvertrag für 
die übernehmende Körperschaft abschlossen worden sein und diese nach außen hin in 
Erscheinung treten. 
Im Falle inländischer übernehmender Körperschaften kommen lediglich folgende 
Rechtsformen in Frage: 820 
? Aktiengesellschaften, 
? Gesellschaften mit beschränkter Haftung und 
? Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften. 
Die o.a. Gesellschaften sind gem. § 1 Abs 2 KStG insofern unbeschränkt steuerpflichtig, 
als sie ihren Sitz oder ihre Geschäftsleitung im Inland haben. Ausländische 
Kapitalgesellschaften mit einem inländischen Ort der Geschäftsleitung können dann als 
Übernehmender fungieren, wenn sie von ihrer Rechtsform her einer österreichischen 
Kapitalgesellschaft vergleichbar sind.821  
                                                 
818 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 1012, 1035ff. 
819 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 646, 652. 
820 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 753. 
821 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 753. 
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Auch ausländische Körperschaften mit Sitz und Ort der Geschäftsleitung im Ausland 
kommen als übernehmende Gesellschaft in Frage, insofern sie die Voraussetzungen des § 
12 Abs 3 Z 2 UmgrStG erfüllen. In diese Kategorie fallen zwei Gruppen ausländischer 
Gesellschaften: 
? Ausländische Körperschaften, die mit einer inländischen Kapitalgesellschaft oder 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft vergleichbar sind, wenn mit dem in 
Betracht kommenden ausländischen Staat ein Doppelbesteuerungsabkommen 
besteht. 
 
? Ausländische Gesellschaften eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, die die 
in der Anlage zu diesem Bundesgesetz vorgesehenen Voraussetzungen des Artikels 3 
der Richtlinie Nr. 90/434/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 (ABl. EG Nr. L 225 S.1) 
in der Fassung des Vertrages über den Beitritt Österreichs zur Europäischen Union 
erfüllen. 
Drittstaatsgesellschaften müssen folglich, um als Übernehmender iRe Einbringung 
fungieren zu können, von ihrer Rechtsform her einer österreichischen Kapitalgesellschaft 
bzw. Erwerbs- oder Wirtschaftsgenossenschaft vergleichbar sein. Folglich ist unter 
Bezugnahme auf die für die ausländische Körperschaft maßgeblichen 
gesellschaftsrechtlichen Normen ein „Typenvergleich“ mit österreichischen 
Kapitalgesellschaften anzustellen. Zusätzlich zur Vergleichbarkeit muss mit dem 
Ansässigkeitsstaat der übernehmenden Gesellschaft seitens Österreichs ein 
Doppelbesteuerungsabkommen bestehen.822    
Hinsichtlich übernehmender EU-Gesellschaften wird unter § 12 Abs 3 Z 2 gefordert, dass 
diese „die Voraussetzungen des Artikels 3 der Richtlinie Nr. 90/434/EWG des Rates vom 
23. Juli 1990 (ABl. EG Nr. L 225 S.1) in der jeweils geltenden Fassung erfüllen.“ Art 3 der 
FRL definiert den Begriff der „Gesellschaft eines Mitgliedstaates“. Demnach gilt als eine 
solche jede Gesellschaft: 
? die eine der im Anhang aufgeführten Formen aufweist und 
 
? die nach dem Steuerrecht eines Mitgliedstaates als in diesem Staat ansässig und nicht 
aufgrund eines Doppelbesteuerungsabkommens mit einem dritten Staat als außerhalb 
der Gemeinschaft ansässig angesehen wird sowie 
 
? die ohne Wahlmöglichkeit einer der folgenden Steuern [vennootschapsbelasting 
/impôt des sociétés in Belgien, selskabsskat in Dänemark,…] oder irgendeiner Steuer, 
die eine dieser Steuern ersetzt, unterliegt, ohne davon befreit zu sein.823   
                                                 
822 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 757ff; die Voraussetzung eines bestehenden DBAs mit dem Staat der übernehmenden Gesellschaft (im 
Drittstaatsfall) ist auf das Begehren Österreichs zurückzuführen, unüberprüfbare Verlagerungen von stillen Reserven in Steueroasen zu 
verhindern, vgl H. Loukota, Aktuelle Entwicklungen bei internationalen Umgründungen aus abkommensrechtlicher Sicht, in 
Internationale Umgründungen, Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), 2005, 370, 378f; ebenso Philip/Loukota/Jirousek, Internationales 
Steuerrecht, 30. Lfg 10/2009, Allg Erläuterungen, Z 13, Rz 40. 
823 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 756. 
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Bemerkenswert erscheint in diesem Zusammenhang die Anknüpfung des § 12 Abs 3 Z 2 
UmgrStG an die jeweils aktuelle Fassung der Richtlinie Nr. 90/434/EWG. Diese 
dynamische Anknüpfung wurde erst im Laufe des AbgÄG 2010824 hergestellt. Bis dahin 
knüpfte § 12 Abs 3 Z 2 UmgrStG statisch an die FRL in der Fassung des Vertrages über 
den Beitritt Österreichs zur Europäischen Union an. Dazu halten die EB zum AbgÄG 
2010 folgendes fest [Hervorhebung durch Autor]: „Es soll eine Klarstellung erfolgen, 
wonach sämtliche der in der – bereits im Zuge des Budgetbegleitgesetzes 2007, BGBl. I 
Nr. 24/2007, aktualisierten – Anlage zum UmgrStG genannten Gesellschaften in den 
Anwendungsbereich der nunmehr geänderten Regelungen fallen.“ Aus den EB ergibt sich 
mE klar, dass die bisherige Regelung einen statischen Verweis auf die FRL zum Zeitpunkt 
des EU-Beitritts Österreichs vornahm und eben erst iRd AbgÄG 2010 geändert wurde.825 
Ausländische  EU-Gesellschaften aus Mitgliedstaaten, welche erst nach dem Beitritt 
Österreichs in die EU im Jahr 1995 in die FRL aufgenommen wurden (z.B. Rumänien oder 
die Slowakei), konnten nach Maßgabe des § 12 Abs 3 Z 2 UmgrStG idF vor dem AbgÄG 
2010 daher nur insofern als aufnehmende Gesellschaft im Rahmen einer Einbringung nach 
Art III UmgrStG fungieren, als ihre organisatorische und gesellschaftsrechtliche Struktur 
der einer österreichischen Kapitalgesellschaft vergleichbar waren und unter die 
Schutzwirkung eines Doppelbesteuerungsabkommens mit Österreich fielen. Dem 
Umstand, dass auf die Anlage zum UmgrStG – welche prinzipiell laufend aktualisiert wird 
– verwiesen wird, ist aufgrund des klaren Wortlautes der historischen Regelung und der 
EB iRd AbgÄG 2010 wohl keine Bedeutung beizumessen.826 In diesem Zusammenhang 
muss jedoch auch auf die unionsrechtliche Dimension eines bloß statischen Verweises auf 
die FRL hingewiesen werden. Insofern nämlich aufgrund dessen unter die FRL fallende 
Einbringungen innerstaatlich nicht begünstigt werden, müssen die Einbringungen aufgrund 
der Vorrangwirkung der FRL dennoch als durch Art III UmgrStG begünstigt eingestuft 
werden. Auch aus primärrechtlicher Sicht würde eine Nichtbegünstigung eine 
Diskriminierung und wohl einen nicht rechtfertigbaren Verstoß gegen Unionsrecht 
darstellen. Aus diesen Gründen ist Furherr/Huber insofern beizupflichten, als § 12 Abs 3 
Z 2 UmgrStG bereits vor dem AbgÄG 2010 – entgegen dem Wortlaut der Regelung aber 
im Sinne einer unionsrechtskonformen Interpretation – ein dynamischer Verweis auf die 
aktuelle FRL unterstellt werden muss.827 Folglich muss bei der Untersuchung 
ausländischer Gesellschaften hinsichtlich ihrer Eignung als aufnehmende Gesellschaft iSd 
Art III UmgrStG – vor und nach dem AbgÄG 2010 – auf die jeweils aktuelle Anlage zum 
UmgrStG abgestellt werden, welche die begünstigten EU-Rechtsformen aufzählt. 
Hinsichtlich ausländischer EU-Gesellschaften ist weiters zu hinterfragen, ob auch solche 
Gesellschaften von Art III UmgrStG begünstigt werden, welche zwar unter Art 3 der FRL 
angeführt und daher in der Anlage zum UmgrStG enthalten sind, von der 
gesellschaftsrechtlichen Struktur ihrer Rechtsform her aber nicht mit einer österreichischen 
Kapitalgesellschaft vergleichbar sind (z.B. eine slowakische Kommanditgesellschaft). 
                                                 
824 Abgabenänderungsgesetz 2010, ausgegeben am 15.06.2010, NR: GP XXIV RV 662 AB 741 S.67. BR: 8311 AB 8313 S.785. 
825 Die UmgrStR 2002 verwiesen bereits vor dem AbgÄG 2010 entgegen dem klaren Gesetzeswortlaut unter Rz 756 auf die FRL „in der 
geltenden Fassung“. 
826 AA Leitner/Furherr, Grenzüberschreitende Einbringungen – ausländische EU-Personengesellschaften als übernehmende 
Körperschaften iSd § 12 Abs 3 Z 2 UmgrStG in Lang/Weinzierl (Hrsg), Europäisches Steuerrecht, 2010, 545 (554) welche dem § 12 Abs 
3 Z 2 UmgrStG bereits in der Altfassung ua aufgrund des Verweises auf die Anlage zum UmgrStG ein „dynamisches Verständnis“ 
beimessen. 
827 Vgl. ebd, 545 (552ff.). Zum selben Problem iRv verschmelzenden Umwandlungen auf EU-Hauptgesellschafter siehe Damböck, in 
Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), Internationale Umgründungen, 2005, 255 (259f). 
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Seitens der österreichischen Finanzverwaltung wurde in der Vergangenheit der Standpunkt 
vertreten, dass trotz Anführung einer Rechtsform in der Anlage zum UmgrStG bzw. der 
FRL eine Vergleichbarkeit mit inländischen Kapitalgesellschaften gefordert sei.828 Das 
Erfordernis eines Typenvergleichs für ausländische EU-Gesellschaften, welche im Anhang 
zur FRL angeführt sind, kann aus dem Gesetzeswortlaut – welcher diesen nur für die erste 
Gruppe an übernehmenden Gesellschaften unter § 12 Abs 3 Z 2 UmgrStG 
(Drittstaatsgesellschaften) vorsieht – jedenfalls nicht abgeleitet werden und wird seitens 
der hL daher einhellig abgelehnt.829 Nach Furherr/Huber kann auch aus der einleitenden 
Formulierung des § 12 Abs 3 („Übernehmende Körperschaften können sein..“) kein 
verpflichtender Typenvergleich für unter Art 3 der FRL angeführte ausländische EU-
Gesellschaften abgeleitet werden. Darüber hinaus käme im speziellen Fall der Einbringung 
von österreichischen Betrieben bzw. Teilbetrieben – angenommen § 12 Abs 3 Z 2 
UmgrStG wäre tatsächlich in einer Weise zu interpretieren, welche auch für Gesellschaften 
gem. Art 3 der FRL einen Typenvergleich fordert – der FRL Vorrangwirkung zu.830 
Unter Berücksichtigung der obigen Ausführungen können daher im Falle der 
grenzüberschreitenden Einbringung eines österreichischen Betriebes oder Teilbetriebes 
nach Rumänien oder in die Slowakei folgende Gesellschaften als übernehmende 
Gesellschaften iSd § 12 Abs 3 Z 2 UmgrStG fungieren:   
Rumänien: 
• Societăţi cu răspundere limitadă („SRL“): Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
• Societăţi pe acţiuni („SA“): Aktiengesellschaft 
• Societăţi în comandită pe acţiuni („SCA“): Kommanditgesellschaft auf Aktien 
Slowakei: 
• Akciová spoločnost („AS“): Aktiengesellschaft 
• Spoločnost s ručením obmedzeným („SRO“): Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
• Komanditná spoločnost („KS“): Kommanditgesellschaft 
4.3.4.5 Die Bewertung des Einbringungsvermögens 
Unabhängig davon, ob eine Einbringung durch einen Inländer oder einen Ausländer 
erfolgt, hat der Einbringende bei Einbringung von Betriebsvermögen iSd § 12 Abs 2 Z 1-3 
gem. § 12 Abs 1 iVm § 15 UmgrStG zwingend eine Einbringungsbilanz aufzustellen.831 
Mit welchem Wert das einzubringende Vermögen in dieser angesetzt wird und ob demnach 
eine steuerneutrale Einbringung unter Buchwertfortführung oder doch eine 
steuerwirksame Aufwertung (steuerpflichtiger Tausch iSd § 6 Z 14 lit b EStG) vorliegt, 
wird unter den §§ 16 und 17 UmgrStG geregelt. Da § 17 UmgrStG lediglich die Bewertung 
                                                 
828 Vgl. EAS 3010 vom 18.12.2008; ebenso Philip/Loukota/Jirousek, Internationales Steuerrecht, 30. Lfg 10/2009, Allg Erläuterungen, Z 
13, Rz 53; aus den UmgrStR 2002 lässt sich dieser Ansatz jedoch nicht ablesen, vgl Rz 575ff. 
829 Vgl. Hügel in Hügel/Mühllehner/Hirschler, UmgrStG, 2000, § 12 Rz 59; Rabel in Helbich/Bruckner/Wiesner (Hrsg), HB 
Umgründungen, § 12 Rz 133; Wundsam/Zöchling/Huber/Khun, UmgrStG4, § 12 Rz 109. 
830 Vgl. Leitner/Furherr, Grenzüberschreitende Einbringungen – ausländische EU-Personengesellschaften als übernehmende 
Körperschaften iSd § 12 Abs 3 Z 2 UmgrStG in Lang/Weinzierl (Hrsg), Europäisches Steuerrecht, 2010, 545 (550f.). 
831 Siehe Kapitel 4.3.4.4.2. 
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von einzubringenden, nicht zu einem österreichischen Betriebsvermögen gehörenden 
Kapitalanteilen regelt, ist im Rahmen der gegenständlichen Untersuchung 
(grenzüberschreitende Übertragung österreichischer Betriebe bzw. Teilbetriebe) lediglich § 
16 UmgrStG von Bedeutung und Gegenstand weiterer Ausführungen.   
Die Regelung des § 16 UmgrStG soll den einbringungsbedingten Verlust von 
österreichischem Besteuerungssubstrat einschränken und fordert daher eine trotz 
Einbringung bestehende Steuerverstrickung (auf Veräußerungsgewinne832). Im Rahmen 
einer Einbringung ist eine steuerliche Entstrickung des zu übertragenden Vermögens auf 
zwei Ebenen denkbar:  
(1) auf Ebene der übernehmenden Gesellschaft, bei welcher das eingebrachte 
Vermögen („Einbringungsvermögen“) nicht (mehr) der österreichischen 
Besteuerung unterliegt oder  
 
(2) auf Ebene der einbringenden Person, bei welcher die Gegenleistungsanteile 
pro futuro nicht der österreichischen Besteuerung unterliegen.  
Im Rahmen einer Einbringung nach Art III UmgrStG sind die Besteuerungsfolgen des 
Vorganges daher sowohl auf Ebene des zu übertragenden Vermögens als auch auf Ebene 
der einbringenden Person zu prüfen. Die Steuerverstrickung auf beiden Ebenen ist deshalb 
erforderlich, weil die Systematik des Art III UmgrStG prinzipiell von einer „Verdoppelung 
der stillen Reserven“ ausgeht.833 Nach diesem Prinzip werden die im 
Einbringungsvermögen verstrickten stillen Reserven als Ergebnis der zwingenden 
steuerlichen Buchwertfortführung einbringungsbedingt auf die übernehmende Gesellschaft 
als auch auf die Gegenleistungsanteile übertragen und sollen folglich auf beiden Ebenen je 
einem „steuerlichen Halbsatz“ (im Vergleich zu einem „steuerlichen Ganzsatz“ vor der 
Einbringung) unterliegen.834 § 16 UmgrStG soll daher die o.a. steuerliche Verstrickung auf 
beiden Ebenen gewährleisten und sieht folglich bestimmte Steuerhängigkeitskriterien vor, 
welche erfüllt sein müssen, um eine steuerneutrale Einbringung unter Buchwertfortführung 
vornehmen zu können.   
4.3.4.5.1 Entstrickung des Einbringungsvermögens (§ 16 Abs 1 UmgrStG) 
§ 16 Abs 1 UmgrStG soll die Steuerhängigkeit des einzubringenden Vermögens auf Ebene 
der übernehmenden Gesellschaft sicherstellen835 und lehnt sich hierfür (seit dem AbgÄG 
2005836) an die Regelung des § 1 Abs 2 UmgrStG für Verschmelzungen an. Der für 
Betriebseinbringungen relevante Teil der Regelung lautet wir folgt: 
                                                 
832 Steuerpflichtig hinsichtlich „Veräußerungsgewinne“, vgl Walter, Umgründungssteuerrecht, 2008, 140; Six, Die Bewertung von 
Betriebsvermögen bei internationalen Einbringungen, taxlex 2008, 375. 
833 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 852. 
834 Vgl. für viele Six, taxlex 2008, 374f; Mayr, RdW 2008/9, 619; ebenso UmgrstR 2002 Rz 654. 
835 Vgl. Huber, Internationale Umgründungen im UmgrStG idF AbgÄG 2005, ÖStZ 2006/371, 211, FN 9; Beiser, Grenzüberschreitende 
Einbringungen und Umwandlungen nach dem AbgÄG 2010, ÖStZ 2010/705, 364; Philip/Loukota/Jirousek, Internationales Steuerrecht, 
30. Lfg 10/2009, Allg Erläuterungen, Z 13, Rz 41. 
836 Die ursprüngliche durch das AbgÄG 2004 vorgenommene Änderung wurde in § 16 Abs 2 Z 1 UmgrStG eingeführt, was als 
unsystematisch angesehen und im Rahmen des AbgÄG 2005 vom Gesetzgeber korrigiert wurde, vgl Krickl/Kauba, in GS Köglberger, 
2008, 576, FN 149. Vor Anpassung des § 16 Abs 1 UmgrStG iRd AbgÄG 2005 war eine Steuerverstrickung des 
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„Der Einbringende hat das in § 15 genannte Vermögen in der 
Einbringungsbilanz (oder im Einbringungsvertrag) und einzubringende 
Kapitalanteile im Einbringungsvertrag mit den in § 14 Abs 1 genannten Werten 
anzusetzen (Buchwerteinbringung). Soweit im Rahmen der Einbringung in eine 
inländische oder ausländische Körperschaft das Besteuerungsrecht der Republik 
Österreich eingeschränkt wird, ist § 1 Abs 2 sinngemäß anzuwenden. 
Abweichend vom zweiten Satz gilt bei Einbringung von Kapitalanteilen…“     
Hinsichtlich der Einbringung von Kapitalanteilen durch unbeschränkt steuerpflichtige 
Kapitalgesellschaften oder Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften in ausländische EU-
Kapitalgesellschaften werden unter § 16 Abs 1 Satz 3 bis 6 UmgrStG Sonderregelungen 
definiert, auf welche aufgrund der Schwerpunktsetzung dieser Arbeit 
(grenzüberschreitende Betriebsübertragung) jedoch nicht weiter eingegangen werden 
soll.837 
Im Rahmen der Einbringung von Betrieben bzw. Teilbetrieben nach Art III UmgrStG gilt 
folglich nach § 16 Abs 1 UmgrStG grundsätzlich das Gebot der zwingenden 
Buchwertfortführung. Insoweit jedoch mit der Einbringung eine steuerliche Entstrickung 
des Einbringungsvermögens auf Ebene der übernehmenden Gesellschaft verbunden ist, 
kommt es unter sinngemäßer Anwendung des § 1 Abs 2 UmgrStG zur Aufwertung auf den 
gemeinen Wert.838 In diesem Zusammenhang ist zu beachten, dass § 16 Abs 1 UmgrStG 
nur insoweit zu einer steuerpflichtigen Aufwertung führen kann als Österreich bereits vor 
der Einbringung hinsichtlich des Einbringungsvermögens ein Besteuerungsrecht zukam. 
Ist dies – aufgrund abkommensrechtlicher Vereinbarungen839 oder aufgrund einer 
Steuerbefreiung nach inländischem Recht840 – nicht der Fall, so kann es 
einbringungsbedingt zu keiner steuerlichen Entstrickung kommen und folglich zu keiner 
steuerpflichtigen Aufwertung auf Basis § 16 Abs 1 UmgrStG.841 Nach § 16 Abs 1 
UmgrStG kommt es daher zu einer Besteuerung eines Einbringungsvorganges insoweit 
durch den Rechtsakt der Einbringung die Entstrickung eines bisher steuerhängigen 
Einbringungsvermögens (infolge eines unmöglichen Steuerzugriffes Österreichs auf die 
übernehmende Gesellschaft) bewirkt wird.  
Im Zusammenhang mit § 16 Abs 1 UmgrStG ist weiters darauf hinzuweisen, dass die 
Norm auf den einbringungsbedingten Verlust des Besteuerungsrechtes am zu 
übertragenden Vermögen Bezug nimmt [„Soweit im Rahmen der Einbringung […] das 
Besteuerungsrecht der Republik Österreich eingeschränkt wird,...“]. Dieser ist vom 
überführungsbedingten Verlust des Besteuerungsrechtes klar abzugrenzen, welcher aus der 
körperlichen Überführung von Wirtschaftsgütern resultiert. Kommt es daher zeitgleich 
                                                                                                                                                    
Einbringungsvermögens für die Bewertung des eingebrachten Vermögens ohne Bedeutung, siehe Aigner, in 
Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), Internationale Umgründungen, 2005, 115 mwH. 
837 Vgl. dazu Walter, Umgründungssteuerrecht, 2008, 143ff; Krickl/Kauba, in GS Köglberger, 2008, 576ff; Hirschler/Six, 
Grenzüberschreitende Einbringungen nach Art III UmgrStG, VWT 2008 H 2, 27ff; Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2009, 
111f. 
838 Vgl. Hirschler/Six, VWT 2008 H 2, 27 mwH.  
839 So zB bei abkommensrechtlicher Qualifikation einer inländischen betrieblichen Einheit als bloße „Hilfsbetriebstätte“ eines 
ausländischen Unternehmens. 
840 So zB bei der Qualifikation eines betrieblich gehaltenen ausländischen Kapitalanteiles als steuerfreie internationale Schachtel iSd § 
10 KStG (Annahme: keine Option zur Steuerhängigkeit ausgeübt). 
841Vgl. Aigner, in Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), Internationale Umgründungen, 2005, 111 unter Hinweis auf UmgrStR Rz 55; 
Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2009, 108, FN 374 mwH. 
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oder kurz nach Setzung des Rechtsaktes der Einbringung zur physischen Überführung von 
Wirtschaftsgütern aus einem steuerverstrickten inländischen Betrieb ins Ausland, so fällt 
dieser Vorgang nicht unter den Tatbestand des § 16 Abs 1 UmgrStG sondern stellt einen 
„Wegzug“ dar, dessen steuerliche Konsequenzen unter Bezugnahme auf § 6 Z 6 EStG 
geprüft werden müssen.842 Dieser Umstand ergibt sich auch klar aus einem Vergleich des § 
16 Abs 1 UmgrStG mit dessen historischer Fassung von vor dem BudBG 2007 in welcher 
noch auf eine „Überführung“ ins Ausland abgestellt wurde.843      
Aufgrund der sinngemäßen Anwendung des § 1 Abs 2 UmgrStG steht es dem 
Einbringenden im Falle einer entstrickenden Exporteinbringung in eine EU- bzw. EWR-
Gesellschaft844 frei, einen Antrag auf Nichtfestsetzung iSd § 6 Z 6 lit b EStG zu stellen.845 
Diesfalls kommt es anlässlich der steuerwirksamen Einbringung zur bescheidmäßigen 
Feststellung der Ertragsteuern nicht aber zu dessen Einhebung. Scheidet das übertragene 
Vermögen innerhalb der absoluten zehnjährigen Verjährungsfrist aus dem Vermögen der 
ausländischen, übernehmenden Körperschaft aus, wird die anlässlich der Einbringung 
aufgeschobene österreichische Ertragsteuer rückwirkend festgesetzt (ohne 
Anspruchsverzinsung).846 Das Ausscheiden ist der österreichischen Finanzbehörde durch 
den Einbringenden gem. § 120 Abs 3 BAO innerhalb eines Monats schriftlich 
anzuzeigen.847 Zwischen der Einbringung und dem Ausscheiden eingetretene 
Wertminderungen sind maximal in Höhe der stillen Reserven zum Einbringungsstichtag zu 
berücksichtigen soweit diese nicht bereits in einem anderen Staat berücksichtigt wurden. 
Die Weiterübertragung des Vermögens durch die übernehmende Körperschaft infolge 
steuerneutraler Umgründungen sowie der Wegzug innerhalb der Europäischen Union löst 
keine Nachversteuerung aus.848 Details zum Nichtfestsetzungskonzept iSd § 1 Abs 2 
UmgrStG siehe unter Kapitel 4.3.3.2.3. 
Insofern es nachträglich zur Einbringung zur Festsetzung der österreichischen Steuerschuld 
kommt, erhöht sich gem. § 20 Abs 2 Z 5 UmgrStG dadurch auch rückwirkend der 
Buchwert bzw. die Anschaffungskosten an den Anteilen an der übernehmenden 
Körperschaft.  
Im Folgenden sollen einige Grundformen von Betriebs- bzw. Exportbetriebseinbringungen 
hinsichtlich ihrer Qualifikation im Lichte von § 16 Abs 1 UmgrStG dargestellt und 
kommentiert werden:  
                                                 
842 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 857, Punkt 2; Philip/Loukota/Jirousek, Internationales Steuerrecht, Allg Erläuterungen, Z 13 Rz 47. Das 
Gleiche gilt im Falle der körperlichen Überführung von Wirtschaftsgütern iRe Verschmelzung und zur Frage der Subsumtion unter § 1 
Abs 2 UmgrstG, vgl dazu Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 124 unter 
Hinweis auf Wiesner/Mayr, RdW 2007, 435; Damböck, in Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), Internationale Umgründungen, 2005, 
255 (261, FN 8); ebenso UmgrStR 2002 Rz 44d und 160b. AA scheinbar Walter, Umgründungssteuerrecht, 2008, 142; Beiser, 
Grenzüberschreitende Einbringungen und Umwandlungen nach dem AbgÄG 2010, ÖStZ 2010/705, 364 und Galla, in Galla/Haimerl 
(Hrsg), Investitionen und Steuern in Rumänien, 2009, 81. 
843 Bereits zum damaligen Wortlaut wurde im Schrifttum der Standpunkt vertreten, dass entgegen dem Wortlaut der Regelung aus 
systematischen Gründen wohl vielmehr auf die einbringungsbedingte und nicht auf die überführungsbedingte Entstrickung abgestellt 
wird, vgl. Hohenwarter, Internationale Einbringungen nach dem AbgÄG 2005, RdW 2006, 597f.  
844 EWR nur bei umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe. 
845 Vgl. Krickl/Kauba, in GS Köglberger, 2008, 576ff; Hirschler/Six, VWT 2008 H 2, 27 mwH.  
846 Vgl. Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 393. Die Nichtverzinsung geht über 
unionsrechtliche Mindesterfordernisse hinaus, vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 73 und Anmerkungen unter 
Kapitel 8.2.2.2.5.5. und 8.2.2.2.5.6. 
847 Vgl. Ritz, SWK 2006, 73ff. 
848 Vgl. Wiesner, RWZ 2004, 358; Hirschler, taxlex 2005, 12. 
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(1) Die Einbringung von inländischen Betrieben durch Steuerinländer 
Die Einbringung von österreichischen Betrieben bzw. Teilbetrieben iSd § 12 Abs 2 Z 1 
UmgrStG durch Steuerinländer in eine inländische, unbeschränkt steuerpflichtige 
Körperschaft, bei welcher dieses Vermögen weiterhin der inländischen Ertragsbesteuerung 
unterliegt, stellt nach Maßgabe von § 16 Abs 1 UmgrStG eine Einbringung unter 
zwingender Buchwertfortführung dar.  
(2) Exporteinbringung von inländischen Betrieben durch Steuerinländer 
Hinsichtlich der grenzüberschreitenden Übertragung eines inländischen Betriebes bzw. 
Teilbetriebes durch Steuerinländer auf eine ausländische Körperschaft ist darauf 
hinzuweisen, dass diese zumeist zu keiner einbringungsveranlassten Entstrickung des 
betrieblichen Vermögens in Österreich führt. Im Regelfall ist vielmehr davon auszugehen, 
dass die ausländische übernehmende Körperschaft durch die Einbringung eine inländische 
Betriebsstätte iSd Abkommensrechtes begründet und daher mit den stillen Reserven im 
übertragenden Vermögen (inkl. einem etwaigen Firmenwert) in Österreich steuerhängig 
wird.849 Dieser Fall trifft unabhängig davon zu, ob mit dem Ansässigkeitsstaat der 
übernehmenden Körperschaft hinsichtlich betrieblicher Veräußerungsgewinne ein DBA 
mit Befreiungs- oder Anrechnungsmethode vereinbart wurde. In beiden Fällen stünde 
Österreich als BS-Staat bzw. Quellenstaat abkommensrechtlich ein Besteuerungsrecht 
hinsichtlich der betrieblichen Veräußerungsgewinne aus der inländischen Betriebsstätte zu, 
welches auf Basis von § 21 Abs 1 Z 1 KStG iVm § 98 Abs 1 Z 3 EStG ausgeübt würde.850  
Ein Übertragungsszenario, welches zur einbringungsveranlassten Entstrickung851 eines 
inländischen Betriebes bzw. Teilbetriebs iSd § 16 Abs 1 UmgrStG iRe Exporteinbringung 
führt, stellt die Einbringung einer inländischen betrieblichen Einheit dar, welche nach dem 
Maßstab der anzuwendenden Doppelbesteuerungsabkommen keine Betriebsstätte darstellt. 
Würde demnach eine inländische betriebliche Einheit übertragen, welche nach Maßgabe 
des Doppelbesteuerungsabkommens Österreichs mit dem Ansässigkeitsstaat der 
übernehmenden Körperschaft lediglich eine „Hilfsbetriebsstätte“ darstellt, so würde die 
Einbringung zur Entstrickung der inländischen stillen Reserven und daher zur 
steuerwirksamen Aufdeckung der im Einbringungsvermögen enthaltenen stillen Reserven 
inklusive eines etwaigen Firmenwertes iSd § 16 Abs 1 UmgrStG führen.852 Da eine 
betriebliche Einheit jedoch zumindest die Kriterien eines Teilbetriebes iSd EStG bzw. der 
FRL853 erfüllen muss, um überhaupt unter dem Regime des Art III UmgrStG übertragen 
werden zu können, ist mE davon auszugehen, dass der Umfang einer einzubringenden 
betrieblichen Einheit jenen einer bloßen abkommensrechtlichen Hilfsbetriebsstätte idR 
überschreiten wird.    
                                                 
849 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 857, Pkt 2; Vgl. Philip/Loukota/Jirousek, Internationales Steuerrecht, 30. Lfg 10/2009, Allg Erläuterungen, Z 
13, Rz 48. 
850 Siehe Art 13 Abs 2 DBA Ö-SK und Art 13 Abs 2 DBA Ö-Rum (Annahme: keine Immobiliengesellschaft).   
851 Zu trennen von einer „überführungsbedingten“ Entstrickung, siehe weiter unten. 
852 In diesem Fall ist aufgrund der abkommensrechtlichen Qualifikation als bloße Hilfsbetriebstätte wohl davon auszugehen, dass kein 
signifikanter Firmenwert vorliegt welcher iRd Einbringung aufgedeckt würde.  
853 Siehe Kapitel 4.1.1.3.1. 
  201
Neben dem o.a. Szenario ist weiters denkbar, dass – trotz Errichtung einer inländischen 
abkommensrechtlichen Betriebsstätte durch den Einbringenden – einzelne immaterielle 
Wirtschaftsgüter (Patente, Beteiligungen, etc.) insofern entstrickt werden, als sie, nach der 
Einbringung, der neu errichteten inländischen BS funktional nicht zurechenbar sind. Bringt 
z.B. eine inländische Körperschaft einen österreichischen Teilbetrieb inkl. diverser Patente 
und Beteiligungen in eine ausländische Tochtergesellschaft ein und werden die für die 
funktionale Verknüpfung einiger immaterieller Wirtschaftsgüter ausschlaggebenden 
„significant people functions“ iSd AOA bereits vor der Einbringung (im Auftrag der 
inländischen Muttergesellschaft) von der ausländischen Tochtergesellschaft ausgeübt, so 
führt die Einbringung zur automatischen Zurechnung der immateriellen Wirtschaftsgüter 
und zu einem Übergang des Besteuerungsrechtes daran auf die ausländische 
Tochtergesellschaft. Insofern jedoch die significant people functions hinsichtlich der 
fraglichen Wirtschaftsgüter bis zur Einbringung in Österreich angesiedelt sind und es nach 
der Einbringung auch bleiben, kommt es zu keiner Entstrickung iSd § 16 Abs 1 UmgrStG. 
Dies deshalb weil die immateriellen Wirtschaftsgüter funktional der einbringungsbedingt 
geschaffenen inländischen Betriebsstätte der ausländischen Tochtergesellschaft 
zurechenbar sind und daher im Inland steuerverstrickt bleiben. Kommt es erst nachträglich 
zur Einbringung zur Verlagerung der significant people functions, so stellt dies eine von 
der Einbringung unabhängige Überführung iSd § 6 Z 6 EStG dar.  
Abschließend ist festzuhalten, dass es im Falle der Einbringung inländischer betrieblicher 
Einheiten auf eine ausländische Körperschaft – Einzelfälle ausgenommen (inländische 
Hilfsbetriebsstätte, significant people functions beim Übernehmenden) – zu keiner 
einbringungsbedingten Steuerentstrickung und daher zu keiner Steuerpflicht iSd § 16 Abs 
1 UmgrStG kommt.        
(3) Die Einbringung inländischer Betriebe durch Steuerausländer 
Die Einbringung eines österreichischen Betriebes bzw. Teilbetriebes durch eine 
ausländische juristische Person in eine österreichische Körperschaft (Importeinbringung) 
bzw. in eine ausländische Körperschaft (Exporteinbringung) ist grundsätzlich gleich zu 
behandeln wie unter (2) angeführt. Erfolgt dieselbe Einbringung jedoch durch eine 
ausländische natürliche Person, so sind die Folgen dieses Vorganges möglicherweise 
differenziert zu betrachten: 
Die Formulierung des § 16 Abs 1 UmgrStG wurde iRd AbgÄG 2010 um die etwaige 
Einschränkung des österreichischen Besteuerungsrechtes im Zuge einer Einbringung in 
eine österreichische Körperschaft ergänzt (vorher wurde unter § 16 Abs 1 UmgrStG bloß 
auf die Einbringung in eine ausländische Körperschaft Bezug genommen854). Die 
Sinnhaftigkeit dieser Ergänzung erscheint auf den ersten Blick fraglich, da es hinsichtlich 
des Einbringungsvermögens bei Einbringung von Vermögen in eine österreichische 
Körperschaft idR wohl zu keiner „steuerentstrickenden“ Wirkung kommen wird. 
Aufschluss über die Sinnhaftigkeit dieser Ergänzung des Wortlautes des § 16 Abs 1 
UmgrStG geben die EB855 des AbgÄG 2010, welche wie folgt lauten: 
                                                 
854 Kritisch Mayr, RdW 2008/9, 620. 
855 EB zu RV 662 BlgNR 24. GP zu § 16 UmgrStG idF AbgÄG 2010 (BGBl I 2010/34); ÖStZ 2010/518, 257. 
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„Die Änderungen in Abs. 1 und Abs. 2 sollen klarstellen, dass sich der Verlust 
des Besteuerungsrechts nicht nur auf das eingebrachte Vermögen als solches, 
sondern auch auf z.B. eingebrachte Mitunternehmeranteile bezieht. Die 
Änderungen dienen damit der Absicherung des Besteuerungsrechts der Republik 
Österreich – in Österreich entstandenes Steuersubstrat soll nicht durch 
grenzüberschreitende Einbringungen entsteuert werden können. Zudem wird der 
Anwendungsbereich von Abs. 1 und Abs. 2 klarer abgegrenzt und Abs. 2 
sprachlich klarer gefasst. Bringt z.B. eine in Deutschland ansässige natürliche 
Person ihren Mitunternehmeranteil an einer operativen österreichischen 
Kommanditgesellschaft in eine inländische oder ausländische 
Kapitalgesellschaft ein, verliert Österreich das Besteuerungsrecht auf 
Gesellschafterebene (Beteiligung der in Deutschland ansässigen natürlichen 
Person an der übernehmenden Kapitalgesellschaft). Durch die Änderung soll 
klargestellt werden, dass eine Entsteuerung von in Österreich bis zur 
Einbringung verfangenem Steuersubstrat nicht möglich ist und der Sachverhalt 
unter Abs. 2 fällt. Dabei soll es auch keinen Unterschied machen, ob die 
übernehmende Gesellschaft eine inländische oder ausländische ist. Die 
Einbringung eines Mitunternehmeranteils durch eine ausländische 
Kapitalgesellschaft ist von den Änderungen nicht erfasst, weil bei einer 
einbringenden Kapitalgesellschaft das Besteuerungsrecht Österreichs nicht 
eingeschränkt wird.“  
Werden die EB im Zusammenhang mit den Ausführungen von Mayr856 von vor dem 
AbgÄG 2010 gelesen, ergibt sich folgendes Bild: Die Ausweitung des § 16 Abs 1 
UmgrStG auch auf inländische Körperschaften soll im Zusammenspiel mit § 16 Abs 2 
UmgrStG erreichen, dass die Importeinbringung eines österreichischen 
Mitunternehmeranteiles durch eine ausländische natürliche Person in eine österreichische 
Körperschaft der Aufwertungsbesteuerung unterliegt. Die Importeinbringung durch eine 
ausländische juristische Person soll diesem Regime jedoch nicht unterliegen. Der Grund 
hierfür wird darin gesehen, dass dem österreichischen Staat vor der Einbringung im Falle 
der ausländischen natürlichen Person und unter Bezugnahme auf den inländischen 
Mitunternehmeranteil ein „Ganzsatz“ (Besteuerung nach dem progressiven Steuersatz) zur 
Verfügung steht während hinsichtlich einer ausländischen juristischen Person bereits vor 
der Einbringung nur ein „Halbsatz“ besteuert werden kann.857 Durch die Einbringung 
selbst wird der inländische Betrieb/Mitunternehmeranteil in das Besteuerungsregime einer 
Körperschaft überführt, womit hinsichtlich des Einbringungsvermögens nach der 
Einbringung in Österreich nur (mehr) die Besteuerung zum Halbsatz möglich ist. Dies 
stellt im Falle einer einbringenden ausländischen natürlichen Person und aus rein 
österreichischer Sicht eine „Schlechterstellung“ im Vergleich zum Status Quo vor der 
Einbringung dar und soll daher verhindert werden. Nach diesem Verständnis führt nicht 
bloß eine Beschneidung des österreichischen Besteuerungsrechtes hinsichtlich des 
Einbringungsvermögens, welche auf abkommensrechtliche Vereinbarungen 
                                                 
856 Vgl. Mayr, RdW 2008/9, 618ff. 
857 AA scheinbar H. Loukota welcher die Einbringung eines österr (operativen) MU-Anteils durch eine US-Gesellschaft in eine österr 
GmbH oder auch in eine ausländische Kapitalgesellschaft als Aufwertungsfall iSd § 16 Abs 2 Z 2 UmgrStG versteht, siehe Aktuelle 
Entwicklungen bei internationalen Umgründungen aus abkommensrechtlicher Sicht, in Internationale Umgründungen, 
Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), 2005, 372; ebenso Philip/Loukota/Jirousek, Internationales Steuerrecht, 30. Lfg 10/2009, Allg 
Erläuterungen, Z 13, Rz 42, 43, 47. 
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zurückzuführen ist (d.h. aufgrund eines fehlenden Besteuerungszugriffes), zu einer 
„Beschränkung“ und Besteuerung iSd § 16 Abs 1 UmgrStG sondern auch ein Verlust von 
österreichischem Besteuerungssubstrat, welcher auf den bloßen einbringungsbedingten 
Wechsel vom Besteuerungsregime einer natürlichen Personen (progressiv bis zu 50 
Prozent) zu jenem einer Körperschaft (25 Prozent KöSt) zurückzuführen ist. Da der o.a. 
Effekt durch die Einbringung des österreichischen Mitunternehmeranteils in eine 
ausländische und in eine inländische Körperschaft erzielt wird, wurde § 16 Abs 1 
UmgrStG in o.a. Sinne ergänzt, wobei lt. Mayr858 die o.a. Sichtweise bereits idF vor dem 
AbgÄG 2010 dem § 16 Abs 1 UmgrStG entnommen werden konnte. Für den Fall dass es 
sich beim Einbringenden um eine innerhalb der EU oder Norwegen ansässige Person 
handelt, steht dieser die Möglichkeit eines Antrages auf Nichtfestsetzung iSd § 1 Abs 2 
UmgrStG zu.  
Bei Zustimmung zu o.a. Interpretation des § 16 Abs 1 UmgrStG ist darauf hinzuweisen, 
dass – da steuersystematisch vergleichbar – nicht bloß die Einbringung von inländischen 
Mitunternehmeranteilen sondern auch jene von inländischen Betrieben, Teilbetrieben und 
u.U. auch von inländischen Kapitalanteilen (Kapitalanteile nur bei einem atypischen DBA 
mit einem Besteuerungsrecht für den Quellenstaat und nicht den Ansässigkeitsstaat des 
Gesellschafters) zu einer „Einschränkung“ des österreichischen Besteuerungsrechtes 
hinsichtlich des Einbringungsvermögens führt. In all diesen Fällen unterliegt das 
Einbringungsvermögen im Inland bis zur Einbringung dem für die ausländische 
(einbringende natürliche) Person relevanten, progressiven Steuersatz während das 
Vermögen nach der Einbringung auf Ebene der übernehmenden (in- oder ausländischen) 
Körperschaft nur dem Halbsatz in Höhe von 25 Prozent KöSt unterliegt.  
Offene Punkte: 
Ob die o.a. weite Interpretation des § 16 Abs 1 UmgrStG hinsichtlich der Einschränkung 
des österreichischen Besteuerungsrechtes bezüglich des Einbringungsvermögens korrekt 
ist, erscheint mE zweifelhaft. Dies aus folgenden Gründen: 
(1) Eine Einbringung von Vermögen iSd § 12 UmgrStG hat „systemimmanent“ zur Folge, 
dass dadurch eine zusätzliche Besteuerungsebene eingezogen wird und das 
Einbringungsvermögen nachfolgend auf Ebene der übernehmenden Körperschaft und über 
die Gegenleistungsanteile besteuert wird. Über die geforderte Verdoppelung der stillen 
Reserven wird der partielle Verlust eines Besteuerungsrechtes sicher gestellt, wobei § 16 
UmgrStG den Verlust des Besteuerungsrechtes vermeiden soll. § 16 Abs 1 UmgrStG 
bezieht sich von seinem Wortlaut her klar auf die Steuerhängigkeit des 
Einbringungsvermögens während § 16 Abs 2 UmgrStG die Steuerhängigkeit der 
Gegenleistungsanteile gewährleistet. Durch die Einbringung in eine Körperschaft muss es 
zwingend dazu kommen, dass das Einbringungsvermögen selbst nach der Einbringung nur 
mehr zu 25 Prozent (Halbsatz) besteuert wird. Gerade deshalb wird ein Besteuerungsrecht 
auch auf Ebene der Gegenleistungsanteile über § 16 Abs 2 UmgrStG gefordert. Wird die 
Einbringung also durch eine unbeschränkt oder beschränkt steuerpflichtige (in- oder 
                                                 
858 Vgl. Mayr, RdW 2008/9, 619; aA wohl Wiesner, Abgabenänderungsgesetz 2010 – Ertragsteuerliche Neuerungen im 
Unternehmensrecht, RWZ 2010, 167 welcher im Zusammenhang mit der Novelle von einer „wirksam werdenden Erweiterung für 
Verluste des Besteuerungsrechtes des Republik Österreich auf Inlandseinbringungen“ spricht. 
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ausländische) natürliche Person vorgenommen, so führt dieser Effekt gleichermaßen 
zwingend zu einer „Reduktion“ des Besteuerungsrechtes Österreichs auf Ebene des 
Einbringungsvermögens. Im Gegenzug stellt § 16 Abs 2 UmgrStG sicher, dass dieser 
Effekt über die Verdoppelung der stillen Reserven auf Ebene der Anteilsinhaber 
kompensiert wird. Insofern daher die Gegenleistungsanteile, welche der Einbringende im 
Gegenzug für die Einbringung erhält, nicht im Inland steuerhängig sind, kann die 
Einbringung nicht steuerneutral durchgeführt werden.  
Eine Ausnahme von obiger Systematik stellt die Einbringung durch EU/EWR-
Gesellschafter (mit umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe) dar. Geht daher auf 
Ebene der Gegenleistungsanteile das Besteuerungsrecht an andere EU/EWR-Staaten 
verloren, so wird dieser Verlust bewusst hingenommen und die Einbringung einer solchen 
durch einen Steuerinländer gleichgestellt. Der Grund für diesen bewussten Verzicht auf das 
Besteuerungsrecht an den Gegenleistungsanteilen wird in der EU-FRL gesehen, welche – 
bei Einhaltung bestimmter Voraussetzungen (Betriebstättenverhaftungserfordernis, 
Buchwertfortführung, etc.859) – einen steuerneutralen Einbringungsvorgang erzwingt.860 
Die FRL erfasst zwar nicht zwingend die grenzüberschreitende EU-Einbringung durch 
ausländische natürliche Personen sondern nur jene durch ausländische Gesellschaften 
(Gesellschaften iSd Anhangs zur FRL), allerdings wird von der hL die Sichtweise 
vertreten, dass der österreichische Gesetzgeber mit § 16 Abs 2 Z 1 UmgrStG freiwillig eine 
über die FRL hinausgehende Befreiungswirkung formuliert und daher auch ausländische 
EU-Einbringende in der Rechtsform natürlicher Personen begünstigt.861 Unter 
Bezugnahme auf den Wortlaut des § 16 Abs 2 Z 1 UmgrStG – welcher in keinster Weise 
zwischen ausländischen natürlichen und juristischen Personen unterscheidet – ist dieser 
Interpretation wohl Recht zu geben. Der aktuelle Wortlaut des § 16 Abs 2 Z 1 UmgrStG 
zwingt daher im Falle von ausländischen EU/EWR-Einbringenden, auch bei Nicht-Erhalt 
des Besteuerungsrechtes an den einbringungsbedingt zu erwerbenden 
Gegenleistungsanteilen, zur steuerneutralen Buchwerteinbringung (d.h. keine Aufwertung 
mit Nichtfestsetzung, siehe dazu weiter unten). Dies gilt unabhängig davon, ob es sich 
beim Einbringenden um eine natürliche Person oder eine Gesellschaft iSd FRL handelt.       
Würde nun § 16 Abs 1 UmgrStG in einer Weise interpretiert, welche es erlaubt, bereits 
aufgrund der dem Vorgang immanenten Reduktion vom Ganz- auf den Halbsatz auf Ebene 
des Einbringungsvermögens eine „Reduktion des österreichischen Besteuerungsrechtes“ zu 
unterstellen, so würde dies im Falle der Einbringung durch EU/EWR-Gesellschafter mE zu 
einer Umgehung des bewussten Verzichtes auf das österreichische Besteuerungsrecht in 
den Gegenleistungsanteilen gegenüber anderen EU/EWR-Staaten führen und zudem das 
Risiko einer Doppelbesteuerung in Kauf nehmen. Dies deshalb, weil der ausländische 
EU/EWR-Einbringende in seinem Ansässigkeitsstaat (welcher abkommensrechtlich idR 
                                                 
859 Siehe Kapitel 8.4.4.2.1. 
860 Vgl. Aigner, in Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), Internationale Umgründungen, 2005, 117 mwH; Furherr/Huber, Internationale 
Umgründungen, 2009, 110, FN 388; Staringer, in Helbich/Wiesner/Bruckner (Hrsg), HB Umgründungen, Q2, Rz 59; 
Philip/Loukota/Jirousek, Internationales Steuerrecht, 30. Lfg 10/2009, Allg Erläuterungen, Z 13, Rz 46; ebenso Beiser, ÖStZ 2010/705, 
364; Furherr, Grenzüberschreitende Einbringung von Mitunternehmeranteilen, RdW 2008, 814. 
861 Vgl. Fraberger/Zöchling, ÖStZ 2004, 435 mwH; Staringer, in Helbich/Wiesner/Bruckner (Hrsg), HB Umgründungen, Q2, Rz 59; 
Furherr, RdW 2008, 814: implizit wohl auch Wiesner, RWZ 2010, 167f. (mehrfach „rechtsformneutraler“ Hinweis auf die bei EU-
Angehörigen aufgrund der FRL nicht mögliche Aufwertungseinbringung). AA Petrag, in Fraberger/Hirschler/Kanduth-
Kristen/Ludwig/Mayr (Hrsg), Handbuch Sonderbilanzen, 2009 und Mayr, RdW 2008, 816 welche aufgrund der Schutzwirkung der FRL 
lediglich für einbringende Körperschaften eine Buchwerteinbringung befürworten und bei natürlichen Personen die Anwendung der 
Nichtfestsetzung vertreten.  
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das Besteuerungsrecht an den österreichischen Gegenleistungsanteilen besitzt) der 
Besteuerung unterliegt und bei Erfassung der Gegenleistungsanteile (bloß) zum 
Buchwert862 das eingebrachte Vermögen bzw. dessen stille Reserven  
- im Rahmen der Einbringung in Österreich (zum Halbsatz, ev. mit Nichtfestsetzung) 
besteuert werden; 
- das Vermögen nachträglich zur Einbringung auf Ebene der übernehmenden 
Körperschaft dem Halbsatz unterliegt  und 
- im Ansässigkeitsstaat (bei Übernahme zum Buchwert) auf Ebene der 
Gegenleistungsanteile der ausländischen Besteuerung unterliegen. 
Im Ergebnis nimmt der österreichische Staat statt einer Verdoppelung der stillen Reserven 
eine drohende Verdreifachung der stillen Reserven in Kauf. Der Umstand, dass einzelne 
EU-Gesellschafterstaaten eine Aufwertung der Gegenleistungsanteile zulassen rechtfertigt 
mE noch nicht die Herstellung einer Situation welche systematisch Mehrfachbesteuerung 
in Kauf nimmt.863 
(2) Würde – entgegen der hier vertretenen Auffassung – der o.a. Rechtsposition von Mayr 
gefolgt, so könnte hinsichtlich der ausländischen einbringenden natürlichen Person nicht 
pauschal davon ausgegangen werden, dass mit der Einbringung jedenfalls ein Wechsel von 
einem Ganz- zu einem Halbsatz und daher eine Beschränkung des österreichischen 
Besteuerungsrechtes verbunden ist. Ausländische Einzelunternehmer unterliegen mit 
einem etwaigen Veräußerungsgewinn iSd § 24 EStG aus der Veräußerung/Einlage ihres 
österreichischen Betriebes bzw. Teilbetriebes nach § 98 Abs 1 Z 3 iVm § 23 EStG der 
österreichischen Besteuerung. Insoweit sie jedoch die Voraussetzungen des § 37 Abs 1 
iVm Abs 5 EStG (z.B. infolge Vollendung des 60. Lebensjahres, Einstellung der 
Erwerbstätigkeit und Einhaltung der Sieben-Jahresfrist, Antragstellung) erfüllen, werden 
sie nur zum halben Durchschnittsteuersatz besteuert.864 In diesem Fall ist – da der halbe 
Durchschnittssteuersatz regelmäßig unter 25 Prozent liegt – mit der Einbringung auch bei 
Vertretung der o.a. Sichtweise wohl keine „Einschränkung“ des österreichischen 
Besteuerungsrechtes verbunden und eine Buchwerteinbringung möglich. 
(3) Im gegebenen Zusammenhang ist zudem anzumerken, dass die EB zum AbgÄG 2010 
mE sehr unklar ausformuliert sind und nur ansatzweise die oben angeführte weite 
Interpretation erkennen lassen.865 So wird z.B. ausgeführt: „Die Änderungen in Abs. 1 und 
Abs. 2 sollen klarstellen, dass sich der Verlust des Besteuerungsrechts nicht nur auf das 
eingebrachte Vermögen als solches, sondern auch auf z.B. eingebrachte 
Mitunternehmeranteile bezieht.“ Dass sich § 16 Abs 1 und 2 UmgrStG nicht bloß auf den 
Verlust des Besteuerungsrechtes am Einbringungsvermögen selbst – sondern auch auf 
Ebene der Gegenleistungsanteile – beziehen, war bereits vor dem AbgÄG 2010 klar. Da es 
sich bei Mitunternehmeranteilen um potenzielles „Einbringungsvermögen“ handelt, ist 
                                                 
862 Auch Österreich würde im spiegelbildlichen Fall der Einbringung eines zB deutschen Personengesellschaftsanteils durch eine 
österreichische natürliche Person in eine deutsche GmbH keine Aufwertung vornehmen sondern die Gegenleistungsanteile zu ihrem 
Buchwert erfassen, siehe EAS 2977 vom 10.07.2008. Nur über den Umweg einer „verunglückten Einbringung“ kann eine Aufwertung 
der Gegenleistungsanteile erreicht werden, vgl Mayr, RdW 2008/9, 618ff. 
863 Siehe die Argumentation von Mayr, RdW 2008, 815 mit dem Hinweis auf die Aufwertungsmöglichkeit in Deutschland. 
864 Zur Anwendung des § 37 EStG auch auf beschränkt Steuerpflichtige siehe Quantschnigg/Schuch, HB EStG, 1992, § 37 Rz 7. 
865 Kritisch auch Beiser, ÖStZ 2010/705, 365; ebenfalls kritisch Wiesner, RWZ 2010, 168 („sonst nicht sehr verständlichen 
Erläuterungen zur RV“). 
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darüber hinaus die Sinnhaftigkeit der obigen Aussage aus den EB mE nicht klar ersichtlich. 
Weiters erscheint die folgende Anmerkung unklar: „Bringt z.B. eine in Deutschland 
ansässige natürliche Person ihren Mitunternehmeranteil an einer operativen 
österreichischen Kommanditgesellschaft in eine inländische oder ausländische 
Kapitalgesellschaft ein, verliert Österreich das Besteuerungsrecht auf 
Gesellschafterebene (Beteiligung der in Deutschland ansässigen natürlichen Person an 
der übernehmenden Kapitalgesellschaft). Durch die Änderung soll klargestellt werden, 
dass eine Entsteuerung von in Österreich bis zur Einbringung verfangenem Steuersubstrat 
nicht möglich ist und der Sachverhalt unter Abs. 2 fällt.“ Der in den EB erwähnte Verlust 
des Besteuerungsrechtes auf Gesellschafterebene fällt in der Tat unter Abs 2 des § 16 
UmgrStG. Allerdings bestimmt dieser gerade für EU/EWR-Einbringende 
rechtsformneutral den bewusst akzeptierten Verlust des Besteuerungsrechtes auf 
Gesellschafterebene. Und warum soll der (partielle) Verlust des Besteuerungsrechtes auf 
Ebene der Gegenleistungsanteile welcher klar unter § 16 Abs 2 Z 1 UmgrStG geregelt ist 
über eine Änderung des Wortlautes des § 16 Abs 1 UmgrStG geregelt werden? Wenn eine 
Einschränkung des Besteuerungsrechtes auf Ebene der Gegenleistungsanteile im Falle der 
Einbringung durch (EU-) ausländische natürliche Personen – und nichts anderes wird in 
den EB angedeutet – vermieden werden soll, warum erfolgt keine Anpassung des § 16 Abs 
2 Z 1 UmgrStG?  
Sogar seitens der Finanzverwaltung ist nicht klar, auf welchem Interpretationswege die 
gewünschte Qualifikation als Aufwertungseinbringung (mit Nichtfestsetzung) erreicht 
werden soll. So lässt sich nach Mayr „nicht klar sagen“, ob auf den Sachverhalt § 16 Abs 
1 oder § 16 Abs 2 Z 1 UmgrStG anzuwenden ist, weil „seit diversen Novellen gewissen 
Überschneidungen aufgetreten sind“.866 Dies stellt aber insoweit kein Problem dar, weil es 
„ergebnisbezogen keinen Unterschied macht, ob man den Sachverhalt unter § 16 Abs 1 
oder Abs 2 subsumiert, weil § 16 Abs 2 Z 1 auf Abs 1 verweist“.867 Obwohl unklar 
erscheint, aus welchem Normteil (Abs 1 oder Abs 2) die Steuerpflicht für den 
Einbringenden abgeleitet werden muss, kommt Mayr dennoch zu dem Ergebnis, dass die 
o.a. Ergänzung des Wortlautes des Abs 1 die Besteuerung des Vorganges ermöglicht.  
Wiesner stellt sich wiederum klar auf den Standpunkt, dass die Besteuerung im o.a. Sinne 
erst durch die Novelle des AbgÄG 2010 ermöglicht wird und aus § 16 Abs 1 UmgrStG 
abgeleitet werden kann. Aus § 16 Abs 2 Z 1 UmgrStG kann sich bei EU-Einbringenden ein 
solche aus unionsrechtlichen Gründen (FRL) nicht ergeben.868 
Unter Berücksichtigung der verwirrenden Ausführungen in den EB zur RV stellt die 
Ergänzung des Wortlautes des § 16 Abs 1 UmgrStG wohl einen Versuch dar, die o.a. 
Einbringungsszenarien (Einbringung von in Österreich steuerverstricktem Vermögen durch 
natürliche Personen welche im EU-Ausland ansässig sind) steuerwirksam zu stellen, 
allerdings muss dieser Versuch mE als mißglückt eingestuft werden. § 16 Abs 1 UmgrStG 
stellt in seinem Wortlaut klar auf die Einschränkung des österreichischen 
Besteuerungsrechtes hinsichtlich des Einbringungsvermögens ab, während Abs 2 den 
Verlust des Besteuerungsrechtes auf Ebene der Gegenleistungsanteile (…„hinsichtlich der 
                                                 
866 Vgl. Mayr, Partielle Entsteuerung durch grenzüberschreitende Einbringung?, RdW 2008, 816, FN 4. 
867 Vgl. ebd, 815. 
868 Vgl. Wiesner, RWZ 2010, 167f. 
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in Kapitalanteilen enthaltenen stillen Reserven“…) erfasst. Folglich kann eine „partielle 
Beschränkung“ des österreichischen Besteuerungsrechtes welche sich aus der 
einbringungsbedingten Splittung der Vollbesteuerung auf die Ebene der empfangenden 
Kapitalgesellschaft und jene der Gegenleistungsanteile (je ein Halbsatz) ergibt nicht unter 
Abs 1 erfasst werden. Dieser Ansatz würde der Grundsystematik des § 16 UmgrStG 
zuwieder laufen welcher gerade für diesen Zweck eine Verstrickung auf zwei Ebene 
fordert und prüft (Abs 1 und Abs 2). Der automatische Verlust eines Halbsatzes infolge der 
Einbringung durch einen Steuerausländer (natürliche Person) soll klar durch § 16 Abs 2 
UmgrStG aufgefangen werden. Würde der Verlust eines Halbsatzes durch Nicht-
Steuerhängigkeit der Gegenleistungsanteile bereits über § 16 Abs 1 UmgrStG erfasst, wäre 
§ 16 Abs 2 UmgrStG generell ohne Anwendungsbereich.869 § 16 Abs 2 UmgrStG wurde 
durch die Novelle des AbgÄG 2010 aber eben nicht geändert wobei die hL aus dem 
Verweis des Abs 2 Z 1 auf den Abs 1 in der Vergangenheit durchwegs eine 
Buchwerteinbringung und eben keine Aufwertung mit Nichtfestsetzung abgeleitet hat.870 
Eine Ausweitung des Besteuerungstatbestandes des § 16 Abs 2 Z 1 UmgrStG indirekt über 
eine Änderung des Wortlautes des Abs 1 zu erwirken (auf welchen Abs 2 Z 1 verweist) 
ohne jedoch dadurch eine materielle Änderung des eigenen, originären Wirkungskreises 
des § 16 Abs 1 UmgrStG anzustreben erscheint mE doch etwas zu weit hergeholt. Hätte 
der Gesetzgeber dies beabsichtigt, hätte er wohl direkt § 16 Abs 2 Z 1 UmgrStG 
ausgedehnt (bzw. die steuerneutrale Buchwerteinbringung auf die Einbringung durch EU-
Gesellschaften eingeschränkt).    
Zusammengefasst ist die Stoßrichtung der Änderung des § 16 Abs 1 UmgrStG iRd AbgÄG 
2010 weder aus dem Gesetzeswortlaut noch aus den EB klar ersichtlich. Die von Mayr871 
und Wiesner872 vertretene weite Auslegung des § 16 Abs 1 UmgrStG bei Einbringung von 
inländischen Mitunternehmeranteilen873 durch ausländische natürliche Personen kann mE 
aus dem aktuellen Gesetzeswortlaut nicht abgelesen werden. Eine derart weite 
Interpretation des § 16 Abs 1 UmgrStG würde zu einem Systembruch zwischen § 16 Abs 1 
(Verstrickung des Einbringungsvermögens bei der übernehmenden Körperschaft) und Abs 
2 UmgrStG (Verstrickung der Gegenleistungsanteile beim Einbringenden) führen. Daher 
ist die o.a. weite Interpretation abzulehnen. Eine Beschränkung des österreichischen 
Besteuerungsrechtes iSd § 16 Abs 1 UmgrStG kann daher lediglich auf die 
Möglichkeit Österreichs bezogen werden, das Einbringungsvermögen bei der 
übernehmenden in- oder ausländischen Körperschaft dem Grunde nach zu 
besteuern.874 Eine etwaige Reduktion des österreichischen Besteuerungssatzes im Zuge 
                                                 
869 Ebenso Furherr, RdW 2008, 814 FN 7. 
870 Vgl zuletzt dazu Wiesner, RWZ 2010, 167f; Furherr, RdW 2008, 814; Walter, Umgründungssteuerrecht, 2008, 140f; Furherr/Huber, 
Internationale Umgründungen, 2009, 110, FN  388; Six, taxlex 2008, 375; Beiser, ÖStZ 2010/705, 364. AA Mayr, RdW 2008, 816. 
871 Vgl. Mayr, RdW 2008/9, 618ff. 
872 Vgl. Wiesner, RWZ 2010, 167f. 
873 Wobei der Standpunkt sinngemäß auch auf inländische Betriebe/Teilbetriebe und (in Sonderfällen) auch auf österreichische 
Kapitalanteile umgelegt werden kann. 
874 Ebenso ablehnend Furherr, RdW 2008, 814; Beiser, ÖStZ 2010/705, 363ff. Beiser verkennt jedoch mE die Wirkung des § 16 Abs 1 
UmgrStG wenn er davon ausgeht, dass dieser den Verlust des österreichischen Besteuerungsrechtes aufgrund einer physischen 
Verlegung eines Betriebs erfasst. Dieser Vorgang ist mE alleine nach § 6 Z 6 EStG zu erfassen während § 16 Abs 1 UmgrStG alleine auf 
einen einbringungsbedingten Verlust des österreichischen Besteuerungsrechtes am Einbringungsvermögen Bezug nimmt, vgl  UmgrStR 
2002 Rz 857, Punkt 2; Philip/Loukota/Jirousek, Internationales Steuerrecht, 30. Lfg 10/2009, Allg Erläuterungen, Z 13, Rz 48. Dies 
entspricht auch der hM zu den gleichartigen Entstrickungsregelungen iRd anderen Umgründungsformen, vgl dazu Hügel, in 
Grenzüberschreitende und nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 124 unter Hinweis auf Wiesner/Mayr, RdW 
2007, 435; Damböck, in Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), Internationale Umgründungen, 2005, 255 (261, FN 8); ebenso UmgrStR 
2002 Rz 44d und 160b.     
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einer Einbringung von Inlandsvermögen durch eine ausländische natürliche Person (von 
einem Ganz- auf einen Halbsatz) ist bloß ein einbringungsimmanenter Effekt und im 
Kontext mit § 16 Abs 1 UmgrStG irrelevant. Die von der Finanzverwaltung angestrebte 
Ausdehung des Besteuerungstatbestandes des § 16 UmgrStG kann lediglich über 
Anpassung des § 16 Abs 2 Z 1 UmgrStG und lediglich für einbringende natürliche 
Personen erfolgen (ausländische einbringende EU-Gesellschaften sind von der FRL 
geschützt).   
(4) Grenzüberschreitende Einbringung von ausländischen (Teil-)Betrieben 
Werden ausländische Betriebe bzw. Teilbetriebe eines inländischen Unternehmens im 
Rahmen einer Einbringung grenzüberschreitend übertragen, kann der Vorgang insofern zu 
einer Entstrickung führen, als der ausländische Betrieb vor Durchführung der Einbringung 
einer inländischen Besteuerung unterliegt (kein DBA mit dem BS-Staat oder eines mit 
Anrechnungsmethode abgeschlossen) und dies nach Durchführung der Einbringung nicht 
mehr der Fall ist. Derartige Einbringungen erfüllen nicht die 
Steuerhängigkeitsvoraussetzung des § 16 Abs 1 UmgrStG und führen daher hinsichtlich 
der entstrickten Wirtschaftsgüter zu einer steuerwirksamen Aufdeckung stiller Reserven. 
Geht das Besteuerungsrecht im Rahmen der Einbringung an einen anderen EU/EWR-Staat 
(mit umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe) verloren, ist die österreichische Steuer 
auf Antrag nicht festzusetzen. 
Im Falle einer Importeinbringung ausländischer Betriebe, Teilbetriebe oder 
Mitunternehmeranteile durch Steuerausländer liegt eine steuerwirksame Einbringung vor. 
Dies deshalb, weil die inländischen Gegenleistungsanteile, welche im Rahmen der 
Einbringung ausgegeben werden, auf Basis von Art 13 Abs 5 OECD-MA beim 
Gesellschafter idR nicht der österreichischen Besteuerung unterliegen (siehe dazu weiter 
unten). Da dem österreichischen Staat hinsichtlich des ausländischen Betriebes 
abkommensrechtlich vor der Einbringung jedoch kein Besteuerungsrecht zukommen wird, 
hat die steuerwirksame Einbringung lediglich die Erfassung des Betriebes auf Ebene der 
inländischen Körperschaft zu ihrem gemeinen Wert im Einbringungszeitpunkt zur 
Folge.875   
4.3.4.5.2 Verstrickung der Gegenleistungsanteile (§ 16 Abs 2 UmgrStG) 
Neben § 16 Abs 1 UmgrStG, welcher eine einbringungsbedingte Entstrickung des 
Einbringungsvermögens verhindern soll, zielt die Regelung des § 16 Abs 2 UmgrStG auf 
die Steuerhängigkeit der Gegenleistungsanteile (§ 19 UmgrStG) ab, welche im Gegenzug 
für die Übertragung des Einbringungsvermögens an den Einbringenden gewährt werden.876 
Nur unter der prinzipiellen Voraussetzung, dass neben dem Einbringungsvermögen auch 
die Gegenleistungsanteile in Österreich steuerverstrickt sind, kommt es zur Verdoppelung 
                                                 
875 Vgl. Philip/Loukota/Jirousek, Internationales Steuerrecht, 30. Lfg 10/2009, Allg Erläuterungen, Z 13, Rz 45. 
876 Vgl. ebd, Allg Erläuterungen, Z 13, Rz 41. 
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der stillen Reserven bzw. zu keinem einbringungsbedingten Verlust von österreichischem 
Steuersubstrat.877 
Insofern daher die Einbringung zu einer fehlenden Verstrickung der Gegenleistungsanteile 
führt, sieht § 16 Abs 2 UmgrStG für bestimmte Szenarien die steuerpflichtige Aufdeckung 
der stillen Reserven vor:    
„Ist beim Einbringenden das Besteuerungsrecht der Republik Österreich 
hinsichtlich der Gegenleistung (§ 19) eingeschränkt, gilt Folgendes: 
1. Wird das Besteuerungsrecht im Verhältnis zu anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union oder zu anderen Mitgliedstaaten des Europäischen 
Wirtschaftsraumes, mit denen eine umfassende Amts- und 
Vollstreckungshilfe mit der Republik Österreich besteht, eingeschränkt, sind 
die Abs 1 und 3 anzuwenden.  
 
2. Wird das Besteuerungsrecht im Verhältnis zu anderen als in Z 1 
angeführten Staaten eingeschränkt, sind für das inländische und das 
ausländische Vermögen die nach § 6 Z 14 des Einkommensteuergesetztes 
1988 maßgebenden Werte anzusetzen.“ 
Die o.a. Regelungssystematik führt dazu, dass eine Einbringung – um steuerneutral 
erfolgen zu können – prinzipiell878 zur Ausgabe von in Österreich steuerpflichtigen 
Gegenleistungsanteilen führen muss. Wird diese Voraussetzung nicht erfüllt und das 
Besteuerungsrecht an den Gegenleistungsanteilen aber bloß gegenüber einem EU- oder 
EWR-Staat mit umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe eingeschränkt879, so kann die 
Einbringung aufgrund des Verweises auf Abs 1 trotzdem steuerneutral, d.h. unter 
Buchwertfortführung erfolgen.880 Der Verzicht des § 16 Abs 2 Z 1 UmgrStG auf das 
Besteuerungsrecht auf Ebene der Gegenleistungsanteile zugunsten anderer EU- bzw. 
EWR-Staaten (mit umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe) erfolgte in Umsetzung der 
FRL881 und wird darüber auch aus der Niederlassungsfreiheit der EU abgeleitet.882 Wird 
das österreichische Besteuerungsrecht jedoch aufgrund abkommensrechtlicher 
Vereinbarungen im Verhältnis zu einem Drittstaat oder einem EWR-Staat ohne 
umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe eingeschränkt, so sind die in den nicht 
begünstigten Gegenleistungsanteilen enthaltenen stillen Reserven gem. § 16 Abs 2 Z 2 
                                                 
877 Ausnahme: der Verlust des Besteuerungsrechtes auf Ebene der Gegenleistungsanteile iSd § 16 Abs 2 Z 1 UmgrStG im Falle von 
EU/EWR-Einbringenden. 
878 Einzelne Ausnahmen dazu siehe unter § 19 Abs 2 Z 5 UmgrStG. 
879 Nach Ansicht des BMF sind darunter Personen zu verstehen, die in einem EU/EWR-Staat nach dem jeweiligen nationalen Steuerrecht 
unbeschränkt steuerpflichtig sind. Dass effektive Besteuerungsrecht des EU/EWR-Staates ist nicht maßgeblich, vgl Huber, SWI 2000, 
121.   
880 Vgl. Walter, Umgründungssteuerrecht, 2008, 140f; Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2009, 110, FN  388; Six, taxlex 
2008, 375; Hirschler/Six, VWT 2008, H 2, 27; Beiser, ÖStZ 2010/705, 364; Rz 863 (Bsp 2) UmgrStR 2002; Wiesner, RWZ 2010, 167ff. 
Zur Aufwertung mit Nichtfestsetzung siehe jedoch Petrag, in Fraberger/Hirschler/Kanduth-Kristen/Ludwig/Mayr (Hrsg), Handbuch 
Sonderbilanzen, 2009, Pkt. 5.8.; Jann, Umgründungen im Steuerrecht, 2011, 122f; Mayr, RdW 2008, 816 (alle iZm im EU/EWR-
Ausland ansässigen natürlichen Personen als Einbringende, nicht jedoch bei einbringenden Körperschaften). 
881 Die Umsetzung der FRL erfolgte iRd EU-StruktAnpG; vgl Rabel, in Helbich/Wiesner/Bruckner (Hrsg), HB Umgründungen, Art III, § 
16 Rz 22; ebenso Beiser, ÖStZ 2010/705, 364. Siehe Anmerkungen unter Punkt 8.3.5.5.1. unter „offene Punkte (1)“. 
882 Vgl. H. Loukota, Aktuelle Entwicklungen bei internationalen Umgründungen aus abkommensrechtlicher Sicht, in Internationale 
Umgründungen, Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), 2005, 372f; ebenso Beiser, ÖStZ 2010/705, 364. 
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UmgrStG anlässlich der Einbringung steuerwirksam aufzudecken.883 Art III UmgrStG 
bleibt auch in diesen Fällen anwendbar, es ist allerdings ein Übertragungsgewinn nach 
Maßgabe des § 16 Abs 2 Z 2 UmgrStG iVm § 6 Z 14 EStG zu versteuern.884 Im 
gegenständlichen Zusammenhang muss beachtet werden, dass die 
Veräußerungsgewinnbesteuerung selbst dann greift, wenn vor der Einbringung nur 
einfache Steuerhängigkeit des übertragenen Vermögens in Österreich gegeben war und 
diese auch nach der Einbringung fortbesteht (z.B. Einbringung eines inländischen Betriebs 
durch eine schweizer AG in eine inländische GmbH).885 Folglich stellt § 16 Abs 2 
UmgrStG – im Gegensatz zu § 16 Abs 1 UmgrStG – nicht auf den Fortbestand einer 
etwaigen bereits vor der Einbringung bestehenden Steuerverstrickung in Österreich ab, 
sondern lediglich auf die Steuerverstrickung der einbringungsbedingt gewährten 
(„einbringungsgeborenen“) Gegenleistungsanteile. In Aussicht gestellt wird durch das 
BMF in diesen Fällen nur eine Steuerfreistellung bei Gegenseitigkeit auf Basis von § 48 
BAO.886 
Ergänzend ist anzumerken, dass das Erfordernis der Steuerverstrickung der 
Gegenleistungsanteile auf eine fiktive/abstrakte Steuerverstrickung beim Einbringenden 
abstellt. Es kommt folglich nicht darauf an, ob die als Gegenleistung für die Einbringung 
gewährten konkreten Anteile in Österreich steuerverstrickt sind. Vielmehr ist entscheidend, 
ob das österreichische Besteuerungsrecht für stille Reserven in Kapitalanteilen beim 
Einbringenden abstrakt gegeben ist (bzw. wäre) oder nicht. Bringt z.B. ein inländischer 
Einbringender Vermögen (Betrieb, Teilbetrieb, Mitunternehmeranteil) in eine 
Schwestergesellschaft ein und kann aufgrund eines in- oder ausländischen 
Obergesellschafters auf Basis von § 19 Abs 2 Z 5 UmgrStG auf die Ausgabe von 
Gegenleistungsanteilen verzichtet werden, kann die Einbringung trotzdem unter 
Buchwertfortführung stattfinden.887 Dies deshalb, weil Gegenleistungsanteile beim 
Einbringenden abstrakt steuerverfangen wären. Lediglich im Zusammenhang mit der 
Einbringung von Kapitalanteilen ist dieses Konzept insofern erweitert, als diesfalls ein 
Verzicht auf die Ausgabe von Gegenleistungsanteile nur möglich ist, als die Einbringung 
ausschließlich bei inländischen Anteilen an der übernehmenden Körperschaft eine Zu- oder 
Abschreibung auslöst (d.h. ein Anteilsverzicht iRe Konzerneinbringung von 
Kapitalanteilen funktioniert nur bei einer gemeinsamen inländischen Obergesellschaft).888    
Unter der Annahme, dass das Einbringungsvermögen auf Ebene der übernehmenden 
Körperschaft auch nach der Einbringung im Inland steuerverstrickt bleibt (§ 16 Abs 1 
UmgrStG), kommt es daher (u.a.) bei folgenden Einbringungen eines österreichischen 
                                                 
883 Der Vorteil einer steuerneutralen Einbringung durch ein österr Unternehmen ist auch nicht über eine abkommensrechtlich vereinbarte 
BS-Diskriminierungsklausel auf die Einbringung einer österr BS durch ein DS-Unternehmen auszudehnen, kritisch H. Loukota, Aktuelle 
Entwicklungen bei internationalen Umgründungen aus abkommensrechtlicher Sicht, in Internationale Umgründungen, 
Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), 2005, 373f, 392f welcher eine diesbezügliche Auslegungsänderung durch die österr 
Finanzverwaltung (auf Reziprozitätsbasis) in Aussicht stellt. 
884 Nach Furherr/Huber verstößt § 16 Abs 2 Z 2 UmgrStG aufgrund der steuerwirksamen Einbringung von Kapitalanteilen an EU-
Körperschaften durch Drittstaatsansässige in eine andere EU-Körperschaft gegen Art 8 FRL, da die Person und Ansässigkeit des 
Einbringenden für Art 8 FRL unerheblich ist; vgl Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2009, 111. 
885 Kritisch hierzu Hohenwarter, RdW 2006, 730 welche dies als potentiell unverhältnismäßig einstuft. 
886 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2009, 111, FN 389 mwH; Huber, Internationale Umgründungen im UmgrStG 
idF AbgÄG 2005, ÖStZ 2006/371, 212; Walter, Umgründungssteuerrecht, 2008, 141. 
887 Vgl. Staringer, in Helbich/Wiesner/Bruckner (Hrsg), HB Umgründungen, Q2, Rz 56 unter Verweis auf BMF 23.12.1992, SWK 1993 
A 172; 29.4.1993, RdW 1993, 231; Hügel, ÖStZ 1996, 78; Zöchling, SWI 1993, 145; ebenso UmgrStR 2002 Rz 1086. 
888 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 857 Pkt 3, Rz 1087ff. 
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Betriebes bzw. Teilbetriebes in eine in- oder ausländische889 Körperschaft zur zwingenden 
Buchwertfortführung: 
• Einbringung österreichischer Betrieb/Teilbetrieb durch eine steuerlich in Österreich 
oder in der EU bzw. Norwegen ansässige Kapitalgesellschaft; 
 
• Einbringung österreichischer Betrieb/Teilbetrieb durch eine steuerlich in Österreich 
ansässige natürliche Person (Einzelunternehmer); 
 
• Einbringung österreichischer Betrieb/Teilbetrieb durch eine steuerlich in der EU oder 
Norwegen ansässige natürliche Person (Einzelunternehmer);890 
 
• Einbringung österreichischer Betrieb/Teilbetrieb durch eine österreichische 
Mitunternehmerschaft insoweit 
- die Mitunternehmerschaft (abkommensrechtlich als „Betriebsstätte“) bestehen 
bleibt und die Gegenleistungsanteile dieser funktional zurechenbar sind, 
- die Mitunternehmerschaft infolge des Abgangs des Betriebes aufgelöst wird und 
deren Mitunternehmer (nach Auflösung bloß „Miteigentümer“) steuerlich in 
Österreich ansässig sind oder abkommensrechtlich über inländische Betriebsstätten 
verfügen, welcher die Gegenleistungsanteile funktional zugerechnet werden.891  
 
• Einbringung österreichischer Betrieb/Teilbetrieb durch eine ausländische EU- bzw. 
norwegische Mitunternehmerschaft insoweit 
- die Mitunternehmerschaft (abkommensrechtlich als „Betriebsstätte“) bestehen 
bleibt und die Gegenleistungsanteile dieser funktional zurechenbar sind, 
- die Mitunternehmerschaft infolge des Abgangs des Betriebes aufgelöst wird und 
deren Mitunternehmer (nach Auflösung bloß „Miteigentümer“) steuerlich innerhalb 
der EU bzw. in Norwegen ansässig sind oder abkommensrechtlich dort über 
Betriebsstätten verfügen, welcher die Gegenleistungsanteile funktional zugerechnet 
werden.  
 
• Einbringung österreichischer Betrieb/Teilbetrieb durch eine steuerlich in einem 
Drittstaat ansässige Kapitalgesellschaft, wobei die Gegenleistungsanteile einer 
österreichischen/EU/norwegischen Restbetriebsstätte der Kapitalgesellschaft 
funktional zurechenbar sind;892 
 
• Einbringung österreichischer Betrieb/Teilbetrieb durch eine steuerlich in einem 
Drittstaat ansässige natürliche Person (Einzelunternehmer), wobei die 
Gegenleistungsanteile einer österreichischen/EU/norwegischen Restbetriebsstätte des 
Unternehmers funktional zurechenbar sind.893 
                                                 
889 Annahme: die ausländische Körperschaft ist in einem EU- oder DBA-Staat ansässig und kann daher als aufnehmende Körperschaft 
iSd § 12 Abs 3 Z 2 UmgrStG fungieren. 
890 AA Mayr, RdW 2008/9, 618ff. 
891 Vgl. zur Steuerhängigkeit der Gegenleistungsanteile per inländische Betriebstätte bei Hohenwarter, RdW 2006, 600, FN 47.  
892 Vgl. Aigner, in Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), Internationale Umgründungen, 2005, 120f; zur Zurechnung der 
Gegenleistungsanteile an BS des Einbringenden siehe auch H. Loukota, Aktuelle Entwicklungen bei internationalen Umgründungen aus 
abkommensrechtlicher Sicht, in Internationale Umgründungen, Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), 2005, 389f. 
893 Vgl. Aigner, in Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), Internationale Umgründungen, 2005, 120f. 
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Wurde mit dem Staat des Einbringenden kein DBA oder ein DBA mit „atypischem“ Art 13 
abgeschlossen (Besteuerungsrecht hinsichtlich Veräußerungsgewinne auf Kapitalanteile 
für den Quellenstaat, siehe z.B. Art 13 Abs 5 DBA Österreich-China), ist darüber hinaus 
eine Einbringung in inländische Körperschaften jedenfalls unter Buchwertfortführung 
vorzunehmen. Dies deshalb, weil Österreich als Quellenstaat diesfalls abkommensrechtlich 
regelmäßig das Besteuerungsrecht an den inländischen Gegenleistungsanteilen zukommt (§ 
21 Abs 1 Z 1 KStG iVm § 98 Abs 1 Z 5 lit e EStG).894   
4.3.4.5.3 Aufwertungsoption (§ 16 Abs 3 UmgrStG) 
Die zwingende Buchwertfortführung im Rahmen einer Einbringung nach Art III UmgrStG 
kann in bestimmten Fallkonstellationen mit Auslandsbezug zu einem Nachteil für den 
Einbringenden führen. § 16 Abs 3 UmgrStG sieht daher ein Wahlrecht zur Aufwertung des 
einzubringenden Vermögens auf dessen gemeinen Wert für folgende Fälle vor: 
• Einbringung durch EU/EWR-Steuerausländer (§ 16 Abs 3 Z 1 UmgrStG): Der 
Einbringende ist in einem ausländischem EU-/EWR-Staat (mit umfassender Amts- 
und Vollstreckungshilfe) ansässig und bringt in- oder ausländisches Vermögen ein,  
wobei das Besteuerungsrecht Österreichs an den Gegenleistungsanteilen aufgrund 
der Auslandsansässigkeit des Einbringenden eingeschränkt ist. Diesfalls ist (trotz 
prinzipieller Steuerneutralität des Vorganges nach § 16 Abs 2 Z 1 UmgrStG) eine 
Aufwertung des einzubringenden Vermögens auf den gemeinen Wert895 insofern 
möglich, als die Einbringung im Ausland als steuerwirksamer Vorgang gewertet wird 
und mit dem Ansässigkeitsstaat ein DBA mit Anrechnungsmethode abgeschlossen 
wurde oder im Ansässigkeitsstaat des Einbringenden eine vergleichbare 
innerstaatliche Maßnahme getroffen wird. Dies ermöglicht dem Einbringenden die 
Auslösung von österreichischen Steuern, welche sich dieser auf die 
einbringungsverursachte Steuerlast in seinem Ansässigkeitsstaat anrechnen kann.896 
Andernfalls würde die Möglichkeit zur Anrechnung im Ausland aufgrund der in 
Österreich vorliegenden Steuerneutralität des Vorganges im Zeitpunkt der 
Einbringung ins Leere gehen. Dies könnte in Folgeperioden zu einer doppelten 
Besteuerung derselben stillen Reserven (einbringungsbedingt im Ausland, infolge 
einer späteren Realisierung im Inland) führen.  
 
• Einbringung durch Steuerinländer (§ 16 Abs 3 Z 2 UmgrStG): Der im Inland 
ansässige Einbringende bringt ausländisches Vermögen (z.B. eine ausländische 
Betriebsstätte) ein. Diesfalls ist eine Aufwertung des einzubringenden Vermögens 
auf den gemeinen Wert insofern möglich, als die Einbringung im Ausland als 
steuerwirksamer Vorgang gewertet wird und mit dem Quellenstaat ein DBA mit 
Anrechnungsmethode abgeschlossen wurde bzw. im Quellenstaat eine vergleichbare 
innerstaatliche Maßnahme getroffen wird. Dies ermöglicht dem Einbringenden die 
Generierung von österreichischen Ertragsteuern, welche sich dieser auf die 
                                                 
894 Vgl. Aigner, in Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), Internationale Umgründungen, 2005, 120. 
895 Die Aufwertungsoption ermöglicht jedoch lediglich eine Aufwertung auf den gemeinen Wert und nicht auch auf einen 
„Zwischenwert“, kritisch dazu H. Loukota, Aktuelle Entwicklungen bei internationalen Umgründungen aus abkommensrechtlicher 
Sicht, in Internationale Umgründungen, Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), 2005, 377f; ebenso Philip/Loukota/Jirousek, 
Internationales Steuerrecht, 30. Lfg 10/2009, Allg Erläuterungen, Z 13, Rz 50. 
896 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 861. 
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einbringungsverursachte Steuerlast im Quellen(Betriebsstätten)staat anrechnen 
kann.897      
4.3.4.5.4 Einbringung durch Mitunternehmerschaft (§ 16 Abs 4 UmgrStG) 
Im Rahmen einer Einbringung durch eine Mitunternehmerschaft ist nach § 16 Abs 4 Z 1 
UmgrStG der nach § 16 Abs 1 bis 3 UmgrStG in Betracht kommende Bewertungsmaßstab 
für alle einbringenden Mitunternehmer zwingend. Dies gilt unabhängig davon, ob eine 
Buchwerteinbringung nach § 16 Abs 1 UmgrStG oder eine Zwangsaufwertung nach § 16 
Abs 2 Z 2 UmgrStG vorgenommen wird. Auch die Aufwertungsoption nach § 16 Abs 3 
UmgrStG kann nur einheitlich von allen Mitunternehmern ausgeübt werden. Insofern 
Vermögen durch Mitunternehmerschaften mit inländischen oder EU-Mitunternehmern 
eingebracht wird, kann das Aufwertungswahlrecht nur hinsichtlich Auslandsvermögen 
ausgeübt werden (da ein solches Inländern nur hinsichtlich Auslandsvermögen zusteht).  
Können sich die Mitunternehmer nicht über die Ausübung des Aufwertungswahlrechtes 
einigen bzw. ist eine einheitliche Bewertung des Einbringungsvermögens nicht möglich 
(weil nicht sämtliche Mitunternehmer einheitlich der Buchwertfortführung oder der 
Aufwertungspflicht unterliegen), haben jene Mitunternehmer, welche dem 
Aufwertungszwang unterliegen oder vom Aufwertungswahlrecht Gebrauch machen, einen 
Veräußerungsgewinn zu versteuern. Auf die Buchwertfortführung der übrigen 
Mitunternehmer hat dies jedoch keine Auswirkung. Die übernehmende Körperschaft hat 
gem. § 16 Abs 4 Z 2 UmgrStG – unabhängig von der (teilweisen) Aufwertung auf Ebene 
der Mitunternehmer – das übernommene Vermögen jedenfalls zu Buchwerten 
fortzuführen. Die aufgewerteten Beträge der jeweiligen Mitunternehmer werden durch die 
übernehmende Körperschaft außerbilanziell über 15 Jahre steuerwirksam abgeschrieben.898 
4.3.4.6 Die Besteuerungsfolgen auf Ebene der übernehmenden Körperschaft 
4.3.4.6.1 Buchwertfortführung 
Die Besteuerungsfolgen der Einbringung auf die übernehmende Körperschaft ist unter § 18 
UmgrStG geregelt, wobei das Grundprinzip der Wertverknüpfung vorsieht, dass die 
übernehmende Körperschaft – welche steuerlich als Gesamtrechtsnachfolgerin des 
Einbringenden gilt – das Einbringungsvermögen grundsätzlich mit dem für den 
Einbringenden nach § 16 UmgrStG maßgebenden Wert zu übernehmen hat (§ 18 Abs 1 Z 
1 UmgrStG). Insofern folglich der Einbringende das Einbringungsvermögen in seiner 
Einbringungsbilanz zu seinem steuerlichen Buchwert ausweist, ist auch die übernehmende 
Körperschaft dazu verpflichtet, das Vermögen zu diesem Buchwert in seine Steuerbilanz 
zu übernehmen (zwingende Buchwertfortführung). Kommt es im Rahmen der Einbringung 
beim Einbringenden zu einer Aufdeckung der stillen Reserven bzw. eines Firmenwertes, so 
hat auch der Übernehmende das Vermögen zum gemeinen Wert anzusetzen.899 Die durch 
                                                 
897 Vgl. Walter, Umgründungssteuerrecht, 2008, 145f; UmgrStR 2002 Rz 861; Aigner, in Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), 
Internationale Umgründungen, 2005, 121f mwH. 
898 Vgl. Aigner, in Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), Internationale Umgründungen, 2005, 122f; UmgrStR 2002 Rz 866ff; Walter, 
Umgründungssteuerrecht, 2008, 146f. 
899 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 960ff. 
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die Einbringung bei der übernehmenden Körperschaft entstehenden Buchgewinne oder 
Buchverluste sind gem. § 18 Abs 5 iVm § 3 Abs 2 und 3 UmgrStG steuerneutral. Lediglich 
Buchgewinne bzw. –verluste, welche durch die Vereinigung von Aktiva und Passiva 
entstehen („Confusio“), sind steuerwirksam und in dem dem Einbringungsstichtag 
folgenden Wirtschaftsjahr steuerlich zu berücksichtigen.900   
Die o.a. Systematik der Wertverknüpfung ist nicht bloß für Inlandseinbringungen von 
Bedeutung sondern z.B. auch im Falle grenzüberschreitender Export-
Betriebseinbringungen. Im Rahmen der beschränkten Steuerpflicht ausländischer 
übernehmender Körperschaften ist hinsichtlich des Einbringungsvermögens bzw. etwaiger 
einbringungsbedingt entstehender österreichischer Betriebsstätten auf diesem Weg eine 
Fortführung der stillen Reserven sowie eine Vermeidung von Doppelbesteuerung 
gewährleistet.   
4.3.4.6.2 Aufwertung  
Kommt es als Ergebnis einer grenzüberschreitenden Einbringung dazu, dass das 
Einbringungsvermögen auf Ebene der übernehmenden Körperschaft in das österreichische 
Besteuerungsrecht neu eintritt, so formuliert § 18 Abs 1 Z 3 UmgrStG eine Aufwertung. 
Der Hintergrund dieser Regelung besteht darin, die Besteuerung von importiertem 
Steuersubstrat (d.h. welches vor Eintritt in das österreichische Besteuerungsrecht aufgebaut 
wurde) zu vermeiden. Die fraglichen Vermögensteile werden daher von der 
übernehmenden Gesellschaft zu ihrem gemeinen Wert angesetzt. Eine Ausnahme wird im 
Zusammenhang mit einzubringenden, nicht zu einem österreichischen Betriebsvermögen 
gehörigen Kapitalanteilen iSd § 17 Abs 2 Z 1 UmgrStG gemacht, welche wahlweise zum 
gemeinen Wert oder zum Buchwert angesetzt werden können. Eine weitere Ausnahme 
stellt die Einbringung von Vermögen dar, welches im Vorfeld zur Einbringung bereits der 
österreichischen Besteuerung unterlag, im Zuge einer Exit-Transaktion entstrickt wurde 
und unter Bezugnahme auf die entsprechenden Bestimmungen des UmgrStG oder des § 6 
Z 6 EStG vom Nichtfestsetzungskonzept Gebrauch machte („Zuzug nach Wegzug“). Ein 
solches Vermögen ist gem. § 18 Abs 1 Z 3 2. TS UmgrStG mit den Anschaffungskosten 
bzw. mit den fortgeschriebenen Buchwerten vor dem ersten Wegzug anzusetzen.901 In 
diesem Zusammenhang erscheint jedoch unklar, ob die o.a. Regelung im Zusammenhang 
mit einem Zuzug nach einem Wegzug auch dann anzuwenden ist, wenn zwischen Zuzug 
und Wegzug ein Zeitraum von mehr als zehn Jahren („absolute Verjährung“ iSd § 209 
BAO) liegt. Aus Sichtweise der Finanzverwaltung902 ist der Zeitraum zwischen Zu- und 
Wegzug für die Anwendung der Norm irrelevant, während das Schrifttum903 für eine 
teleologische Einschränkung der Norm eintritt. Demnach müsste ein Zuzug – insofern die 
absolute Verjährungsfrist nach dem Wegzug bereits abgelaufen ist – trotz vorherigem 
Wegzug zu einer Bewertung des Einbringungsvermögens zum gemeinen Wert führen.   
                                                 
900 Vgl. Walter, Umgründungssteuerrecht, 2008, 175f. 
901 Vgl. ebd, 178; UmgrStR 2002 Rz 972a, 160d. 
902 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2009, 112, FN 402 unter Hinweis auf UmgrStR 2002 Rz 160d (Anmerkung 
Autor: Hinweis auf UmgrStR nicht nachvollziehbar); EStR 2000 Rz 2517h. 
903 Vgl. Walter, Umgründungssteuerrecht, 2008, 178. 
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4.3.4.7 Die Bewertung der Gegenleistungsanteile 
Aufgrund der Systematik einer Einbringung (Einziehung einer zusätzlichen 
Besteuerungsebene und daher Verdoppelung der stillen Reserven) ist für die Frage einer 
etwaigen Doppelbesteuerung im Rahmen einer grenzüberschreitenden Betriebsübertragung 
auch zu untersuchen, in welcher Form sich die Transaktion auf die Bewertung der 
einbringungsbedingt auszugebenden Gegenleistungsanteile auswirkt.  
Die Bewertung der Gegenleistungsanteile im Zuge einer Einbringung ist unter § 20 
UmgrStG geregelt. Dieser sieht unter Abs 1 vor, dass die Gegenleistungsanteile mit Beginn 
des dem Einbringungsstichtag folgenden Tages als angeschafft gelten. Weiters wird unter 
Abs 2 Folgendes geregelt: Bei Gewährung von Gegenleistungsanteilen an den 
Einbringenden gilt der nach §§ 16 und 17 UmgrStG maßgebende Wert 
(„Einbringungskapital“) als deren Anschaffungskosten. Während daher die übernehmende 
Gesellschaft im Entstrickungsfall das Einbringungsvermögen zu gemeinen Werten 
übernimmt, setzt sich dieser gem. § 20 Abs 2 UmgrStG auch in den 
Gegenleistungsanteilen fort. In den Gegenleistungsanteilen sind daher diesfalls nach der 
Einbringung keine stillen Reserven enthalten.904 Kommt es hingegen zu einer 
steuerneutralen Einbringung unter Buchwertfortführung, werden die stillen Reserven des 
Einbringungsvermögens nicht bloß auf Gesellschaftsebene sondern auch auf Ebene der 
Gegenleistungsanteile gespeichert. Auf diesem Weg erfolgt die sog. „Verdoppelung der 
stillen Reserven“, welche eine Besteuerung der stillen Reserven aus dem 
Einbringungsvermögen zu einem „Ganzsatz“ gewährleistet. Insofern auf Basis von § 19 
Abs 2 Z 5 UmgrStG keine Gegenleistungsanteile an den Einbringenden gewährt werden 
(müssen), sieht § 20 Abs 4 UmgrStG eine steuerneutrale Auf- bzw. Abstockung der an der 
übernehmenden Körperschaft gehaltenen Anteile (auf Ebene des Einbringenden selbst oder 
der gemeinsamen Obergesellschaft) vor. Werden die Anteile an der übernehmenden 
Körperschaft nicht von der einbringenden Körperschaft gehalten, sind die auf Ebene des 
Einbringenden (bzw. auf der Ebene von Gesellschaften zwischen Einbringenden und 
Obergesellschaft) entstehenden Buchgewinne oder –verluste steuerneutral.905      
Auch hinsichtlich grenzüberschreitender Einbringungen von österreichischen Betrieben 
bzw. Teilbetrieben durch in- oder ausländische Einbringende ist daher festzuhalten, dass 
sich der steuerliche Wert der Gegenleistungsanteile prinzipiell nach dem steuerlichen Wert 
des Einbringungsvermögens lt. Einbringungsbilanz iSd § 16 UmgrStG richtet. Insofern die 
Einbringung daher unter Aufwertung auf den gemeinen Wert stattfindet, werden auch die 
Gegenleistungsanteile zum gemeinen Wert des Einbringungsvermögens angesetzt. Kommt 
es hingegen zu einer steuerneutralen Exporteinbringung unter zwingender 
Buchwertfortführung, so werden auch die Gegenleistungsanteile zum steuerlichen 
Buchwert des Einbringungsvermögens erworben.906   
Im Bereich internationaler Einbringungen ist weiters auf die Sonderregelung des § 20 Abs 
2 Z 5 UmgrStG hinzuweisen. Nach dieser Bestimmung kommt es im Falle einer der 
Einbringung nachgelagerten Festsetzung der österreichischen Steuerschuld (vgl. mögliche 
                                                 
904 Vgl. Six, taxlex 2008, 376. 
905 Vgl. Walter, Umgründungssteuerrecht, 2008, 159ff. 
906 Vgl. Aigner, in Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), Internationale Umgründungen, 2005, 127f mwH. 
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Nichtfestsetzung iSd § 16 Abs 1 oder Abs 2 Z 1 UmgrStG) rückwirkend zu einer Erhöhung 
des Buchwertes bzw. der Anschaffungskosten der Gegenleistungsanteile.907 
Insofern durch eine grenzüberschreitende Einbringung seitens einer Körperschaft eine 
internationale Schachtelbeteiligung entsteht oder sich ihr Ausmaß durch neue Anteile bzw. 
durch Zurechnung zur bestehenden Beteiligung erweitert (d.h. sich quotenmäßig 
vergrößert oder unverändert bleibt, sich ihr innerer Wert aber erhöht) ist gem. § 20 Abs 7 Z 
1 UmgrStG hinsichtlich der bis dahin nicht begünstigten Beteiligungsquoten auf den 
Unterschiedsbetrag zwischen den Buchwerten und den höheren Teilwerten des 
Einbringungsvermögens § 10 Abs 3 erster Satz KStG nicht anzuwenden. Werden daher 
Betriebe bzw. Teilbetriebe mit in Österreich steuerhängigen stillen Reserven inklusive 
eines Firmenwertes von in- oder ausländischen Körperschaften908 in ausländische 
Körperschaften eingebracht, so bleiben die stillen Reserven des Einbringungsvermögens 
auch in den Gegenleistungsanteilen steuerhängig. Die Begünstigung der internationalen 
Schachtelbeteiligung ist daher auf die Gegenleistungsanteile partiell nicht anwendbar. 
Kommt es jedoch im Rahmen einer grenzüberschreitenden Einbringung nach § 16 Abs 1 
oder Abs 2 UmgrStG zur steuerwirksamen Aufdeckung der stillen Reserven im 
Einbringungsvermögen (keine Buchwertfortführung), ist die o.a. Ausnahmeregelung zur 
Beschränkung der Wirkung der internationalen Schachtelbeteiligung nicht anwendbar. 909    
 
4.3.4.8 Zusammenfassung Einbringung 
Die vorangehende Analyse der Entstrickungsnorm des § 16 UmgrStG iVm § 1 Abs 2 
UmgrStG hat für die vorliegende Untersuchung zentrale Bedeutung. Sie ist die für das 
Szenario der einbringungsbedingten Übertragung eines österreichischen Betriebes bzw. 
Teilbetriebes auf eine slowakische oder rumänische Gesellschaft maßgebliche 
österreichische Besteuerungsnorm und bestimmt, unter welchen Voraussetzungen die im 
übertragenen Vermögen enthaltenen stillen Reseven steuerwirksam aufgedeckt werden. 
Die wichtigsten Eckpunkte des Einbringungsszenarios aus österreichischer Sicht lassen 
sich wie folgt zusammenfassen:   
Allgemeines 
? Die Übertragung eines österreichischen (Teil-) Betriebes per Einbringung ist von 
einer physischen Überführung bzw. Verlegung desselben zu trennen. Beide 
Vorgänge können unabhängig voneinander vorliegen und zu einer steuerlichen 
Entstrickung im Inland führen. 910  
? Die grenzüberschreitende Betriebseinbringung ist gesellschaftsrechtlich nicht 
gesondert geregelt und unterliegt daher den allgemeinen gesellschaftsrechtlichen 
Bestimmungen hinsichtlich Sacheinlagen (§§ 20ff AktG, §§ 6ff GmbHG). Sie führt 
zudem – bis auf wenige gesetzliche Ausnahmen (§ 38 UGB, § 12a MRG, § 3 
                                                 
907Vgl. Hirschler/Six, VWT 2008 H 2, 30. 
908 Ausländische Körperschaften müssen jenen iSd § 7 Abs 3 KStG vergleichbar sein und über eine Betriebstätte in Österreich verfügen 
welcher die Gegenleistungsanteile nach der Einbringung funktional zurechenbar sind. Weiters muss es sich bei den ausländischen 
Körperschaften um solche handeln, welche trotz beschränkter Steuerpflicht von § 10 KStG begünstigt sind (EU/EWR-Körperschaften 
und solche welche von einem DBA mit BS-Beschränkungsverbot erfasst sind). 
909Vgl. UmgrStR 2002 Rz 1153ff; Hirschler/Six, VWT 2008 H 2, 30 mwH. 
910 Siehe Kapitel 4.3.5.5.1. 
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AVRAG, etc.) – zu einer Betriebsübertragung im Wege der 
Einzelrechtsnachfolge.911 
? Nach allgemeinem Steuerrecht kommt es durch eine Betriebseinbringung zur 
Tauschbesteuerung iSd § 6 Z 14 lit b EStG. Demnach werden die im übertragenen 
österreichischen Betrieb enthaltenen stillen Reserven (Differenz Buchwert zu 
gemeiner Wert) aufgedeckt und versteuert. Wird jedoch eine grenzüberschreitende 
Betriebseinbringung unter Art III UmgrStG subsumiert, so kann eine 
steuerwirksame Aufdeckung von stillen Reserven vermieden werden.912 
? Wird österreichische betriebliche Substanz grenzüberschreitend in eine slowakische 
oder rumänische Gesellschaft eingebracht, müssen folgende allgemeine 
Voraussetzungen erfüllt sein um als Einbringung iSd Art III UmgrStG zu gelten: 913 
- Die betriebliche Substanz muss (zumindest) einen Teilbetrieb iSd Art 2 lit i FRL 
darstellen. 
- Es muss ein Einbringungsvertrag (§ 12 UmgrStG) und eine steuerliche 
Einbringungsbilanz (§ 15 UmgrStG) erstellt werden. 
- Der Einbringungsvorgang wird innerhalb von neun Monaten ab dem 
Einbringungsstichtag dem zuständigen Finanzamt angemeldet (§ 13 UmgrStG).  
- Die ausländische übernehmende Gesellschaft muss Gegenleistungsanteile an die 
einbringende Person gewähren (Ausnahmen sind unter § 19 Abs 2 UmgrStG 
taxativ aufgezählt). 
- Als übernehmende rumänische Gesellschaft fungiert eine SRL (GmbH), SA (AG) 
oder SCA (KG auf Aktien) oder im Falle der Slowakei eine AS (AG), SRO (GmbH) 
oder KS (KG). 
? Neben den o.a. allgemeinen Voraussetzungen setzt eine steuerneutrale Einbringung 
eines österreichischen (Teil-) Betriebes iSd Art III UmgrStG unter § 16 UmgrStG 
voraus, dass es infolge der Einbringung zu keiner steuerlichen Entstrickung des 
Einbringungsvermögens hinsichtlich Veräußerungsgewinne bei der übernehmenden 
Gesellschaft (§ 16 Abs 1 UmgrStG) als auch zu keiner Entstrickung auf Ebene der 
Gegenleistungsanteile (§ 16 Abs 2 UmgrStG) kommt. Durch die geforderte 
„Verdoppelung der stillen Reserven“ soll die volle Steuerhängigkeit des 
Einbringungsvermögens aufrecht erhalten werden. 914  
 
Entstrickung auf Gesellschaftsebene (§ 16 Abs 1 UmgrStG) 
? § 16 Abs 1 UmgrStG stellt auf eine Entstrickungswirkung als „Reflex“ aus dem 
Einbringungsvorgang heraus ab. Eine steuerliche Entstrickung, welche – eventuell 
zeitgleich mit der Einbringung – aus der grenzüberschreitenden körperlichen 
Überführung bzw. Verlegung eines österreichischen Betriebes heraus resultiert, ist 
alleine nach dem Maßstab des § 6 Z 6 EStG zu beurteilen.915 
                                                 
911 Siehe Kapitel 4.3.5.2. 
912 Siehe Kapitel 4.3.4.5. 
913 Siehe Kapitel4.3.4.4. 
914 Siehe Kapitel 4.3.4.5. 
915 Siehe Kapitel 4.3.4.5.1. 
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? Ob eine steuerliche Entstrickung des inländischen Betriebes anlässlich der 
Einbringung bewirkt wird, ist (gleich wie bei der Verschmelzung) über einen 
„Vorher-Nachher-Vergleich“ zu testen. Vor der Einbringung im Inland nicht 
steuerhängige Wirtschaftsgüter (z.B. nicht optierte internationale Schachtel-
beteiligungen iSd § 10 KStG) können demnach durch eine grenzüberschreitende 
Einbringung per se nicht entstrickt werden. 916 
? Inländisches Betriebsvermögen inklusive eines allfälligen Firmenwertes wird 
anlässlich einer Einbringung in eine ausländische Gesellschaft (da diese dadurch 
idR eine inländische Betriebsstätte begründet) bei dieser steuerlich zumeist nicht 
entstrickt. Folglich kommt es zu keiner Besteuerung iSd § 16 Abs 1 UmgrStG.917 
? Zu einer einbringungsbedingten steuerlichen Entstrickung von inländischem 
Betriebsvermögen kann es jedoch unter den folgenden Voraussetzungen 
kommen:918 
- Die betriebliche Substanz der übertragenden Gesellschaft, welche in Österreich 
zurückbleibt, stellt keine Betriebsstätte im abkommensrechtlichen Sinne dar 
(sondern bloß eine „Hilfsbetriebsstätte“ iSd Art 5 Abs 4 OECD-MA). Da die 
einzubringende Betriebseinheit jedoch zumindest die Voraussetzungen einer 
Teilbetriebes gem. FRL erfüllen muss, ist idR davon auszugehen, dass diese über 
einen bloßen Hilfsbetrieb hinausgeht und daher eine abkommensrechtliche 
Betriebsstätte begründet.919 
- Die zu übertragenden Wirtschaftsgüter werden nicht der in Österreich 
zurückbleibenden abkommensrechtlichen Betriebsstätte sondern einer anderen 
ausländischen Betriebsstätte oder dem ausländischen Stammhaus funktional 
zugerechnet, wobei sich die funktionale Zurechnung – unabhängig davon, ob aus 
innerstaatlicher Sicht notwendiges oder gewillkürtes Betriebsvermögen vorliegt – 
alleine nach den in der Betriebsstätte ausgeführten wesentlichen 
Mitarbeiterfunktionen richtet („significant people functions“ iSd AOA).920 
? Zu einer einbringungsbedingten steuerlichen Entstrickung von ausländischem 
Betriebsvermögen iSd § 16 Abs 1 UmgrStG kann es insoweit kommen, als im 
Inland steuerverstrickte Auslandsbetriebsstätten (Anrechnungsbetriebsstätten oder 
DBA-lose Betriebsstätten) in eine ausländische Gesellschaft eingebracht werden. 921 
? Eine Einschränkung des österreichischen Besteuerungsrechtes iSd § 16 Abs 1 
UmgrStG bezieht sich ausschließlich auf die mögliche Besteuerung des 
Einbringungsvermögens bei der übernehmenden Gesellschaft und nicht auf die 
Eigenschaft des Einbringenden als in- oder ausländische natürliche oder juristische 
Person. Auch wenn mit der Einbringung von österreichischem Betriebsvermögen 
durch eine in- oder ausländische natürliche Person ein Wechsel hinsichtlich der 
Besteuerung des Einbringungsvermögens von einer Ganz- zu einer 
                                                 
916 Siehe Kapitel 4.3.4.5.1. 
917 Siehe Kapitel 4.3.4.5.1 (2) 
918 Siehe Kapitel 4.3.4.5.1 (2) 
919 Art 2 lit i FRL verlangt eine „aus eigenen Mitteln funktionsfähige Einheit.“ 
920 Damit es jedoch zu einer Besteuerung iSd § 16 Abs 1 UmgrStG kommt, müssen die wesentlichen Mitarbeiterfunktionen bereits im 
Zeitpunkt der Umsetzung der Einbringung vom Ausland aus durchgeführt werden. Nur dadurch kommt es zu einer 
„einbringungsverursachten“ Entstrickung. Werden die wesentlichen Mitarbeiterfunktionen jedoch erst nach der Einbringung ins Ausland 
verlagert, so wird dadurch eine Überführung bewirkt welche nach dem Maßstab des § 6 Z 6 EStG zu prüfen ist.   
921 Siehe Kapitel 4.3.4.5.1 (4) 
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Halbsatzbesteuerung verbunden ist, stellt dies mE keine Beschränkung des 
österreichischen Besteuerungsrechtes iSd § 16 Abs 1 UmgrStG dar. 922   
? Geht das österreichische Besteuerungsrecht am Einbringungsvermögen durch die 
Einbringung in die ausländische übernehmende Gesellschaft an einen EU/EWR-
Staat (mit umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe) verloren, kann der 
Einbringende gem. § 16 Abs 1 iVm § 1 Abs 2 UmgrStG einen Antrag auf 
Nichtfestsetzung stellen. Auf diesem Weg wird die österreichische Steuerlast bis 
zum Zeitpunkt der tatsächlichen Realisierung (Veräußerung, sonstiges 
Ausscheiden, steuerwirksame Umgründung, Entnahme, etc.) der stillen Reserven 
bei der übernehmenden Gesellschaft zinsenlos gestundet. Eine Nachversteuerung 
ist lediglich innerhalb der absoluten Verjährungsfrist von zehn Jahren ab der 
Einbringung möglich.923  
? Geht das Besteuerungsrecht am Einbringungsvermögen jedoch an einen anderen 
Drittstaat verloren, so kommt es infolge Nichtanwendung des Art III UmgrStG zur 
steuerwirksamen Tauschbesteuerung iSd § 6 Z 14 lit b EStG. 924    
Entstrickung auf Gesellschafterebene (§ 16 Abs 2 UmgrStG)  
? Um im Inland steuerhängige betriebliche Substanz steuerneutral in eine 
slowakische oder rumänische Gesellschaft einbringen zu können müssen – neben 
der Steuerverstrickung des Einbringungsvermögens auf Ebene der übernehmenden 
Gesellschaft (siehe oben) – gem. § 16 Abs 2 UmgrStG prinzipiell auch die 
Gegenleistungsanteile der österreichischen Besteuerung unterliegen.  
? Ist diese Voraussetzung nicht erfüllt, d.h. unterliegt der Einbringende mit seinen 
Gegenleistungsanteilen nicht der österreichischen Besteuerung, so kommt es gem. § 
16 Abs 2 Z 2 UmgrStG anlässlich der Einbringung zur Tauschbesteuerung gem. § 6 
Z 14 lit b EStG. Dieser Grundsatz gilt unabhängig davon, ob vor der Einbringung 
nur eine einfache Steuerhängigkeit gegeben war oder nicht (z.B. Einbringung eines 
österreichischen Betriebes durch eine ausländische Kapitalgesellschaft in eine 
inländische GmbH). 925 
? Geht jedoch als Ausnahme davon das Besteuerungsrecht an den 
Gegenleistungsanteilen an einen EU/EWR-Staat (mit umfassender Amts- und 
Vollstreckungshilfe) verloren, so unterbleibt die Tauschbesteuerung und es kommt 
gem. § 16 Abs 2 Z 1 iVm Abs 1 UmgrStG zur steuerneutralen Buchwert-
fortführung. 926  
? Erfolgt daher die Einbringung eines österreichischen (Teil-) Betriebes in eine 
rumänische oder slowakische Gesellschaft durch eine im Inland oder im EU/EWR-
Ausland ansässige Person, so stellt dies – sowohl auf Gesellschaftsebene als auch 
auf Gesellschafterebene – einen idR steuerneutralen Vorgang unter 
Buchwertfortführung dar.   
                                                 
922 Siehe Kapitel 4.3.4.1.1., offene Punkte. 
923 Siehe Kapitel 4.3.4.5.1. 
924 Siehe Kapitel 4.3.4.5.1. 
925 Siehe Kapitel 4.3.4.7. 
926 Siehe Kapitel 4.3.4.7. 
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? Sind die Gegenleistungsanteile nicht in Österreich steuerhängig und erfolgt die 
Einbringung durche eine Person welche nicht innerhalb der/s EU/EWR ansässig ist, 
kommt es durch die Einbringung zur Tauschbesteuerung und somit zur Aufdeckung 







4.4 Exkurs: Downsizing - Business Restructurings 
4.4.1 Einleitung/Abgrenzung 
Im Rahmen der Untersuchung der österreichischen ertragsteuerlichen Auswirkungen einer 
grenzüberschreitenden, betrieblichen Umstrukturierung ist auch das Themenfeld 
„Downsizing – Business Restructurings“ von Bedeutung. Dies deshalb, weil es im Rahmen 
von Downsizing-Vorgängen zur Verwirklichung von Sachverhalten kommen kann, welche 
die grenzüberschreitende Übertragung oder Verlagerung einer österreichischen 
betrieblichen Einheit oder auch bloß einzelner betrieblicher Wirtschaftsgüter zur Folge 
haben kann. In diesem Zusammenhang ist jedoch anzumerken, dass der Schwerpunkt 
dieses Themengebietes im Bereich der Analyse von betrieblich-organisatorischen 
Restrukturierungsmaßnahmen und der Feststellung ihres tatsächlichen wirtschaftlichen 
Gehaltes liegt. Kommt es daher zu einer betrieblichen Restrukturierung iSe 
Downsizingprozesses wird diese zuerst auf ihren wahren wirtschaftlichen Gehalt hin 
untersucht, um festzustellen, ob im Zuge des Vorganges Betriebe, Teilbetriebe oder 
einzelne Wirtschaftsgüter verlagert werden (siehe Grafik, Schritt 1). Erst im Anschluss 
daran werden etwaige im Rahmen der vorgelagerten „Downsizing-Analyse“ identifizierten 
Verlagerungen bzw. Übertragungen von österreichischen Betrieben, Teilbetrieben oder 
sonstigen Wirtschaftsgütern auf ihre ertragsteuerlichen Auswirkungen hin untersucht 




Da der Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit im Bereich der Untersuchung der 
ertragsteuerlichen Rahmenbedingungen einer grenzüberschreitenden Übertragung bzw. 
Verlagerung von österreichischen betrieblichen (Teil-)Einheiten ins Ausland liegt  (Schritt 
2) und daher an die Ergebnisse der vorangehenden Downsizing-Analyse lediglich 
anknüpft, soll das Thema Business-Restructuring/Downsizing – zwecks Abrundung des 










weiterer Folge nur in seinen Grundzügen erläutert werden, wobei zu diesem Zweck u.a. auf 
die umfassende Untersuchung von Stürzlinger abgestellt wird.927   
4.4.2 Wirtschaftlicher Hintergrund  
Seit mehreren Jahren ist eine wirtschaftliche Entwicklung zu beobachten, nach welcher es 
vermehrt dazu kommt, dass österreichische Unternehmen und Konzerngesellschaften 
wichtige Funktionen ihrer Wertschöpfungsprozesse (z.B. Produktion oder Vertrieb) sowie 
andere Vermögenswerte und Risiken aus betriebswirtschaftlichen 
Optimierungsüberlegungen heraus an ausländische Konzerngesellschaften übertragen oder 
in ausländische Betriebsstätten verlagern.928 Der betriebswirtschaftliche Vorteil aus der 
Übertragung liegt zumeist darin begründet, dass jene ausländischen Konzerneinheiten, 
welche die aus Österreich abfließenden Funktionen und Risiken übernehmen, über 
signifikante Standortvorteile verfügen wie z.B.: 929   
• weniger strenge arbeitsrechtliche Auflagen, 
• weniger strenge umweltrechtliche Auflagen,  
• billigere Arbeitskräfte (durch geringere Löhne, weniger Feiertage, etc.),  
• sinkende Transportkosten, 
• die mögliche Bündelung von Produktionskapazitäten und Marktmacht,  
• steuerliche Einmal-Begünstigungen,  
• eine geringere laufende ertragsteuerliche Belastung,  
• Subventionen. 
Derartige Vorgänge führen in der Regel zur Reduktion des Bündels an Funktionen und 
Risiken, welche der österreichischen Gesellschaft zuzurechnen sind und werden daher als 
„Downsizing“930 bezeichnet.  
Im Zusammenhang mit derartigen Downsizing-Vorgängen ist zu beachten, dass diese aus 
der Perspektive der betroffenen österreichischen Konzerngesellschaften zumeist als 
konzernbedingte Abschmelzung bzw. Verlagerung von Funktionen aufgenommen wird 
aber eben nicht als mögliche „Veräußerung“ eines Betriebes, Teilbetriebes oder einzelner 
Wirtschaftsgüter durch eine österreichische an eine ausländische Gesellschaft bzw. die 
„Überführung“ in eine ausländische Betriebsstätte (mit allen steuerlichen Folgen). In 
einigen Fällen wirkt sich die Funktionsabschmelzung für das betroffene Unternehmen bloß 
insofern aus als zwar keine körperlichen Wirtschaftsgüter oder Personal aber dennoch 
bestimmte wirtschaftliche Risiken931 aus dem Wertschöpfungsprozess auf ausländische 
Konzerngesellschaften übertragen werden („Downgrading“ des österreichischen 
Unternehmens vom Eigenhändler auf eine funktionsschwache Servicegesellschaft iS eines 
Low-Risk-Distributors, Kommissionärs, Handelsagenten, etc.).932 Derartige 
                                                 
927 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010. 
928 Siehe die Definition von „Business Restructuring“ in den OECD Transfer PrICIng Guidelines for Multinational Enterprises and Tax 
Administrations, 2010, Rz 9.1. 
929 Vgl. Macho, ÖStZ 2004, 573; ebd., Verrechnungspreise und Lohnfertigung, ÖStZ 2006, 100; ebenso Steiner, „Betriebsunfall“ beim 
Business Restructuring?, in Hack/Polster-Grüll/Pernegger/Zöchling (Hrsg), Internationale Steuer-Fallstudien, 2011, 387. 
930 Oder auch “Supply Chain Re-engineering”, “Risk Stripping”, etc. 
931 Absatzrisiko, Vertriebsrisiko, Preisrisiko, Währungsrisiko, Lagerhaltungsrisiko, Verwaltungsrisiko, etc.  
932 Vgl. Macho/Steiner/Ruess, Verrechnungspreise kompakt, 2007, 204f. 
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Funktionsabschmelzungen werden von großen Teilen der lokalen Belegschaft der 
betroffenen Konzerngesellschaften oftmals gar nicht bewusst wahrgenommen und sind erst 
aus den reduzierten Gewinnmargen der österreichischen Gesellschaften nach dem 
Downsizing-Prozess unmittelbar ersichtlich.  
Aufgrund der reorganisationsbedingt reduzierten lokalen Gewinnmargen bzw. der damit 
verbundenen Verlagerung von zukünftigem „Gewinnpotential“ von Österreich als 
Hochsteuerland in ein Niedrigsteuerland wie z.B. Luxemburg, Malta, Schweiz, Zypern, 
Irland933 aber auch in die Slowakei934 und Rumänien935, wird seitens der österreichischen 
Finanzverwaltung in den letzten Jahren verstärkt untersucht, ob es durch 
Umstrukturierungen iSv Funktionsabschmelzungen zur Übertragung bzw. Überlassung von 
vermögenswerten Vorteilen kommt, welche aus Fremdüblichkeitserwägungen heraus von 
anderen Konzerngesellschaften hätten abgegolten werden müssen oder – bei Verlegung in 
ausländische Betriebsstätten – für welche steuerlich eine unternehmensinterne 
Veräußerung hätte unterstellt werden müssen.936 
4.4.3 Downsizing als möglicher Übertragungs- bzw. Überführungsvorgang 
4.4.3.1 Wirtschaftliche Betrachtungsweise 
Im Rahmen der steuerlichen Analyse eines bestimmten Sachverhalts muss beachtet 
werden, dass das Ertragsteuerrecht vom allgemeinen Gedanken der wirtschaftlichen 
Betrachtungsweise durchdrungen ist. Im österreichischen Steuerrecht ist die wirtschaftliche 
Betrachtungsweise unter § 21 Abs 1 BAO wie folgt geregelt: 
„Für die Beurteilung abgabenrechtlicher Fragen ist in wirtschaftlicher 
Betrachtungsweise der wahre wirtschaftliche Gehalt und nicht die äußere 
Erscheinungsform des Sachverhaltes maßgebend.“ 
Jede Form von betrieblichem Reorganisationsvorgang bzw. konzerninterner Verlagerung 
von Funktionen vom In- ins Ausland muss daher unter einer wirtschaftlichen 
Betrachtungsweise („Substance-over-form“ Ansatz) untersucht werden, um beurteilen zu 
können, ob aus ertragsteuerlicher Perspektive dadurch einer der folgenden Vorgänge 
bewirkt wurde:937 
? Übertragung eines inländischen (Teil-)Betriebes oder Einzelwirtschaftsgutes auf ein 
ausländisches Steuersubjekt; 
 
? Überführung eines inländischen (Teil-)Betriebes oder Einzelwirtschaftsgutes auf eine 
ausländische Betriebsstätte; 
 
                                                 
933 Vgl. Macho/Steiner/Ruess, Verrechnungspreise kompakt, Linde 2007, 205., zur Verlagerung von Vertriebseinheiten siehe auch 
Macho, ÖStZ 2004, FN 29. 
934 Vgl. Siehe Beispiel in Macho, ÖStZ 2006, 99ff sowie Macho, ÖStZ 2004, 573. 
935 Vgl. Macho/Steiner/Ruess, Verrechnungspreise kompakt, Linde 2007, 195, FN 350. 
936 Siehe den aktuellen Standpunkt der Finanzverwaltung in Steiner, „Business Restructurings“ – Der „Substance over form“ Test 
anhand eines Fallbeispiels, in Bernegger/Rosenberger/Zöchling (Hrsg), in Handbuch Verrechnungspreise, Wien 2009, 363ff. 
937 Vgl. Steiner, „Betriebsunfall“ beim Business Restructuring?, in Hack/Polster-Grüll/Pernegger/Zöchling (Hrsg), Internationale 
Steuer-Fallstudien, 2011, 389. 
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? Überlassung (iSv Gebrauchsüberlassung) eines inländischen (Teil-)Betriebes oder 
Einzelwirtschaftsgutes an ein anderes ausländisches Steuersubjekt bzw. an eine 
ausländische Betriebsstätte. 
Im Bereich der Einzelwirtschaftsgüter ist im Zusammenhang mit der Analyse von 
Umstrukturierungsvorgängen unter einer wirtschaftlichen Betrachtungsweise darauf 
hinzuweisen, dass es oftmals zur Übertragung bzw. Überführung von immateriellen 
Wirtschaftsgütern kommen kann. Dies können z.B. sein:938 
• Firmenwerte (originär oder derivativ);939 
• Kundenstämme (originär oder derivativ); 940 
• Erschlossene Absatzmärkte (originär oder derivativ); 941 
• Auftragsbestände; 942 
• Rechte (Mietrechte, Belieferungsrechte, Patentrechte, etc.); 
• Know-How; 
• Geschäftschancen (gesicherte Rechtsposition, bzgl. eines bestimmten Geschäftes).943 
Im Zusammenhang mit den o.a. Vermögenswerten ist jedoch zu beachten, dass eine 
scharfe inhaltliche Abgrenzung dieser untereinander nicht immer möglich ist und die 
Vermögenswerte sich definitionsgemäß teilweise überlappen.944 Darüber hinaus muss 
beachtet werden, dass nur die Übertragung eines Wirtschaftgutes iSd EStG oder die 
Erbringung einer sonstigen Leistung eine Besteuerung nach § 6 Z 6 EStG auslöst. Die 
Übertragung eines nicht bewertbaren wirtschaftlichen Vorteiles oder eines noch nicht 
ausreichend konkretisierten Vermögenswertes (im Sinne einer bloß allgemeinen 
„unternehmerischen Chance“) hingegen stellt jedenfalls keinen steuerbaren Vorgang iSd § 
6 Z 6 EStG dar.945  
4.4.3.2 Funktionsanalyse 
Im Detail schwierig zu beantworten ist zumeist die Frage, ob eine konkrete 
Umstrukturierung bzw. Funktionsabschmelzung in Österreich unter wirtschaftlicher 
Betrachtungsweise tatsächlich als Übertragung von Betrieben, Teilbetrieben, 
Einzelwirtschaftsgütern (in Form von Firmenwerten, Kundenstämmen, Absatzmärkten, 
etc.) oder als Erbringung einer sonstigen Leistung an eine bestimmte andere 
                                                 
938 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 56ff. 
939 Firmenwerte können jedoch nur im Rahmen einer Betriebs- bzw Teilbetriebsübertragung (Betrieb/Teilbetrieb iSd EStG) übertragen 
bzw überführt werden, siehe Kapitel 4.1. 
940 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 60ff mwH. 
941 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 60ff mwH. 
942 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 67ff mwH. 
943 Die Definition der „Geschäftschance“ ist bis dato noch nicht abschließend geklärt, siehe Steiner, Der „fremdübliche“ 
Verrechnungspreis – das Top-Thema bei Betriebsprüfungen!? – zugleich Highlights der spärlichen Rechtsprechung“, ÖStZ 2006, 148, 
siehe Anmerkungen unter Immaterielle Wirtschaftsgüter mit Verweis auf BFH 20.08.1986, I R 150/82, BStBl 1987. Kritisch dazu 
Trenkwalder, Immaterielle Wirtschaftsgüter, in Handbuch Verrechnungspreise, Bernegger/Rosenberger/Zöchling (Hrsg), Linde 2009, 
175 mit Hinweis auf Ditz, Übertragung von Geschäftschancen bei Funktionsverlagerungen ins Ausland, DStR 2006, 1625ff.; ebenso 
Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 69ff mwH.  
944 Vgl. ebd, Business Restructurings, 2010, 61 (Kundenstamm vs Absatzmarkt).  
945 Vgl. Kirchmayr/Kofler, RdW 2008, 682 mit Verweis auf Steiner, ÖStZ 2005, 47 sowie Kuckhoff/Schreiber, IStR 1999, 321; ebenso 
Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 209 mwH. 
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Konzerngesellschaft qualifiziert werden muss946 und deshalb einen an sich 
steuerpflichtigen Vorgang darstellt oder nicht. Die bloße Einstellung bestimmter 
inländischer betrieblicher Aktivitäten bzw. die Umstellung eines Business Modells kann 
auch auf eine von der Geschäftsführung des österreichischen Unternehmens (unabhängig 
vom Restkonzern sondern aus lokalen Vorteilhaftigkeitserwägungen heraus) entwickelte 
Entscheidung zurückzuführen sein und muss nicht automatisch die Übertragung von 
Vermögenswerten bewirken.947 Kommt es jedoch zeitgleich zur Änderung des Business 
Models einer österreichischen Gesellschaft zu einer nachhaltigen Gewinnreduktion bei 
dieser, so ist zu prüfen, in welcher Weise die Gewinnreduktion mit der Änderung des 
Businessmodels verknüpft ist.  
Zur Beurteilung der Auswirkungen der Änderung des Businessmodels wird daher eine 
umfangreiche Funktions- und Risikoanalyse hinsichtlich des „funktionsabschmelzenden“ 
und „funktions-übernehmenden“ Unternehmensteils erforderlich sein.948 Das Ergebnis 
dieser Funktionsanalyse muss die Antwort auf die Frage sein, ob die Verteilung des im 
Endergebnis erzielten Gewinnes auf die in der Wertschöpfungskette involvierten 
Gliedunternehmen vor und nach Durchführung des Downsizing-Vorganges fremdüblich 
erscheint. Weiters muss klar werden, ob im Rahmen des Downsizing-Vorganges selbst ein 
bewertbares und werthaltiges Wirtschaftsgut iSd EStG tatsächlich übertragen wurde (und 
eine Übertragung nicht bloß formal in einem Vertragswerk abgebildet wurde949), welches 
sich ein unabhängiges Unternehmen hätten abgelten lassen. Wird diese Frage bejaht 
werden alle bis zur Veräußerung bzw. Aufgabe in Österreich unversteuert gebliebenen 
stillen Reserven im Rahmen der Funktionsverlagerung auf Basis von § 6 Z 6 EStG erfasst 
(innerstaatliche Umsetzung von Art 7 und 9 OECD-MA)950 und der Besteuerung 
unterzogen. Es kommt folglich zur steuerpflichtigen Realisation der im übertragenen 
Vermögenswert (Betrieb, Teilbetrieb inkl. Firmenwerte, Kundenstämme, 
Geschäftschancen, Know-How, Patente, Lizenzen, etc.) enthaltenen stillen Reserven.951 
Liegt eine Wirtschaftsgutüberführung tatsächlich vor, muss darüber hinaus analysiert 
werden, ob die österreichische Gesellschaft in der Vergangenheit den fraglichen Wert 
(Kundenstamm, Betrieb) tatsächlich selbst und auf eigene Kosten geschaffen hat oder 
nicht. Wurde der Vermögenswert nicht selbst geschaffen sondern der österreichischen 
Gesellschaft iSe Einlage konzernintern unentgeltlich zugewendet, hat dieser Umstand über 
erhöhte Buchwerte Auswirkung auf die anlässlich des Wegzuges zu versteuernden stillen 
Reserven.952 Im Rahmen der Ermittlung des Fremdvergleichswertes des Wirtschaftsgutes 
                                                 
946 Oder eventuell auch als Betriebsaufgabe, siehe Macho, ÖStZ 2004, 575. 
947 Die Frage der Auswirkung von Downsizing und deren Behandlung als Exit-Vorgang wird aktuell auch auf internationaler Ebene 
kontrovers diskutiert, siehe Dommes/Gläser/Heidenbauer/Hohenwarter/Mamut, „Transfer Pricing and Intangibles“ and „Conflicts in the 
Attribution of Income to a Person“ – Tagungsbericht IFA Kongress 2007, ÖStZ 2008, S.105; seitens der OECD wurde eine eigene 
Arbeitsgruppe eingerichtet, siehe deren Bericht unter www.oecd.org/dataoecd/59/4041346644.pdf, weiter Hinweise dazu bei Steiner, in 
Handbuch Verrechnungspreise, Bernegger/Rosenberger/Zöchling (Hrsg), Wien 2009, 363ff. 
948 Vgl. Steiner, Funktions- und Risikoanalyse in „Downsizing-Fällen“, ÖStZ 2005, 47ff. 
949 Siehe dazu v.a. Rz 1.36, 1.39 und 1.40 der OECD Verrechnungspreisrichtlinien. 
950 Vgl. Macho, ÖStZ 2004, 575, FN 15 mit Verweis auf Rz 2505ff. EStR 2000; Hinweis: ob die Besteuerung der Vorteilszuwendung 
auf § 6 Z 6 EStG (Wegzug) oder – als „lex specialis“ – auf §§ 8 Abs 1 (verdeckte Einlage) und 2 KStG (verdeckte Gewinnausschüttung) 
basieren soll, ist in der hL umstritten, siehe dazu auch Kirchmayr/Kofler, RdW 2008, 682 mwH auf Wiesner, Steiner/Macho/Ruess, 
Gassner, Toifl, etc. (FN 77-79). Siehe Kapitel 4.2.8. 
951 Siehe ua. die Ausführungen zu „Brennpunkt Funktionsabschmelzung in der Produktion“ sowie zu „Brennpunkt 
Funktionsabschmelzung im Vertrieb“ in Macho/Steiner/Ruess, Verrechnungspreise kompakt, Linde 2007, 195-213 mwH. 
952 Vgl. Matzka, Übertragung eines Marktes an eine ausländische Schwestergesellschaft, in Hack/Polster-Grüll/Pernegger/Zöchling 
(Hrsg), Internationale Steuer-Fallstudien, 2011, 432ff. 
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sind weiters viele andere betriebswirtschaftliche Nebenaspekte der Umstrukturierung zu 
berücksichtigen (Sogwirkung von Markenartikeln, Monopolstellung des Produzenten, 
ausschließlich Konzernabnehmer, allgemeine Vorteile aus dem Konzernverbund, Historie 
Entwicklung Kundenstamm /Absatzmarkt, etc.).953  
Zusätzlich zur o.a. Frage nach der fremdüblichen Abgeltung von Vermögenswerten im 
Rahmen eines Downsizing-Vorganges muss untersucht werden, ob die österreichische, 
funktionsschwache Gesellschaft eine Vertreterbetriebsstätte für jene ausländische 
Konzerngesellschaften darstellt, auf welche die Funktionen übertragen wurden.954  
4.4.4 Business Restructuring Szenarien in Vertrieb/Produktion 
Im Folgenden sollen vier besonders oft auftretende Szenarien betrieblicher 
Organisationsumstellungen hinsichtlich ihrer ertragsteuerlichen Auswirkungen kurz 
umschrieben werden. Damit soll – zwecks einer möglichst vollständigen Darstellung der 
im Rahmen von grenzüberschreitenden Betriebsverlagerungen bzw. -übertragungen zu 
bewältigenden Aufgabenstellungen – das Grundproblem von Downsizing- bzw. Business 
Restructuring- Prozessen exemplarisch dargestellt werden. Eine genaue Beschreibung und 
Analyse dieser Szenarien ist der umfassenden Untersuchung von Stürzlinger zu 
entnehmen.955   
4.4.4.1 Umstellung von Eigenhandel auf Kommissionär 
Szenario: Eine inländische Vertriebsgesellschaft ist Teil eines internationalen Konzerns 
und vertreibt Produkte im eigenen Namen und auf eigene Rechnung. Im Rahmen einer 
konzernweiten Umstrukturierung ändert die inländische Vertriebsgesellschaft ihr Business 
Model in der Form, als sie zukünftig nicht mehr als Eigenhändlerin sondern als 
Kommissionärin agiert (d.h. Verkauf im eigenen Namen aber auf fremde Rechnung). Die 
Leitung und Verantwortung für den Vertrieb werden von einer ausländischen 
Konzerngesellschaft übernommen. Aufgrund der Umstellung erwartet die inländische 
Gesellschaft stabilere aber im Vergleich zur Funktion als Eigenhändler auch geringere 
Gewinne. Die Vertriebsgesellschaft hat in der Vergangenheit die für den Aufbau und die 
Pflege ihres Kundenstammes bzw. die Markterschließung angefallenen Aufwendungen 
selbst getragen. 
Beurteilung: Aufgrund der Umstellung des Business Models der inländischen Gesellschaft 
reduziert sich der zu erwartende Gewinn (bei einem gleichzeitig geringeren Risiko). Dieser 
Umstand für sich alleine führt zu keinen ertragsteuerlichen Auswirkungen. Darüber hinaus 
ist jedoch zu untersuchen, ob es anlässlich der Umstellung unter einer wirtschaftlichen 
Betrachtungsweise zur Übertragung von Betrieben, Teilbetrieben oder Vermögenswerten 
(Wirtschaftsgüter iSd EStG oder sonstige Vermögenswerte) auf die ausländische 
Konzerngesellschaft kommt. Weiters ist zu klären, ob anlässlich der Umstellung auf Ebene 
                                                 
953 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 65 mwH. 
954 Vgl. Heußner, Vertreterbetriebsstätte einer ausländischen Kapitalgesellschaft – die Praxis wartet auf eine höchstrichterliche 
Entscheidung, IStR 2004, S.161f., kritisch auch Steiner, in Handbuch Verrechnungspreise, Bernegger/Rosenberger/Zöchling (Hrsg), 
Wien 2009, 363ff. 
955 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 220ff. 
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der inländischen Gesellschaft zivilrechtliche Ausgleichsansprüche gegenüber der 
ausländischen Konzerngesellschaft entstehen. Insbesondere folgende Aspekte sind dabei 
zu berücksichtigen: 
? Im Rahmen der Umstellung eines Business Models in obigem Sinne ist zu prüfen, ob 
es dadurch zur Übertragung eines Kundenstammes/Absatzmarktes oder von 
Gewinnpotenzial/Geschäftschancen an die ausländische Konzerngesellschaft kommt. 
Weiters ist zu prüfen, ob die Umstellung zur Entstehung zivilrechtlicher 
Ersatzansprüche zu Gunsten der inländischen Vertriebsgesellschaft führt. 
 
? Aufgrund der Übernahme der Aufwendungen im Zuge des Aufbaus und der Pflege 
des lokalen Kundenstammes/Absatzmarktes durch die Vertriebsgesellschaft ist ihr – 
vor der Umstellung – das wirtschaftliche Eigentum daran zuzurechnen.  
 
? Die österreichische Finanzverwaltung geht davon aus, dass es im Zuge einer 
Umstellung des Business Models in obigem Sinne idR zur Übertragung des 
Kundenstammes durch die inländische Vertriebsgesellschaft an die ausländische 
Konzerngesellschaft kommt (Ausnahme: ein Fremdvergleich mit anderen 
Kommissionären ergibt, dass auch diese die Kosten für die Markterschließung 
tragen, dafür aber mit einer höheren laufenden Kommissionärsprovision entschädigt 
werden). 
 
? Im Schrifttum wird der pauschale Ansatz der Finanzbehörde kritisch beurteilt und 
eine Kundenstockübertragung mit dem Argument abgelehnt, dass der Kommissionär 
trotz der Umstellung weiterhin in seinem eigenen Namen mit seinen Kunden 
Verträge abschließt (die Kundenbeziehungen bleiben daher unverändert bestehen).  
  
? Es kann jedoch lt. Schrifttum trotz aufrechter Kundenbeziehung seitens des 
Kommissionärs zu einer Kundenstockübertragung auf die ausländische 
Konzerngesellschaft kommen. 
 
? Es ist daher einzelfallbezogen zu untersuchen, wem (Kommissionär oder 
Kommittent) nach der Umstellung das wirtschaftliche Eigentum am Kundenstock 
zugerechnet wird. Hierfür muss analysiert werden, welche der beiden Parteien – nach 
der Umstellung – die mit dem Eigentum am Kundenstock verbundenen wesentlichen 
Rechte tatsächlich ausübt bzw. Dritte von der Einwirkung auf den Kundenstock 
ausschließen kann.     
 
? Insofern es auf Basis einer Analyse des wirtschaftlichen Eigentums am Kundenstock 
zu einer Übertragung desselben anlässlich der Umstellung gekommen ist, muss 
dieser von der ausländischen Konzerngesellschaft fremdüblich abgegolten werden 
(Korrektur auf Basis § 6 Z 6 EStG). 
 
? Neben einer Kundenstockübertragung wird seitens der Finanzbehörde teilweise die 
Übertragung einer Gewinn-/Geschäftschance angenommen (aufgrund einer 
Reduktion der Gewinnmarge bei der Vertriebsgesellschaft). 
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? Geschäftschancen sind jedoch nur insoweit abgeltbar, als sie Wirtschaftsgüter bzw. 
sonstige Vermögenswerte darstellen. Hierfür müssen sie aber selbstständig 
bewertbar, übertragbar und objektiv werthaltig sein. Bloß allgemeine 
unternehmerische Geschäftschancen (wie die Übernahme bestimmter Funktionen im 
Vertrieb) erfüllen diese Kriterien nicht und sind daher nicht abgeltungspflichtig. 
 
? Aufgrund mangelnder Geschlossenheit und Selbstständigkeit kommt es im Rahmen 
der obigen Umstellung idR nicht zur Übertragung eines Teilbetriebes iSd EStG und 
daher auch nicht zur Übetragung eines Firmenwertes. 
 
? Die Änderung des Business Models führt auch nicht zum Entstehen eines 
Ausgleichsanspruches gem. § 24 HVertrG beim inländischen Konzernunternehmen. 
Erfolgt die Aufkündigung von bestehenden Vertriebsverträgen fristgerecht, entsteht 
auch kein Entschädigungsanspruch aufgrund vorzeitiger Kündigung. 
 
? Auch die Entstehung einer inländischen Vertreterbetriebsstätte der ausländischen 
Konzerngesellschaft wird vom überwiegenden Schrifttum abgelehnt. 
Zusammenfassend kann daher festgehalten werden, dass es im Zuge obiger Umstellungen 
zur Übertragung eines abgeltungspflichtigen Kundenstockes kommen kann. Ob ein solcher 
Fall tatsächlich vorliegt, muss einzelfallbezogen analysiert werden (Übergang 
wirtschaftliches Eigentum). Die pauschale Annahme, dass eine umstellungsbedingte 
Gewinnminderung immer zu einem Ausgleichsanspruch führt, muss jedenfalls als 
überschießend eingestuft werden. Vielmehr muss geprüft werden, ob es im Rahmen der 
Umstellung – neben einer etwaigen Kundenstockübertragung – zum Übergang bereits 
konkretisierter Gewinnchancen oder der Entstehung abgeltungspflichtiger zivilrechtlicher 
Ansprüche kommt. 956    
4.4.4.2 Umstrukturierungen in der Produktion 
4.4.4.2.1 Umstellung von Eigen- auf Lohnfertigung 
Szenario: Eine inländische Gesellschaft gehört zu einem internationalen Konzern. Sie 
produziert Produkte, welche sie im eigenen Namen und auf eigene Rechnung im Inland 
vertreibt. Im Rahmen einer konzernweiten Umstrukturierung ändert die inländische 
Gesellschaft ihr Business Model in der Form, als sie wesentliche Teile des 
Produktionsprozesses (Produktentwicklung, wesentliche Produktionsschritte, Beschaffung 
von Rohstoffen) an eine ausländische Konzerngesellschaft überträgt. Bei der inländischen 
Gesellschaft verbleiben nach der Umstellung hingegen nur mehr einzelne wenige 
Produktionsschritte und darüber hinaus der inländische Vertrieb. Die inländische 
Gesellschaft ist nach der Umstellung nur mehr als Lohnfertiger tätig. 
Beurteilung: Aufgrund der Umstellung des Business Models der inländischen Gesellschaft 
zu einem bloßen Lohnfertiger reduziert sich sowohl der Leistungsumfang der Gesellschaft 
als auch dessen Gewinn. Dem Lohnfertiger wird sein Aufwand mit einem bestimmten 
                                                 
956 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 220-226 mit zahlreichen Hinweisen; siehe auch EAS 2681 vom 14.12.2005; EAS 
2328 vom 28.7.2003; EAS 2304 vom 23.06.2003; EAS 2128 vom 24.04.2003; EAS 2125 vom 14.10.2002; VPR 2010, Rz 129. 
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Gewinnaufschlag abgegolten, womit idR – im Vergleich zu einem Eigenproduzenten – 
eine Gewinnreduktion verbunden ist (bei gleichzeitiger Reduktion der sonstigen 
Tätigkeiten und der mit der Eigenfertigung verbundenen Risiken). Dieser Umstand für sich 
alleine führt zu keinen ertragsteuerlichen Auswirkungen. Darüber hinaus ist jedoch zu 
untersuchen, ob es unter einer wirtschaftlichen Betrachtungsweise umstellungsbedingt zur 
Übertragung von Betrieben, Teilbetrieben oder Vermögenswerten (Wirschaftsgüter iSd 
EStG oder sonstige Vermögenswerte) auf die ausländische Konzerngesellschaft kommt. Es 
ist weiters zu klären, ob anlässlich der Umstellung auf Ebene der inländischen Gesellschaft 
zivilrechtliche Ausgleichsansprüche gegenüber der ausländischen Konzerngesellschaft 
entstehen. Insbesondere folgende Aspekte sind dabei zu berücksichtigen: 
? Im Rahmen der Umstellung eines Business Models in obigem Sinne ist – unter 
Einbeziehung aller anlässlich der Umstellung geschlossenen Vereinbarungen – zu 
prüfen, ob es dadurch zur Übertragung der für den Betrieb wesentlichen materiellen 
und immateriellen Wirtschaftsgüter (Know-How, Marken, Kundenstock, Patente) an 
die ausländische Konzerngesellschaft kommt. 
 
? Werden die wesentlichen Funktionen und Grundlagen des Betriebes übertragen, wird 
die Umstellung unter einer wirtschaftlichen Betrachtungsweise als 
„Betriebsübertragung“ qualifiziert, womit auch die Übertragung eines Firmenwertes 
verbunden ist. Die Betriebsübertragung muss fremdüblich abgegolten werden. 
 
? Auch die Übertragung von einzelnen materiellen Vermögenswerten (z.B. 
Produktionsanlagen, Rohstoffe, Vorräte) ist zu fremdüblichen Konditionen 
abzugelten, wobei im Einzelfall untersucht werden muss, ob die Umstände der 
Transaktion auf eine Übertragung oder bloße Gebrauchsüberlassung hinweisen.  
 
? Zusätzlich könnte sich die Notwendigkeit einer fremdüblichen Abgeltung aus dem 
Verzicht auf zivilrechtlich zustehende Ausgleichsansprüche ergeben.957   
4.4.4.2.2 Outsourcing Teilfunktion in der Fertigung 
Szenario: Eine inländische Gesellschaft gehört zu einem internationalen Konzern. Sie stellt 
Produkte als Eigenproduzent her. Im Rahmen einer konzernweiten Umstrukturierung lagert 
die inländische Gesellschaft (aus Kapazitäts- und Kostengründen) einen Schritt ihres 
Produktionsprozesses an eine ausländische CEE-Konzerngesellschaft aus. Die inländische 
Gesellschaft übernimmt die von der CEE-Gesellschaft (als Lohn- bzw. Auftragsfertiger) 
produzierten Teile und verarbeitet diese weiter zum Endprodukt.  
Beurteilung:  
? Im Rahmen des vorliegenden Szenarios ist zu untersuchen, ob es unter einer 
wirtschaftlichen Betrachtungsweise aufgrund des Outsourcings zur Übertragung von 
                                                 
957 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 228-229 mit zahlreichen Hinweisen; ebenso Halwachs, in 
Bernegger/Rosenberger/Zöchling (Hrsg), 403ff. 
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Betrieben, Teilbetrieben oder Vermögenswerten (Wirtschaftsgüter iSd EStG oder 
sonstige Vermögenswerte) auf die ausländische CEE-Gesellschaft kommt.  
 
? Es ist weiters zu klären, ob anlässlich des Outsourcings auf Ebene der inländischen 
Gesellschaft zivilrechtliche Ausgleichsansprüche gegenüber der ausländischen 
Konzerngesellschaft entstehen. 
 
? Da auch unabhängige Unternehmen vergleichbare Outsourcing-Vorgänge 
durchführen ohne dabei eine Entschädigung von den die Funktionen übernehmenden 
Gesellschaften zu verlangen (vorausgesetzt die Kosten des Outsourcings sind 
geringer als die daraus resultierenden Vorteile), ist im Rahmen des o.a. Vorganges 
idR keine Abgeltung erforderlich.  
 
? Durch den Outsourcing-Vorgang selbst wird zumeist auch keine Übertragung von 
immateriellen Wirtschaftsgütern (Know-How, Patente, Marken) bewirkt. 
 
? Insofern im Rahmen des Outsourcings materielle oder immaterielle Wirtschaftgüter 
übertragen, muss die Übertragung fremdüblich abgegolten werden. 958 
4.4.4.2.3 Verlagerung Produktionsstandort 
Szenario: Eine inländische Gesellschaft ist Teil eines internationalen Konzerns. Sie stellt 
Produkte als Eigenproduzent her und übernimmt auch den Vertrieb der Produkte im 
Inland. Im Rahmen einer konzernweiten Umstrukturierung wird die inländische Produktion 
eingestellt und auf eine CEE-Konzerngesellschaft übertragen. Im Inland verbleibt bloß der 
lokale Vertrieb. 
Beurteilung: 
? Im Rahmen des vorliegenden Szenarios ist zu untersuchen, ob die Einstellung der 
Produktion einen fremdüblichen Vorgang darstellt (z.B. Outsourcing aus 
Kostengründen) bzw. ob es unter einer wirtschaftlichen Betrachtungsweise aufgrund 
der Produktionsverlagerung zur Übertragung von Betrieben, Teilbetrieben oder 
Vermögenswerten (Wirtschaftsgüter iSd EStG oder sonstige Vermögenswerte) auf 
die ausländische CEE-Gesellschaft kommt.  
 
? Es ist weiters zu klären, ob anlässlich der Umstellung auf Ebene der inländischen 
Gesellschaft zivilrechtliche Ausgleichsansprüche gegenüber der ausländischen 
Konzerngesellschaft entstehen.  
 
? Aus Sicht der Finanzverwaltung und des Schrifttums ist bei gegebenem Sachverhalt 
davon auszugehen, dass durch die gesamthafte Übertragung der Produktionsfunktion 
eine Teilbetriebsübertragung bewirkt wird, welche fremdüblich abgegolten werden 
                                                 
958 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 226-228 mit zahlreichen Hinweisen; ebenso Halwachs, in 
Bernegger/Rosenberger/Zöchling (Hrsg), 398ff; Leitner, IWB, 1997, 771; Macho, ÖStZ 2004, 573ff. 
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muss (inklusive Firmenwert). Die Bewertung des Teilbetriebes kann mithilfe eines 
Unternehmensbewertungsverfahrens durchgeführt werden. 
 
? Darüber hinaus werden allgemeine Gewinn- oder Geschäftschancen im Firmenwert 
aufgehen und nicht gesondert abgegolten werden müssen (eine zusätzliche 
Abgeltung kann nur gerechtfertigt werden, wenn es sich bei den Geschäftschancen 
um selbstständige, sich vom Firmenwert unterscheidende Wirtschaftsgüter oder 
sonstige Vermögensgegenstände handelt). 959  
  
                                                 
959 Vgl. Stürzlinger, Business Restructurings, 2010, 229-231 mit zahlreichen Hinweisen; ebenso EAS 2987 vom 23.07.2008; Halwachs, 


























5 Der Zuzug im rumänischen Steuerrecht 
Wie bereits die vorherigen Kapitel dieser Untersuchung gezeigt haben, kann die 
Überführung von österreichischen betrieblichen Einheiten als auch die 
umgründungsbedingte Übertragung des zivirechtlichen Eigentums daran ins Ausland zur 
Aufdeckung und Besteuerung von stillen Reserven führen. Insofern die steuerliche 
Behandlung der Entstrickung von betrieblichen Einheiten in Österreich mit jener der 
Verstrickung im Ausland korreliert (Aufwertung), ist – vorausgesetzt die inländische 
Steuer wird bis zur tatsächlichen Realisierung gestundet – der Überführungs- bzw. 
Übertragungsvorgang durch steuerliche Rahmenbedingungen nicht behindert. Kommt es 
im Zuzugsstaat jedoch zu einer steuerlichen Behandlung des Zuzugsvorganges, welche den 
Effekt der österreichischen Wegzugsbesteuerung ignoriert und daher (entgegen dem 
Verständnis einer Besteuerung nach dem „Territorialitätsprinzip“ seitens des EuGH) auch 
importierte stille Reserven besteuert, ist der Überführungs- bzw. Übertragungsvorgang 
massiv durch Doppelbesteuerung bedroht. Um daher ein gesamthaftes Bild des 
Umstrukturierungsvorganges hinsichtlich seiner ertragsteuerlichen Auswirkungen zu 
erhalten, muss auch die steuerliche Behandlung des Umstrukturierungsvorganges im 
Zuzugsstaat untersucht werden. Aufgrund der Attraktivität und geografischen Nähe des 
Marktes wurden für die vorliegende Untersuchung zu diesem Zweck Rumänien und die 
Slowakei ausgewählt. In weiterer Folge sollen daher die für die Überführung bzw. 
Übertragung österreichischer betrieblicher Einheiten nach Rumänien und in die Slowakei 
wichtigsten Steuerregelungen dargestellt werden, um in weiterer Folge etwaige steuerliche 
Problembereiche zu identifizieren.   
5.1 Grundzüge des rumänischen Steuerrechts 
5.1.1 Gesetzliche Grundlagen 
Das rumänische Steuerrecht basiert auf dem rumänischen Steuerkodex (Gesetz Nr 
571/2003). Dieser wurde am 23.12.2003 veröffentlicht, seither mehrfach geändert und v.a. 
im Zuge des EU-Beitritts von Rumänien an unionsrechtliche Rahmenbedingungen 
angepasst.960  




? Ertragsteuer für Mikrounternehmen 
? Umsatzsteuer 
? Verbrauchssteuern (z.B. Alkohol- und Energiesteuern) 
? Lokale Steuern (z.B. Gebäudesteuern, Gebühren) 
                                                 
960 Vgl. Galla, in Galla/Haimerl (Hrsg), Investitionen und Steuern in Rumänien, 2009, 47. 
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Der rumänischen Einkommensteuer unterliegen natürliche Personen. Für juristische 
Personen kommt die Körperschaftsteuer zur Anwendung.961 
5.1.2 Beschränkte/unbeschränkte Steuerpflicht 
5.1.2.1 Natürliche Personen 
Unbeschränkt steuerpflichtige natürliche Personen unterliegen mit ihrem Welteinkommen 
der rumänischen Einkommensbesteuerung. 
Als unbeschränkt steuerpflichtig werden jene natürlichen Personen bezeichnet, welche in 
Rumänien ansässig sind, da sie über einen rumänischen Wohnsitz verfügen (Haus oder 
Wohnung, gemietet oder im Eigentum). Darüber hinaus gelten als unbeschränkt 
steuerpflichtig jene Personen, welche über eine rumänischer Staatsbürgerschaft verfügen 
und ihren Lebensmittelpunkt in Rumänien haben oder sich mehr als 183 Tage in einer 
Periode von 12 Monaten in Rumänien aufhalten. Als Ausnahme von o.a. Besteuerung nach 
dem Welteinkommensprinzip werden natürliche Personen ohne rumänische 
Staatsbürgerschaft erst dann mit ihrem Welteinkommen besteuert, wenn sie in drei 
aufeinander folgenden Jahren ihren Lebensmittelpunkt in Rumänien haben oder in einer 
Periode von 12 Monaten sich dort länger als 183 Tage aufhalten (die Besteuerung erfolgt 
ab dem vierten Jahr). 962 
All jene Personen, welche nicht unter o.a. Definition fallen, werden als beschränkt 
steuerpflichtige Personen eingestuft und unterliegen nur mit bestimmten Inlandseinkünften 
der rumänischen Besteuerung. Dazu zählen: 963    
? Einkünfte von Personen, die eine selbständige Tätigkeit964 durch eine rumänische 
Betriebsstätte ausführen insofern die Einkünfte dieser Betriebsstätte zuordenbar sind 
(rumänische Betriebsstätteneinkünfte);  
 
? Einkünfte von Personen aus unselbstständiger Tätigkeit in Rumänien (rumänische 
Gehälter); 
 
? Bestimmte andere Einkünfte wie z.B. Einkünfte aus Kapitalvermögen (Dividenden 
aus rumänischen Gesellschaften, Zinsen, Veräußerungsgewinne aus rumänischen 
Anteilen oder ausländischen Anteilen an Immobiliengesellschaften mit rumänischem 
Immobilienbesitz). 
5.1.2.2 Juristische Personen/Personengesellschaften 
Unbeschränkt steuerpflichtig sind alle rumänischen Gesellschaften. Die gilt unabhängig 
davon, ob diese Gesellschaften aus österreichischer Sicht (d.h. unter Berücksichtigung 
ihrer Organisationsstruktur aus österreichischer, gesellschaftsrechtlicher Perspektive965) als 
                                                 
961 Vgl. Galla, in Galla/Haimerl (Hrsg), Investitionen und Steuern in Rumänien, 2009, 48. 
962 Vgl. ebd, 48. 
963 Vgl. ebd, 48f. 
964 Dazu zählen: Einkünfte aus Gewerbebetrieb, aus Land & Forstwirtschaft, aus freiberuflicher Tätigkeit und aus der Verwertung von 
geistigem Eigentum, vgl Galla, in Galla/Haimerl (Hrsg), Investitionen und Steuern in Rumänien, 2009, 50. 
965 Siehe Typenvergleich in KStRL 2001 Rz 110, 551; VPR 2010 Rz 276ff. 
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Kapitalgesellschaften oder Personengesellschaften eingestuft werden. Unter die 
rumänische unbeschränkte Körperschaftsteuerpflicht fallen daher die folgenden 
Gesellschaftsformen:966 
? Societăţi cu răspundere limitadă („SRL“): Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
? Societăţi pe acţiuni („SA“): Aktiengesellschaft 
? Societăţi în comandită pe acţiuni („SCA“): Kommanditgesellschaft auf Aktien 
? Societăţi în nume collectiv („SNC“): Offene (Handels-)Gesellschaft 
? Societăţi în comandită simpla („SCS“): Kommanditgesellschaft 
Unbeschränkt steuerpflichtige Gesellschaften unterliegen idR der rumänischen 
Körperschaftsteuer mit ihrem Welteinkommen. Lediglich bestimmte öffentliche 
Institutionen und Non-Profit-Organisationen sind von der Steuerpflicht befreit. 
Beschränkt steuerpflichtig sind ausländische Gesellschaften, Genossenschaften, Stiftungen 
und sonstige Vereinigungen. Sie unterliegen – vergleichbar den beschränkt 
steuerpflichtigen natürlichen Personen – nur mit bestimmten rumänischen 
Quelleneinkünften der rumänischen Besteuerung. Dazu zählen: 967 
? Einkünfte, die aus einer rumänischen Betriebsstätte resultieren (d.h. dieser 
zuordenbar sind); 
 
? Einkünfte, die aus in Rumänien belegenem, unbeweglichem Vermögen erzielt 
werden; 
 
? Veräußerungsgewinne aus dem Verkauf von Anteilsrechten an rumänischen 
Gesellschaften. 
Dividenden, Zinsen, Lizenzen, u.a. unterliegen der rumänischen Quellensteuer. 
5.1.3 Organisationsformen und deren laufende Besteuerung 
5.1.3.1 Einzelunternehmer 
Ein Einzelunternehmer („firma“) ist eine natürliche Person, welche einen Gewerbebetrieb 
führt und daher Einkünfte aus Gewerbebetrieb (als Unterform der Einkünfte aus 
„selbstständiger Tätigkeit“) erzielt. Der Einzelunternehmer führt die betriebliche Tätigkeit 
im eigenen Namen und auf eigene Rechnung aus. Er haftet mit seinem gesamten 
Vermögen für alle Verbindlichkeiten des Unternehmens, wobei die Haftung auch sein 
gesamtes Privatvermögen erfasst. In Rumänien betreiben nur wenige Personen einen 
Gewerbebetrieb als Einzelunternehmer (zumeist nur sehr kleine Unternehmen). 
Gebräuchlicher ist der Betrieb eines Unternehmens in Form einer Kapitalgesellschaft 
(SRL, siehe unten). 968 
                                                 
966 Vgl. Galla, in Galla/Haimerl (Hrsg), Investitionen und Steuern in Rumänien, 2009, 58. 
967 Vgl. ebd, 58. 
968 Vgl. ebd, 50f. 
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Die steuerliche Bemessungsgrundlage für die Einkünfte aus einem Gewerbebetrieb ist der 
Gewinn, welcher sich aus der Differenz zwischen den in einem Steuerjahr (entspricht dem 
Kalenderjahr) erzielten Umsatzerlösen sowie sonstigen Betriebseinnahmen und den 
abzugsfähigen Betriebsausgaben ergibt. Der Gewinn wird zu einem fixen Steuersatz in 
Höhe von 16 Prozent besteuert. 969     
5.1.3.2 Personengesellschaften/ Kapitalgesellschaften 
Das rumänische Gesellschaftsrecht („Gesetz über Gesellschaften“970) sieht 
unterschiedliche Gesellschaftsformen vor, im Rahmen welcher rumänische Unternehmen 
betrieben werden können (genaue Bezeichnung der Gesellschaftsformen siehe oben). Die 
wesentlichen gesellschaftsrechtlichen Unterscheidungskriterien der wichtigsten 
rumänischer Gesellschaftsformen und deren rumänischer Besteuerung sind in weiterer 
Folge kurz dargestellt: 971 
 
Neben den o.a. Gesellschaftsformen sieht das rumänische Recht auch die Errichtung einer 
Societas Europea (SE), einer Europäische Genossenschaft, der Wirtschaftlichen 
Interessensvereinigung, einer Europäischen Wirtschaftlichen Interessensvereinigung und 
bestimmter Formen von Betrieben gewerblicher Art von Körperschaften Öffentlichen 
Rechts vor.  
Wie aus o.a. Übersicht erkennbar, unterscheidet das rumänische Steuerrecht nicht 
zwischen Personen- und Kapitalgesellschaften. Beide Gesellschaftsformen gelten als 
Steuersubjekte und unterliegen mit ihrem Jahresgewinn (Welteinkommen, siehe oben) der 
                                                 
969 Vgl. ebd, 53. 
970 Gesetz über Gesellschaften, Gesetz Nr 31/1990 vom 17.11.1990. 
971 Vgl. Galla und Wassermeyer, in Galla/Haimerl (Hrsg), Investitionen und Steuern in Rumänien, 2009, 21f, 104, 106; ebenfalls 
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rumänischen Körperschaftsteuer in Höhe von 16 Prozent. Die Gewinnausschüttungen – bei 
der Personengesellschaft als auch Kapitalgesellschaft – werden in weiterer Folge auf 
Gesellschafterebene als „Dividendenausschüttung“ besteuert.972  
Der steuerpflichtige Jahresgewinn einer rumänischen Gesellschaft berechnet sich aus der 
Differenz zwischen den erzielten Betriebseinnahmen und den Betriebsausgaben. 
Steuerbefreite Einnahmen mindern, nicht abzugsfähige Betriebsausgaben erhöhen die 
Steuerbemessungsgrundlage. Körperschaftsteuerbefreit sind z.B. rumänische Dividenden 
oder EU/EWR-Dividenden (insoweit die EU-Mutter-Tochter RL anwendbar ist). Nicht 
oder nur beschränkt abzugsfähige Betriebsausgaben sind z.B. Ausgaben für Sponsoring, 
Repräsentation, Essensgutscheine, Körperschaftsteuer oder Aufwendungen im 
Zusammenhang mit steuerfreien Einkünften. 973   
5.1.3.3 Rumänische ZNL und RO ausländischer Gesellschaften 
5.1.3.3.1 Zweigniederlassungen (ZNL) 
Ausländische Investoren (natürliche Personen, juristische Personen, 
Personengesellschaften) können in Rumänien neben einer eigenen rumänischen 
Gesellschaft auch über rumänische Zweigniederlassungen (ZNL) betrieblich tätig werden. 
ZNL werden im rumänischen Firmenbuch eingetragen, sind an den 
Unternehmensgegenstand des ausländischen Stammhauses gebunden und stellen keine 
vom ausländischen Stammhaus verschiedene juristische Person dar. Daher werden 
Verträge bzw. Rechtsbeziehungen mit rumänischen Kunden und Lieferanten durch die 
ausländische Rechtsperson eingegangen, welche mit ihrem gesamten (rumänischen und 
außerrumänischen) Vermögen für Verbindlichkeiten bzw. Verpflichtungen haften, welche 
von Vertretern der rumänischen ZNL eingegangen werden. ZNL müssen die 
Mindestkapitalvorschriften für rumänische Gesellschaften erfüllen. 974  
Die steuerliche Bemessungsgrundlage der ZNL ist der Gewinn, welcher sich aus der 
Differenz zwischen den in einem Steuerjahr (entspricht dem Kalenderjahr) erzielten 
Umsatzerlösen sowie sonstigen Betriebseinnahmen und den abzugsfähigen 
Betriebsausgaben ergibt. Der Gewinn wird bei ausländischen natürlichen Personen zu 
einem fixen Einkommensteuersatz und bei ausländischen juristischen Personen bzw. 
Personengesellschaften zu einem fixen Körperschaftsteuersatz in Höhe von 16 Prozent 
besteuert.975  
Für ausländische Personengesellschaften sowie Kapitalgesellschaften ist eine 
umsatzabhängige Mindestkörperschaftsteuer (RON 2.200-43.000) vorgesehen.976     
 
  
                                                 
972 Vgl. Galla und Wassermeyer, in Galla/Haimerl (Hrsg), Investitionen und Steuern in Rumänien, 2009, 58, 89, 93, 104, 106, 111. 
973 Vgl. ebd, 58f. 
974 Vgl. ebd, 22. 
975 Vgl. ebd, 87 (KapGes, PG), 89 (nat Personen),  
976 Vgl. ebd, 62. 
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5.1.3.3.2 Repräsentationsbüros  
Für Investoren, welche in Rumänien noch keine geschäftlichen (Verkaufs-)aktivitäten ieS 
ausüben wollen, aber – im Vorfeld zur Errichtung einer Zweigniederlassung oder der 
Errichtung einer rumänischen Gesellschaft – zwecks Informationsbeschaffung, 
Durchführung von Marketingaktivitäten, etc. im lokalen Markt präsent sein wollen, können 
ein Repräsentationsbüro („Representation Office“ oder „RO“) errichten.977 Ein RO darf 
keine eigenen Umsätze tätigen und seine Einnahmen dürfen nur jene Beträge umfassen, die 
die ausländische Gesellschaft zur Deckung der lokalen Kosten (Miete, Personal) nach 
Rumänien transferiert.  
RO unterliegen nicht der normalen ergebnisabhängigen Körperschaftsteuer sondern einer 
jährlichen fixen Körperschaftsteuer in Höhe von rund EUR 4.000.978  
5.1.4 Besteuerung stiller Reserven im Betriebsvermögen 
5.1.4.1 Veräußerungsgewinne/Einlagen 
Die Bemessungsgrundlage für die Besteuerung von Betrieben stellt der Jahresgewinn dar. 
Dieser berechnet sich aus der Differenz zwischen den erzielten Betriebseinnahmen und den 
Betriebsausgaben. Steuerbefreite Einnahmen mindern, nicht abzugsfähige 
Betriebsausgaben erhöhen die Steuerbemessungsgrundlage, wobei Ausgaben grundsätzlich 
insofern als Betriebsausgaben anerkannt werden, als sie im Zusammenhang mit der 
Erzielung von steuerpflichtigen Einkünften anfallen (siehe weitere Anmerkungen dazu 
oben). Einen Bestandteil der steuerpflichtigen laufenden Betriebseinnahmen stellen 
Gewinne aus der Übertragung von Vermögensgegenständen dar, wobei etwaige stille 
Reserven im Betriebsvermögen auch im Zuge einer Betriebsaufgabe mit Überführung ins 
Privatvermögen besteuert werden. Etwaige stille Reserven im Betriebsvermögen 
unterliegen daher keiner gesonderten Besteuerung (iSe „Capital Gains Tax“) sondern der 
normalen laufenden rumänischen Körperschaft- bzw. Einkommensteuer in Höhe von 16 
Prozent.979  
Einlagen in das Betriebsvermögen sind auf betrieblicher Ebene steuerneutral. 980     
5.1.4.2 Bewertung und Abschreibung von Betriebsvermögen 
Die steuerliche Bewertung von Betriebsvermögen (d.h. Vermögensgegenständen und 
Schulden) erfolgt prinzipiell zu dessen Wert im Zeitpunkt der Aufnahme in die Bücher 
(sog. „valoare fiscale reprezinta“). Werden Wirtschaftsgüter in einen rumänischen Betrieb 
eingelegt oder diesem unentgeltlich zugewendet, werden sie auf betrieblicher Ebene zu 
ihrem Marktwert („Pret de piate“981) im Zeitpunkt der Zuwendung bewertet. Werden 
                                                 
977 Vgl. ebd, 21. 
978 Vgl. ebd, 22f. 
979 Vgl. ebd, 51. 
980 Vgl. ebd, 52. 
981 Als „Marktpreis“ gilt der Betrag, den ein unabhängiger Kunde an einen unabhängigen Lieferanten am gleichen Ort und zur gleichen 
Zeit zahlen würde für gleiche oder ähnliche Waren oder Dienstleistungen und unter Bedingungen eines freien Wettbewerbs, vgl 
Galla/Haimerl (Hrsg), Investitionen und Steuern in Rumänien, 2009, 133 (Definitionen). 
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Wirtschaftsgüter erworben oder selbst hergestellt, werden diese steuerlich zu ihren 
Anschaffungskosten bzw. Herstellungskosten bücherlich erfasst. Diese Werte werden in 
weiterer Folge als Bemessungsgrundlage für die Berechnung der laufenden Abschreibung 
bzw. zur Berechnung der stillen Reserven im Rahmen der Besteuerung eines 
Veräußerungsvorganges oder Entnahmevorganges herangezogen. 982     
Betriebliches abnutzbares Anlagevermögen983 ist zu aktivieren und planmäßig 
abzuschreiben (Bemessungsgrundlage: Anschaffungskosten, Herstellungskosten oder 
Marktwert, siehe dazu oben). Diesbezüglich sind folgende Umstände zu 
berücksichtigen:984 
? Anlagevermögen wird grundsätzlich über die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer 
abgeschrieben (ab Inbetriebnahme). 
 
? Nicht abschreibbar sind Gegenstände die keinem Wertverzehr unterliegen sowie der 
Firmenwert. 
 
? Je nach Vermögensgegenstand kommt die lineare, degressive oder die beschleunigte 
Abschreibung zur Anwendung. 
 
? Für technische Ausrüstung, Computer und Computerzubehör kann zwischen der 
linearen, der degressiven und der beschleunigten Abschreibung gewählt werden. 
 
? Für andere Anlagegegenstände kann nur zwischen der linearen und der degressiven 
Abschreibung gewählt werden (bei Gebäuden ist nur die lineare Abschreibung 
anwendbar). 
 
? Patente, Copyrights, Lizenzen, Marken oder vergleichbare Werte und 
Forschungsausgaben – insofern diese als immaterielles Anlagevermögen qualifiziert 
werden können – sind linear über ihre tatsächliche Nutzungsdauer oder über die 
Vertragslaufzeit abzuschreiben (Patente auch degressiv oder beschleunigt). 
Im Zusammenhang mit o.a. Abschreibungen sind auch Wertänderungen der 
Bemessungsgrundlage zu berücksichtigen. Kommt es demnach während der 
betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer zu außerplanmäßigen Zu- oder Abschreibungen des 
Anlagevermögens, so ist die laufende Abschreibung dementsprechend anzupassen. 985 
                                                 
982 Vgl. ebd, 135 (Definitionen); Ruxandra Marin, tax facts – Ausgabe 4/07, Beilage zum TPA Horwath Journal, siehe unter: www. tpa-
horwath.com /upload/files/CMSEditor/TPA_H_Taxfacts_0407.pdf; Srinivasan/Ionescu, in Ernst&Young, Survey of the Implementation 
of Council Directive 90/434/EEC - Romania, 2008, 966, Pkt 4.1. 
983 „Anlagevermögen“ liegt (im Gegensatz zu Umlaufvermögen) dann vor, wenn der Anlagegenstand in der Produktion, im Verkauf, der 
Leistungserbringung, der Vermietung an Dritte oder in der eigenen Verwaltung des Unternehmens Verwendung findet und eine 
betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von länger als einem Jahr aufweist sowie die Grenze für geringwertige Wirtschafsgüter 
überschreitet, vgl Galla/Haimerl (Hrsg), Investitionen und Steuern in Rumänien, 2009, 131 (Definitionen). 
984 Vgl. ebd, 63. 
985 Vgl. ebd, 135 (Definitionen); Srinivasan/Ionescu, in Ernst&Young, Survey of the Implementation of Council Directive 90/434/EEC - 
Romania, 2008, 966, Pkt 4.1. 
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5.2 Der Weg-/Zuzug im Ertragsteuerrecht 
5.2.1 Der betriebliche Wegzug 
Das rumänische Ertragsteuerrecht sieht im Falle der grenzüberschreitenden Überführung 
von Wirtschaftsgütern vom In- ins Ausland keine explizite „Wegzugsbesteuerung“ vor. Im 
rumänischen Steuerrecht bestehen jedoch allgemeine Transferpreisregelungen welche 
bestimmen, dass unternehmensinterne Transaktionen zwischen rumänischen 
Stammhäusern und ausländischen Betriebstätten (bzw. vice versa) prinzipiell zu 
fremdüblichen Konditionen durchgeführt werden müssen. Die entsprechende Regelung 
befindet sich unter Art 29 Abs 3 des Rumänischen Cod Fiscal und lautet wie folgt [freie 
Übersetzung]: 
“Art 29 The Revenues of a permanent establishment 
[…] 
(3) The taxable profit of the permanent establishment shall be determined by 
treating it as a separate person and by using the transfer pricing rules to 
establish the market price for the transfer carried out between the foreign legal 
person and its permanent establishment.” 
Aus diesen Regelungen kann daher auch abgeleitet werden, dass in betrieblichen 
Wirtschaftsgütern enthaltene stille Reserven anlässlich eines Wegzugsvorganges ins 
Ausland aufgedeckt und versteuert werden müssen. Eine Möglichkeit zur Steuerstundung 
besteht generell nicht womit die rumänische Besteuerungssytematik klar gegen 
unionsrechtliche Vorgaben verstößt.986  
Die Besteuerung von betrieblichen Wegzugsvorgängen ist daher im rumänischen 
Steuerrecht nicht Gegenstand einer klaren, expliziten Regelung, sie kann aber aus den 
allgemeinen rumänischen Transferpreisbestimmungen abgeleitet werden.987   
5.2.2 Der betriebliche Zuzug 
5.2.2.1 Allgemeines 
Grundsätzlich folgt das rumänische Ertragsteuerrecht dem rumänischen Handelsrecht 
(Maßgeblichkeitsprinzip). Die Berücksichtigung dieses Umstandes und die Tatsache, dass 
weder das rumänische Handelsrecht noch das rumänische Steuerrecht die Bewertung von 
im Rahmen eines Zuzuges eingeführten Wirtschaftsgütern klar regelt führt dazu, dass zum 
aktuellen Zeitpunkt unklar ist, zu welchem Wert (Fremdvergleichswert, historische 
Anschaffungskosten, etc.) permanent ins Inland überführte Wirtschaftsgüter steuerlich 
angesetzt werden müssen. Unter Berücksichtigung der allgemeinen innerstaatlichen 
steuerlichen Transferpreisregelungen (Art 29 Abs 3 Cod Fiscal) und den 
abkommensrechtlichen Vereinbarungen zwischen Österreich und Rumänien (Art 7 DBA) 
                                                 
986 Siehe Kapitel 8.2.3.4. 
987 Vgl. Trevino-Villarreal/Vasile, Fragebogen ROM, Pkt. C.3. 
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erscheint eine steuerliche Aufwertung seitens Rumänien zwar zwingend geboten zu sein, 
allerdings liegen zum aktuellen Zeitpunkt diesbezüglich weder einschlägige Judikate noch 
klare Aussage seitens der rumänischen Steuerbehörde vor.988     
5.2.2.2 Selbst erstellte unkörperliche WG des AV 
Im Zusammenhang mit selbst erstellten unkörperlichen Wirtschaftsgütern ist anzumerken, 
dass im rumänischen Steuerrecht ein hoher Grad an Unsicherheit darüber besteht, unter 
welchen Umständen diese zuzugsbedingt für steuerliche Zwecke aktiviert werden 
dürfen.989 Unter der Annahme, dass eine steuerwirksame Aktivierung dieser 
Vermögenswerte anlässlich eines Zuzuges nach Rumänien nicht möglich ist, wird der 
Standpunkt vertreten, dass die übernehmende rumänische Betriebstätte bzw das 
rumänische Stammhaus einen steuerlichen Aufwand in Höhe des Fremdvergleichswertes 
überführten Vermögenswertes anzusetzen hat.990 Diese Systematik führt mE in den Fällen 
zu einer steuerlich bedenklichen Situation, in denen die überführten selbst erstellten 
immateriellen Vermögenswerte aus österreichischer Sicht „Wirtschaftsgüter“ des 
Anlagevermögens darstellen (Szenario Nr. 1) und folglich die Frage aufgeworfen wird ob 
der Vorgang unter die Sonderregelung des § 6 Z 6 lit b EStG zur Nachversteuerung der 
Herstellungskosten subsumiert werden muss. Da im gegebenen Szenario in Rumänien für 
die Vermögenswerte kein steuerlicher „Aktivposten“ angesetzt wird, könnte der 
Standpunkt vertreten werden, die österreichische Sonderregelung käme nicht zur 
Anwendung und die Nachversteuerung der stillen Reserven (inkl. Herstellungskosten) 
käme erst im Jahr der tatsächlichen Realisierung zur Anwendung. Andererseits könnte der 
Vorgang als steuerliche Aktivierung mit Vollabschreibung im Jahr 1 der Aktivierung 
verstanden werden womit die österreichische Sonderregelung zur Anwendung käme. Da 
der Wortlaut der österreichischen Regelung jedoch klar auf eine mögliche Aktivierung der 
selbst erstellten immateriellen Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens abstellt und diese im 
fraglichen Fall eben gerade nicht vorliegt, ist dieser Standpunkt mE jedoch abzulehnen.991 
Ein „Qualifikationskonflikt“ im o.a. Sinne (Österreich: Qualifikation als Wirtschaftsgut, 
Rumänien: Qualifikation als sonstige Leistung) kann daher dazu führen, dass die im Inland 
in der Vergangenheit angesetzten Herstellungsaufwendungen in Rumänien zuzugsbedingt 
in voller Höhe steuerwirksam angesetzt werden können. Insofern jedoch auch Österreich 
den selbst erstellten immateriellen Vermögenswert für Zwecke des § 6 Z 6 EStG als 
sonstige Leistung qualifiziert (Szenario Nr. 2), so wird in Österreich in Höhe des 
Fremdvergleichswertes ein steuerpflichtiger Ertrag angesetzt, während diesem in 
Rumänien ein steuerwirksamer Aufwand gegenübersteht. In diesem Fall könnte dem 
Steuerpflichtigen aus dem Vorgang insofern ein (Liquidations-)Nachteil erwachsen, als der 
Ertrag im Wegzugszeitpunkt zu einem österreichischen Steueraufwand führt während dem 
rumänischen Aufwand u.U. nur geringe Erträge gegenüberstehen (und in Rumänien daher 
lediglich steuerliche Verlustvorträge aufgebaut werden).        
                                                 
988 Vgl. Trevino-Villarreal/Vasile, Fragebogen ROM, Pkt. D.5.-8. 
989 Vgl. Trevino-Villarreal/Vasile, Fragebogen ROM, Pkt. E.15; Kundenstöcke können demnach nicht aktiviert werden, hinsichtlich 
Know-How und Gewinnpotential besteht allgemein Unklarheit über dessen bilanzielle Behandlung während Firmenwerte nur 
unternehmensrechtlich nicht aber für steuerliche Zwecke abgeschrieben werden können.   
990 Vgl. Trevino-Villarreal/Vasile, Fragebogen ROM, Pkt. D.16. 
991 Soll auch dieser Vorgang von der Sonderregelung erfasst sein, so müsste der Wortlaut dieser wohl auch auf die überführungsbedingte 
sofortige aufwandswirksame Erfassung der Herstellungskosten im Zuzugsstaat abstellen.  
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5.3 Der Weg-/Zuzug im Umgründungssteuerrecht 
Da im Rahmen der vorliegenden Untersuchung lediglich die Vornahme von 
grenzüberschreitenden Betriebsübetrtragungen per Verschmelzung oder Einbringung 
untersucht wird, fokussieren die folgenden Abschnitte auf diese beiden 
Umgründungsszenarien ohne dabei im Detail auf andere rumänische Umgründungsformen 
(Umwandlung, Spaltung) Bezug zu nehmen. 
5.3.1 Allgemeine Umgründungsformen 
Das rumänische Unternehmensrecht kennt grundsätzlich folgende Formen der 
Umstrukturierung: 992 
? Sacheinlagen (Einbringungen), 
? Verschmelzungen, 
? Spaltungen und  
? Umwandlungen. 
Sacheinlagen können in eine bereits existierende Gesellschaft oder in eine neu zu 
errichtende Gesellschaft vorgenommen werden.  
Verschmelzungen können ebenfalls zur Aufnahme oder zur Neugründung durchgeführt 
werden. Verschmelzungen führen zur Auflösung der übertragenden Gesellschaft ohne 
Liquidation.993 Im Rahmen einer Verschmelzung werden sämtliche Vermögens-
gegenstände und Verbindlichkeiten der übertragenden Gesellschaften auf die 
übernehmende Gesellschaft übertragen. Die Gesellschafter der übertragenden Gesellschaft 
erhalten Anteile an der neuen Gesellschaft, wobei eine teilweise Barabfindung von 
bestehenden Anteilsinhabern erfolgen darf, wenn diese zehn Prozent des Nominalwertes 
der ausgegebenen Anteile nicht übersteigt. Die Geschäftsführer der beteiligten 
Gesellschaften haben einen Verschmelzungsplan mit bestimmten Mindestinhalten und 
einen Verschmelzungsbericht aufzustellen. 994  
Anmerkung Internationale Verschmelzungen: In Umsetzung der gesellschaftsrechtlichen 
EU-Fusionsrichtlinie995 können Verschmelzungen nach rumänischem Gesellschaftsrecht 
auch grenzüberschreitend mit anderen EU- bzw. EWR-Kapitalgesellschaften durchgeführt 
werden („grenzüberschreitende Verschmelzungen“). Grenzüberschreitend verschmolzen 
werden können eine rumänische SRL, SA, SCA und eine SE mit Sitz in Rumänien.996 Als 
ausländische „Verschmelzungspartner“ kommen ausländische Gesellschaften nach 
                                                 
992 Vgl. Ruxandra Marin, tax facts – Ausgabe 4/07, Beilage zum TPA Horwath Journal, siehe unter:  
www. tpa-horwath.com /upload/files/CMSEditor/TPA_H_Taxfacts_0407.pdf. 
993 Vgl. Trettnak/Moldovan, Verschmelzungen von Handelsgesellschaften in Rumänien, eastlex 2007, 26.  
994 Vgl. Galla in Galla/Haimerl (Hrsg), Investitionen und Steuern in Rumänien, 2009, 30f. 
995 EU EL 2005/56/EG über die Verschmelzung von Kapitalgesellschaften aus verschiedenen Mitgliedsstaaten, umgesetzt in Rumänien 
im April 2008. 
996 Vgl Leach/Iftime/Simion/Campean, in Schindler/Stangl (Hrsg), Cross-Border Mergers in CEE/SEE, 2009, Romania, Pkt. 2. 
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rumänischem Gesellschaftsrecht insofern in Frage, als sie in der Richtlinie 68/151 EWG997 
genannt oder diesen vergleichbar sind. Verschmolzen werden kann auch mit einer SE mit 
Sitz in einem anderen EU-Mitgliedsstaat. 998    
Spaltungen sind – so wie Verschmelzungen – zur Aufnahme oder zur Neugründung 
durchführbar und führen zur Auflösung der übertragenden Gesellschaft ohne 
Liquidation.999 Im Rahmen einer Spaltung wird das gespaltene Vermögen der 
übertragenden Gesellschaften auf die übernehmende Gesellschaft unter 
Gesamtrechtsnachfolge übertragen. Die Gesellschafter der übertragenden Gesellschaft 
erhalten Anteile an der übernehmenden Gesellschaft.1000 
Die Umwandlung erfolgt von einer Personen- in eine Kapitalgesellschaft oder vice versa, 
wobei die umzuwandelnde Gesellschaft in der neuen Rechtsform ohne Unterbrechung 
weiterexistiert.1001 
5.3.2 Die ertragsteuerliche Qualifikation von innerstaatlichen Umgründungen 
5.3.2.1 Verschmelzungen 
Die Verschmelzung stellt insofern einen steuerneutralen Vorgang dar, als diese zwischen 
zwei oder mehreren rumänischen Gesellschaften stattfindet, wobei die Anteilsinhaber der 
übertragenden Gesellschaften Anteilsrechte an der übernehmenden Gesellschaft 
erhalten.1002  
Der steuerliche Wert der übertragenen Vermögensgegenstände wird auf Ebene der 
übernehmenden Gesellschaft fortgeführt (Buchwertfortführung).  
5.3.2.2 Einbringungen 
Die Einbringung von Vermögensgegenständen in das Nennkapital einer rumänischen 
Gesellschaft gegen Ausgabe von Anteilsrechten ist ertragssteuerneutral. Dafür muss der 
Einbringende jedoch:  
? alle Vermögensgegenstände und Verbindlichkeiten  
? einer oder mehrerer „wirtschaftlicher Tätigkeiten“1003  
? einer rumänischen Gesellschaft  
? ausschließlich gegen die Ausgabe von Gegenleistungsanteile  
                                                 
997 Erste Richtlinie 68/15/EWG des Rates vom 9. März 1968 zur Koordinierung der Schutzbestimmungen, die in den Mitgliedstaaten den 
Gesellschaften im Sinne des Artikel 58 Absatz 2 des Vertrages im Interessen der Gesellschafter sowie DRitter vorgeschrieben sind, um 
diese Bestimmungen gleichwertig zu gestalten. 
998 Vgl. Galla in Galla/Haimerl (Hrsg), Investitionen und Steuern in Rumänien, 2009, 32; Radu Simion, Romania: Cross Border 
Mergers, Wolf Theiss Bukarest, siehe unter www.iflr.com/Article/1976398/Cross-border-mergers.html. 
999 Vgl. Ollinger/Neagu/Bibal, Rumänien: Spaltung aus gesellschafts- und steuerrechtlicher Sicht, eastlex 2007, 153.  
1000 Vgl. Galla in Galla/Haimerl (Hrsg), Investitionen und Steuern in Rumänien, 2009, 32. 
1001 Vgl. Ruxandra Marin, tax facts – Ausgabe 4/07, Beilage zum TPA Horwath Journal, siehe unter:  
www. tpa-horwath.com /upload/files/CMSEditor/TPA_H_Taxfacts_0407.pdf. 
1002 Vgl. Galla in Galla/Haimerl (Hrsg), Investitionen und Steuern in Rumänien, 2009, 67; ebenfalls Taxation of Cross-Border Mergers 
& Acquisitions, 2008 Edition, KPMG, siehe unter: www.kpmg.com/SiteCollection Documents/MA/MA_Romania_2008.pdf. 
1003 Das rumänische Steuerrecht sieht keine Systematik vor nach welcher Wirtschaftsgüter einem bestimmten Teilbetrieb zugerechnet 
werden können, vgl Srinivasan/Ionescu, in Ernst&Young, Survey of the Implementation of Council Directive 90/434/EEC - Romania, 
2008, 116, unter Article 4. 
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einbringen. Der steuerliche Wert der eingebrachten Vermögensgegenstände wird auf Ebene 
der übernehmenden Gesellschaft fortgeführt (Buchwertfortführung). Der steuerliche 
Buchwert der Gegenleistungsanteile entspricht dem steuerlichen Buchwert des eingelegten 
Vermögens. 1004  
5.3.3 Die ertragsteuerliche Qualifikation von internationalen Umgründungen 
5.3.3.1 Grenzüberschreitende Verschmelzungen 
Rumänien hat im Zuge seines Beitritts zur Europäischen Union (mit 1. Jänner 2007) 
wesentliche Änderungen im Bereich seines nationalen Steuerrechtes1005 durchgeführt. Im 
Rahmen dieser Reform des Cod Fiscal wurde Art 27 eingeführt, welcher Teile1006 der EU-
FRL (2005/19/EU) in rumänisches Recht übertragen hat. Art 27 Cod Fiscal regelt 
prinzipiell jene Sachverhalte, die im Anwendungsbereich der steuerlichen FRL liegen. 
Demgemäß werden Erträge, welche im Zuge von internationalen 
Umgründungen/Verschmelzungen auf Ebene der Gesellschafter der untergehenden 
Gesellschaft realisiert werden (Aufdeckung stille Reserven mit Ausnahme von 
Ausgleichszahlungen) sowie auf Ebene der Nachfolgegesellschaft erzielte werden 
(Aufdeckung stiller Reserven), steuerfrei gestellt. Die steuerfreie Aufdeckung von stillen 
Reserven ist aber nur insoweit möglich als es: 
? zur Buchwertfortführung kommt und  
? etwaige Ausgleichszahlungen zehn Prozent des Nennwertes des übertragenen 
Vermögens nicht übersteigen.  
Das Prinzip der Buchwertfortführung gilt auch hinsichtlich des Beteiligungsansatzes.1007 
Eine Buchwertfortführung im Rahmen der Umgründung ist jedoch nur insoweit möglich, 
als: 
? Rumänien im Zuge der Umgründung sein Besteuerungsrecht bezüglich des 
umgründungsbedingt übertragenen Vermögens im Verhältnis zu anderen EU-
Mitgliedsstaaten weiterhin beibehält (z.B. über eine lokale Betriebsstätte) und 
? der Umgründungsvorgang nicht als „missbräuchlich“ eingestuft wird.1008 
Kommt es daher im Rahmen einer grenzüberschreitenden Verschmelzung zur Entstrickung 
von in Rumänien steuerverstricktem Vermögen, so ist eine steuerneutrale 
Vermögensübertragung nicht möglich. Eine zusätzliche Möglichkeit zur Steuerstundung 
im Falle von steuerentstrickenden Verschmelzungen innerhalb der EU – als Reaktion auf 
die Judikatur des EuGH zu vergleichbaren Wegzugsszenarien (z.B. Rs C-470/04, „N“ oder 
                                                 
1004 Vgl. Galla in Galla/Haimerl (Hrsg), Investitionen und Steuern in Rumänien, 2009, 67f; Ruxandra Marin, tax facts – Ausgabe 4/07, 
Beilage zum TPA Horwath Journal, siehe unter: www. tpa-horwath.com /upload/files/CMSEditor/TPA_H_Taxfacts_0407.pdf. 
1005 Änderungen des Cod Fiskal mit Gesetz 571/2003. 
1006 Zu den Defiziten in der Umsetzung siehe Srinivasan/Ionescu, in Ernst&Young, Survey of the Implementation of Council Directive 
90/434/EEC - Romania, 2008, 116ff, 963f. 
1007 Vgl. Simon/Kühmayer, Abgabenrechtliche Änderungen ab dem 1.1.2007 in Rumänien, eastlex, 2007, 9. 
1008 Vgl. Simon/Kühmayer, eastlex, 2007, 9. 
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Rs C-9/02, „Hughes de Lasteyrie du Saillant“)1009 sieht das rumänische Steuerrecht nicht 
vor.1010  
Kommt es im Rahmen einer grenzüberschreitenden Verschmelzung zu einem Übergang 
von Besteuerungsrechten hinsichtlich bestimmter Wirtschaftsgüter von Österreich auf 
Rumänien, so sieht das rumänische Steuerrecht weiters keine explizite Möglichkeit zur 
Aufwertung auf Fremdvergleichswerte im Verschmelzungszeitpunkt vor. Vielmehr wird 
allgemein davon ausgegangen, dass die Wirtschaftsgüter zu ihren steuerlichen Buchwerten 
auf die rumänischen Gesellschaften übergehen (lediglich für bestimmtes Anlagevermögen 
wird die Möglichkeit erkannt, unternehmensrechtlich und steuerlich aufzuwerten).1011 Ob 
die wegzugsbedingte Besteuerung in Österreich iSd § 1 Abs 2 UmgrStG und der dadurch 
auf den Fremdvergleichswert angehobene österreichische steuerliche Buchwert als solcher 
auch für rumänische Zwecke anerkannt wird (womit implizit ein „Step Up“ verbunden 
wäre) ist auf Basis der aktuellen rumänischen Rechtslage unklar und sollte daher im 
Einzelfall mit der rumänischen Steuerbehörde im Vorfeld zur Verschmelzung abgeklärt 
werden. Eine Einschränkung des rumänischen Steuerrechts auf abkommensrechtlicher 
Basis (Art 7 DBA Österreich-Rumänien) wird abgelehnt.1012        
5.3.3.2 Grenzüberschreitende Betriebseinbringungen 
Betriebe bzw. Teilbetriebe iSd FRL können gem. Art 27 Cod Fiscal grenzüberschreitend in 
eine rumänische Gesellschaft eingebracht werden. Hinsichtlich der Definition des 
Begriffes „Teilbetrieb“ wurde jene aus Art 2 lit j FRL direkt ins Rumänische Steuerrecht 
übernommen.1013 
Grenzüberschreitende Einlagen iSd FRL (Annahme: Buchwertfortführung, kein Verlust 
rumänisches Besteuerungsrecht, kein Missbrauch) stellen auf Ebene der einlegenden 
Person aus rumänischer Perspektive einen nicht steuerbaren Vorgang dar. Die 
übernehmende Gesellschaft übernimmt die übertragenen Wirtschaftsgüter zu dessen 
steuerlichen Buchwert (Buchwertfortführung). Die steuerlichen Anschaffungskosten der 
Gegenleistungsanteile bei der einbringenden Gesellschaft entsprechen aus rumänischer 
Perspektive dem steuerlichen Buchwert des eingelegten Vermögens.1014     
Kommt es daher im Rahmen einer grenzüberschreitenden Betriebseinbringung zur 
Entstrickung von in Rumänien steuerverstricktem Vermögen, so ist eine steuerneutrale 
Vermögensübertragung nicht möglich. Eine zusätzliche Möglichkeit zur Steuerstundung 
im Falle von steuerentstrickenden Einbringungen innerhalb der EU – als Reaktion auf die 
Judikatur des EuGH zu vergleichbaren Wegzugsszenarien (z.B. Rs C-470/04, „N“ oder Rs 
                                                 
1009 EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409 , EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000. 
1010 Vgl. Srinivasan/Ionescu, in Ernst&Young, Survey of the Implementation of Council Directive 90/434/EEC - Romania, 2008, 968, 
Pkt 4.7; ebenso Trevino-Villarreal/Vasile, Fragebogen ROM, Pkt. F.17. 
1011 Vgl. Trevino-Villarreal/Vasile, Fragebogen ROM, Pkt. G.19-21. 
1012 Vgl. Trevino-Villarreal/Vasile, Fragebogen ROM, Pkt. G.22. 
1013 Vgl. Srinivasan/Ionescu, in Ernst&Young, Survey of the Implementation of Council Directive 90/434/EEC - Romania, 2008, 964, 
Pkt 2.6. 
1014 Vgl. Taxation of Cross-Border Mergers & Acquisitions, 2008 Edition, KPMG, siehe unter: 
www.kpmg.com/SiteCollectionDocuments/MA/MA_Romania_2008.pdf unter “Contributions In-Kind”. 
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C-9/02, „Hughes de Lasteyrie du Saillant“)1015 sieht das rumänische Steuerrecht nicht 
vor.1016  
Kommt es im Rahmen einer grenzüberschreitenden Einbringung zu einem Übergang von 
Besteuerungsrechten hinsichtlich bestimmter Wirtschaftsgüter von Österreich auf 
Rumänien, so sieht das rumänische Steuerrecht darüber hinaus keine explizite Möglichkeit 
zur Aufwertung auf Fremdvergleichswerte im Einbringungszeitpunkt vor. Vielmehr wird 
allgemein davon ausgegangen, dass die Wirtschaftsgüter zu ihren steuerlichen Buchwerten 
auf die rumänischen Gesellschaften übergehen (lediglich für bestimmtes Anlagevermögen 
wird die Möglichkeit erkannt, unternehmensrechtlich und steuerlich aufzuwerten).1017 Ob 
die wegzugsbedingte Besteuerung in Österreich iSd § 16 Abs 1 UmgrStG und der dadurch 
auf den Fremdvergleichswert angehobene österreichische steuerliche Buchwert als solcher 
auch für rumänische Zwecke anerkannt wird (womit implizit ein „Step Up“ verbunden 
wäre) ist auf Basis der aktuellen rumänischen Rechtslage unklar und sollte daher im 
Einzelfall mit der rumänischen Steuerbehörde im Vorfeld zur Einbringung abgeklärt 
werden.  
                                                 
1015 EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409 , EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000. 
1016 Vgl. Srinivasan/Ionescu, in Ernst & Young, Survey of the Implementation of Council Directive 90/434/EEC - Romania, 2008, 972, 
Pkt 9.3; ebenso Trevino-Villarreal/Vasile, Fragebogen ROM, Pkt. H.25. 
1017 Vgl. Trevino-Villarreal/Vasile, Fragebogen ROM, Pkt. I.26-28. 
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6 Der Zuzug im Slowakischen Steuerrecht 
6.1 Grundzüge des slowakischen Steuerrechts 
6.1.1 Gesetzliche Grundlagen 
Das slowakische Steuerrecht basiert auf dem slowakischen Einkommensteuergesetz 
(„skEStG“), welches in sechs Abschnitte gegliedert ist: 1018 
1. Allgemeines (Definitionen) 
2. Einkommensteuer natürlicher Personen 
3. Körperschaftsteuer 
4. Gemeinsame Bestimmungen 
5. Steuererhebung 
6. Übergangsbestimmungen 
Der slowakischen Einkommensteuer unterliegen natürliche Personen. Für juristische 
Personen (Körperschaften) und den Kommanditisten einer Kommanditgesellschaft kommt 
die Körperschaftsteuer zur Anwendung.1019 
6.1.2 Beschränkte/unbeschränkte Steuerpflicht 
6.1.2.1 Natürliche Personen 
Unbeschränkt steuerpflichtige natürliche Personen unterliegen mit ihrem Welteinkommen 
der slowakischen Einkommensbesteuerung. 
Als unbeschränkt steuerpflichtig werden jene natürlichen Personen bezeichnet, welche in 
der Slowakei ansässig sind, da sie über einen slowakischen Wohnsitz verfügen oder ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt in der Slowakei haben (d.h. sich mehr als 183 Tage im Jahr in der 
Slowakei aufhalten).1020  
Alle jene Personen, welche nicht unter o.a. Definition fallen, werden als beschränkt 
steuerpflichtige Personen eingestuft und unterliegen nur mit bestimmten Inlandseinkünften 
der slowakischen Besteuerung. Gem. § 16 skEStG zählen dazu: 1021     
• Einkünfte aus slowakischen Betriebsstätten (inklusive Einkünfteanteile eines 
Gesellschafters einer VOS oder des Komplementärs einer KS); 
• Einkünfte aus unselbständiger Arbeit in der Slowakei; 
• Einkünfte aus Dienstleistungen in der Slowakei; 
• Einkünfte als Künstler und dergleichen; 
• Einkünfte aus Zahlungen von unbeschränkt Steuerpflichtigen oder Betriebsstätten 
beschränkt Steuerpflichtiger für: Lizenzen, Rechte, Zinsen, Mieterträge (aus 
                                                 
1018 Vgl. Veith, Steueroase Slowakei, Linde, Wien 2007, 66. 
1019 Vgl. ebd, 73, 75, 81. 
1020 Vgl. ebd, 68. 
1021 Vgl. ebd, 71f. 
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slowakischen Immobilien und Mobilien), Veräußerungsgewinne und 
Beteiligungserträge aus slowakischen Gesellschaften, etc.    
6.1.2.2 Juristische Personen/Personengesellschaften 
Als unbeschränkt steuerpflichtig gelten alle Gesellschaften mit Sitz oder Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung in der Slowakei.1022 Die gilt unabhängig davon, ob diese 
Gesellschaften aus österreichischer Sicht (d.h. unter Berücksichtigung ihrer 
Organisationsstruktur aus österreichischer, gesellschaftsrechtlicher Perspektive1023) als 
Kapitalgesellschaften oder Personengesellschaften eingestuft werden. Unter die 
slowakische unbeschränkte Körperschaftsteuerpflicht fallen daher die folgenden 
Rechtsformen:  
• Akciová spoločnost („AS“): Aktiengesellschaft 
• Spoločnost s ručením obmedzeným („SRO“): Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
• Komanditná spoločnost („KS“): Kommanditgesellschaft 
Offene Handelsgesellschaften („VOS“) stellen keine Körperschaftsteuersubjekte dar. 
Folglich wird auf Ebene der VOS der Gewinn der Gesellschaft einheitlich festgestellt und 
auf Ebene ihrer Gesellschafter – je nach deren Rechtsform – mit Einkommens- oder 
Körperschaftsteuer besteuert.  
Auch der Gewinn von Kommanditgesellschaften („KS“) wird einheitlich festgestellt. 
Allerdings ist zum Zwecke der weiteren Besteuerung zu unterscheiden, ob sich beim 
jeweiligen KS-Gewinnanteil um jenen des Kommanditisten oder eines Komplementärs 
handelt. Der Gewinnanteil des Komplementäres wird (wie bei einer VOS) auf 
Gesellschafterebene besteuert während der Gewinnanteil des Kommanditisten auf Ebene 
der KS der Körperschaftsteuer unterliegt.1024  
Unbeschränkt steuerpflichtige juristische Personen unterliegen idR der slowakischen 
Körperschaftsteuer mit ihrem Welteinkommen.  
Beschränkt steuerpflichtige juristische Personen unterliegen hingegen – vergleichbar den 
beschränkt steuerpflichtigen natürlichen Personen – nur mit den Quelleneinkünften iSd § 
16 skEStG der slowakischen Besteuerung (Betriebsstätteneinkünfte, Gewinnanteil als 
Gesellschafter einer VOS oder Komplementär einer KS, etc. – siehe dazu oben).  
6.1.2.3 Einzelunternehmer 
Ein Einzelunternehmer ist eine natürliche Person, welche einen Gewerbebetrieb führt und 
daher sog. „Einkünfte aus unternehmerischer Tätigkeit“ (§ 6 skEStG) erzielt.1025 Der 
Einzelunternehmer führt die betriebliche Tätigkeit im eigenen Namen und auf eigene 
                                                 
1022 Vgl. ebd, 75. 
1023 Siehe Typenvergleich in KStRL 2001 Rz 110, 551; VPR 2010 Rz 276ff. 
1024 Vgl. Veith, Steueroase Slowakei, Linde, Wien 2007, 80f. 
1025 Vgl. ebd, 69. 
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Rechnung aus. Er haftet mit seinem gesamten Vermögen für alle Verbindlichkeiten des 
Unternehmens, wobei die Haftung auch sein gesamtes Privatvermögen inkludiert. 
Die steuerliche Bemessungsgrundlage für die Einkünfte aus einem Gewerbebetrieb ist der 
Gewinn, welcher sich aus der Differenz zwischen den in einem Steuerjahr erzielten 
Umsatzerlösen sowie sonstigen Betriebseinnahmen und den abzugsfähigen 
Betriebsausgaben ergibt. Der Gewinn wird zu einem fixen Steuersatz von 19 Prozent 
besteuert.1026      
6.1.2.4 Personengesellschaften/ Kapitalgesellschaften 
Das slowakische Gesellschaftsrecht sieht unterschiedliche Gesellschaftsformen vor, im 
Rahmen welcher slowakische Unternehmen betrieben werden können (genaue 
Bezeichnung der Gesellschaftsformen siehe oben). Die wesentlichen 
gesellschaftsrechtlichen Unterscheidungskriterien der wichtigsten slowakischen 
Gesellschaftsformen und deren slowakische Besteuerung sind in weiterer Folge kurz 
dargestellt: 
 
Wie aus obiger Übersicht erkennbar, unterscheidet das slowakische – ähnlich dem 
österreichischen Steuerrecht – zwischen Personen- und Kapitalgesellschaften. 
Kapitalgesellschaften gelten als Steuersubjekte und unterliegen mit ihrem Jahresgewinn 
(Welteinkommen, siehe oben) der slowakischen Körperschaftsteuer in Höhe von 19 
Prozent. Die Gewinnausschüttungen werden in weiterer Folge auf Gesellschafterebene als 
„Dividendenausschüttung“ besteuert und sind als solche steuerfrei. Gleiche Systematik gilt 
für die Gewinnanteile von Kommanditisten einer KS. Auch diese werden auf Ebene der 
                                                 




















GmbH SRO beschränkt EUR 5.000 1 Steuerpflicht der SRO (19% KÖSt), 
Dividende an Gesellschafter steuerfrei
AG AS beschränkt EUR 25.000 1 Steuerpflicht der AS (19% KÖSt), Dividende 
an Gesellschafter steuerfrei
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KS mit 19 Prozent KÖSt besteuert während die Ausschüttung der Gewinne an den 
Kommanditisten als steuerfreie Dividende eingestuft wird.1027 
Gewinnanteile von Komplementären einer KS oder einer VOS hingegen werden nicht auf 
Gesellschaftsebene, sondern erst auf Gesellschafterebene mit 19 Prozent KÖSt (juristische 
Personen) oder 19 Prozent ESt (natürliche Personen) besteuert. 1028   
Der steuerpflichtige Jahresgewinn einer slowakischen Gesellschaft (vgl. § 17 skEStG) wird 
aus ihrer Handelsbilanz entwickelt und berechnet sich aus der Differenz zwischen den 
erzielten Betriebseinnahmen und den Betriebsausgaben. Steuerbefreite Einnahmen 
mindern, nicht abzugsfähige Betriebsausgaben erhöhen die Steuerbemessungsgrundlage. 
Körperschaftsteuerbefreit sind z.B. Schachteldividenden. Nicht oder nur beschränkt 
abzugsfähige Betriebsausgaben sind z.B. Ausgaben für Repräsentation, diverse 
Rückstellungen, Körperschaftsteuer oder Aufwendungen im Zusammenhang mit 
steuerfreien Einkünften. 1029   
6.1.2.5 Slowakische Betriebsstätten ausländischer Gesellschaften 
Unterhält eine im Ausland registrierte Gesellschaft in der Slowakei eine Betriebsstätte 
(„organizacna zloska“)  muss diese im Handelsregister und auch für slowakische 
steuerliche Zwecke registriert werden. Handelt es sich bei der ausländischen Gesellschaft 
um eine Kapitalgesellschaft, wird der Betriebsstättengewinn mit 19 Prozent 
Körperschaftsteuer belastet. Im Falle eines ausländischen Einzelunternehmers oder einer 
ausländischen Personengesellschaft mit natürlichen Personen als Gesellschafter, wird der 
slowakische Betriebsstättengewinn der Einkommensteuer in Höhe von 19 Prozent 
unterworfen. Der Betriebsstättengewinn muss über eine eigene Betriebsstättenbuchhaltung 
ermittelt werden.1030     
6.1.3 Besteuerung stiller Reserven im Betriebsvermögen 
6.1.3.1 Veräußerungsgewinne/Einlagen 
Die Bemessungsgrundlage für die Besteuerung von Betrieben stellt gem. § 17 skEStG der 
idR durch doppelte Buchhaltung ermittelte handelsrechtliche Jahresgewinn dar. Dieser 
berechnet sich aus der Differenz zwischen den erzielten Betriebseinnahmen und den 
Betriebsausgaben. Steuerbefreite Einnahmen mindern, nicht abzugsfähige 
Betriebsausgaben erhöhen die Steuerbemessungsgrundlage, wobei Ausgaben grundsätzlich 
insofern als Betriebsausgaben anerkannt werden, als sie im Zusammenhang mit der 
Erzielung von steuerpflichtigen Einkünften anfallen. Einen Bestandteil der 
steuerpflichtigen laufenden Betriebseinnahmen stellen Gewinne aus der Übertragung von 
Vermögensgegenständen dar.1031 Etwaige stille Reserven im Betriebsvermögen unterliegen 
daher keiner gesonderten Besteuerung (iSe „Capital Gains Tax“) sondern der normalen 
laufenden slowakischen Körperschaft- bzw. Einkommensteuer in Höhe von 19 Prozent.  
                                                 
1027 Vgl. ebd, 77, 81. 
1028 Vgl. ebd, 80. 
1029 Vgl. ebd, 86ff. 
1030 Vgl. ebd, 85. 
1031 Vgl. Bradshaw in PricewaterhouseCoopers, Worldwide Corporate Tax Summaries 2010/11, Slovak Republic, 1215. 
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Einlagen in das Betriebsvermögen sind auf betrieblicher Ebene als auch auf Ebene des 
Einlegenden selbst steuerneutral (§ 25 Abs 1 lit f und g skEStG iVm § 17 Abs 19 
skEStG).1032  
6.1.3.2 Bewertung und Abschreibung von Betriebsvermögen 
Ebenso wie in Österreich gilt in der Slowakei grundsätzlich das Anschaffungswertprinzip. 
Betriebliche Vermögensgegenstände sind daher zu den Anschaffungs- bzw. 
Herstellungskosten zu bilanzieren. Zugänge im Rahmen eines Betriebskaufes oder 
aufgrund von Sacheinlagen werden unternehmensrechtlich mit ihrem Realwert 
(Marktwert) angesetzt.1033  Ertragsteuerlich werden die Vermögensgegenstände zu ihren 
historischen Anschaffungskosten bzw. Buchwerten angesetzt – ertragsteuerlich findet 
folglich kein einlagebedingter „Step-Up“ statt (siehe Anmerkungen unten zur 
„Einbringung“). Die o.a. Werte werden in weiterer Folge als Bemessungsgrundlage für die 
Berechnung der laufenden Abschreibung bzw. zur Berechnung der stillen Reserven im 
Rahmen der Besteuerung eines Veräußerungsvorganges oder Entnahmevorganges 
herangezogen. 
Die Abschreibung von betrieblichen körperlichen Wirtschaftgsgütern ist im slowakischen 
Einkommensteuerrecht detailliert vorgegeben. Wirtschaftsgüter werden dabei in vier 
Wirtschaftsgutkategorien unterteilt (z.B. LKW – Kategorie 1, Büroeinrichtung – Kategorie 
2, Gebäude – Kategorie 4) wobei für jede Kategorie eine bestimmte fixe 
Abschreibungsdauer vorgegeben wird (Kategorie 1: 4 Jahre, Kategorie 2: 6 Jahre, 
Kategorie 4: 20 Jahre). Neben einer linearen Abschreibung ist auch eine beschleunigte 
Abschreibung möglich. Weiters besteht die Möglichkeit, bei körperlichem 
Anlagevermögen die Abschreibung temporär auszusetzen (z.B. in Verlustjahren).1034   
Für die Abschreibung von abnutzbaren unkörperlichen Wirtschaftsgütern existieren keine 
gesonderten ertragsteuerlichen Regelungen. Folglich ist für diesen Bereich die 
unternehmensrechtliche Abschreibung steuerlich maßgeblich.1035 
6.2 Der Weg-/Zuzug im slowakischen Ertragsteuerrecht 
Grundsätzlich sind im slowakischen Steuerecht keine expliziten Ent- oder 
Verstrickungsregelungen für den Weg- oder Zuzug mit in- oder ausländischem 
Steuersubstrat vorgesehen, wobei aktuell auch keine diesbezüglichen Gesetzesentwürfe 
vorliegen.1036 Aufgrund des Fehlens einer expliziten gesetzlichen Regelung hinsichtlich der 
Bewertung bei Weg- und Zuzugsvorgängen hat sich bis zum aktuellen Zeitpunkt 
diesbezüglich auch noch keine klare Rechtsposition von Seiten der slowakischen 
Finanzverwaltung oder der Lehre/Praxis entwickelt.1037 Basierend auf § 25 Abs 1 lit f 
                                                 
1032 Vgl. Veith, Steueroase Slowakei, Linde, Wien 2007, 130f, 261f. 
1033 Vgl. ebd, 50f. 
1034 Vgl. ebd, 89-93. 
1035 Vgl. Bradshaw in PricewaterhouseCoopers, Worldwide Corporate Tax Summaries 2010/11, Slovak Republic, 1216. 
1036 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 169 und 178 (zur Sitzverlegung); ebenfalls Jakubek/Kuropka/Vavrak, in 
Ernst&Young, Survey of the Implementation of Council Directive 90/434/EEC - Slovakia, 2008, 994, Pkt 9.3, 996, Pkt 10.4. (keine 
Änderung Rechtslage durch Rs “N”), 998, Pkt 10b.1; Vavrak, Fragenbogen SK, Pkt. C.3. 
1037 Vgl. Vavrak, Fragebogen SK, Pkt. C und D. 
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skEStG wird teilweise die Meiung vertreten, die (österreichischen) steuerlichen Buchwerte 
des verlagerten Betriebes wären in der slowakischen Betriebstätte fortzuführen (steuerliche 
Buchwertfortführung). Auf Unternehmensebene käme es daher zu keinem steuerlichen 
Step-Up (Aufwertung) auf einen eventuell höheren Fremdvergleichswert.1038 Für 
slowakische handelsrechtliche Zwecke kommt es im Gegensatz dazu jedenfalls zu einer 
Bewertung der überführten Wirtschaftsgüter zum Fremdvergleichswert (lt. 
Bewertungsgutachten).1039  
Aus ertragsteuerlicher österreichischer Perspektive wird hingegen unter § 6 Z 6 EStG 
davon ausgegangen, dass die Steuerverstrickung des überführten Betriebes im Ausland zu 
den im Zeitpunkt der Verbringung beizulegenden Fremdvergleichswerten erfolgt. Diese 
gegenläufige Systematik würde dazu führen, dass im Falle einer späteren 
Betriebsveräußerung bzw. im Falle einer weiteren Verbringung der Wirtschaftsgüter bzw. 
betrieblichen Einheiten in einen Drittstaat1040 etwaige stille Reserven sowohl in Österreich 
(Nacherhebung der wegzugsbedingt gestundeten Steuerlast) als auch in der Slowakei 
besteuert würden. Der Vorgang der Betriebsverlagerung von Österreich in die Slowakei 
wäre daher massiv durch Doppelbesteuerung bedroht. 
Aus abkommensrechtlicher Sicht verstößt die Slowakei unter diesem Szenario aufgrund 
der fehlenden steuerlichen Aufwertung klar gegen das „Betriebsstättenprinzip“ bzw. die 
„Selbstständigkeitsfiktion“ gem. Art 7 DBA Österreich-Slowakei. Nach dieser 
Bestimmung dürfen nur jene betrieblichen stillen Reserven in der Slowakei besteuert 
werden, welche originär einer slowakischen Betriebsstätte zuzurechnen sind. Dieser Effekt 
wird dadurch erreicht, dass im Falle einer Wirtschaftsgutüberführung zwischen 
unselbstständigen Unternehmensteilen fiktiv eine Veräußerung zu Fremdvergleichswerten 
angenommen wird.1041  
Im obigen Zusammenhang ist jedoch darauf hinzuweisen, dass für den Wegzugsfall aus der 
Slowakei von Teilen des slowakischen Schrifttums – obwohl, wie erwähnt, ein expliziter 
innerstaatlicher Besteuerungstatbestand hierfür fehlt – ein Risiko erkannt wird, dass die 
slowakische Finanzbehörde eine Besteuerung von stillen Reserven unter Bezugnahme auf 
allgemeine slowakische Besteuerungsgrundsätze und die Selbstständigkeitsfiktion 
(„Separate Entity Approach“) anstrebt.1042 Diese Sichtweise resultiert aus § 17 Abs 7 
skEStG („allgemeine Gewinnermittlungsregeln“) welcher die folgende Regelung 
beinhaltet:1043 
 (7) The tax base of a taxpayer with limited tax liability, who performs activities in 
the Slovak Republic through a permanent establishment, reported pursuant to 
paragraph 1, may not be lower than the tax base it would achieve from similar or 
the same activities under identical or similar conditions if it were to perform the 
same or similar activities as an unrelated party independent of its incorporator. 
                                                 
1038 Vgl. Veith, Steueroase Slowakei, Linde, Wien 2007, 261f. 
1039 Vgl. ebd, 262. 
1040 Vorausgesetzt die absolute Verjährung (10 Jahre ab Wegzug) ist zu diesem Zeitpunkt noch nicht eingetreten; vgl Kapitel 4.2.9.4. 
1041 In der slowakischen  Fachliteratur war dieser Aspekt noch nicht Gegenstand umfangreicher Diskussionen, vgl. Vavrak, Fragebogen 
SK, Pkt. D.7. und E.15 (bzgl. immaterieller WG). 
1042 Vgl. Jakubek/Kuropka/Vavrak, in Ernst&Young, Survey of the Implementation of Council Directive 90/434/EEC - Slovakia, 2008, 
988, Pkt 4.5., 996, Pkt 10.4. und 999, Pkt 10b.4; Vavrak, Fragebogen SK Pkt. C.3. 
1043 Freie Übersetzung ins Englische. 
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For the purpose of adjusting the tax base of a permanent establishment, the 
procedure specified in § 18 shall apply accordingly. 
Unter § 18 skEStG werden in weiterer Folge die zulässigen Methoden zur Ermittlung des 
Fremdvergleichspreises beschrieben (Preisvergleichsmethode, etc.). 
Aus o.a. Gesetzbestimmung, welche für slowakische Betriebstätten ausländischer 
Unternehmen eine Selbstständigkeitsfiktion definiert, lässt sich mE jedenfalls ableiten, 
dass Leistungstransfers zwischen einem ausländischem Stammhaus bzw. einer 
ausländischen Betriebstätte und einer slowakischen Betriebstätte steuerlich zum 
Fremdvergleichswert angesetzt werden müssen. Auch wenn die Bestimmung nicht explizit 
auf Zu- oder Wegzugsvorgänge Bezug nimmt sondern als allgemeine 
Verrechnungspreisnorm ausformuliert ist, so ist kein Grund zu erkennen warum die 
Überführung von Wirtschaftsgütern oder betrieblichen Teileinheiten unter Einbindung 
slowakischer Betriebstätten nicht von ihr erfasst sein sollte. Diese Sichtweise gilt 
unterschiedslos für Wegzüge aus der Slowakei also auch für Zuzüge in die Slowakei. 
Folglich müsste die Slowakei im Falle eines Zuzuges den Fremdvergleichswert der 
überführten Wirtschaftsgüter (im Überführungszeitpunkt) für steuerliche Zwecke als 
Anschaffungskosten ansetzen. Wird diesem Argument nicht gefolgt, so muss eine 
zuzugsbedingte Aufwertung trotzdem zwingend aus dem Abkommensrecht abgeleitet 
werden wobei das DBA Österreich-Slowakei wohl lediglich Rechtsbasis für eine 
erzwungene Aufwertung zu Gunsten des österreichischen Zuziehenden sein kann, jedoch 
im Wegzugsfall aus der Slowakei einen fehlenden innerstaatlichen Besteuerungstatbestand 
nicht zu ersetzen vermag.    
Unabhängig von der Abkommenswidrigkeit einer fehlenden Aufwertung stellt die 
slowakische Vorgehensweise wohl auch aus unionsrechtlicher Perspektive einen 
fragwürdigen Ansatz dar. Dies deshalb, weil die Vorgehensweise dem Prinzip der 
Besteuerung nach dem „Territorialitätsprinzip“ widerspricht und die drohende 
Doppelbesteuerung eine systematische Diskriminierung des zuziehenden Unternehmers 
gegenüber slowakischen Unternehmern bedeutet (welche ihr Unternehmen in der Slowakei 
errichten und nicht erst damit zuziehen).1044  
Zusammenfassend kann daher festgehalten werden, dass das innerstaatliche slowakische 
Steuerrecht eine steuerliche Aufwertung der in eine slowakische Betriebstätte überführten 
Wirtschaftsgüter aufgrund der Bestimmung des § 17 Abs 7 skEStG zulassen sollte. Im 
Falle einer abweichenden Interpretation (keine Aufwertung) müsste eine Aufwertung aus 
abkommensrechtlichen und unionsrechtlichen  Gründen zwingend erfolgen.   
6.3 Der Weg-/Zuzug im Umgründungssteuerrecht 
6.3.1 Allgemeine Umgründungsformen 
Das slowakische Unternehmensrecht kennt grundsätzlich folgende Formen der 
Umstrukturierung:   
                                                 
1044 Siehe Kapitel 8.2.6.; in der slowakischen Fachliteratur war diese Frage bis dato scheinbar noch nicht Gegenstand tiefergehender 
Diskussionen, vgl. Vavrak, Fragebogen SK, Pkt. D.5., D.8. und E.15. 
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? Sacheinlagen (Einbringungen), 
? Verschmelzungen und 
? Aufspaltungen.  
Vermögensübertragungen über Verschmelzungen oder Aufspaltungen können prinzipiell 
nur zwischen gleichen Gesellschaftsformen durchgeführt werden. Als Ausnahme davon 
kann eine AS als aufnehmende Gesellschaft im Rahmen einer Verschmelzung mit einer 
SRO fungieren. Rechtsformänderungen (z.B. SRO in VOS, SRO in KS und vice versa oder 
AS in SRO) sind im Vorfeld zu einer Umgründung möglich.1045 Bloße 
Rechtsformänderungen führen aus slowakischer Sicht – obwohl zwischen Kapital- und 
Personengesellschaft „gewechselt“ werden kann – zu keiner Vermögensübertragung und 
gelten daher als nicht steuerbar.1046    
Sacheinlagen können in eine bereits existierende Gesellschaft oder in eine neu zu 
errichtende Gesellschaft vorgenommen werden.  
Verschmelzungen können ebenfalls zur Aufnahme oder zur Neugründung durchgeführt 
werden. Verschmelzungen führen zur Auflösung der übertragenden Gesellschaft ohne 
Liquidation. Im Rahmen einer Verschmelzung werden sämtliche Vermögensgegenstände 
und Verbindlichkeiten der übertragenden Gesellschaften auf die übernehmende 
Gesellschaft übertragen. Die Gesellschafter der übertragenden Gesellschaft erhalten 
Anteile an der übernehmenden Gesellschaft. 1047  
Anmerkung Internationale Verschmelzungen: In Umsetzung der gesellschaftsrechtlichen 
EU-Fusionsrichtlinie1048 können Verschmelzungen nach slowakischem Gesellschaftsrecht 
auch grenzüberschreitend mit anderen EU- bzw. EWR-Kapitalgesellschaften durchgeführt 
werden (grenzüberschreitende Verschmelzungen). Grenzüberschreitend mit ausländischen 
EU-Kapitalgesellschaften verschmolzen werden können demnach eine slowakische SRO, 
AS oder eine SE mit Sitz in der Slowakei (Inbound oder Outbound).1049 
Spaltungen sind ebefalls zur Aufnahme oder zur Neugründung durchführbar und führen zur 
Auflösung der übertragenden Gesellschaft ohne Liquidation. Im Rahmen einer Spaltung 
wird das gespaltene Vermögen der übertragenden Gesellschaften auf die übernehmende 
Gesellschaft unter Gesamtrechtsnachfolge übertragen. Die Gesellschafter der 
übertragenden Gesellschaft erhalten Anteile an der übernehmenden Gesellschaft. Nach 
slowakischem Gesellschaftsrecht sind weiters nur Auf- aber keine Abspaltungen 
möglich.1050 
                                                 
1045 Vgl. Veith, Steueroase Slowakei, Linde, Wien 2007, 106, 114f, 120ff. 
1046 Vgl. ebd, 115 ff mwH. 
1047 Vgl. ebd, 106ff. 
1048 Die Umsetzung in slowakisches Gesellschaftsrecht erfolgte teilweise am 15.12.2007 und teilweise am 1.1.2008, vgl Furherr/Huber, 
Internationale Umgründungen, 2008, 168. 
1049 Vgl. ebd, 168. 
1050 Vgl. Veith, Steueroase Slowakei, Linde, Wien 2007, 110f; IBFD, Slovak Republic, note 11. 
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6.3.2 Die ertragsteuerliche Qualifikation von innerstaatlichen Umgründungen 
6.3.2.1 Verschmelzungen 
Kommt es im Zuge einer Umgründung zur „Gesellschaftsauflösung ohne Liquidation“ 
(z.B. im Rahmen einer Verschmelzung), so wird dieser Vorgang nach slowakischem 
Unternehmens- als auch Steuerrecht auf Gesellschaftsebene als ergebnisneutraler Vorgang 
gewertet. Eine Veräußerungsgewinnbesteuerung unterbleibt somit, wobei 
unternehmensrechtlich in der Schlussbilanz des übertragenden Unternehmens eine 
ergebnisneutrale Auf- bzw. Abwertung des übertragenen Vermögens auf dessen 
Verkehrswerte erfolgt (Darstellung Vermögen zu Marktwerten inklusive eines etwaigen 
Firmenwertes). Die unternehmensrechtliche Aufwertungs- bzw. Abwertungsdifferenz ist in 
das Eigenkapital zu übertragen und muss über Beibringung eines Bewertungsgutachtens 
dokumentiert werden.1051   
Die übernehmende Gesellschaft hat die steuerlichen Buchwerte des übertragenen 
Vermögens gem. § 17 Abs 18 skEStG fortzuführen (steuerliche Buchwertfortführung). 
Eine bei der übernehmenden Gesellschaft aus der unternehmensrechtlichen Aufwertung 
des übertragenen Vermögens verschmelzungsbedingt resultierende Mehrabschreibung ist 
steuerlich neutral. Ebenso steuerneutral ist ein unternehmensrechtlich angesetzter und über 
60 Monate abzuschreibender Firmenwert.1052  
Auf Gesellschafterebene wird der Wegfall der Altanteile gegen Übernahme neuer Anteile 
an der übernehmenden Gesellschaft zwar als Realisierungstatbestand gewertet, dieser ist 
nach § 3 Abs 2 lit f skEStG bzw. § 12 Abs 7 lit d skEStG jedoch steuerbefreit – es kommt 
somit zu einer Übertragung der in den untergehenden Anteilen enthaltenen stillen Reserven 
auf die Gegenleistungsanteile.1053 Die steuerliche Behandlung von Zuzahlungen (maximal 
10 Prozent des Nominalwertes der Neuanteile1054) ist mangels ausdrücklicher Regelung 
unklar. Im Schrifttum wird diesbezüglich entweder eine sofortige Besteuerung der 
Zuzahlung oder eine Kürzung der steuerlichen Anschaffungskosten der 
Gegenleistungsanteile vertreten.1055  
6.3.2.2 Einbringungen 
Kommt es im Zuge einer Umgründung zu einer Sacheinlage (z.B. im Rahmen einer 
Einbringung) in eine slowakische Kapitalgesellschaft gegen Gewährung von 
Gesellschaftsanteilen, so wird dieser Vorgang auf Gesellschafterebene als Veräußerung des 
hingegebenen Vermögens und Anschaffung der Gegenleistungsanteile qualifiziert.  
Hinsichtlich der steuerlichen Qualifikation einer Einbringung von Wirtschaftsgütern oder 
Betrieben stehen dem Einbringenden nach slowakischem Steuerrecht zwei Möglichkeiten 
zur Verfügung:  
                                                 
1051 Vgl.. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 163 mwH. 
1052 Vgl. Veith, Steueroase Slowakei, Linde, Wien 2007, 109; Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 163f. 
1053 Vgl.. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 166, siehe auch Kettler/Danovsky, eastlex 2005, 58; Veith, Steueroase 
Slowakei, Linde, Wien 2007, 108. 
1054 Vgl. Jakubek/Kuropka/Vavrak, in Ernst&Young, Survey of the Implementation of Council Directive 90/434/EEC - Slovakia, 2008, 
982, Pkt 2.2. 
1055 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 167; IBFD, Slovak Republic note 53. 
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1. Einbringung zum Einbringungswert („recognized value“), oder 
2. Einbringung zum Buchwert („original value“). 
Im Rahmen des ersten Szenarios wird ein steuerpflichtiger Step-Up vorgenommen wobei 
die Steuerpflicht entweder beim Einbringenden oder beim Übernehmenden entsteht. Der 
Einbringende besteuert die Differenz zwischen seinen Anschaffungskosten bzw. dem 
Buchwert und dem sog. „Einbringungswert“ (recognized value of the contribution) des 
Vermögens. Der Einbringungswert wird im Gesellschafterbeschluss zur Einbringung frei 
bestimmt wobei er den per Gutachten zu ermittelnden Verkehrswert nicht übersteigen darf. 
Die Differenz zwischen Einbringungswert und Anschaffungskosten bzw. Buchwert der 
einzubringenden Wirtschaftsgüter muss schließlich vom Einbringenden oder vom 
Übernehmenden versteuert werden, wobei diese die Besteuerung über maximal sieben 
Jahre verteilen dürfen. Wird der Einbringungswert vom Einbringenden bewusst reduziert 
und z.B. bloß in Höhe der Anschaffungskosten bzw. des Buchwertes angesetzt, so löst die 
Einbringung beim Einbringenden bzw. Übernehmenden in der Regel keine Besteuerung 
aus.1056 Da die Gegenleistungsanteile steuerlich als zum Einbringungswert erworben 
gelten, werden jedoch in diesem Fall die stillen Reserven des Einbringungsvermögens auf 
die Gegenleistungsanteile übertragen. Diese Systematik ist unter § 17b Abs 8 bis 10 
skEStG geregelt.1057  
Der Erwerber des Vermögens setzt das Einbringungsvermögen – insofern es sich dabei 
bloß um einzelne Wirtschaftsgüter (Autos, Maschinen, etc.) handelt – gem. § 17b Abs 3 lit 
a skEStG ebenfalls zum o.a. Einbringungswert an. Handelt es sich beim 
Einbringungsvermögen jedoch um aufrechte Betriebe oder Teilbetriebe, werden diese 
steuerlich gem. § 17b Abs 3 lit b skEStG beim Erwerber zwingend zu ihrem Verkehrswert 
erfasst.1058 Dies führt im Falle einer Betriebs- oder Teilbetriebseinbringung dazu, dass die 
beim Einbringenden einlagebedingt – da der Einbringungswert unter dem Verkehrswert 
angesetzt wurde – nicht steuerpflichtig aufgedeckten stillen Reserven automatisch beim 
Übernehmenden in einen negativen Firmenwert resultieren welcher ertragswirksam 
aufgelöst wird.  
Beispiel:1059 Einbringung Betrieb mit einem steuerlichen Buchwert in Höhe von 20 und 
einem Verkehrswert in Höhe von 100. 
(1) Einbringung zum Einbringungswert in Höhe von 100: Die stillen Reserven in Höhe 
von 80 werden vom Einbringenden aufgedeckt und müssen von diesem oder vom 
Übernehmer innerhalb von sieben Jahren versteuert werden. 
 
(2)  Einbringung zum Einbringungswert in Höhe von 20: Im Zuge der Einbringung 
werden beim Einbringenden keine stillen Reserven aufgedeckt. Beim 
Übernehmenden kommt es jedoch zwingend zur Erfassung des Betriebes in Höhe 
von 100 womit bei ihm ein negativer Firmenwert in Höhe von 80 anzusetzen ist 
welcher in weiterer Folge ertragswirksam abgeschrieben werden muss. 
                                                 
1056 Die Einbringung eines Betriebes bzw. Teilbetriebes ausgenommen, welche beim Übernehmer jedenfalls zu einem Badwill und daher 
mittelfristig zu einer Steuerpflicht führt (siehe Beispiel). 
1057 Vgl. Vavrak, Fragebogen SK, Pkt. H.25. 
1058 Vgl. Vavrak, Fragebogen SK, Pkt. H.25. 
1059 Vgl. Vavrak, Fragebogen SK, Pkt. H.25. 
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Im Rahmen des zweiten Szenarios („Buchwerteinbringung“) wird kein Step-Up 
vorgenommen und es kommt auf Ebene des Einbringenden sowie des Übernehmenden 
gem § 17d Abs 5 skEStG zwingend zur Buchwertfortführung. Demnach werden die stillen 
Reserven im Einbringungsvermögen und in den Gegenleistungsanteilen weiterhin 
gespeichert. 1060 
6.3.3 Die ertragsteuerliche Qualifikation von internationalen Umgründungen 
Das slowakische Steuerrecht knüpft nicht ausdrücklich an Umgründungen nach dem 
slowakischen Gesellschafts-/Unternehmensrecht an, sondern allgemein an die Auflösung 
eines Steuerpflichtigen ohne Liquidation. Im Zuge der Umsetzung der EU-FRL wurde das 
slowakische Umgründungssteuerrecht lediglich insoweit überarbeitet, als in einigen 
Regelung nun explizit auch auf die Verschmelzung, Zusammenführung und Spaltung unter 
Beteiligung von EU-Gesellschaften Bezug genommen wird. Diesen Ergänzungen wird 
jedoch keine normative sondern lediglich eine klarstellende Wirkung insoweit 
beigemessen als die für innerstaatliche Umgründungen geltenen Regelungen 
gleichermaßen auch für internationale Umgründungen gelten sollen. Spezielle 
Sonderregelungen für internationale Umgründungen wurden daher keine geschaffen. 1061 
6.3.3.1 Grenzüberschreitende Verschmelzungen 
Grundsätzlich existierten in der Slowakei für internationale Verschmelzungen bis Ende 
2009 keine Sonderregelungen bezüglich der ertragsteuerlichen Qualifikation des 
übertragenen Vermögens, welche vom allgemeinen, innerstaatlichen 
Umgründungssteuerrecht abweichten (siehe dazu oben).1062 In diesem Zusammenhang ist 
insbesondere darauf hinzuweisen, dass z.B. die Betriebsstätten(verhaftungs)bedingung des 
Art 4 Abs 1 lit a FRL nicht in lokales Recht umgesetzt worden war. Daher war eine 
grenzüberschreitende Exportverschmelzung gleich einer innerstaatlichen Verschmelzung 
steuerneutral unter Buchwertfortführung durchführbar auch wenn mit der Verschmelzung 
tatsächlich eine steuerliche Entstrickung von inländischem betrieblichem Steuersubstrat 
verbunden war.1063 Im Gegenzug dazu existierte auch keine steuerliche 
Aufwertungsverpflichtung für den Fall, dass die Slowakei im Zuge einer verstrickenden 
Importverschmelzung Besteuerungsrechte erstmalig erhielt. Da weiters keine expliziten 
Ent- oder Verstrickungsregelungen im Bereich des allgemeinen slowakischen 
Ertragssteuerrechtes existieren (siehe oben), bestand auch nicht die Möglichkeit, solche 
analog auf internationale Umgründungsvorgänge mit Ent- oder Verstrickungswirkung 
anzuwenden. 1064 In diesem Zusammenhang ist jedoch darauf hinzuweisen, dass von Teilen 
des slowakischen Schrifttums – obwohl ein expliziter innerstaatlicher 
Besteuerungstatbestand für Entstrickungssachverhalte fehlte – wohl zu Recht ein Risiko 
erkannte, dass die slowakische Finanzbehörde im Falle entstrickender 
Exportverschmelzungen eine Besteuerung von stillen Reserven unter Bezugnahme auf 
allgemeine slowakische Besteuerungsgrundsätze bzw. die Selbstständigkeitsfiktion 
                                                 
1060 Vgl. Vavrak, Fragebogen SK, Pkt. H.25. 
1061 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 168 mwH; Jakubek/Kuropka/Vavrak, in Ernst&Young, Survey of the 
Implementation of Council Directive 90/434/EEC - Slovakia, 2008, 980; Introduction. 
1062 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 169. 
1063 Vgl. ebd, 169. 
1064 Vgl. ebd, 169. 
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(„Separate Entity Approach“) gem. § 17 Abs 7 skEStG unterstellt.1065 Auf Basis dieser 
Argumentation konnte mE wohl auch die Aufwertung von importierter betrieblicher 
Substanz vertreten werden. 
Mit Wirkung ab 1. Jänner 2010 wurde jedoch das slowakische Ertragsteuerrecht insofern 
reformiert, als die Betriebsstätten(verhaftungs)bedingung des Art 4 Abs 1 lit a FRL in 
lokales Recht umgesetzt wurde. Folglich sind Exportverschmelzungen gem. § 17 Abs 26 
iVm § 17e Abs 8 skEStG nur mehr insofern steuerneutral möglich, als damit keine 
steuerliche Entstrickung von inländischen Wirtschaftsgütern verbunden ist. Eine 
Möglichkeit zur Nichtfesetzsetzung/Steueraufschub für unionsinterne Verschmelzungen 
existiert nicht. 1066 Ob diese Vorgehensweise im Einklang mit Unionsrecht steht – die 
Frage war bis zu aktuellen Zeitpunkt noch nicht Gegenstand slowakischer Rechtsprechung 
– ist mE zu bezweifeln.     
Im Zusammenhang mit der verschmelzungsbedingten Verstrickung im Zuge einer 
Importverschmelzung werden gem. § 17c Abs 3 iVm § 17e Abs 9 skEStG auf slowakischer 
Seite die übertragenen Wirtschaftsgüter bzw. betrieblichen Einheiten zu ihren 
österreichischen Steuerwerten („tax residual value“) übernommen. Da es im Rahmen einer 
österreichischen Exportverschmelzung in die Slowakei mit Wegfall des österreichischen 
Besteuerungsrechtes gem. § 1 Abs 2 UmgrStG zu einer Aufdeckung der in den 
Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen Reserven kommt (eventuell mit Nichtfestsetzung) 
und als österreichischer Steuerwert daher wohl der Fremdvergleichswert qualifiziert 
werden muss, übernimmt die slowakische Empfängergesellschaft die Wirtschaftsgüter 
faktisch zu ihrem Fremdvergleichswert.1067 Kommt es daher im Zuge einer 
grenzüberschreitenden Verschmelzung zur steuerlichen Entstrickung von 
Betriebsvermögen in Österreich und zu einer Steuerverstrickung in der Slowakei, so kann 
es aufgrund o.a. Systematik prinzipiell zu keiner Doppelbesteuerung kommen. 
6.3.3.2 Grenzüberschreitende Betriebseinbringungen 
Grenzüberschreitende In- oder Outbound-Einbringungen unterliegen in der Slowakei – 
aufgrund fehlender Sonderbestimmungen – keinen anderen Regelungen als rein 
innerstaatliche, nationale Einbringungen. Dabei gelten insbesondere folgende 
Grundsätze:1068 
? Die Person des Einbringenden ist beliebig. 
? Bei Inbound-Einbringungen bestehen nach dem Gesetzeswortlaut keine 
Anforderungen an die Steuerhängigkeit der Gegenleistungsanteile.  
? Auch eine ausländische Körperschaft wird als übernehmende Körperschaft 
akzeptiert.  
                                                 
1065 Vgl. Jakubek/Kuropka/Vavrak, in Ernst&Young, Survey of the Implementation of Council Directive 90/434/EEC - Slovakia, 2008, 
988, Pkt 4.5. 
1066 Vgl. Vavrak, Fragebogen SK, Pkt. F.17. 
1067 Vgl. Vavrak, Fragebogen SK, Pkt. G.18, 19 und 21. 
1068 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 176f. 
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? Bei Outbound-Einbringungen existieren keine Sonderbestimmungen zur 
Versteuerung von einbringungsbedingt entstrickten stillen Reserven.1069 
? Bei Inbound-Einbringungen existieren keine Sonderbestimmungen zur Aufwertung 
von einbringungsbedingt verstrickten stillen Reserven.       
Eine grenzüberschreitende Import- oder Exporteinbringung von Betrieben oder 
Teilbetrieben wird daher aus slowakischer Perspektive – gleich wie Inlandseinbringungen 
– als steuerneutraler Vorgang mit Buchwertfortführung auf Gesellschafts- als auch 
Gesellschafterebene qualifiziert (siehe Wahlrecht unter „Einbringungen“). Da die 
übernehmende Gesellschaft im Falle der Übertragung eines Teilbetriebes oder Betriebes 
bereits nach innerstaatlichem Recht (§ 17 b Abs 3 skEStG) diesen steuerneutral zu ihrem 
Verkehrswert übernimmt, resultiert aus einer grenzüberschreitenden Betriebseinbringung 
von Österreich in die Slowakei kein Doppelbesteuerungsrisiko.1070 Diese Wertung setzt die 
wegzugsbedingte Aufdeckung der im übertragenen Vermögen enthaltenen stillen Reserven 
auf Ebene des österreichischen Einbringenden voraus (mit oder ohne Nichtfestsetzung). 
Kommt es im Rahmen (iSv zeitgleich zu) einer Einbringung zur grenzüberschreitenden 
physischen Überführung von Einzelwirtschaftsgütern oder (Teil-)Betrieben, so gilt hierfür 
das zum Zuzug bzw. Wegzug gesagte.1071  
  
                                                 
1069 Vgl. Jakubek/Kuropka/Vavrak, in Ernst&Young, Survey of the Implementation of Council Directive 90/434/EEC - Slovakia, 2008, 
994, Pkt 9.3 und 996, Pkt 10.4; Vavrak, Fragebogen SK, Pkt. H.25. 
1070 Vgl. Vavrak, Fragebogen SK, Pkt. H.26. 














































7 Die Betriebsverlagerung im Abkommensrecht 
Betriebe können – wie bereits im Vorfeld zu diesem Kapitel beschrieben – auf vielfältige 
Art und Weise ins Ausland überführt bzw. übertragen werden. So kann ein Betrieb bzw. 
Teilbetrieb physisch ins Ausland verlegt werden, ohne dass das zivilrechtliche Eigentum 
daran auf eine andere Person übertragen wird (klassischer „Wegzug“) oder der Transfer 
erfolgt im Rahmen grenzüberschreitender Umgründungen, welche die Übertragung des 
zivilrechtlichen Eigentums am Betrieb bzw. Teilbetrieb auf dritte Personen zur Folge 
haben. 
Da die steuerliche Qualifikation von grenzüberschreitenden Betriebsverlegungen bzw. 
Betriebsübertragungen (per Verschmelzung oder Einbringung) maßgeblich von 
abkommensrechtlichen Bestimmungen beeinflusst wird, soll in weiterer Folge untersucht 
werden, in welcher Form Wegzugs- sowie Umgründungsvorgänge abkommensrechtlich 
beeinflusst sind und ob die Besteuerung von derartigen Vorgängen durch Österreich als 
Wegzugsstaat als abkommenskonformer Zustand eingestuft werden kann. Zu diesem 
Zweck werden betriebliche Überführungsvorgänge („Wegzug“) als auch 
umgründungsbedingte Übertragungsvorgänge unter Bezugnahme auf die allgemeinen 
Regelungen des OECD-Musterabkommens auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen (in weiterer Folge „OECD-MA“) 2000 idF 2008 untersucht. 
Ergänzend zum OECD-MA werden abkommensrechtliche Fragestellungen im Bereich der 
Entstrickungsbesteuerung auch unter Bezugnahme auf das Kommentar des OECD-
Steuerausschusses (in weiterer Folge „OECD-MK“) idF 20081072 untersucht, wobei in 
diesem Zusammenhang berücksichtigt wird, dass sowohl dem OECD-MA als auch dem 
OECD-MK lediglich Empfehlungscharakter zukommt und beide Informationsquellen bloß 
als Auslegungsbehelf für zeitlich nachgelagert und wortlaut- bzw. inhaltsgleich 
abgeschlossene Doppelbesteuerungsabkommen herangezogen werden können.1073  
Weiters wird hinterfragt, ob es aufgrund der im Laufe des Jahres 2010 vorgenommenen 
Revision des OECD-MA1074 (sowie des OECD-MK) – im Vergleich zum Status vor dem 
Update 2010 – zu materiellen Änderungen der abkommensrechtlichen Einstufung von 
betrieblichen Entstrickungsvorgängen kommt oder nicht.   
Abschließend werden die zwischen Österreich und der Slowakei1075 bzw. Österreich und 
Rumänien1076 abgeschlossenen Doppelbesteuerungsabkommen hinsichtlich der darin 
vorgesehenen Regelungen zur betrieblichen Entstrickungsbesteuerung analysiert. In 
diesem Zusammenhang wird untersucht, inwieweit die aus der vorgelagerten Analyse des 
OECD-MA 2000 idF 2008 und des OECD-MK idF 2008 gewonnenen allgemeinen 
Erkenntnisse – v.a. unter Berücksichtigung der Historie der beiden Doppelbesteuerungs-
                                                 
1072 Das Update 2008 des Kommentars des OECD-Steuerausschusses wurde vom Rate der OECD am 17. Juni 2008 angenommen und 
am 18.Juli 2008 veröffentlicht. 
1073 Zur Aussagekraft des OECD-MA, des OECD-MK und weiterer OECD-Materialien (Reports, etc.) im Rahmen der Interpretation von 
Doppelbesteuerungsabkommen siehe für viele Plansky, Die Gewinnzurechnung von Betriebstätten im Recht der 
Doppelbesteuerungsabkommen, 2010, 25ff.; ebenso Lang, Introduction to the Law of Double Taxation Conventions, 2010, 37ff. 
1074 Update OECD-MA 2010, angenommen vom Rat der OECD am 22. Juli 2010. 
1075 DBA Österreich-CSSR, BGBl 1979/34, abgeschlossen am 7. März 1978, In-Kraft  ab 12. Februar 1979. 
1076 DBA Österreich-Rumänien, BGBl III 2006/29, abgeschlossen am 30. März 2005, In-Kraft  ab 1. Februar 2006. 
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abkommen – tatsächlich auf die beiden Doppelbesteuerungsabkommen übertragen werden 
können.         
7.1 Der Wegzug im Abkommensrecht1077 
7.1.1 Das Problem der wegzugsbedingten Doppelbesteuerung   
Wie bereits unter dem Kapitel 3.1. ausgeführt, resultiert – die Besteuerung von 
Wegzugsvorgängen vorausgesetzt – aus einer im Zuzugstaat nicht durchgeführten 
Aufwertung für den Wegziehenden ein signifikantes Doppelbesteuerungsrisiko. Die 
wegzugsbedingt drohende Doppelbesteuerung wirft aus abkommensrechtlicher Sicht daher 
die Frage auf, wie ein Wegzugszenario abkommensrechtlich eingestuft wird und ob diese 
Form der Doppelbesteuerung auf abkommensrechtlicher Basis vermieden werden kann 
oder nicht. In diesem Zusammenhang ist auch die Frage zu untersuchen, ob der Ansatz 
einiger Staaten (wie z.B. in Deutschland oder Österreich im Bereich des privaten Wegzugs 
mit einer Beteiligung), die Steuerlast auf die stillen Reserven in den wegzugsbedingt 
überführten Wirtschaftsgütern bereits im Wegzugszeitpunkt festzusetzen und erst 
nachträglich im Realisierungszeitpunkt zu erheben, tatsächlich im Einklang mit 
abkommensrechtlichen Anforderungen steht oder nicht.1078 
Doppelbesteuerungsabkommen zielen prinzipiell darauf ab, internationale 
Besteuerungskonflikte zu vermeiden, welche aus der Besteuerung desselben Sachverhaltes 
und für dieselbe Person in beiden Vertragstaaten resultieren.1079 
Doppelbesteuerungsszenarien, welche aus der abweichenden Zurechnung von Einkünften 
an unterschiedliche Steuersubjekte resultieren, können durch die Anwendung von 
Doppelbesteuerungsabkommen nicht aufgelöst werden.1080 Da es im Rahmen eines 
klassischen Wegzugs zu keiner veränderten personellen Zurechnung der steuerentstrickten 
Wirtschaftsgüter kommt, erfüllen Wegzugsvorgänge jedenfalls die zweite der beiden o.a. 
Voraussetzungen. Da nun aber der Wegzugstaat den Wegzug und der Zuzugsstaat in der 
Regel die spätere Veräußerung besteuert, könnte die Position vertreten werden, dass die 
Wegzugsbesteuerung (da es dadurch scheinbar zu keiner Besteuerung desselben 
Sachverhalts kommt) zu keiner internationalen Doppelbesteuerung iSd Abkommensrechtes 
führt.1081 Da es im Rahmen eines Wegzugs jedoch – lediglich zeitverschoben – potenziell 
zu einer doppelten Besteuerung derselben stillen Reserven kommen kann, wird im 
Schrifttum dennoch überwiegend die Meinung vertreten, es läge diesfalls 
abkommensrelevante Doppelbesteuerung vor.1082      
                                                 
1077 In weiterer Folge wird – insofern nicht anders angegeben – ausschließlich auf das OECD-MA sowie auf das OECD-MK idF nach 
dem Update 2008 Bezug genommen.  
1078 Nach Meinung einiger Autoren hat sich zB Deutschland auf diesem Wege das abkommensrechtlich aufgegebene Besteuerungsrecht 
an stillen Reserven „zurückerschlichen“, siehe Wassermeyer, in Flick/Wassermeyer/Baumhoff, Außensteuerrecht, Lfg 60, Juni 2007, § 6, 
Anm 1f. 
1079 Vgl. Staringer, Besteuerung doppelt ansässiger Kapitalgesellschaften, 1999, 213, FN 256 und 257 mwH. 
1080 Vgl. Vogel, DBA³, Einl Rz 3; Debatin in Debatin/Wassermeyer, Doppelbesteuerung – Systematik, Rz 11. 
1081 Vgl. Lang, Nachgelagerte Besteuerung bei grenzüberschreitenden Sachverhalten, in Mellinghoff (Hrsg), Steuern im Sozialstaat, 
DStjG Band 29, 2006, 326f.; Kreile, BB 1972, 932; Ostendorf/Lechner, DB 1996, 803; BFH 26.1.1977, BStBl 1977 II 287. 
1082 Vgl. Staringer, Besteuerung doppelt ansässiger Kapitalgesellschaften, 1999, 214 mwH. 
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7.1.2 Der mißbräuchliche Wegzug 
Wegzugsvorgänge durch Personen mit ihrem Privatvermögen werden weder im OECD-
MA noch im OECD-MK explizit erwähnt. Im Zusammenhang mit der Beschreibung der 
Schutzwirkung von Doppelbesteuerungsabkommen wird jedoch ein Wegzugsvorgang – 
ohne dabei auf die mögliche Besteuerung des Vorganges an sich einzugehen – im OECD-
MK wie folgt unter Art 1 Abs 9 kommentiert: 
„…Another case would be an individual who has in a Contracting State both 
his permanent home and all his economic interests, including a substantial 
shareholding in a company of that State, and who, essentially in order to sell 
the shares and escape taxation in that State on the capital gains from the 
alienation (by virtue of paragraph 5 of Article 13), transfers his permanent 
home to the other Contracting State, where such gains are subject to little or 
no tax.” 
Im Rahmen eines missbräuchlichen Wegzuges entfalten die Regelungen des OECD-MA lt 
OECD-MK daher nicht ihre Schutzwirkung und die in den Vorgang involvierten Staaten 
werden abkommensrechtlich durch den Wegzugsvorgang nicht dabei eingeschränkt, dass 
ihnen wegzugsbedingt (scheinbar) entzogene Besteuerungsrecht auszuüben. Aus o.a. 
Beispiel im OECD-MK kann demnach der Schluss abgeleitet werden, dass private 
Wegzugsvorgänge an sich – insofern sie nicht alleine aus Gründen der Steuervermeidung 
durchgeführt und daher als „Steuerflucht“ eingestuft werden – grundsätzlich unter die 
Schutzwirkung des OECD-MA fallen.  
Bei der Beurteilung der Frage, ob ein missbräuchlicher Wegzug vorliegt oder nicht, darf 
allerdings nicht alleine auf den faktischen Zeitraum zwischen Wegzug und Veräußerung 
von transferierten Wirtschaftsgütern abgestellt werden. Auch bei einem nur sehr kurzen 
Zeitraum zwischen Wegzug und Veräußerung der exportierten Wirtschaftsgüter ist alleine 
die Motivation des Wegziehenden für die Einstufung des Vorganges maßgeblich. Diese 
darf im Wegzugszeitpunkt eben nicht überwiegend in der Steueroptimierung der 
nachfolgenden Veräußerung gelegen sein. Die Qualifikation eines Wegzugs aus 
abkommensrechtlicher Sicht als missbräuchlich oder nicht missbräuchlich wird daher in 
erster Linie – v.a. bei einer Veräußerung der transferierten Wirtschaftsgüter kurz nach dem 
Wegzug – davon abhängig sein, ob seitens des Wegziehenden plausible, extern 
nachvollziehbare außersteuerliche Gründe (z.B. Verbesserung des Marktumfeldes, 
größerer Absatzmarkt, geringere Personalkosten, familiäre Umstände) für den Wegzug 
vorliegen.1083 In diesem Zusammenhang erscheint besonders interessant, dass einige der in 
der Vergangenheit vor den EuGH gebrachten Wegzugsbesteuerungsregime (z.B. jenes von 
Schweden1084 oder Frankreich1085) seitens der betroffenen Finanzverwaltungen u.a. mit der 
Zielsetzung der Missbrauchsvermeidung verteidigt wurden (später ergänzt durch eine 
ausgewogene Verteilung von Besteuerungsbefugnissen). Dieses Argument wurde vor dem 
Hintergrund unionsrechtlich verbotener pauschaler Missbrauchsabwehrmaßnahmen seitens 
                                                 
1083 Vgl. Şimşek, Conflicts of Qualification and Exit Taxation, in Burgstaller/Haslinger (Hrsg), Conflicts of Qualification in Tax Treaty 
Law, 2007, 193 unter Hinweis auf Betten, Tax Aspects of Emigration and Immigration of Individuals (IBFD 1998), 96.  
1084 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829. 
1085 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000. 
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des EuGH zurückgewiesen.1086 Unabhängig davon erscheint es jedoch auch fraglich, ob ein 
missbräuchlicher Wegzug tatsächlich eine vorgelagerte Wegzugsbesteuerung benötigt um 
den Verlust von Steuersubstrat vorzubeugen. Insofern unter dem nationalen Steuerrecht 
des Wegzugsstaates eine Anknüpfungsmöglichkeit besteht, ist vor dem o.a. Hintergrund 
vielmehr davon auszugehen, dass abkommensrechtlich mit einem missbräuchlichen 
Wegzug kein Verlust des Besteuerungsrechtes für den Wegzugsstaat verbunden ist. Aus 
abkommensrechtlicher Perspektive scheint im Bereich des privaten Wegzugs das 
Argument der Missbrauchsabwehr daher einer sachlichen Grundlage zu entbehren.   
Auch im Bereich von betrieblichen Wegzugsvorgängen ist prinzipiell der Hintergrund bzw. 
die Motivation von Wegzugsvorgängen bei deren abkommensrechtlicher Qualifikation zu 
berücksichtigen, da im Falle von ausschließlich steuerlich motivierten Betriebsverlegungen 
– analog zu privaten Wegzugsvorgängen – von der Nichtanwendung 
abkommensrechtlicher Schutzwirkungen auszugehen ist. In diesem Zusammenhang ist 
jedoch fraglich, inwieweit betriebliche Wegzugsvorgänge als ausschließlich steuerlich 
motiviert eingestuft werden können. Da betriebliche Wegzugsvorgänge nach hM 
abkommensrechtlich zu keiner Entstrickung von vor dem Wegzug im transferierten 
Betrieb/-steil aufgebauten stillen Reserven führen (siehe Kapitel 7.1.5.2.3.), sind derartige 
Wegzugsvorgänge mangels steuerlichem Vorteil hinsichtlich bereits vorhandenem 
Steuersubstrat mE regelmäßig wohl nicht als Steuerflucht einzustufen. Darüber hinaus 
werden grenzüberschreitende Betriebsverlagerungen zumeist eine Vielzahl an 
betriebswirtschaftlich sinnvollen Gründen (geringere Lohnkosten, Subventionen für 
Betriebsansiedelungen, qualifizierte Arbeitskräfte, Nähe zum Beschaffungsmarkt, zentrale 
Lage, etc.) aufweisen.       
Im Zusammenhang mit der o.a. Mißbrauchsproblematik ist darauf hinzuweisen, dass die 
Versagung von Abkommensvorteilen ohne expliziter Verankerung einer speziellen 
Mißbrauchsnorm im anzuwendenden Doppelbesteuerungsabkommen (d.h. lediglich auf 
Basis innerstaatlicher Mißbrauchsvorschriften iSd § 22 BAO oder auf Basis 
„internationales Rechtsprinzipien“) im Schriftttum äußerst kritisch hinterfragt wird.1087 Da 
dieser Themenkreis jedoch über den Umfang der vorliegenden Untersuchung hinaus geht 
bzw. nicht dessen Schwerpunkt darstellt, wird in weiterer Folge davon ausgegangen, dass 
die zu beurteilenden betrieblichen Wegzugsvorgänge über signifikante außersteuerliche 
Gründe rechtfertigbar sind und daher jedenfalls nicht als mißbräuchlich eingestuft werden.  
7.1.3 Der sachliche Anwendungsbereich des OECD-MA 
Im Zusammenhang mit der abkommensrechtlichen Qualifikation eines privaten und 
betrieblichen Wegzugsvorganges ist zu untersuchen, ob  
? die Besteuerung der stillen Reserven durch den Wegzugsstaat in Form der 
Besteuerung eines fiktiven Veräußerungsvorganges im Wegzugsmoment unter das 
OECD-Musterabkommen für Steuern vom Einkommen und Vermögen fällt sowie, 
insofern die erste Frage bejaht werden kann,  
                                                 
1086 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 50-51. 
1087 Vgl. Lang, Introduction to the Law of Double Taxation Conventions, 2010, 59ff. 
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? unter welche abkommensrechtliche Verteilungsnorm der Wegzugsvorgang zu 
subsumieren ist, wobei in diesem Zusammenhang v.a. Art 7, Art 13 Abs 2 bzw. 
Abs 5 und Art 21 OECD-MA zur Disposition stehen. 
Zur ersten Frage ist festzuhalten: Die Tatsache, dass die Wegzugsbesteuerung im 
österreichischen Einkommensteuerrecht geregelt ist (§ 6 bzw. § 31 EStG1088), bedeutet 
noch nicht, dass die anlässlich der fiktiven Veräußerung erhobene Steuer jedenfalls als 
Steuer vom Einkommen iSd Art 2 OECD-MA qualifiziert werden kann.1089 Nach Art 2 
Abs 2 OECD-MA werden folgende Steuern als „Steuern vom Einkommen und Vermögen“ 
iSd OECD-MA gewertet:  
„…alle Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen oder von 
Teilen des Einkommens oder des Vermögens erhoben werden, einschließlich 
der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder 
unbeweglichen Vermögens, der Lohnsummensteuer sowie der Steuern vom 
Vermögenszuwachs.“  
Aus der Erwähnung der Steuern vom Vermögenszuwachs wird im Schrifttum1090 abgeleitet, 
dass auch die anlässlich eines Wegzugs erhobene Steuer – welche eine Steuer vom 
Vermögenszuwachs darstellt – unter Art 2 OECD-MA subsumiert werden kann. Die 
Tatsache, dass im Rahmen des Wegzugs ein bloß virtueller Veräußerungsvorgang mit 
fiktiven Einkünften besteuert wird, ist für den Erfassung durch das OECD-MA nicht 
schädlich.1091 Weicht ein DBA in seiner Formulierung des Art 2 allerdings insofern vom 
OECD-MA ab als die Steuer vom Vermögenszuwachs nicht darin angeführt ist, so wird 
nach Teilen des Schrifttums die im Rahmen eines Wegzugs festgesetzte Steuer nicht etwa 
alternativ als „Steuer vom Einkommen“ gewertet, sondern von der Schutzwirkung des 
DBA nicht erfasst. Es wird jedoch auch die gegenteilige Meinung vertreten, nach welcher 
Art 2 OECD-MA einer weiteren Auslegung zugänglich wäre und die Wegzugssteuer 
demnach – insofern nicht explizit ausgeschlossen – auch bei Fehlen der Bezugnahme auf 
Steuern vom Vermögenszuwachs unter Art 2 OECD-MA subsumiert werden könne.1092   
Im Zusammenhang mit dem Gegenstand der vorliegenden Untersuchung ist darauf 
hinzuweisen, dass sowohl im Doppelbesteuerungsabkommen Österreichs mit der Slowakei 
(CSSR) als auch in jenem mit Rumänien unter Art 2 vorgesehen ist, auch die Steuer vom 
Vermögenszuwachs zu erfassen. In Folge dessen ist für die Betriebsverlegung von 
Österreich in die Slowakei oder nach Rumänien jedenfalls davon auszugehen, dass eine 
etwaige dadurch ausgelöste österreichische Wegzugsbesteuerung unter den sachlichen 
                                                 
1088 Mit Wirkung ab dem 1. Oktober 2011, ist der Wegzug natürlicher Personen mit Beteiligungen unter § 27 Abs 6 Z 1 lit b EStG 
geregelt. Für Zwecke der vorliegenden Arbeit wird jedoch noch auf die bis Ende September 2011 geltende Regelung des § 31 Abs 2 Z 2 
EStG verwiesen.  
1089 AA Şimşek, in Burgstaller/Haslinger (Hrsg), Conflicts of Qualification in Tax Treaty Law, 2007, 194 welche bei Regelung der 
Wegzugsbesteuerung im lokalen Einkommensteuerrecht eine automatische Erfassung durch Art 2 OECD-MA vertritt. 
1090 Vgl. Debatin, BB 1990, 826; Vogel, DBA² Art 2 Rz 35; Hellwig in Littmann/Bitz/Meincke, Kommentar § 6 AStG Rz 10; Weizman, 
ET 1994, 83; Nestmann, in H.J. Aigner/W. Loukota (Hrsg), Source Versus Residence in International Tax Law , 2005, 570 unter 
Verweis auf Betten, Tax Aspects of Emigration and Immigration of Individuals, IBFD 1998, 115; Şimşek, in Burgstaller/Haslinger 
(Hrsg), Conflicts of Qualification in Tax Treaty Law, 2007, 194f. 
1091 Vgl. Lang, Nachgelagerte Besteuerung bei grenzüberschreitenden Sachverhalten, in Mellinghoff (Hrsg), Steuern im Sozialstaat, 
DStjG Band 29, 2006, 324; Lang, „Fictitious Income“ and tax treaties, in Arendonk/Engelen/Jansen (Hrsg), A Tax Globalist – Essays in 
honour of Maarten J. Ellis, 2005, 230ff.; aA Wattel/Marres, Characterization of Fictitous Income under OECD-Patterned Tax Treaties, 
ET 2003, 66ff.nach welchen fiktive Einkünfte gar nicht unter die Artikel 6 bis 20 fallen – einzig Artikel 21 wäre anwendbar.  
1092 Vgl. ua Toifl, Die Wegzugsbesteuerung, 1996, 128. 
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Anwendungsbereich der beiden Doppelbesteuerungsabkommen fällt und diese daher u.U. 
eine Beschränkungswirkung entfalten können.   
7.1.4 Die Verteilungsnormen des OECD-MA iZm dem Wegzug 
Nach Feststellung der Umstandes, dass die wegzugsbedingt festgesetzte Ertragsteuer – 
einen nicht mißbräuchlichen Wegzug vorausgesetzt – unter die Regelungssystematik des 
OECD-MA auf dem Gebiet der Steuer vom Einkommen und vom Vermögen fällt, stellt 
sich die Frage, unter welche Verteilungsnorm das Wegzugsszenario subsumiert werden 
muss, wobei innerstaatlich zwischen dem privaten Wegzugsszenario (§ 31 Abs 2 Z 2 
EStG1093, Wegzug mit einer Beteiligung) und dem betrieblichen Wegzugsszenario (§ 6 Z 6 
EStG) unterschieden wird. 
Die vorliegende Untersuchung fokussiert primär auf die steuerlichen Auswirkungen einer 
grenzüberschreitenden Betriebsverlegung. In diesem Zusammenhang wäre prinzipiell die 
abkommensrechtliche Analyse alleine von betrieblichen Wegzugsvorgängen naheliegend. 
Aus Sicht des Autors stellt jedoch der Wegzug mit betrieblichen Wirtschaftsgütern bzw. 
mit betrieblichen Einheiten und der Wegzug mit Wirtschaftsgütern des Privatvermögens 
(Beteiligungen) ein wichtiges Vergleichspaar dar. Es soll daher untersucht werden, in 
welchen Bereichen die abkommensrechtliche Qualifikation von privaten und betrieblichen 
Wegzugsvorgängen abweicht. 
7.1.4.1 Wegzug nach § 31 Abs 2 Z 2 EStG („privater Wegzug“) 
Hinsichtlich des privaten Wegzugszenarios, d.h. dem Wegzug mit einer Beteiligung des 
Privatvermögens, wird im Schrifttum1094 überwiegend die Subsumierung des Sachverhalts 
unter den abkommensrechtlichen Tatbestand des Art 21 OECD-MA (Andere Einkünfte) 
vertreten.  
Alternativ dazu wird der Wegzug – unter Rückgriff auf das Kommentar zum OECD-MA, 
welches dem Wegzug ähnliche Vorgänge unter Art 13 OECD-MA erläutert1095 – vom 
Schrifttum1096 und der ausländischen Rechtsprechung1097 teilweise auch unter Art 13 
                                                 
1093 Mit Wirkung ab dem 1. Oktober 2011, ist der Wegzug natürlicher Personen mit Beteiligungen unter § 27 Abs 6 Z 1 lit b EStG 
geregelt. Für Zwecke der vorliegenden Arbeit wird jedoch noch auf die bis Ende September 2011 geltende Regelung des § 31 Abs 2 Z 2 
EStG verwiesen.  
1094 Vgl. Toifl, Die Wegzugsbesteuerung, 1996, 130f.; Toifl, CDFI LXXXVIIb, 2002, 170f; Lang in Klein/Stihl/Wassermeyer (Hrsg), FS 
Flick, 902; Lang, Zeitliche Zurechnung bei der DBA-Anwendung, SWI 1999, 287; Staringer, Besteuerung doppelt ansässiger 
Kapitalgesellschaften, 1999, 214f; ders, Die Wegzugsbesteuerung für Beteiligungen nach dem Entwurf zum neuen DBA Österreich-
Deutschland, SWI 1999, 400; ders, Veräußerungsgewinne nach dem neuen DBA Österreich-Deutschland, in Gassner/Lang/Lechner 
(Hrsg), Das neue Doppelbesteuerungsabkommen zwischen Österreich und Deutschland, 1999, 110; ders, Einführung in das Recht der 
Doppelbesteuerungsabkommen², 2002, Rz 437;  Kort, Intertax 2003, 104; Lang/Stefaner in Wassermeyer/Lang/Schuch (Hrsg), 
Doppelbesteuerung², 2010, DBA Österreich-Deutschland, Art 13 Rz 15; Kofler, ÖStZ, 2003, 265; ders, ÖStZ 2004, 198; Schindler, 
Hughes de Lasteyrie du Saillant als Ende der (deutschen) Wegzugsbesteuerung?, IStR 2004, 308; Hohenwarter, RdW 2006, 726; Lang, 
SWI 2006, 224, zitiert nach Brugger, SWI 2007, 516, FN 41. Ebenso Şimşek, in Burgstaller/Haslinger (Hrsg), Conflicts of Qualification 
in Tax Treaty Law, 2007, 198 unter Hinweis auf Luc de Broe, International Bureau of Fiscal Documentation. A Report on the Tax 
Treatment of Transfer of Residence by Individuals 2002 Research Activities (Amsterdam: IBFD, 2002), 60; Hofbauer, Tax Treatment of 
Non-Residents EUCOTAX-Wintercourse 2001/2002 Change of Residence of Individuals and Corporations (Wirtschaftsuniversität Wien 
Diplomarbeit 2001), 92. 
1095 Vgl. Şimşek, in Burgstaller/Haslinger (Hrsg), Conflicts of Qualification in Tax Treaty Law, 2007, 196f unter Hinweis auf die im 
Kommentar zum OECD-MA angeführten Beispiele zu Art 13 wie zB Gewinne aus Zuschreibungen. 
1096 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, Wien 2007, 742, FN 231, 743, FN 240 sowie FN 283. Im Ergebnis erfolgt eine 
Subsumtion unter Art 13 OECD-MA in Philipp/Loukota/Jirousek, Kommentar Int StR, 30. Lfg, Z 13 Rz 105ff. Implizit scheint zudem 
auch GA Kokott in ihrem Schlussantrag vom 30. März 2006 zur Rs C-470/04, N (unter Rz 94ff.) davon auszugehen, dass Art 13 Abs 5 
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OECD-MA (Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen) subsumiert, wobei dieser 
Ansatz im österreichischen Schrifttum als Mindermeinung zu werten ist.  
Die Subsumierung eines privaten Wegzugszenarios unter Art 21 OECD-MA wird v.a. mit 
dem Argument vertreten, es käme hinsichtlich der transferierten Wirtschaftsgüter 
(Beteiligungen) durch den Wegzug zu keiner Änderung des wirtschaftlichen Eigentümers 
der Wirtschaftsgüter, womit keine abkommensrechtliche „Veräußerung“ anzunehmen 
wäre und eine Anwendung von Art 13 OECD-MA auf den Sachverhalt ausgeschlossen 
werden kann. Der Umstand, dass die Steuerlast iSd § 31 Abs 2 Z 2 EStG idF nach dem 
AbgÄG 20041098 infolge des Wegzugs vorerst bloß festgesetzt und erst später – im Zuge 
einer etwaigen tatsächlichen Veräußerung oder einem Wegzug in einen Drittstaat – 
eingehoben wird, ändert lt. Schriftttum nichts an dieser abkommensrechtlichen 
Qualifikation.1099   
Ob die Anwendung von Art 13 OECD-MA die Entgeltlichkeit des Übertragungsvorganges 
erfordert und ein Wegzug daher bereits wegen der mangelnden Entgeltlichkeit nicht unter 
Art 13 OECD-MA fällt, ist hingegen strittig.1100 Im jüngeren Schrifttum wird das 
notwendige Vorliegen eines entgeltlichen Übetrtragungsvorganges unter Rückgriff auf das 
Kommentar zum OECD-MA zu Art 13 OECD-MA und den darin angeführten Beispielen 
abgelehnt. Eine Subsumierung des Wegzugsvorganges unter Art 13 OECD-MA wäre 
demnach – insoweit eine Änderung des wirtschaftlichen Eigentümers damit verbunden 
wäre – trotz fehlender Entgeltlichkeit denkbar.1101 
7.1.4.2 Eigene Auffassung 
Die Frage, ob der Wegzug einer natürlichen Person mit ihrer im Privatvermögen 
gehaltenen Beteiligung unter Art 13 Abs 5 oder Art 21 OECD-MA subsumiert werden 
muss, ist umstritten. Dieses Problem resultiert u.a. aus dem Umstand, dass der Begriff des 
Gewinnes aus der Veräußerung von Vermögen bzw. der Capital Gains in Art 13 OECD-
MA zwar abkommensautonom ausgelegt werden soll, im Abkommen selbst jedoch nicht 
                                                                                                                                                    
des OECD-MA für die Abgrenzung der Besteuerungsrechte zwischen Wegzugs- und Zuzugsstaat im Rahmen eines privaten Wegzugs 
maßgeblich ist. Ohne klare Präferenz scheint Nestmann, in H.J. Aigner/W. Loukota (Hrsg), Source Versus Residence in International 
Tax Law , 2005, 570 unter Verweis auf Betten, Tax Aspects of Emigration and Immigration of Individuals, 115. Ebenso unter Art 13 
OECD-MA subsumierend: Kemmeren, in Lang/Schuch/Staringer, ECJ – Recent Developments in Direct Taxation, 2006, 239; 
Wassermeyer, in Wassermeyer/Lang/Schuch (Hrsg), Doppelbesteuerung², 2010, Art 13 MA, Rz 23-25. 
1097 Vgl. Betten, ET, 1996, 426 mit Verweis auf ein Urteil des niederländischen Supreme Court vom 3.7.1991 welcher den privaten 
Wegzug eines Niederländers nach Belgien explizit nicht unter Art 21 OECD-MA sondern unter Art 13 OECD-MA subsumiert;  ebenso 
Pieter M. Smit, Classification of  Income Under a Tax Treaty – Application of the Vienna Convention on Treaty Law?, ET, 1992, 57ff.   
1098 Im Rahmen des AbgÄG 2004 (BGBl I 2004/180) wurde das im Zuge der EuGH Rechtsprechung (va EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, 
Hugh de Lasteyrie du Saillant) notwendig gewordene „Nichtfestsetzungskonzept“ in den § 31 EStG integriert. 
1099 Vgl. Brugger, SWI 2007, 520ff., nach Brugger erfasst § 31 Abs 2 Z 2 EStG auch idF nach dem AbgÄG 2004 weiterhin 
vordergründig den – da zB veräußerungsbedingte Verluste vom Weggezogenen im Rahmen der Wegzugsbesteuerung maximal im 
Ausmaß der in Österreich steuerhängigen Bemessungsgrundlage angesetzt werden können – Wegzug und nicht die tatsächliche 
Veräußerung.  
1100 Vgl. Toifl, Die Wegzugsbesteuerung, 1996, 130 der auf die notwendige Entgeltlichkeit hinweist und nach welchem der Wegzug 
daher (auch) aus diesem Grund nicht unter Art 13 OECD-MA subsumiert werden kann. 
1101 Vgl. Brugger, SWI 2007, 517 mwH unter FN 43.  
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definiert wird.1102 Im OECD-MK wird ebenfalls in keinster Weise explizit auf die 
abkommensrechtliche Einstufung von privaten Wegzugssachverhalten eingegangen.1103  
Als Argument, welches die Anwendung von Art 21 OECD-MA rechtfertigt, wird v.a. das 
angenommene Erfordernis der veränderten personellen Zurechenbarkeit bei Art 13 
OECD-MA herangezogen. Da es eben im Rahmen eines Wegzugs zu keiner Änderung des 
wirtschaftlichen Eigentümers kommt, liegt demnach abkommensrechtlich keine 
Veräußerung vor und der Sachverhalt kann nicht unter Art 13 Abs 5 OECD-MA sondern 
lediglich unter die Auffangnorm des Art 21 OECDE-MA subsumiert werden.1104  
Für die Anwendung von Art 13 Abs 5 OECD-MA als für den Wegzug relevante 
Verteilungsnorm können hingegen einzelne Anmerkungen im Kommentar zum OECD-
MA herangezogen werden. So ist dem OECD-MK zu Art 13 unter Abs 8 zu entnehmen: 
 “Special circumstances may lead to the taxation of the capital appreciation of 
an asset that has not been alienated. This may be the case if the value of 
capital asset has increased in such a manner that the owner proceeds to the 
revaluation of this asset in his books. Such revaluation of assets in the books 
may also occur in the case of a depreciation of the national currency. A 
number of States levy special taxes on such book profits, amounts put into 
reserve, an increase in the paid-up capital and other revaluations resulting 
from the adjustment of the book-value to the intrinsic value of a capital asset. 
These taxes on capital appreciation (increment taxes) are covered by the 
Convention according to Article 2 .” 
Weiters wird unter Abs 9 zu Art 13 OECD-MK ausgeführt: 
 “Where capital appreciation and revaluation of business assets are taxed, 
the same principle should, as a rule, apply as in the case of alienation of 
such assets. It has not been found necessary to mention such cases expressly in 
the Article or to lay down special rules. The provisions of the Article as well as 
those of Article 6, 7 and 21, seem to be sufficient. As a result, the right to tax is 
conferred by the above-mentioned provisions on the State of which the 
alienator is a resident…”. 
Folglich werden auch Zuschreibungen – obwohl sie keine „tatsächlichen Veräußerungen“ 
darstellen bzw. keine Änderung bei der personellen Zurechung der Wirtschaftsgüter 
bewirken – gemäß dem Kommentar zum OECD-MA unter Art 13 und die Bestimmungen 
für Veräußerungsgewinne subsumiert. In Anlehnung an die Qualifikation von 
Zuschreibungen könnte daher auch die Subsumierung der inhaltlich ähnlich ausgestalteten 
Wegzugsbesteuerung (Besteuerung von noch nicht realisierten stillen Reserven) unter Art 
                                                 
1102 Vgl. Kommentar zum OECD-MA für Einkommensteuer, Update Juli 2008, ad Art 13, Abs 5; ebenso Smit, Classification of Income 
Under a Tax Treaty – Application of the Vienna Convention on Treaty Law?, ET 1992,59, die Klassifikation eines Sachverhalts nach 
innerstaatlichem Steuerrecht (zB als Capital Gain oder Kapitalrückzahlung) ist daher irrelevant.    
1103 Vgl. de Kort, Intertax 2003, 103. 
1104 Zu diesem Abgrenzungskriterium erstmalig Lang, in Hybride Finanzierungen im Internationalen Steuerrecht, 1991, 102. Basierend 
darauf nimmt Toifl die Qualifikation von Wegzugsvorgängen vor, siehe Toifl, Die Wegzugsbesteuerung, 1996, 58 FN 216 und 130 FN 
502. 
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13 OECD-MA vertreten werden.1105 In diesem Zusammenhang ist jedoch zu 
berücksichtigen, dass die o.a. Kommentarstellen eben lediglich auf Zuschreibungen bzw. 
auf solche im betrieblichen Bereich (business assets) Bezug nehmen und nicht auf private 
Wegzugsvorgänge bzw. Beteiligungen im Privatvermögen.1106    
Nach hL1107 sind abkommensrechtliche Bestimmungen – aufgrund der allgemeinen 
Zielsetzung des Abkommensrechtes Doppelbesteuerung bzw. Keinmalbesteuerung zu 
vermeiden – jedenfalls abkommensautonom auszulegen, d.h. der Begriffsinhalt der 
Tatbestandselemente des Art 13 OECD-MA muss ausschließlich aus dem Abkommen 
selbst abgeleitet werden. Problematisch in diesem Zusammenhang erscheint jedoch, dass 
die von Art 13 OECD-MA erfassten Veräußerungsvorgänge bzw. der Terminus 
„Veräußerung von Vermögen“ weder im Abkommen selbst noch im OECD-MK definiert 
sind1108 und auf die wegzugsbedingte Besteuerung von stillen Reserven in 
Wirtschaftsgütern des Privatvermögens nicht explizit Bezug genommen wird.  
Nach der hier vertretenen Auffassung ist unter Berücksichtigung der allgemeinen 
Verkehrsauffassung des Begriffes „Veräußerung“ wohl davon auszugehen, dass ein zu 
besteuernder Veräußerungsvorgang durch folgende Kriterien charakterisiert wird: 
? Ein Wirtschaftsgut wird zwischen unterschiedlichen Personen übertragen und 
? im Rahmen dessen werden die stillen Reserven (d.h. die Differenz zwischen dem 
Veräußerungserlös und den Anschaffungskosten) des Wirtschaftsgutes realisiert, 
wobei sich aus diesem Vorgang ein Gewinn oder Verlust ergeben kann. 
Aus Sicht des Autors sprechen daher u.a. folgende Gründe dafür, die wegzusgbedingte 
Besteuerung nicht unter Art 13 OECD-MA zu subsumieren: 
? Es erfolgt keine Übertragung eines Wirtschaftsgutes zwischen unterschiedlichen 
Personen1109 sondern 
? die Besteuerung der stillen Reserven im transferierten Wirtschaftsgut wird 
innerstaatlich lediglich vom Effekt der wegzugsbedingten Steuerentstrickung 
abhängig gemacht;   
? die Wegzugsbesteuerung erfolgt unabhängig davon, ob und wann das fragliche 
Wirtschaftsgut später tatsächlich veräußert wird und stille Reserven realisiert 
werden (v.a. bei Wegzug in Drittländer ohne Aufschubmöglichkeit); 
? zudem werden dem Wegzug nachgelagerte Wertminderungen, welche den 
tatsächlichen Veräußerungsgewinn beeinflussen, bei Berechnung der Steuerlast 
                                                 
1105 Vgl. Şimşek, in Burgstaller/Haslinger (Hrsg), Conflicts of Qualification in Tax Treaty Law, 2007, 197 mwH unter FN 30. 
1106 Vgl. Nestmann, in H.J. Aigner/W. Loukota (Hrsg), Source Versus Residence in International Tax Law , 2005, 570. 
1107 Vgl. Lang, DBA und innerstaatliches Recht, 1992, 108ff.; Lang, Introduction to the Law of Double Taxation Conventions, 2010, 
39ff. 
1108 Vgl. Prokisch, in Vogel, DBA4,Art 13, Rz 2.  
1109 Zu diesem Abgrenzungskriterium erstmalig Lang, in Hybride Finanzierungen im Internationalen Steuerrecht, 1991, 102. Basierend 
darauf nimmt Toifl die Qualifikation von Wegzugsvorgängen vor, siehe Toifl, Die Wegzugsbesteuerung, 1996, 58 FN 216 und 130 FN 
502. 
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nach § 31 Abs 2 Z 2 EStG1110 gar nicht (Nicht-EU-Fall, außer Norwegen) oder nur 
beschränkt (EU-Fall und Norwegen) berücksichtigt.1111   
Ein Besteuerungsvorgang, der unabhängig von einer (späteren) tatsächlichen Veräußerung 
bzw. unabhängig von der Höhe tatsächlich realisierter stiller Reserven erfolgt und 
lediglich nach einer ähnlichen Systematik aufgebaut ist, kann mE abkommensrechtlich 
weder als Veräußerungsgewinnbesteuerung noch als „vorweggenommene“ 
Veräußerungsgewinnbesteuerung (im Unterschied zu Zu- und Abschreibungen) verstanden 
werden.1112 Demnach müsste ein Wegzugsvorgang – bei fehlender expliziter Aufnahme 
unter Art 13 des jeweiligen Abkommens – unter den Auffangtatbestand des Art 21 OECD-
MA subsumiert werden.1113     
In o.a. Zusammenhang ist zu berücksichtigen, dass die Subsumtion eines 
Wegzugsvorganges mit einer Beteiligung im Privatvermögen unter Art 13 Abs 5 oder Art 
21 OECD-MA hinsichtlich ihrer Verteilungswirkung zum selben Ergebnis führt.1114 Unter 
Art 13 Abs 5 OECD-MA kommt das Besteuerungsrecht hinsichtlich der besteuerten stillen 
Reserven dem Vertragstaat zu, in dem der Veräußerer ansässig ist während Art 21 OECD-
MA dem Ansässigkeitsstaat der die sonstigen Einkünfte beziehenden Person das 
Besteuerungsrecht zuweist. In beiden Fällen kommt daher dem Ansässigkeitsstaat des 
Wegziehenden das Besteuerungsrecht zu. Fraglich ist vielmehr – v.a. bei einem dem 
OECD-MA nachgebildeten DBA ohne entsprechender Spezialklausel für den Wegzugsfall 
– zu welchem Zeitpunkt das Doppelbesteuerungsabkommen im Wegzugsfall seine 
Schutzwirkung entfaltet, welchem Ansässigkeitsstaat Besteuerungsrechte am 
wegziehenden Vermögen und in welchem Ausmaß zukommen. Weitere Anmerkungen 
dazu siehe weiter unten. 
7.1.4.3 Wegzug nach § 6 Z 6 EStG („betrieblicher Wegzug“) 
Auf betrieblicher Ebene sind eine Mehrzahl an Umstrukturierungsszenarien denkbar, im 
Rahmen welcher es potentiell zur ertragsteuerlichen Entstrickung von Wirtschaftsgütern 
aus österreichischer Sicht kommen kann. So könnte z.B. eine österreichische 
Kapitalgesellschaft einzelne Wirtschaftsgüter (einzelne Anlagen, Teile des Maschinen- 
oder Fuhrparks, Kundenstock, Patentrechte, etc.) oder Teile ihres österreichischen 
Betriebes (Produktion, Vertriebsabteilung, etc.) physisch ins Ausland überführen und dort 
eine Betriebsstätte neu einrichten oder eine bereits existente Betriebsstätte ausbauen. 
Darüber hinaus wäre ein Szenario denkbar, im Rahmen dessen eine ausländische 
Gesellschaft mit einer österreichischen Betriebsstätte diese gesamthaft – oder lediglich 
                                                 
1110 Mit Wirkung ab dem 1. Oktober 2011, ist der Wegzug natürlicher Personen mit Beteiligungen unter § 27 Abs 6 Z 1 lit b EStG 
geregelt. Für Zwecke der vorliegenden Arbeit wird jedoch noch auf die bis Ende September 2011 geltende Regelung des § 31 Abs 2 Z 2 
EStG verwiesen.  
1111 Resultiert aus der tatsächlichen Veräußerung ein Veräußerungsverlust, so wird dieser bei nachträglicher Anpassung der 
Wegzugssteuer (Wegzug innerhalb der EU oder nach Norwegen) maximal in Höhe der im Wegzugszeitpunkt festgestellten stillen 
Reserven berücksichtigt – es kann sich daher keinesfalls ein „Wegzugsverlust“ ergeben womit sich die Wegzugsbesteuerung maßgeblich 
von der tatsächlichen Veräußerungsgewinnbesteuerung abhebt. 
1112 Der tatsächliche (spätere) Veräußerungserfolgt bleibt im Rahmen der Wegzugsbesteuerung faktisch unberücksichtigt; es handelt sich 
daher dabei nicht bloß um eine Vorverlagerung des Besteuerungszeitpunktes. 
1113 Siehe zuletzt ebenso Brugger, SWI 2007, 510ff. 
1114 Vgl. Kort, Intertax 2003, 104; Nestmann, in H.J. Aigner/W. Loukota (Hrsg), Source Versus Residence in International Tax Law , 
2005, 571; Şimşek, in Burgstaller/Haslinger (Hrsg), Conflicts of Qualification in Tax Treaty Law, 2007, 198. 
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Teile davon – in eine andere nicht-österreichische Betriebsstätte oder ins nicht-
österreichische Stammhaus verlagert (Auflösung österreichische Betriebsstätte).  
Nach § 6 Z 6 EStG käme es im Rahmen derartiger Wegzugsszenarien zu einer Besteuerung 
der stillen Reserven, welche im Zeitpunkt des Wegzugs in den überführten Betriebsteilen 
bzw. Wirtschaftsgütern enthalten sind (je nach Form des Wegzugs mit oder ohne der 
Aufschubmöglichkeit iSd § 6 Z 6 lit b EStG). Fraglich erscheint, ob diese Form der 
betrieblichen Wegzugsbesteuerung mit den einschlägigen Regelungen des 
Abkommensrechtes vereinbar ist.   
Um jedoch die abkommensrechtliche Konformität der Besteuerung eines betrieblichen 
Wegzugsvorganges zu beurteilen, muss untersucht werden, unter welche Verteilungsnorm 
dieser subsumiert werden kann.  
Wie bereits im Rahmen des privaten Wegzuges iSd § 31 Abs 2 Z 2 EStG ausgeführt, 
kommen für die abkommensrechtliche Qualifikation eines Wegzugsvorganges aufgrund 
seiner Natur als fiktive Veräußerungsgewinnbesteuerung die Normen des Art 7 OECD-
MA, des Art 13 Abs 2 OECD-MA oder des Art 21 OECD-MA als potenzielle 
Verteilungsmaßstäbe in Frage.  
In Anlehnung an das OECD-MK und den Ausführungen darin zur abkommensrechtlichen 
Qualifikation von Zuschreibungen1115 wird von Teilen des Schrifttums1116 die Subsumtion 
von betrieblichen Wegzugsszenarien – in Abhängigkeit vom jeweiligen Wegzugsvorgang 
bzw. der Art an zu transferierenden Wirtschaftsgütern – unter Art 13 Abs 2 OECD-MA 
vertreten. Demnach unterliegen Wegzugsvorgänge nach Art fiktiver 
Veräußerungstatbestände oder Veräußerungsersatztatbestände (Entnahmen) dem Art 13 
Abs 2 OECD-MA, soweit sie sich auf Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens oder übriges 
Vermögen (nicht Umlaufvermögen) beziehen. Wird im Rahmen eines Wegzugs hingegen 
ein Wertanstieg versteuert, der als bloße Rückgängigmachung einer Teilwertabschreibung 
verstanden wird, oder werden dabei stille Reserven des Umlaufvermögens versteuert, so 
fällt der Wegzug insoweit unter Art 7 OECD-MA. 
Da es aufgrund des Wegzuges jedoch zu keiner Änderung in der personellen Zurechnung 
des zu transferierenden betrieblichen Wirtschaftsgutes kommt und der Vorgang daher nicht 
als abkommensrechtliche „Veräußerung“ gilt, wird die Anwendung des Art 13 OECD-MA 
auf Wegzugsvorgänge nach der hier vertretenen Auffassung dem Grunde nach 
abgelehnt.1117 Es ist somit vorrangig von einer Subsumtion des Wegzugs unter Art 7 
OECD-MA auszugehen. In diesem Zusammenhang ist zu beachten, dass die 
Verteilungsnorm des Art 7 OECD-MA gem. Abs 7 nur insoweit zur Anwendung gelangt, 
als der Wegzugssachverhalt nicht unter eine andere, vorrangige Verteilungsnorm 
subsumiert werden kann. Da jedoch Art 21 OECD-MA, als einzig alternative 
Verteilungsnorm, selbst nur subsidiär zu Art 7 OECD-MA zur Anwendung gelangt, muss 
                                                 
1115 Siehe OECD-MK Art 13 Abs 9. 
1116 Vgl. Wassermeyer, in Wassermeyer/Lang/Schuch (Hrsg), Doppelbesteuerung², 2010, Art 13 MA, Rz 24, 25; ebenso Plansky, Die 
Gewinnzurechnung zu Betriebstätten im Recht der Doppelbesteuerungsabkommen, 2010, 81. Zuletzt Ruiner, IStR 2/2012, 50 mwH.   
1117 Siehe die Literaturhinweise zum privaten Wegzug. 
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der betriebliche Wegzug daher unter Art 7 OECD-MA subsumiert werden.1118 Der 
Umstand, dass der im Rahmen des Wegzugs besteuerte Gewinn im Wegzugszeitpunkt 
noch nicht realisiert sondern der Realisations- bzw. Veräußerungsvorgang lediglich fingiert 
wurde, ist in diesem Zusammenhang ohne Relevanz.1119  
Von Bedeutung für die Anwendung von Art 7 OECD-MA ist in weiterer Folge die Frage, 
ob die transferierten Wirtschaftsgüter bzw. Betriebsteile vor dem Wegzug einem in 
Österreich steuerhängigen Betrieb wirtschaftlich zuzurechnen waren und es daher 
wegzugsbedingt zu einer Steuerentstrickung kommt.1120 Selbige Sichtweise kann dem 
OECD-MK1121 entnommen werden, welches darauf hinweist, dass die Wegzugsstaaten – 
im Falle einer grenzüberschreitenden Verbringung von Wirtschaftsgütern zwischen 
Betriebsstätte und Stammhaus bzw. anderer Betriebsstätte desselben Unternehmen – durch 
Art 13 OECD-MA nicht an der Besteuerung fiktiver Veräußerungsgewinne gehindert sind 
insofern diese den Grundsätzen des Art 7 OECD-MA entspricht. Darüber hinaus werden 
im OECD-MK1122 unter Art 7 im Zusammenhang mit dem betrieblichen Wegzug folgende 
klarstellende Anmerkungen gemacht: 
„There may be a realisation of a taxable profit when an asset, whether or not 
trading stock, forming part of the business property of a permanent 
establishment situated within a State’s territory is transferred to a permanent 
establishment or the head office of the same enterprise situated in another 
State. Article 7 allows the former State to tax profits deemed to arise in 
connection with such a transfer. Such profits may be determined as indicated 
below. In cases where such transfer takes place, whether or not it is a 
permanent one, the question arises as to when taxable profits are realised. In 
practice, where such property has a substantial market value and is likely to 
appear on the balance sheet of the importing permanent establishment or other 
part of the enterprise after the taxation year during that in which the transfer 
occurred, the realisation of the taxable profits will not, so far as the enterprise 
as a whole is concerned, necessarily take place in the taxation year of the 
transfer under consideration. However, the mere fact that the property leaves 
the purview of a tax juristiction may trigger the taxation of the acccrued 
gains attributable to that property as the concept of realisation depends on 
each country’s domestic law.”  
Weiters wird ausgeführt: 
“Where the countries in which the permanent establishments operate levy tax 
on the profits accruing from an internal transfer as soon as it is made, even 
when these profits are not actually realised until a subsequent commercial 
year, there will be inevitably a time lag between the moment when tax is paid 
                                                 
1118 Vgl. Toifl, Die Wegzugsbesteuerung, 1996, 131; ebenso Şimşek, in Burgstaller/Haslinger (Hrsg), Conflicts of Qualification in Tax 
Treaty Law, 2007, 195f unter Hinweis auf Hofbauer, Tax Treatment of Non-Residents EUCOTAX-Wintercourse 2001/2002 Change of 
Residence of Individuals and Corporations, 2001, 93. 
1119 Vgl. Vogel, Kommentar DBA³, Einl Rz 22 und 101a. 
1120 Vgl. Staringer, Besteuerung doppelt ansässiger Kapitalgesellschaften, 1999, 215. 
1121 Vgl. OECD-MK für Einkommensteuer, Update Juli 2008, ad Art 13, Abs 10 und Abs 25.  
1122 OECD-MK für Einkommensteuer, Update Juli 2008, ad Art 7, Abs 21 und Abs 22; mit dem Update 2010 wurden diese beiden 
Absätze aus dem OECD-MK entfernt, siehe dazu Kapitel 7.1.6.5. 
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abroad and the moment it can be taken into account in the country where the 
enterprise’s head office is located. A serious problem is inherent in the time 
lag, especially when a permanent establishment transfers fixed assets or – in 
the event that it is wound up – its entire operating equipment stock, to some 
other part of the enterprise  of which it forms part. In such cases, it is up to the 
head office country to seek, on a case by case basis, a bilateral solution with 
the outward country where there is serious risk of overtaxation.”   
Diese Anmerkungen bestätigen – neben der Erwähnung der Problematik etwaiger 
zeitlicher Differenzen bei der Versteuerung der stillen Reserven im Betriebsstätten-
Wegzugsstaat und der korrespondierenden Entlastung im Stammhausstaat – die o.a. 
Rechtsposition, nach welcher die Besteuerung eines betrieblichen Wegzugsvorganges nach 
§ 6 Z 6 EStG abkommensrechtlich unter Art 7 OECD-MA subsumiert werden muss und 
das Besteuerungsrecht des Wegzugsstaates abkommensrechtlich insofern nicht 
eingeschränkt wird, als die auf Basis einer Veräußerungsfiktion besteuerten stillen 
Reserven den transferierten Wirtschaftsgütern und diese dem Betriebsvermögen der 
inländischen Betriebsstätte tatächlich zurechenbar sind.1123     
7.1.5 Die territorial-zeitliche Abgrenzung der Besteuerungsansprüche 
Nach Feststellung des Umstandes, dass Wegzugsvorgänge – auch in der Fassung nach dem 
AbgÄG 2004 – unter Art 21 OECD-MA (privater Wegzug) und Art 7 OECD-MA 
(betrieblicher Wegzug) subsumiert werden, stellt sich die Frage nach der territorial-
zeitlichen Abgrenzung zwischen dem Besteuerungsrecht des Wegzugsstaates und jenem 
des Zuzugsstaates. 
7.1.5.1 Der private Wegzug und Art 13 Abs 5 bzw. Art 21 OECD-MA 
7.1.5.1.1 Das Konzept der zeitraumbezogenen vs. zeitpunktbezogenen Ansässigkeit 
Bei der Beurteilung der Frage, ob die Besteuerung eines privaten Wegzugsvorganges nach 
§ 31 Abs 2 Z 2 EStG1124 als abkommenskonformer Vorgang eingestuft werden kann oder 
nicht, ist die Frage nach der zeitlichen Abschirmwirkung der entsprechenden 
Verteilungsnormen von erheblicher Bedeutung. 
Wie bereits erläutert, wird im Schrifttum die Meinung vertreten, ein privater 
Wegzugsvorgang könne abkommensrechtlich entweder unter Art 13 Abs 5 OECD-MA 
oder unter Art 21 OECD-MA subsumiert werden. In diesem Zusammenhang ist jedoch 
festzuhalten, dass beide Verteilungsnormen dem „Ansässigkeitsstaat“ des Steuerpflichtigen 
das ausschließliche Besteuerungsrecht am Besteuerungssubstrat zuteilen. Folglich kann 
davon ausgegangen werden, dass für beide Verteilungsnormen dieselben Kriterien für die 
Verteilung des Besteuerungssubstrates berücksichtigt werden müssen und die 
Subsumierung eines Wegzugsvorganges entweder unter Art 13 Abs 5 OECD-MA oder 
                                                 
1123 Vgl. Şimşek, in Burgstaller/Haslinger (Hrsg), Conflicts of Qualification in Tax Treaty Law, 2007, 195, FN 23. 
1124 Mit Wirkung ab dem 1. Oktober 2011, ist der Wegzug natürlicher Personen mit Beteiligungen unter § 27 Abs 6 Z 1 lit b EStG 
geregelt. Für Zwecke der vorliegenden Arbeit wird jedoch noch auf die bis Ende September 2011 geltende Regelung des § 31 Abs 2 Z 2 
EStG verwiesen.  
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unter Art 21 OECD-MA – insoweit im Einzelfall keine unterschiedlichen Methodenartikel 
(Anrechnungsmethode, Befreiungsmethode) zur Anwendung gelangen – zu keiner 
unterschiedlichen Besteuerung führt.1125 Zudem scheint es im Hinblick auf die bestehenden 
Parallelen zwischen Wertzuwachsbesteuerung und Veräußerungsgewinnbesteuerung 
geboten, in beiden Szenarien den selben territorial-zeitlichen Abgrenzungsmechanismus 
zur Anwendung zu bringen.1126   
Bei der abkommensrechtlichen Beurteilung von Wegzugsvorgängen stellt sich daher die 
Frage, welche Bedeutung dem Begriff „Ansässigkeitsstaat“ unter Art 13 und Art 21 
OECD-MA zukommt. Bezieht sich dieser auf den Ansässigkeitsstaat im Zeitpunkt der 
Veräußerung der Beteiligung („zeitpunktbezogene, statische Sichtweise“) oder auf jenen 
Staat, in welchem der Gesellschafter im Zeitraum der Kumulierung der stillen Reserven 
ansässig war („zeitraumbezogene, dynamische Sichtweise“)?  
Bei Annahme des ersten Szenarios (statische Sichtweise) käme im Wegzugsfall dem 
Zuzugsstaat das alleinige Besteuerungsrecht an den gesamten stillen Reserven der 
Beteiligung zu, welche seit Anschaffung der Beteiligung bis zum Zeitpunkt der 
Veräußerung aufgebaut wurden.1127 Die Tatsache, dass der Aufbau der stillen Reserven 
eventuell auch über Zeiträume erfolgte, in welchen der Gesellschafter (noch) im 
Wegzugsstaat ansässig war, ist im Rahmen dieses Szenarios ohne Bedeutung. Der 
Wegzugsstaat verliert daher abkommensrechtlich im Rahmen des Wegzugs das 
Besteuerungsrecht hinsichtlich der im Wegzugszeitpunkt bestehenden stillen Reserven an 
den Zuzugsstaat.  
Im Rahmen des zweiten Szenarios (dynamische Sichtweise) steht dem Wegzugsstaat ein 
Besteuerungsrecht insoweit zu, als die stillen Reserven in den transferierten Beteiligungen 
in jenem Zeitraum aufgebaut wurden, als der Wegziehende (noch) in ihm ansässig war. 
Der Wegzugsstaat wird bei Vertretung dieser Sichtweise daher abkommensrechtlich durch 
den Wegzug nicht daran gehindert, die in seiner Besteuerungssphäre aufgebauten stillen 
Reserven zu besteuern. Dieser Umstand führt folglich dazu, dass der Wegzugsstaat, auch 
im zeitlich dem Wegzug nachgelagerten Veräußerungszeitpunkt, abkommensrechtlich 
nicht daran gehindert ist, die ihm als ehemaliger Ansässigkeitsstaat zustehenden stillen 
Reserven zu besteuern.1128 Diese Sichtweise wird idR mit dem Zweck („ratio“) der 
Verteilungsnormen und der Doppelbesteuerungsabkommen an sich gerechtfertigt, welche 
eine derartige, am Territorialitätsprinzip ausgerichtete, Interpretation des Art 13 und Art 
21 OECD-MA erfordern.1129 
Die Frage, welche Interpretation des Begriffes „Ansässigkeit“ oder „Ansässigkeitsstaat“ 
iSd Art 13 oder Art 21 OECD-MA als korrekt eingestuft werden muss (zeitpunkt- oder 
                                                 
1125 Vgl. Kort, Intertax 2003, 104; Nestmann, in H.J. Aigner/W. Loukota (Hrsg), Source Versus Residence in International Tax Law , 
2005, 571; Şimşek, in Burgstaller/Haslinger (Hrsg), Conflicts of Qualification in Tax Treaty Law, 2007, 198. 
1126 Vgl. Brugger, SWI 2007, 519. 
1127 Unter der Annahme, dass der Wegziehende die Beteiligung während seiner Ansässigkeit im Zuzugsstaat veräußert. 
1128 In diesem Zusammenhang muss jedoch berücksichtigt werden, dass nicht nur die abkommensrechtliche Abschirmwirkung 
berücksichtigt werden muss, sondern dass es durch den Wegzug uU auch zu einem Wegfall der Besteuerungsmöglichkeit bereits nach 
innerstaatlichem Steuerrecht kommen kann (zB Wegzug mit einer Beteiligung an einer ausländischen Kapitalgesellschaft).  
1129Vgl. Nestmann, in H.J. Aigner/W. Loukota (Hrsg), Source Versus Residence in International Tax Law , 2005, 570.  
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zeitraumbezogen) ist strittig. Im Schrifttum1130 werden grundsätzlich beide Positionen 
vertreten. Dem OECD-MK kann diesbezüglich keine exlizite Information entnommen 
werden, da die Ausführungen zu Art 13 und Art 21 OECD-MA die Möglichkeit eines 
Wechsels des Ansässigkeitsstaates im Zeitraum zwischen Anschaffung und Veräußerung 
der Beteiligung scheinbar nicht berücksichtigen und daher nicht kommentieren.1131  
Im Zusammenhang mit dem OECD-MK ist jedoch auf Art 1 Absatz 9 OECD-MK 
hinzuweisen (siehe Anmerkungen unter Punkt 7.1.2.), nach welchem 
Ansässigkeitsverlagerungen dann abkommensrechtlich ohne Bedeutung sind, wenn sie 
alleine aus Steuervermeidungsgründen erfolgen: 
„…Another case would be an individual who has in a Contracting State both 
his permanent home and all his economic interests, including a substantial 
shareholding in a company of that State, and who, essentially in order to sell 
the shares and escape taxation in that State on the capital gains from the 
alienation (by virtue of paragraph 5 of Article 13), transfers his permanent 
home to the other Contracting State, where such gains are subject to little or 
no tax.” 
Will daher ein Steuerpflichtiger die Besteuerung der in seinen Anteilen bereits kumulierten 
stillen Reserven vermeiden und führt alleine aus diesem Grund eine 
Ansässigkeitsverlagerung durch, so ist dieser Vorgang ohne abkommensrechtliche 
Relevanz. Diese Ausführung legt jedoch nach der hier vertretenen Ansicht den Schluss 
nahe, dass – das Vorliegen von plausiblen außersteuerlichen Gründen vorausgesetzt – im 
OECD-MK prinzipiell davon ausgegangen wird, dass Art 13 Abs 5 OECD-MA gegenüber 
dem Wegzugsstaat jedenfalls eine Abschirmwirkung (auch) hinsichtlich der bis zum 
Wegzugszeitpunkt aufgebauten stillen Reserven entfaltet. Im OECD-MK wird somit 
hinsichtlich Art 13 Abs 5 OECD-MA implizit vom Konzept der zeitpunktbezogenen 
Ansässigkeit ausgegangen. Wird hingegen der Standpunkt vertreten Art 13 Abs 5 OECD-
MA müsse unter Berücksichtigung des Prinzips der „steuerlichen Territorialität“ 
ausgelegt und in seinem Anwendungsbereich daher teleologisch auf die stillen Reserven, 
welche im Zeitraum nach dem Wegzug aufgebaut wurden, reduziert werden („Konzept der 
zeitraumbezogenen Ansässigkeit“), so käme mE der o.a. Kommentarstelle keine sinnvolle 
Bedeutung zu, da der Wegzugsstaat diesfalls abkommensrechtlich durch den Wegzug in 
seinem Besteuerungsrecht ohnehin nicht beschnitten würde und der Wegziehende im 
OECD-MK aus einem Wegzug in ein Niedrigsteuerland und den nachträglich 
Beteiligungsverkauf keinen abkommensrechtlichen Vorteil erlangen würde.    
 
                                                 
1130 Für eine zeitpunktbezogene, statische Betrachtung: BFH 17.7.08 I R 77/06, IStR 2008, 819.; ebenso Wassermeyer in FS Flick, 
1065, Wassermeyer in Flick/Wassermeyer/Baumhoff, Außensteuerrecht, Lfg 60, Juni 2007, § 6, Anm 2; Lang, Zeitliche Zurechnung bei 
der DBA-Anwendung, SWI 1999, 290f. unter Hinweis auf BFH 30.3.1993, IStR 1994, 77; 19.3.1996, BB 1996, 1258. Für eine 
zeitraumbezogene, dynamische Betrachtung: Toifl, Die Wegzugsbesteuerung, 1996, 131; Staringer, Besteuerung doppelt ansässiger 
Kapitalgesellschaften, 1999, 184 unter Hinweis auf Knobbe-Keuk, Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht9, 925; ebenso Nestmann, in 
H.J. Aigner/W. Loukota (Hrsg), Source Versus Residence in International Tax Law , 2005, 571 unter Hinweis auf das „principle of fiscal 
territoriality“; Şimşek, in Burgstaller/Haslinger (Hrsg), Conflicts of Qualification in Tax Treaty Law, 2007, 205, 206. 
1131 Vgl. de Kort, Intertax 2003, 103f mwH; Nestmann, in H.J. Aigner/W. Loukota (Hrsg), Source Versus Residence in International Tax 
Law , 2005, 570. 
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7.1.5.1.2 Die Wegzugsbesteuerung als abkommenskonformer Vorgang 
Im österreichischen Wegzugsszenario wird die Besteuerung nach § 31 Abs 2 Z 2 EStG 
bereits in einer „logischen Sekunde“ vor Durchführung des Wegzuges mit der 
steuerverstrickten Beteiligung durchgeführt, um sich im Zeitpunkt der tatsächlichen 
Veräußerung nicht mit dem Vorwurf auseinander setzen zu müssen, der Veräußerer (d.h. 
der Weggezogene) wäre nicht mehr in Österreich ansässig und demnach wäre der 
österreichische Staat abkommensrechtlich nicht (mehr) dazu berechtigt, die Steuer auf die 
stillen Reserven einzuheben, welche bis zum Wegzug auf seinem Territorium aufgebaut 
wurden. Diese Vorgehensweise wird von großen Teilen des Schrifttums1132 als 
abkommenskonform eingestuft, da die abkommensrechtliche Schutzwirkung erst im 
logisch nachgeordneten Moment der Wohnsitznahme, d.h. unmittelbar nach dem Wegzug, 
einsetzt.1133  
Seitens einiger Befürworter1134 einer als abkommenskonform eingestuften Wegzugssteuer 
wird im Gegenzug beim Zuzugsstaat – unabhängig davon, ob diese Verpflichtung explizit 
in ein Doppelbesteuerungsabkommen aufgenommen wurde oder nicht1135 – eine 
abkommensrechtliche Verpflichtung erkannt, den vom Wegzugsstaat im Rahmen der 
Wegzugsbesteuerung angesetzten Marktwert bzw. gemeinen Wert im Zuge einer späteren 
Veräußerung als Anschaffungskosten zu berücksichtigen. Teilweise wird auch – bei 
Vorliegen einer Wegzugsbesteuerungsregelung im Zuzugsstaat – eine Art 
„stillschweigende, einvernehmliche Abkommensergänzung“ seitens des Zuzugsstaates als 
möglich vertreten.1136 Ein Zuwiederhandeln seitens des Zuzugsstaates (z.B. den Ansatz der 
historischen Anschaffungskosten im Rahmen einer dem Zuzug nachgelagerten 
Veräußerung) würde demnach einen völkerrechtswidrigen Akt des Zuzugsstaates 
darstellen.1137 Diese Position ist jedoch als Mindermeinung einzustufen, die von der hL 
und der Judikatur bis dato nicht übernommen wurde. Darüber hinaus kann nach der hier 
vertretenen Meinung dem OECD-MK indirekt die Position entnommen werden, dass der 
Zuzugsstaat keine verpflichtende Aufwertung vorzunehmen hat.1138   
Eine später aufgrund der Besteuerung des Wegzugs eingetretene Doppelbesteuerung (z.B. 
aufgrund einer fehlenden Aufwertung beim Zuzugsstaat) sollte aus Sicht der Verteter einer 
                                                 
1132 Vgl. Pohl in IFA (Hrsg), The tax treatment of transfer of residency by individuals, CDFI LXXXVIIb, 2002, 287; von Lishaut, FR 
2004, 1304; Hellwig in Littmann/Bitz/Hellwig (Hrsg), EStG, § 6 AStG Rz 10; Baranowski, Außensteuerrecht, 822; Toifl,  Die 
Wegzugsbesteuerung, 1996, 131f.; Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, Wien 2007, 751, FN 282 sowie 742, FN 231 (bzgl der 
teleologischen Reduktion der Schutzwirkung des Art 13 Abs 5 OECD-MA auf die nach dem Wegzug entstandenen stillen Reserven); 
ebenso Kofler, ÖStZ 2003, 265; Philipp/Loukota/Jirousek, Kommentar Int StR, 30. Lfg, Z 13 Rz 105ff; Brugger, SWI 2007, 512; 
implizit ebenso Hohenwarter, Internationale Verschmelzungen nach dem BudBG 2007, RdW 2007, 505. Die Frage der Lösung des 
Problems über teleologische Reduktion des Art 13 OECD-MA (!) offen lassend Nestmann, in H.J. Aigner/W. Loukota (Hrsg), Source 
Versus Residence in International Tax Law , 2005, 573. 
1133 Derselbe Zugang wird teilweise auch im deutschen Schrifttum bzgl § 6 dtAStG vertreten, siehe Wassermeyer, in 
Wassermeyer/Lang/Schuch (Hrsg), Doppelbesteuerung², 2010, Art 13 Rz 25 mwH auf BFH 17.12.1997 I B 108/97, BStBl II 1998, 558; 
BMF 2.12.94, BStBl I 1995 , Sondernr.1, Rz 6.5.1; BFH 26.1.1977 VIII R 109/75, BStBl II 1977, 283, 287; Blumich/Menck § 6 AStG 
Rz 3; Lademann/Schoss § 6 AStG Rz 59; Kluge, Das Internationale Steuerrecht, 262. 
1134 Vgl. Braun, DB 1982, 2111ff.; Lempenau in Brezing ua (Hrsg), Außensteuerrecht, § 6 Rz 49; aA Becker, DStR 1972, 361; Menck in 
Blümich, Kommentar § 6 AStG Rz 21 zitiert nach Toifl,  Die Wegzugsbesteuerung, 1996, 131. Ebenso aA Wassermeyer, 
Doppelbesteuerung, 2004, Art 13 Rz 25. 
1135 Entsprechende explizite Aufwertungsverpflichtungen für den Zuzugsstaat wurden ua in das DBA Österreich-Deutschland (Art 13 
Abs 6), das DBA Österreich-Kanada (Art 13 Abs 7) und in das DBA Österreich-Schweiz (Art 13 Abs 4) aufgenommen. 
1136 Vgl. Hey, Vorrecht des Quellenstaates und binnenmarktkonforme Besteuerung von Kapitalgesellschaften in der Europäischen Union, 
in Spindler/Tipke/Rödder (Hrsg), Steuerzentrierte Rechtsberatung – FS Schaumburg, 2009, 788.  
1137 Vgl. Toifl,  Die Wegzugsbesteuerung, 1996, 132 unter Hinweis auf Knobbe-Keuk; Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht9, 924. 
1138 Siehe Verweise unter Kapitel 7.1.5.1.1. 
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abkommenskonformen Wegzugsbesteuerung im Wege eines Verständigungsverfahrens 
zwischen Weg- und Zuzugsstaat beseitigt werden.1139 Dieser Lösungsansatz – gegen 
welchen von Kritikern die fehlende Rechtsverpflichtung der involvierten Staaten die 
Doppelbesteuerung durch ein Verständigungsverfahren jedenfalls zu beseitigen 
vorgebracht wird1140 – entspricht prinzipiell auch der Rechtsposition der österreichischen 
Finanzverwaltung.1141 Im Rahmen eines Verständigungsverfahrens könnte die 
wegzugsbedingt angefallene Steuer auf die später veräußerungsbedingt angefallene Steuer 
anrechnet werden, um etwaige Doppelbesteuerung zu vermeiden1142, wobei alternativ auch 
die Anrechnung der im Zuzugsstaat veräußerungsbedingt angefallenen Steuer auf die 
Wegzugssteuer denkbar erscheint. Dieser Vorgang wäre jedoch nicht Ausfluss einer 
abkommensrechtlichen Verpflichtung, sondern als freiwilliges Entgegenkommen seitens 
der involvierten Staaten zu werten. Die wegzugsbedingte Doppelbesteuerung wäre 
demnach – das Fehlen einer abkommensrechtlichen Verpflichtung zur Aufwertung für den 
Zuzugsstaat vorausgesetzt – das Resultat einer fehlenden Harmonisierung der 
Steuerrechtsordnungen des Wegzugs- und des Zuzugsstaates.1143   
7.1.5.1.3 Die Wegzugssteuer als abkommenswidriger Vorgang 
Die abkommensrechtliche Konformität einer Wegzugssteuer wird vom Schrifttum – aus 
teils unterschiedlichen Gründen – kritisch hinterfragt. Die Hauptkritikpunkte, welche im 
Zusammenhang mit der Besteuerung von privaten Wegzugsvorgängen geäußert werden, 
sind die folgenden: 
? Die Wegzugssteuer steht im Widerspruch zu Artikel 13 Abs 5 OECD-MA1144, da – 
um dem Abkommenszweck zu entsprechen – bereits der Zuzugsstaat und nicht 
mehr der Wegzugsstaat als im Wegzugszeitpunkt abkommensrechtlich relevanter 
„Ansässigkeitsstaat“ qualifiziert werden muss (iSe zeitlich vorgelagerten 
Abkommensschutzes). 
? Die Wegzugssteuer steht nicht per se im Widerspruch zu abkommensrechtlichen 
Bestimmungen, allerdings muss eine etwaige Doppelbesteuerung zwingend durch 
nachträgliche Entlastungsmaßnahmen vermieden werden.  
                                                 
1139 Vgl. Baranowski, Außensteuerrecht24, 822, zitiert nach Kofler, Hughes de Lasteyrie du Saillant: Wegzugsbesteuerung verstößt gegen 
die Niederlassungsfreiheit, ÖStZ 2003, 265, FN 48; Baranowski, in Besteuerung von Auslandsbeziehungen², 1996, Rz 871;  Prokisch, in 
Vogel/Lehner, Doppelbesteuerungsabkommen4, Art 13 Rz 84 unter Hinweis auf BMF 2.12.1994 BStBl. I 1/1995 
(Anwendungsgrundsätze Außensteuergesetz) Rz. 6.1.5.2.; Toifl, Die Wegzugsbesteuerung, 1996, 132, FN 510 mwH; Flick/Wassermeyer 
in Flick/Wassermeyer/Becker, Außensteuerrecht, § 6 AStG, Anm 8c; Menck in Blümich, EStG, § 6 AStG Rz 7, 21.; Schaumburg, 
Internationales Steuerrecht², 1998, 287, Rz 5.399.; Schönfeld in Flick/Wassermeyer/Baumhoff, Außensteuerrecht, Lfg 60, Juni 2007, § 6 
AStG, Rz 23. 
1140 Vgl. Şimşek, in Burgstaller/Haslinger (Hrsg), Conflicts of Qualification in Tax Treaty Law, 2007, 200; Nestmann, in H.J. Aigner/W. 
Loukota (Hrsg), Source Versus Residence in International Tax Law , 2005, 571. 
1141 Vgl. Rz 2511 EStR 2000 (zum betrieblichen Wegzug); EAS 1125 vom 11.8.1997, SWI 1997, 433. 
1142 Vgl. Baranowski, Besteuerung von Auslandsbeziehungen², 1996, Rz 870; zur offenen Frage der verpflichtenden Anrechnung der 
wegzugsbedingt angefallenen ausländischen Steuer siehe  auch Betten, ET, 1996, 425. 
1143 Vgl. Lang, SWI 1999, 291; Lang, Nachgelagerte Besteuerung bei grenzüberschreitenden Sachverhalten, in Mellinghoff (Hrsg), 
Steuern im Sozialstaat, DStjG Band 29, 2006, 327 welcher auf die rechtspolitische Sinnhaftigkeit einer Entlastung über Anrechnung 
aber auch auf das Fehlen „positiv-rechtlicher“ Anhaltspunkte hierfür im OECD-MA verweist. 
1144 Insoweit eine Wegzugsvorgang unter Art 21 OECD-MA subsumiert wird, ist mit damit keine materielle Änderung des Kritikpunktes 
verbunden, da Art 21 – so wie Art 13 Abs 5 OECD-MA – das Besteuerungsrecht an den stillen Reserven in den transferierten 
Wirtschaftsgütern dem „Ansässigkeitsstaat“ einräumt; siehe Lang, Nachgelagerte Besteuerung bei grenzüberschreitenden Sachverhalten, 
in Mellinghoff (Hrsg), Steuern im Sozialstaat, DStJG Band 29, 2006, 325. 
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? Die Wegzugssteuer stellt einen Umgehungsversuch seitens der Steuerbehörden des 
Wegzugsstaates dar, welcher dem Zweck dient, den abkommensrechtlich 
vorgesehenen Verlust des Besteuerungsrechtes in den wegziehenden 
Wirtschaftsgütern (Beteiligungen) an den Zuzugsstaat zu vermeiden. 
Von großen Teilen des Schrifttums1145 und im Rahmen ausländischer Rechtsprechung1146 
wird beim Zuzugsstaat keine allgemeine, abkommensrechtliche Verpflichtung zur 
Aufwertung (Step-Up) im Rahmen eines privaten Zuzugs erkannt. Folglich kann der 
Zuzugsstaat – angenommen sein innerstaatliches Steuerrecht oder das entsprechende 
Doppelbesteuerungsabkommen sieht nicht bereits einen verpflichtenden Step-Up bzw. ein 
Re-Basing vor1147 – im Rahmen einer etwaigen Veräußerung auch jene stille Reserven 
besteuern, welche bereits im Wegzugsstaat kumuliert wurden. Dieser Standpunkt 
impliziert eine Sichtweise, nach welcher Art 13 Abs 5 OECD-MA jenem Staat das volle 
Besteuerungsrecht an Veräußerungsgewinnen einräumt, in welchem der Veräußerer zum 
Veräußerungszeitpunkt ansässig ist. Die Besteuerung eines Veräußerungsvorganges erfolgt 
daher prinzipiell unabhängig von den Ansässigkeitsverhältnissen der Gesellschafter zum 
Zeitpunkt der (vorgelagerten) Kumulierung der stillen Reserven.1148  
Ob andererseits der Wegzugsstaat abkommensrechtlich dazu ermächtigt ist, den Wegzugs-
vorgang zu besteuern, richtet sich – unabhängig von einer etwaigen 
Aufwertungsverpflichtung beim Zuzugsstaat – nach den Bestimmungen des Art 13 Abs 5 
OECD-MA. Gem. Art 13 Abs 5 OECD-MA darf nur der Ansässigkeitsstaat die in den 
Beteiligungen enthaltenen stillen Reserven besteuern. Die Frage, ob nun der Wegzugsstaat 
im Wegzugszeitpunkt (noch) als Ansässigkeitsstaat eingestuft werden kann (Besteuerung 
einen „logischen Moment vor dem Wegzug“) und den Vorgang daher besteuern darf oder 
nicht doch (bereits) der Zuzugsstaat als „Ansässigkeitsstaat“ gilt, womit das 
Besteuerungsrecht des Wegzugsstaates im Wegzugszeitpunkt verwirkt wäre, wird im 
Schrifttum nicht einheitlich beantwortet.1149      
Von Kritikern1150 der Wegzugsbesteuerung wird hinsichtlich o.a. Frage eingewendet, dass 
– da der Zuzugsstaat die Bemessungsgrundlage nach innerstaatlichem Recht festlegen 
könne und ohne expliziter abkommensrechtlicher Bestimmung bezüglich einer 
Wertverknüpfung eben nicht an den Wegzugswert gebunden ist (d.h. keinen Step Up 
                                                 
1145 Vgl. Lang, Nachgelagerte Besteuerung bei grenzüberschreitenden Sachverhalten, in Mellinghoff (Hrsg), Steuern im Sozialstaat, 
DStjG Band 29, 2006, 327; Lang, Einführung in das Recht der Doppelbesteuerungsabkommen², 2002, Rz 437; Lang, SWI 1999, 290f.; 
de Kort, Intertax 2003, 104 unter Hinweis auf das OECD-MK Art 13 Abs 12 und BFH 19.03.1996, BB 1996, 1258 (welcher jedoch 
gleichzeitig auch auf die geringe Aussagekraft des OECD-MK in diesem Bereich hinweist); Kofler, Kommission/Frankreich : 
Nachteilige Besteuerung ausländischer Kapitalerträge ist nicht mit der Kapitalverkehrsfreiheit vereinbar, ÖStZ 2004, 198; Prokisch, in 
Vogel, DBA4, Art 13 Rz 82; Philipp/Loukota/Jirousek, Kommentar Int StR, 30. Lfg, Z 13 Rz 107; Lang/Stefaner, in 
Debatin/Wassermeyer, DBA, Oktober 2003, Art 13 Rz 14.   
1146 Vgl. BFH 19.3.1996, BStBl II 1996, 312, kommentiert von Betten, ET, 1996, 423ff. Aus Sicht des BFH konnte aus dem Wortlaut 
des § 17 Abs 1 dtEStG (vergleichbar mit § 31 öEStG) keine Aufwertungsverpflichtung für den Zuzugsstaat abgeleitet werden. Zudem 
wurde ein Vergleich zum zukaufsbedingten Wechsel von einer nicht steuerbaren unwesentlichen (bis zu 25%) zu einer steuerhängigen 
wesentlichen (über 25%) Beteiligung gezogen im Rahmen dessen ebenfalls die gesamte Beteiligung in die Steuerhängigkeit wechselt 
und damit für den Zuzugsfall die Besteuerung der im Ausland kumulierten stillen Reserven gerechtfertigt.   
1147 Österreich zB sieht gemäß § 31 Abs 3 EStG einen solchen vor; BGBl 1996/201 ab 1996. 
1148 Siehe die Ausführungen unter Kapitel 7.1.5.1.1. 
1149 Zweifelnd zB Wassermeyer in Flick/Wassermeyer/Baumhoff (Hrsg), Außensteuerrecht, Lfg 60, Juni 2007, § 6 Rz 23; indifferent 
Lang, in Nachgelagerte Besteuerung bei grenzüberschreitenden Sachverhalten, in Mellinghoff (Hrsg), Steuern im Sozialstaat, DStjG 
Band 29, 2006, 325 („…hier lässt sich in beide Richtungen argumentieren“) und 326 („…wobei offen bleibt, wer der Ansässigkeitsstaat 
ist, was allerdings die entscheidende Frage ist.“) 
1150 Vgl. Schaumburg, Internationales Steuerrecht², 1998, 285, Rz 5.399 mwH unter FN 837; weitere Hinweise ebenso bei Toifl,  Die 
Wegzugsbesteuerung, 1996, 129 unter FN 498. 
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durchführen muss) – potenziell ein und derselbe Wertzuwachs einer zweifachen 
Besteuerung unterworfen werde und daher aufgrund der Wegzugsbesteuerung 
abkommensrechtlich relevante Doppelbesteuerung droht. Daher müsse der 
Abkommensschutz zeitlich vorgelagert zum Wegzug einsetzen. Im Wegzugszeitpunkt 
müsse daher bereits der Zuzugsstaat als Ansässigkeitsstaat iSd Art 13 Abs 5 OECD-MA 
gewertet werden, woraus resultiert, dass die Einhebung einer Wegzugssteuer als 
abkommens- und daher rechtswidriger Vorgang qualifiziert werden muss.  
Alternativ dazu wird im Schrifttum1151 auch die Meinung vertreten, der Wegzugsstaat wäre 
abkommensrechtlich nicht an der Besteuerung des Wegzugs gehindert, da die Besteuerung 
zu einem Zeitpunkt erfolgt, in welchem ihm das Besteuerungsrecht am wegziehenden 
Steuersubstrat noch zusteht. Es wird daher keine zeitlich vorgelagerte Abschirmwirkung 
des Art 13 Abs 5 OECD-MA vertreten. Dennoch müsse eine drohende Doppelbesteuerung 
aufgrund eines nachträglichen Realisierungsaktes – das Fehlen abkommensrechtlicher 
Sonderbestimmungen vorausgesetzt – durch den Wegzugsstaat im Wege einer 
rückwirkenden Aufhebung der Wegzugssteuer jedenfalls beseitigt werden, um 
abkommenskonform zu handeln. Die Wegzugssteuer wird daher nicht bereits per se als 
abkommenswidrig qualifiziert, allerdings wird eine ex-post Aufhebung dieser zwecks 
Vermeidung einer drohenden Doppelbesteuerung als abkommensrechtliche Verpflichtung 
des Wegzugsstaates erkannt. Die etwaige Reduktion der Wegzugssteuer im Rahmen eines 
bloßen Verständigungsverfahrens zwischen Wegzugs- und Zuzugsstaat – im Zuge dessen 
keiner der involvierten Staaten dazu verpflichtet ist, den Doppelbesteuerungskonflikt 
aufzuheben – wird den abkommensrechtlichen Verpflichtungen des Wegzugsstaates daher 
nicht gerecht. 
Wird darüber hinaus die Position vertreten, der Wegzugsstaat kann im Zeitpunkt des 
Wegzugs tatsächlich (noch) als Ansässigkeitsstaat qualifiziert werden und die 
Wegzugsbesteuerung an sich verstoße deshalb nicht gegen Art 13 Abs 5 OECD-MA, so 
könnte unabhängig davon die Vorgehensweise des Wegzugstaates in einer 
Gesamtbetrachtung dennoch als „Umgehung“ qualifiziert werden. Hauptargument dieses 
Kritikansatzes1152 ist, dass es durch die Anahme einer fiktiven Veräußerung eine „logische 
Sekunde“ vor dem Wegzug, dem Wegzugsstaat ermöglicht wird, den abkommensrechtlich 
vorgesehenen Verlust des Besteuerungsrechtes zu umgehen bzw. zu unterlaufen.1153 
Derartigen künstlichen Umgehungsversuchen wäre prinzipiell genau so zu begegnen, wie 
den Versuchen von Steuerpflichtigen, Besteuerungsvorschriften zu umgehen: Durch 
Auslegung der tatsächlichen oder vermeintlich umgangenen Vorschrift, d.h. im 
gegenständlichen Fall würden jene Rechtsfolgen eintreten, welche sich bei angemessener 
gesetzgeberischer Gestaltung ergeben hätten.1154 Für den Wegzugsfall würde dies bei 
                                                 
1151 Vgl. Wassermeyer, Doppelbesteuerung², 2010, Art 13 Rz 25 mwH, ebenso Wassermeyer in Flick/Wassermeyer/Baumhoff (Hrsg), 
Außensteuerrecht, Lfg 60, Juni 2007, § 6 Rz 2. 
1152 Vgl. Lang, SWI 2006, 224f. der auf die Schwierigkeit der Lösung dieser abkommensrechtlichen Frage hinweist ohne jedoch einen 
finalen Lösungsansatz zu beschreiben; zweifelnd ebenso Flick/Wassermeyer in Flick/Wassermeyer/Becker (Hrsg), AStG, § 6 Anm 8c. 
und Wassermeyer in Flick/Wassermeyer/Baumhoff (Hrsg), Außensteuerrecht, Lfg 60, Juni 2007, § 6 Rz 23. Zur Umgehung als 
Interpretationsproblem siehe Toifl,  Die Wegzugsbesteuerung, 1996, 124ff. Kritisch ebenso Kemmeren, in Lang/Schuch/Staringer, ECJ – 
Recent Developments in Direct Taxation, 2006, 230ff zum inhaltlich identen niederländischen Vorgehen. 
1153 Siehe die Ausführungen von Wassermeyer zur Entstehungsgeschichte der deutschen Wegzugsnorm § 6 AStG (Pendant zum 
österreichischen § 31 EStG) als „Lex Horten“, Wassermeyer in Flick/Wassermeyer/Baumhoff (Hrsg), Außensteuerrecht, Lfg 60, Juni 
2007, § 6 Rz 1ff, demnach stellt § 6 AStG den Versuch dar, sich ursprünglich abkommensrechtlich nicht gesicherte Besteuerungsrechte 
„zurück zu erschleichen“. 
1154 Vgl. Vogel, in DBA³, Einl Rz 125b. 
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Vorlage eines musterabkommenskonformen DBA bedeuten, dass dem Wegzugsstaat kein 
Besteuerungsrecht hinsichtlich der stillen Reserven der exportierten Wirtschaftsgüter – 
auch nicht hinsichtlich jener, welcher bis zum Wegzug aufgebaut wurden – zukäme. 
Im diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen dass z.B. vom Niederländischen 
Berufungsgericht Hertogenbosch1155 bereits in einem grenzüberschreitenden 
Wegzugssachverhalt zwischen den Niederlanden und Belgien im Jahr 2005 entschieden 
wurde, dass die Verlängerung des Zeitraumes, über welchen hinweg die aus den 
Niederlanden wegziehenden Personen nach innerstaatlichem Recht mit den exportierten 
stillen Reservem steuerhängig bleiben, von fünf auf zehn Jahre, im Widerspruch zu dem 
zwischen den Niederlanden und Belgien abgeschlossenen Doppelbesteuerungsabkommen 
steht. Dieses sieht die Aufrechterhaltung des Besteuerungsrechtes des Wegzugsstaates über 
lediglich fünf Jahre vor. Die Verlängerung der zeitlichen Steuerhängigkeit im 
innerstaatlichen Recht seitens der Niederlande stünde im Widerspruch zu Art 31 der 
Wiener Vertragsrechtskonvention („Principle of Good Faith“)1156 und erfordert deshalb 
eine Anpassung der abkommensrechtlichen Bestimmungen, d.h. eine Verlängerung der 5-
Jahresfrist auf 10 Jahre. Der angefochtene Wegzugsbescheid wurde daher, da 
abkommenswidrig, aufgehoben.1157    
7.1.5.1.4 Treaty Override oder Umgehung? 
Insofern man die Meinung vertritt, dass die Wegzugsbesteuerung iSd § 31 Abs 2 Z 2 EStG 
tatsächlich als abkommenswidriger Vorgang eingestuft werden muss, stellt sich die Frage, 
ob dieser Verstoß einen Treaty Override oder eine mittelbare Umgehung bzw. eine 
Unterlaufung des Abkommens darstellt.  
Ein Treaty Override stellt eine offensichtliche Abkommensverletzung dar und grenzt sich 
dadurch von einer bloßen Abkommensumgehung ab, dass der gesetzgeberische Wille zum 
Eingriff in das Abkommensrecht dabei offen und deutlich zum Ausdruck kommt.1158 Der 
Gesetzgeber muss daher im Gesetz selbst seinen Willen zum Ausdruck bringen, dass 
frühere, abkommensrechtlich abgeleitete Recht zu verdrängen.1159 Da der österreichischen 
Rechtsordnung die prinzipielle Wertung zu entnehmen ist, eine Übereinstimmung mit dem 
Völkerrecht anzustreben, ist dieses Interpretationsergebnis nach Möglichkeit zu 
vermeiden.1160 
Verstößt eine innerstaatliche Regelung nicht offensichtlich gegen den Wortlaut einer 
abkommensrechtlichen Regelung aber gegen ihren materiellen Gehalt, so kann dieser 
Umstand als Umgehung des Abkommens gewertet werden. Diese Unterscheidung ist 
                                                 
1155 Hof’s Hertogenbosch, 15.09.2005, V-N 2005/47.11. 
1156 Wiener Vertragsrechtskonvention vom 23. Mai 1969, in Kraft getreten am 27. Jänner 1980, Details zum Gutglaubensprinzip siehe 
bei Dutta, The interpretation of treaty law under special consideration oft the Vienna Convention on the Law of Treaties (VCLT), in 
Schilcher/Weninger (Hrsg), Fundamental Issues and Practical Problems in Tax Treaty Interpretation, 2008, 26f.   
1157 Im Detail dazu siehe Kemmeren, in Lang/Schuch/Staringer, ECJ – Recent Developments in Direct Taxation, 2006, 230ff. Nach 
Meinung von Kemmeren hätte auch die Rs N (C-470/04) bereits auf Basis dieses Urteils vom Gericht Arnhem entschieden werden 
müssen und nicht dem EuGH zur Vorabentscheidung vorgelegt werden sollen.  
1158 Vgl. Schaumburg, Internationales Steuerrecht², 1998, 286, Rz 5.399; Wassermeyer, Doppelbesteuerung², 2010, Art 1 Rz 12 mwH. 
1159 Vgl. Scherer, Doppelbesteuerung und Europäisches Gemeinschaftsrecht, 1995, 45; nach Lang ist bei der Interpretation der 
inländischen Norm „das gesamte Auslegungsmaterial“ zu berücksichtigen, vgl Lang, Einführung in das Recht der 
Doppelbesteuerungsabkommen, 2002, 33f. 
1160 Vgl. Lang, Einführung in das Recht der Doppelbesteuerungsabkommen, 2002, 33. 
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deshalb von Bedeutung, da die an einen Treaty Override anknüpfenden Rechtsfolgen 
andere sind als jene bei einer Umgehung. Ist das gegen Abkommensrecht verstoßende 
Gesetz diesem zeitlich nachgelagert in Kraft getreten, überlagert dieses im Falle eines 
Treaty Override aufgrund des lex posterior-Grundsatzes als im innerstaatlichen 
Rechtsaufbau gleichrangige Norm das Abkommen. Die als Treaty Override eingestufte 
innerstaatliche Regelung (z.B. die Besteuerung eines Wegzugs) wäre daher gegenüber dem 
Steuerpflichtigen rechtsgültig.1161 Sie würde als völkerrechtliches Delikt lediglich den 
ausländischen Vertragspartner – insofern dieser den Verstoß nicht dulden will – dazu 
ermächtigen, einseitig diverse Vergeltungsmaßnahmen zu setzen (z.B. die Suspendierung 
oder die Kündigung des Vertrages).1162 Bilaterale Abkommen, welche zeitlich 
nachgelagert zu offensichtlich vertragswidrigen innerstaatlichen Regelungen in Kraft 
treten, gehen diesen hingegen vor.1163 
Im Falle einer mittelbaren Umgehung hingegen würde die innerstaatliche Rechtsnorm – 
unabhängig davon, ob zeitlich vor- oder nachgelagert zum entsprechenden Abkommen in 
Kraft getreten – in abkommenskonformer Form ausgelegt werden, d.h. die 
Abkommenswidrigkeit würde auf dem Interpretationswege beseitigt werden und die 
strittige Maßnahme (z.B. Besteuerung des Wegzugs) wäre aus innerstaatlicher Perspektive 
rechtsungültig.1164 
Hinsichtlich des privaten Wegzugs ist den Erläuternden Bemerkungen aus dem Jahre 1992 
(Zeitpunkt der Einführung der Wegzugsbesteuerung mit Beteiligungen im Privatvermögen) 
folgendes zu entnehmen:1165 
„§ 31 Abs 2 soll um einen bisher nur im Bereich des Betriebsvermögens 
verankerten Entstrickungstatbestand erweitert werden. Abs 2 Z 2 sieht die 
steuerpflichtige Aufdeckung stiller Reserven für bestimmte Beteiligungen vor, 
gleichgültig ob sie im Zusammenhang mit Umgründungen oder außerhalb 
derselben entstanden sind, wenn die Beteiligung durch Maßnahmen des 
Steuerpflichtigen aus der steuerlichen Erfaßbarkeit ausscheidet. Dies betrifft 
den Wegzug des Steuerpflichtigen in das Ausland, die Übertragung auf 
Personen, bei denen das Besteuerungsrecht hinsichtlich der Beteiligungen 
nicht gegeben ist oder die Übertragung in das ausländische Betriebsvermögen 
des Steuerpflichtigen.“         
Weder dem Gesetzeswortlaut des § 31 Abs 2 Z 2 EStG1166 noch dem Wortlaut der 
diesbezüglichen EB kann – entgegen dem Wortlaut des inhaltlich ähnlichen § 6 dtAStG1167 
– die Intention, gegen Abkommensrecht zu verstoßen, direkt entnommen werden. Diese 
                                                 
1161 Vgl. Lang, Einführung in das Recht der Doppelbesteuerungsabkommen, 2002, 34. 
1162 Vgl. Scherer, Doppelbesteuerung und Europäisches Gemeinschaftsrecht, 1995, 35. 
1163 Vgl. Schaumburg, Internationales Steuerrecht², 1998, 25ff; Vogel, DBA³, Einl Rz 125ff. 
1164 Vgl. Lang, Einführung in das Recht der Doppelbesteuerungsabkommen, 2002, 75. 
1165 Abgedruckt in Kohler, Die Einkommensbesteuerung der natürlichen und juristischen Personen5, 1993, 213.  
1166 Mit Wirkung ab dem 1. Oktober 2011, ist der Wegzug natürlicher Personen mit Beteiligungen unter § 27 Abs 6 Z 1 lit b EStG 
geregelt. Für Zwecke der vorliegenden Arbeit wird jedoch noch auf die bis Ende September 2011 geltende Regelung des § 31 Abs 2 Z 2 
EStG verwiesen.  
1167 Vgl. Toifl, Wegzugsbesteuerung, 1996, 123 welcher auf den unterschiedlichen Wortlaut von § 31 Abs 2 EStG und § 6 dtAStG 
hinweist. 
  282
kann  lediglich indirekt aus § 31 Abs 2 Z 2 EStG abgeleitet werden.1168 § 31 Abs 2 Z 2 
EStG1169 ist daher – insofern tatsächlich als abkommenswidrig eingestuft – mE weniger als 
Treaty Override sondern wohl eher als potenzieller Umgehungsversuch zu 
qualifizieren.1170 Die praktische Folge diese Qualifikation wäre, dass die Besteuerung eines 
Wegzugs nach § 31 Abs 2 Z 2 EStG vom betroffenen Steuerpflichtigen auf Basis einer 
angenommenen innerstaatlichen Rechtswidrigkeit angefochten und die Herstellung eines 
abkommenskonformen Zustandes beantragt werden könnte.1171 
7.1.5.1.5 Eigene Rechtsauffassung 
Unter Berücksichtigung der abkommensrechtlichen Zielsetzung des Art 13 Abs 5 OECD-
MA ist, insofern es aufgrund der Wegzugsbesteuerung durch den Wegzugsstaat bei 
fehlender abkommensrechtlicher Verpflichtung zur Aufwertung durch den Zuzugsstaat zu 
einer Doppelbesteuerung kommt, mE höchst fragwürdig, ob die Besteuerung des 
Wegzugsvorganges auf Basis von § 31 Abs 2 Z 2 EStG tatsächlich einen 
abkommenskonformen Vorgang darstellt. Unter Berücksichtigung des allgemeinen 
Verständnisses des abkommensrechtlichen Veräußerungsbegriffes, des Wortlautes von Art 
13 Abs 5 OECD-MA und der Ausführungen des OECD-MK zum privaten Wegzug bleibt 
nach der hier vertretenen Auffassung für eine teleologische Reduktion der 
Abschirmwirkung des Art 13 Abs 5 OECD-MA auf die bloß nach dem Wegzug 
aufgebauten stillen Reserven kein Raum. Daher kommt es im Rahmen eines Wegzugs – 
bei Fehlen entsprechender Sonderbestimmungen – abkommensrechtlich zum Transfer von 
Besteuerungsrechten hinsichtlicher der verlagerten Wirtschaftsgüter (wesentliche 
Beteiligungen) vom Wegzugs- in den Zuzugsstaat. Eine durch den Wegzug ausgelöste und 
diesem zeitlich knapp vorgelagerte Besteuerung eben dieser stiller Reserven stellt keine 
abkommenskonforme Vorgehensweise dar. Im Rahmen einer Gesamtbetrachtung des 
Vorganges ist im Zuzugszeitpunkt vielmehr der Zuzugsstaat bereits als 
„Ansässigkeitsstaat“ iSd Art 13 Abs 5 OECD-MA zu qualifizieren. Folglich stellt die 
Besteuerung eines privaten Wegzugs iSd § 31 Abs 2 Z 2 EStG ein wohl 
abkommenswidriges Vorgehen dar, welches unter Bezugnahme auf innerstaatliche 
Rechtsmittel1172 angefochten werden kann. Die Vermeidung etwaiger 
Doppelbesteuerungsszenarien über die bloße Durchführung von Verständigungsverfahren 
stellt – da diesfalls die involvierten Staaten zur Lösung des Besteuerungskonfliktes nicht 
verpflichtet sind – jedenfalls keine abkommenskonforme Vorgehensweise dar.       
Unabhängig von der hier vertretenen Auffassung geht aus o.a. Ausführungen und der 
Vielzahl an unterschiedlichen Rechtsmeinungen hervor, dass hinsichtlich der 
abkommensrechtlichen Qualifikation von privaten Wegzugsvorgängen ein hohes Ausmaß 
an Rechtsunsicherheit besteht. Aus diesem Grund wird empfohlen, bestehende Abkommen 
und Art 13 Abs 5 OECD bzw. Art 21 OECD-MA sowie dessen Kommentierung zu 
                                                 
1168 Eine Steuerentstrickung „durch Übertragung in das ausländische Betriebsvermögen eines Steuerpflichtigen“ kann generell nur aus 
bilateralen Beschränkungen heraus resultieren (und aufgrund des im inländischen Steuerecht verankerten Welteinkommensprinzips nicht 
aus diesem abgeleitet werden) – dieser Effekt soll lt den EB durch § 31 Abs 2 EStG verhindert werden. 
1169 Auch in seiner aktuellen Fassung, zuletzt geändert im Rahmen des Budgetbegleitgesetzes 2007, BGBl I 24/2007. 
1170 Vgl. Schaumburg zum inhaltlich ähnlichen § 6 dtAStG, siehe Schaumburg, Internationales Steuerrecht, 1998, 286.   
1171 Vgl. Lang, SWI 2006, 224 unter Hinweis auf Lang, Diskussionsbeitrag, in: Essers/Lang/Rao/Wassermeyer/West/Kemmeren (Hrsg), 
Abusive Application of International Tax Agreements, 2001, 67. 
1172 ZB unter Bezugnahme § 299 BAO (inhaltlich rechtswidriger Bescheid). 
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erweitern und eventuell – so wie bei einzelnen Doppelbesteuerungsabkommen bereits 
passiert – einen separaten Wegzugsartikel- bzw. Absatz einzufügen. Aus diesem sollte klar 
hervorgehen, dass:  
(1) Wegzüge Vorgänge sind, welche entweder unter Art 13 Abs 5 OECD-MA oder 
unter Art 21 OECD-MA subsumiert werden; 
(2) vorhandenes Steuersubstrat im Rahmen von Wegzugsvorgängen 
abkommensrechtlich zwischen dem Wegzugsstaat und dem Zuzugsstaat 
transferiert bzw. nicht transferiert wird (d.h. die Ansässigkeit entweder als 
dynamischer Anknüpfungspunkt gewertet wird und die vorhandenen stillen 
Reserven in den transferierten Beteiligungen nur von jenem Staat besteuert werden 
dürfen, welcher im Zeitpunkt der Kumulierung der stillen Reserven als 
Ansässigkeitsstaat des Gesellschafters qualifiziert wurde oder eben als statischer 
Anknüpfungspunkt); 
(3) insofern Wegzugsvorgänge unter Art 13 Abs 5 OECD-MA fallen und Ansässigkeit 
abkommensrechtlich als statischer Anknüpfungspunkt gewertet wird, ob die 
wegzugsbedingte Besteuerung der stillen Reserven (zeitlich vorgelagert zum 
Ansässigkeitswechsel) eine abkommenswidrige Vorgehensweise darstellt oder 
nicht; falls Wegzugsbesteuerung als abkommenskonform qualifiziert wird stellt 
sich die Frage; 
(4) ob der Zuzugsstaat im Gegenzug eine abkommensrechtliche Verpflichtung hat, das 
zugezogene Wirtschaftsgut (Beteiligung) – statt zu seinen historischen 
Anschaffungskosten – zu seinem gemeinen Wert bzw. Marktwert zu erfassen.    
Um die freie Mobilität von Privatpersonen aufgrund drohender Doppelbesteuerung nicht 
unnötig zu beschränken, wird jedenfalls empfohlen, die bestehenden offenen Punkte bzw. 
Rechtsunsicherheiten über Schaffung klarer abkommensrechtlicher Rahmenbedingungen 
zu beseitigen. Die Herbeiführung einer Lösung (d.h. die Vermeidung von 
Doppelbesteuerung) über ein langwieriges und für den Steuerpflichtigen mit einem 
unklaren Ergebnis verbundenen Verständigungsverfahren, kann nicht als befriedigende 
und steuerpolitisch sinnvolle Alternative erachtet werden.1173   
7.1.5.2   Der betriebliche Wegzug und Art 7 OECD-MA 
7.1.5.2.1 Das Betriebsstättenprinzip 
Wie bereits unter Kapitel 7.1.4.3. festgestellt, sind betriebliche Wegzugsvorgänge unter 
Bezugnahme auf die Verteilungsnorm des Art 7 OECD-MA („Unternehmensgewinne“) 
auf ihre Abkommenskonformität hin zu untersuchen. 
Art 7 OECD-MA stellt eine zentrale Verteilungsnorm des OECD-MA dar und regelt die 
Auf- bzw. Zuteilung von Besteuerungsrechten hinsichtlich Unternehmensgewinne 
zwischen den Vertragsstaaten.1174 Im gegebene Zusammenhang besonders wichtig ist der 
                                                 
1173 So auch Lang, Nachgelagerte Besteuerung bei grenzüberschreitenden Sachverhalten, in Mellinghoff (Hrsg), Steuern im Sozialstaat, 
DStjG Band 29, 2006, 327 welcher auf Basis des aktuellen OECD-MA keine steuerpolitisch sinnvolle Lösung der Situation erkennt.  
1174 Vgl. Hemmelrath, in Vogel/Lehner (Hrsg), DBA-Kommentar5, Art 7 Rz 2. 
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Umstand, dass Art 7 OECD-MA – bei Vorliegen eines Gesamtunternehmens mit mehreren 
unselbstständigen und in verschiedenen Staaten angesiedelten Unternehmensteilen 
(Stammhaus, Betriebsstätten) – auch die Zuteilung von Besteuerungsrechten zwischen 
Stammhaus- und Betriebsstättenstaat(en) regelt.   
Art 7 Abs 1 OECD-MA idF 2008 als die für „Unternehmensgewinne“ relevante 
Verteilungsnorm lautet wie folgt: 
„Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaates können nur in diesem Staat 
besteuert werden, es sei denn, das Unternehmen übt seine Geschäftstätigkeit im 
anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebsstätte aus. Übt das 
Unternehmen seine Geschäftstätigkeit auf diese Weise aus, so können die Gewinne 
des Unternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie 
dieser Betriebsstätte zugerechnet werden können.“ 
Art 7 Abs 1 OECD-MA definiert das sog. „Betriebsstättenprinzip“.1175 Das 
Betriebsstättenprinzip räumt einem Staat das Besteuerungsrecht an jenen betrieblichen 
Gewinnen ein, welche durch eine lokal ansässige Betriebsstätte erwirtschaftet wurden 
(insoweit sie dieser „zugerechnet“ werden können) – unabhängig von der steuerlichen 
Ansässigkeit des Stammhauses in einem anderen Staat.  
7.1.5.2.2 Der Wegzug iSd § 6 Z 6 EStG vs. Unternehmensgewinne iSd Art 7 OECD-MA 
Vorgelagert zur weiteren Untersuchung von betrieblichen Wegzugsvorgängen und deren 
Subsumierung unter Art 7 OECD-MA muss ermittelt werden, welche Arten von 
Wegzugsvorgängen von § 6 Z 6 EStG und welche von Art 7 OECD-MA erfasst werden. 
Diese Frage ist deshalb von Bedeutung, weil die Definition von „betrieblichen“ 
Wegzugsvorgänge iSd § 6 Z 6 EStG und der dabei aufgedeckten stillen Reserven nicht 
zwangsläufig mit der Definition von „Unternehmensgewinnen“ iSd Art 7 OECD-MA 
(sachliche Anknüpfung) übereinstimmen muss. Darüber hinaus ist zu prüfen, ob das 
Kriterium der persönlichen Anknüpfung durch alle Wegzugsfälle iSd § 6 Z 6 EStG als 
erfüllt anzusehen ist.   
Folglich ist in einem ersten Schritt zu untersuchen, welche Art von betrieblichen 
Vorgängen unter das innerstaatliche Besteuerungsregime des § 6 Z 6 EStG subsumiert 
werden und in einem zweiten Schritt, welche dieser Vorgänge den abkommensrechtlichen 
Tatbestand des Art 7 OECD-MA erfüllen bzw. nicht erfüllen.  
7.1.5.2.2.1 Der Tatbestand des § 6 Z 6 EStG 
Österreich sieht – als Pendant zu § 31 Abs 2 Z 2 EStG im privaten Bereich – bei der 
grenzüberschreitenden Überführung von betrieblichen Wirtschaftsgütern eine 
                                                 
1175 Vgl. OECD-MK für Einkommensteuer, Update Juli 2008, ad Art 7, Abs 9ff; im Detail zum Betriebstättenprinzip siehe Wassermeyer, 
in Wassermeyer/Lang/Schuch (Hrsg), Doppelbesteuerung², 2010, Art 7 MA, Rz 2 und Rz 171ff. 
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Ertragsbesteuerung von stillen Reserven vor. Die betriebliche Wegzugsbesteuerung wird 
unter § 6 Z 6 lit a EStG geregelt und erfasst dabei grundsätzlich folgende Vorgänge:1176 
? Überführung von Wirtschaftsgütern eines im Inland gelegenen Betriebes (oder 
einer Betriebsstätte) ins Ausland in einen anderen Betrieb (oder in eine andere 
Betriebsstätte), oder 
? die Verlegung eines im Inland gelegenen Betriebes (oder einer Betriebsstätte) ins 
Ausland oder 
? die Erbringung sonstiger Leistungen 
Die o.a. Vorgänge unterliegen gem. § 6 Z 6 lit a EStG dann einer Ertragsbesteuerung, 
wenn es sich beim Übertragenden und beim Übernehmenden (bzw. Leistenden und 
Empfangenden) um die gleiche Person handelt oder zwischen dem Übertragenden und dem 
Übernehmenden ein spezielles Naheverhältnis (iSe Beteiligungsverhältnisses) besteht.    
§ 6 Z 6 lit a EStG erfasst somit – neben den sonstigen Leistungen – die Outbound-
Überführung von einzelnen Wirtschaftsgütern eines im Inland gelegenen Betriebes als auch 
die Verlagerung von gesamten Betrieben bzw. Teilbetrieben ins Ausland.1177 Der „Betrieb“ 
wird – ohne im EStG explizit definiert zu sein – grundsätzlich als Zusammenfassung 
menschlicher Arbeitskraft und sachlicher Produktionsmittel in einer organisatorischen 
Einheit verstanden, wobei aus österreichischer ertragsteuerlicher Sicht nur dann vom 
Vorliegen eines inländischen Betriebes ausgegangen wird, wenn die fragliche 
Organisationseinheit der Erzielung von betrieblichen Einkunftsarten iSd § 2 Abs 3 Z 1 bis 3 
EStG dient.1178 Der Betrieb selbst kann mehrere Teilbetriebe (Betriebszweige) oder 
Betriebsstätten umfassen. Folglich fällt die grenzüberschreitende Verlagerung von 
einzelnen Wirtschaftsgütern, Betriebsstätten, Teilbetrieben oder Betrieben durch natürliche 
Personen oder Körperschaften potenziell unter § 6 Z 6 lit a EStG, insoweit sie bei dieser 
der Ausübung einer Tätigkeit iSd § 2 Abs 3 Z 1 bis 3 EStG, d.h. der Erzielung von 
Einkünften aus 
? Land- und Forstwirtschaft iSd § 21 EStG  
? Selbstständiger Arbeit iSd § 22 EStG und 
? Gewerbebetrieb iSd § 23 EStG 
und nicht bloß der Erzielung außerbetrieblicher Einkunftsarten dienen. § 6 Z 6 lit a EStG 
findet daher – unabhängig von der Form der Gewinnermittlung – auf alle betrieblichen 
Einkunftsarten Anwendung.1179  
Eine Beschränkung von § 6 Z 6 EStG lediglich auf Betriebe mit gewerblichen Einkünften 
iSd § 23 EStG bzw. ein Ausschluss von Betrieben, welche Einkünfte iSd § 21 EStG 
                                                 
1176 Für Details zur Wegzugsbesteuerung iSd § 6 Z 6 EStG siehe unter Kapitel 4.2. 
1177 Vgl. Rz 2505 EStR 2000. 
1178 Vgl. Rz 409 EStR 2000. 
1179 Vgl. Zorn, in Hofstätter/Reichel (Hrsg), Die Einkommensteuer, 41.Lfg, 2008, § 6 Z 6, Rz 15 unter Hinweis auf Doralt/Mayr, EStG14, 
§ 6 Rz 383.  
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(Einkünfte aus L+F) oder § 22 EStG (Einkünfte aus selbstständiger Arbeit) generieren, 
besteht nicht.1180       
7.1.5.2.2.2 Die sachliche und persönliche Anknüpfung an Art 7 OECD-MA   
In weiterer Folge ist zu hinterfragen, ob die Besteuerung von betrieblichen 
Wegzugsvorgängen iSd § 6 Z 6 EStG, wie implizit und vereinfacht unter Kapitel 7.1.4.3. 
angenommen, generell unter Art 7 OECD-MA subsumiert werden kann oder nicht. Dies 
hat v.a. vor dem Hintergrund zu erfolgen, dass die Definition des betrieblichen Wegzuges 
im österreichischen, ertragsteuerlichen Sinne und der im Rahmen dessen aufgedeckten 
stillen Reserven keinesfalls mit der abkommensrechtlichen Definition von 
Unternehmensgewinnen übereinstimmen muss und das Kriterium der sachlichen 
Anknüpfung daher eventuell nicht erfüllt ist. Weiters ist zu untersuchen, ob das Kriterium 
der persönlichen Anknüpfung iSd Art 7 OECD-MA bei Wegzugsvorgängen iSd § 6 Z 6 
EStG regelmäßig als erfüllt anzusehen ist oder nicht. 
Aus dem Wortlaut der Bestimmung des Art 7 OECD-MA resultiert, dass dieser 
Unternehmensgewinne erfasst. Der Begriff des „Unternehmens“ wird unter Art 3 Abs 1 lit 
c OECD-MA definiert. Dieser führt aus, dass sich der Ausdruck Unternehmen auf die 
Ausübung einer Geschäftstätigkeit bezieht. Der Ausdruck „Geschäftstätigkeit“ umfasst 
gem. Art 3 Abs 1 lit h OECD-MA1181 auch die Ausübung einer freiberuflichen oder 
sonstigen selbstständigen Tätigkeit. Da für den Begriff „Unternehmensgewinne“ im 
OECD-MA keine weitere, exakte Legaldefinition existiert,1182 wird dessen 
Anwendungsbereich im Schrifttum kritisch hinterfragt, wobei sich in diesem 
Themenbereich zwei Meinungen konträr gegenüberstehen. Teile des Schrifttums1183 stellen 
bei der Definition des Unternehmensgewinnes basierend auf Art 3 Abs 2 OECD-MA 
ausschließlich auf innerstaatliches Recht ab. Andere Teile des Schrifttums1184 meinen, dass 
eine abkommensautonome Interpretation nicht nur möglich, sondern sogar geboten ist. 
Demnach erfordert der Abkommenszusammenhang eine Begriffsauslegung, die vom 
innerstaatlichen Recht abweichen kann.  
Unter Berücksichtigung des aktuellen Schrifttums1185 sprechen die überzeugenderen 
Argumente jedenfalls dafür, den Unternehmensbegriff vorrangig aus dem 
Abkommenszusammenhang zu interpretieren. Der Begriff der Geschäftstätigkeit und daher 
auch der Unternehmensbegriff ist weit zu verstehen, als eine auf Gewinn ausgerichtete 
aktive Tätigkeit anzusehen und als mit Selbstständigkeit ausgestatten zu betrachten. Das 
unbedingte Erfordernis der Nachhaltigkeit wird im Schrifttum überwiegend abgelehnt. 
Der Begriff des Unternehmens iSd OECD-MA ist somit zwar nicht abschließend definiert, 
in seinem Kernbereich (Handel inkl. Geldwesen, Handwerk, Industrie, 
                                                 
1180 Aufgrund des Verweises von § 6 Z 6 EStG auf Betriebstätten (§ 29 BAO) wurde im älteren Schrifttum teilweise diese Meinung 
vertreten, vgl Quantschnigg/Schuch, ESt-Handbuch, 1993, § 6 Rz 213. AA jedoch Doralt/Mayr, EStG14, 2010, § 6 Rz 383 unter Hinweis 
auf die Bezugnahme des § 6 Z 6 EStG auch auf „Betriebe“ sowie eine gebotene analoge Anwendung. Die Relevanz von § 6 Z 6 EStG 
auch für Einkünfte iSd § 21 EStG wurde kürzlich vom VwGH bestätigt, vgl VwGH 19.3.2008, 2005/15/0076, dazu Beiser/Zorn, 
Kanzleiverlegung nach Liechtenstein?, RdW 2008, 357ff.; ebenso SWI 7/2008, 334.   
1181 Ab dem Update des OECD-MA und des OECD-MK im April 2000. 
1182 Vgl. Lang, Introduction, 2010, 86f. 
1183 Vgl. Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 56 mit zahlreichen Hinweisen unter FN 167. 
1184 Vgl. ebd, 57 mit zahlreichen Hinweisen unter FN 169. 
1185 Vgl. ebd, 61ff. 
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Dienstleistungsgewerbe) jedoch unumstritten. Von den Unternehmensgewinnen im 
abkommensrechtlichen Sinne abzugrenzen sind – unabhängig von deren Einstufung als 
betriebliche Einkünfte nach innerstaatlichem/österreichischem Ertragsteuerrecht – 
jedenfalls Tätigkeiten im land- und forstwirtschaftlichen Bereich mit einem „engen 
Bodenbezug“ (z.B. bei bestimmten Formen der Tierzucht, Ackerbau, Holzwirtschaft – 
nicht jedoch Imkerei, Fisch- und Vogelzucht) und die bloße private 
Vermögensverwaltung.1186 Fällt daher ein betrieblicher Wegzugsvorgang unter § 6 Z 6 
EStG, so kann es in einzelnen Fällen dazu kommen, dass die Wegzugsbesteuerung nicht 
unter dem Blickwinkel des Art 7 OECD-MA zu prüfen ist, sondern unter Bezugnahme auf 
Art 6 OECD-MA. Dies wäre der Fall, wenn z.B. ein Teil eines land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebes (mit engem Bodenbezug) grenzüberschreitend verlagert 
wird. Dieser Vorgang kann innerstaatlich zwar unter § 6 Z 6 EStG subsumiert werden, 
abkommensrechtlich jedoch nicht unter Art 7 OECD-MA sondern lediglich unter Art 6 
OECD-MA fallen (wg. fehlender sachlicher Anknüpfung). Weiters wäre z.B. die 
Überführung von Beteiligungen oder Patentrechten durch Körperschaften, welche bis 
dahin ausschließlich Passiveinkünfte bezogen, – auch wenn diese Vorgänge innerstaatlich 
unter § 6 Z 6 EStG subsumiert werden und eine Entstrickungsbesteuerung auslösen – nicht 
unter dem Blickwinkel des Art 7 OECD-MA zu prüfen. Diese Vorgänge wären vielmehr – 
gleich der Besteuerung von privaten Wegzugsvorgängen – abkommensrechtlich unter dem 
Blickwinkel von Art 21 OECD-MA - zu prüfen.1187     
Da der Fokus der vorliegenden Untersuchung auf der grenzüberschreitenden Verlagerung 
von aktiven, betrieblichen Einheiten (Betrieben, Teilbetrieben, Betriebsstätten) liegt, wird 
für die weitere Untersuchung die Qualifikation von etwaigen abkommensrechtlich „nicht-
unternehmerischen“ Verbringungen ausgeklammert. Es wird folglich vereinfacht davon 
ausgegangen, dass die zu untersuchenden Wegzugsvorgänge:  
? sowohl aus österreichischer, steuerlicher Perspektive unter § 6 Z 6 EStG subsumiert 
werden können als auch  
? die im Rahmen des Wegzuges aufgedeckten stillen Reserven Unternehmens-
gewinne iSd Art 7 OECD-MA darstellen.     
Um einen betrieblichen Wegzugsvorgang unter den Tatbestand des Art 7 OECD-MA 
subsumieren zu können, hat neben der Qualifikation der Tätigkeit der wegziehenden 
Person als „Geschäftstätigkeit“ und folglich des wegzugsbedingt realisierten Einkommens 
als „Unternehmensgewinn“ (sachliche Anknüpfung, siehe oben) auch ein „Unternehmen 
eines Vertragsstaates“ vorzuliegen (persönliche Anknüpfung). Dieses 
Anknüpfungskriterium bestimmt sich – da gem. Art 1 OECD-MA nur Personen 
abkommensberechtigt sind – nach der abkommensrechtlichen Ansässigkeit jener Person, 
welche das Unternehmen betreibt, d.h. jener des Unternehmers.1188 Die das Unternehmen 
betreibende Person kann entweder eine natürliche Person oder eine Gesellschaft in Form 
einer Personen- oder Kapitalgesellschaft sein.  
                                                 
1186 Vgl. ebd, 63ff mwH. 
1187 Vgl. Toifl, Die Wegzugsbesteuerung, 1996, 130f. 
1188 Vgl. Lang, Hybride Finanzierungen im internationalen Steuerrecht, 75ff.; Lang, Introduction, 2010, 71ff., 87. 
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Handelt es sich beim Unternehmer um eine natürliche Person (Einzelunternehmer), so 
richtet sich ihre Ansässigkeit nach den Bestimmungen des Art 4 Abs 1 und Abs 2 OECD-
MA (Wohnsitz, ständiger Aufenthalt). Auf den Sitz oder den Ort der Geschäftsleitung des 
Unternehmens oder Betriebsvermögen im Ansässigkeitsstaat der natürlichen Person 
kommt es nicht an.1189 Das Unternehmen einer Personengesellschaft wird idR dort 
betrieben, wo die Gesellschafter der Personengesellschaft ansässig sind.1190 Folglich 
kommt es z.B. bei einer nach österreichischem Gesellschaftsrecht gegründeten (und 
steuerlich transparenten) Personengesellschaft dazu, dass anteilig in jenen Staaten ein 
eigenständiges Unternehmen iSd Art 7 OECD-MA begründet wird, in denen dessen 
Gesellschafter ansässig sind.1191 Zu einer abweichenden Qualifikation kommt es bloß dann, 
wenn der Gründungsstaat der Personengesellschaft diese als selbstständiges Steuersubjekt 
behandelt. Diesfalls wird der Gründungsstaat den Staat als Ansässigkeitsstaat betrachten, 
von welchem aus das Unternehmen betrieben wird.1192 Insofern jedoch die 
Ansässigkeitsstaaten der Gesellschafter die Personengesellschaft aus ihrer Perspektive als 
steuerlich transparent qualifizieren, werden sie das Unternehmen der Personengesellschaft 
gleichzeitig als anteilig in ihrem Land betrieben einstufen (womit Qualifikationskonflikte 
verbunden sein können).1193 Im Falle einer juristischen Person richtet sich deren 
Ansässigkeit gem. Art 4 Abs 1 und Abs 3 OECD-MA nach dem Ort ihrer (tatsächlichen) 
Geschäftsführung.     
Kommt es daher im Rahmen eines Wegzugs zur Besteuerung von betrieblichen stillen 
Reserven und sind diese als Unternehmensgewinne iSd Art 7 OECD-MA zu werten, so ist 
über diesen sachlichen Anknüpfungspunkt hinaus zu prüfen, welchem Unternehmer das in 
Österreich nach § 6 Z 6 lit a EStG zu besteuernde betriebliche Substrat zuzurechnen ist und 
welches konkrete Doppelbesteuerungsabkommen den Vorgang daher abdeckt. Da § 6 Z 6 
lit a EStG lediglich das Vorliegen eines inländischen Betriebes bzw. einer inländischen 
Betriebsstätte fordert, ist mit einem in Österreich steuerbaren Wegzug nicht gleichzeitig 
das Vorliegen eines iSd Art 7 OECD-MA österreichischen Unternehmens verbunden. Dies 
bedeutet: Um unter das Besteuerungsregime des § 6 Z 6 lit a EStG zu fallen, ist lediglich 
innerstaatliche, betriebliche Substanz erforderlich. Diese betriebliche Substanz kann sich 
im Vermögen eines lokal ansässigen Einzelunternehmers, einer Kapitalgesellschaft oder 
einer Personengesellschaft mit inländischen Gesellschaftern befinden. Ist dies der Fall und 
kommt es im Rahmen eines Wegzugs aus diesem Betriebsvermögen (Verlagerung 
Einzelwirtschaftsgüter, Teilbetrieb, etc.) zur Besteuerung nach § 6 Z 6 lit a EStG, so kann 
der Wegziehende als „Unternehmer eines Vertragsstaates“ iSd Art 7 OECD-MA eingestuft 
werden. Handelt es sich beim Wegziehenden jedoch um einen ausländischen Unternehmer 
mit österreichischer, betrieblicher Substanz, so muss für die Beurteilung der persönlichen 
Anknüpfung iSd Art 7 OECD-MA geprüft werden, ob die inländische, betriebliche 
Substanz die Voraussetzungen einer Betriebsstätte iSd Art 5 OECD-MA erfüllt. Tut sie 
dies nicht und ist die im Rahmen des Wegzuges besteuerte betriebliche Substanz lediglich 
Bestandteil z.B. einer bis zum Wegzug nicht steuerhängigen inländischen 
                                                 
1189 Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 66 mwH. 
1190 Vgl. Toifl, Personengesellschaften im Recht der DBA, 2003, 112 ff.; BFH 30.8.1995, I R 112/94, BStBl. II 1996, 563. 
1191 Vgl. Wassermeyer, Debatin/Wassermeyer (Hrsg), DBA-MA, Lfg 83, März 2001, Art 3 Rz 29 mwH.; Lang, Introduction, 2010, 75. 
1192 Vgl. Toifl, Personengesellschaften im Recht der DBA, 2003, 117 ff; Wassermeyer, Debatin/Wassermeyer (Hrsg), DBA-MA, Lfg 83, 
März 2001, Art 3 Rz 30. 
1193 Aus Sicht der OECD ist die steuerliche Einstufung der Personengesellschaft durch den Ansässigkeitsstaat der Gesellschaft als 
transparent oder intransparent maßgeblich und daher bindend für den Ansässigkeitsstaat der Gesellschafter sowie etwaige andere 
Quellenstaaten, kritisch dazu Lang, Introduction, 2010, 75 mwH.  
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Hilfsbetriebsstätte iSd Art 5 Abs 4 OECD-MA, so hat eine Wegzugsbesteuerung nach § 6 
Z 6 ESTG bereits abkommensrechtlich zu unterbleiben.1194 Erfüllt sie jedoch die 
abkommensrechtliche Definition einer Betriebsstätte, so ist Art 7 OECD-MA für 
Österreich als „Betriebsstättenstaat“ aufgrund des darin verankerten Betriebsstättenprinzips 
von Bedeutung.  
Kommt es daher zu einer grenzüberschreitenden Überführung von einzelnen, betrieblich 
eingesetzten Wirtschaftsgütern eines in Deutschland ansässigen Einzelunternehmers oder 
einer österreichischen Personengesellschaft mit ausschließlich in Deutschland ansässigen 
Gesellschaftern nach Rumänien, so wäre die österreichische Besteuerung dieser 
betrieblichen Wegzugsvorgänge – da es sich abkommensrechtlich um ein „deutsches 
Unternehmen“ handelt und Österreich lediglich als „Betriebsstättenstaat“ eingestuft wird – 
unter Bezugnahme auf das Doppelbesteuerungsabkommen zwischen Deutschland und 
Österreich zu prüfen. Die nachträgliche Besteuerung der transferierten Wirtschaftsgüter in 
Rumänien wäre schließlich unter Bezugnahme auf das Doppelbesteuerungsabkommen 
zwischen Deutschland und Rumänien zu prüfen (und nicht das Abkommen zwischen 
Österreich und Rumänien). Werden hingegen Wirtschaftsgüter aus dem inländischen 
Betrieb eines österreichischen Einzelunternehmers, einer österreichischen 
Kapitalgesellschaft oder einer Personengesellschaft mit in Österreich ansässigen 
Gesellschaftern entnommen und in die slowakische Betriebsstätte des Einzelunternehmers, 
der Kapitalgesellschaft oder Personengesellschaft überführt, so sind diese 
Wegzugsvorgänge unter Bezugnahme auf das Doppelbesteuerungsabkommen zwischen 
Österreich und der Slowakei zu prüfen.   
Den obigen Ausführungen kann entnommen werden, dass iRv betrieblichen 
Wegzugsszenarien iSd § 6 Z 6 EStG jedenfalls ein persönlicher Anknüpfungspunkt 
Österreichs für die Anwendung von Art 7 OECD-MA gegeben ist. Österreich als 
Wegzugsstaat ist entweder als Ansässigkeitsstaat des Unternehmens (Stammhausstaat) 
oder als abkommensrechtlich begünstigter Betriebsstättenstaat von Art 7 OECD-MA 
angesprochen. Jene Fälle, in denen Österreich bereits vor dem Wegzug 
abkommensrechtlich kein Besteuerungsrecht hinsichtlich lokaler betrieblicher Substanz 
zusteht (z.B. bei „Hilfsbetriebsstätten“), werden für die weitere Untersuchung 
ausgeklammert. Es wird folglich vereinfachend angenommen, dass jenes 
Betriebsvermögen, welches im Rahmen eines Wegzugs ins Ausland verbracht wird, bis zu 
diesem Zeitpunkt in Österreich steuerhängiges Vermögen darstellt.                  
7.1.5.2.3 Das abkommensrechtliche Besteuerungsrecht des Wegzugstaates 
Nach Feststellung des Umstandes, dass Art 7 Abs 1 OECD-MA auf Wegzugsvorgänge iSd 
§ 6 Z 6 EStG dem Grunde nach anwendbar ist, d.h. die persönlichen als auch sachlichen 
Anknüpfungskriterien des Art 7 Abs 1 OECD-MA regelmäßig als erfüllt anzusehen sind, 
ist zu prüfen, ob die Besteuerung von betrieblichen Wegzugsvorgängen seitens Österreich 
                                                 
1194 Selbiges gilt für die Besteuerung von inländischen Betriebstätten welche der Seeschifffahrt, Binnenschifffahrt und Luftfahrt dienen. 
Diese werden kraft Art 8 OECD-MA idR von der inländischen Besteuerung ausgenommen. Folglich darf ein Wegzug mit derartiger 
betrieblicher Substanz abkommensrechtlich per se keiner Wegzugsbesteuerung iSd § 6 Z 6 EStG unterliegen.   
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(als Wegzugsstaat) als abkommenskonforme Vorgehensweise eingestuft werden kann oder 
nicht.1195 
In diesem Zusammenhang sind v.a. drei Fragen zu untersuchen, nämlich  
(1) ob der Wegzugsstaat das grenzüberschreitend zu transferierende Betriebsvermögen 
im Rahmen des Wegzugs prinzipiell besteuern darf oder nicht (Besteuerungsrecht 
dem Grunde nach), 
 
(2) falls dem Wegzugsstaat das Besteuerungsrecht an den stillen Reserven im 
Betriebsvermögen zusteht, in welcher Höhe diese abkommensrechtlich besteuert 
werden dürfen (Besteuerungsrecht der Höhe nach), sowie 
 
(3) ob der Wegzugsstaat bezüglich der bisher in seiner Besteuerungssphäre 
befindlichen betrieblichen Wirtschafstgüter bzw. Betriebsteile durch den 
Wegzugsvorgang das ihm bis dahin zustehende Besteuerungsrecht 
abkommensrechtlich verliert oder nicht (zeitliche Abgrenzungswirkung).  
Diese Fragen werden im Rahmen der folgenden Kapitel im Detail untersucht. 
7.1.5.2.3.1 Der Gewinnbegriff des Art 7 OECD-MA 
Die Beantwortung der o.a. Fragen kann größtenteils unmittelbar aus dem 
Betriebsstättenprinzip des Art 7 Abs 1 iVm Abs 2 OECD-MA abgeleitet werden. Dem 
Wortlaut des Art 7 Abs 1 OECD-MA nach darf der Ansässigkeitsstaat eines Unternehmens 
(Stammhausstaat) dessen Gewinne besteuern. Sein Besteuerungsrecht ist bloß gegenüber 
einem etwaigen Betriebsstättenstaat hinsichtlich jener Gewinne eingeschränkt, welche der 
Betriebsstätte zurechenbar sind. Da Österreich im Wegzugsfall des § 6 Z 6 EStG 
regelmäßig entweder als Stammhaus- oder zumindest Betriebsstättenstaat eingestuft 
werden kann, kommt ihm hinsichtlich der lokal zurechenbaren betrieblichen Gewinne 
abkommensrechtlich daher jedenfalls ein Besteuerungsrecht zu.     
In diesem Zusammenhang ist vorab zu prüfen, welche Bedeutung dem 
abkommensrechtlichen Begriff „Gewinne eines Unternehmens“ zukommt und ob lediglich 
laufende Gewinne oder auch die im Wegzugszeitpunkt nach Art des § 6 Z 6 EStG 
versteuerten stillen Reserven (im Sinne von gespeicherten, noch nicht realisierten 
Gewinnen) als solche zu verstehen sind. 
Der Begriff „Gewinne eines Unternehmens“ ist – obwohl er für Art 7 OECD-MA und für 
andere Verteilungsnormen1196 eine hohe Bedeutung aufweist – im OECD-MA selbst nicht 
eigenständig definiert. Im OECD-MK wird lediglich ausgeführt, dass der Begriff möglichst 
weit zu verstehen ist, so dass er alle Einkünfte aus dem Betrieb eines Unternehmens 
einschließt.1197 Aus dem Abkommenszusammenhang wird abgeleitet, dass unter Gewinn – 
                                                 
1195 Unter Berücksichtigung der im Rahmen der vorherigen Kapitel gemachten, vereinfachten Annahmen (zB kein land- und 
forstwirtschaftlicher Betrieb mit starkem Bodenbezug, abkommensrechtliche Steuerhängigkeit des inländischen Betriebes). 
1196 Siehe zB Art 2 Abs 2, Art 8 Abs 1, Abs 2, Abs 4, Art 9 Abs 1, Abs 2, Ar 10 Abs 2, Abs 5, Art 11 Abs 3, uam. 
1197 Vgl. Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 67f.  
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im Gegensatz zum abkommensrechtlichen Begriff der Einkünfte – eine Nettogröße 
verstanden wird, welche die Bemessungsgrundlage des innerstaatlichen Tatbestandes 
bildet.1198 Lt. Schrifttum knüpft der Begriff  Gewinn eines Unternehmens daher direkt und 
ohne Umweg über Art 3 Abs 2 OECD-MA an das innerstaatliche Steuerrecht an. 1199 Durch 
die weite abkommensrechtliche Gewinndefinition ist zudem nicht nur dann vom Vorliegen 
eines Gewinnes iSd Art 7 OECD-MA auszugehen, wenn Einkünfte nach innerstaatlichem 
Recht als „Gewinn“ bezeichnet werden.1200 Aspekte wie der Zeitpunkt der 
Gewinnrealisierung, die Abgrenzung zwischen Betriebsausgaben und Ausgaben im 
Bereich der privaten Lebensführung sowie Einlagen- und Entnahmebewertungen sind 
dabei alleine nach innerstaatlichem Recht zu beurteilen.1201 Anders ausgedrückt, dass „Ob, 
Wie und Wann der Besteuerung“ wird vom innerstaatlichen Recht bestimmt.1202 Darüber 
hinaus sind nicht bloß Gewinne sondern auch Verluste (iSe negativen Gewinngröße) unter 
den Begriff „Gewinn eines Unternehmens“ zu subsumieren.1203 Da die Gewinngrößen nach 
- idR unterschiedlichen - nationalen Regelungen ermittelt werden, ist davon auszugehen, 
dass die vom Stammhaus- und vom Betriebsstättenstaat parallel ermittelten Gewinne 
zumeist nicht deckungsgleich sind, wobei unter den Anwendestaaten diesbezüglich keine 
gegenseitige abkommensrechtliche „Bindungswirkung“ existiert.1204 
Da die innerstaatliche Besteuerung nach § 6 Z 6 EStG als Gewinnbesteuerung 
(Versteuerung der stillen Reserven in betrieblichen Wirtschaftsgütern als Differenzgröße 
zwischen deren Fremdverkehrswert und ihrem Buchwert im Zeitpunkt des Wegzugs) 
verstanden wird und Art 7 OECD-MA sich auch hinsichtlich des Zeitpunktes der 
Gewinnrealisierung am innerstaatlichen Recht orientiert, kann die wegzugsbedingte 
österreichische Besteuerung der stillen Reserven im Betriebsvermögen iSd § 6 Z 6 EStG 
abkommensrechtlich jedenfalls als Besteuerung eines unternehmerischen „Gewinnes“ 
qualifiziert werden.1205 Folglich ist Österreich – egal ob als Stammhaus- oder 
Betriebsstättenstaat – insofern nicht daran gehindert, den Wegzugsvorgang zu besteuern, 
als ihm die zu besteuernden Gewinne (iSv stillen Reserven) tatsächlich zugerechnet 
werden können (d.h. dem lokalen Stammhaus oder der lokalen Betriebstätte). Ist dieses 
Zurechnungskriterium erfüllt, ist Österreich als Wegzugsstaat durch Art 7 OECD-MA 
jedenfalls nicht daran gehindert, das ihm innerstaatlich zustehende Steuerrecht bereits im 
Wegzugszeitpunkt auszuüben.1206  
                                                 
1198 Vgl. Lang, Hybride Finanzierungen im internationalen Steuerrecht, 1991, 74. 
1199 Vgl. Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 67 aA Vogel, DBA², Art 7 Rz 22; Piltz, Die Personengesellschaft im internationalen 
Steuerrecht der Bundesrepublik Deutschland, 1981, 150; Schaumburg, Internationales Steuerrecht, 1993, 631f welche aufgrund des Art 
3 Abs 2 OECD-MA einen Rückgriff auf das innerstaatliche Recht des Anwenderstaates nehmen wollen womit es im Ergebnis jedoch zu 
keiner Abweichung iVz direkten Ableitung aus dem Abkommenszusammenhang kommt -  zitiert nach Toifl, Die Wegzugsbesteuerung, 
1996, 53, FN 193. 
1200 Vgl. Lang, Hybride Finanzierungen im internationalen Steuerrecht, 1991, 74; Toifl, Personengesellschaften im Recht der DBA, 113. 
1201 Vgl. Wassermeyer, in Debatin/Wassermeyer (Hrsg), DBA-MA, Lfg 106, Jänner 2009, Art 7 Rz 159; Lechner, Gewinnaufteilung, 
1982, 15; OECD-MK idF 2010, Art 7, Rz 30. 
1202 Vgl. Ditz, IStR 2005, 48; Debatin, Das Betriebstättenprinzip der deutschen Doppelbesteuerungsabkommen, DB 1989, 1694f.; 
Baranowski, Gewinnverwirklichung bei der Überführung von Wirtschaftsgütern in eine ausländische Betriebstätte?, DB 1962, 882. 
1203 BFH 25.2.1976, I R 150/73, BStBl II 1976, 454, siehe Hinweise in Ditz, IStR 2005, 41.  
1204 Vgl. Schröder/Strunk, in Mössner ua (Hrsg), Steuerrecht international tätiger Unternehmen³, 290 C 12. 
1205 Auch das ö BMF scheint noch nicht realisierte stille Reserven vom „Gewinnbegriff“ des Art 7 umfasst zu sehen, vgl EAS 2779 vom 
18.10.2006 und EAS 2984 vom 23.06.2008 zum DBA Österreich-USA im Rahmen eines Zuzuges wonach es „…das DBA Ö/USA 
[Österreich] untersagt die Gewinne von US-Betriebstätten bei Personen zu besteuern die in den USA ansässig sind [waren] und das 
dieses Verbot nicht nur die realisierten sondern auch die nichtrealisierten Gewinn betrifft…“.  
1206 Vgl. Staringer, Besteuerung doppelt ansässiger Kapitalgesellschaften, 1999, 183 mwH. 
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In weiterer Folge ist daher zu untersuchen, unter welchen Voraussetzungen Gewinne an 
Unternehmen bzw. Betriebsstätten iSd Art 7 OECD-MA „zugerechnet“ werden können 
und ob im Rahmen eines Wegzugsszenarios iSd § 6 Z 6 EStG regelmäßig davon 
ausgegangen werden kann, dass dieses Kriterium zu Gunsten Österreichs als Wegzugsstaat 
erfüllt ist. 
7.1.5.2.3.2 Die Zurechnung von Gewinnen zu österreichischen Unternehmen/Betriebsstätten 
Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung werden Wegzugsvorgänge iSd § 6 Z 6 EStG 
analysiert. Diese Vorgänge beinhalten die grenzüberschreitende Überführung von bis zum 
Wegzug in Österreich steuerverstricktem Betriebsvermögen. Folglich wird die 
abkommensrechtliche Qualifikation Österreichs als bisheriger Ansässigkeitsstaat des 
Wegziehenden oder zumindest als Betriebsstättenstaat vorausgesetzt.    
Nach dem Wortlaut des Art 7 Abs 1 OECD-MA steht Österreich als [1] Ansässigkeitsstaat 
eines österreichischen Unternehmens (Stammhausstaat) bzw. als [2] Betriebsstättenstaat 
eines ausländischen Unternehmens das Besteuerungsrecht für Gewinne insoweit zu, als 
diese [1] keiner (befreiten) ausländischen Betriebsstätte bzw. [2] der inländischen 
Betriebsstätte „zugerechnet“ werden können. Nach welcher Systematik betrieblichen 
Teileinheiten Gewinne zugerechnet werden können richtet sich nach Art 7 Abs 1 OECD-
MA. Übt ein Unternehmen „…seine Geschäftstätigkeit auf diese Weise aus, so können die 
Gewinne des Unternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als 
sie dieser Betriebsstätte zugerechnet werden können.“ 
Der Wortlaut des Art 7 Abs 1 OECD-MA impliziert einen an sich sachlogischen 
Zusammenhang zwischen der Geschäftstätigkeit eines Unternehmens, dem daraus 
resultierenden Gewinn und der möglichen Zurechnung dessen an eine bestimmte 
betriebliche Einheit (Stammhaus, Betriebsstätte). Gewinne resultieren aus der Ausübung 
von bestimmten Geschäftstätigkeiten, wobei diese von unterschiedlichen Einheiten eines 
Gesamtunternehmens ausgeübt werden können. Wird eine gewinnträchtige 
Geschäftstätigkeit von einer Betriebsstätte ausgeübt, so ist der korrespondierende Gewinn 
dieser Betriebsstätte zuzurechnen. Das für die Zurechnung von Gewinnen an 
Unternehmensteile alleine ausschlaggebende Kriterium ist folglich die Ausübung von 
Funktionen bzw. Geschäftstätigkeiten durch die betreffenden Unternehmensteile (sog. 
„Veranlassungsprinzip“). Resultiert ein Teil des Gesamtgewinnes eines Unternehmens aus 
der Geschäftstätigkeit einer bestimmten Betriebsstätte, so ist dieser Teil der Betriebsstätte 
zuzurechnen.1207 Diese Zurechnung ist unabhängig davon, an welchem Ort 
(Betriebsstättenstaat, Ansässigkeitsstaat, Drittstaat) eine gewinnträchtige Geschäftstätigkeit 
ausgeübt wurde, sondern richtet sich alleine danach, welche Unternehmenseinheit die 
Geschäftstätigkeit ausgeübt hat. Folglich werden neben Gewinnen aus Tätigkeiten im 
Betriebsstättenstaat auch Gewinne aus Tätigkeit im Stammhausstaat oder einem Drittstaat 
der Betriebstätte zugerechnet, insofern sie von dieser ausgeübt wurden.1208 Selbiges gilt 
wenn die Betriebsstätte ihre Tätigkeiten ausschließlich außerhalb des Betriebsstättenstaates 
                                                 
1207 Vgl. Hruschka/Lüdemann, Das Veranlassungsprinzip als Maßstab zur innerstaatlichen Betriebstättengewinnermittlung, IStR 3/2005, 
76ff. mwH; Replik dazu von Wassermeyer, IStR 3/2005, 84ff.; OECD-MK Update 2010, Art 7 Rz 36 und 37.    
1208 Vgl. Ditz, IStR 2005, 42, FN 168.  
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ausübt.1209 Die Frage der Zurechnung von Gewinnen an bestimmte Unternehmensteile ist 
daher alleine von der Zurechnung von betrieblichen Aktivitäten/Funktionen abhängig, 
wobei diese wiederum maßgeblich von der Zurechnung von Personen und 
Wirtschaftsgütern zu den einzelnen Unternehmensteilen abhängig ist.1210 Erst wenn die 
Wirtschaftgüter des Gesamtunternehmens den einzelnen Unternehmensteilen (allenfalls 
anteilig1211) zugeordnet werden, sind diese befähigt bestimmte Geschäftstätigkeiten 
auszuüben, woraus die Zurechnung des korrespondierenden Gewinnanteils an diese 
Unternehmenseinheiten resultiert. Das entscheidende Element für die Zuordnung von 
Gewinnen an bestimmte Unternehmens(teil)einheiten (Betriebsstätten, Stammhaus) ist 
folglich die Zurechnung von Wirtschaftsgütern und davon abhängig von 
Geschäftstätigkeiten.  
Aus o.a. Systematik ergibt sich zudem, dass eine Zurechnung von Gewinnen an 
Betriebsstätten unter Berücksichtigung einer „Attraktivkraft“ der Betriebsstätte (d.h. die 
pauschale Zurechnung von Gewinnen, welche im Betriebsstättenstaat vom Unternehmen 
generiert werden an dessen lokale Betriebsstätte unabhängig von einem funktionalen 
Zusammenhang mit den Tätigkeiten der Betriebsstätte) nach Art 7 OECD-MA nicht 
möglich ist.1212   
Um die Zurechnung von Gewinnen nach der beschriebener Methodik vornehmen zu 
können muss die Vorfrage nach der abkommensrechtlichen Zurechnung von 
Wirtschaftsgütern an die unterschiedlichen Einheiten eines Gesamtunternehmens 
beantwortet werden.1213 Die Frage der Zurechnung von Wirtschaftsgütern kann aus dem 
OECD-MA nicht direkt abgeleitet werden1214, allerdings wurde im Bereich der 
Gewinnzurechnung an Betriebsstätten seitens der OECD im Juli 2008 der sog. 
„Betriebsstättenbericht“ herausgegeben. Dieser behandelt im Detail Fragen zur 
abkommensrechtlichen Gewinn- bzw. Wirtschaftsgutzurechnung an Betriebsstätten (sog. 
„Authorized OECD Approach – AOA“1215) und wurde (teilweise) bereits im Rahmen des 
Update 2008 in das OECD-MK eingearbeitet.1216 Weiters beziehen sich die 
österreichischen Verrechnungspreisrichtlinien 2010 („VPR 2010“) inhaltlich auf den AOA 
und stellen die Meinung der österreichischen Finanzverwaltung bezüglich der 
Interpretation des AOA dar.1217 Die Gewinnzurechnung nach AOA erfolgt grundsätzlich 
auf Basis einer Funktionsanalyse inkl. detaillierter Sachverhaltsdarstellung.1218 Die 
                                                 
1209 Vgl. Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 89 mwH unter FN 333. 
1210 Vgl. ebd, 90f. 
1211  Vgl. Wassermeyer, Das Veranlassungsprinzip als Maßstab zur innerstaatlichen Betriebstättengewinnermittlung, IStR 3/2005, 86f 
unter Hinweis auf Nowotny, Betriebstättengewinnermittlung, 2004, 162ff., 176ff. und Ditz, Internationale Gewinnabgrenzung bei 
Betriebstätten, 2004, 287ff., 296ff. A.a. Hruschka/Lüdemann, IStR 3/2005, 76ff. mwH.      
1212 Vgl. Lechner, Gewinnaufteilung, 1982, 47ff.; Staringer, in Gassner/Lang/Lechner (Hrsg), Die Betriebstätte im Recht der DBA, 234; 
Beiser/Zorn, RdW 2008, 357f.; UFS Feldkirch 25.7.2008, GZ RV/0248-F/08, zitiert nach Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 90 unter 
FN 335. 
1213 Vgl. ausführlich, Nowotny, Betriebstättengewinnermittlung – Die Zuordnung von Wirtschaftsgütern im Recht der 
Doppelbesteuerungsabkommen, 2004. 
1214 Vgl. Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 166. 
1215 Vgl. in diesem Zusammenhang stellvertretend für viele Loukota/Jirousek, ÖStZ 2007, 137ff.; Bennett/Russo, OECD Project on 
Attribution of Profits to Permanent Establishments: An Update, ITPJ 2007, 279ff.; Petritz, Die Verrechnungspreise im Umbruch: Der 
„Authorized OECD-Approach“ („AOA“) und der Diskussionsentwurf zu einem neuen Artikel 7 OECD-Musterabkommen, in 
Bernegger/Rosenberger/Zöchling (Hrsg), Handbuch Verrechnungspreise, 339f.; Förster, Der OECD-Bericht zur Ermittlung des 
Betriebstättengewinns (Teil I), IWB 3/2007, Fach 10 Int Gr 2, 1929; Teil II, IWB 4/2007, Fach 10 Int Gr 2, 1939ff; Teil III, IWB 
5/2007, Fach 10 Int Gr 2, 1947 uam.  
1216 Vgl. Lang, Introduction, 2010, 92. 
1217 Siehe österreichische Verrechnungspreisrichtlinien 2010 (VPR 2010). 
1218 Vgl. Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 200ff. 
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Funktionsanalyse dient der Identifikation und Zuteilung der wesentlichen 
Mitarbeiterfunktionen („significant people functions“) und darauf basierend der 
Bestimmung und Zuteilung des wirtschaftlichen Eigentums an Wirtschaftsgütern und 
Risiken.1219  
Hinsichtlich der Zurechnung von Wirtschaftsgütern unterscheidet der AOA grundsätzlich 
zwischen materiellen und immateriellen Wirtschaftsgütern. Für beide Arten von 
Wirtschaftsgütern ist für die Zuteilung ihres wirtschaftlichen Eigentums an bestimmte 
betriebliche Teileinheiten auf die für das Wirtschaftsgut wesentliche Mitarbeiterfunktion 
abzustellen. Dabei ist entscheidend, inwieweit Wirtschaftsgüter – unter einer 
wirtschaftlichen Betrachtungsweise – bei der Ausübung der jeweiligen 
Betriebsstättenfunktion tatsächlich zum Einsatz kommen.1220 Der AOA fordert daher eine 
Zuteilung von Wirtschaftsgütern auf rein funktionaler Ebene. Eine freie, gewillkürte 
Zuordnung von Wirtschaftsgütern (z.B. Beteiligungen) an bestimmte betriebliche 
Teileinheiten über bloße Aufnahme in dessen Rechnungskreis und unabhängig von einem 
funktionalen Zusammenhang mit der Tätigkeit der Teileinheit ist unter diesem Ansatz 
nicht (mehr) möglich.1221  
Unter Berücksichtigung der AOA werden materielle Wirtschaftsgüter – sofern nicht im 
Einzelfall die Umstände eine andere Lösung erfordern – prinzipiell auf Basis ihrer 
tatsächlichen Nutzung bestimmten betrieblichen Teileinheiten zugerechnet.1222 Neben dem 
alleinigen Eigentum einer betrieblichen Teileinheit an einem bestimmten materiellen 
Wirtschaftsgut ist zudem auch das Miteigentum mehrerer Teileinheiten an einem 
Wirtschaftsgut denkbar.1223 
Immaterielle Wirtschaftsgüter werden auf Basis des AOA in drei Gruppe eingeteilt und 
unter Berücksichtigung der für das Wirtschaftsgut wesentlichen Mitarbeiterfunktionen 
innerhalb des Gesamtunternehmens an eine bestimmte Unternehmenseinheit zugeordnet: 
(1) selbst erstellte betriebliche immaterielle Werte, (2) erworbene betriebliche immaterielle 
Werte und (3) immaterielle Marketingwerte. Unter (1) und (2) fallen z.B. selbst erstellte 
bzw. erworbene Softwaresysteme, wobei die Entscheidungen über die Übernahme und das 
Management einzelner oder mehrerer Risiken im Zusammenhang mit der Entwicklung 
bzw. dem Erwerb des immateriellen Wirtschaftsgutes die wesentliche Mitarbeiterfunktion 
darstellt (erfolgt idR im Rahmen des Tagesgeschäftes). Die alleinige Nutzung des 
immateriellen Wirtschaftsgutes stellt für sich alleine keine wesentliche Mitarbeiterfunktion 
dar. Unter (3) fallen immaterielle Wirtschaftsgüter wie z.B. Logos, eine Marke oder ein 
Firmenname. Die wesentliche Mitarbeiterfunktion für diese Art von Wirtschaftsgut stellen 
                                                 
1219 Vgl. Loukota/Jirousek, ÖStZ 2007, 139; OECD BS-Bericht 2008 – Part I, Rz 91; Rz 182ff. VPR 2010. 
1220 Vgl. OECD BS-Bericht 2008, Part I – Rz 101; Rz 189 und 194 VPR 2010. 
1221 Vgl. Loukota/Jirousek, ÖStZ 2007, 140; Rz 189-192 VPR 2010 unter Verweis auf BFH 30.08.1995, BStBl II 1996, 563 und EAS 
2931 vom 7.2.2008 iRd der Paradigmenwechsel aus österreichischer Sicht (mit Wirkung für Wirtschaftsjahre welche ab dem 8.2.2008 
beginnen) vorgenommen wurde; siehe dazu die Hinweise in Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 78 (FN 279), 191 (FN 715), 201f. (FN 
748) und 269. Plansky erkennt diesbezüglich eine etwaige Verletzung des Betriebstättendiskriminierungsverbotes iSd Art 24 Abs 3 
OECD-MA.   
1222 Vgl. OECD BS-Bericht 2008, Part I – Rz 104; Rz 189 und 194 VPR 2010; Kosch, Der OECD-Betriebstättenbericht 2008 im 
Vergleich zum deutschen Recht, IStR 2010, 43. 
1223 Vgl. OECD BS-Bericht 2008, Part I – Rz 101; die deutsche Finanzverwaltung verneint diese Möglichkeit und geht von der alleinigen 
Zurechnung an entweder den BS-Staat oder den SH-Staat aus, siehe Betriebstättenverwaltungsgrundsätze der dt Finanzverwaltung Rz 
2.4.; aus Sichtweise der österreichischen Finanzverwaltung ist eine anteilige Wirtschaftsgutzurechnung hingegen möglich, siehe Rz 193 
VPR 2010. 
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die Entscheidungen über die erstmalige Übernahme und das spätere Management von 
Risiken hinsichtlich dieser Wirtschaftgüter dar (z.B. Aktivitäten zum Schutz von 
Firmennamen bzw. Markenrechten, Entwicklung und Kontrolle von Strategien zur 
Markenpolitik).1224 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Zurechnung von Gewinnen an 
bestimmte betriebliche Teileinheiten von der Ausübung der gewinnträchtigen Funktion 
und weiters von der Zurechnung des wirtschaftlichen Eigentums der Wirtschaftsgüter – 
welche zur Ausübung der fraglichen Funktionen erforderlich sind – abhängig ist.1225 Die 
Zurechnung des wirtschaftlichen Eigentums an den Wirtschaftsgütern ist von deren 
tatsächlicher Nutzung (materielle Wirtschaftsgüter) sowie der Ausübung der für die 
Nutzung der Wirtschaftsgüter wesentlichen Mitarbeiterfunktionen (immaterielle 
Wirtschaftsgüter) abhängig.  
Umgelegt auf das im Rahmen der vorliegenden Arbeit zu untersuchende Wegzugsszenario 
iSd § 6 Z 6 EStG bedeutet dies, dass Österreich insofern das Besteuerungsrecht an den 
stillen Reserven (im Sinne von „gespeicherten, noch nicht realisierten 
Unternehmensgewinnen“1226) der ins Ausland zu verbringenden betrieblich genutzten 
Einzelwirtschaftsgütern bzw. Betrieben oder Teilbetrieben zukommt, als diese unter einer 
wirtschaftlichen Betrachtungsweise tatsächlich einem inländischen Betrieb bzw. einer 
inländischen Betriebsstätte „funktional“ zurechenbar waren, d.h. im Inland genutzt wurden 
bzw. die dafür relevanten Mitarbeiterfunktionen im Inland angesiedelt waren.1227 Dem 
Wortlaut des § 6 Z 6 lit a EStG [„…Werden Wirtschaftgüter eines im Inland gelegenen 
Betriebes (Betriebsstätte) ins Ausland in einen anderen Betrieb (Betriebsstätte) 
verlegt…“] ist zu entnehmen, dass diese Voraussetzung bei den von der 
Wegzugsbesteuerung erfassten Vorgängen als regelmäßig erfüllt anzusehen ist.1228  
Wird demnach betriebliche Substanz (Einzelwirtschaftsgüter, Teilbetrieb, Betrieb) vom In- 
ins Ausland überführt, so wird das Besteuerungsrecht an den transferierten stillen Reserven 
(Gewinnen) regelmäßig Österreich zustehen. Eine Ausnahme davon stellt bloß die 
Überführung von betrieblichen Wirtschaftsgütern dar, welche der inländischen 
Betriebsstätte (z.B. vom ausländischen Stammhaus) temporär zum Gebrauch überlassen 
wurden und für welche Österreich daher abkommensrechtlich kein Besteuerungsrecht 
zukommt.   
                                                 
1224 Vgl. Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 203 unter Verweis auf den OECD-BS Bericht 2008 – Part I; siehe auch Rz 195-198 VPR 
2010; ebenso Hack in Hack/Polster-Grüll/Pernegger/Zöchling (Hrsg), Internationale Steuer-Fallstudien, 2011, 447ff. 
1225 Auch der BFH knüpft für die Abgrenzung der Betriebstätteneinkünfte vom Restunternehmen auf das der Betriebstätte tatsächlich 
zuzuordnende Vermögen und die über die Betriebstätte ausgeübten Tätigkeit an, vgl BFH 28.10.2009, I R 99/08, Rz 27 mwH. 
1226 Auch das ö BMF scheint noch nicht realisierte stille Reserven vom „Gewinnbegriff“ des Art 7 umfasst zu sehen, vgl EAS 2779 vom 
18.10.2006 und EAS 2984 vom 23.06.2008 zum DBA Österreich-USA im Rahmen eines Zuzuges wonach es „…das DBA Ö/USA 
[Österreich] untersagt die Gewinne von US-Betriebstätten bei Personen zu besteuern die in den USA ansässig sind [waren] und das 
dieses Verbot nicht nur die realisierten sondern auch die nichtrealisierten Gewinn betrifft…“.  
1227 Der BFH spricht in diesem Zusammenhang von „im Inland erwirtschafteten stillen Reserven“ bzw von „dem in der Betriebstätte 
erwirtschafteten Ergebnis (sog. Veranlassungprinzip)“, vgl BFH 28.10.2009, I R 99/08, Rz 20 und 27.  
1228 Für den Zweck der vorliegenden Untersuchung wird vereinfachend angenommen, dass die innerstaatlichen Kriterien (§24 BAO) und 
die abkommensrechtlichen Kriterien (AOA) für die Zurechnung des „wirtschaftlichen Eigentums“ bzgl. Wirtschaftsgüter an betriebliche 
Teileinheiten weitestgehend ident sind und die Zurechnung von Wirtschaftsgütern an einen österreichischen Betrieb (Betriebstätte) iSd § 
6 Z 6 EStG daher gleichzusetzen ist mit der abkommensrechtlichen Zurechnung an diesen. 
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Der o.a. Standpunkt wird auch im OECD-MK1229 vertreten, welches ausdrücklich auf das 
Recht des Wegzugsstaates hinweist, die bis zum Wegzugszeitpunkt in seiner Sphäre 
aufgebauten stillen Reserven anlässlich des Wegzugs zu besteuern. Österreich als 
Wegzugsstaat ist daher durch Art 7 Abs 1 OECD-MA in seinem Recht, einen 
betrieblichen Wegzugsvorgang auf Basis von § 6 Z 6 EStG zu besteuern, nicht 
eingeschränkt.1230  
7.1.5.2.3.3 Der Wegfall des Besteuerungsrechtes durch einen Wegzug 
Erfolgt ein betrieblicher Wegzug ins Steuerausland, mit welchem ein OECD-MA 
konformes Doppelbesteuerungsabkommen abgeschlossen wurde, so ist gemäß obiger 
Ausführungen der Wegzugsstaat nach Art 7 Abs 1 OECD-MA abkommensrechtlich nicht 
daran gehindert, die bis zum Wegzug aufgebauten stillen Reserven zu besteuern. In diesem 
Zusammenhang stellt sich jedoch weiters die Frage, ob der Wegzugsstaat sein 
Besteuerungsrecht abkommensrechtlich nur bis zum Zeitpunkt des Wegzuges ausüben 
kann oder ob dies theoretisch auch zeitlich nachgelagert zum Wegzug möglich ist (obwohl 
sich zum späteren Zeitpunkt das verlagerte Einzelwirtschaftsgut, der Teilbetrieb oder 
Betrieb physisch nicht mehr im Inland befindet). Es ist folglich zu hinterfragen, ob der 
unter Art 7 Abs 1 OECD-MA definierten „Zurechnung von Unternehmensgewinnen zu 
einer Betriebsstätte“ ein bloß zeitpunktbezogenes oder ein zeitraumbezoges, kausales 
Verständnis beizumessen ist. Dem OECD-MK ist zu dieser Frage (leider) kein klarer 
Anhaltspunkt zu entnehmen.1231 
Die o.a. Frage ist deshalb von Bedeutung weil lt. hL1232 aus Art 7 OECD-MA prinzipiell 
keine Verpflichtung für den Wegzugsstaat ableitbar ist, ob, wie und wann er Gewinne 
innerstaatlich besteuert. Unter einer rein statisch-zeitpunktbezogenen Betrachtung hätte der 
Wegzugsstaat jedoch lediglich bis zum Wegzugszeitpunkt abkommensrechtlich die 
Möglichkeit, die stillen Reserven der grenzüberschreitend zu überführenden 
Wirtschaftsgüter zu besteuern. Eine dem Wegzug nachgelagerte Besteuerung durch den 
Wegzugsstaat wäre demnach faktisch unmöglich.1233 
Wird hingegen von einem zeitraumbezogenen, kausalen Verständnis des Ausdrucks 
„Zurechnung von Gewinnen zu Betriebsstätten“ ausgegangen, so kommt es bei der 
Versteuerung eines (dem Wegzug nachgelagerten) Realisierungsaktes nicht darauf an, dass 
das wirtschaftliche Eigentum am veräußerten Wirtschaftsgut im Realisierungszeitpunkt 
einer bestimmten Betriebsstätte im Zuzugsstaat zurechenbar ist, sondern es ist zu 
                                                 
1229 Vgl. Kommentar zum OECD-MA für Einkommensteuer, Update Juli 2008, ad Art 7, Abs 21: „..Article 7 allows the former State to 
tax profits deemed to arise in connection with such a transfer...” und “…however, the mere fact that the property leaves the purview of a 
tax jurisdiction may trigger the taxation of the accrued gains attributable to that property as the concept of realization depends on each 
country’s domestic law”; deutsche Version abgedruckt in Wassermeyer/Lang/Schuch (Hrsg), Doppelbesteuerung², 2010, Art 7 MA, 
568f. 
1230 Vgl. Staringer, Besteuerung doppelt ansässiger Kapitalgesellschaften, 1999, 216; Tenore, Intertax 34, 2006, 387; ebenso Kort, EC 
Tax Review, 2011, 68f. 
1231 Vgl. u.a. Musil, FR 12/2011, 549. 
1232 Vgl. Ditz, IStR 2005, 48; Ditz, Internationale Gewinnabgrenzung bei Betriebstätten – Ableitung einer rechtsformneutralen 
Auslegung des Fremdvergleichsgrundsatzes im internationalen Steuerrecht, 2004, 49f.; Debatin, Das Betriebstättenprinzip der deutschen 
Doppelbesteuerungsabkommen, DB 1989, 1694f.; Baranowski, Gewinnverwirklichung bei der Überführung von Wirtschaftsgütern in 
eine ausländische Betriebstätte?, DB 1962, 882. 
1233 Diesen Standpunkt scheinbar vertretend: Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 388; Zorn, in 
Hofstätter/Reichel (Hrsg), Kommentar EStG, 41. Lfg März 2008, ad § 6 Rz 39; Atzmüller/Herzog/Mayr, RdW 2004, 623; Ruiner, IStR 
2/2012, 50 mwH. 
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untersuchen, auf welche betriebliche Tätigkeit die stillen Reserven zurückzuführen sind 
und von welcher Unternehmenseinheit dieses  betriebliche Tätigkeit ausgeübt wurde. Sind 
die im Rahmen eines Realisierungsaktes aufgedeckten stillen Reserven (z.B. ein 
Kundenstamm, Firmenwert) vollständig oder teilweise auf betriebliche Aktivitäten einer 
bereits aufgelösten Betriebsstätte im Wegzugsstaat zurückzuführen, so sind sie dieser 
zuzurechnen und dürfen daher (ausschließlich) vom Wegzugsstaat besteuert werden. Bei 
Annahme dieser Systematik würde der Wegzugsstaat das bereits existente betriebliche 
Besteuerungssubstrat im Rahmen eines Wegzugs abkommensrechtlich nicht verlieren (sog. 
„Compartimentalization Method“1234). 
Die korrekte Systematik im Zusammenhang mit o.a. Frage ergibt sich aus dem Wortlaut 
des Abkommens, in welchem auf die „Ausübung der Geschäftstätigkeit“ durch eine 
Betriebsstätte abgestellt wird. Sowohl die laufenden Gewinne einer Betriebsstätte als auch 
der Aufbau von stillen Reserven in betrieblichen Wirtschaftsgütern (Kundenstamm, Know-
How, etc.) sind kausal mit der Ausübung einer Tätigkeit bzw. Geschäftstätigkeit durch eine 
konkrete betriebliche Einheit (Betriebsstätte) über einen bestimmten Zeitraum hinweg 
verbunden.1235 Folglich muss bei der Beurteilung der Frage, welchem Staat das 
Besteuerungsrecht für stille Reserven in betrieblichen Wirtschaftsgütern zusteht, 
untersucht werden, aus welcher Geschäftstätigkeit bzw. aus welchem Zeitraum diese 
resultieren sowie welche Unternehmenseinheit/Betriebsstätte diese Geschäftstätigkeit 
tatsächlich ausgeübt hat.1236 Unter Berücksichtigung des Wortlautes von Art 7 Abs 1 
OECD-MA ist daher mE jedenfalls ein zeitraumbezoges, kausales Verständnis des 
Begriffes „Zurechnung von Gewinnen“ zu vertreten.1237 Würde hingegen ein 
zeitpunktbezogenes Verständnis zur Anwendung gelangen und der Betriebsstätten(zuzugs) 
staat im Zeitpunkt der Realisierung die gesamten stillen Reserven in den zugezogenen 
Wirtschaftsgütern besteuern, so würde dieser mittelbar den Gewinn aus einer 
Geschäftstätigkeit besteuern, welcher nicht über eine lokal ansässige Betriebsstätte 
erwirtschaftet wurde bzw. nicht dem unternehmerischen Wirken einer solchen zurechenbar 
wäre, und daher klar gegen Art 7 Abs 1 OECD-MA verstoßen.      
Besteuerungsansprüche, welche auf konkrete betriebliche Tätigkeiten zurückzuführen sind, 
die in dem Zeitraum ausgeübt wurden, in dem die tatbestandlichen Voraussetzungen für 
die Anwendung des Art 7 Abs 1 OECD-MA gegeben waren (Existenz einer Betriebsstätte 
im Wegzugsstaat und Aufbau der stillen Reserven durch deren Aktivitäten), sind daher von 
den dort vorgesehenen Rechtsfolgen erfasst.1238 Selbst wenn Art 7 OECD-MA keine 
ausdrückliche Regelung in zeitlicher Hinsicht enthält1239 ist somit auf den Zeitraum 
                                                 
1234 Vgl. Kok, EC Tax Review, 2011, 67ff; ebenso Kemmeren, in Lang/Pistone/Schuch/Staringer/Storck (Hrsg), ECJ Recent 
Developments in Direct Taxation 2010, 171ff. 
1235 Zum Zusammenhang zwischen stillen Reserven und den Tätigkeiten eines Unternehmens bzw einer Betriebstätte siehe Staringer, 
Besteuerung doppelt ansässiger Kapitalgesellschaften, 1999, 184 unter Hinweis auf Vogel, DBA³, Art 7 Rz 102; Kramer, StuW, 1993, 
150f; Lechner, Gewinnaufteilung, 1982, 63ff. Siehe ebenso OECD-MK idF 2010, § 7, Rz 36. 
1236 Die stillen Reserven sind nach sog. „Verursachungsbeiträgen“ zwischen den Unternehmenseinheiten aufzuteilen, vgl BFH 
17.7.2008,I R 77/06, Rz 47mwH.  
1237 Zum Vorrang des „Kausalitätsprinzips“ vor dem „Zuflussprinzip“ im Bereich des Art 7 OECD-MA siehe ua Lang, SWI 1999, 
286ff.; siehe ebenso Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 194f. Die österreichische Finanzverwaltung fordert eine 
„Kausalitätsverkettung“, siehe EAS 3220 vom 11. Mai 2011. AA Wassermeyer, welcher auf Basis des Wortlautes des Art 3 Abs 1 lit d 
OECD-MA und der Kommentierung zu Art 5 im OECD-MK (Rz 11) ein gegenwartsbezogenes Verständnis von Art 7 Abs 1 Satz 1 
OECD-MA vertritt; vgl. Wassermeyer, Nachträgliche „ausländische“ Einkünfte, IStR 2011, 367f; ebenso Ruiner, IStR 2/2012, 50. 
1238 Vgl. Lang, Zeitliche Zurechnung bei der DBA-Anwendung, SWI, 1999, 288; Schuch, Die Zeit im Recht der 
Doppelbesteuerungsabkommen, Lang (Hrsg), 2002, 162. 
1239 Vgl. ebd, 2002, 191.  
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abzustellen, in dem die einkünftebegründende betriebliche Tätigkeit ausgeübt wurde.1240 
Wurde eine einkünftebegründende Tätigkeit also während der Existenz einer Betriebsstätte 
im Quellenstaat von eben dieser Betriebsstätte ausgeübt, sind auch nachträgliche Einkünfte 
(d.h. zeitlich nachgelagert zur Auflösung oder Verlagerung der Betriebsstätte) dem 
Quellen- bzw. ehemaligen Betriebsstättenstaat zuzurechnen und müssen vom 
Ansässigkeitsstaat entlastet werden. Der für die Einkünfteerzielung entscheidende 
Sachverhalt ist das – seinerzeitige – geschäftliche Tätigwerden der Betriebsstätte.1241 
Folglich behält jeder Staat – auch wenn die betreffenden Wirtschaftsgüter vor ihrer 
Veräußerung grenzüberschreitend (outbound) verlagert wurden – abkommensrechtlich 
das Besteuerungsrecht für die ursprünglich in seiner Besteuerungssphäre aufgebauten 
stillen Reserven. 
Die o.a. Rechtsauffassung, dass dem Wegzugsstaat das Besteuerungsrecht hinsichtlich der 
vor dem Wegzugszeitpunkt im transferierten Betriebsvermögen aufgebauten stillen 
Reserven – unabhängig vom Realisierungszeitpunkt und unabhängig davon ob 
abkommensrechtlich die Befreiungs- oder die Anrechnungsmethode vereinbart wurde – 
zusteht und es daher wegzugsbedingt tatsächlich zu keiner abkommensrechtlichen 
Entstrickung von stillen Reserven kommt, wird sowohl vom überwiegenden Schrifttum1242 
als auch vom BFH1243 (unter dem Stichwort der Aufgabe der „finalen 
                                                 
1240 Eine explizite Regelung dazu beinhaltet zB Art 7 Abs 9 DBA Ö-USA. 
1241 Vgl. Schuch, Die Zeit im Recht der Doppelbesteuerungsabkommen, Lang (Hrsg), 2002, 187 im Zusammenhang mit Aufwendungen 
und Erträgen welche zeitlich vor- bzw nachgelagert zur Errichtung bzw Auflösung einer Betriebstätte anfallen dieser jedoch funktional 
zurechenbar sind und bei dieser abkommensrechtlich erfasst werden müssen; siehe auch EAS 3220 vom 11. Mai 2011 (zu 
Folgeprovisionen nach einer BS-Schließung) sowie Rz 244 VPR 2010 mit Verweis auf VwGH 6.03.1984, 83/14/0107. 
1242 Beführworter: Schaumburg, Internationales Steuerrecht², Rz 18.44; Wassermeyer, in Wassermeyer/Andresen/Ditz, Betriebsstätten 
Handbuch, 2006, Rz 3.11; Buciek, in Flick/Wassermeyer/Kempermann, DBA Deutschland-Schweiz, Art 7 Rz 461; Schröder/Strunk, in 
Mössner ua, Steuerrecht international tätiger Unternehmen³, Rz C, 104; Hidien in Kirchhof/Söhn/Mellinghoff, EStG, § 49 Rz D, 3110, 
3126, 3146; Kumpf/Roth, in H/H/R, EStG § 49 EStG, Rz 303; Kroppen, in Gosch/Kroppen/Grotherr, DBA-Komm., Art 7 OECD-MA, 
Rz 151f.; Kessler/Huck, StuW 2005, 193, 195; Rödder/Schumacher, DStR 2006, 1481, 1482f.; kritisch Weber-Grellet in Schmidt, 
EStG27, § 5 Rz 661; Musil, FR 12/2011, 549; Mitschke, IStR 1/2012, 10; siehe weitere Literaturhinweise in Urteil BFH 17.7.08 I R 
77/06, IStR 2008, 814ff. Beführwortend ebenso Reith, Internationales Steuerrecht, 2004, 457ff. mwH.; Tenore, Timing Issues Related 
to Changes in Treaty Residence or Source, Intertax, 2006, 137f (unter Verweis auf Art 7 Abs 8 des US-Musterabkommens 1996 aus 
welchem dieser Umstand explizit hervorgeht); Kaeser, Entstrickung und Verstrickung – Neue Grundsätze nach dem SEStEG, in Lüdicke 
(Hrsg), Besteuerung von Unternehmen im Wandel, 2007, 142; Wassermeyer, Betriebstättengewinnermittlung nach „dealing at arm’s 
length“, SWI 2000, 499; Wassermeyer, Grundsatzprobleme der Betriebstättengewinnermittlung, SWI 2006, 257; Kok, EC Tax Review, 
2011, 68f. 
1243 BFH 17.7.08 I R 77/06 (Wegzug mit Einzelwirtschaftsgut) und  BFH 28.10.2009, I R 99/08 (Wegzug mit Betrieb). Siehe dazu 
Gosch, Entwicklungstendenzen in der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs zum Internationalen Steuerrecht, SWI 2011, 331f; 
Wassermeyer, in Wassermeyer/Lang/Schuch (Hrsg), Doppelbesteuerung², 2010, Art 7 MA, Rz 246a und Rz 324 zur Aufgabe der 
„Theorie der finalen Entnahme“ durch den BFH unter Bezugnahme auf ein „gewandeltes DBA-Verständnis“ nach BFH 17.7.08 I R 
77/06, IStR 2008, 814ff.; Wassermeyer, Das Besteuerungsrecht für nachträgliche Einkünfte im internationalen Steuerrecht, IStR 2010, 
461ff. unter Verweis auf BFH 28.10.2009, I R 99/08; Köhler, In Spindler/Tipke/Rödder (Hrsg), Steuerzentrierte Rechtsberatung – FS 
Schaumburg, 2009, 828ff. mwH.; Kahle/Franke, IStR 12/2009, 406ff.; Ditz, Aufgabe der finalen Entnahmetheorie – Analyse des BFH-
Urteils vom 17.7.2008 und seine Konsequenzen, IStR 2009, 117; Schönfeld, Entstrickung über die Grenze aus Sicht des § 4 Abs 1 Satz 3 
EStG anhand von Fallbeispielen, IStR 4/2010, 133ff.; Birkenfeld/Fuest/Kaminski/Kempermann/Wassermeyer/uam (Wissenschaftlicher 
Beirat von Ernst & Young tax), Die Systematik der sog. Entstrickungsbesteuerung, DB/33, 1776ff.; Beiser, Das arm’s length-Prinzip 
beim Güter- und Leistungstransfer zwischen Stammhaus und Betriebstätten im Gemeinschaftsrecht, DB, 50/2008, 2724ff; 
Lohse/Zanzinger, Rechtsprechungsänderungen des BFH bei Ertragsteuern und bei der Umsatzsteuer im Jahre 2008, DStR 2009/1298; 
Kemmeren, in Lang/Pistone/Schuch/Staringer/Storck (Hrsg), ECJ Recent Developments in Direct Taxation 2010, 171ff.  
Eine ablehnende Haltung zu diesem „Compartimentalization Approach“ vertreten jedoch die NL Gerichte, vgl. Kort, EC Tax Review, 
2011, 68 mwH.; implizit ebenso GA Kokott in der Rs NGI, vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 48 und 
basierend darauf das Urteil des EuGH in der Rs NGI in welchem implizit davon ausgegangen wird, dass der Wegzugsstaat sein 
Besteuerungsrecht an den stillen Reserven wegzugsbedingt verliert (vgl. Kapitel 8.2.2.2.5.5.). Entgegen der Sichtweise mancher 
Autoren, kann aus dem Urteil jedoch keinesfalls eine Aussage über die korrekte abkommensrechtliche Interpretation von Art 7 OECD-
MA  abgeleitet werden. Der EuGH hat im fraglichen Urteil lediglich die Rechtsposition des NL Höchstgerichtes übernommen und 
basierend darauf die unionsrechtliche Konformität der gegenständlichen NL-Sofortbesteuerung beurteilt; vgl. dazu Brinkmann/Reiter, 
National Grid Indus: Auswirkungen auf die deutsche Entstrickungsbesteuerung, DB 1/2012, 18. 
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Entnahmetheorie“) und Finanzgerichten1244 geteilt. Der Vollständigkeit halber muss im 
gegebenen Zusammenhang jedoch auch darauf hingewiesen werden, dass der o.a. Ansatz 
und die in diesem Bereich ausstehende internationale Abstimmung mit praktischen 
Problemen verbunden ist (z.B. insofern der Wegzugsstaat nach dem Wegzug und infolge 
der tatsächlichen Realisierung auf die in seinem Territorium aufgebauten stillen Reserven 
zugreifen will während der Zuzugsstaat einen zeitpunktbezogenen Ansatz vertritt und das 
Besteuerungsrecht für die gesamten stillen Reserven für sich beansprucht).1245 Um sich 
nicht diesem Risiko auszusetzen, bevorzugen viele Gesetzgeber eine 
Besteuerungssystematik welche bereits im Wegzugsmoment einsetzt.  
Unter Berücksichtigung der o.a. Aspekte kann abschließend festgehalten werden, dass der 
Wegzugsstaat prinzipiell frei ist im Zeitpunkt der Ausübung des ihm abkommensrechtlich 
zustehenden Besteuerungsrechtes. Er kann bereits die Überführung von Wirtschaftsgütern 
innerhalb eines internationalen Einheitsunternehmens der Besteuerung unterwerfen oder 
dies erst im Zeitpunkt der tatsächlichen Realisierung (Veräußerung der 
Wirtschaftsgüter/Betriebe durch den übernehmenden Unternehmensteil) tun. Über den 
Zeitpunkt der Ausübung des Besteuerungsrechtes trifft Art 7 OECD-MA jedenfalls keine 
Anordnung.1246  
Infolge der Subsumierung eines betrieblichen Wegzugssachverhalts unter Art 7 OECD-
MA und – daraus abgeleitet – dem Recht des Wegzugsstaates als ehemaliger 
Betriebsstättenstaat die in seiner Sphäre aufgebauten stillen Reserven zu besteuern, muss 
es im Rahmen des Wegzugs mit betrieblichen Wirtschaftsgütern zu einer Aufteilung der 
Besteuerungsansprüche zwischen Wegzugs- und Zuzugsstaat nach dem o.a. 
Betriebsstättenprinzip kommen (siehe dazu weiter unten).1247  
Der Gedanke betreffend der Entfaltung einer zeitlichen Abgrenzungswirkung einer 
Verteilungsnorm wurde im Schrifttum teilweise nicht bloß im Zusammenhang mit Art 7 
OECD-MA und dem betrieblichen Wegzug vertreten, sondern auch für den privaten 
Wegzug, welcher abkommensrechtlich – je nach Lehrmeinung – unter Art 13 oder Art 21 
OECD-MA subsumiert wird.1248 Diese Sichtweise ist jedoch mE nicht durch das OECD-
MK gedeckt, welches implizit von einem statischen Ansässigkeitbegriff auszugehen 
scheint und dem Ansässigkeits(zuzugs-)staat im Veräußerungszeitpunkt demnach das volle 
Besteuerungsrecht an dem importierten Wirtschaftsgütern zuweist.1249  
 
                                                 
1244 Vgl. Kessler/Philipp, DStR 40/2100, 1889 unter Verweis auf das FG Rheinland-Pfalz vom 7.1.2011, 1 V 1217/10, EFG 2012, 1096, 
DStRE 2011, 1065 (welches sich auf die BFH-Judikatur beruft). 
1245 Vgl. Musil, FR 12/2011, 549 unter Hinweis auf Frotscher in Haufe Praxiskommentar Online, § 4 EStG Rz 375d. Kritisch ebenso 
Mitschke, IStR 1/2012, 10 unter Verweis auf Musil und Frautsche. 
1246 Vgl. ausführlich Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 123f., 128f. und 159. 
1247 Vgl. Staringer, Besteuerung doppelt ansässiger Kapitalgesellschaften, 1999, 215 unter Hinweis auf Wassermeyer in 
Debatin/Wassermeyer, Doppelbesteuerung, ad Art 7 MA Rz 2. 
1248 Vgl. Staringer, Besteuerung doppelt ansässiger Kapitalgesellschaften, 1999, 184 unter Hinweis auf Knobbe-Keuk, Bilanz- und 
Unternehmenssteuerrecht9, 925, aA Wassermeyer in FS Flick, 1065.    
1249 Auch der BFH nimmt – im Unterschied zum betrieblichen Wegzug und Art 7 OECD-MA – im Zusammenhang mit dem private 
Wegzug und Art 13 Abs 5 OECD-MA keine zeitraumbezogene Betrachtung vor und sieht das Besteuerungsrecht hinsichtlich der seit der 
Anschaffung bzw Herstellung aufgebauten stillen Reserven bei einer dem Wegzug nachgelagerten Veräußerung alleine beim 
Zuzugsstaat, siehe BFH 17.7.08 I R 77/06, Rz 45, IStR 2008, 819; ebenso Lang, Zeitliche Zurechnung bei der DBA-Anwendung, 1999, 
290f. 
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7.1.5.2.3.4 Das Besteuerungsrecht des Wegzugsstaates (der Höhe nach) 
Unter Berücksichtigung der abkommensrechtlichen Aspekte, welche im Rahmen der 
diesem Abschnitt vorgelagerten Kapitel untersucht wurden, können folgende 
Rahmenbedingungen hinsichtlich der abkommensrechtlichen Einstufung von 
Wegzugsvorgängen iSd § 6 Z 6 EStG festgehalten werden: 
- Wegzugsvorgänge iSd § 6 Z 6 EStG sind grundsätzlich unter Bezugnahme auf Art 7 
OECD-MA auf ihre Abkommenskonformität hin zu prüfen; 
- Österreich als Wegzugsstaat ist unter Berücksichtigung von Art 7 Abs 1 OECD-MA dem 
Grunde nach berechtigt, die in den überführten Wirtschaftsgütern, Teilbetrieben oder 
Betrieben enthaltenen stillen Reserven gem. § 6 Z 6 EStG zu besteuern (vorausgesetzt, die 
stillen Reserven wurden durch die gewerbliche Tätigkeit einer lokalen Betriebsstätte 
aufgebaut);1250 
- Der Zeitpunkt, zu welchem Österreich das ihm abkommensrechtlich zustehende 
Besteuerungsrecht ausüben kann, wird durch Art 7 OECD-MA nicht beeinflusst. 
Österreich wäre daher abkommensrechtlich nicht darin beschränkt, die bis zum 
Wegzugszeitpunkt aufgebauten stillen Reserven erst nachgelagert zum Wegzug (z.B. im 
Moment der tatsächlichen Realisierung) zu besteuern. 
In weiterer Folge soll untersucht werden, ob Art 7 OECD-MA Vorgaben hinsichtlich der 
betraglichen Abgrenzung der Besteuerungsrechte des Wegzugs- und Zuzugsstaates 
entnommen werden können und - falls dies der Fall ist - ob die Besteuerung nach § 6 Z 6 
EStG diesen abkommensrechtlichen Vorgaben entspricht. Es soll daher untersucht werden, 
ob aus Art 7 OECD-MA betragliche Vorgaben hinsichtlich des Besteuerungsrechtes des 
Wegzugsstaates bzw. des Zuzugsstaates abgeleitet werden können (Bestimmung des 
Besteuerungsrechtes der Höhe nach). 
Während Art 7 Abs 1 OECD-MA das Besteuerungsrecht an Unternehmensgewinnen für 
den Betriebsstättenstaat bloß dem Grunde nach festlegt, regeln die Abs 2 und 3 des Art 7 
OECD-MA die Zuordnung des Unternehmensergebnisses der Höhe nach zwischen 
Stammhaus und Betriebsstätte sowie zwischen mehreren Betriebsstätten desselben 
Unternehmens untereinander.1251 Hinsichtlich der betraglichen Aufteilung des 
Besteuerungssubstrates zwischen Wegzugs- und Zuzugsstaat sind daher Art 7 Abs 2 und 
Abs 3 OECD-MA von Bedeutung, welche wie folgt lauten: 
„(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaates seine Geschäftstätigkeit im 
anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebsstätte aus, so werden 
vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat dieser Betriebsstätte die 
Gewinne zugerechnet, die sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder 
ähnlich Geschäftstätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als 
                                                 
1250 Vgl. Schröder/Strunk in Mössner ua (Hrsg), Steuerrecht international tätiger Unternehmen³, S 290, C 104. 
1251 Vgl. Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 91 mwH. 
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selbstständiges Unternehmen ausgeübt hätte und im Verkehr mit dem 
Unternehmen, dessen Betriebsstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 
„(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebsstätte werden die für die 
Betriebsstätte entstandenen Aufwendungen, einschließlich der 
Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungskosten, zum Abzug 
zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebsstätte liegt, 
oder anderswo entstanden sind.“  
Art 7 Abs 2 OECD-MA stellt – da Art 7 Abs 1 Satz 2 direkt auf Gewinnanteile verweist, 
welche etwaigen Betriebsstätten zurechenbar sind – eine Konkretisierung von Art 7 Abs 1 
Satz 2 dar bzw. führt den Begriff „Gewinne, die der Betriebsstätte zugerechnet werden 
können“ näher aus.1252 Art 7 Abs 1 OECD-MA sollte daher nicht in einer dem Abs 2 
widersprechenden Weise ausgelegt werden.1253   
Die Bestimmung des Art 7 Abs 2 OECD-MA ist ihrem Regelungsinhalt entsprechend u.a. 
im Zusammenhang mit internen Leistungsströmen1254 zwischen den unterschiedlichen, 
unselbstständigen Unternehmensteilen – also auch im Zusammenhang mit 
grenzüberschreitenden Betriebsverlagerungen innerhalb eines Unternehmens – von 
Bedeutung.1255 Das Ziel der Vorschrift besteht darin, für Zwecke der Gewinnzurechnung 
die Konsequenzen der rechtlichen und tatsächlichen Einheit zwischen den einzelnen 
Unternehmensteilen auszublenden. Dies ist erforderlich, weil Betriebsstätten keine vom 
Rest des Unternehmens verschiedenen Rechtspersonen sind und daher auch keine 
Leistungsbeziehungen mit anderen Teilen desselben Unternehmens (Betriebsstätten, 
Stammhaus) aufnehmen können.1256 Damit es zu keinen künstlichen, 
grenzüberschreitenden Verlagerungen von Steuersubstrat zwischen unselbstständigen 
Unternehmensteilen kommt, sieht Art 7 Abs 2 OECD-MA vor, dass Betriebsstätten für die 
Gewinnzurechnung wie unabhängige Unternehmen eingestuft werden. Folglich werden die 
Bedingungen der unternehmensinternen Leistungsbeziehungen durch solche Bedingungen 
ersetzt, wie sie unter unabhängigen fremden Dritten üblich sind, wobei der 
Fremdvergleichsgrundsatz das hierfür zugrunde liegende Prinzip darstellt.1257 
Art 7 Abs 2 OECD-MA stellt seinem Wortlaut nach zwei Fiktionen auf. Zuerst wird 
angeordnet, Betriebsstätten im Bereich der Gewinnzurechnung wie selbstständige 
Unternehmen zu behandeln. Diese erste steuerliche Fiktion ermöglicht erst die Annahme 
eines Leistungsaustausches zwischen rechtlich unabhängigen Unternehmensteilen.1258 
                                                 
1252 Vgl. Wassermeyer, in Debatin/Wassermeyer (Hrsg), DBA-MA, Lfg 106, Jänner 2009, Art 7 Rz 311. 
1253 Vgl. OECD-MK, Update Juli 2008, ad Art 7 Abs 11. 
1254 Synonym auch „interne Leistungen“, „Innentransaktionen“, „Dealings“, vgl OECD-BS Bericht 2008; Wassermeyer, in 
Wassermeyer/Andresen/Ditz (Hrsg), Betriebstättenhandbuch – Gewinnermittlung und Besteuerung in- und ausländischer Betriebstätten, 
2006. 
1255 Die Wirkung von Art Wirkung des Art 7 Abs 1 iVm Abs 2 OECD-MA erstreckt sich nicht bloß auf Innentransaktionen sondern auch 
auf Außentransaktionen der Betriebstätte mit Dritten, vgl Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 96. 
1256 Im Verhältnis zwischen Stammhaus und Betriebstätte bzw zwischen Betriebstätten können keine zivilrechtlich gültigen und 
steuerlich anerkannten Verträge abgeschlossen werden, allerdings sollen die von den unterschiedlichen Unternehmensteilen geführten 
Bücher von den Steuerbehörden insoweit akzeptiert werden als die Aufzeichnungen auf „interne Vereinbarungen“ zurückgehen welche 
die von den Unternehmensteilen tatsächlich ausgeübten Funktionen beschreiben, vgl Wassermeyer, in Wassermeyer/Lang/Schuch 
(Hrsg), Doppelbesteuerung², 2010, Art 7 MA, Rz 2 unter Hinweis auf OECD-MK, Update Juli 2008, ad Art 7 Abs 19. Zu sog. „pro-
forma-Verträgen“ siehe auch Kroppen, Betriebstättengewinnermittlung, IStR 3/2005, 74ff. 
1257 Vgl. Lechner, Gewinnaufteilung, 1982, 57. 
1258 Vgl. Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 92f. 
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Weiters wird bestimmt, dass die Betriebsstätten für den Zweck der Gewinnzurechnung als 
völlig unabhängig zu behandeln sind. Die zweite Fiktion schreibt somit die Anwendung 
des „Fremdvergleichsgrundsatzes“ zwischen den rechtlich unselbstständigen 
Unternehmensteilen in Art 7 Abs 2 OECD-MA erst fest. Beide Fiktionen stehen in einem 
inneren Zusammenhang und bedingen einander (sog. „Selbstständigkeitsfiktion“).  
Hinsichtlich Art 7 Abs 2 OECD-MA ist weiters zu beachten, dass die Norm eine 
bestimmte Form der unternehmensinternen, zwischenstaatlichen Gewinnabgrenzung regelt 
und nicht in die – alleine dem innerstaatlichen Recht vorbehaltene – Form der 
Gewinnermittlung1259 eingreift. Sinn und Zweck der Norm besteht daher lediglich darin, 
tatsächlich angefallene Aufwendungen und Erträge nach Fremdvergleichsgrundsätzen („at 
arm’s length“) zwischen den unselbstständigen Unternehmensteilen (Stammhaus, 
Betriebsstätten) auf- bzw. zuzuteilen. Die Form der Gewinnermittlung wird dadurch nicht 
beeinflusst. 
Ein im Schrifttum strittiger Punkt hinsichtlich Art 7 Abs 2 OECD-MA war bis vor Kurzem 
die Reichweite der Selbstständigkeitsfiktion, wobei sich hier – in jeweils leicht 
unterschiedlichen Ausprägungen – zwei „Denkrichtungen“ gegenüberstanden: jene, welche 
die uneingeschränkte Selbstständigkeit1260 und jene, welche die eingeschränkte 
Selbstständigkeit1261 der Betriebsstätte vertritt. Die beiden Ansätze vertreten im Rahmen 
der abkommensrechtlichen Gewinnzurechnung an Betriebsstätten einen jeweils 
unterschiedlichen Grad an Selbstständigkeit, womit - hinsichtlich der Ergebnisauswirkung 
bei internen Leistungsbeziehungen (z.B. die Erbringung bestimmter Dienstleistungen) - 
signifikante Unterschiede verbunden sind.1262  
Im Rahmen des Ansatzes der uneingeschränkten Selbstständigkeit der Betriebsstätte gilt 
die Selbstständigkeitsfiktion für interne wie externe Leistungsbeziehungen der 
Betriebsstätte gleichermaßen. Folglich sind interne Leistungsbeziehungen dem Grunde 
nach möglich und der Höhe nach wie eine Transaktion mit Dritten, d.h. zu marktüblichen 
Konditionen inklusive eines Gewinnanteils, zu vergüten. Der/dem 
Betriebsstätte/Stammhaus werden abkommensrechtlich also jene Gewinn- bzw. 
Verlustanteile des Gesamtunternehmens zugerechnet, welche diese erzielt hätte wäre sie – 
statt mit anderen Unternehmensteilen – mit fremden Dritten zu den Bedingungen und 
Preisen des freien Marktes in Geschäftsbeziehung gestanden.1263 Dieser Ansatz der 
unbedingten Selbstständigkeit kann u.a. auch dazu führen, dass einer Betriebsstätte 
Gewinne (Verluste) zugerechnet werden obwohl das Gesamtunternehmen Verluste 
(Gewinne) erzielt.1264 Vertreter der uneingeschränkten Selbstständigkeitsfiktion – mit im 
Detail unterschiedlichen Ausprägungen – sind:1265 Becker („Funktionsnutzentheorie“)1266, 
                                                 
1259 Vgl. Wassermeyer, in Wassermeyer/Lang/Schuch (Hrsg), Doppelbesteuerung², 2010, Art 7 MA, Rz 323. 
1260 Synonym auch: „absolute (hypothetische) Selbstständigkeit“, „vollständige Selbstständigkeit“ bzw „Functionally-Seperate-Entity-
Approach“. 
1261 Synonym auch: „eingeschränkte (hypothetische) Selbstständigkeit“, „eingeschränkte Anwendung des Fremdvergleichs“, Relevant-
Business-Activity-Approach“.   
1262 Vgl. Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 94f. 
1263 Vgl. OECD-MK, Update Juli 2008, ad Art 7 Abs 14. 
1264 Vgl. OECD-MK, Update Juli 2008, ad Art 7 Abs 11; für Beispiele dazu siehe Jacobs, in Jacobs (Hrsg), Internationale 
Unternehmensbesteuerung, 2007, 654f. 
1265 Zitiert nach Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 101. 
1266 Vgl. Becker, Konzernumlagen und Konzernpreise bei Betriebstätten, EStZ 1971, 95 (97ff); Becker, Die Besteuerung von 
Betriebstätten, DB 1989, 10 (10ff); Becker, The determination od income of a permanent establishment or branch, Intertax 1989, 12 
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Kroppen1267, Kluge1268, Sieker1269, E. Lechner1270, Beiser1271, van Raad1272, Bähr1273, 
Baranowski („Gewinn der aufgeschobenen Gewinnrealisierung“)1274, Buciek1275, Fink1276, 
Kumpf1277, Storck1278, Ditz1279, Haiß1280 sowie Plansky.1281 Es ist jedoch darauf 
hinzuweisen, dass eine eindeutige, scharfe Abgrenzung zwischen den beiden Denkansätzen 
nicht möglich ist und die im Schrifttum kommentierten Ansätze teilweise Inhalte vertreten, 
welche beiden Gruppierungen zurechenbar wären.1282  
Im Zusammenhang mit Wegzugsvorgängen (grenzüberschreitender Transfer von 
Wirtschaftsgütern, Teilbetrieben, Betrieben zwischen Stammhaus und Betriebsstätte bzw. 
zwischen mehreren Betriebsstätten) ist durch o.a. Ansatz gefordert, den 
Überführungsvorgang – welcher nach innerstaatlichem Recht nicht unbedingt einen 
Gewinnrealisationsakt darstellen muss1283 – abkommensrechtlich als solchen, d.h. wie 
Veräußerungen an fremde Dritte zu Markt-/Fremdpreisen, zu behandeln.1284 Der fiktiv 
„veräußernde Unternehmensteil“ erzielt daher einen Veräußerungsgewinn bzw. –verlust, 
während der „erwerbende Unternehmensteil“ eine Anschaffung vornimmt. 
Im Rahmen des Ansatzes der eingeschränkten Selbstständigkeit der Betriebsstätte gilt die 
Selbstständigkeitsfiktion in uneingeschränkter Form lediglich für externe 
Leistungsbeziehungen der Betriebsstätte. Für interne Leistungsbeziehungen wird – im 
Wesentlichen aufgrund der rechtlichen Unselbstständigkeit der Betriebsstätten – die 
uneingeschränkte Anwendung der Selbstständigkeitsfiktion jedoch abgelehnt. Nach dieser 
Auffassung endet die Anwendung des Fremdvergleiches dort, wo Unternehmensteile nicht 
mehr wie fremde Dritte verkehren können, demnach können bei bestimmten 
Leistungsbeziehungen (z.B. bestimmte Dienstleistungen) nur Kosten intern weiterbelastet 
aber keine Gewinnaufschläge verrechnet werden. Bei der Frage, welche internen 
                                                                                                                                                    
(12ff); Becker, Funktionsnutzen oder Erwirtschaftungsgrundsatz, DB 1990, 392 (392ff); Becker, Die Gewinnermittlung bei 
Betriebstätten, in Burmester/Endres (Hrsg), Außensteuerrecht, Doppelbesteuerungsabkommen und EU-Recht im Spannungsverhältnis – 
FS Helmut Debatin, 1997, 25 (25ff). 
1267 Vgl. Kroppen, in Becker/Höppner/Grotherr/Kroppen (Hrsg), DBA Kommentar, 10. Lfg 2002, Art 7, Rz107ff.; Kroppen, IWB 
15/2005, Fach 10 International Gr 2, 1870ff.; Kroppen, Betriebstättengewinnermittlung, IStR 2005, 74 (74ff.).  
1268 Vgl. Kluge, Zur unmittelbaren Anwendung von DBA-Vorschriften bei der Gewinnermittlung, StuW 1975, 304f. 
1269 Vgl. Sieker, Betriebstättengewinn und Fremdvergleichsgrundsatz, DB 1996, 110 (110ff.); Sieker, Geschäftsleitungsbetriebstätten bei 
internationalen Konzernen, in Piltz/Schaumburg (Hrsg), Internationale Betriebstättenbesteuerung, 2001, 85 (97ff.).   
1270 Vgl. Lechner, Gewinnaufteilung, 1982, 91ff. 
1271 Vgl. Beiser, Die grenzüberschreitende Finanzierung von Betriebstätten aus Sicht des Arm’s length Prinzips, IStR 1992, 8ff.; ebenso 
Beiser/Zorn, RdW 2008, 357 unter Hinweis auf die Funktionsnutzentheorie von Becker und Klapdor. 
1272 Vgl. van Raad, Deemed Expenses of a Permanent Establishment under Article 7 of the OECD Model, Intertax 2000, 162 (163ff.). 
1273 Vgl. Bähr, Gewinnermittlung ausländischer Zweigbetriebe, 1971, 81ff. 
1274 Vgl. Baranowski, Gewinnermittlung bei der Überführung von Wirtschaftsgütern in eine ausländische Betriebstätte?, DB 1962, 881 
(882); Baranowski, Besteuerung von Auslandsbeziehungen, 1996, 112, Rz 293ff. 
1275 Vgl. Buciek, Grenzüberschreitender Betriebsvermögenstransfer, in Piltz/Schaumburg (Hrsg), Internationale 
Betriebstättenbesteuerung,, 53 (42ff.); Buciek, in Flick/Wassermeyer/Kempermann (Hrsg), DBA Deutschland-Schweiz, Lfg 25 Juli 
2003, Art 7 Rz 271ff. , 461ff. und 504ff.   
1276 Vgl. Fink, Gewinnzurechnungsmethoden im Verhältnis zwischen inländischem Stammhaus und ausländischer Betriebstätte, RIW 
1988, 45ff. 
1277 Vgl. Kumpf, Ergebnis- und Vermögenszuordnung bei Betriebstätten, StbJb 1988/89, 399 (417ff.). 
1278 Vgl. Storck, Ausländische Betriebstätten im Ertrags- und Vermögenssteuerrecht, 1980, 298ff. 
1279 Vgl. Ditz, Internationale Gewinnabgrenzung bei Betriebstätten – Ableitung einer rechtsformneutralen Auslegung des 
Fremdvergleichsgrundsatzes im internationalen Steuerrecht, 2004, 158ff.   
1280 Vgl. Haiß, Gewinnabgrenzung bei Betriebstätten im Internationalen Steuerrecht, 2000, 363ff. 
1281 Vgl. Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 112ff. 
1282 Vgl. ebd, 101, FN 388 mwH. 
1283 Vgl. Wassermeyer, in Wassermeyer/Lang/Schuch (Hrsg), Doppelbesteuerung², 2010, Art 7 MA, Rz 243, 244 hinsichtlich der 
deutschen Rechtslage. 
1284 Vgl. OECD-MK, Update Juli 2008, ad Art 7 Abs 21; siehe Jacobs, in Jacobs (Hrsg), Internationale Unternehmensbesteuerung, 2007, 
653 mwH. 
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Leistungen mit bzw. ohne Gewinnaufschlag berücksichtigt werden müssen, gehen die 
Meinungen im Schrifttum jedoch auseinander. Mit anderen Worten, es existiert eine 
Vielzahl ähnlicher Zugänge, welche im Wesentlichen den Ansatz der eingeschränkten 
Selbstständigkeit vertreten, in Detailfragen weichen sie jedoch voneinander ab. Zu den 
Vertretern der eingeschränkten Selbstständigkeitsfiktion werden gezählt:1285 Debatin 
(„Erwirtschaftungstheorie“)1286, Wassermeyer (Aufteilung nach „Wertschöpfung“)1287, 
Hemmelrath1288, Ritter1289, Schaumburg1290 und Kleineidam1291. 
Für die im gegebenen Zusammenhang wichtige Frage der steuerlichen Qualifikation der 
unternehmensinternen grenzüberschreitenden Überführung von Wirtschaftsgütern und 
Betrieben bzw. Teilbetrieben kann jedoch festgehalten werden, dass – für diesen speziellen 
Fall – auch die überwiegende Anzahl der Vertreter der eingeschränkten 
Selbstständigkeit1292 (in scheinbar „inkonsequenter Weise“) eine bloße 
Aufwandsverrechnung ablehnen und eine Verrechnung von Fremdvergleichspreisen (inkl. 
Gewinnkomponente) vertreten.1293 Selbiges gilt für den Steuerausschuss der OECD.1294  
Es ist daher im Rahmen der weiteren Untersuchung davon auszugehen, dass Art 7 
Abs 1 iVm Abs 2 OECD-MA hinsichtlich der unternehmensinternen, 
grenzüberschreitenden Überführung einzelner Wirtschaftsgüter, Teilbetriebe oder 
Betriebe den Ansatz von „Fremdvergleichswerten“, d.h. inklusive 
Gewinnkomponente, fordert. Dem Fremdvergleichsgrundsatz nach Art 7 OECD-MA 
wird dabei dasselbe Verständnis beigemessen wie hinsichtlich Art 9 OECD-MA.1295 
Hinsichtlich des o.a. Theorienstreites ist abschließend anzumerken, dass der Wortlaut des 
Art 7 OECD-MA tendenziell in Richtung einer uneingeschränkten Selbstständigkeits-
fiktion deutet, wobei die Vertreter der eingeschränkten Selbstständigkeitsfiktion ihre Stütze 
im OECD-MK sowie in der Rechtsprechung und Verwaltungspraxis finden.1296 Da der 
Schwerpunkt der vorliegenden Untersuchung die grenzüberschreitende Verlagerung von 
betrieblichen Wirtschaftsgütern bzw. Teil-/Betrieben darstellt, hinsichtlich welcher beide 
Theorieansätze die Verrechnung von Fremdvergleichspreisen inkl. Gewinnkomponente 
vertreten, soll in weiterer Folge nicht im Detail auf o.a. Thema eingegangen werden. Es 
                                                 
1285 Zitiert nach Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 105. 
1286 Vgl. Debatin, Das Betriebstättenprinzip der deutschen Doppelbesteuerungsabkommen (Teil II), DB 1989, 1739 (1740). 
1287 Vgl. Wassermeyer, in Debatin/Wassermeyer (Hrsg), DBA-MA, Lfg 106, Jänner 2009, Art 7 Rz 185ff und 323ff.; Wassermeyer, in 
Wassermeyer/Andresen/Ditz (Hrsg), Betriebstätten-Handbuch, Rz 2.159ff.; Wassermeyer, SWI 2000, 497ff.; Wassermeyer, SWI 2006, 
254ff.; Wassermeyer, in Jirousek/Lang (Hrsg), FS Loukota, 668f.; Wassermeyer, Diskriminierungsfreie Betriebstättengewinnermittlung, 
IStR 2004, 733 (733ff.); Wassermeyer, Dealing-at-arm’s-length Prinzip, in Piltz/Schaumburg (Hrsg) Internationale 
Betriebstättenbesteuerung, 25 (25ff.). 
1288 Vgl. Hemmelrath, Die Ermittlung des Betriebstättengewinns im internationalen Steuerrecht, 1982, 133 ff.; Hemmelrath, in 
Vogel/Lehner (Hrsg), DBA-Kommentar5, Art 7 Rz 89ff. 
1289 Vgl. Ritter, Grenzüberschreitende Gewinnabgrenzung bei Betriebstätten – Ein systematischer Versuch, JbFfSt 1976/77, 288 (300ff.). 
1290 Vgl. Schaumburg, Internationales Steuerrecht², 1998, Rz 16.264, 16.272, 18.26, 18.40.; Schaumburg, in Ruppe (Hrsg), 
Gewinnrealisierung im Steuerrecht, DStJG 4, 257. 
1291 Vgl. Kleineidam, Gewinnermittlung bei Auslandsbetriebstätten (Teil II), IStR 1993, 395 (396ff.). 
1292 Nicht jedoch Debatin der auch für die Überführung von Wirtschaftsgütern scheinbar eine bloße Kostenverrechnung vertritt, vgl 
Debatin, DB 1989, 1742f.   
1293 Vgl. Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 97, 105 (FN 408), 114f.  
1294 Vgl. ebd, 112, 138, 197. 
1295 Vgl. Pijl, ET 2006, 35; Wassermeyer, in Debatin/Wassermeyer (Hrsg), DBA-MA, Lfg 93, Mai 2004, Art 9 Rz 77. Dies entspricht 
auch der Meinung der österreichischen Finanzverwaltung, welche iZm § 6 Z 6 EStG auf das Fremdvergleichserfordernis der Art 7 und 
Art 9 OECD-MA gleichermaßen hinweist, vgl Rz 2511-2513 EStR 2000.  
1296 Vgl. Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 98 mwH. 
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wird lediglich darauf hingewiesen, dass das aktuelle Schrifttum1297 überwiegend den 
Ansatz der uneingeschränkten Selbstständigkeit („Functionally Seperate Entity 
Approach“1298) vertritt. Dieser Ansatz hat schließlich auch Eingang gefunden in den 
OECD-BS Bericht 2008 (AOA), das OECD-MK idF des Updates 2008 sowie des Updates 
2010 und das OECD-MA idF 2010.1299 Bis vor dem Update 2008 des OECD-MK (welches 
bloß „klarstellende Wirkung“ haben soll) wurden die Interpretationsunklarheiten bezüglich 
des Art 7 OECD-MA hinsichtlich der o.a. Frage durch die unklare Formulierung des 
OECD-MK sogar verschärft.1300  
Im Zusammenhang mit Art 7 OECD-MA ist weiters anzumerken, dass diesem nach hA1301 
keine unmittelbare Wirkung zukommt. Er enthält keinen für den Wegzugsstaat unmittelbar 
relevanten Gesetzesbefehl. Art 7 OECD-MA ist vielmehr als bloße Erlaubnisnorm 
einzustufen und stellt keine Rechtsgrundlage für die Gewinnermittlung bei der 
Betriebsstätte bzw. dem Stammhaus nach dem Fremdvergleichsgrundsatz dar.1302 Die 
Gewinnermittlung richtet sich daher alleine nach den Vorschriften des jeweiligen 
nationalen Steuerrechts1303, welche in weiterer Folge an den abkommensrechtlichen 
Vorgaben des Art 7 Abs 2 OECD-MA gemessen werden und gegebenenfalls 
Einschränkungen erfahren.1304 Das nationale Besteuerungsrecht normiert die Form der 
Gewinnermittlung (in welchem Ausmaß wird zu welchem Zeitpunkt besteuert) während 
Art 7 OECD-MA lediglich die Zurechnung (Verteilung) des bereits ermittelten Gewinns 
regelt. Mit anderen Worten: Das innerstaatliche Steuerrecht gibt vor, welches 
Steuersubstrat überhaupt abkommensrechtlich „zurechnungsfähig“ ist.  
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass es im Rahmen einer grenzüberschreitenden, 
unternehmensinternen Verlagerung von Wirtschaftsgütern, Betrieben oder Teilbetrieben 
nur dann zur Besteuerung von stillen Reserven kommt, wenn der Wegzugsstaat über einen 
Besteuerungsmechanismus (ähnlich dem § 6 Z 6 EStG) verfügt und das ihm nach Art 7 
OECD-MA zustehende Besteuerungsrecht tatsächlich ausübt. Fehlt es hingegen an einem 
innerstaatlichen Realisations- oder Ersatzrealisationstatbestand, kann dieser nicht 
realisierte Gewinn folglich auch nicht zwischen verschiedenen Unternehmensteilen 
„aufgeteilt“ werden. Nach obigen Ausführungen (siehe Kapitel 7.1.5.2.3.3.) kann der 
innerstaatliche Besteuerungstatbestand die Besteuerung bereits im Wegzugsmoment oder 
alternativ auch erst im Zeitpunkt des Außenumsatzes vorsehen. Die inländische 
Besteuerungsnorm muss jedoch die Schrankenwirkung des Art 7 Abs 1 iVm Abs 2 OECD-
                                                 
1297 Vgl. dazu ausführlich Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 98ff. welcher unter Berücksichtigung „systematischer, teleologischer und 
historischer Gesichtspunkte“ zu dem Schluss kommt, dass bereits nach dem Wortlaut von Art 7 OECD-MA vor dem Update 2010 von 
einer uneingeschränkten Selbstständigkeit der Betriebstätte und der uneingeschränkten Anwendung des Fremdvergleichsgrundsatzes bei 
der Gewinnzurechnung zu Betriebstätten ausgegangen werden muss (119). 
1298 Im Gegensatz zum „Relevant-Business-Activity-Approach“. 
1299 Vgl. Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 112, 248ff. 
1300 Vgl. ebd, 112 mwH.  
1301 Vgl. für viele Wassermeyer, in Wassermeyer/Lang/Schuch (Hrsg), Doppelbesteuerung², 2010, Art 7 MA, Rz 185, 247, 315 mwH.; 
Wassermeyer, in Debatin/Wassermeyer (Hrsg), DBA-MA, Lfg 106, Jänner 2009, Art 7 Rz 185;  Jacobs, in Jacobs (Hrsg), Internationale 
Unternehmensbesteuerung, 2007, 617 mwH unter FN 36; BFH 17.7.08 I R 77/06, IStR 2008, 819 mwH.; Debatin, DB 1989, 1694ff.; 
Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 121ff. mwH.    
1302 Lediglich eine Minderheit vertritt im Schrifttum die Auffassung, dass Art 7 Abs 2 OECD-MA unmittelbare Wirkung zukommt und 
daher fehlende innerstaatliche (Ersatz-)Realisierungstatbestände erweitern oder begründen kann, vgl Kluge, StuW 1975, 300ff.; Sieker, 
DB 1996, 113ff. 
1303 In Österreich § 6 Z 6 EStG, zur Relevanz des nationalen Rechts im Bereich der Gewinnermittlung siehe Kapitel 7.1.5.2.3.1. 
1304 Vgl. BFH 17.7.2008, I R 77/06, IStR 22/2008, 819 mwH (wonach iRv Wegzugsvorgängen aus der OECD-Selbstständigkeitsfiktion 
an sich noch kein nationaler Steueranspruch abgeleitet werden kann). Ebenso Wassermeyer, in Wassermeyer/Lang/Schuch (Hrsg), 
Doppelbesteuerung², 2010, Art 7 MA, Rz 186, 315. 
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MA berücksichtigen. Folglich können im Wegzugsfall dem Betriebsstättenstaat keine 
höheren als die Fremdvergleichspreise angelastet (Zuzug in den BS-Staat) oder 
gutgeschrieben (Zuzug aus dem BS-Staat) werden.1305 Der Wegzugsstaat wird in der 
Ausübung seines Besteuerungsrechtes abkommensrechtlich nur insoweit eingeschränkt, als 
er hinsichtlich der Überführung einen „internen Veräußerungspreis“ annimmt und (im 
Wegzugszeitpunkt oder im Rahmen der späteren Realisierung1306) zu besteuern 
beabsichtigt, welcher über dem Fremdvergleichpreis im Transferzeitpunkt1307 liegt. Ist dies 
der Fall, schränkt Art 7 Abs 1 iVm Abs 2 OECD-MA den innerstaatlichen 
Besteuerungsvorgang ein und erlaubt dem Wegzugsstaat maximal die Besteuerung der 
stillen Differenz zwischen Fremdvergleichswert und Buchwert im Zeitpunkt der „internen 
Lieferung“ (Wegzugszeitpunkt).1308 Insofern der Wegzugsstaat das ihm zustehende 
Besteuerungsrecht bewusst nicht in voller Höhe ausübt, da er nach seinem Wegzugsregime 
z.B. generell nur 50 Prozent der stillen Reserven besteuert, so führt Art 7 OECD-MA (da 
Abkommensrecht eben gerade kein innerstaatlich nicht ausgefülltes Besteuerungsrecht 
begründen kann)  nicht dazu, dass der Wegzugsstaat 100 Prozent der vorhandenen stillen 
Reserven versteuern „muss“. Für den Zuzugsstaat hingegen entfaltet Art 7 OECD-MA in 
derartigen Fällen eine Abschirmwirkung (d.h. es hat eine verpflichtende Erfassung des 
Erwerbes zum Fremdvergleichswert zu erfolgen).1309  
7.1.5.2.4 Die Aufwertungsverpflichtung beim Zuzugsstaat 
Da dem Wegzugsstaat gem. Art 7 Abs 1 iVm Abs 2 OECD-MA das Besteuerungsrecht 
hinsichtlich der in den überführten Wirtschaftsgütern im Wegzugszeitpunkt enthaltenen 
stillen Reserven klar zusteht, stellt sich die Frage, ob der Zuzugsstaat korrespondierend 
dazu verpflichtet ist, die importierten Wirtschaftsgüter zuzugsbedingt aufzuwerten um so 
potenzielle Doppelbesteuerungssituationen zu vermeiden. Andernfalls bestünde das dem 
Vorgang inheränte Risiko, dass die im Wegzugsstaat abkommenskonform besteuerten, in 
den wegziehenden Wirtschaftsgütern  befindlichen, stillen Reserven nachträglich (auch) im 
Zuzugsstaat (und somit doppelt) besteuert würden.   
In diesem Zusammenhang ist jedoch ergänzend darauf hinzuweisen, dass sich die Frage 
der Aufwertung lediglich im Rahmen eines Szenarios stellt, in welchem dem Zuzugsstaat 
abkommensrechtlich nicht bereits vor dem Zuzug das Besteuerungsrecht hinsichtlich der 
importierten Wirtschaftsgüter zustand. Dies kann z.B. im Falle eines Stammhausstaates 
zutreffen, wenn dieser mit dem BS-Staat ein Abkommen abgeschlossen hat, welches für 
Unternehmensgewinne die Anrechnungsmethode nach Art 23B OECD-MA vorsieht (oder 
gar kein Abkommen). Ist dies der Fall, würde sich durch den Zuzug aus Sicht des 
Zuzugsstaates – da ihm bereits vor dem Zuzug das volle Besteuerungsrecht an den 
fraglichen Wirtschaftsgütern zustand – keine Änderung hinsichtlich seiner 
Besteuerungsrechte ergeben und eine zuzugsbedingte Aufwertung der importierten 
                                                 
1305 Vgl. Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 123f. mwH. 
1306 Vgl. Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 129f. 
1307 Auch § 6 Z 6 EStG knüpft an den Fremdvergleichswert im Wegzugszeitpunkt an, siehe Rz 2518 EStR 2000. 
1308 Zum Fremdvergleichswert im Zeitpunkt des Wegzugs als Anknüpfungspunkt für Art 7 Abs 2 OECD-MA siehe Kroppen, IWB 
15/2005, Fach 10 International Gr. 2, 1874. 
1309 Siehe dazu Kapitel 7.1.5.2.4. 
  307
Wirtschaftsgüter auf ihren Fremdvergleichswert/Marktwert auf abkommensrechtlicher 
Basis ausbleiben.1310     
Hingegen für jenes Szenario, in welchem der Zuzugsstaat erst aufgrund des Zuzuges ein 
Besteuerungsrecht an den transferierten Wirtschaftsgütern erhält,  wird im Schriftttum1311 
grundsätzlich – auch ohne Existenz einer expliziten abkommensrechtlichen Verpflichtung 
zur Aufwertung – von einer allgemeinen abkommensrechtlichen Verpflichtung zur 
Aufwertung beim Zuzugsstaat ausgegangen. Dieser Sichtweise kann nach der hier 
vertretenen Auffassung unter Berücksichtigung der Systematik und Zielsetzung von 
Art 7 OECD-MA jedenfalls zugestimmt werden.  
Der Zweck von Art 7 Abs 1 iVm Abs 2 OECD-MA als abkommensrechtliche 
Verteilungsnorm besteht darin, Gewinne eines Unternehmens verursachungsgerecht und 
unter Berücksichtigung des Gesichtspunktes des Fremdvergleiches zwischen rechtlich 
unselbstständigen Unternehmensteilen (dem Stammhaus und verschiedenen 
Betriebsstätten) aufzuteilen und Besteuerungsrechte daran zuzuordnen. Im Rahmen der 
Befreiungsmethode (Art 23A OECD-MA) werden die Besteuerungsrechte exklusiv 
zugeordnet, es ist daher denkunmöglich, dass gem. Art 7 Abs 1 OECD-MA sowohl der 
Wegzugsstaat als auch der Zuzugsstaat dieselben Unternehmensgewinne besteuern dürfen.   
Die Abgrenzungswirkung des Art 7 OECD-MA besteht – wie bereits im Vorfeld zu diesem 
Kapitel festgestellt – nicht bloß für „laufende“ Gewinne sondern auch für kumulierte stille 
Reserven, d.h. für noch nicht durch einen Außenumsatz realisierte Gewinne. Gewinne 
werden daher unabhängig von ihrem zeitlichen Anfall bzw. ihrer Realisierung durch Art 7 
OECD-MA abgegrenzt.1312 Ausschlaggebend für die Abgrenzungswirkung von Art 7 
OECD-MA ist alleine der kausale Zusammenhang zwischen dem zu verteilenden 
(realisierten oder gespeicherten) Gewinn und der Geschäftstätigkeit eines bestimmten 
Unternehmensteiles. Es kommt daher ausschließlich darauf an, welcher Unternehmensteil 
durch seine wirtschaftliche Leistung/Tätigkeit zur Entstehung bestimmter stiller Reserven 
oder eines (Außen-)Umsatzes beigetragen hat.1313  
Wird der internationalen Gewinnabgrenzung des Art 7 Abs 1 OECD-MA daher – da sich 
sowohl die laufenden Gewinne als auch die stillen Reserven in den transferierten 
Wirtschaftsgütern aus der betrieblichen Tätigkeit des Unternehmens bzw. eines bestimmten 
Unternehmensteiles entwickeln – eine verursachungsorientierte, zeitliche Komponente 
beigemessen1314, so darf ein Zuzugsstaat zwingend auch nur jene stillen Reserven 
besteuern, die erst im Zeitraum lokaler Ansässigkeit aufgebaut wurden und nicht in einem 
Zeitraum bevor das Unternehmen seine betriebliche Substanz (Betriebsstätte, einzelne 
                                                 
1310 Diesfalls bestünde wohl eine Verpflichtung zur Anrechnung der Wegzugssteuer beim Stammhausstaat (im Zeitpunkt der späteren 
Veräußerung), vgl. Kapitel 7.1.6.5. 
1311 Vgl. Knobbe-Keuk, Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht9, 925; Braun, DB 1982, 2111; Schaumburg, Internationales Steuerrecht², 
277; Dautzenberg, Unternehmensbesteuerung, 186f; Kleineidam, IStR 1993, 399; Förster/Dautzenberg, DB 1993; 648; kritisch 
Wassermeyer in FS Flick, 1064f zitiert nach Staringer, Besteuerung doppelt ansässiger Kapitalgesellschaften, 1999, 183; ebenso Tenore, 
Intertax 2006, 386ff, 387. 
1312 Zum Thema des Fremdverhaltensgrundsatzes in Verbindung mit vorweggenommenen Einnahmen und Aufwendungen von 
Betriebstätten siehe Schuch, Die Zeit im Recht der Doppelbesteuerungsabkommen, Lang (Hrsg), 2002, 176 mit Verweis auf 
Wassermeyer, in Debatin/Wassermeyer (Hrsg), Doppelbesteuerung, MA Art 7 Rz 295ff.; siehe ebenso Wassermeyer, in 
Wassermeyer/Lang/Schuch (Hrsg), Doppelbesteuerung², 2010, Art 7 MA, Rz 305ff. 
1313 Vgl. Schröder/Strunk, in Mössner ua (Hrsg), Steuerrecht international tätiger Unternehmen³, S 290 C 104. 
1314 Zur verursachungsorientierten zeitlichen Abgrenzungswirkung des Art 7 Abs 1 OECD-MA siehe Kapitel 7.1.5.2.3.3. 
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Wirtschaftsgüter) physisch ins Inland verlagert hat.1315 Andernfalls würde der 
Zuzugsstaat betriebliche Gewinne besteuern, welche unter einer 
verursachungsorientierten Perspektive1316 auf die betriebliche Tätigkeit der 
zugezogenen Betriebsstätte (noch) im Wegzugsstaat zurückzuführen sind, womit ein 
klarer Verstoß gegen Art 7 Abs 1 OECD-MA verbunden wäre, da die Besteuerung 
dieses Steuersubstrates abkommensrechtlich ausschließlich dem Wegzugsstaat 
zusteht (selbst wenn dieser dieses Recht eventuell nicht ausübt).1317 Diese 
Abgrenzungswirkung des Art 7 Abs 1 OECD-MA wird auch dadurch nicht beeinträchtigt, 
dass bei späterer Realisierung der stillen Reserven durch eine tatsächliche Veräußerung im 
Zuzugsstaat u.U. nicht Art 7 Abs 1 OECD-MA sondern Art 13 Abs 2 OECD-MA als 
relevante Verteilungsnorm zur Geltung kommt (z.B. bei der Veräußerung von 
Anlagevermögen).1318 
Es kann daher festgehalten werden, dass Art 7 OECD-MA das Besteuerungsrecht 
hinsichtlich der in den zu verbringenden Wirtschaftsgütern, Teilbetrieben, Betrieben 
enthaltenen stillen Reserven dem Grunde nach einseitig dem Wegzugsstaat zuordnet. 
Neben der Zuordnung dem Grunde nach ergibt sich aus dem Wortlaut von Art 7 Abs 2 
OECD-MA [„…, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat dieser 
Betriebsstätte die Gewinne zugerechnet, die sie…“] auch eine betragliche Bindung des 
Zuzugsstaates hinsichtlich der Bewertung der importierten Wirtschaftsgüter – im Einklang 
mit der Bewertung im Wegzugsstaat – mit deren Fremdverkehrswert.1319 Die transferierten 
Wirtschaftsgüter sind abkommensrechtlich daher sowohl im Wegzugs- als auch im 
Zuzugsstaat mit dem Fremdverkehrswert anzusetzen. In diesem Zusammenhang ist darauf 
hinzuweisen, dass diese abkommensrechtliche Vorgabe (aufgrund des Charakters von Art 
7 OECD-MA als bloße „Erlaubnisnorm“) seitens des Wegzugsstaates als Maximalwert und 
seitens des Zuzugsstaates als Minimalwert zu verstehen ist. Das innerstaatliche 
Steuerrecht des Zuzugsstaates ist abkommensrechtlich daher dazu verpflichtet, die 
zugezogenen Wirtschaftsgüter zumindest mit dem Fremdverkehrswert anzusetzen. 
Dieser Ansatz entspricht u.a. auch der Sichtweise der österreichischen 
Finanzverwaltung.1320 
Neben einem Verstoß gegen Art 7 OECD-MA würde der Zuzugsstaat im Falle einer 
unterlassenen Aufwertung auf den Fremdverkehrswert (falls das jeweilige 
Doppelbesteuerungsabkommen ein solches vorsieht) wohl auch gegen das 
Betriebsstättendiskriminierungsverbot gem. Art 24 Abs 3 OECD-MA verstoßen.1321 Das 
Unternehmen wäre im Falle einer bloßen Kostenverrechnung oder Buchwertübernahme 
                                                 
1315 Vgl. Staringer, Besteuerung doppelt ansässiger Kapitalgesellschaften, 1999, 184 unter Hinweis auf Vogel, DBA³, Art 7 Rz 102; 
Kramer, StuW, 1993, 150f; Lechner, Gewinnaufteilung, 63ff.; ebenso Reith, Internationales Steuerrecht, 2004, 455 und 458 unter 
Hinweis auf Kramer, Verbringung von Wirtschaftsgütern zwischen Betriebsstätten im Internationalen Steuerrecht, IStR 2000, 449 und 
Kleineidam, Zur veranlassungsorientierten Steuerentstrickung bei grenzüberschreitenden Vorgängen im Unternehmensbereich, IStR 
2000, 577. 
1316 Vgl. Reith, Internationales Steuerrecht, 2004, 457 mwH. 
1317 Vgl. Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 190 mwH. 
1318 Vgl. Tenore, Timing Issues Related to Changes in Treaty Residence or Source, Intertax 2006, 140; Reith, Internationales Steuerrecht, 
2004, 457; Staringer, Besteuerung doppelt ansässiger Kapitalgesellschaften, 1999, 184. 
1319 Vgl. Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 189. 
1320 Vgl. EAS 2779 vom 18.10.2006 und EAS 2984 vom 23.06.2008; darin geht das ö BMF im Rahmen des Zuzuges eines bisher in 
Deutschland bzw in US ansässigen Gesellschafters einer transparenten ausländischen Personengesellschaft (USA, Kanada) davon aus, 
dass eine Aufwertung des ausl. BS-Vermögens seitens Österreich auf den Marktwert im Zuzugszeitpunkt abkommensrechtlich (nicht auf 
Basis von § 6 Z 6 EStG) geboten ist. Siehe ebenso EAS 3030 vom 21.1.2009 unter Hinweis auf EAS 3010. 
1321 Vgl. Kroppen, Betriebstättengewinnermittlung, IStR 2005, 75; siehe OECD-MK Update 2010, Art 7, Rz 33. 
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mit seiner Betriebsstätte gegenüber einem im Zuzugsstaat lokal ansässigen, rechtlich 
selbstständigen Unternehmen – welches Wirtschaftsgüter von fremden Dritten oder 
konzernintern erwirbt – aufgrund einer geringeren Abschreibungsbasis massiv 
benachteiligt.1322    
Insofern das nationale Besteuerungsrecht des Zuzugsstaates eine Aufwertung auf den 
Fremdvergleichswert im Zuzugszeitpunkt nicht vorsieht1323, müsste daher eine solche – das 
Vorliegen eines musterabkommenskonformen Doppelbesteuerungsabkommen 
vorausgesetzt – trotzdem zwingend eingeräumt werden.1324 Andernfalls würde die 
Nichtaufwertung einen Verstoß gegen abkommensrechtliche Normen (Art 7 bzw. Art 24 
Abs 3 OECD-MA) darstellen, welcher – insofern die Nichtaufwertung nicht als Treaty-
Override1325 qualifiziert werden muss und vom Steuerpflichtigen selbst daher nicht 
angefochten werden kann – auf Basis der im nationalen Recht vorgesehenen Rechtsmittel 
bekämpft werden kann.   
Die Erfassung der überführten Wirtschaftsgüter, Teilbetriebe oder Betriebe durch 
den Zuzugsstaat mit ihren Fremdvergleichswerten (im Zeitpunkt des Zuzuges) ist 
daher – unabhängig davon, wie der Wegzugsstaat sein ihm zustehendes 
Besteuerungsrecht innerstaatlich ausübt – abkommensrechtlich zwingend 
geboten.1326 
7.1.5.2.5 Die Abkommenskonformität von § 6 Z 6 EStG 
7.1.5.2.5.1 Besteuerungsrecht dem Grunde nach 
Die österreichische innerstaatliche Rechtsgrundlage für die Besteuerung von betrieblichen 
Wegzugsvorgängen und die daraus resultierende Abgrenzung des in- und ausländischen 
Besteuerungsrechtes ist in § 6 Z 6 EStG geregelt, wobei diese aus abkommensrechtlicher 
Sicht inhaltlich den im Vorfeld zu diesem Kapitel beschriebenen abkommensrechtlichen 
Vorgaben des Art 7 OECD-MA entsprechen muss. 
Das Besteuerungsregime des § 6 Z 6 EStG erfasst nicht alle denkbaren Formen der 
Betriebsverlagerungen vom In- ins Ausland sondern lediglich jene, welche unter einen der 
taxativ aufgezählten Tatbestände des § 6 Z 6 lit a EStG fallen.1327 All diesen 
Wegzugskonstellationen ist jedoch gemein, dass Wirtschaftsgüter eines im Inland 
gelegenen Betriebes oder einer inländischen Betriebsstätte physisch ins Ausland in einen 
anderen Betrieb oder in eine andere Betriebsstätte überführt werden. Ebenso von § 6 Z 6 lit 
a EStG erfasst sind physische Verlegungen von inländischen Betrieben oder 
Betriebsstätten vom In- ins Ausland.   
                                                 
1322 Vgl. Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 145, 148, 160, 190 mwH. 
1323 Im österreichischen Steuerrecht wird die Aufwertung abkommenskonform durch § 6 Z 6 lit c EStG sichergestellt.  
1324 So zB auch Kroppen, in Becker/Höppner/Grotherr/Kroppen (Hrsg), DBA-Kommentar, Lfg 10 2002, Art 7 Rz 149; Kroppen, 
Betriebstättengewinnermittlung, IStR 3/2005, 75. 
1325 Siehe dazu Kapitel 7.1.5.1.4. 
1326 Vgl. Crezelius, DB 1997, 195; Schmidt; StuW 1993, 300; Wassermeyer in FS Flick, 1063f; Hügel, ZGR 1999, 94; Plansky, 
Gewinnzurechnung, 2010, 189ff. 
1327 Siehe dazu Kapitel 4.2.6. 
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Dies bedeutet, dass § 6 Z 6 EStG lediglich Vorgänge besteuert, im Rahmen derer es zu 
einer grenzüberschreitenden Überführung von betrieblich genutzten Wirtschaftsgütern 
kommt, welche bis zu diesem Zeitpunkt inländischem Betriebsvermögen funktional 
zugerechnet wurden. Wie bereits unter Kapitel 7.1.5.2.3.2. ausgeführt, steht Österreich 
unter diesen Voraussetzungen gem. Art 7 OECD-MA das Besteuerungsrecht an den 
wegzugsbedingt besteuerten stillen Reserven dem Grunde nach zu. § 6 Z 6 EStG kann 
daher diesbezüglich als abkommenskonforme Regelung eingestuft werden. 
7.1.5.2.5.2 Besteuerungsrecht der Höhe nach 
Nach § 6 Z 6 lit a EStG sind Wirtschaftsgüter im Rahmen eines Wegzugs mit dem Wert 
anzusetzen, der im Falle einer Lieferung an einen vom Unternehmen völlig unabhängigen 
Betrieb, d.h. an einen fremden Dritten, angesetzt worden wäre. § 6 Z 6 lit a EStG fingiert 
somit eine Fremdlieferung bzw. einen Fremdumsatz und besteuert auf diese Weise die – im 
Zeitpunkt des Wegzugs – in den überführten Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen 
Reserven als Differenz zwischen ihrem Fremdvergleichswert und ihrem steuerlichen 
Buchwert. Der Fremdvergleichswert iSd § 6 Z 6 lit a EStG wird dabei nach denselben 
Regeln ermittelt wie für Leistungsbeziehungen unter Art 7 bzw. Art 9 OECD-MA 
vorgesehen.1328 Insofern der Wegzug in einen anderen Mitgliedsstaat der Europäischen 
Union erfolgt, kann die im Wegzugszeitpunkt festgesetzte Ertragsteuer (je nach 
Konstellation des Falles) auf Antrag bis zur tatsächlichen Realisierung der stillen Reserven 
aufgeschoben werden. Wertminderungen in den transferierten Wirtschaftsgütern, Betrieben 
oder Betriebsstätten im Zeitraum zwischen Wegzug und Realisierung können – insofern 
sie nicht bereits im Zuzugsstaat berücksichtigt wurden – betraglich beschränkt in Abzug 
gebracht werden.1329  
Im Falle eines Zuzuges (von Wirtschaftsgütern, Betrieben, Betriebsstätten) normiert § 6 Z 
6 lit c EStG hingegen eine allgemeine Aufwertungsverpflichtung auf den 
Fremdvergleichswert im Zeitpunkt des Zuzuges, womit die Besteuerung stiller Reserven 
vorgebeugt werden soll, welche nicht im Rahmen der inländischen betrieblichen Tätigkeit 
aufgebaut wurden. Insofern jedoch im Rahmen des Wegzuges die Wegzugssteuer 
antragsgemäß gestundet wurde (Wegzug in den EU/EWR-Raum), werden die 
Wirtschaftsgüter im Zuge einer späteren Rückholung mit ihrem fortgeschriebenen 
Buchwert vor dem Wegzug angesetzt. Weist der Steuerpflichtige nach, dass 
Wertsteigerungen im Zuzugsstaat stattgefunden haben, sind diese im Rahmen einer der 
Rückholung nachgelagerten Realisierung (Veräußerung, Entnahme) von der 
steuerpflichtigen Bemessungsgrundlage abzuziehen. 
Wie bereits unter Kapitel 7.1.5.2.3.4. festgehalten, ist Österreich als Wegzugsstaat auf 
Basis von Art 7 Abs 1 iVm Abs 2 OECD-MA dazu ermächtigt (nicht verpflichtet), die in 
den Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen Reserven wegzugsveranlasst zu besteuern, wobei 
die Höhe der dabei angenommen stillen Reserven die Differenz zwischen Buchwert und 
Fremdvergleichswert nicht überschreiten darf. Da diese Voraussetzung unter § 6 Z 6 EStG 
                                                 
1328 Folglich sind hierfür die OECD-Verrechnungspreisgrundsätze für multinationale Unternehmungen und Steuerverwaltungen (OECD-
Transferpreisrichtlinien) von Bedeutung; vgl Rz 2513 EStR 2000 und OECD-MK Update 2010, Art 7, Rz 22. Für Details siehe Kapitel 
4.2.5. 
1329 Für Details siehe Kapitel 4.2.9.3. 
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eingehalten wird, kann die Besteuerung unter dem österreichischen 
Wegzugsbesteuerungsregime der Höhe nach als abkommenskonform eingestuft 
werden. Auch der grundlegende Ansatz, nach welchem zugezogene Wirtschaftsgüter 
mit ihren Fremdvergleichswerten angesetzt werden müssen, entspricht der 
Systematik des Art 7 Abs 2 OECD-MA und ist daher als abkommenskonform 
einzustufen. 
7.1.5.3 Beispiele zur abkommenskonformen Besteuerung eines Wegzugs  
7.1.5.3.1 Beispiel 1a - mit Wegzugsbesteuerung/ohne Stundung 
Sachverhalt: Ein international tätiges Unternehmen mit seinem Stammhaus (inkl. Betrieb) 
im Staat A verfügt über eine Betriebsstätte im Staat B. Der Stammhausbetrieb setzt sich 
aus mehreren Teilbetrieben zusammen, wobei einer dieser Teilbetriebe dauerhaft in die 
ausländische Betriebsstätte im Staat B verlagert werden soll. Der Teilbetrieb weist zum 
Verlagerungszeitpunkt einen Buchwert in Höhe von 100 und einen Fremdvergleichswert in 
Höhe von 150 (inkl. anteiliger Firmenwert) auf. Im Stammhausstaat A werden 
grenzüberschreitende Verlagerungen von Wirtschaftsgütern/Betrieben/Teilbetrieben einem 
Wegzugsbesteuerungsregime (ähnlich dem § 6 Z 6 EStG) unterworfen. Folglich werden 
die stillen Reserven im zu verbringenden Teilbetrieb in Höhe von 50 im Wegzugszeitpunkt 
versteuert. Zwischen dem Staat A und dem Staat B ist ein OECD-MA-konformes 
Doppelbesteuerungsabkommen (mit Freistellungsmethode für Betriebsstättengewinne) 
abgeschlossen worden.  
Stammhaus (StH): Aufgrund der Verbringung des Teilbetriebes kommt es im Staat A zur 
Aufdeckung und Versteuerung der stillen Reserven in Höhe von 50. Steuerbilanzmäßig 
wird der Teilbetrieb aus dem Stammhausrechnungskreis in den Rechnungskreis der 
Betriebsstätte übertragen. Das StH bucht daher einen Buchwertabgang (BW-
Abgang/Wirtschaftsgüter 100) und eine „unternehmensinterne Veräußerung“ zum 
Fremdvergleichswert (Verrechnungskto BS1330/Erlös 150). Im Rechnungskreis des StH 
verbleibt daher ein steuerpflichtiger Gewinn in Höhe von 50. Die Steuerschuld auf den 
Gewinn in Höhe von 12,5 (25 Prozent x 50) wird im Staat A sofort eingehoben. 
Betriebsstätte (BS): Die BS bucht in ihrem Rechnungskreis einen Erwerb des Teilbetriebes 
mit Anschaffungskosten in Höhe des Fremdvergleichswertes (Wirtschaftsgüter/ 
Verrechnungskto StH 150). Der Fremdvergleichswert wird im Sinne fiktiver 
Anschaffungskosten als Basis für zukünftige Abschreibungen des Teilbetriebes im Staat B 
herangezogen. 
Im Rahmen der oben beschriebenen buchmäßig-steuerlichen Erfassung wird ein interner 
Veräußerungsvorgang iSd Art 7 Abs 1 iVm Abs 2 OECD-MA dargestellt. Im Staat A 
werden im Wegzugszeitpunkt stille Reserven in Höhe von 50 versteuert, während im Staat 
B der Teilbetrieb zu dessen Fremdvergleichswert erworben wird. Die Ergebnisauswirkung 
                                                 
1330 Das „Verrechnungskonto“ des StH gegenüber der BS ist bloß eine interne, buchungstechnische Position und keine Forderung bzw 
Verbindlichkeit welche einer Bewertung bzw Verwertung zugänglich wäre. In einer unternehmensweiten Gesamtschau müssen sich die 
internen Verrechnungskonten auf Null saldieren; vgl Lechner, Gewinnaufteilung, 1982, 80ff.; Zorn, in Hofstätter/Reichel (Hrsg), EStG § 
6 Rz 20 zu VwGH 29.11.1994, 89/14/0230. Ebenso Wieser M., Die Bedeutung des Tatbestandsmerkmales „Betriebsbezogenheit“ für die 
Ermittlung und Abgrenzung der betrieblichen Einkünfte im Ertragssteuerrecht, FJ 1998, 275, FN 33. 
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im Staat A (+50) wird zeitverzögert über die Abschreibung des Teilbetriebs wieder 
neutralisiert (-50).      
7.1.5.3.2 Beispiel 1b – Nachträgliche Wertminderungen/Veräußerung 
Nachgelagert zu obigem Wegzug kommt es über zwei Jahre hinweg zu einer 
außerordentlichen Wertminderung beim transferierten Teilbetrieb in Höhe von -60 (im Jahr 
1 und 2 je -30). Zu Mitte des Jahres 3 wird der Teilbetrieb um 80 veräußert. Die 
Wertminderung ist ausschließlich auf die Geschäftstätigkeit des Teilbetriebes im Staat B 
zurückzuführen bzw. dadurch verursacht (z.B. durch mangelhafte Investitions- oder 
Personalpolitik bzw. daraus folgend ein Quantitäts- bzw. Qualitätsabfall in der Produktion, 
unzureichende Vertriebsmaßnahmen). 
Stammhaus (StH): Da die Wertminderung nicht (mehr) der Geschäftstätigkeit des 
Teilbetriebes im Staat A zuzurechnen ist sondern ausschließlich jener im Staat B, wird 
dieser gem. Art 7 Abs 1 iVm Abs 2 OECD-MA lediglich im Staat B erfasst. Im Jahr 1 bis 
3 werden im Staat A folglich keine Vorgänge erfasst.  
Betriebsstätte (BS): Die BS bucht in ihrem Rechnungskreis die Wertminderungen als 
Abschreibungen im Jahr 1 und 2 (Abschreibung/Wirtschaftsgüter 30) und die Veräußerung 
im Jahr 3 (Forderung/Veräußerungserlös 80 sowie BW-Abgang/Wirtschaftsgüter 90). 
Sowohl die Abschreibungen als auch der Verlust aus der Veräußerung in Höhe von -10 
werden abkommenskonform ausschließlich auf Ebene der Betriebsstätte in Staat B erfasst. 
Insofern dem Wegzug zeitlich nachgelagerte Wertreduktionen – unter dem Gesichtspunkt 
des Verursachungsprinzips – jedoch (noch) auf die Geschäftstätigkeit des Teilbetriebs im 
Staat A zurückführbar sind1331, müssen diese gem. Art 7 Abs 1 OECD-MA zwingend der 
Besteuerungssphäre des Staates A zugerechnet werden. Es muss folglich nach der hier 
vertretenen Ansicht – auch wenn das inländische Wegzugsbesteuerungsregime dies nicht 
vorsieht – zu einer steuerlichen Erfassung nachträglcher Aufwendungen kommen.  
7.1.5.3.3 Beispiel 2a - keine Wegzugsbesteuerung 
Sachverhalt: Wie unter Beispiel 1, allerdings sieht das inländische Besteuerungsregime des 
Staates A keinen wegzugsbedingten Ersatzrealisierungstatbestand (Wegzugsbesteuerung) 
vor. Der Stammhausstaat übt das ihm abkommensrechtlich (Art 7 Abs 1 iVm Abs 2 
OECD-MA) zustehende Besteuerungsrecht daher noch nicht im Wegzugszeitpunkt aus 
sondern erst im Zeitpunkt der tatsächlichen Veräußerung (Außenumsatz) durch die 
Betriebsstätte im Staat B. 
Stammhaus (StH): Aufgrund der Verbringung des Teilbetriebes kommt es im Staat A zur 
keiner Aufdeckung und Versteuerung der stillen Reserven in Höhe von 50. 
Steuerbilanzmäßig wird dennoch der Teilbetrieb aus dem Stammhausrechnungskreis in 
den Betriebsstättenrechnungskreis übertragen. Das StH bucht daher einen Buchwertabgang 
(BW-Abgang/Wirtschaftsgüter 100) und hält die transferierten stillen Reserven 
                                                 
1331 Dies können zB Schadenersatzverpflichtungen sein, welche aus der Tätigkeit des Teilbetriebes (noch) im Staat A herrühren. 
  313
außerbücherlich oder über einen Passivposten evident (Verrechnungskto BS/Erlös 100 und 
Verrechnungskto BS/Passivposten 50). Die Ergebnisauswirkung der Überführung des 
Teilbetriebes auf Ebene des StH ist daher 0 (BW-Abgang -100, Erlös 100).  
Betriebsstätte (BS): Die BS bucht in ihrem Rechnungskreis einen Erwerb des Teilbetriebes 
– unabhängig von der unterbliebenen Wegzugsbesteuerung – mit Anschaffungskosten in 
Höhe des Fremdvergleichswertes ein (Wirtschaftsgüter/ Verrechnungskto StH 150).1332 
Der Fremdvergleichswert wird im Sinne fiktiver Anschaffungskosten aufgrund Art 7 Abs 1 
iVm 2 OECD-MA zwingend und unabhängig von der Existenz einer innerstaatlichen 
„Aufwertungsnorm“ als Basis für zukünftige Abschreibungen des Teilbetriebes im Staat B 
herangezogen.1333   
Das Gesamtunternehmen weist nach der internen Überführung den Teilbetrieb (nach 
Aufrechnung der internen  Verrechnungskonten und unter Berücksichtigung etwaiger 
Passivposten) weiterhin mit einem Buchwert in Höhe von 100 aus.  
7.1.5.3.4 Beispiel 2b – Veräußerung Teilbetrieb nach Wegzug (Gewinn) 
Nachgelagert zu obigem Wegzug wird der Teilbetrieb vom Staat B aus geführt. Im Jahr 3 
nach dem Wegzug wird der Teilbetrieb an ein externes Unternehmen um 160 verkauft. Der 
Buchwert im Veräußerungszeitpunkt beträgt 120 (nach planmäßigen Abschreibungen in 
den Jahren 1 und 2 im Ausmaß von je 15). Die Wertänderungen des Teilbetriebes sind 
ausschließlich der Geschäftstätigkeit zuzurechnen, welche der Teilbetrieb nach dem 
Wegzug im Staat B ausgeübt hat. 
Stammhaus (StH): Das Besteuerungsrecht für die im Zeitpunkt des Wegzuges bestehenden 
stillen Reserven kommt – da diese auf Tätigkeiten des Teilbetriebes im Staat A 
zurückgeführt werden – gem. Art 7 Abs 1 iVm Abs 2 OECD-MA ausschließlich Staat A 
zu. Folglich erfasst Staat A den Außenumsatz, dies jedoch nur in Höhe des ihm 
abkommensrechtlich zustehenden Besteuerungsrechtes von 50. Buchungstechnisch erfolgt 
dies über Auflösung des im Wegzugszeitpunkt eingestellten Passivpostens 
(Passivposten/Erlös 50).  
Betriebsstätte (BS): Die BS bucht in ihrem Rechnungskreis die Wertminderungen als 
Abschreibungen im Jahr 1 und 2 (Abschreibung/Wirtschaftsgüter 15) und die Veräußerung 
im Jahr 3 (Forderung/Veräußerungserlös 160 sowie BW-Abgang/Wirtschaftsgüter 120). 
Der Anstieg des Fremdvergleichswertes des Teilbetriebs zwischen Überführung und 
Veräußerung im Ausmaß von +40 (nach Berücksichtigung der Abschreibung) ist 
ausschließlich auf die Tätigkeit des Teilbetriebs im Staat B im Jahr 3 zurückzuführen, 
daher wird diesem das Besteuerungsrecht daran gem. Art 7 Abs 1 iVm Abs 2 OECD-MA 
eingeräumt. 
                                                 
1332 Alternativ kann der Teilbetrieb zu seinem Buchwert (100) im Rechnungskreis der BS eingebucht und die stillen Reserven (50) in 
einen „aktiven Ausgleichsposten“ eingestellt werden, siehe dazu Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 145 mwH. 
1333 Siehe die Anmerkungen zur zwingenden Aufwertung beim übernehmenden Staat im Kapitel 7.1.5.2.4. 
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Der Vollständigkeit halber ist darauf hinzuweisen, dass Staat A theoretisch bereits im 
Wegzugszeitpunkt abkommensrechtlich dazu ermächtigt gewesen wäre, die stillen 
Reserven in Höhe von 50 zu besteuern (siehe Beispiel 1). 
7.1.5.3.5 Beispiel 2c – Veräußerung Teilbetrieb nach Wegzug (Verlust) 
Nachgelagert zu obigem Wegzug wird der Teilbetrieb vom Staat B aus geführt. Im Jahr 3 
nach dem Wegzug wird der Teilbetrieb an ein externes Unternehmen um 100 verkauft. Der 
Buchwert im Veräußerungszeitpunkt beträgt 120 (nach planmäßigen Abschreibungen in 
den Jahren 1 und 2 im Ausmaß von je 15). Die Wertänderungen des Teilbetriebes sind 
ausschließlich der Geschäftstätigkeit zuzurechnen, welche der Teilbetrieb nach dem 
Wegzug im Staat B ausgeübt hat. 
Stammhaus (StH): Da Art 7 Abs 2 OECD-MA im Zeitpunkt der Überführung des 
Teilbetriebs eine „unternehmensinterne Veräußerung“ unterstellt, ändert der Umstand der 
verlustträchtigen Veräußerung im Jahr 3 nichts an der Erfassung eines Gewinns im Staat A 
im Ausmaß von 50 (siehe Ausführungen dazu oben). Die Gewinnzurechnung nach Art 7 
OECD-MA sieht eine zwingende Zuteilung des Gewinnes nach Maßstab des 
Fremdvergleichswertes im Wegzugszeitpunkt vor, wobei diese auch dazu führen kann, 
dass einem Unternehmensteil Gewinne zugerechnet werden, obwohl das 
Gesamtunternehmen sogar einen Verlust erleidet. Eine (auch nur teilweise) 
Berücksichtigung des Verlustes aus der Veräußerung des Teilbetriebes im Jahr 3 im Staat 
A würde in abkommenswidriger Weise dazu führen, dass Verluste aus der 
Geschäftstätigkeit des Teilbetriebs im Staat B dem Staat A zugerechnet werden.1334    
Betriebsstätte (BS): Die BS bucht in ihrem Rechnungskreis die Wertminderungen als 
Abschreibungen im Jahr 1 und 2 (Abschreibung/Wirtschaftsgüter 15) und die Veräußerung 
im Jahr 3 (Forderung/Veräußerungserlös 100 sowie BW-Abgang/Wirtschaftsgüter 120). 
Der Abfall des Fremdvergleichswertes des Teilbetriebs zwischen Überführung und 
Veräußerung im Ausmaß von -20 (nach Berücksichtigung der Abschreibung) ist 
ausschließlich auf die Tätigkeit des Teilbetriebs im Staat B im Jahr 3 zurückzuführen. Der 
Verlust in Höhe von -20 (Veräußerungserlös 100 - BW Abgang 120) ist daher gem. Art 7 
Abs 1 iVm Abs 2 OECD-MA ausschließlich in der Besteuerungssphäre des Staates B zu 
erfassen. 
In einer Gesamtbetrachtung erzielt das Unternehmen ein Ergebnis von 0 (Gewinn StH 50 – 
Abschreibung BS 30 – Veräußerungsverlust BS 20) womit – der Buchwert bei 
Überführung stimmt mit dem späteren Veräußerungserlös überein – ein schlüssiges 
Ergebnis erzielt wird. 
7.1.5.3.6 Beispiel 3 - Wegzug mit Wegzugsbesteuerung/mit Stundung 
Sachverhalt: Ein international tätiges Unternehmen mit seinem Stammhaus inkl. Betrieb 
im Staat A (Steuersatz 25 Prozent) verfügt über eine Betriebsstätte im Staat B. Der 
Stammhausbetrieb setzt sich aus mehreren Teilbetrieben zusammen, wobei einer dieser 
                                                 
1334 Siehe kritische Hinweise dazu bei Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 147, FN 590. 
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Teilbetriebe dauerhaft in die ausländische Betriebsstätte im Staat B verlagert werden soll. 
Der Teilbetrieb weist zum Verlagerungszeitpunkt einen Buchwert in Höhe von 100, einen 
Fremdvergleichswert in Höhe von 150 und folglich stille Reserven in Höhe von 50 (davon 
10 im abnutzbaren AV und 40 im originären Firmenwert, beide mit einer 
Restnutzungsdauer von 10 Jahren) auf. Im Stammhausstaat A werden 
grenzüberschreitende Verlagerungen von Wirtschaftsgütern/Betrieben/Teilbetrieben einem 
Wegzugsbesteuerungsregime (ähnlich dem § 6 Z 6 EStG) unterworfen. Folglich werden 
die stillen Reserven im zu verbringenden Teilbetrieb in Höhe von 50 im Wegzugszeitpunkt 
versteuert, wobei – im Falle des Wegzuges in den Staat B – die Einhebung der Steuerlast 
seitens des Wegzugsstaates auf Antrag bis zur tatsächlichen Realisierung der stillen 
Reserven im Zuzugsstaat gestundet wird. „Mehrabschreibungen“ im Zuzugsstaat bedingt 
durch eine zuzugsbedingte Aufwertung auf den Fremdvergleichswert werden im 
Wegzugsstaat durch eine korrespondierende, sukzessive Aufhebung der Steuerstundung 
ausgeglichen.1335 Zwischen dem Staat A und dem Staat B ist ein OECD-MA-konformes 
Doppelbesteuerungsabkommen (mit Freistellungsmethode für Betriebsstättengewinne) 
abgeschlossen worden.  
Stammhaus (StH): Aufgrund der Verbringung des Teilbetriebes kommt es im Staat A zur 
Aufdeckung und Versteuerung der stillen Reserven in Höhe von 50. Steuerbilanzmäßig 
wird der Teilbetrieb aus dem Stammhausrechnungskreis in den Rechnungskreis der 
Betriebsstätte übertragen. Das StH bucht daher einen Buchwertabgang (BW-
Abgang/Wirtschaftsgüter 100) und eine „unternehmensinterne Veräußerung“ zum 
Fremdvergleichswert (Verrechnungskto BS/Erlös 150). Im Rechnungskreis des StH 
verbleibt daher ein steuerpflichtiger Gewinn in Höhe von 50. Die Steuerschuld auf den 
Gewinn in Höhe von 12,5 (Steuersatz 25 Prozent x 50) wird im Staat A nicht sofort 
eingehoben sondern bis zur Realisierung der stillen Reserven im Staat B gestundet. Die 
Stundung wird – korrespondierend zur wegzugsbedingten Mehrabschreibung im 
Zuzugsstaat (siehe unten) – jährlich in Höhe von 5 aufgehoben. 
Betriebsstätte (BS): Die BS bucht in ihrem Rechnungskreis einen Erwerb des Teilbetriebes 
mit Anschaffungskosten in Höhe des Fremdvergleichswertes (Wirtschaftsgüter/ 
Verrechnungskto StH 150). Der Fremdvergleichswert wird im Sinne fiktiver 
Anschaffungskosten als Basis für zukünftige Abschreibungen des Teilbetriebes im Staat B 
herangezogen. Aufgrund der Aufwertung auf den Fremdvergleichswert im BS-Staat 
kommt es im Laufe der dem Zuzug folgenden 10 Jahre zu „Mehrabschreibungen“ in Höhe 
von jährlich 5 (davon 4 auf den aktivierten Firmenwert und 1 auf das sonstige AV).  
Im Rahmen der oben beschriebenen buchmäßig-steuerlichen Erfassung wird im 
Wegzugsmoment ein interner Veräußerungsvorgang iSd Art 7 Abs 1 iVm Abs 2 OECD-
MA dargestellt. Im Staat A werden im Wegzugszeitpunkt stille Reserven in Höhe von 50 
aufgedeckt, während im Staat B der Teilbetrieb zu dessen Fremdvergleichswert erworben 
wird. Die Besteuerung der stillen Reserven im Staat A erfolgt zeitlich gleichgeschaltet mit 
der Nutzung bzw. Abschreibung des Teilbetriebs im Zuzugsstaat (d.h. über die 
Restnutzungsdauer von 10 Jahren verteilt). 
                                                 
1335 Siehe Kapitel  8.3.2.1. 
  316
Anmerkung: Eine sofortige Besteuerung der stillen Reserven seitens des Wegzugsstaates 
wäre abkommensrechtlich (im Lichte des Art 7 Abs 1 iVm Abs 2 OECD-MA) zwar 
unproblematisch bzw. zulässig, allerdings im Lichte der Niederlassungsfreiheit 
unionsrechtlich jedenfalls unzulässig. Dies deshalb, weil sich die Mehrabschreibung bloß 
über die Restnutzungsdauer verteilt im Zuzugsstaat steuermindernd auswirkt.      
7.1.6 Art 7 OECD-MA idF 2010 – Änderungen/Auswirkungen auf den Wegzug? 
Mit 22. Juli 2010 wurde der neue Art 7 OECD-MA mit dazugehörigem OECD-MK von 
der OECD veröffentlicht. Dadurch ergegeben sich für künftig auf Basis des OECD-MA 
abgeschlossene Doppelbesteuerungsabkommen wichtige Änderungen, wobei die Revision 
im Bereich der internationalen Betriebsstättenbesteuerung v.a. vor dem Hintergrund von 
Bedeutung ist, als dadurch der FSE-Approach1336 des OECD-BS Berichtes 2008 (AOA) in 
den Wortlaut des neuen Art 7 OECD-MA integriert wird.1337 Darüber hinaus wurde der 
OECD-MK zu Art 7 OECD-MA neu überarbeitet um dem FSE-Approach entsprechend 
Rechnung zu tragen.1338 Im Folgenden soll untersucht werden, welche Änderungen im 
Bereich Art 7 OECD-MA bzw. des OECD-MK im Jahr 2010 im Vergleich zum Update 
2008 erfolgt sind und ob diese zu einem veränderten Verständnis der Besteuerung von 
betrieblichen Wegzugsvorgängen geführt haben oder nicht.     
7.1.6.1 Art 7 Abs 1 OECD-MA idF 2010 
Der bis zum Update 2010 gültige Art 7 Abs 1 OECD-MA lautete in seiner englisch-
sprachigen Originalfassung1339 wie folgt: 
„The profits of an enterprise of a Contracting State shall be taxable only in 
that State unless the enterprise carries on business in the other Contracting 
State through a permanent establishment situated therein. If the enterprise 
carries on business as aforesaid, the profits of the enterprise may be taxed in 
the other State but only so much of them as is attributable to that permanent 
establishment.” 
Der neue Art 7 Abs 1 OECD-MA lautet in seiner englisch-sprachigen Originalfassung wie 
folgt [Hervorhebungen durch den Autor]: 
„Profits of an enterprise of a Contracting State shall be taxable only in that 
State unless the enterprise carries on business in the other Contracting State 
through a permanent establishment situated therein. If the enterprise carries 
on business as aforesaid, the profits that are attributable to the permanent 
establishment in accordance with the provisions of paragraph 2 may be taxed 
in that other State” 
                                                 
1336 Functional Seperate Entity, siehe Ausführungen unter Kapitel 7.1.5.2.3.4. 
1337 Vgl. OECD-MK Update 2010, Art 7, Rz 8f., Rz 19.  
1338 Vgl. Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 248ff. 
1339 Da die offizielle Neufassung von Art 7 OECD-MA derzeit lediglich in englisch-sprachiger Originalfassung verfügbar ist, wird – 
zwecks möglichst transparenter Gegenüberstellung des Wortlauts – auch die Altversion idF Update 2008 in englischer Sprache 
angeführt. 
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Die wesentliche Änderung im Vergleich zur bisherigen Version von Art 7 Abs 1 OECD-
MA idF Update 2008 stellt die direkte Bezugnahme auf Abs 2 dar. Aus Sicht des 
Schrifttums wird dadurch klar gestellt, dass die Ermittlung der Höhe der 
Ergebniszurechnung alleine nach Abs 2 OECD-MA zu erfolgen hat und einem 
Unternehmensteil (Stammhaus, Betriebsstätte) ein Ergebnis (Gewinn oder Verlust) 
unabhängig davon zugerechnet werden kann, welches Ergebnis das Gesamtunternehmen 
erzielt. So kann z.B. einer Betriebsstätte ein Gewinn unabhängig davon zugerechnet 
werden, ob das Gesamtunternehmen im betreffenden Zeitraum einen Verlust erzielt.1340 
Abs 1 OECD-MA schafft daher die Voraussetzung für die Gewinnzurechnung und 
Besteuerung dem Grunde nach und definiert nicht die Höhe der Gewinnzurechnung. 
Darüber hinaus ergibt sich aus der Neufassung des OECD-MK – in Übereinstimmung mit 
der bisherigen Lehre – eine eindeutige Absage an das „Prinzip der Attraktivkraft“.1341 
7.1.6.2 Art 7 Abs 2 OECD-MA idF 2010 
Der bis zum Update 2010 gültige Art 7 Abs 2 OECD-MA lautete in seiner englisch-
sprachigen Originalfassung wie folgt: 
„Subject to the provisions of paragraph 3, where an enterprise of a 
Contracting state carries on business in the other Contracting State through a 
permanent establishment situated therein, there shall in each Contracting State 
be attributed to that permanent establishment the profits which it might be 
expected to make if it were a distinct and separate enterprise engaged in the 
same or similar activities under the same or similar conditions and dealings 
wholly independently with the enterprise of which it is a permanent 
establishment.” 
Der neue Art 7 Abs 2 OECD-MA lautet in seiner englisch-sprachigen Originalfassung wie 
folgt [Hervorhebungen durch den Autor]: 
„For the purpose of this Article and Article [23A] [23B], the profits that are 
attributable in each Contracting State to the permanent establishment referred 
to in paragraph 1 are the profits it might be expected to make, in particular in 
its dealings with other parts of the enterprise, if it were a separate and 
independent enterprise engaged in the same or similar activities under the 
same or similar conditions, taking into account the functions performed, 
assets used and risks assumed by the enterprise through the permanent 
establishment and through the other parts of the enterprise.” 
Lt. Schrifttum1342 enthält Art 7 Abs 2 OECD-MA fünf bedeutende Änderungen im 
Vergleich zu dessen Vorversion (Update 2008): 
? Aufgrund des neuen Einleitungssatzes (Verweis auf Methodenartikel und beide 
Vertragsstaaten) wird der Anwendungsbereich der Norm klarer abgegrenzt als 
                                                 
1340 Vgl. OECD-MK Update 2010, Art 7, Rz 17. 
1341 Vgl. OECD-MK Update 2010, Art 7, Rz 12; Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 252f. 
1342 Vgl. ebd, 254ff. 
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bisher. Aus Art 7 Abs 2 OECD-MA geht nun eindeutig hervor, dass dessen 
Abgrenzungswirkung nicht bloß den Betriebsstätten- sondern auch den 
Stammhausstaat verpflichtet. Darüber hinaus wird festgehalten, dass Abs 2 sich 
lediglich auf Art 7 und Art 23A bzw. 23 B auswirkt und keine Ausstrahlungswirkung 
auf andere Verteilungsnormen hat (d.h. z.B. eine fiktive Ergebniszurechnungen auf 
Basis von Art 7 Abs 2 OECD-MA berechtigt nicht zum Quellensteuerabzug auf 
Zins- oder Lizenzerträge). 1343 In diesem Zusammenhang wird im überarbeiteten 
OECD-MK idF des Update 2010 explizit darauf hingewiesen, dass Staaten im 
Rahmen von unternehmensinternen Überführungen (Wegzugsvorgängen) – welche 
aufgrund Art 7 Abs 2 OECD-MA Außenumsätzen gleichgesetzt werden – durch Art 
13 OECD-MA nicht daran gehindert sind, die in den überführten Wirtschaftsgütern 
enthaltenen stille Reserven zu besteuern (siehe dazu weiter unten).1344 
 
? Weiters wird durch die Formulierung der Norm („referred to in paragraph 1“) 
klargestellt, dass Abs 2 OECD-MA (Ermittlung Höhe) in direktem Zusammenhang 
mit Abs 1 OECD-MA (Besteuerungsrecht dem Grunde nach) steht. Diese Ergänzung 
wird lediglich als Klarstellung verstanden. 
 
? Durch die Formulierung „separate and independet“ (bisher „distinct and separate“) 
sollte dem Grundgedanken der uneingeschränkten Selbständigkeit von rechtlich 
unselbständigen Unternehmensteilen stärker als bisher Rechnung getragen 
werden.1345 Lt. Schrifttum1346 ist dieser Neuformulierung aber kein inhaltlich 
maßgeblicher Effekt beizumessen. 
 
? Die vierte maßgebliche Änderung des Abs 2 betrifft den Satzteil  „in particular in its 
dealings with other parts of the enterprise“. Damit wird – was für den Gegenstand 
der vorliegenden Arbeit von besonderer Bedeutung ist – klarstellend und stärker als 
in der Vorversion der Norm zum Ausdruck gebracht, dass Art 7 Abs 2 OECD-MA 
eben auch interne Leistungsbeziehungen zwischen rechtlich unselbstständigen 
Unternehmensteilen eines Gesamtunternehmens erfasst.1347 
 
? Die fünfte Änderung des Abs 2 betrifft den Satzteil „taking into account the 
functions performed, assets used and risks assumed by the enterprise through the 
permanent establishment“. Mit dieser Ergänzung wird auf die bestimmenden 
Faktoren der „ersten Prüfstufe“ des AOA (Funktionsanalyse, Zurechnung von 
Wirtschaftsgütern, Risiken und Dotationskapital) Bezug genommen.1348 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Änderungen des Art 7 Abs 2 
OECD-MA und die diesbezüglichen Änderungen im OECD-MK allesamt Anpassungen 
darstellen, die sicherstellen sollen, dass die Ausführungen des AOA bei der Beurteilung 
von internationalen Betriebsstättensachverhalten möglichst unmittelbar unterstützend 
herangezogen werden können (weshalb den Ausführungen des OECD-BS Berichtes 2008 
                                                 
1343 Vgl. OECD-MK Update 2010, Art 7, Rz 18 und 27-29. 
1344 Vgl. OECD-MK Update 2010, Art 7, Rz 28, letzter Satz. 
1345 Vgl. OECD-MK Update 2010, Art 7, Rz 16. 
1346 Vgl. Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 255. 
1347 Vgl. OECD-MK Update 2010, Art 7, Rz 15, Rz 20, Rz 22. 
1348 Zur ersten Stufe siehe OECD-MK Update 2010, Art 7, Rz 21. 
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besonders starkes Gewicht bei der Interpretation von Art 7 OECD-MA idF 2010 
zukommen wird).   
7.1.6.3 Streichung Art 7 Abs 3-6 OECD-MA 
Die bis zum Update 2010 gültigen Abs 3-6 des Art 7 OECD-MA lauteten in ihrer englisch-
sprachigen Originalfassung wie folgt: 
“(3) In determining the profits of a permanent establishment, there shall be 
allowed as deductions expenses which are incurred for the purposes of the 
permanent establishment, including executive and general administrative 
expenses so incurred, whether in the State in which the permanent 
establishment is situated or elsewhere. 
(4) Insofar as it has been customary in a Contracting State to determine the 
profits to be attributed to a permanent establishment on the basis of an 
apportionment of the total profits of the enterprise to its various parts, nothing 
in paragraph 2 shall preclude that Contracting State from determining the 
profits to be taxed by such an apportionment as may be customary; the method 
of apportionment adopted shall, however, be such that the result shall be in 
accordance with the principles contained in this Article. 
(5) No profits shall be attributed to a permanent establishment by reason of the 
mere purchase by that permanent establishment of goods or merchandise for 
the enterprise. 
(6) For the purpose of the preceding paragraphs, the profits to be attributed to 
the permanent establishment shall be determined by the same method year by 
year unless there is good and sufficient reason to the contrary.” 
Da Art 7 Abs 3 OECD-MA in vielen Fällen zu international uneinheitlichen 
Interpretationen geführt hat, wurde dieser Absatz – welcher im Wesentlichen bloß den 
steuerlichen Abzug von Aufwendungen, die für die Betriebsstätte angefallen waren 
unabhängig von deren räumlichen Anfall sicherstellen sollte – aus Art 7 OECD-MA 
gestrichen.1349 Art 7 Abs 4 OECD-MA wurde ebenfalls gestrichen, wobei diese Streichung 
der „indirekten Methode“ v.a. damit argumentiert wurde, dass es schwierig war zu 
gewährleisten, dass dessen Ergebnis im Einklang mit dem Fremdverhaltensgrundsatz 
stand.1350 Da Art 7 Abs 6 OECD-MA inhaltlich auf Art 4 Bezug nahm (Wechsel zwischen 
direkter und indirekter Methode), war auch dieser Absatz zu streichen.1351 Art 7 Abs 5 
OECD-MA wurde – so wie Art 4 OECD-MA – gestrichen, da dessen Konformität mit dem 
Fremdverhaltensgrundsatz fraglich war. Einer den Einkauf ausübenden Gesellschaft würde 
                                                 
1349 Vgl. OECD-MK Update 2010, Art 7, Rz 38. 
1350 Vgl. OECD-MK Update 2010, Art 7, Rz 41. 
1351 Vgl. OECD-MK Update 2010, Art 7, Rz 42. 
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unter Fremdüblichkeitsgesichtspunkten jedenfalls ein Gewinn zugerechnet, daher solle 
eine Betriebsstätte in diesem Zusammenhang nicht anders behandelt werden.1352   
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die o.a. Streichung der Absätze 3-6 des 
Art 7 OECD-MA keine unmittelbare Relevanz für die abkommensrechtliche Einstufung 
von grenzüberschreitenden Überführungen von Betriebsvermögen zwischen verschiedenen 
Unternehmensteilen hat.  
7.1.6.4 Art 7 Abs 3 OECD-MA idF 2010 
Der neue Art 7 Abs 3 OECD-MA lautet in seiner englisch-sprachigen Originalfassung wie 
folgt: 
„Where in accordance with paragraph 2, a Contracting State adjusts the 
profits that are attributable to a permanent establishment of an enterprise of 
one of the Contracting States and taxes accordingly profits of the enterprise 
that have been charged to tax in the other State, the other State shall, to the 
extent necessary to eliminate double taxation of these profits, make an 
appropriate adjustment to the amount of the tax charged on those profits. In 
determing such adjustment, the competent authorities of the Contracting States 
shall if necessary consult each other.” 
Der Hintergrund des neuen Art 7 Abs 3 OECD-MA besteht darin, dass im Rahmen der 
Festlegung von fremdüblichen Verrechnungspreisen in der Regel nicht bloß ein einziger 
fremdüblicher Preis ermittelt werden kann, sondern eine Vielzahl davon bzw. eine 
Bandbreite, innerhalb welcher sich der fremdübliche Verrechnungspreis für eine bestimmte 
unternehmensinterne Leistung bewegt. Werden einseitige Gewinnanpassungen 
vorgenommen droht Doppelbesteuerung, welche durch Art 7 Abs 3 OECD-MA vermieden 
werden soll, wobei hierfür an den Mechanismus von Art 9 Abs 2 OECD-MA1353 zur 
Gewinnanpassung im Bereich verbundener Unternehmen angeknüpft wird.1354 Demnach 
wird ein Vertragsstaat (egal ob Stammhaus- oder Betriebsstättenstaat) bei bestimmten, 
primären Gewinnanpassungen durch einen anderen Vertragsstaat dazu verpflichtet, 
seinerseits eine entsprechende Gegenberichtigung vorzunehmen. Diese Verpflichtung 
besteht allerdings bloß insoweit die Primäranpassung – dem Grund als auch der Höhe nach 
– dem Fremdvergleichsgrundsatz iSd Art 7 OECD-MA 2010 entspricht und die 
Gegenberichtigung erforderlich ist um unmittelbare Doppelbesteuerung zu verhindern. 
Nach Art 7 Abs 2 OECD-MA ist jeweils der Staat zu einer Primärberichtigung berechtigt, 
welcher einen Verrechnungspreis als außerhalb der „Fremdüblichkeitsbandbreite“ liegend 
einstuft.1355 Beabsichtigen beide Staaten eine Primärberichtigung nach Art 7 Abs 2 OECD-
MA durchzuführen, kann die dadurch drohende Doppelbesteuerung bloß über Art 25 
OECD-MA (Verständigungsverfahren, Schiedsverfahren) vermieden werden. Insofern 
lediglich ein Staat eine Primärberichtigung iSd Art 7 Abs 2 OECD-MA beabsichtigt, muss 
der zweite Staat zwingend eine korrespondierende Gegenberichtigung nach Art 7 Abs 3 
                                                 
1352 Vgl. OECD-MK Update 2010, Art 7, Rz 42; siehe ebenso Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 260ff mwH. 
1353 Vgl. OECD-MK Update 2010, Art 7 Rz 58. 
1354 Vgl. OECD-MK Update 2010, Art 7 Rz 44ff. 
1355 Vgl. OECD-MK Update 2010, Art 7 Rz 53. 
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OECD-MA durchführen, vorausgesetzt die Berichtigung bewegt sich – so wie der 
tatsächlich verrechnete Preis – aus Sicht des zweiten Staates innerhalb seiner eigenen 
Fremdüblichkeitsbandbreite. Ist dies nicht der Fall, wird eine Lösung des 
Besteuerungskonfliktes über Durchführung eines Verständigungsverfahrens oder eines 
Schiedsverfahrens angestrebt.1356 
7.1.6.5 Änderungen im OECD-MK zu Art 7 OECD-MA 
Die umfangreichen Änderungen im Wortlaut des Art 7 OECD-MA im Rahmen des 
Updates 2010 resultierten auch in einer Revision des OECD-MK wobei im Folgenden auf 
bestimmte Änderungen des OECD-MK im Bereich der betrieblichen Wegzugsbesteuerung 
im Vergleich zum Update 2008 hingewiesen werden soll. 
Im OECD-MK Update 2008 wurde einzig unter Art 7 Abs 21 und Abs 22 explizit auf die 
Frage der Besteuerung von unternehmensinternen Wirtschaftsgutüberführungen 
eingegangen. Die beiden Absätze lauteten in ihrer englischen Originalfassung wie folgt 
[Hervorhebungen durch den Autor]: 
„21. There may be a realisation of a taxable profit when an asset, whether or 
not trading stock, forming part of the business property of a permanent 
establishment situated within a State’s territory is transferred to a permanent 
establishment or the head office of the same enterprise situated in another 
State. Article 7 allows the former State to tax profits deemed to arise in 
connection with such a transfer. Such profits may be determined as indicated 
below. In cases where such transfer takes place, whether or not it is a 
permanent one, the question arises as to when taxable profits are realised. In 
practice, where such property has a substantial market value and is likely to 
appear on the balance sheet of the importing permanent establishment or other 
part of the enterprise after the taxation year during that in which the transfer 
occurred, the realisation of the taxable profits will not, so far as the enterprise 
as a whole is concerned, necessarily take place in the taxation year of the 
transfer under consideration. However, the mere fact that the property leaves 
the purview of a tax juristiction may trigger the taxation of the acccrued 
gains attributable to that property as the concept of realisation depends on 
each country’s domestic law.  
22. Where the countries in which the permanent establishments operate levy 
tax on the profits accruing from an internal transfer as soon as it is made, even 
when these profits are not actually realised until a subsequent commercial 
year, there will be inevitably a time lag between the moment when tax is paid 
abroad and the moment it can be taken into account in the country where the 
enterprise’s head office is located. A serious problem is inherent in the time 
lag, especially when a permanent establishment transfers fixed assets or – in 
the event that it is wound up – its entire operating equipment stock, to some 
other part of the enterprise  of which it forms part. In such cases, it is up to the 
                                                 
1356 Vgl. OECD-MK Update 2010, Art 7 Rz 56; ebenso Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 262ff mwH. 
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head office country to seek, on a case by case basis, a bilateral solution with 
the outward country where there is serious risk of overtaxation.”   
Diese beiden Absätze wurden aus dem OECD-MK im Rahmen des Update 2010 
gestrichen.1357 In diesem Zusammenhang erscheint insbesondere fraglich, warum Abs 22 
zu Art 7 OECD-MA idF Update 2008 ersatzlos aus dem Kommentar gestrichen wurde. 
Abs 21 zu Art 7 OECD-MA idF Update 2008 erscheint nach der hier vertretenen Ansicht 
nach Überarbeitung des Wortlautes von Art 7 Abs 2 OECD-MA und Vornahme weiterer 
Ergänzungen im OECD-MK überflüssig zu sein (siehe Anmerkungen unten). Abs 22 zu 
Art 7 OECD-MA idF Update 2008 hingegen erläuterte ein in Wegzugsfällen signifikantes 
Timing-Problem. Kommt es im Zusammenhang mit Anrechnungsbetriebsstätten1358 in 
Wegzugsfällen zu einer abkommenskonformen Sofortbesteuerung durch den BS-
Wegzugsstaat und erst zeitverzögert zu einer Realisierung der stillen Reserven im 
Zuzugsstaat, so kann dieser „Time-Lag“ – wie unter Abs 22 OECD-MK idF Update 2008 
angedeutet – eventuell zu einer Nichtberücksichtigung bzw. Nicht-Anrechnung der 
Wegzugssteuer im Stammhausstaat führen.1359 Dieses Problem sollte vom Stammhausstaat 
in der Form gelöst werden, als er entweder die Vortragung der anrechenbaren 
ausländischen Wegzugssteuer in zukünftige Perioden nach innerstaatlichem Recht 
ermöglicht1360 oder zumindest ein Verständigungsverfahren mit dem Wegzugsstaat 
durchführt.1361 Das OECD-MK sah bis dato jedenfalls die Verantwortung zur Vermeidung 
einer Doppelbesteuerung, welche im Wegzugsfall aus derartigen Time Lags resultiert, 
primär beim Stammhausstaat.1362 Warum der entsprechende Hinweis unter Abs 22 
ersatzlos aus dem OECD-MK idF Update 2010 gestrichen wurde ist mE unklar. Die 
Erklärung hierfür könnte u.U. darin zu finden sein, dass Timing Mismatches im Rahmen 
der Anrechnung ausländischer Quellensteuern prinzipiell1363 keinen Grund für die 
Verneinung der Anrechnung der Wegzugssteuer seitens des Stammhausstaates darstellen, 
was durch die Streichung von Abs 22 zu Art 7 OECD-MK –  welcher eine gegenteilige 
Sichtweise impliziert –  stärker hervorgehoben werden sollte. Eine explizite 
Ausformulierung einer entsprechenden Anrechungsverpflichtung für den Stammhausstaat 
im OECD-MK (nicht bloß unter Art 23 sondern eben auch unter Art 7) hätte nach der hier 
vertretenen Sichtweise jedenfalls einen höheren Grad an Transparenz gewährleistet.    
Eine weitere Änderung betrifft Abs 28 zu Art 7 OECD-MK. Dort wurde folgender Absatz 
neu eingefügt, welcher explizit auf betriebliche Wegzugsvorgänge Bezug nimmt 
[Hervorhebungen durch den Autor]: 
                                                 
1357 Siehe Anmerkung bei Kahle/Franke, IStR 12/2009, 408, FN 25. 
1358 Die vom Betriebstättenstaat eingehobene Steuer wird auf Ebene des Stammhauses vom Ansässigkeitsstaat (=Ansässigkeitsstaat des 
Unternehmens) nicht freigestellt [Art 23A OECD-MA] sondern bloß angerechnet [Art 23B OECD-MA].   
1359 Zur deutschen Wegzugsbesteuerung und die aus Zeitbezugsgründen resultierenden Probleme bei der nachträglichen Anrechnung 
ausländischer Steuern siehe Birkenfeld/Fuest/Kaminski/Kempermann/Kessler/Offerhaus/Widmann/Wassermeyer, Die Systematik der 
sog. Entstrickungsbesteuerung, DB, 2010, 1779.   
1360 Zur Frage, ob ein Anrechnungsvortrag ausländischer Steuer in Österreich abkommensrechtlich bzw innerstaatlich geboten ist, siehe 
Krickl/Jerabek/Rittsteuer, BMF kippt Anrechnungsvortrag für ausländische Quellensteuern, SWI 2010, 160f mwH.; Kühbacher, ÖStZ 
2010, 511ff. Ablehnend Laudacher, in Anrechnung von Quellensteuern aus Vorjahren auf die Körperschaftsteuer, ecolex 2011, 362f 
unter Verweis auf UFS 18.2.2011, RV/0686-L/10. 
1361 Vgl. Wassermeyer, in Wassermeyer/Lang/Schuch (Hrsg), Doppelbesteuerung², 2010, Art 23 MA, 1770; ebenso OECD-MK Update 
Juli 2008, Art 23B, Abs 32.8. 
1362 Vgl. OECD-MK Update Juli 2008, Art 23B, Abs 32.8.; siehe Tenore, The Transfer of Assets from a Permanent Establishment to its 
General Enterprise in the Light of European Tax Law, Intertax, 2006, 386ff, 387; Tenore, Timing Issues Related to Changes in Treaty 
Residence or Source, Intertax, 2006, 137. 
1363 Vorausgesetzt das jeweilige Doppelbesteuerungsabkommen regelt nichts abweichendes (zB die Relevanz inländischer 
Anrechnungsregelungen und Anrechnungsfristen). 
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“[…] Also where a transfer of assets between a permanent establishment and 
the rest of the enterprise is treated as a dealing for the purpose of paragraph 
2 of Article 7, Article 13 does not prevent States from taxing profits or gains 
from such a dealing as long as such taxation is in accordance with Article 7 
(see paragraphs 4, 8 and 10 of the Commentary on Article 13).” 
Unabhängig vom neuen Wortlaut des Art 7 Abs 2 OECD-MA idF Update 2010, aus 
welchem bereits (mE klarer als bisher) hervorgeht, dass Leistungsbeziehungen 
zwischen verschiedenen Teilen eines Gesamtunternehmens jenen zwischen 
unabhängigen Unternehmen steuerlich gleichgesetzt werden müssen, bestätigt daher 
auch das OECD-MK idF des Updates 2010 im Wesentlichen dass: 
- Wirtschaftsgutüberführungen zwischen verschiedenen Betriebsstätten bzw. 
Stammhaus und Betriebsstätten gem. Art 7 Abs 2 OECD-MA jenen zwischen 
selbstständigen Unternehmen gleichgesetzt werden müssen, d.h. 
abkommensrechtlich ein Außenumsatz zu fremdüblichen Konditionen fingiert werden 
muss und  
 - das Besteuerungsrecht der Wegzugsstaaten durch Art 13 OECD-MA nicht 
eingeschränkt ist. Es muss jedoch unter Berücksichtigung der Bestimmungen des Art 
7 OECD-MA ausgeübt werden. 
Diese Sichtweise wird u.a. durch zwei Beispiele bestätigt, welche (erstmalig) im OECD-
MK idF das Update 2010 angeführt sind.1364 Diese nehmen Bezug auf die neue 
Regelungssystematik nach Art 7 Abs 3 OECD-MA und lauten wie folgt (deutsche, 
sinngemäße Eigenübersetzung):1365 
Beispiel 1 (Rz 47): Eine Produktionsbetriebsstätte im Staat R des im selben Staat 
ansässigen Unternehmens überführt Wirtschaftsgüter zum Weiterverkauf 
(Umlaufvermögen) an eine weitere Betriebsstätte des Unternehmens im Staat S. Art 7 Abs 
2 OECD-MK sieht in diesem Fall vor, dass ein Außenumsatz mit einem fremden Dritten 
fingiert wird, was die Ermittlung eines fremdüblichen Verkausfspreises erforderlich macht. 
Aus der internen Dokumentation des Unternehmens, welche mit den Ergebnissen der 
Funktions- und Risikoanalyse übereinstimmt und welche als Basis für die Berechnung des 
steuerlichen Ergebnisses des Unternehmens in beiden Staaten herangezogen wurde, geht 
hervor, dass die Überführung als fiktive Veräußerung („nature of a sale“) qualifiziert 
werden muss und der hierfür als fremdüblich anzunehmende Preis 100 beträgt.  
Die Staaten R und S stimmen mit dem Unternehmen darin überein, dass die Einstufung als 
Verkauf und der hierfür angenommene Preis den Vorgaben des OECD-BS Berichts (AOA) 
und den OECD-Transferpreisrichtlinien entsprechen. Daher kommt es zu keiner 
Anpassung des fiktiv angenommenen Verkaufspreises. Solange über diesen Punkt 
Übereinkunft besteht, darf keine der beiden Staaten den als fremdüblich eingestuften 
Ansatz des Unternehmens durch andere, eigene Konditionen (eigene Preisvorstellungen) 
                                                 
1364 Vgl. OECD-MK Update 2010, Art 7, Rz 47 und 55. 
1365 Vgl. Ausführungen bei Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 263ff. 
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ersetzen.1366 Der Umstand, dass in beiden Staaten der gleiche, fremdübliche Preis für die 
interne Überführung akzeptiert und angesetzt sowie für Zwecke des Abkommens 
herangezogen wird, gewährleistet die Vermeidung von jeglicher Doppelbesteuerung über 
Anwendung von Art 23A oder 23B.  
Beispiel 2 (Rz 55/56): Eine Produktionsbetriebsstätte im Staat R des im selben Staat 
ansässigen Unternehmens überführt Wirtschaftsgüter zum Weiterverkauf 
(Umlaufvermögen) an eine weitere Betriebsstätte des Unternehmens im Staat S. Art 7 Abs 
2 OECD-MK sieht in diesem Fall vor, dass ein Außenumsatz mit einem fremden Dritten 
fingiert wird, was die Ermittlung eines fremdüblichen Verkausfspreises erforderlich macht. 
Aus der internen Dokumentation des Unternehmens, welche mit den Ergebnissen der 
Funktions- und Risikoanalyse übereinstimmt und welche als Basis für die Berechnung des 
steuerlichen Ergebnisses des Unternehmens in beiden Staaten herangezogen wurde, geht 
hervor, dass die Überführung als fiktive Veräußerung („nature of a sale“) qualifiziert 
werden muss und der hierfür als fremdüblich anzunehmende Preis 90 beträgt.  
Staat S stimmt mit dem Unternehmen darin überein, dass die Einstufung als Verkauf und 
der hierfür angenommene Preis den Vorgaben des OECD-BS Berichts (AOA) und den 
OECD-Transferpreisrichtlinien entsprechen. Abweichend davon stuft Staat R hingegen – 
nach den Bestimmungen seines nationalen Rechtes und unter Berücksichtigung von Art 7 
Abs 2 OECD-MA – den Wert von 90 als unter dem Fremdvergleichwert liegend ein und 
nimmt einen höheren Preis im Ausmaß von 110 als fremdüblich an. Daher kommt es zu 
einer Anpassung des fiktiv angenommenen Verkaufspreises und folglich zu einer 
Erhöhung der Steuerlast im Staat R (korrespondierend dazu wird der gem. Art 23A 
freizustellende Gewinnbetrag bzw. gem. Art 23B anzurechnende Steuerbetrag vom Staat R 
angepasst). Die Folge von dieser abweichenden Preisfestsetzung ist, dass ein Betrag in 
Höhe von 20 potenziell einer Doppelbesteuerung unterliegt. Art 7 Abs 3 OECD-MA 
verpflichtet Staat S – insoweit zur Vermeidung von Doppelbesteuerung tatsächlich 
notwendig und insoweit die Position von Staat R den Bestimmungen von Art 7 Abs 2 
OECD-MA entspricht1367 – bei seiner lokalen Betriebsstätte eine korrespondierende 
Gewinn- und Steuerkorrektur vorzunehmen. Insofern die Vorstellung von Staat R 
hinsichtlich des Fremdvergleichswertes von jener von Staat S abweicht und Staat S daher 
seinerseits keinen Anpassungsbedarf iSd Art 7 Abs 3 OECD-MK erkennt, muss die 
Lösung des Sachverhalts über Durchführung eines Verständigungsverfahrens iSd Art 25 
Abs 1 OECD-MA bzw. eines Schiedsverfahrens iSd Art 25 Abs 5 OECD-MA erreicht 
werden. Im Rahmen dieser Verfahren können sich die Staaten R und S auf einen 
fremdüblichen, fiktiven Verkaufspreis einigen.   
7.1.6.6 Auswirkungen OECD-MA Update 2010 
Die neu ins OECD-MK aufgenommenen Ausführungen und Beispiele bestätigen, – neben 
der Erläuterung der Systematik der neuen Gewinnanpassung iSd Art 7 Abs 3 OECD-MA – 
dass sich die Position der OECD zum Thema der Besteuerung von unternehmensinternen 
Überführungen von Wirtschaftsgütern durch das Update 2010 im Vergleich zum Update 
                                                 
1366 Auch wenn sich diese abweichenden Preise innerhalb der als fremdüblich definierten „Preisrange“ bewegen. 
1367 Der vom Unternehmen abweichende Preisansatz wie von Staat R vertreten muss folglich auch nach den Vorstellungen von Staat S 
dem Fremdüblichkeitsgrundsatz entsprechen (d.h. sich noch in dessen „Fremdüblichkeitsbandbreite“ bewegen). 
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2008 grundsätzlich inhaltlich nicht geändert hat. Dem Wegzugsstaat wird weiterhin das 
Besteuerungsrecht an den stillen Reserven in den zu überführenden Wirtschaftsgütern 
abkommensrechtlich zugestanden, wobei Art 7 Abs 2 OECD-MA nun explizit auch auf 
„interne Leistungsbeziehungen“ zwischen den unselbständigen Unternehmensteilen Bezug 
nimmt und zur betraglichen Gewinnabgrenzung die Fiktion einer fremdüblichen, internen 
Leistungsabgeltung fordert. Durch den direkten Verweis in Art 7 Abs 2 OECD-MA auf Art 
23A und Art 23B wird darüber hinaus deutlich gemacht, dass die Gewinnabgrenzung nach 
Maßgabe von Art 7 Abs 2 OECD-MA nicht bloß den Wegzugsstaat sondern auch den 
Zuzugsstaat verpflichtet. Es wird folglich die symmetrische Anwendung des Art 7 Abs 2 
OECD-MA (im Stammhaus- bzw. Betriebsstättenstaat) vorgeschrieben.1368 Insofern daher 
der Zuzugsstaat innerstaatlich keine zuzugsbedingte Aufwertung der überführten 
Wirtschaftsgüter auf deren Fremdvergleichswert vorsieht, ist eine solche 
abkommensrechtlich dennoch verpflichtend vorzunehmen. Andernfalls würde der 
Zuzugsstaat gegen die Bestimmung des Art 7 Abs 1 iVm Abs 2 OECD-MA verstoßen. 
Diese Rechtsposition ist nach der hier vertretenen Ansicht bereits dem OECD-MA idF vor 
dem Update 2010 zu entnehmen1369, wobei der neue Wortlaut des Art 7 Abs 2 OECD-MA 
(„Symmetriewirkung“) noch klarer in diese Richtung weist. Ein klarer Hinweis auf die 
Anrechnungsverpflichtung des Stammhausstaates hinsichtlich einer - der tatsächlichen 
Realisierung von stillen Reserven zeitlich vorgelagert - angefallenen Wegzugssteuer im 
OECD-MK Update 2010 wäre mE begrüßenswert gewesen (Anrechnung trotz „Timing 
Mismatch“).   
Die Streichung der Absätze 3-6 des Art 7 OECD-MA hat auf die abkommensrechtliche 
Einstufung von betrieblichen Wegzugsvorgängen mE keine Auswirkung. 
7.1.7 Wegzug in die Slowakei /nach Rumänien 
Wurden im Vorfeld zu diesem Kapitel die abkommensrechtlichen Rahmenbedingungen 
eines Wegzugs und insbesondere die Wirkung des Art 7 Abs 1 und Abs 2 OECD-MA idF 
2008 und 2010 kommentiert, stellt sich im Zusammenhang mit dem 
Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit die Frage, ob diese Ausführungen auch für die 
Überführung eines österreichsichen (Teil-)Betriebes in die Slowakei bzw. nach Rumänien 
von Bedeutung sind. Dieser Punkt soll in weiterer Folge untersucht werden.  
7.1.7.1 Wegzug in die Slowakei  
Wie bereits im Vorfeld zu diesem Kapitel erläutert, gelangt im Rahmen einer 
Betriebsverlagerung von Österreich in die Slowakei das Doppelbesteuerungsabkommen 
Österreich-CSSR aus dem Jahr 1979 (BGBl 1979/34) zur Anwendung.1370 Da unter Art 2 
dieses Abkommens auch die „Steuer vom Vermögenszuwachs“ angeführt ist, fällt die 
Wegzugssteuer iSd § 6 Z 6 EStG jedenfalls unter den sachlichen Anwendungsbereich des 
Doppelbesteuerungsabkommens.1371  
                                                 
1368 Vgl. Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 270f. 
1369 Siehe Kapitel 7.1.5.2.4. 
1370 Gemäß dem Abkommen zwischen Österreich und der Slowakei aus 1994 (BGBl 1994/1046). 
1371 Siehe Kapitel 7.1.3. 
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Im Rahmen der Outbound-Verlagerung eines österreichischen (Teil-)Betriebes einer in 
Österreich oder der Slowakei ansässigen natürlichen oder juristischen Person in die 
Slowakei ist darüber hinaus auch davon auszugehen, dass der Vorgang in den persönlichen 
Anwendungsbereich des Doppelbesteuerungsabkommens fällt. Im Rahmen der Outbound-
Verlagerung eines österreichischen (Teil-)Betriebes einer im Ausland (nicht der Slowakei) 
ansässigen natürlichen Person in die Slowakei fällt der Vorgang hingegen nicht unter das 
Doppelbesteuerungsabkommen Österreich-CSSR. In diesem Fall ist Österreich in seiner 
Besteuerungsfähigkeit vielmehr durch das mit dem Ansässigkeitsstaat des 
Betriebseigentümers abgeschlossene Doppelbesteuerungsabkommen gebunden.1372 Im 
Rahmen der vorliegenden Untersuchung wird jedoch davon ausgegangen, dass die 
Verlegung des österreichischen Betriebes durch eine österreichische juristische Person 
erfolgt.1373 Folglich fällt die Verlegung des Betriebes auch in den persönlichen 
Anwendungsbereich des DBA Österreich-CSSR. 
In weiterer Folge ist zu untersuchen, ob Art 7 Abs 1 und Abs 2 des DBA Österreich-CSSR 
dem des OECD-MA entspricht und daher die in den vorgelagerten Kapiteln gemachten 
Ausführungen auch auf den Wegzug in die Slowakei übertragbar sind. Art 7 Abs 1 und 
Abs 2 des Abkommens lauten: 
„(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaates dürfen nur in diesem Staat 
besteuert werden, es sei denn, das Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen 
Vertragstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte aus. Übt das Unternehmen seine 
Tätigkeit auf diese Weise aus, so dürfen die Gewinne des Unternehmens im anderen 
Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebstätte zugerechnet 
werden können. 
(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Tätigkeit im anderen 
Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte aus, so werden vorbehaltlich 
des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat dieser Betriebstätte die Gewinne zugerechnet, 
die sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit unter 
gleichen oder ähnlichen Bedingungen als selbstständiges Unternehmen ausgeübt 
hätte und im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie ist, völlig 
unabhängig gewesen wäre.“   
Der Wortlaut des o.a. Abkommens macht deutlich, dass das 
Doppelbesteuerungsabkommen Österreich-CSSR hinsichtlich Art 7 Abs 1 und Abs 2 
vollinhaltlich dem OECD-MA idF 2008 entspricht. Darüber hinaus enthält das 
Doppelbesteuerungsabkommen Österreich-CSSR keine Sonderbestimmungen zum 
betrieblichen Wegzug. Demnach sind die diesem Kapitel vorgelagerten Ausführungen (z.B. 
zur Berechtigung Österreichs den Wegzug auf Basis von § 6 Z 6 EStG zu besteuern oder 
die Verpflichtung der Slowakei eine Aufwertung vorzunehmen) vollinhaltlich auf das dieser 
Untersuchung zu Grunde liegende Wegzugsszenario übertragbar.  
                                                 
1372 Siehe Kapitel 7.1.5.2.2.2. 
1373 Siehe Kapitel 2.2. 
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7.1.7.2 Wegzug nach Rumänien 
Im Rahmen einer Betriebsverlagerung von Österreich nach Rumänien kommt das 
Doppelbesteuerungsabkommen Österreich-Rumänien aus dem Jahr 2006 (BGBl 2006/29) 
zur Anwendung. Da unter Art 2 dieses Abkommens auch die „Steuer vom 
Vermögenszuwachs“ angeführt ist, fällt die Wegzugssteuer iSd § 6 Z 6 EStG jedenfalls 
unter den sachlichen Anwendungsbereich des Doppelbesteuerungsabkommens.1374  
Im Rahmen der Outbound-Verlagerung eines österreichischen (Teil-)Betriebes einer in 
Österreich oder in Rumänien ansässigen natürlichen oder juristischen Person nach 
Rumänien ist darüber hinaus auch davon auszugehen, dass der Vorgang in den 
persönlichen Anwendungsbereich des Doppelbesteuerungsabkommens fällt.1375 
Bei Analyse des Wortlautes des Abkommens ist darüber hinaus festzustellen, dass das 
Doppelbesteuerungsabkommen Österreich-Rumänien hinsichtlich Art 7 Abs 1 und Abs 2 
vollinhaltlich dem OECD-MA idF 2008 entspricht (selber Wortlaut wie DBA Österreich-
CSSR, siehe oben). Weiters enthält es keine Sonderbestimmungen zum betrieblichen 
Wegzug. Demnach sind die diesem Kapitel vorgelagerten Ausführungen (z.B. zur 
Berechtigung Österreichs den Wegzug auf Basis von § 6 Z 6 EStG zu besteuern oder die 
Verpflichtung Rumäniens eine Aufwertung vorzunehmen) vollinhaltlich auf das dieser 
Untersuchung zu Grunde liegende Wegzugsszenario übertragbar.   
7.1.8 Der betriebliche Wegzug im Abkommensrecht – Zusammenfassung 
Der betriebliche Wegzug im Abkommensrecht weist bei genauerer Betrachtung eine 
Vielzahl an offenen Fragen, Rechtsunsicherheiten und Meinungsdivergenzen auf. Dieser 
Umstand überrascht aufgrund der Tatsache, dass die grenzüberschreitende, 
unternehmensinterne Überführung von Wirtschaftsgütern, Teilbetrieben oder Betrieben 
eine in der Praxis gängige Transaktion darstellt. Unabhängig von der Vielzahl an 
denkbaren Überführungsszenarien, können aus dem Abkommensrecht (OECD-MA und 
OECD-MK idF des Update 2008) folgende Grundsätze für den betrieblichen Wegzug 
abgeleitet werden: 
• Die im Rahmen von Wegzugsvorgängen auf stille Reserven in betrieblichen 
Wirtschaftsgütern erhobene Steuer stellt eine solche iSd Art 2 des OECD-MA für 
Steuern vom Einkommen und Vermögen dar.1376 
 
• Das OECD-MA für Steuern vom Einkommen und Vermögen entfaltet seine 
Schutzwirkung für Wegzugsvorgänge nur insofern, als diese nicht als 
„missbräuchliche“ Wegzugsvorgänge eingestuft werden. Da es im Rahmen von 
betrieblichen Wegzugsvorgängen (im Unterschied zu privaten Wegzugsvorgängen) 
jedoch per se zu keiner abkommensrechtlichen Entstrickung von den in den 
überführten Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen Reserven kommen kann (siehe 
                                                 
1374 Siehe Kapitel 7.1.3. 
1375 Siehe Kapitel 7.1.5.2.2.2. 
1376 Siehe Kapitel 7.1.3. 
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weiter unten), ist bei diesen in der Regel von keiner Missbrauchsabsicht 
auszugehen.1377 
 
• Die für betriebliche Wegzugsvorgänge relevante abkommensrechtliche 
Verteilungsnorm ist Art 7 OECD-MA. Art 13 Abs 2 OECD-MA ist aufgrund einer 
fehlenden Übertragung der Wirtschaftsgüter zwischen unterschiedlichen 
Rechtspersonen und der daher fehlenden Qualifikation des Vorganges als 
abkommensrechtliche „Veräußerung“ nach der hier vertretenen Sichtweise nicht 
anwendbar (ähnlich Art 13 Abs 5 OECD-MA im Zusammenhang mit privaten 
Wegzugsvorgängen).1378  
 
• Insofern betriebliche Wegzugsvorgänge abkommensrechtlich doch als „fiktive 
Veräußerungsvorgänge“ verstanden werden, ist ein betrieblicher Wegzugsvorgang 
lediglich hinsichtlich der Besteuerung von in Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens enthaltenen stillen Reserven unter Art 13 Abs 2 OECD-MA zu 
subsumieren (und hier nur insoweit als diese nicht aus unterlassenen Zuschreibungen 
resultieren). Da sowohl Art 7 OECD-MA als auch Art 13 Abs 2 OECD-MA eine 
Besteuerung nach dem sog. „Betriebsstättenprinzip“ vorsehen, sind mit diesem 
Zugang – insofern dadurch abkommensrechtlich keine andere Methode zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung zur Anwendung gelangt (Methodenartikel) – 
keine abweichenden Steuerfolgen verbunden.1379 
 
• Der Wegzugsstaat ist gem. Art 7 OECD-MA abkommensrechtlich dazu berechtigt 
(nicht verpflichtet), die in seinem Territorium aufgebauten betrieblichen stillen 
Reserven zu besteuern („Betriebsstättenprinzip“). Als im Wegzugsstaat aufgebaute 
stille Reserven werden jene verstanden, welche kausal durch Geschäftstätigkeiten 
bzw. betriebliche Aktivitäten verursacht wurden, welche von im Wegzugsstaat 
liegende betriebliche Einheiten (Stammhaus, Betriebsstätte) des Unternehmens 
ausgeübt wurden.1380 
 
• Das Besteuerungsrecht iSd Art 7 Abs 1 iVm Abs 2 OECD-MA bezüglich der in den 
überführten betrieblichen Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen Reserven steht dem 
Wegzugsstaat unabhängig davon zu, ob er dieses bereits im Wegzugsmoment (in 
Form einer Wegzugssteuer) oder erst im Zeitpunkt der tatsächlichen Realisierung 
durch einen Außenumsatz ausübt. Folglich wird dem Wegzugsstaat das 
Besteuerungsrecht hinsichtlich der in den überführten Wirtschaftsgütern enthaltenen 
stillen Reserven aufgrund des Wegzuges abkommensrechtlich nicht entzogen.1381 
• Die maximale Höhe des Besteuerungsrechtes des Wegzugsstaates richtet sich 
abkommensrechtlich nach Art 7 Abs 2 OECD-MA, wobei im Rahmen dieser 
Regelung eine Veräußerung zwischen unabhängigen Unternehmensteilen zu 
Fremdvergleichswerten (d.h. inklusive einer Gewinnkomponente) fingiert wird 
(„uneingeschränkte Selbstständigkeitsfiktion“).1382 
                                                 
1377 Siehe Kapitel 7.1.2. 
1378 Siehe Kapitel 7.1.4.3. 
1379 Siehe Kapitel 7.1.4.3. 
1380 Siehe Kapitel 7.1.4.3. 
1381 Siehe Kapitel 7.1.5.2.3.3. 
1382 Siehe Kapitel 7.1.5.2.3.4. 
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• Da Art 7 Abs 1 iVm Abs 2 OECD-MA lediglich eine „Erlaubnisnorm“ darstellt, 
muss diese – um die Besteuerung von Wegzugsvorgängen zu ermöglichen – durch 
innerstaatliche Besteuerungsnormen ausgefüllt werden. Aus österreichischer Sicht 
werden betriebliche Wegzugsvorgänge unter § 6 Z 6 EStG geregelt, wobei diese 
Norm in ihrer Grundform eine Besteuerung auf Basis einer fingierten Veräußerung 
im Wegzugsmoment zu einem Fremdüblichkeitswert vorsieht. § 6 Z 6 EStG kann 
daher in seinen Grundzügen als abkommenskonform eingestuft werden.1383 
 
• Der Zuzugsstaat ist im Rahmen eines betrieblichen Wegzugs auf Basis von Art 7 Abs 
1 iVm Abs 2 OECD-MA abkommensrechtlich dazu verpflichtet – unabhängig davon, 
ob dies nach innerstaatlichem Recht vorgesehen ist oder nicht – die überführten 
Wirtschaftsgüter bzw. Betriebstätten steuerlich zu ihrem Fremdvergleichswert im 
Zuzugszeitpunkt zu erfassen. Der Zuzugsstaat ist folglich zur Aufwertung auf den 
Fremdvergleichswert verpflichtet. Tut er dies nicht, so verstößt er sowohl gegen die 
Besteuerung nach dem Betriebsstättenprinzip (Art 7 Abs 1 iVm Abs 2 OECD-MA) 
als auch gegen das Betriebsstättendiskriminierungsverbot (Art 24 Abs 3 OECD-
MA).1384 
 
• Aufgrund der abkommensrechtlichen Aufwertungsverpflichtung ist seitens des 
Zuzugsstaates als Bemessungsgrundlage für die Abschreibungshöhe von abnutzbaren 
Wirtschaftsgütern zwingend der Fremdvergleichswert im Zuzugszeitpunkt 
heranzuziehen.1385 
 
• Der Wegzugsstaat kann die in den überführten Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen 
Reserven abkommensrechtlich bereits im Wegzugszeitpunkt besteuern. Unter 
Berücksichtigung der unionsrechtlichen Judikatur zum Wegzug ist jedoch für 
unionsinterne Wegzugsvorgänge – auch im betrieblichen Kontext – nach der hier 
vertretenen Ansicht von einer unbedingten Stundungsverpflichtung des 
Wegzugsstaates auszugehen. Details siehe unter Kapitel 8.2.5. 
 
• Die Neufassung des Art 7 OECD-MA nach dem Update im Juli 2010 hat hinsichtlich 
der Besteuerung von betrieblichen Wegzugsvorgängen zu keinen materiellen 
Änderungen geführt. Die Position der OECD in diesem Zusammenhang 
(„uneingeschränkte Selbstständigkeitsfiktion“) wird nun stärker als in der 
Vergangenheit (Update 2008) im Wortlaut des Abkommens sowie des OECD-MK 
zum Ausdruck gebracht.1386    
 
• Die o.a. allgemeinen Ausführungen hinsichtlich der abkommensrechtlichen 
Qualifikation eines betrieblichen Wegzugsvorganges unter Art 7 Abs 1 und Abs 2 
OECD-MA idF 2008 sind auch auf die dieser Untersuchung zu Grunde liegenden 
                                                 
1383 Siehe Kapitel 7.1.5.2.5. 
1384 Siehe Kapitel 7.1.5.2.4. 
1385 Siehe Kapitel 7.1.5.2.4. 
1386 Siehe Kapitel 7.1.6.6. 
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Wegzugsszenarien (Verlegung eines österreichischen Betriebes einer in Österreich 
ansässigen juristischen Person nach Rumänien oder in die Slowakei) anwendbar. 1387       
Den o.a. Ausführungen folgend, können hinsichtlich der abkommensrechtlichen 
Abgrenzung von Besteuerungsrechten im Rahmen von betrieblichen Wegzugsvorgängen 
aus Judikatur und Schrifttum zahlreiche Grundaussagen abgeleitet werden. In diesem 
Zusammenhang ist jedoch auch darauf hinzuweisen, dass in vielen Detailfragen zur 
Wegzugsbesteuerung und - damit zusammenhängend - zur Interpretation des Art 7 OECD-
MA (z.B. die Aufwertungsverpflichtung des Zuzugsstaates, mögliche „Timing 
Mismatches“ im Rahmen der Anrechnung der Wegzugssteuer, der mögliche Zugriff auf 
betriebliche stille Reserven durch den Wegzugsstaat auch nach dem Wegzug) nach wie vor 
große Auffassungsunterschiede in Lehre und Schrifttum bestehen, welche 
grenzüberschreitende unternehmensinterne Betriebsverlagerungen einem signifikanten 
Doppelbesteuerungsrisiko aussetzen.1388    
Folglich wäre zu empfehlen, den betrieblichen Wegzug und die diesbezügliche Systematik 
des Art 7 OECD-MA – auch wenn sich die grundsätzliche Zulässigkeit einer 
Wegzugsbesteuerung nach der hier vertretenen Auffassung klarer aus dem OECD-MA und 
dem OECD-MK ergibt als im Bereich des privaten Wegzugs –  noch wesentlich 
detaillierter im OECD-MK auszuformulieren als dies aktuell der Fall ist (iSe Klarstellung). 
So könnte eine Vielzahl an im Zusammenhang mit betrieblichen Wegzugsszenarien 
offenen Fragen (siehe oben) geklärt und ein höheres Maß an Rechtssicherheit geschaffen 
werden.   
  
                                                 
1387 Siehe Kapitel 7.1.7. 
1388 Siehe zB die jüngsten kritischen Anmerkungen von Wassermeyer zur Aufgabe der finalen Entnahmetheorie durch den BFH und 
einer damit verbundenen fehlenden „internationalen Entscheidungsharmonie“ in Wassermeyer, Das Besteuerungsrecht für nachträgliche 
Einkünfte im internationalen Steuerrecht, IStR, 2010, 465f.   
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7.2 Die grenzüberschreitende Umgründung im Abkommensrecht 
7.2.1 Allgemeines  
Gegenstand der vorliegenden Untersuchung ist – neben der grenzüberschreitenden 
Betriebsverlegung – die Übertragung von österreichischen (Teil-)Betrieben per 
grenzüberschreitender Verschmelzung oder Einbringung. In diesem Zusammenhang stellt 
sich die Frage, wie diese beiden Umgründungsformen abkommensrechtlich geregelt sind 
und ob bzw. wie Österreich in der Ausübung seines Besteuerungsrechtes beschränkt ist. 
Umgründungen mit einem internationalen Bezug (z.B. grenzüberschreitende 
Umgründungen, Inlandsumgründungen mit Auslandsvermögen, Auslandsumgründungen 
mit Inlandsvermögen) werfen zahlreiche abkommensrechtliche Fragen auf. 
Doppelbesteuerungsabkommen beinhalten im Regelfall jedoch keine ausdrücklichen 
Vorschriften für die Behandlung von internationalen bzw. grenzüberschreitenden 
Umgründungen.1389 Folglich müssen derartige Vorgänge nach allgemeinem DBA-Recht 
analysiert werden. Zu diesem Zweck werden sie in ihre Teilvorgänge (Liquidation, Tausch, 
etc.) zerlegt und diese unter die abkommensrechtlichen Verteilungsnormen subsumiert. 
7.2.2 Verschmelzung 
Im Rahmen einer Verschmelzung unter Einbeziehung von in Österreich steuerverstricktem 
Vermögen kann es grundsätzlich dazu kommen, dass Österreich die im 
Verschmelzungsvermögen enthaltenen stillen Reserven unter Bezugnahme auf die 
allgemeinen Regelungen des KStG und des Art I UmgrStG besteuert. Auch im Rahmen 
einer grenzüberschreitenden Verschmelzung kann dies der Fall sein. In diesem 
Zusammenhang ist jedoch zu untersuchen, wie ein grenzüberschreitender 
Verschmelzungsvorgang abkommensrechtlich eingestuft wird und ob Österreich in der 
Ausübung seines innerstaatlichen Besteuerungsrechtes im Rahmen der Verschmelzung 
gehindert ist.  
Grenzüberschreitende Verschmelzungen iSd Art I UmgrStG führen auf Basis § 3 EU-
VerschG iVm §§ 219-233 AktG oder §§ 96-101 GmbHG zu einer Vermögensübertragung 
im Wege der Gesamtrechtsnachfolge, wobei die übertragende Körperschaft ihr Vermögen 
gesamthaft auf die übernehmende Körperschaft überträgt und anschließend unter 
Ausschluss der Abwicklung aufgelöst wird. Die Gesellschafter der übertragenden 
Gesellschaft erhalten im Zuge der Verschmelzung zumeist Gegenleistungsanteile an der 
übernehmenden Gesellschaft.1390  
Nach den Grundsätzen des innerstaatlichen Steuerrechtes führt eine Verschmelzung – auf 
Gesellschaftsebene – zur Versteuerung der im übertragenen Vermögen enthaltenen stillen 
Reserven auf Basis von §§ 20 Abs 1 iVm 19 KStG (Liquidationsbesteuerung), wobei die 
Besteuerung nur partiell (insoweit) einsetzt, als die Verschmelzung nicht unter Art I 
                                                 
1389 Explizite abkommensrechtliche Regelungen finden sich zB unter Art 13 Abs 3 lit b DBA Österreich-Frankreich (BGBl 1994/613) 
oder Art 13 Abs 7 DBA Österreich-USA (BGBl III 1998/6), siehe auch Philip/Loukota/Jirousek, Internationales Steuerrecht, 30. Lfg 
10/2009, Allg Erläuterungen, Z 13, Rz 40. 
1390 Vgl. Bruckner, in Helbich/Wiesner/Bruckner (Hrsg), Handbuch der Umgründungen, Art I § 1 Rz 1. 
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UmgrStG subsumiert werden kann, welcher die liquidationsähnliche Besteuerung 
unterdrückt. Im Rahmen einer Besteuerung nach  § 20 Abs 1 iVm § 19 KStG wird eine 
fiktive Veräußerung („Versilberung“) des Vermögens unterstellt und so die im 
Gesellschaftsvermögen enthaltenen stillen Reserven aufgedeckt und versteuert. 
Auf Gesellschafterebene führt die Verschmelzung ebenfalls zu einem Tauschvorgang bzw. 
„tauschähnlichen“ Vorgang: Die Anteile an der übertragenden Gesellschaft werden gegen 
Anteile an der übernehmenden Gesellschaft getauscht. Der Tauschvorgang führt bei 
Nichtanwendung von Art I UmgrStG (§ 5 Abs 1 Z 1 UmgrStG) nach Maßgabe des § 6 Z 
14 lit a EStG (Betriebsvermögen) bzw. der §§ 30 Abs 5 und 31 Abs 7 EStG 
(Privatvermögen) zur Besteuerung der in den wegfallenden Anteilen an der übertragenden 
Gesellschaft enthaltenen stillen Reserven.1391 
Der Verschmelzungsvorgang kann daher – sowohl auf Gesellschafts- als auch 
Gesellschafterebene – in systematisch wirtschaftlicher Betrachtungsweise als 
Tauschvorgang bzw. tauschähnlicher Vorgang gewertet werden. 
Abkommensrechtlich werden Tauschvorgänge unter Art 13 OECD-MA „Gewinne aus der 
Veräußerung von Vermögen“ erfasst. Art 13 OECD-MA und der abkommensrechtliche 
Terminus Veräußerung wird – da keine explizite abkommensrechtliche Definition des 
Begriffes zur Verfügung steht – abkommensautonom auf eine Weise interpretiert, in 
welcher er Vorgänge erfasst, die zu einem Wechsel des wirtschaftlichen Eigentums von 
Vermögen führen.1392 Unter Bezugnahme auf die wirtschaftliche Systematik einer 
Verschmelzung und die abkommensautonome Interpretation von Art 13 OECD-MA wird 
im Schrifttum1393 als auch seitens der OECD1394 davon ausgegangen, dass 
Verschmelzungen unter Art 13 OECD-MA subsumiert werden müssen. Österreich kommt 
somit im Zuge einer Outbound-Verschmelzung – vorausgesetzt Art 13 des jeweils 
anwendbaren DBA ist dem OECD-MA nachgebildet – abkommensrechtlich das 
Besteuerungsrecht am übertragenen Gesellschaftsvermögen zu.1395  
Das Besteuerungsrecht am Gesellschaftsvermögen der übertragenden Gesellschaft wird 
nach Maßgabe von § 1 Abs 2 UmgrStG ausgeübt. Kommt es im Zuge einer 
Exportverschmelzung zum Aufschub der Besteuerung der stillen Reserven im 
übertragenen Vermögen iSd Nichtfestsetzungskonzeptes, so steht Art 13 OECD-MA nach 
hA – da das vertragsrechtlich zugestandene Besteuerungsrecht bereits zum Zeitpunkt der 
umgründungsbedingten Entstrickung von Österreich ausgeübt wurde – der nachträglichen 
Erhebung der Steuer (z.B. im Falle der tatsächlichen Realisierung bei der übernehmenden 
                                                 
1391 Vgl. Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), 2008, 265ff. 
1392 Vgl. ebd, 248 mwH unter FN 71, siehe auch Hristov, Liquidation und nicht unter das UmgrStG fallende Umgründungen, in 
Sonderbilanzen – Wiener Bilanzrechtstage 2008, Linde, Wien 2008, 206 mit Verweis auf Lang, Hybride Finanzierungen, 102 und 
Hohenwarter, RdW 2007, 504f. Siehe auch Kapitel 7.1.4.2. 
1393 Vgl. Wassermeyer, in Wassermeyer/Lang/Schuch (Hrsg), DBA, 2004, MA Art 13 Rz 22; ders, Umwandlungsvorgänge in den 
Doppelbesteuerungsabkommen, in Schaumburg/Piltz (Hrsg), Internationales Umwandlungssteuerrecht, 1996, 118 (125f); Schaumburg, 
Internationales Steuerrecht², 1997, 17.32 ff; Prokisch, in Vogel/Lehner (Hrsg), DBA4, 2003, Art 13 Rz 64; Herzig, Grenzüberschreitende 
Umwandlungen im deutschen Ertragsteuerrecht, in Schaumburg/Piltz (Hrsg), Internationales Umwandlungssteuerrecht, 127 (127); zitiert 
nach Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), 2008, 248, FN 73. 
1394 Vgl. Kommentar zum OECD-MA 2005, Art 13 Rz 5. 
1395 Vgl. Hohenwarter, RdW 2006, 725f. 
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Gesellschaft) nicht entgegen.1396 Diese Sichtweise deckt sich inhaltlich mit der steuerlichen 
Qualifikation von betrieblichen Wegzugsvorgängen, im Rahmen derer der österreichische 
Staat auf Basis von § 6 Z 6 EStG sein Besteuerungsrecht anlässlich des Wegzuges durch 
Steuerfeststellung ausübt, die Steuer aber in bestimmten (EU, EWR) Konstellationen nach 
§ 6 Z 6 lit b EStG nicht festsetzt.  
Auf Gesellschafterebene wird die Besteuerung nach Art 13 OECD-MA nicht so eindeutig 
beantwortet wie auf Ebene der Gesellschaft selbst. Dies deshalb, weil der Wegfall der 
Anteile an der übertragenden Gesellschaft und der Erhalt von Anteilen an der 
übernehmenden Gesellschaft zwar einen tauschähnlichen Vorgang darstellt, dieser jedoch 
nicht zwingend unter Art 13 OECD-MA subsumiert werden muss, sondern lt. Teilen des 
Schrifttums auch eine Subsumierung unter Art 10 OECD-MA denkbar erscheint.1397 
Erachtet man den Untergang der übertragenden Gesellschaft bzw. der Anteile daran und 
den Erhalt neuer Anteile an der übernehmenden Gesellschaft als Form der fortgeführten 
Liquidationsbesteuerung, so könnte man den Vorgang auf Gesellschafterebene unter 
Artikel 10 OECD-MA subsumieren, womit Österreich – nach Teilen des Schrifttums1398 – 
als Ansässigkeitsstaat der übertragenden Gesellschaft (zumeist) ein teilweises 
Besteuerungsrecht zugewiesen bekommen würde. Unter Bezugnahme auf das Überwiegen 
der Elemente der Tauschähnlichkeit des Verschmelzungsvorganges wird der Vorgang 
seitens der hL schließlich unter Art 13 subsumiert.1399 Folglich muss hinsichtlich der 
Zurechnung des Besteuerungsrechtes an den Anteilen der übertragenden Gesellschaft 
unterschieden werden, ob die Gesellschafter der übertragenden österreichischen 
Gesellschaft in Österreich oder im Ausland ansässig sind. Bei im Inland ansässigen 
Gesellschaftern steht Österreich nach Maßgabe des Art 13 OECD-MA (bei Annahme eines 
OECD-MA konformen DBA) das Besteuerungsrecht an den verschmelzungsbedingt 
wegfallenden Anteilen zu, womit auch in der Besteuerung des verschmelzungsbedingten 
Tauschvorganges mit etwaiger Nichtfestsetzung ein abkommenskonformes Vorgehen 
gesehen wird. Bei im Ausland ansässigen Gesellschaftern steht Österreich bei OECD-MA 
konformen DBAs kein Besteuerungsrecht nach Art 13 OECD-MA zu, womit eine 
verschmelzungsbedingte Besteuerung auf Gesellschafterebene zu unterbleiben hat.  
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass Österreich im Rahmen einer 
grenzüberschreitenden Verschmelzung, im Zuge welcher gemäß innerstaatlichem Recht 
(Art I UmgrStG iVm § 19 KStG) stille Reserven aus inländischen Betrieben aufgedeckt 
und versteuert werden, abkommensrechtlich nicht daran gehindert ist, den Vorgang auf 
                                                 
1396 Vgl. Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), 2008, 249f. mwH auf die – auch im Bereich der allgemeinen 
Wegzugsbesteuerung iSd § 31 Abs2 Z 2 EStG – strittige Frage, ob die nachträgliche Festsetzung und Einhebung der österreichischen 
Ertragssteuern auf die entstrickten stillen Reserven im Rahmen des Nichtfestsetzungskonzeptes im Einklang mit Art 13 Abs 5 OECD-
MA steht oder nicht. 
1397 Vgl. Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), Sonderbilanzen, 2008, 267ff mwH. 
1398 Vgl. Lang, Hybride Finanzierungen, 104; ders, Liquidationsgewinne nach dem Doppelbesteuerungsabkommen zwischen 
Deutschland und Österreich, SWI 1993, 51 (52f); Schuch, Beteiligungen im Recht der Doppelbesteuerungsabkommen, in Bertl et al 
(Hrsg), Beteiligungen in Rechnungswesen und Besteuerung, 2004, 181 (190f); Staringer, Liquidation, Kapitalrückzahlung und 
Aktienrückkauf im Recht der Doppelbesteuerungsabkommen, in Lang/Jirousek (Hrsg), Praxis des internationalen Steuerrechts – FS 
Loukota, 2005, 481 (478ff). Die gegenteilige Meinung subsumiert Liquidationsgewinne unter Art 13 OECD-MA: BMF 29.9.1997, EAS 
1131, SWI 1997, 482; BMF 3.2.2003, EAS 2222, SWI 2003, 106; BMF 6.5.2003, EAS 2287, SWI 2003, 332; BMF 22.9.2006, EAS 
2782, SWI 2007, 4; weiters für viele Kirchmayer, Besteuerung von Beteiligungserträgen, 2004, 371 ff.  
1399 Vgl. Bruckner, in Helbich/Bruckner/Wiesner (Hrsg), HB Umgründungen, Art 1 § 5 Rz 30; Dötsch, Inländische 
Umwandlungsvorgänge mit Auslandsberührung, in Fischer (Hrsg), Steuerplanung zwischen Abkommens- und nationalem 
Außensteuerrecht, 1998, 83 /117); Hügel in Hügel/Mühlehner/Hirschler (Hrsg), UmgrStG, § 5 Rz 35 und 43; Prokisch, in Vogel/Lehner 
(Hrsg), DBA4, 2003, Art 13, Rt 64; Wassermeyer, in Wassermeyer/Lang/Schuch (Hrsg), DBA, 2004, MA Art 13 Rz 135b, uam, zitiert 
nach Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), Sonderbilanzen, 2008, 267, FN 164. 
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Gesellschaftsebene zu besteuern (Liquidationsbesteuerung). Auf Gesellschafterebene 
hingegen unterliegt ein steuerwirksamer Verschmelzungsvorgang nur insofern der 
inländischen Besteuerung, als Österreich unter Art 13 (Veräußerungsgewinne) des DBA 
mit dem jeweiligen Ansässigkeitsstaat des Gesellschafters ein Besteuerungsrecht 
zukommt.       
7.2.3 Einbringung 
Im Rahmen einer Einbringung unter Einbeziehung von in Österreich steuerverstricktem 
Vermögen kann es prinzipiell dazu kommen, dass Österreich die im 
Einbringungsvermögen enthaltenen stillen Reserven besteuert. Auch im Rahmen einer – 
den Gegenstand dieser Untersuchung darstellenden – grenzüberschreitenden Einbringung 
eines österreichischen Betriebes bzw. Teilbetriebes kann es unter Bezugnahme auf die 
allgemeinen Regelungen des EStG bzw. des Art III UmgrStG zur Besteuerung des 
Vorganges kommen. In diesem Zusammenhang ist jedoch zu untersuchen, wie ein 
Einbringungsvorgang abkommensrechtlich eingestuft werden muss und ob Österreich an 
der Ausübung seines innerstaatlichen Besteuerungsrechtes abkommensrechtlich gehindert 
ist.  
Ein Einbringungsvorgang wird innerstaatlich als Tauschvorgang gewertet. Die 
einbringende Person überträgt bestimmtes Vermögen (Betrieb, Teilbetrieb, 
Mitunternehmeranteil, Kapitalanteil) in eine andere Körperschaft und erhält idR im 
Gegenzug dafür Anteile an der übernehmenden Körperschaft. In Sonderfällen überträgt der 
Einbringende das Vermögen ohne jedoch hierfür eine direkte Gegenleistung von der 
übernehmenden Körperschaft zu erhalten (§ 19 Abs 2 Z 5 UmgrStG). Auch in diesen 
Fällen muss – um nicht gegen das gesellschaftsrechtliche Gebot der verbotenen 
Einlagenrückgewähr iSd § 82 GmbHG bzw. § 52 AktG zu verstoßen – die 
Vermögensübertragung durch eine gesellschaftsrechtliche Begleitmaßnahme 
(Sachausschüttung, Kapitalherabsetzung, Zuschuss) ausgeglichen werden.1400 Im Falle der 
Sachausschüttung oder Kapitalherabsetzung wird die Auszahlungsverpflichtung des 
Einbringenden zur Dividendenausschüttung bzw. Kapitalrückzahlung gegenüber dem 
Gesellschafter durch die Vermögensübertragung iRd Einbringung erfüllt. Im Falle eines 
Zuschusses erhält der Einbringende im Gegenzug für die Vermögensübertragung Barmittel 
vom eigenen Gesellschafter. Alle diese Vorgänge haben tauschähnlichen Charakter: das 
Einbringungsvermögen wird seitens des Einbringenden übertragen, während er im 
Gegenzug hierfür bereichert wird (um die Gegenleistungsanteile, den Barmittelzuschuss, 
den Wegfall der Kapitalherabsetzungs- bzw. der Sachdividendenverbindlichkeit). Insofern 
die Voraussetzungen einer steuerneutralen Buchwerteinbringung iSd Art III UmgrStG 
nicht erfüllt sind (siehe unten), kommt es daher zu einer Tauschbesteuerung der im 
Einbringungsvermögen enthaltenen stillen Reserven inklusive eines etwaigen 
Firmenwertes auf Basis § 6 Z 14 lit b EStG. Eine Ausnahme hiervon stellt die Ausübung 
des Wahlrechts auf Aufwertung nach § 16 Abs 3 UmgrStG dar. Wird dieses ausgeübt, 
erfolgt die Besteuerung der stillen Reserven ebenfalls auf Basis § 6 Z 14 EStG. 
Zusammengefasst stellt das österreichische Steuerrecht die Einbringung einem Tausch 
gleich und besteuert diese auch wie einen solchen.  
                                                 
1400 Vgl. UmgrStR 2002 Rz 1084ff. 
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In obigen Zusammenhang ist ergänzend anzumerken, dass Art III UmgrStG nur insoweit 
zu einer steuerpflichtigen Einbringung führt, als Österreich bereits vor der Einbringung 
hinsichtlich des Einbringungsvermögens ein Besteuerungsrecht zukommt (vgl. § 16 Abs 1 
UmgrStG: „Soweit im Rahmen der Einbringung in eine inländische oder ausländische 
Körperschaft das Besteuerungsrecht der Republik Österreich eingeschränkt wird,…“). Ist 
dies z.B. aufgrund abkommensrechtlicher Vereinbarungen nicht der Fall, so kommt es 
einbringungsbedingt zu keiner tatsächlichen steuerlichen Entstrickung und daher zu keiner 
Besteuerung des Einbringungsvorganges.1401 Das innerstaatliche Recht setzt also im 
Rahmen der Einbringungsbesteuerung regelmäßig voraus, dass Österreich 
abkommensrechtlich ein Besteuerungsrecht am Einbringungsvermögen zukommt. Dabei 
wird auf eine Verstrickung des Einbringungsvermögens iSd Art 13 OECD-MA 
abgestellt.1402 Insofern Österreich daher ein Besteuerungsrecht am Einbringungsvermögen 
iSd Art 13 OECD-MA zusteht, kann es nach Art III UmgrStG zu einer Besteuerung eines 
Einbringungsvorganges kommen. Fraglich erscheint jedoch, ob Art 13 OECD-MA – unter 
einer wirtschaftlichen Betrachtungsweise des Einbringungsvorganges und 
abkommensautonomen Interpretation der Verteilungsnorm – auch tatsächlich die für die 
Besteuerung von Einbringungsvorgängen relevante Verteilungsnorm darstellt. Ist dies der 
Fall, kann es bereits aufgrund der innerstaatlichen Konstruktion des Art III UmgrStG zu 
keiner abkommenswidrigen Besteuerung kommen. 
Umgründungsvorgänge werden idR in Doppelbesteuerungsabkommen nicht gesondert 
erwähnt.1403 Dennoch ist es hinsichtlich Einbringungen – v.a. aufgrund des 
tauschähnlichen Charakters des Vorganges – unbestritten, dass diese prinzipiell unter Art 
13 des OECD-MA subsumiert werden können. Nach dem OECD-MK erfasst die 
Wortfolge „Veräußerung von Vermögen“ insbesondere auch den Tausch, die Einbringung 
in eine Gesellschaft und selbst die unentgeltliche Übertragung. Das OECD-MK1404 
bestätigt daher den o.a. Ansatz, welcher darüber hinaus auch vom überwiegenden 
Schrifttum vertreten wird.1405 Im obigen Zusammenhang könnte noch genauer differenziert 
werden, ob Betriebs- oder Privatvermögen eingebracht wird. Im Fall von 
Betriebsvermögen, welches beim Einbringenden Anlagevermögen darstellt, werden 
Tauschvorgänge abkommensrechtlich jedenfalls von Art 13 OECD-MA erfasst. Lediglich 
die Einbringung von Umlaufvermögen fällt – da der Tauschgewinn diesfalls laufenden 
„Unternehmensgewinn“ darstellt – unter Art 7 OECD-MA.1406 Da sich Umlaufvermögen 
jedoch im seltensten Falle für eine Einbringung iSd Art III UmgrStG qualifiziert1407, ist 
davon auszugehen, dass einbringungsbedingte Tauschvorgänge im Betriebsvermögen idR 
unter Art 13 OECD-MA subsumiert werden können. Je nachdem, ob das einzubringende 
Betriebsvermögen dem Stammhausstaat oder einer ausländischen Betriebsstätte des 
                                                 
1401Vgl. Aigner, in Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), Internationale Umgründungen, 2005, 111 unter Hinweis auf UmgrStR Rz 55; 
Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2009, 108, FN 374 mwH. 
1402 Vgl. für viele Walter, Umgründungssteuerrecht, 2008, 140; Six, taxlex 2008, 375. 
1403 Vgl. Philip/Loukota/Jirousek, Internationales Steuerrecht, 30. Lfg 10/2009, Allg Erläuterungen, Z 13, Rz 40. Ausnahmen hiervon 
sind zB Art 13 Abs 3 lit b DBA Ö-Frankreich oder Art 13 Abs 7 DBA Ö-USA. 
1404 Vgl. OECD-MK Art 13 Rz 5; siehe auch die Qualifikation als „Zurechnungswechsel“ in Lang, Hybride Finanzierungen, 102. 
1405 Vgl. Philip/Loukota/Jirousek, Internationales Steuerrecht, 30. Lfg 10/2009, Allg Erläuterungen, Z 13, Rz 42 (Beispiel); Mayr, RdW 
2008/9, 618ff; Hohenwarter, RdW 2006, 725; H. Loukota, Aktuelle Entwicklungen bei internationalen Umgründungen aus 
abkommensrechtlicher Sicht, in Internationale Umgründungen, Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), 2005, 372. 
1406 Vgl. EAS 2977 vom 10.07.2008, im Rahmen dieser EAS-Auskunft wird die Einbringung eines dt. MU-Anteils (scheinbar irrtümlich) 
unter Art 7 DBA Ö-D subsumiert. Kritisch dazu Mayr, RdW 2008/9, 618ff. 
1407 Betriebe, Teilbetriebe, Mitunternehmeranteile sowie Kapitalanteile > 25% werden idR nicht im Umlaufvermögen des Einbringenden 
ausgewiesen. 
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Einbringenden zuzurechnen ist, liegt das Besteuerungsrecht daran schließlich entweder 
beim Ansässigkeitsstaat des Unternehmers (Art 13 Abs 5 OECD-MA) oder beim 
Betriebsstättenstaat (Art 13 Abs 2 OECD-MA). Kommt es hingegen zur Einbringung von 
Kapitalanteilen aus dem Privatvermögen, steht das Besteuerungsrecht regelmäßig dem 
Ansässigkeitsstaat des Einbringenden zu (Art 13 Abs 5 OECD-MA). Eine Ausnahme von 
diesen Szenarien stellt die Einbringung von Anteilen an Immobiliengesellschaften dar. In 
diesem Fall steht das Besteuerungsrecht – unabhängig davon, ob sich die Anteile in 
Betriebs- oder Privatvermögen des Einbringenden befinden – an den damit verbundenen 
Tauschgewinnen gem. Art 13 Abs 4 OECD-MA dem Liegenschaftsstaat zu.  
Zusammenfassend kann daher festgehalten werden, dass die Einbringung von Betrieben 
bzw. Teilbetrieben abkommensrechtlich tatsächlich unter Art 13 OECD-MA subsumiert 
wird und folglich das Besteuerungsrecht am übertragenen Vermögen dem 
Betriebsstättenstaat zusteht. Das innerstaatliche Besteuerungsrecht Österreichs auf die 
stillen Reserven im Einbringungsvermögen wird somit – ein OECD-MA konformer Art 13 
im jeweils anwendbaren DBA vorausgesetzt – durch abkommensrechtliche Bestimmungen 
nicht beschnitten. Insofern daher im Rahmen einer grenzüberschreitenden 
Betriebseinbringung unter Art III UmgrStG eine steuerpflichtige Aufwertung vorgesehen 
ist (da z.B. hinsichtlich des inländischen Betriebes einbringungsbedingt ein 
steuerentstrickender Effekt vorliegt), wird diese durch abkommensrechtliche 
Bestimmungen nicht eingeschränkt. In Analogie zur Qualifikation der Nichtfestsetzung im 
Zuge eines Wegzugsvorganges iSd § 31 Abs 2 Z 2 EStG als abkommenskonform wird 
darüber hinaus auch die im Zuge einer entstrickenden Einbringung durchgeführte 
Nichtfestsetzung (über Verweis auf § 1 Abs 2 UmgrStG) von der hL als 
abkommenskonform eingestuft.1408  
Abschließend ist anzumerken, dass es das unangefochtene Recht eines jeden Staat ist – 
insofern ihm hinsichtlich eines bestimmten Steuergegestandes (Betrieb, 
Mitunternehmeranteil, Kapitalanteil) abkommensrechtlich ein Besteuerungsrecht zukommt 
– selbst darüber zu bestimmen, zu welchem Zeitpunkt und in welcher Höhe er sein 
Besteuerungsrecht daran ausübt. Deshalb stellt es auch keinen Abkommensverstoß dar, 
wenn Österreich in Einbringungsfällen einen Realisierungstatbestand als gegeben 





                                                 
1408 Vgl. Hohenwarter, RdW 2006, 726. 
1409 Vgl. Loukota, Aktuelle Entwicklungen bei internationalen Umgründungen aus abkommensrechtlicher Sicht, in Internationale 
Umgründungen, Achatz/Aigner/Kofler/Tumpel (Hrsg), 2005, 370; ebenso Philip/Loukota/Jirousek, Internationales Steuerrecht, 30. Lfg 
10/2009, Allg Erläuterungen, Z 13, Rz 39. 
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8 Die Betriebsverlagerung im unionsrechtlichen Kontext 
8.1 Die freie Betriebsstandortwahl innerhalb der EU 
Der Standort eines Unternehmens oder von Unternehmensteilen wirkt sich aufgrund 
unterschiedlichster Faktoren (Steuersätze, Subventionsmöglichkeiten, Finanzierungs-
infrastruktur, Steuernachlässe, Kostenstruktur Personal, Infrastruktur, Beschaffungs-
situation, Absatzmärkte, etc.) signifikant auf dessen betriebswirtschaftlichen Erfolg aus. 
Da sich die wirtschaftlichen Gegebenheiten des Umfeldes, in welchem ein Unternehmen 
agiert, laufend ändern, muss einem Unternehmen, um nachhaltig erfolgreich wirtschaften 
zu können, die Möglichkeit gegeben werden, sich diesen Gegebenheiten laufend anpassen 
zu können. Diese unternehmensbezogene Flexibilität bedingt auch eine freie Wahl des 
Betriebsstandortes, wobei die Form der Besteuerung des Verlagerungsvorganges sowie der 
laufenden Besteuerung als ein den wirtschaftlichen Erfolg des Unternehmens maßgeblich 
beeinflussender Faktor die flexible Standortwahl möglichst nicht behindern sollte.  
Dieser Gedanke der betrieblichen „Bewegungsfreiheit“ deckt sich grundsätzlich auch mit 
dem Binnenmarktkonzept der Europäischen Union, nach welchem unionsintern die 
Errichtung und Bewahrung eines gemeinsamen Binnenmarktes angestrebt wird. Die 
Rechtsgrundlage hierfür findet sich in den Verträgen zur Europäischen Union:  
Art 3 Abs 3 EUV1410 (ehem. Art 2 EUV) lautet demnach wie folgt: 
„Die Union errichtet einen Binnenmarkt. Sie wirkt auf die nachhaltige 
Entwicklung Europas auf der Grundlage eines ausgewogenen 
Wirtschaftswachstums…“  
Gem. Art 26 Abs 1 AEUV1411 (ehem. Art 14 EGV) erlässt die Union  
„…die erforderlichen Maßnahmen, um nach Maßgabe der einschlägigen 
Bestimmungen der Verträge den Binnenmarkt zu verwirklichen bzw. dessen 
Funktionieren zu gewährleisten.“  
Nach Art 26 Abs 2 AEUV umfasst der Binnenmarkt:  
„…einen Raum ohne Binnengrenzen, in dem der freie Verkehr von Waren, 
Personen, Dienstleistungen und Kapital gemäß den Bestimmungen der Verträge 
gewährleistet ist.“   
Innerhalb der Europäischen Union soll die Einhaltung des Binnenmarktprinzips über 
Berücksichtigung der sog. „Grundfreiheiten“ und sonstiger Maßnahmen (z.B. 
sekundärrechtlicher Vorgaben) gewährleistet werden.1412 Da auch die vom Gegenstand der 
vorliegenden Untersuchung miterfasste unionsinterne Verlegung und Übertragung von 
österreichischen betrieblichen Einheiten von diesem Rechtsrahmen miterfasst sind, darf 
                                                 
1410 Vertrag über die Europäische Union, Abl 2010 C 83,1. 
1411 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, Abl 2010 C 83,47. 
1412 Siehe dazu Kapitel 3.3.1. 
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die Besteuerung dieser Vorgänge nur unter Berücksichtigung unionsrechtlicher Vorgaben 
erfolgen. In weiterer Folge soll daher untersucht werden, welche unionsrechtlichen 
Anforderungen für das österreichische Steuerrecht im Zusammenhang mit betrieblichen 
Wegzugsvorgänge aus den primärrechtlichen Bestimmungen des AEUV und den 
sekundärrechtlichen Normen (z.B. der Fusionsrichtlinie) abgeleitet werden können und ob 
das österreichische Besteuerungsrecht diesen Anforderungen gerecht wird. Im Gegenzug 
wird untersucht, welche unionsrechtlichen Vorgaben hinsichtlich der steuerlichen 
Behandlung eines Zuzuges durch den Zuzugsstaat existieren.  
8.2 Die Grundfreiheiten der Union und die Betriebsverlagerung  
Benachteiligungen grenzüberschreitender wirtschaftlicher Vorgänge innerhalb des EU-
Binnenmarktes im Vergleich zu (vergleichbaren) innerstaatlichen Vorgängen werden durch 
die für direkte Steuern relevanten Grundfreiheiten des Vertrages über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV)1413 beschränkt. Im Zusammenhang mit betrieblichen 
Überführungs- bzw. Übertragungsvorgängen sind v.a. die folgenden Grundfreiheiten von 
Bedeutung: 
? Allgemeines Diskriminierungsverbot iSd Art 18 AEUV (ehem. Art 12 EGV); 
? Niederlassungsfreiheit iSd Art 49-55 AEUV (ehem. Art 43-48 und 294 EGV);  
? Zahlungs- und Kapitalverkehrsfreiheit iSd Art 63-66 AEUV (ehem. Art 56-60 
EGV). 
Der Umfang dieser primärrechtlichen Bestimmungen und deren Bedeutung im Rahmen 
von unionsinternen betrieblichen Wegzugsvorgängen sowie umgründungsbedingten 
Betriebsübertragungen sollen in weiterer Folge im Detail untersucht werden.  
8.2.1 Das allgemeine Diskriminierungsverbot 
Die kombinierte Anwendung der vier Grundfreiheiten des AEUV und des Prinzips der 
Nichtdiskriminierung stellt in der Regel den Schnittpunkt zwischen Unionsrecht und 
nationalem Steuerrecht dar. 
Das allgemeine Diskriminierungsverbot iSd Art 18 AEUV (ehem Art 12 EGV) lautet wie 
folgt:  
„Unbeschadet besonderer Bestimmungen der Verträge ist in ihrem 
Anwendungsbereich jede Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit 
verboten. Das Europäische Parlament und der Rat können gemäß dem 
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren Regelungen für das Verbot solcher 
Diskriminierungen treffen.“ 
Das Diskriminierungsverbot wird als spezifischer Ausdruck des dem AEUV 
innewohnenden Gleichheitssatzes verstanden, wonach vergleichbare Sachverhalte – egal 
                                                 
1413 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, Abl 2010 C 83,47. 
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ob offen oder verdeckt (verschleiert)1414 – nicht unterschiedlich behandelt werden dürfen, 
es sei denn eine Differenzierung wäre objektiv gerechtfertigt.1415 Nach ständiger 
Rechtsprechung dürfen daher gleiche Sachverhalte nicht ungleich und ungleiche 
Sachverhalte nicht gleich behandelt werden.1416 Aus dem Wortlaut des 
Diskriminierungsverbotes („…unbeschadet besonderer Bestimmungen der Verträge…“) 
ist erkennbar, dass es sich dabei um eine lex generalis handelt, welche nur zur Anwendung 
kommt, wenn der fragliche Sachverhalt nicht unter spezifische andere 
Diskriminierungsverbote fällt, d.h. unter keine andere besondere Regel der 
Nichtdiskriminierung (z.B. unter Art 49 oder Art 63 AEUV). Jede diskriminierende 
nationale Bestimmung, welche gegen eine der vier (speziellen) Grundfreiheiten des AEUV 
verstößt, steht demnach auch im Widerspruch zu Art 18 AEUV, während bei 
Übereinstimmung der jeweiligen nationalen Rechtsnorm mit den vier speziellen 
Grundfreiheiten auch kein Verstoß gegen Art 18 AEUV anzunehmen ist. Fällt ein 
Sachverhalt demnach in den Anwendungsbereich der vier Grundfreiheiten des AEUV (Art 
45-66), tritt Art 18 AEUV automatisch hinter diese zurück.1417 Das Verhältnis von Art 18 
AEUV zu Art 49 AEUV wurde insbesondere im Rahmen der Rs N (C-470/04) 
kommentiert – siehe dazu unter Kapitel 8.2.2.2.3.      
8.2.2 Die Niederlassungsfreiheit 
8.2.2.1 Allgemeines zur Niederlassungsfreiheit 
Die Niederlassungsfreiheit iSd Art 49 AEUV (ehem. Art 43 EGV) lautet wie folgt:  
„Die Beschränkungen der freien Niederlassung von Staatsangehörigen eines 
Mitgliedstaats im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats sind nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen verboten. Das Gleiche gilt für 
Beschränkungen der Gründung von Agenturen, Zweigniederlassungen oder 
Tochtergesellschaften durch Angehörige eines Mitgliedstaats, die im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ansässig sind. 
Vorbehaltlich des Kapitels über den Kapitalverkehr umfasst die 
Niederlassungsfreiheit die Aufnahme und Ausübung selbstständiger 
Erwerbstätigkeiten sowie die Gründung und Leitung von Unternehmen, 
insbesondere von Gesellschaften in Sinne des Artikels 54 Absatz 2, nach den 
Bestimmungen des Aufnahmestaats für seine eigenen Angehörigen.“ 
Unter Art 54 AEUV (ehem Art 48 EGV) heißt es darüber hinaus: 
„Für die Anwendung dieses Kapitels stehen die nach den Rechtsvorschriften 
eines Mitgliedstaats gegründeten Gesellschaften, die ihren satzungsmäßigen 
Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung innerhalb der Union 
                                                 
1414 Siehe dazu EuGH 7.7.1988, 143/87, Slg 1988, 3877, Stanton – Rz 9; EuGH 10.2.1994, C-398/92, Slg 1994, I-467, Mund & Fester – 
Rz 14; EuGH 23.1.1997, C-29/95, Slg 1997, I-285, Pastoors – Rz 16. 
1415 Vgl. EuGH 19.10.1977, 117/76 und 16/77.Slg 1977, 1753 Ruckdeschel – Rz 7. 
1416 Vgl. EuGH 2.10.2003, C-148/02, Slg 2003, I-11613, Avello – Rz 31.  
1417 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, Wien 2007, 45 und 56 mwH.; siehe auch EuGH 12.5.1998, C-336/96, Slg 1998, I-2793, 
Gilly, Rz 37; EuGH 29.4.1999, C-311/97, Slg 1999, I-2651, Royal Bank of Scotland. 
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haben, den natürlichen Personen gleich, die Angehörige der Mitgliedstaaten 
sind. 
Als Gesellschaften gelten die Gesellschaften des bürgerlichen Rechts und des 
Handelsrechts einschließlich der Genossenschaften und die sonstigen 
juristischen Personen des öffentlichen und privaten Rechts mit Ausnahme 
derjenigen, die keinen Erwerbszweck verfolgen.“  
Der Wegzug, Zuzug und Rückzug von Erwerbstätigen zwischen den Mitgliedstaaten stellt 
einen klassischen Anwendungsfall der Niederlassungsfreiheit dar.1418 Daher erscheint es 
unter Maßgabe der Zielsetzung der gegenständlichen Untersuchung sinnvoll, sich in 
weiterer Folge speziell mit der Niederlassungsfreiheit iSd Art 49-55 AEUV und der dazu 
ergangenen Rechtsprechung zu beschäftigen. 
Bezüglich des umgründungsbedingten Wegzugs bzw. Zuzugs ist festzuhalten, dass das EU-
Primärrecht prinzipiell keine unmittelbaren umgründungsteuerrechtlichen Regelungen 
vorsieht. Aufgrund der sachlichen Nahebeziehung zwischen grenzüberschreitenden 
Umgründungsvorgänge und dem Weg-/Zuzug sind allerdings die für den Wegzug und 
Zuzug geltenden Grundfreiheiten analog auch auf Umgründungsvorgänge anwendbar, 
welche aus ertragsteuerlicher Sicht eine gleichartige Wirkung entfalten (Ent- oder 
Verstrickung von Besteuerungssubstrat in Österreich durch grenzüberschreitende 
Übertragung von Betrieben, Teilbetrieben oder Einzelwirtschaftsgütern).1419 
So werden z.B. in der Rs. SEVIC Systems1420 grenzüberschreitende Verschmelzungen in 
erster Linie als Anwendungsfall der Niederlassungsfreiheit iSd Art 43 EGV eingestuft.1421 
Demnach dürfen Steuerpflichtige, welche an einer grenzüberschreitenden 
Verschmelzungen beteiligt sind – da sie sich gegenüber Steuerpflichtigen, welche an einer 
rein innerstaatlichen Verschmelzung beteiligt sind in einer vergleichbaren Lage befinden – 
gegenüber diesen nicht benachteiligt werden. Der aus der Verschmelzung resultierende 
Verlust des österreichischen Besteuerungsrechtes kann jedenfalls nicht als 
Rechtfertigungsgrund für eine „mangelnde Vergleichbarkeit“ herangezogen werden.1422    
Die Geltung der – im territorialen Anwendungsbereich breiteren – Kapitalverkehrsfreiheit 
ist nach Meinung des EuGH1423 als lediglich „subsidiär“ zur Niederlassungsfreiheit 
einzustufen. Fällt ein Sachverhalt somit primär1424 bereits unter die Schutzwirkung der 
                                                 
1418 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 15, FN 12. 
1419 Vgl. Hügel, Grenzüberschreitende Umgründungen, Sitzverlegungen und Wegzug im Lichte der Änderungen der Fusionsrichtline und 
der neueren EuGH-Judikatur, in König/Schwarzinger (Hrsg), Körperschaften im Steuerrecht - FS Wiesner, 2004, 196f. Ebenso Kofler, 
Die Rechtsprechung des EuGH zum direkten Steuerrecht und ihre Bedeutung für Österreich, in Keiler/Grumböck (Hrsg), EuGH-
Judikatur aktuell, 2006, 704 mit zahlreichen Hinweisen unter FN 461; zuletzt auch Körner, IStR 1/2012, 3; Beutel/Rehberg, IStR 
3/2012, 95. 
1420 Vgl. EuGH 13.12.2005, C-411/03, SEVIC Systems, Slg 2005, I-10805. 
1421 Vgl. Kraft/Bron, Grundfreiheiten und grenzüberschreitende Verschmelzung im Lichte aktueller EuGH-Rechtsprechung (Sevic), IStR 
2006, 26 (27ff.). 
1422 Vgl. Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), 2008, 253f., FN 98 und 99 mit weiteren Hinweisen auf EuGH 13.12.2005, C-
446/03, Marks & Spencer, Slg 2005, I-10837, Rz36 iVm 40 sowie EuGH 18.7.2007, C-231/05, Oy AA, Slg 2007, I-6373, Rz38, uam. 
1423 Vgl. EuGH 14.10.2004, C-36/02, Omega, Slg 2004, I-9609, Rz27, EuGH 12.12.2006, C-196/04, Cadbury Schweppes and Cadbury 
Schweppes Overseas, Slg 2006, I-7995, Rz33; EuGH 3.10.2006, C-452/04, Fidium Finanz, Slg 2006, I-9521, Rz48f; uam. (Rs. Test 
Claimants in the Thin Cap Group Litigation, Rz34, Rs. Lasertec, Rz25, Rs. Stahlwerk Ergste Westig, Rz16).  
1424 Bei der Frage nach der im Zusammenhang mit einem Vorgang primär anwendbaren Grundfreiheit stellte der EuGH offenbar auf den 
Gegenstand der streitgegenständlichen Norm ab und ob die Norm vorwiegend Niederlassungsvorgänge oder Kapitalverkehrsvorgänge 
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Niederlassungsfreiheit, so ist die Einhaltung der Kapitalverkehrsfreiheit im 
gegenständlichen Sachverhalt nicht mehr zu prüfen. Etwaige beschränkende 
Auswirkungen auf die Kapitalverkehrsfreiheit im Rahmen von Niederlassungsvorgängen 
wertet der EuGH danach nur noch als „unvermeidbare Konsequenz“ der Ausübung eines 
Niederlassungsvorganges.   
8.2.2.2 EuGH-Rechtsprechung zum Wegzug 
Die Eckpunkte der rechtlichen Position des EuGH im Bereich des Themengebietes 
„grenzüberschreitender Wegzug“ kann v.a. den folgenden fünf richtungsweisenden 
Judikaten entnommen werden:  
• Rs X und Y,1425      
• Rs Hughes de Lasteyrie du Saillant, 1426 
• Rs N,1427 
• Rs SGI1428 sowie 
• Rs National Grid Indus1429 
Die fünf o.a. Urteile des EuGH werden in weiterer Folge im Detail beschrieben und 
kommentiert. Weiters werden die für Wegzugsvorgänge daraus resultierenden 
maßgeblichen unionsrechtlichen Rahmenbedingungen gesamthaft dargestellt. Auf die 
(kürzlich ergangene) Rs National Grid Indus (C-371/10) wird besonders detailliert 
eingegangen. Dies deshalb, weil der EuGH im Rahmen dieser Rs erstmalig auf einen 
betrieblichen Wegzugsvorgang eingegangen ist und die aus diesem Urteil gewonnenen 
Erkentnisse für die gegeständliche Arbeit von besonderer Bedeutung sind. 
8.2.2.2.1 Die Rs X und Y1430 
8.2.2.2.1.1 Sachverhalt und Vorlagefrage1431 
X und Y sind zwei natürliche Personen schwedischer Nationalität und beantragen bei der 
schwedischen Finanzbehörde einen Vorbescheid („Ruling“), im Rahmen dessen über die 
steuerliche Qualifikation einer geplanten Einlage von Aktien an einer schwedischen 
Gesellschaft (X-AB) in eine andere schwedische Aktiengesellschaft (Z-AB) abgesprochen 
wird. Die Z-AB ist die Tochtergesellschaft der belgischen Y-SA, welche im Eigentum von 
X und Y steht, wobei die Anteilsübertragung mit der Durchführung einer 
Umstrukturierung des Konzerns wirtschaftlich begründet wird.  
 
                                                                                                                                                    
berührt – von dieser Maßgeblichkeit der nationalen Norm dürfte der EuGH aber im Rahmen der Rs. Burda abgewichen sein, siehe dazu 
Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), Sonderbilanzen, 2008, 259, FN 124. 
1425 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829. 
1426 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000. 
1427 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409. 
1428 Vgl. EuGH 21.1.2010, Rs C-311/08, SGI, Slg 2010, I-0000. 
1429 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus. 
1430 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829. 

















Die schwedische Finanzbehörde qualifiziert den Einlagevorgang als steuerpflichtig ohne 
die Möglichkeit, die Abfuhr der schwedischen Einkommensteuer zeitlich aufzuschieben. 
Diese Qualifikation basiert auf einer Norm des schwedischen Einkommensteuerrechts (§ 3 
Abs 1 lit h Unterabsatz 1, 2, 3 und 8 SIL1432), nach welcher die unentgeltliche oder gegen 
ein unter dem Marktwert liegendes Entgelt erfolgende Übertragung von 
Vermögensgegenständen auf eine in- oder ausländische verbundene juristische Person als 
steuerwirksamer Tauschvorgang gilt und etwaige stille Reserven im eingelegten 
Wirtschaftsgut aufgedeckt werden müssen. Erfolgt die Übertragung an eine ausländische 
juristische Person, an welcher der schwedische Übertragende oder ein Angehöriger 
unmittelbar oder mittelbar Anteile hält, oder an eine schwedische Tochtergesellschaft 
dieser, so steht dem Übertragenden kein Steueraufschub zu (Fall 1). Erfolgt die 
Übertragung jedoch an eine schwedische juristische Person – welche nicht vom 
Übertragenden oder einem seiner Angehörigen mittelbar über eine ausländische juristische 
Person gehalten wird – so wird die im Rahmen der Übertragung bzw. Einlage ausgelöste 
schwedische Einkommensteuer bis zu jenem Zeitpunkt aufgeschoben, in dem die 
                                                 



























übertragende Person ihre Anteile an der übernehmenden Person veräußert (Fall 2). Fall 1 
wird daher im Vergleich zu Fall 2 wesentlich benachteiligt.     
Die Existenz der Regelung wird seitens der schwedischen Finanzbehörde mit dem Risiko 
des Verlustes von Steuersubstrat durch den Wegzug des Übertragenden begründet. So 
könne dies z.B. in der Weise geschehen, dass der Inhaber einer Aktiengesellschaft – als 
eine Form der Steuerhinterziehung – vor einem bevorstehenden Wegzug aus Schweden 
seine Aktien an dieser Gesellschaft zu einem herabgesetzten Preis auf eine ausländische 
Gesellschaft oder eine schwedische Tochter derselben übertrage, die ebenfalls in seinem 
Eigentum stehe.1433 Da die Veräußerung von Anteilen an einer ausländischen Gesellschaft 
nach Wegzug des Steuerpflichtigen in Schweden prinzipiell nicht mehr erfasst werden 
könne, sind die Einlagen in ausländische juristische Personen vom möglichen 
Steueraufschub auszunehmen. Da dieselbe steuervermeidende Wirkung über Einlage in 
eine schwedische Gesellschaft im Vermögen einer verbundenen ausländischen 
Gesellschaft erreicht werden kann, ist auch dieser Einlagevorgang vom Steueraufschub 
auszunehmen. Im rein inländischen Szenario (Fall 2) wäre die Besteuerung der temporär 
freigestellten stillen Reserven im übertragenen Vermögen im Rahmen der späteren 
Veräußerung der Anteile an der übernehmenden Gesellschaft jedoch sichergestellt.1434 
Die schwedische Finanzbehörde rechtfertigte die Ausnahme vom Steueraufschub mit 
folgenden Argumenten:1435 
? Die Niederlassungsfreiheit wäre im vorliegenden Fall nicht anwendbar, da sich die 
nationale Regelung auf Grundlage der Vertragsbestimmung über den freien 
Kapitalverkehr rechtfertigen lässt. 
? Selbst wenn die Niederlassungsfreiheit doch anwendbar wäre und aufgrund der 
strittigen Regelung eine Ungleichbehandlung vorläge, so ist diese aus Gründen des 
öffentlichen Interesses (insbesondere der Effizienz der steuerlichen Kontrolle und 
der Kohärenz des Steuersystems) gerechtfertigt. 
? Es besteht im vorliegenden Fall der begründete Verdacht der Steuerhinterziehung, 
welche durch geeignete Maßnahmen seitens der Mitgliedstaaten verhindert werden 
darf. Die missbräuchliche Berufung auf Unionsrecht sei nicht gestattet.    
Abkommensrechtlich ist darauf hinzuweisen, dass das DBA Schweden-Belgien unter Art 
13 Abs 4 im Falle einer Anteilsveräußerung, konform zum OECD-Musterabkommen, 
prinzipiell dem Ansässigkeitsstaat des Anteilsinhabers das alleinige Besteuerungsrecht 
zuweist. Unter Art 13 Abs 5 des DBA ist weiters speziell geregelt, dass dem Wegzugsstaat 
insofern (noch) ein Besteuerungsrecht im Falle einer Veräußerung von Anteilen an einer 
im Wegzugsstaat ansässigen Gesellschaft zukommt, als der Veräußerer eine natürliche 
Person und Staatsangehöriger des Wegzugsstaates ist und zu irgendeinem Zeitpunkt 
                                                 
1433 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 6. 
1434 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 6 sowie Erläuterungen im Schlussantrag GA Mischo vom 
6.6.2002, C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 34 und 38. 
1435 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 24-25. 
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innerhalb der letzten fünf Jahre unmittelbar vor der Veräußerung im Wegzugsstaat 
ansässig war.1436   
Seitens des schwedischen obersten Verwaltungsgerichtshofs wurden im Zusammenhang 
mit o.a. Fall dem EuGH die folgende Frage an vorgelegt:1437   
„Stehen die Art 43 EG, 46 EG, 48 EG, 56 EG und 58 EG in einem Fall wie 
dem vorliegenden der Anwendung der Vorschriften eines Mitgliedstaats 
entgegen, die wie die in Rede stehenden schwedischen Vorschriften dazu 
führen, dass eine Kapitaleinlage in Form einer Übertragung von Aktien zu 
einem herabgesetzten Preis auf eine juristische Person, die in einem anderen 
Mitgliedstaat ansässig ist und an der der Übertragende unmittelbar oder 
mittelbar Anteile besitzt, oder auf eine inländische Aktiengesellschaft, an der 
diese juristische Person Anteile besitzt, ungünstiger besteuert wird als eine 
Einlage in dem Fall, dass eine solche ausländische Beteiligung nicht besteht?“ 
8.2.2.2.1.2 Feststellungen EuGH1438 
Im Zusammenhang mit der gegenständlichen Rechtssache hob der EuGH die folgenden 
Aspekte hervor: 
? Die Vorenthaltung der Aufschuboption bei Einbringung in eine in einem anderen 
Mitgliedstaat ansässige verbundene Gesellschaft bewirkt aufgrund des damit 
verbundenen Liquiditätsnachteils eine Benachteiligung, welche den Einbringenden 
davon abhalten kann, über eine Gesellschaft in einem anderen Mitgliedstaat 
geschäftlich tätig zu werden. Diese Ungleichbehandlung bewirkt damit eine 
Beschränkung der Niederlassungsfreiheit des Einbringenden, der am Kapital einer 
in einem anderen Mitgliedstaat ansässigen (den Anteil übernehmenden) 
Gesellschaft beteiligt ist, sofern ihm diese Beteiligung einen Einfluss auf die 
Entscheidung dieser Gesellschaft ermöglicht und er deren Tätigkeit bestimmen 
kann.1439  
? Auch die Vorenthaltung der Aufschuboption bei Einbringung in eine inländische 
Gesellschaft mit verbundener ausländischer Muttergesellschaft ist – eine 
Beteiligung an der ausländischen Muttergesellschaft vorausgesetzt, welche 
Einflussnahme und die Bestimmung ihrer Tätigkeit ermöglicht – aufgrund des 
damit verbundenen Liquiditätsnachteils als Beschränkung der 
Niederlassungsfreiheit einzustufen.1440 
? Die strittige Regelung schließt kategorisch und verallgemeinernd alle 
Einbringungen des Falles 1 von der Aufschuboption aus und gestattet den 
nationalen Gerichten keine Einzelfallprüfung anhand der Besonderheiten des 
jeweiligen Sachverhalts. Zudem bezieht sich das für die Begünstigung 
ausschlaggebende Kriterium (Übertragung auf Gesellschaft in anderem 
                                                 
1436 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 9-10. 
1437 EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 26. 
1438 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 29ff. 
1439 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 36-37. 
1440 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 38. 
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Mitgliedstaat oder eine Tochter derselben) unmittelbar auf die Ausübung der 
Niederlassungsfreiheit, welche per se keinen Missbrauch darstellen kann. Die 
Benachteiligung kann daher nicht mit der missbräuchlichen Ausübung der 
Niederlassungsfreiheit gerechtfertigt werden.1441  
? Die streitige Bestimmung zielt nicht speziell darauf ab, bloß künstlich geschaffene, 
der Umgehung des schwedischen Steuerrechts dienende Sachverhalte von der 
Aufschuboption auszunehmen, sondern erfasst alle (d.h. auch nicht 
missbräuchliche) Sachverhalte, bei denen Aktien zu einem ermäßigten Preis auf 
verbundene Gesellschaften in einem anderen Mitgliedstaat oder deren inländische 
Tochtergesellschaften übertragen werden. Diese allgemeine, pauschale 
Missbrauchsannahme kann aber nicht mit der Tatsache begründet werden, dass die 
übernehmende Gesellschaft oder deren Muttergesellschaft in einem anderen 
Mitgliedstaat ansässig ist.1442   
? Die Verringerung der schwedischen Steuereinnahmen, welche die Gewährung der 
Aufschuboption mit sich bringen könnte, stellt lediglich ein Ziel wirtschaftlicher 
Natur aber keinen zwingenden Grund des öffentlichen Interesses dar, welcher eine 
Beschränkung der Niederlassungsfreiheit rechtfertigen könnte.1443 
? Hinsichtlich der Beurteilung der Frage nach der fehlenden bzw. gegebenen 
Kohärenz der schwedischen Steuerregelung bei Gewährung einer Steueroption (im 
Fall 1) darf nicht – wie seitens der schwedischen Behörde beabsichtigt – lediglich 
auf Ebene des Einbringenden auf eine strenge Wechselbeziehung zwischen 
Steueraufschub und mögliche Versteuerung der stillen Reserven abgestellt werden, 
sondern es muss auch die gegenseitige Verteilung von Besteuerungsrechten auf 
DBA-Ebene berücksichtigt werden. Auf Basis der vorliegenden 
Abkommensregelung (Art 13 Abs 4) steht Schweden die Besteuerung von 
Gewinnen aus Anteilsveräußerungen bei lokal ansässigen (zugezogenen) Personen 
zu. Andererseits verzichtet Schweden bewusst auf das entsprechende 
Besteuerungsrecht – unabhängig davon, ob im Rahmen einer vorgelagerten 
Einbringung ein Steueraufschub zugestanden wurde oder nicht – insofern der 
Veräußerer in Schweden nicht (mehr) ansässig ist. Mit Art 13 Abs 5 des DBA ist 
darüber hinaus eine spezielle Regelung vorhanden, welche den 
Besteuerungsanspruch für den Fall einer Veräußerung von Anteilen an einer 
inländischen Gesellschaft kurz nach Wegzug des Anteilsinhabers exakt regelt. Der 
Ausschluss von der Steuerstundung im Fall 1 ist angesichts des mit der 
Bestimmung verfolgten Zweckes daher weder erforderlich noch 
verhältnismäßig.1444    
? Wird aufgrund einer möglichen Aufschuboption (aufgrund des drohenden Wegfalls 
der Besteuerungsgrundlage durch den nachgelagerten Wegzug) dennoch fehlende 
Kohärenz unterstellt, könnte diese durch weniger einschneidende Maßnahmen als 
im vorliegenden Fall sichergestellt werden, welche sich speziell auf das Risiko 
eines endgültigen Wegzugs beziehen und alle Typen der Aktienübertragung mit 
dem selben objektiven Risiko erfassen könnten. So könnte eine Garantie oder 
                                                 
1441 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 43-44. 
1442 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 61-62. 
1443 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 50 mwH. 
1444 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 52-57. 
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Kaution verlangt werden, die im Falle des Wegzugs des Übertragenden in das 
Ausland die Steuerzahlung gewährleistet.1445  
? Der endgültige Wegzug eines Einbringenden im Fall 2 (jedenfalls Begünstigung 
der Einbringung durch die Aufschuboption) führt – so wie im Fall 1 – zur 
Entstrickung des im Rahmen der Einbringung übertragenen Steuersubstrats. 
Hinsichtlich des Risikos des potenziellen Verlustes des schwedischen 
Besteuerungsrechtes durch einen der Einbringung nachgelagerten Wegzug besteht 
somit zwischen Fall 1 und Fall 2 tatsächlich kein objektiver Unterschied.1446  
? Aus Art 65 AEUV (ehem. Art 58 EG) kann zudem keine Rechtfertigung für eine 
Beschränkung der Niederlassungsfreiheit abgeleitet werden.1447 
? Die gegenständliche Beschränkung der Möglichkeit einer Aufschuboption auf Fall 
2 stellt – insofern der Einbringende durch seine Beteiligung einen Einfluss auf die 
Entscheidungen der ausländischen juristischen Person hat (welche als 
übernehmende Person oder deren Muttergesellschaft fungiert) und er ihre Tätigkeit 
dadurch bestimmen kann – eine nicht rechtfertigbare Beschränkung der 
Niederlassungsfreiheit iSd Art 49 AEUV (ehem. Art 43 EGV) und Art 54 AEUV 
(ehem. Art 48 EGV) dar.1448 
? Die Beschränkung der Möglichkeit einer Aufschuboption stellt für den Fall der 
grenzüberschreitenden Einbringung in eine ausländische juristische Person – 
insofern der Einbringende durch seine Beteiligung keinen Einfluss auf die 
Entscheidungen der ausländischen juristischen Person hat – eine nicht 
rechtfertigbare Beschränkung der Kapitalverkehrsfreiheit iSd Art 63 und 65 AEUV 
(ehem. Art 56 und 58 EGV) dar.1449 
8.2.2.2.1.3 Bedeutung des Urteils für den Wegzug 
Die Rs X und Y ist für Wegzugsvorgänge insofern von Bedeutung, als sie die erste Rs des 
EuGH darstellt, welche eine Regelung zur „Exit-Besteuerung“, d.h. die Besteuerung von 
stillen Reserven in Wirtschaftsgütern welche die Besteuerungssphäre eines Landes 
verlassen, zum Gegenstand hatte.1450 Im Rahmen dieses Urteils wurde für den Fall eines 
grenzüberschreitenden Aktientausches (bzw. einer grenzüberschreitenden Einlage) die 
sofortige Aufdeckung und Besteuerung von stillen Reserven in den übertragenden 
Wirtschaftsgütern auch angesichts des drohenden endgültigen Besteuerungsverlustes für 
Schweden als nicht rechtfertigbarer Verstoß gegen die Niederlassungs- sowie 
Kapitalverkehrsfreiheit eingestuft.1451 Aus dem Urteil lässt sich lt Schrifttum1452 darüber 
                                                 
1445 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 58-59. 
1446 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 63. 
1447 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 64. 
1448 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 65. 
1449 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 74. 
1450 Vgl. Schneeweis, Exit Taxation after Cartesio: The European Fundamental Freedom’s Impact on Taxing Migrating Companies, 
Intertax, 2009, 364. 
1451 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 37, 65 und 70-74; Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, 
Wien 2007, 736. 
1452 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, Wien 2007, 737 mwH; Lausterer, IStR 2003, 19ff; Hügel, in FS Wiesner, 2004, 193. 
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hinaus aber auch ableiten, dass eine Entstrickungsbesteuerung grundsätzlich zulässig sein 
kann und nicht per se den EU-Grundfreiheiten widerspricht.1453 
Von besonderer Bedeutung scheint in der Rs X und Y die Berücksichtigung der 
existierenden abkommensrechtlichen Rahmenbedingungen zwischen Schweden und 
Belgien hinsichtlich der Verlagerung der Besteuerungsrechte iSd Art 13 Abs 4 und Abs 5 
im Rahmen eines Wegzuges durch den EuGH bei der Beurteilung der Kohärenz der 
Steuersystematik zu sein, wobei im Rahmen der Beurteilung dieser Frage vom EuGH 
inhaltlich auf die Rs Wielockx1454 zurückgegriffen wurde.1455 Da Schweden und Belgien im 
Rahmen ihres DBA vereinbaren, dass dem jeweiligen Ansässigkeitsstaat des 
Gesellschafters das Besteuerungsrecht für die Veräußerung von Anteilen zusteht (für 
bestimmte Zuzugsfälle geht das Besteuerungsrecht hinsichtlich der importierten Anteile 
erst nach fünf Jahren auf den Zuzugsstaat über) und für den Fall des Wegzugs/Zuzugs den 
Verlust bzw. den Gewinn des Besteuerungsrechtes an den übertragenen Wirtschaftsgütern 
gegenseitig vereinbaren und akzeptieren, kann sich Schweden lt. Schrifttum1456 im 
vorliegenden Fall nicht auf eine fehlenden Kohärenz der nationalen Regelungssystematik 
bei Wegfall der strittigen Restriktion berufen. Auch wenn der Wegfall der strittigen 
Beschränkung (Aufschuboption) den möglichen, dauerhaften Verlust des 
Besteuerungsrechtes an den eingebrachten Wirtschaftsgütern bedeutet, so nimmt 
Schweden – genau so wie es den möglichen Zugang eines neuen Besteuerungsrechtes im 
Rahmen eines Zuzugs akzeptiert – diesen Verlust auf Abkommensebene hin. Schweden 
gibt dadurch die als Rechtfertigungsgrund für eine Beschränkung der Grundfreiheiten 
prinzipiell anerkannte „interne“ Kohärenz seiner Besteuerungssystematik zu Gunsten einer 
„externen“ Kohärenz – woraus die Mitberücksichtigung der anwendbaren 
Abkommensregelungen im Rahmen der Kohärenzprüfung resultiert – auf. Die 
abkommensrechtlichen Umstände des Einzelfalles sind demnach bei der Prüfung, 
inwieweit die Beschränkung einer Grundfreiheit über die erforderliche Kohärenz der 
fraglichen Regelungssystematik gerechtfertigt werden kann, jedenfalls 
mitzuberücksichtigen (Übergang von der „Mikrokohärenz“ zur sog. „Makrokohärenz“).1457   
8.2.2.2.2 Die Rs Hughes de Lasteyrie du Saillant  
8.2.2.2.2.1 Sachverhalt1458 
Herr de Lasteyrie du Saillant verlässt am 12. September 1998 Frankreich und verlegt 
seinen Wohnsitz nach Belgien. Zu diesem oder irgendeinem in den letzten fünf Jahren vor 
seinem Wegzug liegenden Zeitpunkt hielt er mit seinen Familienangehörigen unmittelbar 
oder mittelbar Wertpapiere, die zum Bezug von mehr als 25 Prozent der Gewinne einer 
Gesellschaft berechtigen. Diese Gesellschaft war gesellschaftsteuerpflichtig und hatte ihren 
Sitz in Frankreich. Herr de Lasteyrie du Saillant musste aufgrund seiner 
Wohnsitzverlagerung nach den Bestimmungen des Französischen 
Einkommensteuerrechtes die in seinen Wertpapieren zum Zeitpunkt des Wegzugs 
                                                 
1453 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 59. 
1454 Vgl. EuGH 11.08.1995, Rs C-80/94, Wielockx, Slg 1995, I-2493. 
1455 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 52-57. 
1456 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, Wien 2007, 737 mwH; kritisch dazu Hügel, FS Wiesner, 2004, 191f. 
1457 Zur Rs X und Y sowie den Auswirkungen dieser auf das Verständnis der abkommensrechtlichen Makrokohärenz siehe Kofler, 
Doppelbesteuerungsabkommen, Wien 2007, 719ff. 
1458 Vgl.. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 12-18. 
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befindlichen stillen Reserven (Differenz zwischen dem gemeinen Wert und den 
Anschaffungskosten) versteuern. Herr de Lasteyrie du Saillant beantragte beim Conseil d‘ 
État die französische Wegzugsbestimmung (siehe dazu weiter unten) wegen 
Befugnisüberschreitung - da unionsrechtswidrig - für nichtig zu erklären. Der Conseil 










8.2.2.2.2.2 Rechtlicher Rahmen1459  
Unter Artikel 167ff des Französischen Code général des impôts wird für den 
Wegzugszeitpunkt bestimmt, dass Steuerpflichtige, die ihren steuerlichen Wohnsitz 
während der letzten zehn Jahre mindestens sechs Jahre in Frankreich hatten, zum 
Zeitpunkt, zu dem sie ihren Wohnsitz von Frankreich ins Ausland verlegen, hinsichtlich 
der stillen Reserven (gemeiner Wert – Anschaffungskosten) besteuert werden, welche in 
bestimmten Gesellschaftsrechten im Wegzugszeitpunkt enthalten sind. Die von der 
Wegzugsbesteuerung erfassten Gesellschaftsrechte setzten voraus, dass die unmittelbaren 
oder mittelbaren Rechte des Wegziehenden (oder seines Ehegatten und von Verwandten 
in aufsteigender oder absteigender Linie) an den Gesellschaftgewinnen zu irgendeinem 
Zeitpunkt im Laufe der letzten fünf Jahre zusammen 25 Prozent dieser Gewinne 
überstiegen.1460 
Dem Umstand, dass im Rahmen der o.a. Regelung nicht tatsächlich realisierte sondern 
lediglich fiktive Erträge besteuert werden, wird dadurch Rechnung getragen, dass bei 
Erfüllung bestimmter Voraussetzungen ein Aufschub der Steuerlast bis zum Zeitpunkt 
der Übertragung, des Rückkaufs, der Einlösung oder der Kraftloserklärung der 
betreffenden Gesellschaftsrechte gewährt wird. Die Voraussetzungen hierfür sind: 1461 
                                                 
1459 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 2-7. 
1460 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 4. 
1461 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 3. 
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mind 25%  
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? die Erklärung der Wertsteigerung, 
? die Stellung eines Antrages auf Zahlungsaufschub, 
? die Benennung eines in Frankreich ansässigen Bevollmächtigten (der zum 
Empfang von Mitteilungen in Bezug auf Besteuerungsgrundlage, Steuererhebung 
sowie steuerrechtliche Rechtsstreitigkeiten ermächtigt ist) sowie 
? die Leistung einer Sicherheit vor dem Wegzug (welche geeignet ist, die 
Einziehung der Steuerforderung durch die Finanzverwaltung zu gewährleisten).  
Weiters muss seitens der wegziehenden Person der Status der steuerlich entstrickten 
Wertpapiere (aufgeschobene Steuerlast, Art und Zeitpunkt der den Steueraufschub 
beendeten Ereignisse, etc.) gegenüber der französischen Behörde nachträglich laufend 
erklärt werden. Fällt der Steueraufschub z.B. aufgrund der Veräußerung oder des 
Rückkaufs der Wertpapiere weg, so werden nachträglich zum Wegzug stattgefundene 
Wertreduktionen bei der Erhebung der aufgeschobenen Steuer mitberücksichtigt. Steuern 
die im Ausland auf die Wertsteigerung bezahlt wurden werden – soweit vergleichbar – 
auf die französische Steuerlast angerechnet.1462  Nach Ablauf einer Frist von fünf Jahren 
ab dem Zeitpunkt des Wegzugs oder – wenn dieses Ereignis früher eintritt – zum 
Zeitpunkt zu dem der Steuerpflichtige seinen Wohnsitz wieder nach Frankreich zurück 
verlegt, wird die beim Wegzug festgesetzte Steuer von Amts wegen erlassen, soweit sie 
sich auf Wertsteigerungen von Gesellschaftsrechten bezieht, die sich zu diesem 
Zeitpunkt weiterhin im Vermögen des Steuerpflichtigen befinden.1463 Nach Ablauf eines 
Zeitraumes von fünf Jahren ab dem Wegzug werden die ins Ausland transferierten 
Wertpapiere steuerlich somit endgültig „entstrickt“. 
Die o.a. Sicherheiten können geleistet werden durch:1464  
? Barzahlungen auf ein Interimskonto der Finanzverwaltung,  
? Schuldverschreibungen auf die Finanzverwaltung,  
? die Begebung einer Bürgschaft,  
? Wertpapiere,1465  
? in staatlich anerkannten Lagern hinterlegte Waren, über die ein auf die 
Finanzverwaltung indossierter Lagerpfandschein ausgestellt ist,  
? Bestellung einer Hypothek.  
? Verpfändung eines Fonds de commerce. 
Neben den o.a. Formen können auch andere Sicherheiten der Finanzbehörde angeboten 
werden, die diese nach ihrer Prüfung annehmen oder ablehnen kann.  
Stellt sich heraus, dass die Sicherheiten an Wert verlieren oder nicht ausreichen, um die 
aufgeschobene Steuerschuld abzudecken, so kann die französische Finanzverwaltung die 
                                                 
1462 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 3. 
1463 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 4. 
1464 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 7. 
1465 Wertpapiere werden zu 100% ihres Wertes als Sicherheit anerkannt, wenn es sich um Werte handelt, auf die die Banque de France 
Lombardvorschüsse bewilligt und zu 60% ihres Wertes, wenn es sich um andere an einer französischen Börse notierten Wertpapiere 
handelt. Nicht an einer französischen Börse notierte Wertpapiere sind – ohne eine zusätzliche Bankbürgschaft – nicht als Sicherheit 
anerkannt; siehe Schlussantrag GA Mischo vom 13.04.2003, C-9/02, Rz 39.  
  350
Erbringung zusätzlicher Sicherheiten seitens des Steuerpflichtigen fordern. Kommt er der 
Forderung nicht nach, wird die Zwangsbeitreibung weiterbetrieben.1466 
Das zwischen Frankreich und Belgien im fraglichen Zeitraum gültige 
Doppelbesteuerungsabkommen teilt das Besteuerungsrecht für stille Reserven in 
Beteiligungen prinzipiell dem Ansässigkeitsstaat zu. Im Rahmen des Wegzugs einer 
Person von Frankreich nach Belgien kommt es daher – auf abkommensrechtlicher Ebene – 
hinsichtlich etwaiger im Vermögen der Person befindlicher Gesellschaftsanteile zur 
Übertragung des diesbezüglichen Besteuerungsrechtes auf Belgien.1467      
8.2.2.2.2.3 Die Vorlagefrage  
Hinsichtlich des o.a. französischen Konzeptes zur Besteuerung von Wegzugsvorgängen 
wurden seitens des Conseil d‘ État im Fall Hughes de Lasteyrie du Saillant dessen 
unionsrechtliche Konformität bezweifelt und folgende Vorlagefrage dem EuGH zur 
Vorabentscheidung vorgelegt: 1468 
„Verwehrt es der in Artikel 52 EG-Vertrag (nach Änderung jetzt Artikel 43 EG) 
verankerte Grundsatz der Niederlassungsfreiheit einem Mitgliedstaat, zur 
Vorbeugung gegen die Steuerflucht eine Regelung wie die hier beschriebene 
einzuführen, wonach Wertsteigerungen bei Verlegung des steuerlichen Wohnsitzes 
besteuert werden?“  
8.2.2.2.2.4 Feststellungen EuGH 
Die Position Frankreichs im Zusammenhang mit der Besteuerung von Wegzugsvorgängen 
fand Unterstützung bei anderen Mitgliedstaaten, wobei insbesondere Deutschland, die 
Niederlande und Dänemark die Position Frankreichs im Verfahren argumentativ 
unterstützen. Die Position des Klägers, d.h. die Qualifikation der französischen 
Wegzugsbesteuerung als unionsrechtwidrig, wurde von der Kommission und von Portugal 
gestützt. 
Der EuGH würdigte den vorliegenden Sachverhalt wie folgt: 
? Der Art 52 EGV (später Art 43 EGV, ab 2010 Art 49 AEUV) sichert nicht bloß die 
Inländergleichbehandlung im Aufnahmemitgliedstaat, sondern verbietet auch dem 
Herkunftsmitgliedstaat, die Niederlassung seiner Staatsangehörigen in einem 
anderen Mitgliedstaat über Steuervorschriften zu behindern, wobei bereits 
geringfügige oder unbedeutende Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit 
verboten sind.1469  
? Die französische Form der Wegzugsbesteuerung verbietet dem wegziehenden 
Steuerpflichtigen zwar nicht von seinem Niederlassungsrecht Gebrauch zu machen, 
                                                 
1466 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 8. 
1467 Vgl. Schlussantrag GA Mischo vom 13.04.2003, C-9/02, Rz 78.  
1468 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 18. 
1469 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 42-44 unter Verweis auf Rs Baars, C-
251/98 sowie Rs Kommission/Frankreich , C-34/98. 
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es entfaltet jedoch eine abschreckende Wirkung und ist daher geeignet, die 
Ausübung des Rechtes auf freie Niederlassung zu beschränken.1470   
? Die abschreckende Wirkung ist in der Benachteiligung des Wegziehenden im 
Vergleich zu einer in Frankreich verbleibenden Person zu erkennen. Die 
Benachteiligung besteht in der wegzugsbedingt sofortigen Besteuerung eines noch 
nicht realisierten Einkommens. In Frankreich wäre der Wegziehende mit seinem 
Einkommen nur insoweit steuerpflichtig als dieses tatsächlich realisiert würde. 
Diese unterschiedliche Behandlung kann erhebliche Auswirkungen auf das 
Vermögen des potenziell Wegziehenden haben und ist daher geeignet, ihn vom 
geplanten Wegzug abzuhalten.1471      
? Der mögliche Zahlungsaufschub erfolgt nicht automatisch und ist an strenge 
Voraussetzungen geknüpft, zu welchen u.a. die Leistung von Sicherheiten gehört. 
Die notwendige Leistung von Sicherheiten hat eine beschränkende Wirkung, da sie 
den Wegziehenden an der Nutzung des Vermögens hindern.1472 
Die potenzielle Beschränkung der Niederlassungsfreiheit wird von den Befürwortern 
der Wegzugsregelung durch vier Argumente gerechtfertigt: 
? Die Wegzugsbesteuerung ist aus Gründen der Vermeidung von Steuerflucht 
erforderlich. 
? Dem Wegzugsstaat entgehen durch einen besteuerungsfreien Wegzug 
Steuereinnahmen, d.h. es droht die Erosion der Besteuerungsgrundlage beim 
Wegzugsstaat.  
? Die Kohärenz des französischen Steuersystems erfordert die 
Wegzugsbesteuerung. 
? Die Aufteilung der Besteuerungsrechte zwischen dem Wegzugsstaat und dem 
Zuzugsstaat wird durch die Wegzugsbesteuerung sichergestellt. 
Die versuchte Rechtfertigung der Beschränkung der Niederlassungsfreiheit durch die 
Befürworter der Wegzugsbesteuerung wird vom EuGH mit folgenden Argumenten 
zurückgewiesen:  
? Die pauschale Besteuerung jedes Wegziehenden kann nicht mit der beabsichtigten 
Vermeidung von Steuerflucht begründet werden, da sie jeden Wegziehenden 
erfasst, unabhängig davon, aus welchem Grund der Wegzug stattfindet. Der 
Wegzug für sich genommen stellt keine Steuerflucht dar, daher kann die 
Beschränkung der Niederlassungsfreiheit nicht mit der beabsichtigten 
Verhinderung von Steuerflucht begründet werden. 1473   
? Die Besteuerung jedes Wegzugsvorganges geht zudem weit über das hinaus, was 
zur Erreichung des Zieles der Verhinderung von Steuerflucht erforderlich ist. Die 
Besteuerung von missbräuchlichen, kurzen Wohnsitzwechseln (welche alleine mit 
                                                 
1470 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 45 und 48. 
1471 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 46. 
1472 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 47-48. 
1473 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 50-51. 
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dem Ziel der Vermeidung der Besteuerung von Gewinne durchgeführt wird) könnte 
auch durch alternative Regelungen, welche konkret missbrauchsverdächtige 
Situationen erfassen und die Niederlassungsfreiheit weniger beschränken, erreicht 
werden.1474     
? Die Besteuerung von latenten Wertsteigerungen im Rahmen von 
Wegzugsvorgängen kann daher nicht mit dem Argument der Vermeidung von 
Steuerflucht gerechtfertigt werden.1475 
? Die Verletzung der Niederlassungsfreiheit kann auch nicht mit dem Argument, die 
Regelung hätte als Zielsetzung die Vermeidung der Reduktion von 
Steuereinnahmen beim Wegzugsstaat, begründet werden. Steuermindereinnahmen 
gelten nicht als zwingender Grund des Allgemeininteresses.1476   
? Eine Rechtfertigung der Verletzung der Niederlassungsfreiheit kann auch nicht 
über das Argument der erforderlichen Kohärenz des französischen Steuersystems 
erfolgen (die Wegzugsbesteuerung wurde von der französischen Regierung auch 
nicht mit dieser Zielsetzung begründet). Mit der Wegzugsbesteuerung wird 
offensichtlich nicht die Sicherstellung der Wertsteigerung, die während des 
Aufenthalts der wegziehenden Person in Frankreich stattgefunden hat, beabsichtigt. 
Dies ist aus dem Umstand zu erkennen, dass Frankreich eine im Ausland auf die 
Wertsteigerung entrichtete Steuer im Inland auf die französische Steuer anrechnet. 
Darüber hinaus findet nach Ablauf einer fünfjährigen Wartefrist sowieso eine von 
Frankreich geduldete steuerliche Entstrickung statt.1477  
? Die Zulässigkeit der Vermeidung von Steuerflucht (im Sinne einer „künstliche 
Wohnsitzverlegung“) oder die mögliche Aufteilung der Besteuerungsrechte 
zwischen Wegzugs- und Aufnahmestaat an sich sind nicht Gegenstand des 
Verfahrens. Gegenstand des Verfahrens ist die Frage, ob die Maßnahmen zur 
Erreichung dieser Ziele im Einklang mit der Niederlassungsfreiheit stehen.1478  
? Die Niederlassungsfreiheit verwehrt es daher einem Mitgliedstaat – zur 
Vorbeugung gegen Steuerflucht – Regelungen wie die französische 
Wegzugsbesteuerung einzuführen, nach welcher latente Wertsteigerungen im 
Rahmen eines Wegzuges besteuert werden.1479  
8.2.2.2.2.5 Bedeutung des Urteils für den Wegzug 
Das Urteil in der Rs Hughes de Lasteyrie du Saillant wird im Schrifttum1480 als ein für die 
unionsrechtliche Beurteilung des Wegzugs richtungsweisendes Urteil verstanden. Dies 
deshalb, weil der EuGH im Rahmen dieses Urteils erstmalig ein unionsrechtliches 
Regelwerk entwickelte, innerhalb dessen Wegzugsvorgänge vom Wegzugsstaat besteuert 
                                                 
1474 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 52-54. 
1475 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 58. 
1476 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 59-60 unter Verweis auf Rs ICI, C-397/98 
und Rs Metallgesellschaft, C-410/98. 
1477 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 63-67. 
1478 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 68. 
1479 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 69. 
1480 Für viele Kofler, ÖStZ 2003/503, 262ff; H.J.Aigner, Ges 2003, 254ff; Stangl, SWI 2003, 283; Kofler, ÖStZ 2004/483, 195ff; 
Aigner/Tissot, SWI 2004, 293ff; Beiser, ÖStZ 2004/661, 282ff; Schindler, IStR 2004, 300ff; Schindler, GeS 2004, 184ff; 
Fraberger/Zöchling, ÖStZ 2004/770, 410ff und ÖStZ 2004/837, 433ff; Schneeweiss, Intertax, 2009, 365. 
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werden dürfen ohne dadurch unionsrechtliche Grundfreiheiten zu verletzen.1481 Die 
Hauptaussage des Urteils – welche sich lt Kommission1482 und überwiegendem 
Schrifttum1483 nicht bloß auf den Wegzug natürlicher Personen mit ihrem Privatvermögen 
sondern klar auch auf jenen von juristischen und natürlichen Personen mit 
Betriebsvermögen („betriebliche“ Wegzugsszenarien) bezieht1484 – ist darin zu erkennen, 
dass eine pauschale Besteuerung von latenten Wertsteigerungen im Rahmen von 
Wegzugsvorgängen einen nicht rechtfertigbaren Verstoß gegen die Niederlassungsfreiheit 
darstellt. Dieser konnte im Rahmen der Rs Hughes de Lasteyrie du Saillant weder über die 
notwendige Vermeidung von Steuerflucht, die drohende Erosion der Steuerbasis des 
Wegzugstaates noch über die zu wahrende Kohärenz des Steuersystems des 
Wegzugsstaates gerechtfertigt werden. Dem Urteil kann jedoch – in Übereinstimmung mit 
der Rs X und Y – entnommen werden, dass die Besteuerung von Wertsteigerungen durch 
den Wegzugsstaat nicht per se als unionsrechtswidrig qualifiziert wird. Die in seiner 
Sphäre aufgebauten stillen Reserven dürfen jedenfalls vom Wegzugsstaat besteuert 
werden, allerdings erst im Zeitpunkt ihrer tatsächlichen Realisierung.1485 Der freie Verkehr 
stiller Reserven ist daher unionsrechtlich nicht erforderlich.1486 Die Aufteilung der 
Besteuerungsrechte liegt in der Verantwortung der in den Wegzug involvierten Staaten, 
wobei diese das ihnen zustehenden Recht unter Wahrung unionsrechtlicher Grundsätze 
ausüben müssen. 
8.2.2.2.3 Die Rs N („Van Dijk“)1487 
8.2.2.2.3.1 Sachverhalt1488 
Herr Van Dijk (in weiterer Folge Herr „N“) verlegt seinen ständigen Wohnsitz am 22. 
Jänner 1997 von den Niederlanden in das Vereinigte Königreich. Zum Zeitpunkt seines 
                                                 
1481 Siehe die Anmerkungen des EuGH zur Einstufung als „qualifizierter Verstoß“ gegen Gemeinschaftsrecht in der Rs N, EuGH 
7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 66. 
1482 Vgl. Mitteilung der Kommission „Wegzugsbesteuerung und die Notwendigkeit einer Koordinierung der Steuerpolitiken der 
Mitgliedstaaten“, KOM 2006, 825 endg., 6 unter Pkt 3.1. unter Hinweis auf das Wording des Urteils (Bezugnahme auf 
„Steuerpflichtige“) und dessen spätere Zitierung durch den EuGH im Urteil vom 13.12.2005 in der Rs C-411/03 SEVIC Systems AG 
betreffend grenzüberschreitender Verschmelzungen. 
1483 Pro Übertragbarkeit: Fraberger/Zöchling, Wegzugsbesteuerung, ÖStZ 2004, 433ff, 433 mwH; Schärf, Sitzverlegung, SWI 2004, 
548ff, 552; Şimşek, in Burgstaller/Haslinger (Hrsg), Conflicts of Qualification in Tax Treaty Law, 2007, 189 mwH.; Köhler, In 
Spindler/Tipke/Rödder (Hrsg), Steuerzentrierte Rechtsberatung – FS Schaumburg, 2009, 826; Eickmann/Stein, DStZ 2007, 723 mwH; 
Kahle/Franke, IStR 12/2009, 411 mwH unter FN 73; Körner, IStR 2004, 424; Körner, IStR 2006, 469f.; Körner, Neue Erkenntnisse zu 
Ent- und Verstrickung, IStR 6/2010, 210; Rödder/Schumacher, DStR 2006, 1485; Schön, Arbeitsbuch zur 57. Steuerrechtlichen 
Jahresarbeitstagung – Unternehmen 2006, 2006, 49ff.; Thömmes/Schulz/Eismayr/Müller, IWB 2006, 509; Schönherr/Lemaitre, GmbHR 
2006, 563; Schnitger, BB 2004, 804, Aigner/Kofler, taxlex 2005, 7; Haunold/Tumpel/Widhalm, SWI 2004, 211; Schnitger, DB 2004, 
804; Schön/Schindler, IStR 2004, 571, Wassermeyer, GmbHR 2004, 613; Schneeweiss, Intertax, 2009, 371ff; Kok, Compatibility of Exit 
Taxes and Community Law, EC Tax Review, 2011, 69; S.Douma, National Grid Indus. Request for preliminary ruling on exit tax on 
companies, Highlights & Insights on European Taxation 2010/12. 
Kritisch bzw ablehnend zur Frage der Übertragbarkeit: van Arendonk, Exit Taxes: Separation of Powers?, EC Tax Review, 2010-2, 
60f.; Mitschke, Entstrickung und Verstrickung – BFH I R 77/06 und § 4 Abs 1 Satz 3 EStG, IStR 6/2010, 212 sowie Mitschke, Aufruf 
für eine europäische Finanzgerichtsbarkeit, IStR 13/2010, 468  welcher die Übertragbarkeit der Rs Hugh des Lasteyrie du Saillant und 
der Rs N auf betriebliche Wegzugsvorgänge - mit nach der hier vertretenen Meinung unzureichenden Argumenten – verneint. 
Zweifelnd: Englisch, Besteuerung der Gewinne bei der Muttergesellschaft unter Ausschluss gebietsfremder Tochtergesellschaften (zu 
EuGH 25.2.2010, C-337/08, X Holding BV), IStR 6/2010, 217; für eine differenzierende Übertragung der Erkenntnisse aus der Rs Hugh 
des Lasteyrie du Saillant und der Rs N auf WG des BV siehe Hohenwarter-Mayr, RdW 2010/546, 543. 
1484 Die Übertragbarkeit der Systematik in ihren Grundzügen von privaten auf betriebliche Wegzugsvorgänge wurde schließlich vom 
EuGH bestätigt, vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus. 
1485 Vgl. Kofler, Die Rechtsprechung des EuGH zum direkten Steuerrecht und ihre Bedeutung für Österreich, in Keiler/Grumböck 
(Hrsg), EuGH-Judikatur aktuell, 2006, 704 mit zahlreichen Hinweisen unter FN 459. 
1486 Vgl. Hügel, FS Wiesner, 2004, 192, 195. 
1487 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409. 
1488 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 11-18. 
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Wegzugs war er Alleingesellschafter dreier Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
niederländischen Rechts, deren Ort der tatsächlichen Geschäftsführung sich auf Curação 
(Niederländische Antillen) befindet. Herr N ging zum Zeitpunkt seines Wegzugs in das 
Vereinigte Königreich dort keiner aktiven Erwerbstätigkeit nach, erst seit 2002 betreibt er 










Anlässlich des Wegzugs im Jahr 1997 wurden die in den Anteilen enthaltenen stillen 
Reserven in den Niederlanden versteuert, wobei die Steuer - auf Antrag und nach 
Gewährung einer Sicherheit durch Herrn N - seitens der Niederlande gestundet wurde. Die 
Sicherheit wurde Herrn N, nach dem die Rs Hughes de Lasteyrie du Saillant diesbezüglich 
unionsrechtliche Bedenken ausgelöst hatte, im Juni 2004 ohne Entschädigung für den mit 
der Gewährung der Sicherheit verbundenen Zinsverlust wieder rückerstattet.   
Herr N focht in weiterer Folge den Steuerbescheid aus dem Jahr 1997 mit der Begründung 
an, dass die Wegzugsbesteuerung gegen Art 18 EGV und Art 43 EGV (ab 2010: Art 49 
AEUV) verstoße. Der mit dem Rechtsstreit befasste Gerechtshof te Arnhem hatte Zweifel 
an der Vereinbarkeit der einschlägigen niederländischen Regelung mit den 
unionsrechtlichen Grundfreiheiten und legte dem EuGH schließlich fünf Fragen zur 
Vorabentscheidung vor (siehe dazu weiter unten). 
8.2.2.2.3.2 Rechtlicher Rahmen1489 
Hält ein niederländischer Steuerpflichtiger eine wesentliche Beteiligung an einer 
Kapitalgesellschaft (unmittelbar oder mittelbar 5 Prozent am Kapital) und beendet er seine 
Steuerpflicht durch einen Wegzug so wird dieser Vorgang gemäß Artikel 20a WIB („Wet 
op de inkomstenbelasting“, auf Deutsch „Einkommensteuergesetz“) wie eine fiktive 
                                                 
1489 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 3-10, zur Niederländischen Rechtslage in dem für den Fall relevanten 












Veräußerung der Beteiligung besteuert. Im Rahmen eines Wegzugs kommt es daher zu 
einer Versteuerung der in den wegziehenden Anteilen enthaltenen stillen Reserven wobei 
im Rahmen eines Zuzuges in die Niederlande Anteile mit ihrem Marktwert zum Zeitpunkt 
des Zuzuges angesetzt werden (sog. „Step-Up“).  
Das Niederländische Steuerrecht sah die Möglichkeit vor, die wegzugsbedingt ausgelöste 
Steuerschuld bis zum Zeitpunkt der tatsächlichen Veräußerung der Anteile auf Antrag und 
ohne Zinsbelastung zu stunden, wobei bis ins Frühjahr 2004 hierfür die Gewährung einer 
Sicherheit verlangt wurde. Im April 2004 wurde, in Anlehnung an die Rs Hughes de 
Lasteyrie du Saillant, seitens der niederländischen Finanzbehörde beschlossen, die 
Gewährung eines Steueraufschubes auch ohne Beibringung einer Sicherheit zuzulassen. 
Nach Artikel 20c Abs 18 WIB und Artikel 26 Abs 2 IW („Invorderinswet“, auf Deutsch 
„Betreibungsgesetz“) konnte die aufgeschobene niederländische Steuer nachträglich zum 
Wegzug erlassen werden, und zwar insoweit der Steuerpflichtige innerhalb von zehn 
Jahren wieder in die Niederlande zurückkehrte oder die stillen Reserven auch im 
Zuzugsstaat besteuert wurden (soweit diese nicht die niederländische Steuer überstieg). 
Die gestundete Steuerschuld wurde gem Art 26 Abs 2 lit c IW auch insofern erlassen als 
die Anteile nach zehn Jahren noch nicht veräußert waren. 
Ebenfalls in Anlehnung an die Rs Hughes de Lasteyrie du Saillant wurde mit Wirkung ab 
dem 11. März 2004 die Möglichkeit der Berücksichtigung von Wertminderungen 
geschaffen. Gemäß Artikel 26 Abs 5 IW reduzieren dem Wegzug nachgelagerte 
Wertminderungen (innerhalb von zehn Jahren) die gestundete Steuerschuld im Ausmaß 
von 25 Prozent der Wertminderung.    
Das zwischen dem Vereinigten Königreich und den Niederlanden abgeschlossene 
Doppelbesteuerungsabkommen räumte in Art 13 Abs 4 grundsätzlich (OECD-konform) 
dem Ansässigkeitsstaat des Gesellschafters das Besteuerungsrecht an den Kapitalanteilen 
ein. Gemäß Art 13 Abs 5 wurde das Besteuerungsrecht für die Anteile im Wegzugsfall 
jedoch trotzdem dem Wegzugsstaat eingeräumt, insofern der Wegziehende während der 
letzten fünf Jahre vor der Veräußerung der Anteile im Wegzugsstaat gewohnt hatte.1490    
8.2.2.2.3.3   Die Vorlagefragen  
Hinsichtlich des o.a. niederländischen Konzeptes zur Besteuerung von Wegzugsvorgängen 
wurden seitens des Gerechtshof te Arnhem im Fall N dessen unionsrechtliche Konformität 
bezweifelt und folgende fünf Vorlagefragen dem EuGH zur Vorabentscheidung 
vorgelegt:1491 
                                                 
1490 Vgl. Schlussantrag von GA Kokott vom 30. März 2006, zu EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Rz 94-96; diese Regelung könnte in der 
Weise interpretiert werden, als sie den Niederlanden die Besteuerung des gesamten Veräußerungsgewinnes im Falle einer Veräußerung 
von Anteilen innerhalb von fünf Jahren ab dem Wegzug zugestehen würden. Seitens den  Niederlanden wird jedoch bei Veräußerung der 
Anteile nur auf die stillen Reserven im Wegzugszeitpunkt abgestellt (das Recht auf Einhebung der Steuer bleibt jedoch über 10 Jahre 
bestehen). Die Konformität der niederländischen Rechtslage mit dem Abkommensrecht war (ist) bereits Gegenstand niederländischer 
Verfahren, siehe dazu Kemmeren, in Lang/Schuch/Staringer, ECJ – Recent Developments in Direct Taxation, 2006, 230f.  
1491 EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 19. 
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„1. Kann sich ein Einwohner eines Mitgliedstaats, der seinen Wohnsitz in diesem 
Mitgliedstaat aufgibt, um sich in einem anderen Mitgliedstaat niederzulassen, in 
einem Verfahren gegen den Staat, aus dem er wegzieht, allein deshalb auf Artikel 18 
EG berufen, weil er eine Steuerveranlagung, die im Zusammenhang mit seinem 
Wegzug durchgeführt wird, eine Behinderung für diesen Wegzug bedeutet oder 
bedeuten kann? 
2. Wenn die erste Frage zu verneinen ist: Kann sich ein Einwohner eines 
Mitgliedstaats, der seinen Wohnsitz in diesem Mitgliedstaat aufgibt, um sich in einem 
anderen Mitgliedstaat niederzulassen, in einem Verfahren gegen den Staat, aus dem 
er wegzieht, auf Artikel 43 EG berufen, wenn nicht sofort festgestanden hat oder 
davon auszugehen gewesen ist, dass er in dem anderen Mitgliedstaat eine 
Erwerbstätigkeit im Sinne dieser Bestimmung ausüben wird? Ist es für die 
Beantwortung dieser Frage erheblich, ob diese Tätigkeit innerhalb eines absehbaren 
Zeitraumes ausgeübt werden wird? Wie lange kann dieser Zeitraum bejahendenfalls 
veranschlagt werden? 
3. Wenn die erste oder die zweite Frage zu bejahen ist: Steht Artikel 18 oder Artikel 
43 EG der vorliegenden niederländischen Regelung entgegen, wonach eine 
Veranlagung zur Einkommensteuer/Volksversicherungsprämie in Bezug auf die 
fiktive Realisierung des Gewinns aus wesentlicher Beteiligung nur deshalb 
durchgeführt wird, weil ein Einwohner der Niederlande, dessen Steuerpflicht als 
Gebietsansässiger endet, da er seinen Wohnsitz in einen anderen Mitgliedstaat 
verlegt, so zu behandeln ist, als wenn er seine Anteile, die zu einer wesentlichen 
Beteiligung gehören, veräußert hätte? 
4. Wenn die dritte Frage deshalb bejaht wird, weil für die Bewilligung der Stundung 
der festgesetzten Steuerschuld Sicherheit geleistet werden muss: kann die bestehende 
Behinderung rückwirkend durch die Freigabe der geleisteten Sicherheit beseitigt 
werden? Ist es für die Beantwortung dieser Frage auch erheblich, ob die Sicherheit 
auf der Grundlage einer gesetzlichen Regelung oder einer, möglicherweise im 
Rahmen der Durchführung aufgestellten, Richtlinie freigegeben wird? Ist es für die 
Beantwortung dieser Frage auch noch erheblich, ob ein Ersatz des möglichen 
Schadens angeboten wird, der durch die Sicherheitsleistung entstanden ist? 
5. Wenn die dritte Frage bejaht und die erste Teilfrage der vierten Frage verneint 
wird: Lässt sich die dann bestehende Behinderung rechtfertigen?“    
8.2.2.2.3.4 Feststellungen EuGH 
Die Position der Niederlande im Zusammenhang mit der Besteuerung von 
Wegzugsvorgängen fand Unterstützung bei anderen Mitgliedstaaten, wobei insbesondere 
Deutschland, Italien und Dänemark die Position der Niederlande im Verfahren 
argumentativ unterstützen.  
Der EuGH würdigte den vorliegenden Sachverhalt wie folgt: 
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? Der Sachverhalt ist nur insoweit im Hinblick auf das allgemeine 
Diskriminierungsverbot iSd Art 18 EG zu prüfen als Art 43 EG (ab 2010: Art 49 
AEUV) nicht auf ihn anwendbar ist. Der Begriff der Niederlassung iSd Art 43 EG 
ist sehr weit auszulegen, demnach fällt auch der Wegzug mit einer Beteiligung an 
einer Kapitalgesellschaft mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat als in jenem in 
dem der Anteilsinhaber wohnt – insofern das Ausmaß der Beteiligung die 
Bestimmung der Tätigkeit der Gesellschaft durch den Gesellschafter zulässt (bei 
100 Prozent jedenfalls zutreffend) – unter die Niederlassungsfreiheit. Der 
Wegzugsvorgang durch Herrn N fällt daher – auch wenn er im Zeitpunkt des 
Wegzugs von den Niederlanden nach UK dort keiner aktiven Erwerbstätigkeit 
nachgeht – unter die Niederlassungsfreiheit. Die Anwendbarkeit von Art 18 EG ist 
daher nicht zu prüfen.1492   
? Die niederländische Form der Wegzugsbesteuerung verbietet dem wegziehenden 
Steuerpflichtigen zwar nicht von seinem Niederlassungsrecht Gebrauch zu machen, 
es entfaltet jedoch eine abschreckende Wirkung und ist daher geeignet die 
Ausübung des Rechtes auf freie Niederlassung zu behindern.1493   
? Die abschreckende Wirkung ist in der Benachteiligung des Wegziehenden im 
Vergleich zu einer in den Niederlanden verbleibenden Person zu erkennen. Die 
Benachteiligung besteht in der wegzugsbedingt sofortigen Besteuerung eines noch 
nicht realisierten Einkommens. In den Niederlanden wäre der Wegziehende mit 
seinem Einkommen nur insoweit steuerpflichtig als dieses tatsächlich realisiert 
würde. Diese unterschiedliche Behandlung ist geeignet ihn vom geplanten Wegzug 
abzuhalten.1494      
? Die abschreckende Wirkung der Wegzugsbesteuerung wurde durch die mögliche 
Stundung nicht beseitigt da diese nicht automatisch erfolgte, sondern u.a. an die 
Leistung von Sicherheiten geknüpft war. Dieses Erfordernis entfaltete eine 
beschränkende Wirkung, da der Wegziehende an der Nutzung der als Sicherheit 
geleisteten Vermögenswerte gehindert war. 1495  
? Auch die anlässlich des Wegzugs notwendige Abgabe einer Steuererklärung ist als 
zusätzliche Formalität, die den im Inland verbleibenden Gesellschafter nicht trifft, 
geeignet, eine abschreckende Wirkung zu entfalten.1496 
? Darüber hinaus entfaltet die Nichtberücksichtigung von Wertminderungen (welche 
nach dem Wegzugszeitpunkt stattfinden) durch den Wegzugsstaat im Rahmen der 
Einhebung der gestundeten Steuer einen abschreckenden Effekt. Die derart 
eingehobene Steuer würde die bei einem in den Niederlanden verbliebenen 
Anteilsinhaber und im Rahmen einer Anteilsveräußerung anfallende Steuer 
übersteigen und den Wegziehenden im Vergleich dazu benachteiligen.1497   
                                                 
1492 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 24-30. 
1493 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 34. 
1494 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 35. 
1495 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 36. 
1496 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 38. 
1497 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 37. 
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? Unter Berücksichtigung der Bestimmungen der niederländischen Wegzugsregelung 
ist diese geeignet, die Ausübung der Niederlassungsfreiheit zu behindern.1498 
Die Beschränkung der Niederlassungsfreiheit wurde von den Befürwortern der 
strittigen Wegzugsregelung durch die folgenden Argumenten gerechtfertigt: 
? Die fraglichen Regelungen zur Wegzugsbesteuerung entfalten – nach Abschaffung 
der für die Steuerstundung notwendigen Sicherheit sowie der Berücksichtigung von 
nachträglich zum Wegzug stattfindenden Wertminderungen (ab März 2004) – keine 
beschränkende Wirkung (mehr).1499     
? Darüber hinaus erfordert die Kohärenz des niederländischen Steuersystems die 
Wegzugsbesteuerung. Durch die Besteuerung der stillen Reserven im Rahmen des 
Wegzugs wird ein drohender ungerechtfertigter Vorteil vermieden.1500 
? Die Wegzugsbesteuerung stellt darüber hinaus die ausgewogene Aufteilung der 
Besteuerungsrechte zwischen dem Wegzugsstaat und dem Zuzugsstaat auf Basis des 
Territorialitätsprinzips sicher, wobei die Möglichkeit zur Anrechnung ausländischer 
Steuer Doppelbesteuerung vermeiden soll.1501 
Das Argument, die Wegzugsbesteuerung hätte den Zweck missbräuchliche Praktiken 
(im Sinne von Wegzugsvorgängen in Länder mit geringeren Steuersätzen mit 
kurzfristig nachgelagerten Veräußerungen der exportierten Wirtschaftsgüter) zu 
vermeiden, wurde von der Niederländischen Finanzbehörde scheinbar bewusst nicht 
vorgebracht. Dieser Ansatz ist vor dem Hintergrund der Rs Hughes de Lasteyrie du 
Saillant1502 zu verstehen, im Rahmen derer eine der niederländischen Regelung sehr 
ähnlich konstruierte französische Wegzugsregelung, die dem Zweck diente, 
missbräuchliche Wegzugsvorgänge zu verhindern, als überschießend und daher nicht 
unionsrechtskonform eingestuft wurde. In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass 
die Darstellung des Gesetzeszweckes durch die niederländische Finanzbehörde im 
Schrifttum1503 äußerst kritisch hinterfragt wurde, da aus der Historie der strittigen 
Wegzugsregelung jedenfalls ableitbar war, dass diese das Ziel der 
Missbrauchsvermeidung verfolgte.  
Die Rechtfertigung der Beschränkung der Niederlassungsfreiheit durch die Befürworter 
der Wegzugsbesteuerung wird vom EuGH wie folgt kommentiert: 
? Nach ständiger Rechtsprechung des EuGH ist eine Beschränkung von 
Grundfreiheiten durch von Mitgliedstaaten erlassene Regelungen nur insoweit 
möglich, als  
- dadurch ein im Allgemeininteresse liegendes Ziel verfolgt wird und  
- die beschränkende Regelung geeignet ist dieses Ziel zu erreichen sowie   
                                                 
1498 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 39. 
1499 Vgl. Schlussantrag von GA Kokott vom 30. März 2006, zu EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Rz 17. 
1500 Vgl. Schlussantrag von GA Kokott vom 30. März 2006, zu EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Rz 103. 
1501 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 41. 
1502 Siehe Kapitel 8.2.2.2.2. 
1503 Vgl. Kemmeren, in Lang/Schuch/Staringer, ECJ – Recent Developments in Direct Taxation, 2006, 234f. 
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- die Regelung nicht über das hinaus geht, was zur Erreichung des Ziels 
erforderlich ist.1504 
? Die ausgewogene Aufteilung von Besteuerungsrechten zwischen Mitgliedstaaten 
stellt ein legitimes, im Allgemeininteresse der Union liegendes Ziel dar1505, wobei 
die Mitgliedstaaten befugt sind, die Kriterien für die Aufteilung ihrer Steuerhoheit 
vertraglich oder einseitig festzulegen und sich dabei am OECD-Musterabkommen 
zu orientieren. 
? Das OECD-Musterabkommen sieht bei Veräußerungsgewinnen im Zusammenhang 
mit Beteiligungen – als Ausprägungsform des Grundsatzes der steuerlichen 
Territorialität – das Besteuerungsrecht prinzipiell beim Ansässigkeitsstaat des 
Gesellschafters. Die wegzugsbedingte Besteuerung der stillen Reserven in den 
Beteiligungen durch den Ansässigkeitsstaat ergänzt den Grundsatz der steuerlichen 
Territorialität um ein zeitliches Element.1506     
? Die strittige Wegzugsbesteuerungsregelung verfolgt daher ein im 
Allgemeininteresse liegendes Ziel und ist darüber hinaus geeignet die Erreichung 
dieses Ziels zu gewährleisten. 1507    
? Die wegzugsbedingt erforderliche Abgabe von Steuererklärungen hat zwar eine 
abschreckende Wirkung und macht den Wegzug weniger attraktiv, allerdings ist 
diese formale Verpflichtung – im Vergleich zu dem mit der Maßnahme verfolgten 
(legitimen) Ziel – nicht als unverhältnismäßig zu qualifizieren. Eine spätere 
Wertermittlung erst im Veräußerungszeitpunkt, bezogen auf den 
Wegzugszeitpunkt, wäre alternativ möglich. Eine Erleichterung würde diese 
Vorgehensweise allerdings nicht darstellen, da der Wegziehende dann zeitlich 
verlagert trotzdem den Wert der Beteiligung ermitteln und eine niederländische 
Steuerklärung abgeben (und bis dahin die dafür erforderlichen Unterlagen 
aufbewahren) müsste.1508    
? Die Forderung einer Sicherheit als Voraussetzung für die Gewährung einer 
Stundung der wegzugsbedingten Steuerlast ist als unverhältnismäßige Maßnahme 
einzustufen, da das mit der Regelung angestrebte Ziel (Aufteilung von 
Besteuerungsrechten) auch mit gelinderen Mitteln erreicht werden kann. Auf Basis 
der Amtshilferichtlinie und der Betreibungsrichtlinie kann der Wegzugsstaat den 
Zuzugsstaat um alle Auskünfte ersuchen, die er für die ordnungsgemäße 
Festsetzung der Einkommensteuer benötigt, und ihn auch um Unterstützung bei der 
Betreibung von Einkommensteuerforderungen ersuchen.1509   
? Um als verhältnismäßig qualifiziert zu werden, muss die Wegzugsregelung eine - 
nach dem Wegzug hinsichtlich der Beteiligung möglicherweise stattgefundene - 
Wertminderung vollständig berücksichtigen, soweit sie nicht bereits im 
Aufnahmemitgliedstaat berücksichtigt worden ist.1510  
                                                 
1504 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 40 unter Verweis auf die Rs C-9/02 Hughes de Lasteyrie du Saillant. 
1505 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 42 unter Verweis auf die Rs C-446/03 Marks und Spencer. 
1506 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 46. 
1507 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 47. 
1508 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 49-50. 
1509 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 51-53 und 73. 
1510 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 54-55 und 73. 
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? Die Beeinträchtigung aufgrund der Leistung einer unter Verstoß gegen das 
Unionsrecht verlangten Sicherheit kann durch bloße Freigabe der Sicherheit nicht 
rückwirkend beseitigt werden. Sieht der Mitgliedstaat die Zahlung von 
Verzugszinsen bei Freigabe einer unter Verletzung nationalen Rechts verlangten 
Sicherheit vor, werden diese Zinsen auch im Fall eines Verstoßes gegen 
Unionsrecht geschuldet.1511  
8.2.2.2.3.5 Bedeutung des Urteils für den Wegzug 
Das Urteil in der Rs N stellt den bis dato letzten (privaten) Wegzugsbesteuerungsfall des 
EuGH dar1512 und gibt hinsichtlich der steuerlichen Behandlung von Wegzugsvorgängen 
insofern wichtige Hinweise, als es den in der Rs Hughes de Lasteyrie du Saillant vom 
EuGH entwickelten dogmatischen Zugang bestätigt und weiter ausbaut bzw. nach Hughes 
de Lasteyrie du Saillant bestehende Detailfragen dadurch geklärt werden (z.B. 
Verpflichtung zur Abgabe einer Steuererklärung, Berücksichtigung nachträgliche 
Wertminderungen). So wird die grundsätzliche Beschränkung der Niederlassungsfreiheit 
des Wegziehenden durch Wegzugsbesteuerungsregelungen bestätigt und gleichzeitig 
beschrieben, unter welchen Voraussetzungen diese Beschränkung rechtfertigbar erscheint 
bzw. inwieweit Maßnahmen zur Sicherung des Besteuerungsanspruches des 
Wegzugsstaates unionsrechtlich vertretbar sind.  
Das Urteil gibt insbesondere wertvolle Hinweise hinsichtlich des Verständnisses der 
ausgewogenen Aufteilung von Besteuerungsinteressen nach Maßgabe des 
Territorialitätsprinzips. So scheint die Besteuerung nach dem Territorialitätsprinzip 
(Details dazu weiter unten) zwar die grundsätzliche Handlungsmaxime zu sein, nach 
welcher der Wegzugsstaat seine Besteuerungssystematik ausrichten soll, allerdings wird 
diese bei - dem Wegzug nachgelagerten - Wertverlusten durchbrochen. Werden derartige 
Wertverluste im Zuzugsstaat nicht steuermindernd mitberücksichtigt und ergibt sich daraus 
eine Schlechterstellung des Wegziehenden im Vergleich zu den im Wegzugsstaat 
verbleibenden Steuerpflichtigen, so muss der Wegzugsstaat diese Wertminderung in voller 
Höhe bei Bemessung der Wegzugssteuer mitberücksichtigen. Diese Vorgehensweise führt 
zu einer Besteuerung, die nicht dem Territorialitätsprinzip in seiner reinen Ausformung 
entspricht. Diesfalls wird man wohl von einer Form des „abgeschwächten 
Territorialitätsprinzips“ sprechen können. Die gleiche Situation ergibt sich hinsichtlich 
der vom EuGH geforderten grenzüberschreitenden Verwertung ausländischer finaler 
Verluste wie in der Rs Marks & Spencer1513 umschrieben. Auch dieses Konzept führt zu 
einer Durchbrechung der Besteuerung nach dem reinen Territorialitätsprinzip.1514     
 
 
                                                 
1511 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 67 und 73. 
1512 Vgl. Schneeweiss, Intertax, 2009, 366. 
1513 Vgl. EuGH 13.12.2005, C-446/03, Marks & Spencer, Slg 2005, I-10837. 
1514 Vgl. S.Douma, National Grid Indus. Request for preliminary ruling on exit tax on companies, Highlights & Insights on European 
Taxation 2010/12. 
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8.2.2.2.4 Die Rs Société de Gestion Industrielle SA (SGI)1515 
8.2.2.2.4.1 Sachverhalt1516 
Die Gesellschaft Société de Gestion Industrielle SA („SGI“) ist eine belgische 
Holdinggesellschaft und hält 65 Prozent der Anteile an Recydem SA („Recydem“), einer 
französischen Kapitalgesellschaft. Darüber hinaus übt sie die Funktion eines 
Geschäftsführers (director) in Recydem aus. Die luxemburgische Gesellschaft Cobelpin 
SA („Cobelpin“) hält 34 Prozent der Anteile an SGI und übt bei dieser eine Funktion als 
Geschäftsführer (director) aus. Herr Leone fungiert persönlich als Geschäftsführer von 
SGI, Cobelpin und Recydem. SGI gewährt Ende des Jahres 2000 ein zinsenfreies Darlehen 
(rd TEUR 938) an Recydem. Darüber hinaus leistet sie eine monatliche Zahlung (rd TEUR 
9) an Cobelpin zur Abgeltung der von dieser ausgeübten GF-Funktion. Die Gewährung 
eines zinsenlosen Darlehens sowie die Höhe der GF-Abgeltung wurde – u.a. weil Herr 
Leone unmittelbar persönlich und gleichzeitig mittelbar als Geschäftsführer von Cobelpin 
die Funktion eines directors bei SGI ausübte – von der belgischen Finanzbehörde als 
fremdunüblich eingestuft. Daher wurden von der Behörde auf Ebene von SGI fiktive 
Zinserträge in Höhe von rd 5 Prozent p.a. angesetzt und die GF-Zahlungen an Cobelpin als 










Die Gesellschaft SGI focht in weiterer Folge den behördenseitig abgeänderten 
Steuerbescheid an, wobei der Berufung seitens der Finanzbehörde mit Bescheid vom 22. 
Juli 2004 nicht stattgegeben wurde. Die Berufungsbehörde erster Instanz („tribunal de 
première instance de Mons“) gab der Finanzbehörde grundsätzlich Recht und vertrat 
darüber hinaus den Standpunkt, dass im gegebenen Sachverhalt keine wirtschaftliche 
Begründung für die Gewährung des zinsenlosen Darlehens bestand. Recydem befand sich 
im Zeitpunkt der Darlehensgewährung in einer soliden finanziellen Lage während SGI 
                                                 
1515 Vgl. EuGH 21.1.2010, Rs C-311/08, SGI, Slg 2010, I-0000. 
1516 Vgl. EuGH 21.1.2010, Rs C-311/08, SGI, Slg 2010, I-0000, Rz 9-18. 
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selbst durch die Darlehensgewährung in eine wirtschaftliche Notlage gebracht wurde.1517 
Auch hinsichtlich der Abzugsfähigkeit der GF-Abgeltung an Cobelpin gab der Gerichtshof 
erster Instanz der Finanzbehörde Recht.  
Aufgrund der in Folge beschriebenen belgischen Rechtslage äußerte der Gerichtshof erster 
Instanz jedoch die Befürchtung dass aufgrund der vorzunehmenden Gewinnkorrektur auf 
Ebene von SGI ein Verstoß gegen die Niederlassungsfreiheit iSd Art 43 EGV (ab 2010: 
Art 49 AEUV) bzw. gegen die Kapitalverkehrsfreiheit iSd Art 56 EGV (ab 2010: Art 63 
AEUV) vorliegen könnte und legte den Fall daher dem EuGH mit zwei Vorlagefragen vor. 
8.2.2.2.4.2 Rechtlicher Rahmen1518 
Nach Art 26 des belgischen Einkommensteuergesetzes („Code des impôts sur le revenu“ 
oder „CIR“) werden fremdunübliche Vorteile, die ein in Belgien ansässiges Unternehmen 
an andere Personen gewährt, bei diesem insofern als zusätzlicher fiktiver Gewinn 
angesetzt, als es sich beim Empfänger des Vorteils um eine ausländische Betriebsstätte 
bzw. ein im Ausland ansässiges verbundenes Unternehmen handelt, welches mit seinen 
Gewinnen nicht der belgischen Besteuerung unterliegt. Folglich führen fremdunüblich 
abgegoltene Leistungen, welche von einem belgischen Unternehmens erbracht werden, bei 
diesem nur dann zu einer Gewinnkorrektur, wenn es sich beim konzernmäßig verbundenen 
Leistungsempfänger um einen nicht der belgischen Besteuerung unterliegenden 
Leistungsempfänger handelt. Darüber hinaus sind Aufwendungen steuerlich insofern nicht 
als Betriebsausgabe abzugsfähig als sie nicht im Zusammenhang mit unter fremdüblichen 
Bedingungen erhaltenen Leistungen stehen (Art 49 CIR).       
8.2.2.2.4.3   Die Vorlagefragen  
Hinsichtlich des o.a. belgischen Konzeptes zur Besteuerung von grenzüberschreitend 
gewährten Vorteilszuwendungen wurden seitens des tribunal de première instance de 
Mons im Fall SGI dessen unionsrechtliche Konformität bezweifelt und folgende zwei 
Vorlagefragen dem EuGH zur Vorabentscheidung vorgelegt (sinngemäße 
Übersetzung):1519 
„1. Widerspricht eine Besteuerung der Niederlassungsfreiheit nach Art 43 EG iVm 
Art 48 EG bzw. Art 12 EG welche im Falle eines belgischen Unternehmens, welches 
einen fremdunüblichen Vorteil einem direkt oder indirekt verbundenen im Ausland 
ansässigen Unternehmen zuwendet, diesen Vorteil besteuert, während unter identen 
Umständen bei Zuwendung des Vorteils an ein in Belgien steuerlich ansässiges, 
direkt oder indirekt verbundenes Unternehmen eine Besteuerung unterbleibt?  
2. Widerspricht eine Besteuerung der Kapitalverkehrsfreiheit nach Art 56 EG iVm 
Art 48 EG bzw. Art 12 EG welche im Falle eines belgischen Unternehmens, welches 
einen fremdunüblichen Vorteil einem direkt oder indirekt verbundenen im Ausland 
                                                 
1517 Vgl. EuGH 21.1.2010, Rs C-311/08, SGI, Slg 2010, I-0000, Rz 15. 
1518 Vgl. EuGH 21.1.2010, Rs C-311/08, SGI, Slg 2010, I-0000, Rz 3-8. 
1519 EuGH 21.1.2010, Rs C-311/08, SGI, Slg 2010, I-0000, Rz 18. 
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ansässigen Unternehmen zuwendet, diesen Vorteil besteuert, während unter identen 
Umständen bei Zuwendung des Vorteils an ein in Belgien steuerlich ansässiges, 
direkt oder indirekt verbundenes Unternehmen eine Besteuerung unterbleibt?“  
8.2.2.2.4.4 Feststellungen EuGH 
Die Position Belgiens im Zusammenhang mit der Besteuerung von konzernintern 
zugewendeten Vorteilen fand Unterstützung bei anderen Mitgliedstaaten wobei 
insbesondere Deutschland, Schweden und die Kommission die Position Belgiens im 
Verfahren argumentativ unterstützen.  
Der EuGH würdigte den vorliegenden Sachverhalt wie folgt: 
? Ein Sachverhalt ist nur insoweit im Hinblick auf Art 12 EG (ab 2010: Art 18 
AEUV) zu prüfen, als Art 43 oder 56 EG (ab 2010: Art 49 und 63 AEUV) nicht auf 
ihn anwendbar sind. Da der vorliegende Sachverhalt unter Art 43 EG fällt, ist die 
Anwendbarkeit von Art 12 EG daher nicht gesondert zu prüfen.1520 
? Da im vorliegenden Sachverhalt Beteiligungsverhältnisse vorliegen, welche auf 
Gesellschafterebene eine bestimmende Einflussnahme („definite influence“) iSd Rs 
Baars ermöglichen, wird die belgische Rechtslage ausschließlich hinsichtlich ihrer 
Konformität mit der Niederlassungsfreiheit iSd Art 43 EG und nicht auch 
hinsichtlich Einhaltung der Kapitalverkehrsfreiheit geprüft („Maßgeblichkeit des 
vorliegenden Sachverhalts“).1521   
? Die belgische Rechtslage führt zu einer Beschränkung der Niederlassungsfreiheit. 
Der Umstand, dass eine Transferpreiskorrektur im Ansässigkeitsstaat des 
Empfängers des Vorteils auf Basis eines Verständigungsverfahrens in der Regel 
möglich ist oder der Umstand, dass auf Ebene eines inländischen 
Vorteilsempfängers der gewährte Vorteil besteuert wird, kann das Vorliegen einer 
Beschränkung der Niederlassungsfreiheit auf Ebene der Einzelgesellschaft (SGI) 
nicht entkräften.1522    
? Die ausgewogene Aufteilung von Besteuerungsrechten zwischen Mitgliedstaaten 
stellt jedoch – ebenso wie die Verhütung von Steuerumgehung – ein legitimes, im 
Allgemeininteresse der Union liegendes Ziel dar.  
? Da die in Frage stehende belgische Regelung diese beiden Ziele („taken together“) 
verfolgt und darüber hinaus auch geeignet ist, diese zu erreichen, kann 
(gemeinsam) über diese beiden Ziele die beschränkende Wirkung der strittigen 
Regelung dem Grunde nach gerechtfertigt werden.1523 Andernfalls stünde es dem 
Steuerpflichtigen frei, durch bewusste Vornahme künstlicher und fremdunüblicher 
Verrechnungen willkürlich eine für ihn günstige und dem Territorialitätsprinzip 
widersprechende Besteuerungswirkung zu erzielen.1524     
                                                 
1520 Vgl. EuGH 21.1.2010, Rs C-311/08, SGI, Slg 2010, I-0000, Rz 31-36. 
1521 Vgl. EuGH 21.1.2010, Rs C-311/08, SGI, Slg 2010, I-0000, Rz 36-37. 
1522 Vgl. EuGH 21.1.2010, Rs C-311/08, SGI, Slg 2010, I-0000, Rz 46-55. 
1523 Vgl. EuGH 21.1.2010, Rs C-311/08, SGI, Slg 2010, I-0000, Rz 56-69. 
1524 Vgl. EuGH 21.1.2010, Rs C-311/08, SGI, Slg 2010, I-0000, Rz 62-64. 
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? Um jedoch als verhältnismäßig und daher unionsrechtskonform qualifiziert zu 
werden, darf die strittige Regelung nicht über das hinausgehen, was zur Erreichung 
der beiden Ziele erforderlich ist. Um diesem Erfordernis gerecht zu werden, müssen 
drei Voraussetzungen kumulativ erfüllt sein [Hervorhebungen durch den Autor]: 
o Erstens (1) müssen objektive und nachprüfbare Umstände („objective and 
verifiable elements“) den Verdacht einer fremdunüblichen Vereinbarung 
begründen.  
o Zweitens (2) ist dem Steuerpflichtigen – ohne ihn dabei übermäßigen 
Verwaltungszwängen zu unterwerfen – die Möglichkeit einzuräumen, 
etwaige wirtschaftliche Gründe für den Abschluss des fraglichen Geschäftes 
nachzuweisen [„…,on each occasion on which there is a suspicion that a 
transaction goes beyond what the companies concerned would have agreed 
under fully competitive conditions, the taxpayer is given the opportunity, 
without being subject to undue administrative constraints, to provide 
evidence of any commercial justification that there may have been for that 
transaction (see, to that effect, [Anm. des Autors: Case C-524/04] Test 
Claimants in the Thin Cap Group Litigation, paragraph 82, and order in 
Case C-201/05 Test Claimants in the CFC and Dividend Group Litigation 
[2008] ECR I-2875, paragraph 84).”].1525 
o Drittens (3) darf die Korrektur nur insoweit erfolgen, als die vereinbarten 
Konditionen fremdunüblich sind.1526 
? Insoweit die strittige belgische Regelung die o.a. Voraussetzungen kumulativ 
erfüllt, ist sie nicht als Verstoß gegen die Niederlassungsfreiheit zu werten und 
folglich als unionsrechtskonform einzustufen. Die Frage ob die strittige Regelung 
dem Prinzip der Verhältnismäßigkeit entspricht, wurde vom EuGH nicht 
abschließend beantwortet sondern zur Beurteilung an das belgische Gericht 
rückübertragen.1527  
8.2.2.2.4.5 Bedeutung des Urteils für den Wegzug 
Im Rahmen der Rs SGI1528 wurde eine belgische Vorschrift, welche materiell der 
Vorschrift des § 6 Z 6 EStG sehr ähnlich ist und zu - von reinen Inlandssachverhalten 
abweichenden - steuerlichen Verrechnungspreiskorrekturen führt, vom EuGH zwar als 
diskriminierend (Verstoß gegen die Niederlassungsfreiheit iSd Art 49 AEUV)1529 aber 
doch rechtfertigbar1530 eingestuft. Als Rechtfertigungsgründe wurden vom EuGH – wie 
bereits im Rahmen der Rs Oy AA1531 – die Notwendigkeit der Wahrung einer 
ausgewogenen Aufteilung von Besteuerungsbefugnissen zwischen Mitgliedstaaten sowie 
                                                 
1525 Vgl. EuGH 21.1.2010, Rs C-311/08, SGI, Slg 2010, I-0000, Rz  71. 
1526 Vgl. EuGH 21.1.2010, Rs C-311/08, SGI, Slg 2010, I-0000, Rz 72. 
1527 Vgl. EuGH 21.1.2010, Rs C-311/08, SGI, Slg 2010, I-0000, Rz 76. 
1528 EuGH 21.1.2010, Rs C-311/08; Sociétè de Gestion Industrielle (SGI), Slg 2010, I-0000; siehe dazu Baker, Transfer Pricing and 
Community Law: The SGI Case, Intertax, Volume 38, Issue 4, 194ff.   
1529 EuGH 21.1.2010, Rs C-311/08, SGI, Rz 44ff. 
1530 EuGH 21.1.2010, Rs C-311/08, SGI, Rz 56ff insb Rz 69. 
1531 EuGH 18.7.2007, Rs C-231/05, Oy AA, Slg 2007, I-6373, Rz 51 iVm 60. 
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das Ziel der Vermeidung von Steuerumgehung1532 angegeben bzw. kombiniert. Im Rahmen 
der Verhältnismäßigkeitsprüfung wurden in diesem Zusammenhang vom EuGH drei 
Voraussetzungen formuliert, welche von der fraglichen Regelung erfüllt sein müssen 
(siehe oben).1533 Fraglich in diesem Zusammenhang ist das Erfordernis der 
Nachweisbarkeit wirtschaftlicher Gründe (Punkt 2, siehe oben) und ob die diesbezügliche 
Aussage des EuGH indiziert, iSd Art 7 und 9 OECD-MA abschließend als marktunüblich 
eingestufte Konditionen nachträglich wirtschaftlich rechtfertigen zu können („weite 
Interpretation“) oder ob die Begründung lediglich als inhärenter Bestandteil der 
Fremdüblichkeitsprüfung iSd Art 7 OECD-MA und Art 9 OECD-MA verstanden werden 
muss („enge Interpretation“), womit die Qualifikation einer Transaktion als fremdüblich 
erreicht wird.1534  
Im deutschen Schrifttum1535 wurde im Zusammenhang mit § 1 Abs 1 AStG – welcher dem 
österreichischen § 6 Z 6 EStG und der im Rahmen der Rs SGI strittigen belgischen 
Transferpreisregelung ähnlich ist und für welchen sich in diesem Zusammenhang auch die  
Frage nach dessen unionsrechtlicher Konformität stellt – auf Basis der Judikatur des EuGH 
zu Unterkapitalisierungsregelungen und v.a. den Ausführungen von GA Geelhoed1536 in 
der Rs Thin Cap GLO angemerkt, dass wirtschaftlich plausible Gründe vorliegen können, 
Transaktionen zu marktunüblichen Konditionen abzuschließen, ohne dass diese dadurch zu 
marktüblichen Geschäftsabschlüssen werden. Unter Rz 71 der Rs SGI1537 wird in diesem 
Zusammenhang unmittelbar auf die Rs Test Claimants in the Thin Cap Group 
Litigation1538 und die Rs Test Claimants in the CFC and Dividend Group Litigation1539 
verwiesen. Dort wird im Zusammenhang mit der Prüfung der Verhältnismäßigkeit einer - 
missbräuchliche Darlehensgewährungen vorbeugenden - britischen 
Unterkapitalisierungsregelung folgendes ausgeführt [Markierungen erfolgten durch den 
Autor]: 
„Wie der Generalanwalt in Nr. 67 seiner Schlussanträge ausgeführt hat, gehen 
nationale Rechtsvorschriften, die eine Prüfung objektiver und nachprüfbarer 
Umstände vorsehen, um feststellen zu können, ob ein geschäftlicher Vorgang 
eine rein künstliche Konstruktion zu ausschließlich steuerlichen Zwecken 
darstellt, nicht über das hinaus, was zur Verhinderung missbräuchlicher 
Praktiken erforderlich ist, wenn erstens in jeden Fall, in dem eine solche 
Konstruktion nicht auszuschließen ist, dem Steuerpflichtigen, ohne ihn 
übermäßigen Verwaltungszwängen zu unterwerfen, die Möglichkeit eingeräumt 
                                                 
1532 Zur Abgrenzung der Begriffe „Steuerhinterziehung“ bzw „Missbrauch“ von „Steuerumgehung“ im gegebenen Zusammenhang siehe 
Schwaiger, EuGH stärkt Finanzverwaltungen im Kampf gegen Steuerumgehung, SWI 2010, 525 (530). 
1533 EuGH 21.1.2010, Rs C-311/08, SGI, Rz 71-72. 
1534 Vgl. dazu Hohenwarter-Mayr, RdW 2010/546, 538 (540ff) mwH.  
1535 Vgl. Scheipers/Linn, Einkünfteberichtigung nach § 1 Abs 1 AStG bei Nutzungsüberlassungen im Konzern – Auswirkungen des 
EuGH-Urteils SGI, IStR 2010, 469. Zum Urteil allgemein vgl Thömmes, IWB, 2010, 107; Becker/Sydow, IStR 2010, 195; Englisch, 
IStR 2010, 139. 
1536 Schlussantrag GA Geelhoed vom 29.6.2006, C-524/04, Thin Cap GLO, BeckEuRS2006, 428808, Rz 67 zitiert nach Scheipers/Linn, 
IStR 2010, 473, FN 47. 
1537 EuGH 21.1.2010, Rs C-311/08, SGI, Slg 2010, I-0000, Rz  71. 
1538 Vgl. EuGH 13.03.2007, Rs C-524/04, Test Claimants in the Thin Cap Group Litigation. 
1539 Vgl. EuGH 23.04.2008, Rs C-201/05 Test Claimants in the CFC and Dividend Group Litigation. 
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wird, Beweise für etwaige wirtschaftliche Gründe für den Abschluss dieses 
Geschäfts beizubringen.“ 1540 
Generalanwalt Geelhoed führt dabei unter der vom EuGH zitierten Rz 67 in seinem 
Schlussantrag folgendes aus [Markierungen erfolgten durch den Autor]: 
„Der Steuerpflichtige muss darlegen können, dass die Bedingungen seines 
Geschäfts zwar nicht denen eines Geschäfts mit einem Dritten entsprachen, dass 
es aber für den Abschluss des Geschäfts echte wirtschaftliche Gründe gab, die 
nicht in der Erlangung eines Steuervorteils bestanden. Mit anderen Worten ist 
entsprechend der Feststellung des Gerichtshofes im Urteil Halifax „das 
Missbrauchsverbot nicht relevant, wenn die fraglichen Umsätze eine andere 
Erklärung haben können als nur die Erlangung von Steuervorteilen“. Ein 
Beispiel, das mir hierzu einfällt, ist die Situation in dem Urteil Lankhorst-
Hohorst, wo der vom Gerichtshof anerkannte Darlehenszweck in dem Versuch 
bestand, die Tochtergesellschaft durch Minimierung der Kosten und erhebliche 
Zinseinsparungen zu retten. Es dürfte klar sein, dass ähnliche Situationen (d.h. 
eine Situation, in der Geschäft nicht zu marktüblichen Bedingungen, aber 
dennoch nicht missbräuchlich und nicht nur zur Erlangung eines Steuervorteils 
abgeschlossen wird) relativ selten sind.“1541 
Unter der in der Rs SGI angeführten Rz der Rs Test Claimants in the CFC and Dividend 
Group Litigation wird wiederum auf die o.a. Rz in der Rs Test Claimants in the Thin Cap 
Group Litigation und somit indirekt auf die Ausführungen des Generalanwalts verwiesen. 
Der EuGH scheint über den Verweis auf die o.a. beiden Judikate sowie auf die 
Ausführungen des GA Geelhoed einen Standpunkt zu vertreten, nach welchem 
Regelungen, die u.a. dazu dienen, missbräuchliche bzw. alleine aus steuerlichen Motiven 
heraus durchgeführte Leistungsverrechnungen vorzubeugen, nur dann als im Einklang mit 
dem Verhältnismäßigkeitsprinzip eingestuft werden, als diese dem Steuerpflichtigen die 
Möglichkeit einräumen, fremdunüblich abgeschlossene Transaktionen über 
außersteuerliche Gründe zu rechtfertigen. Aus Sicht des Verfassers dieser Arbeit kann aus 
o.a. Verweisen jedenfalls abgeleitet werden, dass auch zu fremdunüblichen Konditionen 
abgeschlossene Geschäfte einer außersteuerlichen Rechtfertigung zugänglich sein müssen, 
um nicht als überschießend qualifiziert zu werden, wobei es durch die außersteuerliche 
Begründung nicht gleichzeitig zu einer Qualifikation des fraglichen Vorganges als 
fremdüblich iSd Art 7 OECD-MA und Art 9 OECD-MA kommen muss.1542 Nach den 
obigen Ausführungen von GA Geelhoed kann z.B. auch ein an eine notleidende 
Tochtergesellschaft zu fremdunüblich günstigen Konditionen vergebenes 
Gesellschafterdarlehen als nicht missbräuchlich eingestuft werden. Obwohl die Vergabe 
des Darlehens diesfalls klar causa societatis erfolgt und durch die wirtschaftliche 
                                                 
1540 Vgl. EuGH 13.03.2007, Rs C-524/04, Test Claimants in the Thin Cap Group Litigation, Rz 82. 
1541 Schlussantrag GA Geelhoed vom 29.6.2006, C-524/04, Thin Cap GLO, BeckEuRS2006, 428808, Rz 67. 
1542 Ebenso Scheipers/Linn, IStR 2010, 469 (473); Thömmes, Gewinnkorrektur bei Vorteilsgewährung an verbundene Unternehmen im 
EU-Ausland, IWB 19, 2009, 1261 (1268); Englisch, IStR 2010, 139 (141) sowie zuletzt Schön, Transfer Pricing, the Arm’s Length 
Standard and European Union Law, 2011-08 mwH. Unklar in der Frage der Rechtfertigbarkeit fremdunüblicher Konditionen sind 
Haunold/Tumpel/Widhalm, Hinzurechnungsbesteuerung bei unüblich ausgestalteten Leistungsbeziehungen zwischen verbundenen 
Unternehmen gerechtfertigt, SWI 2010, 136 (141). 
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Begründung nicht zu einem fremdüblichen Darlehen iSd Art 7 OECD-MA und Art 9 
OECD-MA wird, sollen derartige Vorgänge lt. EuGH scheinbar ohne Erfassung von einer 
„Missbrauchsvermeidungsnorm“ möglich sein. Werden neben künstlich konstruierten 
Vorgängen – welche alleine der missbräuchlichen Verschiebung von Gewinnen dienen – 
auch wirtschaftlich plausibel begründbare Vorgänge von einer 
Missbrauchsvermeidungsnorm erfasst, so ist die fragliche Regelung nach der Diktion des 
EuGH als überschießend bzw. unverhältnismäßig einzustufen.1543     
Stellt diese Sichtweise („weite Interpretation“) die korrekte Interpretation der Aussage des 
EuGH in der Rs SGI dar, so würde die Systematik des § 6 Z 6 EStG als unionsrechtlich 
diskriminierend, grundsätzlich rechtfertigbar aber – da eine Möglichkeit zur 
wirtschaftlichen Begründung fremdunüblicher Konditionen fehlt und eine steuerliche 
Aufwands- bzw. Ertragsanpassung deshalb zwingend vorgenommen würde – 
unverhältnismäßig und daher unionsrechtswidrig eingestuft.   
Gegen die o.a. weite Interpretation des EuGH spricht lt. Teilen des österreichischen 
Schrifttums1544, die jüngste Judikatur des EuGH (siehe z.B. die Rs X Holding)1545, aus 
welcher das primäre Bestreben abgeleitet werden kann – unabhängig vom Vorliegen einer 
rein künstlichen (d.h. missbräuchlichen) Konstruktion – die grenzüberschreitende 
Verschiebung von Steuersubstrat zu vermeiden bzw. eine Besteuerung nach dem sog. 
„Territorialitätsprinzip“ sicher zu stellen.1546 Dieses Bestreben legt eine Interpretation der 
fraglichen Aussage des EuGH1547 insoweit nahe, als damit nur die erforderliche 
Mitberücksichtigung wirtschaftlicher Gründe bzw. Argumente im Rahmen der 
Fremdüblichkeitsprüfung eines Sachverhalts im Lichte des Art 7 bzw. Art 9 OECD-MA 
gemeint sein kann. Ein Rechtsgeschäft, welches unter Berücksichtigung aller 
wirtschaftlicher Umstände des Einzelfalles als fremdunüblich eingestuft wird, kann nach 
dieser Sichtweise – auch wenn plausible wirtschaftliche Gründe für die 
„Fremdunüblichkeit“ der Transaktion vorgebracht werden können – einer Korrektur iSd § 
6 Z 6 EStG unterzogen werden ohne dabei unverhältnismäßig zu agieren. Demnach könnte 
§ 6 Z 6 EStG, obwohl die obige Möglichkeit zur Vorbringung wirtschaftlicher Gründe für 
die Verteidigung fremdunüblicher Transaktionen unter § 6 Z 6 EStG nicht vorgesehen ist, 
als unionsrechtskonform eingestuft werden. Die im Schrifttum kritisierte Differenzierung 
im Bereich der Bewertungsmaßstäbe zwischen rein innerstaatlichen und 
grenzüberschreitenden Transaktionen (innerstaatliche vs. grenzüberschreitende 
                                                 
1543 Vgl. dazu Heidenbauer, Die Vermeidung der Steuerumgehung und die ausgewogene Aufteilung der Besteuerungsbefugnis im Lichte 
der Rs SGI, SWI 2011, 67 (72) nach welcher der Rs SGI nicht entnommen werden kann, dass – bei Fehlen einer missbräuchlichen da 
„rein künstlichen“ Konstruktion – die alleinige (reflexartige) Verschiebung von Steuersubstrat bereits ausreicht um Grundfreiheiten 
gerechtfertigter Weise zu beschränken, aA wohl Schwaiger, EuGH stärkt Finanzverwaltungen im Kampf gegen Steuerumgehung, SWI 
2010, 525 (531). 
1544 Vgl. Hohenwarter-Mayr, RdW 2010/546, 538 (540f); ebenso wohl wohl Schwaiger, EuGH stärkt Finanzverwaltungen im Kampf 
gegen Steuerumgehung, SWI 2010, 525 (531). 
1545 Vgl. Hohenwarter-Mayr, Die Rs X Holding- ein weiterer Teil im Puzzle der grenzüberschreitenden Gruppenbesteuerung, SWI 2010, 
163 (166f) unter Verweis auf EuGH 25.2.2010, Rs C-337/08, X Holding. 
1546 Kritisch dazu Pistone, Five Years of EURYI Research on the Impact of European Law on Relations with Third Countries in the 
Field of Direct Taxes: Selected Remarks for a General Report, in Heidenbauer/Stürzlinger (Hrsg), External Dimensions, 17 (41f); van 
Thiel/Vascega, ET 2010, 334 (338f); Opinion Statement of the CFE on X Holding (C-337/08), submitted to the European Institutions in 
January 2011, siehe www.cfe-eutax.org; zitiert nach Heidenbauer, SWI 2011, 67 (70, FN 27). 
1547 EuGH 21.1.2010, Rs C-311/08, SGI, Rz 71. 
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Nutzungseinlage) wäre demnach unter den gegebenen Umständen unionsrechtlich 
unbedenklich.1548     
Aus Sicht des Verfassers der vorliegenden Untersuchung kann aus der zitierten Judikatur 
des EuGH zur Unterkapitalisierung ein von dieser Rechtsposition abweichendes 
Verständnis der Aussage des EuGH in der Rs SGI zur möglichen Begründbarkeit 
fremdunüblicher Konditionen einer bestimmten Transaktion jedenfalls abgeleitet werden 
(siehe oben). Die Hauptintention des EuGH im Rahmen seiner jüngsten Judikatur wie z.B. 
X Holding1549 schien die Vermeidung von gezielter und willkürlicher Verlagerung von 
Besteuerungssubstrat gewesen zu sein.1550 Alleine die Möglichkeit, fremdunübliche 
Konditionen – wie von GA Geelhoed1551 betont – in seltenen Ausnahmefällen 
wirtschaftlich begründen zu können, würde den Steuerpflichtigen nicht automatisch dazu 
ermächtigen, Steuersubstrat regelmäßig und frei nach seinem Willen unionsintern 
zwischen den Steuerjurisdiktionen zu verlagern. Daher muss eine derartige Interpretation 
der Rs SGI nicht im Widerspruch zur restlichen Judikatur des EuGH (z.B. X Holding) 
stehen.  
Darüber hinaus ist fraglich, ob die o.a. „enge Interpretation“ der Aussage des EuGH 
unionsrechtlich zulässig erscheint. Hätte der EuGH mit dem Erfordernis der 
Rechtfertigungsmöglichkeit sich tatsächlich bloß auf das Recht des Steuerpflichtigen 
bezogen die für die Beurteilung der Fremdüblichkeit iSd Art 9 OECD-MA notwendigen 
Sachverhaltselemente vollständig an die Behörde zu kommunizieren bzw. die 
Verpflichtung der Behörde diese zu berücksichtigen, dann müsste dieses Erfordernis wohl 
nicht erst auf Ebene der Verhältismäßigkeitsprüfung angesiedelt sein. Sieht nämlich eine 
nationale Rechtsnorm zur Anpassung von Transferpreisvorschriften für den 
Steuerpflichtigen nicht die Möglichkeit vor, einen tatsächlich fremdüblichen Sachverhalt 
(„fremdüblich“ iSd Art 9 OECD-MA) gegenüber der Behörde als solchen auch vollständig 
darzustellen und käme es deshalb (wohl regelmäßig) zur Korrektur von Sachverhalten, 
obwohl diese fremdüblich ausgestaltet sind, würde nicht bloß eine überschießende 
Rechtsnorm vorliegen. Die fragliche Rechtsnorm würde mE vielmehr dem Grunde nach 
ungeeignet sein, eine Besteuerung nach dem Territorialitätsprinzip sicher zu stellen. Sie 
wäre daher nicht bloß überschießend, sondern auch regelmäßig ungeeignet, den ihrerseits 
verfolgten Zweck zu erreichen. Daher ist aus Sicht des Autors dieser Untersuchung 
unwahrscheinlich, dass sich der EuGH mit seinen Aussagen hinsichtlich der möglichen 
Rechtfertigbarkeit von behördenseitig als fremdunüblich eingestuften Sachverhalten bloß 
auf einen inhärenten Bestandteil der Fremdüblichkeitsprüfung bezogen hat. Vielmehr ist 
von einer weiten Interpretation dieser Aussage des EuGH auszugehen und auch iSd Art 9 
OECD-MA fremdunübliche Transaktionen müssen daher in außerordentlichen Einzelfällen 
ohne Besteuerungskorrektur durchführbar sein.1552 Die abschließende Klärung dieser 
Detailfrage (enge vs. weite Interpretation) durch den EuGH bleibt abzuwarten.  
                                                 
1548 Siehe Kapitel 4.2.5.3. 
1549 Vgl. Hohenwarter-Mayr, Die Rs X Holding- ein weiterer Teil im Puzzle der grenzüberschreitenden Gruppenbesteuerung, SWI 2010, 
163 (166f) unter Verweis auf EuGH 25.2.2010, Rs C-337/08, X Holding. 
1550 Vgl. Becker/Sydow, IStR 2010, 195 (198); Schön, Transfer Pricing, the Arm’s Length Standard and European Union Law, 2011-08; 
zu den unterschiedlichen Zielsetzungen und der Nichtvergleichbarkeit der Rs SGI mit der Rs X-Holding siehe auch Heidenbauer, SWI 
2011, 67 (71). 
1551 Schlussantrag GA Geelhoed vom 29.6.2006, C-524/04, Thin Cap GLO, BeckEuRS2006, 428808, Rz 67. 
1552 Zu den außerordentlichen Einzelfällen bzw außersteuerlichen Gründen siehe Scheipers/Linn, IStR 2010, 469 (473). 
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Ohne auf die o.a. – aus Sicht des Verfassers noch offene – Detailfrage hinsichtlich der 
Verhältnismäßigkeit von § 6 Z 6 EStG einzugehen1553, treten große Teile des 
Schrifttums1554 und auch Vertreter der österreichischen Finanzverwaltung1555 für eine 
unionsrechtliche Konformität der aktuellen Fassung von § 6 Z 6 EStG auf Basis der Rs 
SGI ein. Die Differenzierung zwischen innerstaatlichen Nutzungseinlagen (steuerneutral) 
und grenzüberschreitenden Leistungsbeziehungen (steuerwirksam) scheint daher 
unionsrechtlich unbedenklich zu sein. 
Die oben angeführten Anmerkungen gelten sinngemäß auch für die Frage nach der 
unionsrechtlichen Konformität von § 6 Z 6 EStG im Zusammenhang mit den 
unterschiedlichen Bewertungsmaßstäben hinsichtlich innerstaatlicher und 
grenzüberschreitender Einlagen (Bewertung von innerstaatlichen Einlagen zum Teilwert, 
Bewertung grenzüberschreitende Einlagen zum Fremdvergleichswert, siehe dazu Kapitel 
4.2.5.3.). Auch für diesen Fragenbereich ist mE – trotz der im Rahmen der Rs SGI 
gewonnenen grundlegenden Erkenntnisse – noch nicht abschließend geklärt, ob § 6 Z 6 
EStG in seiner aktuellen Fassung tatsächlich als verhältnismäßig und daher unionsrechtlich 
unbedenklich eingestuft werden kann oder nicht.   
Abschließend ist festzuhalten, dass sich die Rs SGI lediglich auf die Erbringung sonstiger 
Leistungen (Zinsvorteil im Rahmen eines zinslosen Darlehens) bezog und daher keine von 
der Rs Hugh de Lasteyrie du Saillant1556 bzw. der Rs N1557 abweichende Implikationen 
bezüglich der Überführung von Wirtschaftsgütern und der damit zusammenhängenden 
Notwendigkeit einer Steuerstundung iSd § 6 Z 6 lit b EStG daraus abgeleitet werden 
kann. Dies deshalb, weil sonstige Leistungen und Wirtschaftsgüter unterschiedlichen 
Realisierungskonzepten unterliegen. Sonstige Leistungen führen zeitgleich mit ihrer 
Erbringung beim Empfänger zu einem vermögenswerten, steuerpflichtigen Vorteil. Im 
Falle von Wirtschaftsgütern wird der vermögenswerte Vorteil ihrer Überlassung erst im 
Zuge ihrer Veräußerung (bzw. bei Anlagevermögen im Zuge ihrer Nutzung) realisiert. Die 
sofortige Besteuerung im Falle der Erbringung sonstiger Leistungen iSd Rs SGI und die 
Systematik des (befristeten) Besteuerungsaufschubes im Falle der Überführung von 
Wirtschaftsgütern bzw. Betrieben iSd Rs Hugh de Lasteyrie du Saillant und der Rs N 
stellen gleichermaßen eine ausgewogene Aufteilung von Besteuerungsbefugnissen 
zwischen Mitgliedstaaten nach Maßgabe des Territorialitätsprinzips und unter 
Berücksichtigung des „Arm’s Length Prinzips“ sicher.  
Den im Falle der Überführung von Wirtschaftsgütern und Betrieben auf Basis der Rs 
Hugh de Lasteyrie du Saillant1558 und der Rs N1559 unionsrechtlich klar erforderlichen 
Besteuerungsaufschub nun auf Basis der Rs SGI anzuzweifeln, entbehrt jedenfalls 
                                                 
1553 Zur Frage der möglichen Rechtfertigung eines fremdunüblichen Sachverhalts siehe lediglich  Hohenwarter-Mayr, RdW 2010/546, 
538 (541). 
1554 Vgl. Moshammer, EuGH zur Zulässigkeit grenzüberschreitender Verrechnungspreiskorrekturen, SWI 2010, 215 (219); Zorn/Petritz 
in Hofstätter/Reichel (Hrsg), EStG46, 2010, ad § 6 Z 4 Rz 37; Marchgraber, Grenzüberschreitende Nutzungseinlagen am Prüfstand des 
EuGH, ecolex 2010, 390 (391f); implizit wohl auch Beiser, SWI 2010, 301(303); Zorn, in Daurer, SWI-Jahrestagung: 
Verrechnungspreise bei Übernahme von Bürgschaftsgarantien, SWI 2011, 55 (58ff). 
1555 Vgl. Schwaiger, EuGH stärkt Finanzverwaltung im Kampf gegen Steuerumgehung, SWI 2010, 525 (528). 
1556 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000. 
1557 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409. 
1558 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000. 
1559 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409. 
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einer sachlichen Grundlage.  Dies würde zudem die sonstigen Leistungen und 
Wirtschaftsgütern bzw. Betrieben zu Grunde liegenden grundverschiedenen 
Realisationskonzepte ungerechtfertigter Weise unberücksichtigt lassen.1560 Die o.a. 
Rechtsposition zum unbedingten Erfordernis eines Besteuerungsaufschubs im 
Rahmen unionsinterner betrieblicher Wegzugsvorgänge wurde schließlich auch vom 
EuGH bestätigt (siehe folgendes Kapitel zur Rs NGI). 
8.2.2.2.5 Die Rs National Grid Indus (NGI)1561 
Ein am 29. November 2011 vom EuGH entschiedener Fall – die Rs. National Grid Indus 
(NGI) – stellt die letzt aktuelle Entwicklung auf unionsrechtlicher Ebene im Bereich der 
Wegzugsbesteuerung dar. Das EuGH-Urteil versprach aufgrund der gegenständlichen 
Fallkonstellation von besonderer Relevanz zu werden. Dies deshalb, weil es sich in der Rs 
NGI erstmalig um den Wegzug einer Gesellschaft und damit um einen betrieblichen 
Wegzugssachverhalt handelt. Das Urteil des EuGH räumte schlussendlich einige der im 
Schrifttum bisher geäußerten Zweifel an der Maßgeblichkeit der im Zuge der Rs Hugh de 
Lasteyrie du Saillant1562 und der Rs N1563 für private Wegzüge entwickelten 
unionsrechtlichen Wegzugsrahmenbedingungen für betriebliche Wegzüge aus, lässt aber 
auch einige wichtige Fragen unbeantwortet (z.B. etwaige Aufwertungsverpflichtung für 
den Zuzugsstaat). 
8.2.2.2.5.1 Sachverhalt und rechtlicher Rahmen 









                                                 
1560 Vgl. ebenso Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 388; Hohenwarter-Mayr, RdW 2010/546, 
538 (543); aA Zorn/Petritz, in Hofstätter/Reichel (Hrsg), Kommentar EStG, 46. Lfg, ad § 6 Rz 37; Beiser, Das Arm’s Length Prinzip ist 
unionsrechtskonform!, SWI 2010, 301 (304f); ders, ÖStZ 2010/705, 366. 
1561 Rs C-371/10. 
1562 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000. 
1563 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409. 
1564 Siehe unter Kemmeren, in Lang/Pistone/Schuch/Staringer/Storck (Hrsg), ECJ Recent Developments in Direct Taxation 2010, 160ff; 
Kort, EC Tax Review, 2011, 66ff; ebenso Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 1-16. 













Im Rahmen der Rs. NGI verlegte eine niederländische BV am 15. Dezember 2000 den Ort 
ihrer Geschäftsleitung (tatsächlicher Verwaltungssitz) nach Großbritannien. Der 
statutarische Sitz der Gesellschaft blieb jedoch in den Niederlanden. Dadurch behielt die 
Gesellschaft ihre niederländische Rechtsform und wurde – da das niederländische 
Gesellschaftsrecht der Gründungstheorie („incorporation system“) folgt und dies daher 
zulässt – anlässlich des Wegzuges nicht aufgelöst. Das Betriebsvermögen der Gesellschaft 
bestand lediglich aus einer buchmäßig in Höhe von GBP 33,113.000 (historische  
Anschaffungskosten) erfassten GBP-Konzernforderung, welche durch den Vorgang in die 
britische Besteuerungssphäre überführt wurde.  
Der wirtschaftliche Hintergrund des Vorganges bestand darin, dass die fragliche 
Konzernforderung ursprünglich zum Zweck der Vornahme eines Investments in ein 
pakistanisches Joint-Venture (Elektrizitätsvorhaben) in die NGI BV eingelegt wurde. Über 
die gewählte Struktur sollte u.a. vom Doppelbesteuerungsabkommen zwischen den 
Niederlanden und Pakistan profitiert werden. Da das geplante Projekt jedoch schließlich 
nicht zustande kam, wurde die Verlegung des Verwaltungssitzes der NGI BV nach UK 
beschlossen. In diesem Zusammenhang wurden auch steuerliche Vorteile hinsichtlich der 
Versteuerung der aus der Forderung resultierenden Zinserträge als Motivation 
angegeben.1565    
NGI errichtete durch den Vorgang keine in den Niederlanden befindliche Betriebstätte, 
welche mit dem ihr zugeordneten Betriebsvermögen weiterhin der niederländischen 
Besteuerung unterliegen würde. Im Zeitpunkt des Wegzuges der NGI BV nach UK lag – 
aufgrund des aktuellen Wechselkurses – der Fremdvergleichswert der Forderung 
signifikant über dessen Nominalwert. Die Forderung wies im Wegzugsmoment stille 
Reserven im Ausmaß von rund EUR 10.041.321 auf, die im Tilgungsfall der 
niederländischen Besteuerung unterlägen wären. Durch den Wegzug nach UK kam es 
schießlich automatisch – durch die Umstellung der Bücher der NGI BV auf GBP – zu 
einem Wegfall der stillen Reserven.  
Das niederländische Steuerrecht sah für o.a. Fall die Besteuerung der wegzugsbedingt 
entstrickten stillen Reserven vor, wobei die Wegzugsbesteuerung im Wegzugszeitpunkt 
sofort und in voller Höhe fällig wurde (keine Nichtfestsetzung). Die Wegzugssteuer 
berücksichtigte auch keine etwaigen, dem Wegzug nachgelagerten Wertverluste. Als 
Zielsetzung der Wegzugsbesteuerungsregelung wurde seitens der Niederlande die 
Wahrung des nationalen Besteuerungsrechtes im Sinne einer Besteuerung nach dem 
Territorialitätspinzip angeführt. Laut niederländischer Finanzbehörde verfolgte die 
Regelung nicht das Ziel, mißbräuchliche Wegzugsvorgänge zu verhindern.1566 
Da die sofortige Besteuerung aus Sicht von NGI gegen unionsrechtliche Vorgaben verstößt 
(Verstoß gegen die Niederlassungsfreiheit gem. Art 43 EGV (jetzt Art 49 AEUV), wurde 
diese von NGI angefochten. Das Berufungsgericht von Amsterdam kam zwar zu dem 
Schluss, dass die Besteuerung innerstaatlichen und auch abkommensrechtlichen Vorgaben 
(Art 7 Abs 1 und Art 13 Abs 4 DBA NL-UK) entspricht. Hinsichtlich der 
unionsrechtlichen Konformität des Vorganges wurde der EuGH um Vorabentscheidung 
                                                 
1565 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 10-12. 
1566 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 104. 
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ersucht. Der Grund dafür, den Fall nicht einfach auf Basis der bisherigen 
Wegzugsjudikatur des EuGH (Rs Hugh de Lasteyrie du Saillant1567 und der Rs N1568) zu 
entscheiden lag offensichtlich darin, dass das Berufungsgericht Amsterdam unsicher bei 
der Beurteilung war, ob die für den Fall privater Wegzugsvorgänge vom EuGH bereits 
entwickelten Beurteilungsmuster auch bei betrieblichen Wegzugsszenarien (insbesondere 
den gesamthaften Wegzug von Gesellschaften) zur Anwendung gelangen.   
8.2.2.2.5.2   Die Vorlagefragen  
Zweifel bestanden auf Seiten des Berufungsgerichtes Amsterdam hinsichtlich der 
unionsrechtlichen Konformität der im gegenständlichen Fall zur Anwendung kommenden 
Wegzugsbesteuerung. Daher richtete es sich mit folgenden Fragen an den EuGH:1569 
„1. Kann sich eine Gesellschaft, wenn ihr der Mitgliedstaat, in dem sie errichtet 
wurde, anlässlich der Verlegung ihres Sitzes aus diesem in einen anderen 
Mitgliedstaat eine Schlussrechnungssteuer auferlegt, nach dem derzeitigen 
Stand des Gemeinschaftsrechts gegenüber diesem Mitgliedstaat auf Art. 43 EG 
(jetzt Art. 49 AEUV) berufen? 
2. Bejahendenfalls: Verstößt eine Schlussrechnungssteuer wie die in Rede 
stehende, die ohne Aufschub und ohne Möglichkeit der Berücksichtigung 
späterer Wertverluste unter Einbeziehung des Wertzuwachses der vom 
Herkunfts- in den Aufnahmemitgliedstaat verlegten Vermögensbestandteile der 
Gesellschaft, wie sie zum Zeitpunkt der Sitzverlegung vorhanden waren, erhoben 
wird, gegen Art. 43 EG (jetzt Art. 49 AEUV) in dem Sinn, dass sie nicht durch 
die Notwendigkeit einer Aufteilung der Steuerhoheit zwischen den 
Mitgliedstaaten gerechtfertigt werden kann? 
3. Hängt die Antwort auf die vorige Frage auch davon ab, dass die in Rede 
stehende Schlussrechnungssteuer einen unter niederländischer Steuerhoheit 
angefallenen (Währungs-)Gewinn betrifft, während ein solcher Gewinn im 
Aufnahmeland nach der dort geltenden Steuerregelung nicht erkennbar ist?“ 
8.2.2.2.5.3 Argumentationslinien - Pro & Contra 
Der Grund für die vom Berufungsgericht Amsterdam an den EuGH gerichteten 
Vorlagefragen liegt v.a. darin, dass sich das Berufungsgericht darin unsicher ist, in welcher 
Weise es die vom EuGH zum privaten Wegzug bereits entwickelten Richtlinien auf 
betriebliche Wegzugsvorgänge umlegen bzw. adaptieren soll. Folgende Überlegungen 
spielten dabei aus Sicht des Berufungsgerichtes eine Rolle:1570 
                                                 
1567 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000. 
1568 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409. 
1569 Rechtssache C-371/10: Vorabentscheidungsersuchen des Gerechtshof Amsterdam (Niederlande), eingereicht am 26. Juli 2010 
National Grid Indus B.V./Inspecteur van de Belastingdienst Rijnmond/kantoor Rotterdam, ABl 4.12.2010, C-328/11. 
1570 Vgl. Kemmeren, in Lang/Pistone/Schuch/Staringer/Storck (Hrsg), ECJ Recent Developments in Direct Taxation 2010, 164f. 
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? In vielen Ländern wird für den Fall eines Zuzuges eine buchmäßige Aufwertung 
(„Step-Up“) vorgesehen. Dadurch wird eine drohende Doppelbesteuerung zumeist 
vermieden. 
? Die Besteuerung des Wegzuges stellt einen abkommenskonformen Vorgang dar 
und entspricht der Besteuerung nach dem Territorialitätsprinzip, ergänzt durch eine 
zeitliche Komponente.  
? Die Wegzugsbesteuerung ermöglicht die Wahrung des niederländischen 
Besteuerungsrechtes, wobei diese Rechtfertigung in der Vergangenheit bereits im 
Fall des privaten Wegzugs mit Beteiligungen (Rs N) als auch im Bereich der 
grenzüberschreitenden Verlustverwertung (Rs X-Holding) vom EuGH akzeptiert 
wurde. 
? Im Falle einer unterlassenen Besteuerung in den Niederlanden käme es durch den 
Währungswechsel auf GBP zu einer Situation, in welcher nachträglich keine stillen 
Reserven mehr realisiert würden. Eine Nachversteuerung auf Realisierungsbasis 
wäre somit unmöglich. 
? Betriebliche Wegzugsvorgänge sind per se nicht mit privaten Wegzugsvorgängen 
vergleichbar. Dies deshalb, weil das Realisierungskonzept bei betrieblichen 
Vermögensgegenständen (Realisierung durch Nutzung bzw. Abschreibung) in der 
Regel von jenem privater Vermögensgegenstände abweicht. Aus diesem Grund ist 
auch die Überwachung des „Realisierungstatus“ für den Wegzugsstaat im Falle 
betrieblich genutzter Vermögensgegenstände weitaus schwieriger als im 
Privatbereich. Dies könnte eine abweichende Beurteilung betrieblicher 
Wegzugsformen rechtfertigen. 
? Da die steuerliche FRL für Wegzugsvorgänge im Rahmen von Outbound-
Verschmelzungen keine Nichtfestsetzung fordert („Betriebstätten-
verhaftungserfordernis“) erscheint es fraglich, ob die Niederlassungsfreiheit im 
betrieblichen Bereich tatsächlich eine solche erzwingt.1571      
Die Position der Befürworter der betrieblichen Wegzugsbesteuerung ohne Nichtfestsetzung 
wird im aktuellen Verfahren  – neben den Niederlanden – von Großbritannien (UK), 
Deutschland und Italien unterstützt, wobei sich diese u.a. auf folgende Argumente 
stützen:1572 
? Nichtanwendbarkeit Niederlassungsfreiheit: Aus der Sicht von UK fallen 
Wegzugsvorgänge von juristischen Personen per se nicht unter die 
Niederlassungsfreiheit. Dieser Standpunkt wird der Rs Daily Mail (C-81/87) 
entnommen, in Rahmen welcher der Wegzug einer Kapitalgesellschaft von UK in 
die Niederlande beurteilt wurde. Im Rahmen dieser Causa wäre vom EuGH bereits 
entschieden worden, dass Mitgliedstaaten bei juristischen Personen die 
Bedingungen eines rechtsformwahrenden Wegzuges (inklusive der damit 
verbundenen Steuerkonsequenzen) selbst definieren können und dass derartige 
Vorgänge – im Unterschied zu privaten Wegzugsvorgängen – nicht von der 
                                                 
1571 Siehe Kapitel 8.4.4.2.1. 
1572 Beobachtungsbericht PwC Norwegen/PwC Luxemburg vom EuGH-Hearing zur Rs National Grid Indus vom 21. Juli 2011. Siehe 
Aussendung PwC’s EUDTG [in Ausarbeitung].  
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Niederlassungsfreiheit erfasst wären. Der gleiche Ansatz könne der Rs Cartesio (C-
210/06) entnommen werden.1573 
? Ausgewogenen Aufteilung Besteuerungsbefugnis und Territorialitätsprinzip: Die 
Niederlande vertreten den Standpunkt, die Wegzugsbesteuerung wäre lediglich die 
Auswirkung der Besteuerung nach dem Territorialitätsprinzip. Sie ist – da die 
Niederlande abkommensrechtlich das Besteuerungsrecht an den überführten 
Wirtschaftsgütern verlieren – notwendig, um die ausgewogene Verteilung von 
Besteuerungsbefugnissen zu gewährleisten. Weiters wäre zu berücksichtigen, dass 
die Fremdwährungsgewinne das Ergebnis niederländischen Rechts wären und 
durch den Wegzug nach UK untergingen. Auch stellt es für die niederländischen 
Behörden eine praktisch nicht bewältigbare Schwierigkeit dar, die Realisierung der 
stillen Reserven im Zuzugsstaat zu überwachen. Die EU Amtshilfe-RL stellt hierfür 
ein nicht geeignetes Mittel dar. 1574 
? Auch andere Mitgliedstaaten1575 heben die praktische Schwierigkeit der 
Überwachung des Realisierungsstatus hinsichtlich der überführten Wirtschaftsgüter 
im Zuzugsstaat hervor.  
? Wahrung Kohärenz: Deutschland und Italien versuchen weiters eine 
wegzugsbedingte Besteuerung der stillen Reserven über die erforderliche Wahrung 
der Kohärenz des niederländischen Besteuerungssystems zu rechtfertigen. Aus 
deutscher Sicht muss der „Nachteil“ der wegzugsveranlassten Besteuerung der 
stillen Reserven dem „Vorteil“ gegenübergestellt werden, dass die stillen Reserven 
im Zeitraum ihres Aufbaus nicht besteuert wurden. Die Wegzugssteuer stellt 
demnach das logische Pendant zur vorherigen steuerlichen Verschonung der 
Wertzuwächse dar.1576 Italien stellt den „Nachteil“ der Wegzugssteuer dem 
„Vorteil“ der Abschreibung der Wirtschaftsgüter gegenüber. Durch die 
Wegzugssteuer werden die Steuernachteile des Wegzugsstaates ausgeglichen, 
welche diesem durch die Abschreibung erwachsen sind. 1577  
? Italien betont die aus ihrer Sicht nicht mögliche Vergleichbarkeit betrieblicher 
Wegzugsvorgänge mit privaten Wegzugsvorgängen. Daher wären die in der 
Vergangenheit zum privaten Wegzug vom EuGH entwickelten Grundsätze nicht 
auf betriebliche Wegzugsvorgänge umlegbar. 
? Deutschland weist darüber hinaus auf das Risio bewusst gesteuerter 
Wegzugsvorgänge hin. Würde der EuGH im vorliegenden Fall die 
Nichtversteuerung der stillen Reserven zulassen, würden damit ungewollte 
Steuerplanungsmodelle ermöglicht. Zudem ergäbe sich aus der Rs Deutsche Shell 
(C-293/06), dass Fremdwährungsdifferenzen jedenfalls steuerwirksam 
berücksichtigt werden müssten.     
                                                 
1573 Eine Beschreibung von Daily Mail und Cartesio siehe bei Schneeweiss, Intertax 2009, 367ff. 
1574 Vgl. ähnlich auch Hohenwarter-Mayr, RdW 2010/546, 543 (FN 60) welche die pauschale Sofortbesteuerung von abnutzbarem AV 
aus Praktikabilitätsgründen als fraglich und vom EuGH noch zu klärende Frage der Verhältnismäßigkeit einstuft. Nach Kok sind im 
betrieblichen Bereich die selben Verhältnismäßigkeitskriterien anzuwenden wie im privaten Bereich obwohl er diesbezüglich kritisch 
anmerkt bzw. befürchtet, dass der EuGH im Zuge der Rs Lidl Belgium und X-Holding seine Verhältnismäßigkeitsansprüche schrittweise 
reduziert hat und dieser Umstand eventuell auch im Falle eines betrieblichen Wegzuges Auswirkungen hätte; vgl. Kok, EC Tax Review, 
2011, 73. 
1575 Neben den Niederlanden, UK, Deutschland und Italien wird die Position der Verfechter der sofortigen Wegzugssteuer auch von 
Dänemark, Spanien, Frankreich Portugal, Finnland und Schweden unterstützt. 
1576 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 91-92. 
1577 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 93. 
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Die Gegner der sofortigen betrieblichen Wegzugsbesteuerung sind im vorliegenden 
Verfahren die betroffene NGI, welche von der Kommission unterstützt wird. Als 
Argumente werden vorgebracht: 
? NGI und die Kommission stellen sich auf den Standpunkt, dass die strittige 
Besteuerung klar gegen die vom EuGH in der Rs Hugh de Lasteyrie du Saillant und 
der Rs N entwickelten Grundsätze verstößt. Der Umstand, dass es sich bei den 
vorgenannten Judikaten um Fälle des privaten Wegzugs handelt, ist aus ihrer Sicht 
irrelevant. Dies deshalb, weil sich der EuGH in der Vergangeheit auch hinsichtlich 
betrieblicher Sachverhalte wiederholt auf die fraglichen Judikate berufen hätte und 
die darin entwickelten Grundsätze daher auch im betrieblichen Bereich von 
Bedeutung wären.  
? Das von den Verteidigern der Wegzugsbesteuerungsregelung vorgebrachte 
Argument, der Wegzug würde unter Bezugnahme auf die Rs Daily Mail und 
Cartesio per se nicht unter die Niederlassungsfreiheit fallen, wird mit der 
Unterschiedlichkeit der zitierten Fälle abgewehrt. Die Rs Daily Mail und Cartesio 
betrafen gesellschaftsrechtliche Fälle, in denen die unionsrechtliche Zulässigkeit 
der wegzugsbedingt erzwungenen Auflösung von Gesellschaften zur Debatte stand 
und im Zuge derer entschieden wurde, dass die wegzugsbedingte Auflösung (in 
bestimmten Fallkonstellationen) nicht von der Niederlassungsfreiheit geschützt 
wäre. Im Gegensatz dazu besteht jedoch im vorliegenden Fall kein Zweifel daran, 
dass die NL den Wegzug infolge der Verlagerung der Geschäftsführung nicht zum 
Anlass nehmen, die Gesellschaft aufzulösen und einen identitätswahrenden 
Wegzug der NGI als BV daher zulassen. Die erwähnten Judikate seien daher im 
Zusammenhang mit dem gegenständlichen Szenario ohne Bedeutung und 
rechtfertigen daher auch nicht die Nichtanwendung der Niederlassungsfreiheit.  
? Die sofort eingehobene Wegzugssteuer führt vielmehr zu einer Benachteiligung 
von NGI gegenüber den anderen in den NL verbleibenden Gesellschaften und 
vestößt gegen den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz. So wie im Falle natürlicher 
Personen müsse es daher auch bei betrieblichen Wegzugsvorgängen zu 
Nichtfestsetzungen kommen, wobei auch nachträgliche Wertminderungen 
steuermindernd berücksichtigt werden müssten. Die Kommission betont im 
Verfahren besonders den Liquidationsnachteil, welcher NGI durch die sofortige 
Besteuerung vor tatsächlicher Realisierung der stillen Reserven widerfährt. 
8.2.2.2.5.4 Schlussantrag GA Kokott 
Mit 8. September 2011 wurde der Schlussantrag von GA Juliane Kokott veröffentlicht, in 
welchem sie ihren Standpunkt zur Rs NGI BV, C-371/10 erläutert. Ihre Rechtsmeinung läßt 
sich wie folgt zusammenfassen:1578 
? Anwendbarkeit Niederlassungsfreiheit: Der Vorgang einer Sitzverlegung einer 
Kapitalgesellschaft fällt unter die Niederlassungsfreiheit iSd Art 43 EG (jetzt Art 
49 AEUV). Die von den Gegnern dieses Standpunktes angeführten Judikate (Rs 
                                                 
1578 Vgl. Gurtner/Hofbauer-Steffel/Kofler, C-371/10, National Grid Indus, taxlex-EU 2011/170, 407ff. 
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Daily Mail) bieten zwar vereinzelte Anhaltspunkte die Anwendung der 
Niederlassungsfreiheit hinterfragen, allerdings müssen sie auch im Lichte der 
späteren EuGH-Rechtsprechung (Rs Centros, Rs Überseering, Rs Inspire Art, Rs 
Cartesio) ausgelegt werden. Unter diesem Ansatz ist davon auszugehen, dass die 
steuerlichen Aspekte einer „kontinuitätswahrenden“ als auch „statuswahrenden“ 
Sitzverlegung jedenfalls an der Niederlassungsfreiheit zu messen sind.1579 Der 
Wegzugsstaat ist lediglich frei in seiner Entscheidung, ob er auch die Mitnahme der 
Eigenschaft als Gesellschaft des innerstaatlichen Rechts zulässt.1580   
? Beschränkung der Niederlassungsfreiheit: Aufgrund der im vergleichbaren 
Inlandsszenario (vor einer Realisierung) unterbleibenden Besteuerung stellt die 
Wegzugsbesteuerung bei grenzüberschreitenden Wegzugsfällen jedenfalls eine 
Benachteiligung dieser dar. Die Wegzugssteuer ist aufgrund ihrer abschreckenden 
Wirkung jedenfalls geeignet, die Ausübung der Niederlassungsfreiheit zu behindern 
und stellt folglich eine Beschränkung dieser dar.1581  
? Rechtfertigung: Es bleibt zu prüfen, ob die Wegzugsbesteuerung aufgrund ihrer 
Zielsetzung durch einen zwingenden Grund des Allgemeininteresses gerechtfertigt 
werden kann, sie dazu geeignet ist dieses Ziel zu erreichen und auch nicht über das 
hinaus geht, was zur Zielerreichung erforderlich ist.1582   
? Geeignetheit: Die Zielsetzung der niederländischen Wegzugsbesteuerung besteht in 
der vom EuGH bereits mehrfach als zwingender Grund des Allgemeininteresses 
anerkannten Wahrung einer ausgewogenen Aufteilung der Besteuerungsbefugnisse 
wobei dieser Zustand durch Besteuerung nach Maßgabe des „international 
anerkannten“ Territorialitätsprinzips (verbunden mit einer zeitlichen Komponente) 
erreicht werden soll. Nach Kokott ist die niederländische Wegzugssteuer dazu 
geeignet, dieses Ziel zu erreichen.1583   
? Erforderlichkeit/Verhältnismäßigkeit: Neben der Eignung der Wegzugssteuer, muss 
diese als verhältnismäßig eingestuft werden um unionsrechtlich zulässig zu sein. 
Während die Festsetzung der Wegzugssteuer im Wegzugsmoment – unter 
Berücksichtigung der besonderen Zielsetzung der Regelung – als nicht 
unverhältnismäßig qualifiziert wird, muss hinsichtlich der Einziehung der 
Wegzugssteuer unterschieden werden, wie komplex das transferierte 
Betriebsvermögen ausgestaltet ist und davon abhängig wie schwierig sich die 
Nachvollziehbarkeit des Realisierungszeitpunktes der stillen Reserven gestaltet: 1584   
o Insofern die Art und der Umfang des Betriebsvermögens die 
grenzüberschreitende Nachverfolgung der transferierten stillen Reserven 
unmöglich oder schwierig macht, so ist eine wegzugsveranlasste 
Sofortbesteuerung unionsrechtlich zulässig.  
o Sind jedoch die überführten Vermögensgegenstände für die 
Finanzverwaltung „leicht überschaubar“ bzw. ist die Nachverfolgung „an 
sich unproblematisch“ so ist eine Sofortbesteuerung unzulässig. D.h. lässt 
                                                 
1579 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 17-37 (insbesondere Rz 36 und 37), 108. 
1580 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 35. 
1581 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 42. 
1582 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 44. 
1583 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 52. 
1584 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 69-75, 89, 108. 
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sich von der Finanzverwaltung des Wegzugsstaates „in zumutbarer Weise“ 
oder „vergleichsweise einfach“ nachvollziehen, wann die stillen Reserven 
realisiert werden, so dürfen die überführten Wirtschaftsgüter anlässlich des 
Wegzugs nicht sofort besteuert werden. Der Wegzugsstaat muss vielmehr 
eine Steuerstundung gewähren.  
Im vorliegenden Fall ist – da sich im Betriebsvermögen der NGI BV lediglich die 
strittige GBP-Forderung befand – lt. Kokott das Kriterium der leichten 
Nachverfolgbarkeit jedenfalls gegeben. Eine wegzugsbedingte Sofortbesteuerung 
würde somit als überschießend und daher unionsrechtswidrig eingestuft.1585 
? Berücksichtigung nachträglicher Wertverluste: Die vom EuGH in der Rs N 
entwickelte Systematik zur Berücksichtigung von dem Wegzug nachgelagerten 
Wertminderungen ist im betrieblichen Bereich differenziert zur Anwendung zu 
bringen. Im Falle eines Step-Up durch den Zuzugsstaat ist davon auszugehen, dass 
dieser und nicht der Wegzugsstaat eine spätere Wertminderung berücksichtigt. 
Berücksichtigt der Zuzugstaat spätere Wertminderungen trotzdem nicht (obwohl 
„das Territorialitätsprinzip dafür sprechen würde“), kann dies nicht zwingend zur 
Folge haben, dass der Wegzugsstaat diese in vollem Umfang berücksichtigen muss. 
Die Frage der Berücksichtigung der Wertminderung wäre diesfalls eine solche der 
ausgewogenen Aufteilung der Besteuerungsbefugnisse für deren Regelung die 
Mitgliedstaaten mangels unionsrechtlicher Harmonisierung weiterhin zuständig 
sind. Die Frage ob die Nichtberücksichtigung späterer Wertminderungen durch den 
Wegzugsstaat unverhältnismäßig ist, kann daher nicht pauschal beatwortet 
werden.1586   
? Berücksichtigung von nachträglichen FX-Verlusten: Im vorliegenden Fall kommt 
es durch den Wegzugs mit der GBP-Forderung – auch wenn der FX-Gewinn im 
Zuzugsstaat nicht mehr „in Erscheinung tritt“ – weder zur Realisierung der im 
Wirtschaftsgut enthaltenen stillen Reserven (und damit zu einer Sofortbesteuerung) 
noch zum „Verpuffen“ der stillen Reserven (und damit zu einer Auflösung des 
Steuersubstrats des Wegzugsstaates). Vielmehr sind die stillen Reserven evident zu 
halten und etwaige dem Wegzug nachgelagerte FX-Verluste bei der Bemessung der 
Wegzugssteuer vom Wegzugsstaat zu berücksichtigen. Zur Realisierung der stillen 
Reserven und somit zur Einhebung der Wegzugssteuer kommt es erst im Zeitpunkt 
der Tilgung der Forderung.1587      
? Kohärenz: Im Rahmen der Rs Wannsee (C-157/07, Rz 55) wurde vom EuGH die 
Kohärenz einer Regelung bestätigt, nach welcher in der Vergangenheit im Inland 
angesetzte ausländische Betriebstättenverluste bei der Erzielung ausländischer 
Betriebstättengewinne nachversteuert werden dürfen. Eine ähnliche Kohärenz 
scheint lt. Kokott der niederländischen Wegzugsbesteuerung zugrunde zu liegen. 
Das niederländische Recht läßt nämlich zu, bestimmte Gewinne bzw. stille 
Reserven in Voraussicht auf eine zukünftige Besteuerung derselben in zukünftige 
Zeiträume vorzutragen (durch Nichtaufdeckung von Wertzuwächsen oder 
                                                 
1585 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 87. 
1586 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 76-78. 
1587 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 79-87. 
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übermäßige Abschreibungen). Daher hat der niederländische Staat ein berechtigtes 
Interesse daran, die stillen Reserven zu einem späteren Zeitpunkt besteuern zu 
dürfen. Könnten die Niederlande die stillen Reserven nachgelagert zu einem 
Wegzug nicht mehr besteuern, so wäre eine kohärente Besteuerung nicht mehr 
möglich. Insoweit decken sich die Anliegen der kohärenten Besteuerung und der 
ausgewogenen Aufteilung der Besteuerungsbefugnis.1588  
? Steuerumgehung: Die grenzüberschreitende Sitzverlegung einer juristischen Person 
darf – selbst wenn sie steuerlich motiviert ist – nicht per se als mißbräuchlich 
eingestuft werden. Das Unternehmen versuchen von den Unterschieden zwischen 
den nationalen Steuersystemen zu profitieren ist vielmehr eine legitime Form des 
wirstchaftlichen Handelns und in einem Binnenmarkt, in dem 
Unternehmensbesteuerung nicht harmonisiert ist unausweichlich.1589 Da sich der 
niederländischen Vorlageentscheidung weiters entnehmen lässt, dass sich die 
Wegzugsbesteuerung nicht spezifisch gegen rein künstliche Konstruktionen richtet, 
lässt sich die Regelung nicht mit der Verhütung von Steuerumgehung 
rechtfertigen.1590    
8.2.2.2.5.5 Das Urteil 
Mit 29. November 2011 erging das Urteil des EuGH in o.a. Rechtssache, welches wie folgt 
zusammengefasst werden kann: 
? Anwendbarkeit Niederlassungsfreiheit: Ein Mitgliedstaat kann prinzipiell die 
Kriterien bestimmen, die eine Gesellschaft erfüllen muss, um als nach seinem 
Recht gegründet angesehen zu werden bzw diese Eigenschaft (z.B. trotz 
Sitzverlegung) beizubehalten.1591 Die im Ausgangssachverhalt in Rede stehende 
Regelung betrifft jedoch nicht die Bestimmung dieser Kriterien sondern beschränkt 
sich vielmehr auf die steuerlichen Folgen einer Sitzverlegung.1592 Da die nach 
niederländischem Recht gegründete NGI ihren Verwaltungssitz in einen anderen 
Mitgliedstaat verlegen kann, ohne dass die Verlegung des Sitzes ihre Eigenschaft 
als Gesellschaft nach niederländischem Recht berührt, kann sie sich auf die 
Niederlassungsfreiheit iSd Art. 49 AEUV berufen.1593 
? Beschränkung der Niederlassungsfreiheit: Aufgrund der im vergleichbaren 
Inlandsszenario (vor einer Realisierung) unterbleibenden Besteuerung bzw. dem 
damit verbundenen Liquiditätsnachteil stellt die Wegzugsbesteuerung bei 
grenzüberschreitenden Wegzugsfällen eine Benachteiligung dieser dar. Die 
Wegzugssteuer ist aufgrund ihrer abschreckenden Wirkung jedenfalls geeignet, die 
Ausübung der Niederlassungsfreiheit zu behindern und stellt folglich eine 
verbotene Beschränkung dieser dar.1594 
                                                 
1588 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 95-100. 
1589 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 103. 
1590 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 104. 
1591 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 27 unter Hinweis auf die Rs. Cartesio, Rz. 110. 
1592 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 31. 
1593 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 32. 
1594 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 37-41. 
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? Rechtfertigung: Es bleibt zu prüfen, ob die beschränkende Wegzugsbesteuerung 
aufgrund ihrer Zielsetzung durch einen zwingenden Grund des Allgemeininteresses 
gerechtfertigt werden kann, sie dazu geeignet ist dieses Ziel zu erreichen und auch 
nicht über das hinausgeht, was zur Zielerreichung erforderlich ist. 1595 
? Geeignetheit: Die Zielsetzung der niederländischen Wegzugsbesteuerung besteht in 
der vom EuGH als zwingender Grund des Allgemeininteresses anerkannten 
Wahrung einer ausgewogenen Aufteilung der Besteuerungsbefugnisse wobei dieser 
Zustand durch Besteuerung nach Maßgabe des Territorialitätsprinzips (verbunden 
mit einer zeitlichen Komponente) erreicht werden soll.1596 Die niederländische 
Wegzugssteuer ist lt. EuGH dazu geeignet, dieses Ziel zu erreichen.1597  
? Erforderlichkeit/Verhältnismäßigkeit: Zusätzlich zur Eignung der Wegzugssteuer, 
muss diese als verhältnismäßig eingestuft werden um unionsrechtlich zulässig zu 
sein. Während die Festsetzung der Wegzugssteuer im Wegzugsmoment – unter 
Berücksichtigung der besonderen Zielsetzung der Regelung – als nicht 
unverhältnismäßig qualifiziert wird, stellt die verpflichtende, sofortige Einziehung 
der Wegzugssteuer eine unverhältnismäßige Maßnahme dar. Eine Steuerstundung 
bzw. Nichtfestsetzung bis zum Realisierungszeitpunkt stellt im Gegensatz dazu 
eine in der Regel mildere Maßnahme dar.1598  
? Relevanz Komplexität Betriebsvermögen: Die sofortige Einziehung wird – entgegen 
der Sichtweise der GA Kokott1599 – unabhängig vom Komplexitätsgrad des 
überführten Betriebsvermögens als unverhältnismäßige Maßnahme eingestuft, 
wobei die im Verfahren von den Finanzverwaltungen vorgebrachte u.U. schwierige 
Nachverfolgbarkeit der stillen Reserven als Argument für eine Sofortbesteuerung 
(unter Hinweis auf die EU-Beitreibungsrichtline und eine mögliche 
Meldeverpflichtung seitens der Unternehmen) vom EuGH klar abgelehnt wurde.1600 
? Option zur Nichtfestsetzung: Um den wegziehenden Unternehmen keine 
übermäßigen Verwaltungslasten aufzubürden, muss – im Falle der (zulässigen) 
Verpflichtung zur laufenden Abgabe einer Erklärung zum Realisierungsstatus des 
überführten Betriebsvermögens – die Steuerstundung als Option ausgestaltet 
sein.1601    
? Erfordernis Bankgarantie: Dem Risiko der Nichteinziehung der Wegzugsteuer 
kann der Wegzugstaat dadurch begegnen, dass er vom wegziehenden Unternehmen 
die Stellung einer Bankgarantie fordert.1602    
? Verzinsung Wegzugsteuer: Die anlässlich des Wegzuges gestundete Steuerlast darf 
– entsprechend der geltenden nationalen Regelungen –seitens des Wegzugstaates 
verzinst werden.1603 
                                                 
1595 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 42. 
1596 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 46 unter Hinweis auf die Rs N, Rz. 46. 
1597 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 48. 
1598 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 52, 85. 
1599 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 69-75, 89, 108. 
1600 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 75-78. 
1601 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 71-73. 
1602 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 74. 
1603 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 73. 
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? Keine Berücksichtigung nachträglicher Wertverluste: Entgegen der vom EuGH in 
der Rs N entwickelte Systematik ist der Wegzugsstaat im betrieblichen Bereich 
nicht dazu verpflichtet, dem Wegzug nachgelagerten Wertminderungen bei der 
Festsetzung der Wegzugsteuer steuermindernd zu berücksichtigen. 1604 Als Grund 
hierfür wird die laufende Verwendung betrieblicher Wirtschaftsgüter zur 
Gewinnerzielung angeführt. Da ausschließlich der Zuzugstaat berechtigt ist den 
durch die Wirtschaftsgüter ab dem Zuzugszeitpunkt erzielten Gewinn zu besteuern 
(in welchen u.a. die Abschreibung der Wirtschaftsgüter einfließt), hat auch nur 
dieser positive bzw. negative Wertschwankungen der Wirtschaftsgüter zu 
berücksichtigen, welche ab dem Zuzugszeitpunkt auftreten.1605 Die eventuelle 
Nichtberücksichtigung von dem Wegzug nachgelagerten Wertminderungen durch 
den Zuzugstaat verpflichtet den Wegzugstaat nicht dazu, die Wegzugsteuer 
nachträglich anzupassen.1606   
? Im Zusammenhang mit der Berücksichtigung von nachträglichen Wertminderungen 
wird weiters ausgeführt, dass der AEUV einer unter die Niederlassungsfreiheit 
fallenden Gesellschaft nicht garantiert, dass die Verlegung ihres Verwaltungssitzes 
steuerneutral ist. Aufgrund der unterschiedlichen Regelungen der Mitgliedstaaten in 
diesem Bereich kann eine solche Verlegung für eine Gesellschaft je nach dem 
Einzelfall steuerlich mehr oder weniger vorteilhaft oder nachteilig sein. Die 
Niederlassungsfreiheit gewährleistet nämlich nicht, dass ein Mitgliedstaat seine 
Steuerregelungen mit jenen anderer Mitgliedstaaten insofern abstimmt, als aus 
diesen in allen Situationen keine Ungleichheiten resultieren.1607 
? Aufgrund der o.a. Systematik (Festsetzung Wegzugsteuer im Zeitpunkt des 
Wegzugs, keine Berücksichtigung nachträglicher Wertminderungen) sind die 
Niederlande im gegenständlichen Fall nicht dazu verpflichtet, Währungsverluste, 
welche im Zeitraum zwischen Wegzug und Tilgung bzw. Abtretung der Forderung 
auftreten, bei der Bemessung der Wegzugsteuer zu berücksichtigen.1608 
? Kohärenz: In Anlehnung an die Ausführungen der GA kommt der EuGH zum 
Schluss, dass sich die Anliegen der kohärenten Besteuerung und der ausgewogenen 
Aufteilung der Besteuerungsbefugnis decken.1609  
? Steuerumgehung: In Übereinstimmung mit seiner bisherigen Rechtsprechung 
kommt der EuGH in der Frage der Steuerumgehung zum Schluss, dass der 
Umstand alleine, dass eine Gesellschaft ihren Sitz in einen anderen Mitgliedstaat 
verlegt, nicht die allgemeine Vermutung der Steuerhinterziehung begründen und 
daher keine die Grundfreiheiten (z.B. Niederlassungsfreiheit) beeinträchtigende 
Maßnahme rechtfertigen kann. Auch ein unternehmerischer Wegzug kann daher 
nicht pauschal als missbräuchlich eingestuft werden.1610  
 
                                                 
1604 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 56, 64. 
1605 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 57-58. 
1606 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 61. 
1607 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 62. 
1608 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 59-60. 
1609 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 80. 
1610 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 84. 
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8.2.2.2.5.6 Eigene Meinung 
Das Urteil des EuGH ist in seiner Grundaussage zu beführworten und trägt viel zur 
Rechtssicherheit im Bereich des betrieblichen Wegzugs bei. Allerdings lässt es auch einige 
wichtige Detailfragen unbeantwortet. Die aus Sicht des Autors dieser Arbeit wichtigsten 
Aspekte des Urteils können wie folgt zusammengefasst werden: 
Nichtanwendung Niederlassungsfreiheit: Hinsichtlich der Frage, ob ein betrieblicher 
Wegzug unter die Niederlassungsfreiheit fällt oder nicht, ist auf die Argumente von NGI 
und der Kommission hinzuweisen. Die Rs Daily Mail und Cartesio betrafen alleine die 
gesellschaftsrechtliche Frage, unter welchen Voraussetzungen ein Staat den Export einer 
inländischen Rechtsform ins Ausland, d.h. einen „rechtsformwahrenden“ Wegzug ohne 
dadurch bedingte Auflösung, zulassen müsse. Nicht hingegen behandelt wurde wie 
Wegzugsvorgänge – vorausgesetzt ein rechtsformwahrender Wegzug ohne Auflösung der 
Gesellschaft ist gesellschaftsrechtlich zulässig – besteuert werden dürfen. Diese Form des 
Wegzugs weist systematisch viel stärkere Ähnlichkeit mit den bereits verfügbaren 
Judikaten zum privaten Wegzug auf. Diesen kann klar die Subsumierung von 
Wegzugsvorgängen unter die Niederlassungsfreiheit entnommen werden. Eine andere 
Interpretation im Sinne einer Nichtanwendbarkeit der Niederlassungsfreiheit auf 
betriebliche Wegzugsvorgänge würde diese wohl in großem Ausmaß ihrer Sinnhaftigkeit 
berauben.1611 Hinsichtlich der Anwendbarkeit der Niederlassungsfreiheit auf die 
Sitzverlegung ist daher der von GA Kokott geäußerten und vom EuGH nun bestätigten 
Rechtsposition vollinhaltlich zu folgen. Ob – wie von der GA Kokott vertreten – bloß eine 
„statuswahrende“ (iSe rechtsformwahrenden) oder auch eine  „kontinuitätswahrende“ (mit 
Wechsel der Rechtsform aber ohne Liquidationswirkung im Wegzugstaat) Sitzverlegung 
unter die Niederlassungsfreiheit fällt kann mE nicht klar aus dem Urteil abgeleitet 
werden.1612 Der EuGH hat sich hier mit der Feststellung begnügt, dass im gegenständlichen 
Fall eine rechtsformwahrende Sitzverlegung vorliegt und die Niederlassungfreiheit daher 
anzuwenden wäre.1613 Aus dieser Feststellung die Schlussfolgerung abzuleiten, dass eine 
bloß kontinuitätswahrende Sitzverlegung nicht unter die Niederlassungsfreiheit fällt, ist 
mE nicht möglich und daher eine weiterhin offene Frage.1614 
Besteuerung nach dem Territorialitätsprinzip: Die Erreichung einer ausgewogenen 
Verteilung von Besteuerungsbefugnissen über Besteuerung nach Maßgabe des 
Territorialitätsprinzips stellt mE kein Argument für eine sofortige Besteuerung von 
betrieblichen Wegzugsvorgängen dar. Wie der EuGH in der Rs Hugh de Lasteyrie du 
Saillant und der Rs N klar zeigt, kann auch eine aufgeschobene Wegzugsbesteuerung zu 
einer Besteuerung nach dem Territorialitätsprinzip führen. Die Systematik des privaten 
Wegzugs führt ja an sich nicht zur „Nichtbesteuerung“ sondern lediglich zu einem 
Besteuerungsaufschub. Dieser muss lediglich unter Berücksichtigung des 
                                                 
1611 Ebenso Kemmeren, The Netherlands: Pending Cases Filed by the Netherlands Courts: The National Grid Indus (C-371/10) and 
Feyenoord (C-498/10 (X.)) Cases, in Lang/Pistone/Schuch/Staringer/Storck (Hrsg), ECJ Recent Developments in Direct Taxation 2010, 
167ff; Schneeweiss, Intertax, 2009, 371; Kok, EC Tax Review, 2011, 69; Douma, Highlights & Insights on European Taxation 2010/12. 
1612 Vgl. Ebenso Haunold/Tumpel/Widhalm, SWI 2/2012, 94 welche aber die Sitzverlegung einer österreichischen SE jedenfalls unter die 
NL-Freiheit subsumieren; Körner, IStR 1/2012, 2. 
1613 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 32, erster Satz. 
1614 Vgl. Zernova, Exit Taxes on Companies in the Context of the EU Internal Market, Intertax, 2011, 492 welche (vor Ergehen des 
Urteils in der Rs NGI) unionsinterne Sitzverlegungen – unabhängig von ihrer gesellschaftsrechtlichen Wirkungsweise – generell unter 
die Niederlassungsfreiheit subsumiert. 
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Verhältnismäßigkeitsprinzips ausgestaltet sein (siehe unten). Der EuGH hat diesen – auch 
von GA Kokott vertretenen – Standpunkt für den betrieblichen Bereich nun klar bestätigt. 
Verhältnismäßigkeit der Wegzugsbesteuerung: Eine wegzugsveranlasste Sofortbesteuerung 
verstößt prinzipiell – auch im betrieblichen Bereich – gegen das 
Verhältnismäßigkeitsprinzip.1615 In diesem Zusammenhang weist GA Kokott jedoch auf 
die Umstände des Einzelfalles hin und meint unter bestimmten Umständen (nicht bloß 
geringe Komplexität des Betriebsvermögens) eine Sofortbesteuerung unter 
Berücksichtigung der Zielsetzung der Regelung doch als verhältnismäßig einstufen zu 
können.1616 Dies passiert vor dem Hintergrund, dass mehrere Mitgliedstaaten praktische 
Schwierigkeiten bei der Überwachung des „Realisierungsstatus“ im Zuzugsstaat angeben, 
um so eine Nichtvergleichbarkeit betrieblicher Wegzüge mit privaten Wegzügen 
darzustellen und in weiterer Folge eine Sofortbesteuerung zu rechtfertigen. Da der 
Wegziehende mit einer Vielzahl an Einzelwirtschaftsgütern verzieht, wäre es – verglichen 
zu einem privaten Wegzug – unweit schwieriger, die Realisierung stiller Reserven im 
Zuzugsstaat zu verfolgen. Auch dieses Argument rechtfertigt mE nicht eine pauschale 
Besteuerung der stillen Reserven im Wegzugszeitpunkt vorzunehmen. Unabhängig davon, 
dass eine Vielzahl an Unternehmen mit nur wenig Einzelwirtschaftsgütern existiert 
während auch vermögende, natürliche Personen mit einer Vielzahl an Wertpapieren, 
Anteilen, Indexzertifikaten, etc. verziehen können, kann ein drohender 
verwaltungsökonomischer Mehraufwand nicht als Rechtfertigung herangezogen werden, 
um die Versagung von Grundfreiheiten zu rechtfertigen. Diese Sichtweise wurde vom 
EuGH (die Geltung der Amtshilfe-RL vorausgesetzt) bereits öfters bestätigt.1617 Die GA 
Kokott scheint jedoch – obwohl auch sie in diesem Bereich zuerst auf die oftmals nicht 
korrekte typisierende Differenzierung zwischen privaten und betrieblichen Wegzügen 
hinweist1618 – dem Argument der schwierigen Nachvollziehbarkeit des Realisierungsstatus 
der stillen Reserven im Ergebnis zu folgen und meint eine Sofortbesteuerung dann als 
verhältnismäßig einstufen zu müssen, wenn die Überwachung der Wirtschaftsgüter 
unmöglich bzw. schwierig ist. Sind allerdings die überführten Vermögensgegenstände für 
die Finanzverwaltung leicht überschaubar bzw. ist die Nachverfolgung an sich 
unproblematisch bzw. vergleichsweise einfach möglich so ist eine Sofortbesteuerung 
unverhältnismäßig und daher unzulässig.1619 Der EuGH ignorierte schließlich in seinem 
Urteil die von der GA vorab aufgestellte Differenzierung und wertete eine 
Sofortbesteuerung – unabhängig vom Komplexitätsgrad des überführten 
Betriebsvermögens – als unverhältnismäßige Maßnahme.1620 Dieser Sichtweise des EuGH 
ist mE aus folgenden Gründen vollinhaltlich zuzustimmen: 
Wäre der EuGH der o.a. Meinung der GA Kokott gefolgt, so wäre damit die Gefahr 
verbunden gewesen, dass das Urteil seitens der Finanzverwaltungen als „card blanche“ 
gewertet wird und de-fakto jede nicht sehr einfach strukturierte Vermögensüberführung als 
schwierig nachvollziehbar und somit als Fall der Sofortbesteuerung qualifiziert wird. 
Unabhängig von der diesbezüglich sehr unbestimmten Ausdrucksweise der GA in ihrem 
                                                 
1615 Vgl. Kemmeren, in Lang/Pistone/Schuch/Staringer/Storck (Hrsg), ECJ Recent Developments in Direct Taxation 2010, 169f. 
1616 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 69-75, 89, 108. 
1617 Siehe dazu Kapitel 8.3.2.1. 
1618 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 66. 
1619 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 69-75, 89, 108. 
1620 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 75-78. 
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Schlussantrag ist auch zu hinterfragen, warum überführtes Betriebsvermögen (im 
Vergleich zu Privatvermögen) als tendenziell schwerer nachvollziehbar qualifiziert wird. 
Während Privatvermögen idR keinem Aufzeichnungserfordernis unterliegt, haben 
Unternehmer ihr Betriebsvermögen regelmäßig aufzuzeichnen. Das überführte 
Betriebsvermögen würde im Zuzugsstaat idR weiterhin aufgezeichnet werden, wobei eine 
Vermischung mit anderem Betriebsvermögen z.B. durch Führung eines getrennten 
Rechnungskreises vermieden werden könnte. Auch wenn die Überprüfung der Richtigkeit 
dieser Angaben durch die Finanzverwaltung lt. GA Kokott bei komplexen 
Vermögensstrukturen u.U. die Grenze des Zumutbaren überschreitet, erscheint unklar 
warum in diesem Fall eine Sofortbesteuerung von der GA als das „gelindeste Mittel“ 
verstanden wird. ME wäre das gelindeste Mittel wohl eher in der Vornahme einer zeitlich 
gestaffelten Wegzugsbesteuerung auf Basis der typisierenden Annahme von geschätzten 
Realisierungszeitpunkten gegeben. In Abhängigkeit der jeweiligen Branche und der 
Zusammensetzung des Betriebsvermögens (Anlagevermögen, Umlaufvermögen) könnte 
im Wegzugsmoment wohl relativ einfach der Zeitpunkt der Realisierung der stillen 
Reserven der einzelnen Vermögensgruppen des Betriebsvermögens vorab geschätzt und 
die Einziehung der Wegzugssteuer daran ausgerichtet werden. Gerade bei großen und 
komplexen Betriebsvermögen – welche idR sehr hohe stille Reserven und Firmenwerte 
ausweisen – würde die von der GA vorgeschlagene Lösung große Probleme aufwerfen und 
der o.a. Ansatz wohl eher dem „gelindesten Mittel“ entsprechen. 
Der EuGH nimmt in seinem Urteil in der Frage der Verhältnismäßigkeit des mit der 
Nachverfolgung des überführten Betriebsvermögens verbundenen Verwaltungsaufwandes 
einen interessanten Ansatz ein: „Da aber eine Gesellschaft, die sich für die aufgeschobene 
Zahlung dieser Steuern entscheidet, zwangsläufig der Ansicht ist, dass die Nachverfolgung 
der Vermögensgegenstände, bei denen ein Wertzuwachs im Zeitpunkt der Sitzverlegung 
festgestellt wurde, ihr keinen übermäßig Verwaltungsaufwand bereitet., kann der Aufwand, 
der auf der Steuerverwaltung des Herkunftsmitgliedstaates lastet und der mit der Kontrolle 
der Erklärungen hinsichtlich einer solchen Nachverfolgung verbunden ist, auch nicht als 
übermäßig eingestuft werden.“ 1621 Zusätzlich wird ausgeführt: „Weiters sind – entgegen 
dem Vorbringen der niederländischen, der deutschen und der spanischen Regierung – die 
zwischen den Behörden der Mitgliedstaaten bestehenden Mechanismen zur gegenseitigen 
Unterstützung hinreichend, um den Herkunfstmitgliedstaat in die Lage zu versetzen, die 
Richtigkeit der Erklärungen der Gesellschaften zu kontrollieren, die sich für eine 
aufgeschobene Zahlung der Steuer entschieden haben.“ 1622 In anderen Worten: Insofern 
die wegziehende Gesellschaft die Komplexität des überführten Betriebsvermögens als 
nicht übermäßig komplex einstuft und daher die (eventuell) bestehende Last einer 
laufenden Erklärung über den Realisierungsstatus im Zuzugstaat auf sich nimmt, kann sich 
auch die Finanzverwaltung des Wegzugstaates nicht auf einen übermäßigen 
Verwaltungsaufwand berufen der mit der Kontrolle der diesbezüglichen Erklärung 
verbunden wäre. In diesem Zusammenhang wird vom EuGH u.a. auf die innerhalb der EU 
geltende Beitreibungs-RL verwiesen.1623 Der EuGH lehnt daher – mE zu Recht1624 – das 
von den Finanzverwaltungen für den betrieblichen Wegzug vorgebrachte Argument des 
                                                 
1621 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 77, letzter Satz. 
1622 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 78, erster Satz. 
1623 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 78. 
1624 Zustimmend auch Thömmes, IWB 23/2011, 901. 
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übermäßigen Verwaltungsaufwandes klar ab und überlässt die Entscheidung hinsichtlich 
der Beantragung einer Steuerstundung dem wegziehenden Unternhmer.1625 Dem Urteil 
kann darüber hinaus entnommen werden, dass die Steuerstundung als Option ausgestaltet 
werden muss, um dem Wegziehenden die Möglichkeit zu belassen, im Falle eines sehr 
komplex ausgestalteten Betriebsvermögens eine Sofortbesteuerung vorzunehmen und sich 
auf diesem Wege die Verpflichtung zur Erstellung und Abgabe laufender Erklärungen zum 
überführten Betriebsvermögen zu ersparen.1626     
Erfordernis Sicherheit: Dem Risiko der Nichteinziehung der Wegzugsteuer kann der 
Wegzugstaat dadurch begegnen, dass er vom wegziehenden Unternehmen die Stellung 
einer Bankgarantie fordert.1627 Diese (äußerst knapp formuliert) Position überrascht 
insofern, als sie eine klare Abweichung von der bisher im Bereich des privaten Wegzugs 
ergangenen EuGH-Judikatur darstellt.1628 Die Forderung nach der Stellung einer Sicherheit 
als Voraussetzung für die Gewährung einer Stundung der wegzugsbedingten Steuerlast 
wurde in der Vergangenheit als unverhältnismäßige Maßnahme eingestuft, da der 
Wegziehende mit der Stellung einer Sicherheit Vermögen binden muss und das mit der 
Regelung angestrebte Ziel (Aufteilung von Besteuerungsrechten) aufgrund der in der 
Union geltenden Amtshilfe- und Betreibungsrichtlinie auch mit gelinderen Mitteln erreicht 
werden kann.1629 Andererseits wurde für einen betrieblichen, „wegzugsähnlichen“ 
Sachverhalt (siehe die Rs X und Y mit einer grenzüberschreitenden Anteilseinbringung) 
bereits in der Vergangenheit die Stellung von Sicherheiten als zulässig erachtet.1630 Warum 
der EuGH in dieser Frage zwischen dem betrieblichen und dem privaten Wegzug 
unterscheidet und unterschiedliche Maßstäbe (Forderung von Sicherheiten zulässig bzw. 
unzulässig) anlegt ist mE sachlich nicht nachvollziehbar und kann auch aus den fraglichen 
Urteilen nicht abgeleitet werden.1631 Aus der Mißbrauchsjudikatur des EuGH kann jedoch 
gefolgert werden, dass die Einforderung von Sicherheiten wohl nicht auf einer pauschalen 
Gefährdungsvermutung sondern ausschließlich auf konkreten Verdachtsmomenten basieren 
darf. Andernfalls würde der Gedanke der Vermeidung von Liquiditätsnachteilen für den 
Wegziehenden, welcher den Tenor des Urteil darstellt, durch das pauschale Erfordernis 
einer Sicherheit und die damit verbundenen Finanzierungskosten ad absurdum geführt.1632 
In diesem Zusammenhang vertreten Teile des Schrifttums den mE richtigen Ansatz, dass – 
aus Gründen der Verhältnismäßigkeit – etwaige Sicherheiten nur in jenen Fällen 
eingefordert werden dürfen, in denen andernfalls nicht ausreichend Haftungssubstrat (des 
Wegziehenden bzw. von mit diesem verbundenen Unternehmen) im Inland bzw. der EU 
verbleiben würde und das Besteuerungssubstrat des Wegzugsstaates daher offensichtlich 
gefährdet wäre.1633   
                                                 
1625 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 76. 
1626 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 73. 
1627 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 74. 
1628 Vgl. Lenz, DB 51/52/2011, M1. 
1629 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 51-53 und 73. 
1630 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 58-59; siehe auch den Hinweis bei Kofler, ÖStZ 2004, 198. 
1631 Vgl. ebenso Thömmes, IWB 23/2011, 902. 
1632 Vgl. ebenso Thömmes, IWB 23/2011, 902; Beutel/Rehberg, IStR 3/2012, 96; unkritisch jedoch Musil, FR 1/2012, 33 und Mitschke, 
IStR 1/2012, 9ff. 
1633 Vgl. Körner, IStR 1/2012, 4; Beutel/Rehberg, IStR 3/2012, 96; Vertreter der Finanzverwaltung hingegen lehnen eine derartige 
Einschränkung ab und meinen aus dem Wortlaut des Urteils eine Pauschalberechtigung zur Einforderung von Sicherheiten ableiten zu 
können, vgl. Mitschke, IStR 1/2012, 11. 
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Verzinsung: Wie für die Frage der möglichen Forderung einer Sicherheit durch den 
Wegzugstaat weicht der EuGH in seinem Urteil auch in der Frage der möglichen 
Verzinsung der gestundeten Steuerlast von seiner bisherigen Judikaturlinie ab.1634 War es 
für den Wegzugstaat bisher unverhältnismäßig dem Wegziehenden Stundungszinsen 
abzuverlangen so ist dies im Falle eines betrieblichen Wegzugs lt. EuGH scheinbar nicht 
der Fall. Dies lässt sich mE aus folgender Passage des Urteils ableiten (Hervorhebungen 
durch den Autor):1635 
„(73) Somit würde eine nationale Regelung, die einer Gesellschaft, die ihren 
tatsächlichen Verwaltungssitz in einen anderen Mitgliedstaat verlegt, die Wahl läßt 
zwischen einerseits der sofortigen Zahlung des Steuerbetrags, was zu einem 
Liquiditätsnachteil führt, […] und andererseits einer Aufschiebung der Zahlung des 
Steuerbetrags, gegebenenfalls zuzüglich Zinsen entsprechend der geltenden 
nationalen Regelung, […] eine Maßnahme darstellen, die die Niederlassungsfreiheit 
weniger stark beeinträchtigt als die im Ausgangsverfahren streitige Maßnahme und 
dabei die ausgewogene Aufteilung der Besteuerungsbefugnisse zwischen den 
Mitgliedstaaten gewährleisten.“     
Die Verzinsung der Wegzugsteuer scheint für den EuGH daher keine 
unverhältnismäßige Maßnahme zu sein. Diese Sichtweise verursacht mE einen groben 
inneren Widerspruch in der Argumentation des EuGH. Einerseits soll durch die 
Möglichkeit einer Stundung der durch die Sofortbesteuerung verursachte 
Liquiditätsnachteile vermieden werden1636, andererseits scheint eine Verzinsung des 
aufgeschobenen Betrages auf Basis der o.a. (knappen) Ausführungen des EuGH 
zulässig zu sein. Über eine mögliche Verzinsung der aufgeschobenen Steuerlast durch 
die Finanzbehörde des Wegzugstaates wird aber gerade der durch die wegzugsbedingte 
Sofortbesteuerung verursachte Liquiditätsnachteil „nachgebildet“. Unter der Annahme, 
dass die behördlichen Stundungszinsen im Zeitraum zwischen dem Wegzug und einer 
Realisierung betraglich ungefähr den durchschnittlichen Fremdfinanzierungszinsen 
beim Wegziehenden entsprechen, würde dieser auf diesem Wege wirtschaftlich einem 
der Sofortbesteuerung unterliegenden Steuerpflichtigen gleichgestellt (welcher die 
Wegzugsteuer bis zur Realisierung der stillen Reserven fremdfinanziert). Folglich 
würde der Wegziehende auf diesem Wege belastungsmäßig nicht einem im Inland 
verbleibenden Unternehmer gleichgestellt sondern im Gegenteil eine wirtschaftliche 
Gleichstellung zwischen Sofortbesteuerung und Stundung umgesetzt. Genau dieser 
Effekt wird vom EuGH mit seinem Urteil aber offensichtlich nicht angestrebt. Dieser 
Widerspruch wird im Schrifttum – v.a. aufgrund der Bezugnahme des EuGH in o.a. Rz. 
auf „entsprechende nationale Regelungen“ – in der Form aufgelöst, als lediglich 
insoweit Stundungszinsen eingehoben werden dürfen, als diese Vorgehensweise, im 
Vergleich zu innerstaatlichen Wegzugsszenarien, zu keiner Diskriminierung führt. Da 
ein innerstaatlicher Wegzug z.B. in Österreich keine Besteuerung stiller Reserven 
auslöst und folglich auch keine Steuerlast gestundet und verzinst wird, würde im Falle 
Österreichs die Einführung von Stundungszinsen auf wegzugsbedingt gestundete 
                                                 
1634 Vgl. Lenz, DB 51/52/2011, M1. 
1635 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 73. 
1636 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 37 und 73. 
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Steuerlasten wohl eine (nicht rechtfertigbare) Diskriminierung bzw. Beschränkung der 
Niederlassungsfreiheit darstellen.1637   
Wie die lokalen EU-Jurisdiktionen diese sich in das Urteil nur schwer einfügende 
Anmerkung des EuGH bezüglich einer Möglichkeit zur Verzinsung interpretieren 
werden bleibt abzuwarten.1638   
Nachträgliche Wertminderung: Im Fall NGI erscheint fraglich, wie der Umstand gewertet 
werden soll, dass die in der niederländischen Besteuerungssphäre aufgebauten stillen 
Reserven durch den Wegzug der Gesellschaft nach UK neutralisiert würden. Der EuGH 
nahm diese Frage zum Anlass dazu, die mögliche Berücksichtigung von dem Wegzug 
nachgelagerten Wertminderungen für den betrieblichen Bereich grundlegend zu 
kommentieren und kommt zu einem für den Rechtsanwender unvorteilhaften Ergebnis. 
Die hL als auch der österreichische Gesetzgeber gingen vor Ergehen des gegenständlichen 
Urteils – basierend auf der zum privaten Wegzug bisher ergangenen Judikatur (Rs N) – 
davon aus, dass dem betrieblichen Wegzug nachgelagerte Wertminderungen bei der 
Bemessung der Wegzugsbesteuerung jedenfalls steuermindernd berücksichtigt werden 
müssen.1639 Diese Abschwächung der Besteuerung nach dem Territorialitätsprinzip 
(modifiziertes, steuergutbezogenes Territorialitätsprinzip) ist Ausprägung eines 
Kompromisses zwischen der Besteuerung nach dem reinen Territorialitätsprinzip und der 
Niederlassungsfreiheit und deckt sich auch mit dem Ansatz des EuGH in der Rs Test 
Claimants und Marks & Spencer. 
Der EuGH hingegen schließt sich in seinem Urteil scheinbar der Meinung von GA Kokott 
an nach welcher die in der Rs N entwickelte Systematik zur Berücksichtigung von dem 
Wegzug nachgelagerten Wertminderungen im betrieblichen Bereich differenziert zur 
Anwendung zu bringen ist. Demnach ist der Wegzugsstaat im betrieblichen Bereich nicht 
dazu verpflichtet, dem Wegzug nachgelagerten Wertminderungen bei der Festsetzung der 
Wegzugsteuer steuermindernd zu berücksichtigen. 1640 Als Grund hierfür wird die laufende 
Verwendung betrieblicher Wirtschaftsgüter zur Gewinnerzielung angeführt. Da 
ausschließlich der Zuzugstaat berechtigt ist den durch die Wirtschaftsgüter ab dem 
Zuzugszeitpunkt erzielten Gewinn zu besteuern (in welchen u.a. die Abschreibung der 
Wirtschaftsgüter einfließt), hat auch nur dieser positive bzw. negative Wertschwankungen 
der Wirtschaftsgüter zu berücksichtigen, welche ab dem Zuzugszeitpunkt auftreten.1641 Die 
relevanten Passagen des Urteils lauten wie folgt (Hervorhebungen durch den Autor): 
„(58) Da in einer Situation wie der im Ausgangsverfahren streitigen die Gewinne 
der Gesellschaft,  […] nach dieser Verlegung gemäß dem mit einem zeitlichen 
Element verbundenen Grundsatz der steuerlichen Territorialität nur im 
                                                 
1637 Vgl. Beutel/Rehberg, IStR 3/2012, 96 iZm der deutschen Wegzugsbesteuerung. 
1638 Anlässlich des Urteils in der Rs NGI wurde zB. per 23. Dezember 2011 (wirksam mit 29. November 2011) im niederländischen 
Steuerrecht bereits ein neues Wegzugsbesteuerungsregime eingeführt welches u.a. eine Verzinsung der aufgeschobenen Steuerlast 
vorsieht; vgl. PwC News Alert, EU Direct Tax Group, 23. Dezember 2011, NA2011-017. Auch in Italien wurde als Reaktion auf die Rs. 
NGI mit Wirkung ab 24. Jänner 2012 ein Wegzugssteuer mit Stundungsmöglichkeit eingeführt; vgl. PwC Newsflash, EU Direct Tax 
Group, 14. Februar 2012, NF2012-006. 
1639 Vgl. Kemmeren, in Lang/Pistone/Schuch/Staringer/Storck (Hrsg), ECJ Recent Developments in Direct Taxation 2010, 174. 
1640 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 56, 64. 
1641 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 57-58. 
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Aufnahmemitgliedstaat besteuert werden, hat in Anbetracht des genannten 
Zusammenhangs zwischen den Vermögenswerten der Gesellschaft und den 
steuerpflichtigen Gewinnen und folglich wegen der Symmetrie zwischen dem Recht 
zur Besteuerung der Gewinne und der Möglichkeit, Verluste in Abzug zu bringen, 
auch dieser Mitgliedstaat in seinem Steuersystem Wertschwankungen der 
Vermögenswerte der betreffenden Gesellschaft zu berücksichtigen, die ab dem 
Zeitpunkt aufgetreten sind, zu dem der Herkunftsmitgliedstaat die steuerliche 
Anknüpfung zu dieser Gesellschaft verloren hat. 
 (59) Infolgedessen ist der Herkunftsmitgliedstaat […] nicht gehalten, eventuelle 
Währungsverluste zu berücksichtigen, die nach der Verlegung des 
Verwaltungssitzes von National Grid Indus in das Vereinigte Königreich bis zur 
Rückzahlung oder bis zur Abtretung ihrer Forderung eintreten […].“ 
Aus diesen Aussagen lässt sich ableiten, dass der Wegzugstaat lt. EuGH nicht dazu 
verpflichtet ist, nachträgliche Wertänderungen bei der Bemessung der Wegzugsteuer zu 
berücksichtigen. Weiters könnte aus obiger Aussage prinzipiell die Schlussfolgerung 
abgeleitet werden, dass der Zuzugsstaat dazu verpflichtet wäre, dem Wegzug 
nachgelagerte Wertänderungen steuerwirksam zu berücksichtigen (vgl. Rz. 58). Dies käme 
einem „Aufwertungsgebot“ (verpflichtender Step-Up) für den Zuzugsstaat gleich. Die 
folgenden Aussagen relativieren jedoch diesen Standpunkt (Hervorhebungen durch den 
Autor): 
 „(61) Wie sich im Übrigen aus Randnr. 58 des vorliegenden Urteils ergibt, wird 
das Steuersystem des Aufnahmemitgliedstaats grundsätzlich zum Zeitpunkt der 
Realisierung der Vermögenswerte des betreffenden Unternehmens die 
Wertzuwächse und Wertminderungen berücksichtigen, die seit Verlegung des 
Sitzes dieses Unternehmens entstanden sind. Die eventuelle Nichtberücksichtigung 
der Wertminderung durch den Aufnahmemitgliedstaat verpflichtet den 
Herkunftsmitgliedstaat jedoch keineswegs, zum Zeitpunkt der Ralisierung der 
betreffenden Vermögenswerte eine Steuerschuld neu zu bewerten, die zum 
Zeitpunkt, zu dem die Steuerpflichtigkeit der betreffenden Gesellschaft im 
Herkunftsmitgliedstaat aufgrund der Verlegung ihres tatsächlichen 
Verwaltungssitzes endete, endgültig bestimmt wurde. 
(62) Insoweit ist zu beachten, dass der Vertrag einer unter Art. 54 AEUV fallenden 
Gesellschaft nicht garantiert, dass die Verlegung ihres tatsächlichen 
Verwaltungssitzes in einen anderen Mitgliedstaat steuerneutral ist. Aufgrund der 
unterschiedlichen Regelungen der Mitgliedstaaten in diesem Bereich kann eine 
solche Verlegung für eine Gesellschaft je nach dem Einzelfall steuerlich mehr oder 
weniger vorteilhaft oder nachteilig sein […]. Die Niederlassungsfreiheit kann 
nämlich nicht dahingehend verstanden werden, dass ein Mitgliedstaat verpflichtet 
ist, seine Steuervorschriften auf diejenigen eines anderen Mitgliedstaates 
abzustimmen, um in allen Situationen eine Besteuerung zu gewährleisten, die jede 
Ungleichheit, die sich aus den nationalen Steuerregelungen ergibt, beseitigt [..].“ 
Die eventuelle Nichtberücksichtigung von dem Wegzug nachgelagerten Wertminderungen 
durch den Zuzugstaat verpflichtet den Wegzugstaat folglich nicht dazu, die Wegzugsteuer 
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nachträglich anzupassen (Rz. 61). Die obigen Ausführungen sind weiters insofern von 
Bedeutung, als aus diesen implizit abgeleitet werden kann, dass für den Zuzugsstaat – 
entgegen dem Wortlaut von Rz 58 – scheinbar doch keine Verpflichtung zur 
Berücksichtigung nachträglicher Wertminderungen bzw. ein allgemeines 
„Aufwertungsgebot“ besteht, welches direkt aus der Niederlassungsfreiheit abgeleitet 
werden kann.1642 In diesem Punkt gleicht sich die Position des EuGH mit jener von GA 
Kokott welche ebenfalls von keinen diesbezüglichen Verpflichtungen für den Zuzugsstaat 
ausgeht (obwohl „das Territorialitätsprinzip dafür sprechen würde“).1643 
Im obigen Zusammenhang ist festzuhalten, dass die vom EuGH vorgenommene 
Differenzierung zwischen betrieblichen und privaten Wegzugsszenarien mE inhaltlich 
nicht nachvollziehbar erscheint.1644 Als Hauptargument für die Differenzierung wird vom 
EuGH unter Rz. 57 angeführt, dass die Vermögenswerte einer Gesellschaft 
wirtschaftlichen Tätigkeiten zugewiesen sind, die auf Gewinn ausgerichtet sind. Weiters 
wird die Höhe des Gewinnes teilweise durch die Bewertung der Wirtschaftsgüter in der 
Bilanz beeinflusst (Abschreibung). Da dem Zuzugsstaat – in Anbetracht des 
Territorialitätsprinzips – nach dem Wegzug das Recht zur Besteuerung der laufenden 
Gewinne zukommt, soll dieser auch die Wertschwankungen hinsichtlich der 
Wirtschaftsgüter berücksichtigen (vgl. Rz. 58). Unabhängig davon, dass die Feststellung 
zur zwingenden Berücksichtigung von Wertänderungen durch den Zuzugsstaat 
nachträglich relativiert wird (siehe Anmerkungen oben), ist mE nicht klar, warum die 
gewinnorientierte Verwendung eines Wirtschaftgutes für betriebliche Zwecke und die 
mögliche Berücksichtigung von laufenden Wertänderungen durch den Zuzugsstaat ein 
relevantes Abgrenzungskriterium zum privaten Wegzugsszenario darstellen soll. Auch im 
Privatvermögen gehaltene Wirtschaftsgüter (zB. Kapitalbeteiligungen) unterliegen nach 
Maßgabe des Territorialitätsprinzips nach dem Wegzug idR ausschließlich im Zuzugsstaat 
der Ertragsbesteuerung wobei Wertänderungen im Realisierungszeitpunkt regelmäßig 
steuerwirksam berücksichtigt werden (im Unterschied zum Betriebsvermögen, dessen 
Wertänderungen idR bereits in den laufenden Gewinn einfließen). Für private 
Wegzugsszenarien wurde die Verpflichtung des Wegzugsstaates zur Berücksichtigung 
nachträglicher Wertminderungen deshalb statuiert, um eine möglichst idente Behandlung 
bzw. Steuerbelastung von Wegziehenden und Nicht-Wegziehenden Personen zu erreichen. 
Das Risiko einer etwaigen Nichtberücksichtigung von nachträglichen Wertminderungen 
durch den Zuzugsstaat wurde bis dato als unzulässige Schlechterstellung eingestuft und 
daher dem Wegzugsstaat die Letzt-Verpflichtung zur Berücksichtigung derselben 
auferlegt.1645 Warum diese Schlechterstellung im betrieblichen Wegzugsszenario – bei 
gleichzeitiger Klarstellung, dass dem Zuzugsstaat eben keine allgemeine Verpflichtung zur 
Berücksichtigung von Wertminderungen zukommt1646 – vom EuGH nun als zulässig 
erachtet wird, ist sachlich nicht nachvollziehbar. Alleine der „gewinnorientierte“ Einsatz 
der Wirtschaftsgüter und die unterschiedliche Form der Gewinnermittlung 
                                                 
1642 AA Gurtner/Hofbauer-Steffel/Kofler, taxlex-EU 2012/09, 25 welche ein Aufwertungsgebot für den Zuzugsstaat aus dem Urteil 
abzuleiten scheinen. 
1643 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 76-78. 
1644 Ebenso kritisch Haunold/Tumpel/Widhalm, SWI 2/2012, 95. 
1645 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 37. 
1646 Unabhängig davon, ob (auf Basis der NL-Freiheit) eine allgemeine Verpflichtung zur Berücksichtigung nachträglicher 
Wertänderungen für den Zuzugsstaat besteht ist die Frage zu beurteilen, ob der Zuzugsstaat unter Diskriminierungsgesichtspunkten eine 
Aufwertung und Berücksichtigung nachträglicher Wertänderungen(minderungen) vornehmen muß. Auf diese Frage ist der EuGH in der 
Rs. NGI nicht eingegangen. Siehe dazu Kapitel 8.2.6.2. 
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(Berücksichtigung von Abschreibung) kann die abweichende Systematik mE nicht 
rechtfertigen. Da das Risiko einer Nichtberücksichtigung von nachträglichen 
Wertminderungen im betrieblichen wie auch im privaten Wegzugsszenario gleichermaßen 
besteht, sollte in dieser Frage keine Differenzierung vorgenommen werden. Im Sinne einer 
binnenmarktfreundlichen Interpretation hätte daher mE auch für den betrieblichen Bereich 
der Systematik des privaten Wegzugs der Vorzu gegeben werden sollen und eine Letz-
Verpflichtung des Wegzugsstaates zur Berücksichtigung nachträglicher Wertminderungen 
festgestellt werden sollen.        
Mißbrauch: Die im gegebenen Zusammenhang mE relevante Frage war, ob der Wegzug an 
sich wirtschaftlich (iSv außersteuerlich) begründet werden kann oder ob der maßgebliche 
Grund für den Wegzug hauptsächlich in der damit verbundenen Steuerersparnis gelegen 
war. War der Wegzug hauptsächlich steuerlich motiviert, so würde dieser per se nicht unter 
die Schutzwirkung der Niederlassungsfreiheit fallen und die Niederlande müssten NGI 
keinen Besteuerungsaufschub gewähren. Allerdings ist an dieser Stelle anzumerken, dass 
seit der Rs X und Y sowie Hugh de Lasteyrie du Saillant klar ist, dass eine pauschale 
Wegzugsbesteuerung jedenfalls nicht dazu geeignet ist, mißbräuchliche Wegzugsvorgänge 
zu bekämpfen (da überschießend). Die Vermeidung von Mißbrauch wurde seitens der 
niederländischen Finanzbehörde auch nicht als Hintergrund der lokalen sofortigen 
Wegzugsbesteuerung angegeben. Die niederländische Wegzugsbesteuerung müsste 
vielmehr eine Nichtfestsetzung auch für betriebliche Wegzugsvorgänge vorsehen und diese 
mit der Möglichkeit ausgestalten, potenziell mißbräuchliche Wegzugsvorgänge – nach 
individueller Einzelfallprüfung – durch eine Sofortbesteuerung zu pönalisieren. Auf 
diesem Wege könnten auch die von der deutschen Regierung befürchteten 
„Steuerplanungsmodelle“ bekämpft werden. In diesem Zusammenhang ist jedoch 
anzumerken, dass auch der Wegzug mit nur einem signifikanten Wirtschaftsgut (Forderung 
in GBP) nicht per se als mißbräuchlich eingestuft werden darf, sondern etwaige 
außersteuerliche Gründe für den Wegzug vor dessen Qualifikation durch die 
Finanzbehörde gehört werden müssten. GA Kokott lehnt das Argument der 
Mißbrauchsvermeidung im gegebenen Zusammenhang aufgrund der Ausgestaltung der 
Wegzugsbesteuerungsregelung als Pauschalmaßnahme als unpassend ab.1647 Der EuGH hat 
sich schließlich in seinem Urteil dieser Sichtweise angeschlossen und nochmals 
festgehalten, dass alleine der Umstand einer Sitzverlegung in einen anderen Mitgliedstaat 
die allgemeine Vermutung der Steuerhinterziehung nicht begründen und eine die 
Grundfreiheiten (Niederlassungsfreiheit) verletzende Maßnahme rechtfertigen kann.1648   
8.2.3 Die ausgewogene Verteilung von Besteuerungsbefugnissen  
8.2.3.1 Der Verweis auf das Territorialitätsprinzip in der Rs N 
Jeder Mitgliedsstaatstaat hat – aus Gründen des Allgemeininteresses bzw. um eine 
ausgewogene Verteilung der Besteuerungsbefugnisse („safeguarding the allocation of the 
power to impose taxes“) unter den Mitgliedsstaaten sicher zu stellen1649 – prinzipiell das 
Recht, die auf seinem Gebiet gelegenen bzw. generierten stillen Reserven zu erfassen und 
                                                 
1647 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, NGI BV, Rz 104. 
1648 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 84. 
1649 Vgl. EuGH 13.12.2005, C-446/03, Marks & Spencer, Slg 2005, I-10837, Rz44 sowie später EuGH 18.7.2007, C-231/05, Oy AA, Slg 
2007, I-6373, Rz54 sowie EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 49. 
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zu besteuern (sog. „Territorialitätsprinzip“). Der Rechtfertigungsgrund der „Wahrung 
einer ausgewogenen Aufteilung der Besteuerungsbefugnisse“ ist das Ergebnis einer relativ 
jungen Entwicklung und tritt erstmals in der Rs Marks & Spencer1650 zu Tage. Während er 
anfänglich nur in Kombination mit weiteren Rechtfertigungsgründen vorgebracht wurde, 
spricht sich der EuGH in seiner jüngeren Rechtsprechung (Rs X-Holding1651) in 
bestimmten Sachverhaltskonstellationen nun auch für seine eigenständige Anwendbarkeit 
aus.1652 Dieser neue Ansatz des EuGH wird jedoch – aufgrund der darin vorgenommenen 
inkonsistenten und unvollständigen Argumentation sowie aufgrund unterstellter 
fiskalpolitischer Ansätze – im aktuellen Schrifttum1653 heftig kritisiert. 
Mir dem Argument der ausgewogenen Verteilung der Besteuerungsbefugnis wird vom 
EuGH das prinzipielle Recht eines jeden Mitgliedstaates anerkannt, das von einem 
Steuerpflichtigen auf seinem Territorium geschaffene Besteuerungssubstrat im Rahmen 
eines Wegzugs zu versteuern, wobei in diesem Zusammenhang – unter bestimmten 
Voraussetzungen – eine Beschränkung der Niederlassungsfreiheit hingenommen wird.  
Da innerstaatliche Wegzugsbesteuerungsregelungen oftmals die primäre Zielsetzung 
haben, im Inland aufgebautes Besteuerungssubstrat zu besteuern1654, können diese unter 
Bezugnahme auf die notwendige Wahrung der ausgewogenen Aufteilung der 
Besteuerungsbefugnisse zwischen den Mitgliedstaaten gerechtfertigt werden. Lediglich die 
Form der Wegzugsbesteuerung muss unionsrechtlichen Vorgaben genügen und darf daher 
z.B. nicht über das hinaus gehen, was zur Erreichung des Zieles (der ausgewogenen 
Aufteilung der Besteuerungsbefugnisse) notwendig ist.1655 Da die Wahrung der Aufteilung 
der Besteuerungsbefugnisse zwischen den Mitgliedstaaten – ein innerhalb der Union 
jedenfalls als legitim anerkanntes Ziel der Allgemeinheit – nach Meinung des EuGH1656 
über Anwendung des Territorialitätsprinzips erreicht werden kann, stellt sich die Frage 
nach dessen Definition und Wirkungsweise. 
Der EuGH nimmt in der Rs N zwar mittelbar auf das Territorialitätsprinzip Bezug, er 
nimmt jedoch keine exakte Definition dessen vor. Die Wegzugsbesteuerung wird lediglich 
wie folgt argumentiert: 1657 
„Wie die Generalanwältin in den Nummern 96 und 97 ihrer Schlussanträge 
ausgeführt hat, entspricht es diesem mit einem zeitlichen Element, nämlich 
dem Aufenthalt im Inland während der Entstehung des steuerpflichtigen 
Gewinns, verbundenen Grundsatz der steuerlichen Territorialität, dass die 
streitigen nationalen Bestimmungen die Beitreibung der beim Wegzug des 
                                                 
1650 Vgl. EuGH 13.12.2005, C-446/03, Marks & Spencer, Slg 2005, I-10837, Rz 45. 
1651 Vgl. EuGH 25.2.2010, Rs C-337/08, X-Holding, Slg 2010, I-0000, Rz 27ff. 
1652 Vgl. Heidenbauer, SWI 2011, 68; Marres, Intertax, 2011, 117f.  
1653 Vgl. Pistone, Five Years of EURYI Research on the Impact of European Law on Relations with Third Countries in the Field of 
Direct Taxes: Selected Remarks for a General Report, in Heidenbauer/Stürzlinger (Hrsg), External Dimensions, 17 (41f); van 
Thiel/Vascega, ET 2010, 334 (338f); Opinion Statement of the CFE on X Holding (C-337/08), submitted to the European Institutions in 
January 2011, siehe www.cfe-eutax.org; zitiert nach Heidenbauer, SWI 2011, 70, FN 27. 
1654 Denkbar ist zB auch die Vermeidung von Steuerflucht, siehe die Argumentation der französischen Steuerbehörde in EuGH 
11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000. 
1655 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 48. 
1656 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 41 und 47. 
1657 EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 46. 
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betreffenden Steuerpflichtigen festgesetzten […] Steuer auf den in den 
Niederlanden angefallenen Wertzuwachs vorsehen.“   
Die Wegzugsbesteuerung ist nach Meinung des EuGH daher eine Ausprägungsform der 
Besteuerung nach dem sog. „Territorialitätsprinzip“.   
Dem Schlussantrag der GA Kokott in der Rs N kann hierzu entnommen werden, dass das 
Territorialitätsprinzip einen im internationalen Steuerrecht geltenden und vom Unionsrecht 
anerkannten Grundsatz darstellt, an dem sich Mitgliedstaaten bei der Aufteilung der 
Besteuerungsbefugnisse orientieren können. In diesem Zusammenhang wird vorab 
angemerkt, dass beim gegenwärtigen Stand des Unionsrechts die Aufteilung der 
Besteuerungsbefugnisse zwischen den Mitgliedstaaten in dessen Kompetenzbereich fällt. 
Hinsichtlich des Territorialitätsprinzips wird weiters auf die Rs Marks & Spencer1658 und 
auf Futura Participations und Singer1659 Bezug genommen, wobei die GA einräumt: 
„…eine exakte Definition des Territorialitätsprinzips besteht indes nicht.“1660  
Eine „praktische Ausprägung“ dessen wäre jedoch, dass die Staaten im Allgemeinen nur 
im Inland ansässige Personen der unbeschränkten Steuerpflicht unterwerfen und darüber 
hinaus Einkünfte ortsfremder Personen, die aus inländischen Einkünften stammen, im 
Rahmen der beschränkten Steuerpflicht besteuern. Das Territorialitätsprinzip hätte auch 
seinen Niederschlag in den Musterabkommen der OECD gefunden, nach denen die 
Mitgliedstaaten die Aufteilung ihrer Besteuerungsbefugnisse „vernünftigerweise“ 
ausrichten können. Demnach unterliegen Veräußerungsgewinne gemäß Artikel 13 Abs 5 
OECD-MA auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und Vermögen im 
Ansässigkeitsstaat des Veräußerers der Besteuerung.1661 Die obige Argumentationslinie zur 
Abgrenzung von Besteuerungsrechten nach dem Territorialitätsprinzip wird von GA 
Kokott übrigens auch in ihrem späteren Schlussantrag zur Rs NGI BV im Zusammenhang 
mit der Überführung von Betriebsvermögen zur Rechtfertigung einer betrieblichen 
Wegzugssteuer herangezogen.1662  
Nach Lang1663 ist die von der GA Kokott aus der Rs Marks & Spencer zitierte Passage 
sowohl wegen der behaupteten Geltung des Territorialitätsprinzips im internationalen 
Steuerrecht als auch wegen des Bildes von der Aufteilung der Besteuerungsbefugnis 
angreifbar bzw. fragwürdig. Darüber hinaus entbehrt die „Verbeugung“ des EuGH vor 
dem OECD-MA – obwohl bereits ständige Rechtsprechung – ihrer unionsrechtlichen 
Begründung.1664 
                                                 
1658 Vgl. EuGH 13.12.2005, C-446/03, Marks & Spencer, Slg 2005, I-10837, Rz 39. 
1659 Vgl. EuGH 15.05.1997, C-250/95, Futura PartICIpations und Singer, Slg 1997, I-2471, Rz 22. 
1660 Vgl. Schlussantrag von GA Kokott vom 30. März 2006, zu EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Rz 93. 
1661 Vgl. Schlussantrag von GA Kokott vom 30. März 2006, zu EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Rz 91-94 
1662 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, NGI BV, Rz 47. 
1663 Vgl. Lang, SWI 2006, 215 unter Verweis auf Lang, Marks & Spencer – Eine erste Analyse des EuGH-Urteils, SWI 2006, 6f, ders, 
The Marks & Spencer Case – The Open Issues Following the ECJ’s Final Word, ET 2006, 54. 
1664 Lang, SWI 2006, 216, FN 16 unter Verweis auf Rs C-279/93, Schumacker, Rs C-336/96, Gilly, Rs C-391/97, Gschwind, Rs C-
385/00, de Groot uam. 
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8.2.3.2 Das Territorialitätsprinzip in der Rs Futura Participations und Singer und 
Marks & Spencer 
Da die Rs Marks & Spencer1665 - worin diesbezüglich auf die Rs Futura Participations und 
Singer1666 verwiesen wird - hinsichtlich der Aufteilung der Besteuerungsbefugnisse nach 
dem Territorialitätsprinzip von GA Kokott1667 als maßgebliche Quellen angegeben werden, 
wird im Folgenden untersucht, welche Implikationen aus diesen beiden Urteilen abgeleitet 
werden können.  
Während der EuGH in Futura Participations und Singer1668 lediglich darüber 
abgesprochen hatte, dass die Beschränkung des Verlustabzuges bei Luxemburgischen 
Betriebsstätten auf im Inland generierte Verluste keine diskriminierende Wirkung entfaltet, 
wurde keine Aussage zur Definition oder zur Einstufung des Territorialitätsprinzips als 
„Grundsatz des internationalen Steuerrechts“ getroffen.  
Im Zusammenhang mit der Definition der beschränkten Steuerpflicht eines 
Steuerausländers im luxemburgischen Steuerrecht und dessen Berechtigung inländische, 
aber keine ausländischen Verluste vorzutragen, führte der EuGH aus: 
„Nach dem [lux.] Einkommensteuergesetz sind Steuerinländer mit ihrem 
gesamten Einkommen steuerpflichtig, ohne dass die Bemessungsgrundlage auf 
die luxemburgischen Tätigkeiten beschränkt wäre. Auch wenn es Befreiungen 
gibt, kraft deren ein Teil oder in bestimmten Fällen auch sämtliche außerhalb 
Luxemburgs erzielten Einkünfte der luxemburgischen Steuer nicht unterliegen, 
umfasst die Bemessungsgrundlage dieser Steuerpflichtigen somit zumindest die 
Gewinne und Verluste aus ihrer luxemburgischen Tätigkeit. 
Für die Berechnung der Bemessungsgrundlage der Steuer von 
Steuerausländern werden hingegen bei der Festsetzung der luxemburgischen 
Steuer nur die Gewinne und Verluste berücksichtigt, die aus ihren 
luxemburgischen Tätigkeiten stammen. 
Diese Regelung, die dem steuerlichen Territorialitätsprinzip entspricht, 
enthält weder eine offene noch eine verdeckte Diskriminierung, wie sie der 
EG-Vertrag verbietet.“1669        
In anderen Worten bedeutet dies, dass die im luxemburgischen Steuerrecht vorgesehene 
Besteuerung nach „dem Territorialitätsprinzip“ für Steuerausländer (beschränkt 
Steuerpflichtige) keine Diskriminierung gegenüber Steuerinländern (unbeschränkt 
Steuerpflichtige), welche nach dem Welteinkommensprinzip besteuert werden, darstellt. 
Dem Ergebnis des Urteils wird im Schrifttum überwiegend zugestimmt, allerdings ist 
höchst unklar, wie der EuGH seine Aussage zur nicht vorhandenen Diskriminierung aus 
                                                 
1665 Vgl. EuGH 13.12.2005, C-446/03, Marks & Spencer, Slg 2005, I-10837, Rz 39. 
1666 Vgl. EuGH 15.05.1997, C-250/95, Futura Participations und Singer, Slg 1997, I-2471, Rz 22. 
1667 Vgl. Schlussantrag von GA Kokott vom 30. März 2006, zu EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Rz 92. 
1668 Vgl. EuGH 15.05.1997, C-250/95, Futura Participations und Singer, Slg 1997, I-2471, Rz 22. 
1669 Vgl. EuGH 15.05.1997, C-250/95, Futura Participations und Singer, Slg 1997, I-2471, Rz 20-22. 
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dem im Urteil angeführten „Territorialitätsprinzip“ ableitet bzw. welche dogmatische 
Funktion diesem tatsächlich zukommt.1670    
Das Urteil des EuGH in Futura Participations und Singer wird im Schrifttum vielmehr als 
Notwendigkeit im Sinne der Erhaltung eines kohärenten Besteuerungssystems (zu 
welchem die Besteuerung nach Welteinkommens- und Territorialitätsprinzip gehört)  in 
Luxemburg gewertet. Gewinne und Verluste sind lediglich die beiden möglichen „Seiten 
der selben Medaille“ (Einkunftsquelle), wobei die Medaillen aufgrund der 
unterschiedlichen Reichweite der Steuerhoheiten eben unterschiedlich groß sind. Das in 
Futura Participations und Singer thematisierte Kriterium des wirtschaftlichen 
Zusammenhangs von Gewinnen und Verlusten mit in- oder ausländischen 
Einkunftsquellen korreliert also lediglich mit der im nationalen Steuerrecht definierten 
Voraussetzung für die Erfassung eines Steuerobjekts und dient der systemgerechten 
Ausgestaltung des Umfangs der sachlichen Steuerpflicht. Bei der Forderung nach der 
Erfassung von Gewinnen und Verlusten eines Steuerpflichtigen in Abhängigkeit seines 
Status als beschränkt steuerpflichtig und daher territorial eingegrenzt auf lediglich 
inländische Einkunftsquellen, geht es daher im Wesentlichen um die Wahrung eines 
kohärenten Besteuerungssystems. 1671          
In der Rs Marks & Spencer wird vom EuGH auf das Territorialitätsprinzip wie folgt Bezug 
genommen: 
„In einer Situation wie der des Ausgangsrechtsstreits steht es zwar mit dem – 
im internationalen Steuerrecht geltenden und vom Unionsrecht anerkannten 
– Territorialitätsprinzip im Einklang, wenn der Mitgliedstaat des Sitzes der 
Muttergesellschaft die gebietsansässigen Gesellschaften für ihren weltweit 
erwirtschafteten Gewinn und die gebietsfremden Gesellschaften ausschließlich 
für den Gewinn aus ihrer inländischen Tätigkeit besteuert (vgl. inbesondere 
das Urteil Futura Participations und Singer, Randnr. 22)[…].“ 1672 
Die o.a. Feststellung und der Verweis auf die Rs Futura Participations und Singer verwirrt 
insofern, als der EuGH in Futura Participations und Singer, wie bereits erläutert, lediglich 
aussagte, dass – ohne hierfür eine dogmatische Begründung zu liefern – eine Besteuerung 
von (nur) beschränkt Steuerpflichtigen nach dem Territorialitätsprinzip im damals 
vorliegenden Fall keine Diskriminierung gegenüber unbeschränkt Steuerpflichtigen 
darstellte (bei welchen das Welteinkommensprinzip zur Anwendung gelangte). Mit der Art 
des Verweises auf  Futura Participations und Singer scheint der EuGH in Marks & 
Spencer jedoch implizit zu unterstellen, dass (1) ein einheitlich definiertes 
Territorialitätsprinzip als Grundsatz des internationalen Steuerrechts existieren würde und 
(2) dieses eventuell als Rechtfertigungsgrund für eine Diskriminierung im Quellen- und 
Ansässigkeitsstaat herangezogen werden könnte. Die o.a. Formulierung könnte aber auch 
insofern als bloß mißverständlich interpretiert werden, als der EuGH – entgegen seinem 
Wortlaut – darin nicht auf das im internationalen Steuerrecht bekannte 
                                                 
1670 Vgl. Cordewener, Europäische Grundfreiheiten und nationales Steuerrecht, 2002, 630f.; Clayson, EC Tax, Vol 2, 1996/97, 133f; 
Toifl, SWI, 1997, 311, 314. 
1671 Vgl. Cordewener, Europäische Grundfreiheiten und nationales Steuerrecht, 2002, 632. 
1672 Vgl. EuGH 13.12.2005, C-446/03, Marks & Spencer, Slg 2005, I-10837, Rz 39. 
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Territorialitätsprinzip (als Gegenstück zum Welteinkommensprinzip) sondern vielmehr auf 
das Territorialitätsprinzip nach völkerrechtlichem Verständnis (siehe unten) Bezug 
nimmt.1673  
8.2.3.3 Die Definition des Territorialitätsprinzips und dessen Weiterentwicklung in der 
Rs Marks & Spencer  
Hinsichtlich (1) ist darauf hinzuweisen, dass – entgegen der Darstellung des EuGH – eben 
gerade keine einheitliche Definition des Begriffes „Territorialitätsprinzip“ im 
internationalen Steuerrecht existiert.1674 Die im internationalen Steuerrecht herrschende 
und im gegebenen Zusammenhang vom EuGH wohl vertretene Auffassung versteht unter 
dem Begriff „Besteuerung nach dem Territorialitätsprinzip“ oder „Quellenprinzip“ – im 
Gegensatz zur Besteuerung nach dem „Welteinkommensprinzip“ – die auf inländische 
Einkünfte beschränkte Besteuerung von Steuerausländern im Sinne der beschränkten 
Steuerpflicht.1675  
Alternativ dazu kann der Begriff „Besteuerung nach dem Territorialitätsprinzip“ jedoch 
auch in Anlehnung an das völkerrechtliche Verständnis von Territorialität interpretiert 
werden. Nach diesem Ansatz werden alle auf Auslandssachverhalte anwendbaren 
nationalen Besteuerungsregelungen (z.B. Vorschrift über die Begründung der 
unbeschränkten Steuerpflicht) als Ausprägung des völkerrechtlichen Territorialitätsprinzips 
verstanden.1676  
Darüber hinaus verstehen z.B. lateinamerikanische Staaten unter der Besteuerung nach 
dem Territorialitätsprinzip einen Ansatz, nach welchem der steuerliche Zugriff eines 
Nationalstaates auf das Besteuerungssubstrat seiner Einwohner (unbeschränkt 
steuerpflichtigen Personen) strikt auf Einkünfte aus inländischen Quellen beschränkt ist 
(„Quellenprinzip im engeren Sinne“).1677  
Zu (1) kann daher festgehalten werden, dass jedenfalls kein einheitliches Verständnis 
hinsichtlich der Besteuerung nach dem „Territorialitätsprinzip“ im internationalen 
Steuerrecht existiert, auch wenn dies vom EuGH in Futura Participations1678 und Singer 
und Marks & Spencer1679 implizit unterstellt wird. In diesem Zusammenhang wird im 
Schrifttum kritisiert, der EuGH behaupte fallweise zu Unrecht die Existenz „international-
steuerrechtlicher Normen“, bloß um aus diesen unzutreffenden Behauptungen 
unionsrechtliche Schlussfolgerungen ziehen zu können.1680 Um das Verständnis und die 
Aussagekraft der Urteile des EuGH zu erhöhen wäre es daher wünschenswert, wenn dieser 
                                                 
1673 Vgl. Marres, Intertax, 2011, 113f, 125. 
1674 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, 2007, 999 unter Hinweis auf Cordewener, Europäische Grundfreiheiten und nationales 
Steuerrecht, 2002, 629ff. 
1675 Vgl. Wassermeyer, DStJG 1985, 49ff; Vogel, DStJG, 4ff; Schaumburg, Internationales Steuerrecht , 1998, 135ff und 162f; Kluge, 
Das Internationale Steuerrecht, 4ff.,; siehe auch Schlussantrag GA Kokott 18.3.2004, C-319/02, Slg 2004, I-7477, Manninen, Rz 42. 
Ebenso Marres, The Principle of Territoriality and Cross-Border Loss Compensation, Intertax, 2011, 113 mwH. 
1676 Vgl. Bayer, Steuerlehre, Berlin, 1998, 189f; Biehl, Einfuhrland-Prinzip, Ausfuhrland-Prinzip und Gemeinsamer-Markt-Prinzip, 
1969, 259 zitiert nach Lehner, Das Territorialitätsprinzip im Lichte des Europarechts, in Gocke/Gosch/Lang (Hrsg), Körperschaftsteuer 
Internationales Steuerrecht Doppelbesteuerung , FS Franz Wassermeyer, 2005, 247ff. Ebenso Marres, Intertax, 2011, 112f. 
1677 Vgl. Lehner, Das Territorialitätsprinzip im Lichte des Europarechts, in Gocke/Gosch/Lang (Hrsg), Körperschaftsteuer Internationales 
Steuerrecht Doppelbesteuerung , FS Wassermeyer, 2005, 248 mwH.  
1678 Vgl. EuGH 15.05.1997, C-250/95, Futura Participations und Singer, Slg 1997, I-2471, Rz 20-22. 
1679 Vgl. EuGH 13.12.2005, C-446/03, Marks & Spencer, Slg 2005, I-10837, Rz 39. 
1680 Kritisch dazu Lang, Marks & Spencer – Eine erste Analyse des EuGH-Urteils, SWI 2006, 6. 
  395
in seinen weiteren Urteilen – insoweit wieder auf das „Territorialitätsprinzip“ Bezug 
genommen werden sollte, eine exakte Definition des eigenen Verständnisses dieses 
Begriffes vornimmt. Sich in seiner Argumentation maßgeblich des angeblich existierenden 
Territorialitätsprinzips zu bedienen1681 und gleichzeitig auf die fehlende einheitliche 
Definition desselben hinzuweisen1682, stellt mE keine sachlich befriedigende Lösung dar.    
Hinsichtlich (2) ist darauf hinzuweisen, dass der EuGH in Futura Participations und 
Singer lediglich auf die Besteuerung von beschränkt Steuerpflichtigen Bezug nimmt und 
jedenfalls keine Aussage zu unbeschränkt Steuerpflichtigen und zur Rolle des 
Territorialitätsprinzips bei Besteuerung dieser macht (wobei selbst bezüglich der 
Besteuerung von beschränkt Steuerpflichtigen die Rechtfertigungskraft des angeführten 
Territorialitätsprinzips hinsichtlich einer etwaigen Diskriminierung unklar erscheint und 
vom EuGH mit keinem Wort erläutert wird1683).  
Im Schrifttum wird darüber hinaus, – unter Berücksichtigung der in der Rs Manninen1684 
und Bosal1685 zum Thema Territorialitätsprinzip gemachten Ausführungen des EuGH – 
gefolgert, das dieses bei der Besteuerung einer unbeschränkt steuerpflichtigen natürlichen 
Person von vornherein keine Anwendung findet.1686 Der EuGH führt in der Rs Manninen 
zudem aus, dass das Territorialitätsprinzip keinesfalls die unterschiedliche Behandlung 
vergleichbarer Situationen zu rechtfertigen vermag.1687 
Es stellt sich daher die Frage, wie die Bezugnahme in der Rs Marks & Spencer auf das 
Territorialitätsprinzip im Zusammenhang mit der Aufteilung von Besteuerungsbefugnissen 
zu verstehen ist, da in dieser Causa doch die Besteuerung einer unbeschränkt 
steuerpflichtigen britischen Konzernmutter zur Diskussion stand, für welche aus dem 
Territorialitätsprinzip vorderhand keine Folgerungen ableitbar erscheinen bzw. dieses 
keinen Rechtfertigungsgrund für eine diskriminierende Besteuerung abgeben sollte. Der 
EuGH deutet in der Rs Marks & Spencer einleitend sogar auf Folgendes hin: 
„Der Umstand allein, dass dieser Mitgliedstaat den Gewinn gebietsfremder 
Tochtergesellschaften einer in seinem Gebiet ansässigen Muttergesellschaft 
nicht besteuert, rechtfertigt jedoch noch keine Beschränkung des 
Konzernabzugs auf Verluste der gebietsansässigen Tochter-
gesellschaften.“1688 
In anderen Worten könnte man diese Aussage mE vereinfachend wie folgt 
zusammenfassen:    
Alleine aus dem Umstand, dass Steuerausländer dem Territorialitätsprinzip 
entsprechend besteuert werden (d.h. nur mit ihren inländischen Einkünften der 
                                                 
1681 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 46. 
1682 Vgl. Schlussantrag von GA Kokott vom 30. März 2006, zu EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Rz 93. 
1683 Vgl. Cordewener, Europäische Grundfreiheiten und nationales Steuerrecht, 2002, 630f.; Clayson, EC Tax, Vol 2, 1996/97, 133f; 
Toifl, SWI, 1997, 311, 314. 
1684 Vgl. EuGH 7.9.2004, C-319/02, Slg 2004, I-7477, Manninen, Rz 38f. 
1685 Vgl. EuGH 18.9.2003, C-168/01, Slg 2003, I-9409, Bosal, Rz 38. 
1686 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, 2007, 643f und 998ff. 
1687 Vgl. EuGH 7.9.2004, C-319/02, Slg 2004, I-7477, Manninen, Rz 39; siehe auch Schnitger, FR 2004, 1357 und IStR 2004, 313. 
1688 Vgl. EuGH 13.12.2005, C-446/03, Marks & Spencer, Slg 2005, I-10837, Rz 40. 
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lokalen Besteuerung unterliegen), kann nicht das Recht auf diskriminierende 
Besteuerung eines Steuerinländers abgeleitet werden.  
Dem Umstand, dass – aufgrund des im britischen Steuerrecht für Steuerausländer gültigen 
Territorialitätsprinzips – ausländische Gewinne und Verluste von Steuerausländern im 
Inland nicht erfasst werden, wird daher für die Diskriminierungsprüfung auf Ebene des 
unbeschränkt Steuerpflichtigen vorderhand keine unmittelbare Bedeutung beigemessen. 
Die nationale Besteuerungssystematik und die Erfassung beschränkt und unbeschränkt 
Steuerpflichtiger mit territorial unterschiedlich gelagerten Einkünften 
(Welteinkommensprinzip und Territorialitätsprinzip) kann an sich grundfreiheitlich 
verbotene Beschränkungen und Diskriminierungen auf Ebene unbeschränkt 
Steuerpflichtiger daher nicht rechtfertigen.  
In o.a. Richtung zielte auch bereits die Argumentation von GA Maduro1689 in seinem 
Schlussantrag zur Rs Marks & Spencer ab. Aus seiner Perspektive beruht die von der 
britischen Regierung vorgebrachte Rechtfertigung über das Territorialitätsprinzip auf einer 
falschen Auslegung des unionsrechtlichen Territorialitätsgrundsatzes. Aus der Perspektive 
des GA ist die teilweise Ausrichtung von Steuersystemen durch die Mitgliedstaaten am 
Territorialitätsprinzip lediglich das Ergebnis der nationalstaatlichen Notwendigkeit, der 
Koexistenz von Steuerhoheiten Rechnung zu tragen. Der GA grenzt den vorliegenden 
Sachverhalt von jenem in der Rs Futura Participations ab und führt weiters aus, dass es 
weder die Absicht noch die Aufgabe des Unionsrechts wäre, die jeder Steuerhoheit 
innewohnenden Grenzen in Frage zu stellen oder die Ordnung der Verteilung der 
steuerlichen Zuständigkeiten zwischen den Mitgliedstaaten zu stören. Weiters erinnert er 
daran, dass der EuGH in Ermangelung einer Harmonisierung auf Unionsebene nicht dafür 
zuständig sei, in die Gestaltung der Steuersysteme der Mitgliedstaaten einzugreifen. Das 
steuerliche Territorialitätsprinzip verhindere lediglich die Kollision steuerlicher 
Zuständigkeiten zwischen den Mitgliedsstaaten – es darf aber von den Mitgliedstaaten 
nicht dazu benutzt werden, sich den Unionsverpflichtungen zu entziehen. Da in der Rs 
Marks & Spencer die Besteuerung auf Ebene einer britischen unbeschränkt 
steuerpflichtigen Konzernmutter (und nicht einer beschränkt steuerpflichtigen Person) zur 
Debatte stand, kann die diskriminierende Versagung einer Vergünstigung (Nutzung 
Auslandsverluste) nicht unter Berufung auf den Territorialitätsgrundsatz gerechtfertigt 
werden. 1690     
Unter Berücksichtigung der Argumentation des GA Maduro in seinem Schlussantrag und 
der einleitenden Ausführungen des EuGH in seinem Urteil (siehe oben) überraschte die 
Tatsache, dass der EuGH später, auf Rechtfertigungsebene, dann schlussendlich doch 
geneigt war, dem von der britischen Finanzbehörde vorgebrachten Argument des 
„Territorialitätsprinzips“ im Ergebnis Bedeutung beizumessen. Auch wenn die 
Vorgehensweise des EuGH rechtspolitisch verständlich erschien, wurde die Bezugnahme 
                                                 
1689 Vgl. Schlussantrag GA Maduro vom 7. April 2005 Rz 58ff zu Rs C-446/03, Marks & Spencer, Slg 2005, I-10837. 
1690 Vgl. Schlussantrag GA Maduro vom 7. April 2005 Rz 60 -64 zu Rs C-446/03, Marks & Spencer, Slg 2005, I-10837. 
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auf das Territorialitätsprinzip in der Rs Marks & Spencer auf Ebene der unbeschränkt 
steuerpflichtigen Muttergesellschaft vom Schrifttum heftig kritisiert.1691 
Da sich das traditionelle Verständnis der Bedeutung des steuerlichen 
Territorialitätsprinzips (wie auch von GA Kokott in ihrem Schlussantrag zur Rs N 
beschrieben) nur schwerlich in die Begründung des EuGH im Urteil zur Rs Marks & 
Spencer  einfügen lässt, liegt mE nahe, dem EuGH ein ausgeweitetes bzw. modifiziertes 
Verständnis des Begriffes „Territorialitätsprinzip“ zu unterstellen, welches dieser im 
Rahmen der Rs Marks & Spencer entwickelt zu haben scheint. Vom Schrifttum wird dieses 
als „steuergutbezogenes Verständnis“ bezeichnet, welches offensichtlich signifikant vom 
traditionellen Verständnis des Territorialitätsprinzips - wie noch von GA Maduro in 
seinem Schlussantrag vertreten - abweicht.1692 Mit dem Rechtfertigungsgrund der Wahrung 
der Ausgewogenheit der Besteuerungsbefugnisse zwischen den Mitgliedstaaten übernimmt 
der EuGH in der Rs Marks & Spencer schließlich den (bisher lediglich für beschränkt 
Steuerpflichtige relevanten) Symmetriegedanken des Territorialitätsprinzips und überträgt 
ihn auch auf unbeschränkt steuerpflichtige Personen und ihre Besteuerungssituation in 
ihrem Ansässigkeitsstaat. Das Prinzip, einem Mitgliedstaat stehe die Besteuerung des auf 
seinem Territorium geschaffenen Steuergutes (Steuersubstrat aus inländischen 
Einkunftsquellen1693) vorrangig zu bzw. kein anderer Staat wäre dazu  verpflichtet, die 
außerhalb seines Territoriums angefallenen Verluste zu berücksichtigen, stellte jedenfalls 
eine Neudefinition bzw. Weiterentwicklung des bisher üblichen Begriffes 
„Territorialitätsprinzip“ dar. Interessant in diesem Zusammenhang erscheint v.a. auch der 
Umstand, dass der EuGH in der Rs Marks & Spencer für den Fall der Verlustverwertung 
eine Art „abgeschwächtes“ Territorialitätsprinzip verfolgt. Finale Verluste müssen 
demnach grenzüberschreitend verwertbar sein, auch wenn diese Systematik zu einer 
Aufteilung von Besteuerungsbefugnissen führt, welche sich nicht am Territorialitätsprinzip 
in seiner Reinform ausrichtet. Diese Vorgehensweise entspricht u.a. auch der später im 
Rahmen der Rs N vom EuGH vertretenen Sichtweise, nach welcher einem Wegzug 
nachgelagerte Wertminderungen im Wegzugsstaat steuermindernd berücksichtigt werden 
müssen, insofern sie nicht bereits im Zuzugsstaat steuermindernd angesetzt werden 
können. Dieser Ansatz wird als Kompromiss zwischen dem Binnenmarktgedanken und der 
Souveränität der Mitgliedstaaten im Bereich der direkten Steuern verstanden.1694  
8.2.3.4 Zusammenfassung 
Die Tatsache, dass ein Mitgliedstaat im innerstaatlichen Recht zwischen beschränkt und 
unbeschränkt Steuerpflichtigen unterscheidet stellt an sich keine grundfreiheitsrechtlich 
bedenkliche Situation dar. Die Ausgestaltung des innerstaatlichen Steuerrechts und die 
Definition der für die Besteuerung relevanten Anknüpfungsmerkmale (beschränkte vs. 
unbeschränkte Steuerpflicht) steht in der alleinigen Disposition der Mitgliedstaaten.1695 Ob 
                                                 
1691 Vgl. Lang, Marks & Spencer – Eine erste Analyse des EuGH-Urteils, SWI 2006, 7; Herzig/Wagner, Der Konzern 2006, 180; 
Petritz/Schilcher, ecolex 2006, 148f. 
1692 Vgl. Hohenwarter, Verlustverwertung im Konzern, 2009, 262 unter Verweis auf BFH vom 28.06.2006, I R 84/04. 
1693 Vgl. ua EuGH 13.3.2007, Rs C-524/04, Thin Cap Group Litigation, Slg 2007, I-2107, Rz 75; nach diesem Judikat zu britischen 
Zinsabzugsbeschränkungsregelungen, müssen rein künstliche Regelungen, die in der Folge “das Recht der Mitgliedstaaten in Gefahr 
bringen, ihre Steuerzuständigkeit in Bezug auf die in ihrem Hoheitsgebiet durchgeführten Tätigkeiten auszuüben , und so die 
Ausgewogenheit der Aufteilung der Besteuerungsbefugnis zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigen“ nicht akzeptiert werden. 
1694 Vgl. S.Douma, Highlights & Insights on European Taxation 2010/12; Hohenwarter, Verlustverwertung im Konzern, 2009, 264. 
1695 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, 2007, 440f mwH. 
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sich aus dieser Systematik in Einzelfällen jedoch nicht rechtfertigbare Verletzungen des 
Unionsrechtes ergeben, muss auf Basis einer Diskriminierungs- bzw. 
Beschränkungsprüfung gesondert analysiert werden.  
Die Rechtfertigung der Besteuerung eines wegziehenden, bis dato unbeschränkt 
Steuerpflichtigen – welcher sich mit einem im Inland verbleibenden Steuerpflichtigen in 
einer vergleichbaren Position befindet – durch den EuGH im Rahmen der Rs N1696 unter 
Bezugnahme auf die ausgewogene Aufteilung der Besteuerungsbefugnisse, welche über 
Anwendung „des Territorialitätsprinzips“ erreicht werden soll, erscheint unter o.a. 
Gesichtspunkten fragwürdig.  
Das Territorialitätsprinzip – in der Form wie es vom EuGH ursprünglich benutzt wurde – 
bezieht sich prinzipiell lediglich auf die Besteuerung beschränkt steuerpflichtiger Personen 
(mit ihren inländischen Einkunftsquellen). Dem Prinzip bzw. dem Umstand, dass 
Steuerausländer – nach den innerstaatlichen Regelungen eines bestimmten Mitgliedstaates 
– ausschließlich mit ihren inländischen Einkunftsquellen der laufenden Besteuerung des 
jeweiligen Mitgliedstaates unterliegen, kann mE nicht abgeleitet werden, dass im Inland 
geschaffenes Steuersubstrat wegzugsbedingt, d.h. im Rahmen eines dynamischen 
Vorgangs (Wechsel von der unbeschränkten zur beschränkten Steuerpflicht) besteuert 
werden darf. 
Auch wenn die ausgewogene Aufteilung von Besteuerungsbefugnissen zwischen den 
Mitgliedstaaten vom EuGH als Rechtfertigungsgrund für die Verletzung der 
Niederlassungsfreiheit geeignet ist und dabei eine territoriale Anknüpfung im Rahmen der 
Aufteilung des vorhandenen Steuersubstrats nicht unsachlich erscheint, kann diese 
Vorgehensweise mE nicht direkt aus dem Territorialitätsprinzip abgeleitet werden. Dies 
v.a. deshalb, weil (1) für das (steuerliche) Territorialitätsprinzip keine einheitliche 
Definition existiert bzw. – insofern auf das historische Verständnis desselben abgestellt 
wird – (2) das Territorialitätsprinzip prinzipiell lediglich die für Steuerausländer relevanten 
Anknüpfungskriterien des inländischen Steuerrechts definiert, nicht aber den 
wegzugsveranlassten dynamischen Wechsel zwischen unbeschränkter 
(Welteinkommensprinzip) und beschränkter (Territorialitätsprinzip) Steuerpflicht.        
Da der vom EuGH verwendete Begriff des Territorialitätsprinzips zu Verwirrungen 
führt1697 wäre jedenfalls eine exakte Begriffsdefinition im Sinne eines 
„steuergutbezogenen Verständnisses“ im Rahmen zukünftiger EuGH-Judikatur 
wünschenswert. Es sollte vom EuGH erläutert werden, dass die Besteuerung von 
inländischem Steuersubstrat im Rahmen eines Wegzugs zwar denselben Grundgedanken 
wie das steuerliche Territorialitätsprinzip verfolgt (d.h. die Besteuerung von Personen 
hinsichtlich ihres inländischen Steuersubstrats bzw. der im inländischen Hoheitsgebiet 
erwirtschafteten Einkünfte1698) aber nicht direkt aus diesem abgeleitet werden kann.  
                                                 
1696 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 46. 
1697 Vgl. Marres, Intertax, 2011, 125. 
1698 Siehe dazu auch  EuGH 18.7.2007, Rs C-231/05, Oy AA, Rz 54, ebenso EuGH 21.1.2010, Rs C-311/08, Société de Gestion 
Industrielle (SGI), Rz 60 mwH.  
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Nach welchen Anknüpfungskriterien die Besteuerungsbefugnisse zwischen dem Wegzugs- 
und dem Zuzugsstaat (abkommensrechtlich) aufgeteilt werden, unterliegt an sich nicht der 
Prüfungsbefugnis des EuGH.1699 Die Entscheidung, ob der Wegzugsstaat – in der Regel 
über Abschluss entsprechender Doppelbesteuerungsabkommen – alle auf seinem 
Territorium generierten stillen Reserven bei Wegziehenden selbst besteuert, diese eventuell 
an den Zuzugsstaat abtritt oder nur einen Teil davon selbst besteuert, obliegt prinzipiell den 
involvierten Mitgliedstaaten. Weiters ist denkbar, dass dem Wegzugsstaat für einen 
bestimmten Zeitraum nach dem Wegzug noch Besteuerungsrechte hinsichtlich des 
wegziehenden Steuersubstrats abkommensrechtlich zugestanden werden. Eine 
Durchbrechung des (steuergutbezogenen) Territorialitätsprinzips ist daher jedenfalls 
möglich.1700 Lediglich die Art und Weise wie die Mitgliedstaaten das ihnen zustehende 
Besteuerungsrecht ausüben bzw. die Aufteilung der Besteuerungsbefugnisse praktizieren, 
muss den Anforderungen des Unionsrechts entsprechen.1701 In diesem Zusammenhang 
führt GA Kokott in ihrem Schlussantrag aus: „Dabei ist auch zu bedenken, dass es den 
Mitgliedstaaten überlassen ist, wie sie territoriale und temporale Elemente für die 
Aufteilung der Steuerbefugnisse im Einzelnen berücksichtigen, solange die Kohärenz der 
Besteuerung gewahrt bleibt und keine unzulässige Mehrfachbelastungen eintreten.“1702 
Im Falle des Wegzugs darf es daher – egal ob die Besteuerungsbefugnisse 
völkervertraglich in Anlehnung an „das Territorialitätsprinzip“ (im Sinne eines 
steuergutbezogenen Verständnisses) oder basierend auf anderen Prinzipien aufgeteilt 
wurde – zu keiner Diskriminierung oder Beschränkung des Wegziehenden im Vergleich 
zum im Inland verbleibenden Steuerpflichtige kommen.    
Am Eigenwert des Territorialitätsprinzips als anerkannte zwischenstaatlich praktizierte 
„Steuerverteilungsregel“ im Rahmen der unionsrechtlichen Prüfung einer Diskriminierung 
durch den Ansässigkeitsstaat darf daher gezweifelt werden.1703 Unabhängig von dem in 
seiner Bedeutung als Steuergutverteilungsregelung mE eben nicht unumstößlichen 
Territorialitätsprinzips ist zu beachten, dass eine nationale Wegzugsbesteuerungsregelung 
– um den unionsrechtlichen Anforderungen zu entsprechen – jedenfalls eine kohärente 
Besteuerung gewährleisten und unzulässige Mehrbelastungen verhindern muss (siehe o.a. 
Zitat von GA Kokott). In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, unter welchen 
Voraussetzungen eine Wegzugsbesteuerungsregelung als kohärent qualifiziert werden 
kann. Diesem Aspekt wird im Rahmen des folgenden Kapitels nachgegangen.    
8.2.4 Der Wegzug und die Kohärenz des Steuersystems 
8.2.4.1 Die Kohärenz in der bisherigen Wegzugsjudikatur des EuGH 
Im Rahmen der Rs X und Y1704 wurde die Tatsache, dass das DBA zwischen Schweden und 
Belgien das Besteuerungsrecht an Beteiligungen dem Ansässigkeitsstaat zuwies und nur 
für kurz nach dem Wegzug liegende Anteilsveräußerungen ein Besteuerungsrecht für den 
                                                 
1699 Vgl. EuGH 21.9.1999, Rs C-307/97, Saint Gobain, Slg 1999, I-6161, Rz 57. 
1700 Vgl. Lang, SWI 2006, 219 unter Hinweis auf den Schlussantrag von GA Kokott in Rs N sowie der Rs Manninen vom 18.3.2004, C-
319/02, Manninen, Rz 74. 
1701 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, 2007, 442 unter Verweis auf EuGH 19.1.2006, C-265/04, Slg 2006, I-923, Bouanich, 
Rz 50. 
1702 Schlussantrag von GA Kokott vom 30. März 2006, zu EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Rz 98, Hervorhebung Schrifttext durch 
Autor. 
1703 Siehe dazu auch Schilcher in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), Tax Treaty Law and EC Law, 2007, 165f. 
1704 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829. 
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ehemaligen Ansässigkeitsstaat vorsah1705, als Argument gegen die Notwendigkeit einer 
schwedischen Wegzugsbesteuerung zwecks Aufrechterhaltung eines kohärenten 
schwedischen Besteuerungssystems verstanden.1706 Schweden hatte abkommensrechtlich 
bewusst auf das Besteuerungsrecht für wegziehende Beteiligungen verzichtet (Ausnahme: 
Veräußerung innerhalb von fünf Jahren nach dem Wegzug) und ist abkommensrechtlich 
auch nicht davon abgehalten, zuziehende Beteiligungen mit ihren importierten stillen 
Reserven voll zu besteuern. Vor diesem Hintergrund wurde – auch unter Verweis auf die 
Rs Wielockx1707 – die Rechtfertigung der Beschränkung der Niederlassungsfreiheit über 
das Kohärenzargument bei X und Y vom EuGH abgelehnt.1708 Schweden hatte sich über 
Abschluss eines konkreten DBA gewissermaßen um die Möglichkeit gebracht, seine 
Wegzugsbesteuerungssystematik über die erforderliche Wahrung der Kohärenz des 
innerstaatlichen Besteuerungssystems zu rechtfertigen.   
Auch im Rahmen der Rs Hughes de Lasteyrie du Saillant1709  wurde das 
Kohärenzargument vom EuGH nicht akzeptiert und darauf hingewiesen, dass Frankreich 
mit seiner Wegzugsbesteuerung offensichtlich nicht die unbedingte Sicherstellung der 
Wertsteigerung, welche während des Aufenthalts der wegziehenden Person in Frankreich 
stattgefunden hat, beabsichtigt. Dies deshalb, da eine etwaige belgische Steuer, welche auf 
die wegzugebedingt versteuerten stillen Reserven anfällt, auf die französische Steuer 
angerechnet wird und nach Ablauf einer fünfjährigen Wartefrist die wegzugsbedingt 
festgesetzte französische Steuer sowieso entfällt.1710  
Im Rahmen der Rs N1711 hingegen wurde die Abkommensebene zwischen den 
Niederlanden und Großbritannien überraschender Weise nicht in die Kohärenzbetrachtung 
ieS miteinbezogen. Auch wenn die wegzugsbedingt festgesetzte niederländische 
Steuerschuld nach zehn Jahren erlassen wird und das Abkommen zwischen den 
Niederlanden und Großbritannien das Besteuerungsrecht (wie im Fall X und Y1712) 
hinsichtlich der wegziehenden Beteiligung dem im Zeitpunkt der Ertragsrealisierung 
jeweils aktuellen Ansässigkeitsstaat des Gesellschafters zurechnet und nur über einen 
Zeitraum von fünf Jahren ab dem Wegzug der ehemalige Ansässigkeitsstaat die verlagerte 
Beteiligung besteuern darf1713, wurde das von den Niederlanden vorgebrachte und von der 
Generalanwältin Kokott umfangreich kommentierte Kohärenzargument vom EuGH in 
seinem Urteil nicht kommentiert (siehe weitere Anmerkungen dazu weiter unten). Im 
Gegensatz dazu wurde die Systematik des OECD-Musterabkommens bezüglich der 
Besteuerung von Beteiligungsveräußerungen vom EuGH sogar als Argument für die 
Rechtfertigung der Beschränkung der Niederlassungsfreiheit über die am 
                                                 
1705 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 9-10. 
1706 Kritisch dazu Hügel, in FS Wiesner, 2004, 191f. 
1707 Vgl. EuGH 11.8.1995, Rs C-80/94, Wielockx, Slg 1995, I-2493, Rz 24. 
1708 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 52-57. 
1709 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 63-67. 
1710 Zur fehlenden Eignung des Kohärenzargumentes in Hughes de Lasteyrie du Saillant siehe auch Martin, Direct Taxation: Recent ECJ 
Developments, 2003, 132. 
1711 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409. 
1712 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829. 
1713 Vgl. Schlussantrag von GA Kokott vom 30. März 2006, zu EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Rz 94-96; diese Regelung könnte in der 
Weise interpretiert werden, als sie den Niederlanden die Besteuerung des gesamten Veräußerungsgewinnes im Falle einer Veräußerung 
von Anteilen innerhalb von fünf Jahren ab dem Wegzug zugestehen würden. Seitens der  Niederlande wird jedoch bei Veräußerung der 
Anteile nur auf die stillen Reserven im Wegzugszeitpunkt abgestellt.  
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Territorialitätsprinzip orientierte Aufteilung von Besteuerungsbefugnissen 
herangezogen.1714 
Im Rahmen der kürzlich entschiedenen Rs NGI1715 wurde das Thema der Kohärenz seitens 
des EuGH lediglich sehr kurz kommentiert und festgestellt, dass sich – wie von GA Kokott 
vertreten – die Anliegen der steuerlichen Kohärenz und der ausgewogenen Aufteilung der 
Besteuerungsbefugnisse decken.1716 Ergänzend wird angemerkt, dass bloß die 
wegzugsbedingte Steuerfestsetzung über das Kohärenzerfordernis gerechtfertigt werden 
kann, nicht jedoch die sofortige Steuereinziehung.1717 
8.2.4.2 Widersprüche hinsichtlich des Kohärenzerfordernisses 
In welcher Form das Kohärenzargument zur Rechtfertigung einer Wegzugsbesteuerung 
herangezogen werden kann und inwieweit dabei das vorhandene Abkommensnetz des 
jeweils betroffenen Staates diese Frage beeinflusst, ist der bisherigen EuGH-Judikatur mE 
nicht klar zu entnehmen.  
Im Rahmen der Rs X und Y ist den Formulierungen des EuGH zu entnehmen, dass dieser 
den Rechtfertigungsgrund der Kohärenz aufgrund der im gegebenen Fall vorliegenden 
abkommensrechtlichen Gegebenheiten zwar tendenziell ablehnt aber nicht als per se 
unmöglich erachtet.1718 Dies scheint auch die GA Kokott in ihrem Schlussantrag in der Rs 
N zu vertreten, nach welcher der EuGH das Kohärenzargument in der Rs X und Y „letztlich 
nur deshalb abgelehnt hat, weil die sofortige Besteuerung nicht das mildeste Mittel 
war.“1719  Diese Position wiederum lässt sich mE dem Urteil in der Rs X und Y nicht in der 
von der von GA Kokott vorgegebenen Klarheit entnehmen.1720  
Im Rahmen der Rs Hughes de Lasteyrie du Saillant lehnte der EuGH das 
Rechtfertigungsargument der Kohärenz unter ähnlichen Umständen wie in der Rs X und Y 
ab. In diesem Zusammenhang wurde vom EuGH argumentiert, die strittige französische 
Wegzugsregelung weise als Zielsetzung – wie von der französischen Regierung 
vorgebracht – die Verhinderung missbräuchlicher Wohnsitzwechsel auf. Sie bestünde eben 
nicht in der – von der niederländischen Regierung behaupteten1721 – Wahrung der 
Kohärenz des französischen Steuersystems oder in der Sicherstellung einer Besteuerung 
nach dem Territorialitätsprinzip. Daher wurde die Kohärenzrechtfertigung 
zurückgewiesen.1722  
Im Rahmen der Rs N erfordert lt. GA Kokott die Kohärenz des niederländischen 
Steuersystems die Wegzugsbesteuerung, wobei innerstaatliche Regelungen insbesondere 
dann als kohärent einzustufen sind, wenn sie Mehrfach- oder Keinmalbesteuerung 
                                                 
1714Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 46. 
1715 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus. 
1716 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 80. 
1717 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 81. 
1718 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 58-59. 
1719 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 30. März 2006, zu EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Rz 105. 
1720 Siehe EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 57: „Jedenfalls ist der Ausschluss vom Steueraufschub, den 
die streitige nationale Bestimmung für Übertragung von Aktien der Typen A un B festlegt, angesichts des mit der Bestimmung 
verfolgten Zweckes weder erforderlich noch verhältnismäßig.“ 
1721 Vgl. Lang, SWI 2006, 221. 
1722 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 63-67. 
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vermeiden.1723 Durch die Besteuerung der stillen Reserven im Rahmen des Wegzugs 
würde ein drohender ungerechtfertigter Vorteil – im Sinne von Keinmalbesteuerung1724 –
vermieden, welcher theoretisch dadurch entstehen kann, dass weder die Wegzugstaaten 
noch die Zuzugsstaaten das transferierte Steuersubstrat hinsichtlich der im 
Wegzugszeitpunkt vorhandenen latenten Wertsteigerungen besteuern können.1725  
Wird der streitgegenständliche Sachverhalt bei der Rs Hughes de Lasteyrie du Saillant 
jedoch mit jenem der Rs N1726 verglichen, so ist festzustellen, dass beide Fälle inhaltlich 
sehr ähnliche Wegzugskonstellationen bzw. -regelungen betrafen.1727 In beiden Fällen 
wurde das Besteuerungsrecht an den stillen Reserven in Beteiligungen 
abkommensrechtlich nach Ablauf einer bestimmten Periode an den Zuzugsstaat des 
Gesellschafters abgetreten bzw. nach Ablauf einer gewissen Frist auf die Einhebung der 
wegzugsbedingt festgesetzten Ertragsteuer verzichtet. Im Rahmen der niederländischen 
Wegzugsregelung kommt es daher – so wie im Fall der französischen Wegzugsregelung – 
nach Ablauf einer bestimmten Wartefrist ohne Realisationsakt zu einem Wegfall des 
Besteuerungssubstrats des Wegzugsstaates, welches im Zeitraum der Ansässigkeit des 
weggezogenen Gesellschafters im Inland kumuliert wurde. Wurde das Argument der für 
die Bewahrung der Kohärenz der innerstaatlichen Besteuerungssystematik notwendigen 
Wegzugsbesteuerung in der Rs Hughes de Lasteyrie du Saillant vom EuGH unter diesen 
Umständen noch verworfen1728 (da die französische Regelung unter diesen Umständen 
eben primär als Regelung zur Missbrauchsabwehr und nicht zur unbedingten Sicherung 
des im Inland kumulierten Steuersubstrats verstanden wurde), zieht die GA Kokott in der 
Rs N die notwendige Wahrung der Kohärenz des niederländischen Steuersystems als 
Argument zu Gunsten der Wegzugsbesteuerung heran.1729   
Zusätzlich zu dem o.a. automatischen Wegfall von Besteuerungsansprüchen, wird der 
Umstand, dass im Ausland abgeführte Steuern auf die im Inland wegzugsbedingt 
festgesetzten Steuer angerechnet werden können, in der Rs Hughes de Lasteyrie du 
Saillant vom EuGH als Indiz für die scheinbar nicht primär verfolgte Sicherstellung eines 
territorial abgegrenzten Besteuerungsanspruches gewertet.1730 Selbige Möglichkeit (d.h. 
die Anrechnung ausländischer Steuern auf die niederländische Wegzugssteuer) existiert im 
Falle der Rs N. Die GA Kokott wertet diesen Umstand sogar als „kohärenzfördernd“.1731   
Bedauerlicherweise nimmt die GA Kokott in ihrem Schlussantrag zur Rs N im Bereich der 
Beschreibung des Kohärenzarguments lediglich auf die Rs X und Y Bezug, nicht jedoch auf 
                                                 
1723 Schlussantrag von GA Kokott vom 30. März 2006, zu EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Rz 102 unter Verweis auf ihren 
Schlussantrag vom 18. März 2004, Rs 319/02, Manninen, Slg 2004, I-7477, Rz 51. 
1724 Das Argument der Verhinderung eventuell möglicher Keinmalbesteuerung wird in der Literatur kritisch beurteilt. Im Zusammenhang 
mit der fraglichen Pflicht zur Vermeidung von Doppelbesteuerung wurde seitens des EuGH widerholt klargestellt, dass – aufgrund der 
fehlenden Harmonisierung der direkten Steuern innerhalb der Union – eine solche aus dem Primärrecht der Union nicht ableitbar wäre. 
Ein Gebot der Vermeidung der doppelten Nichtbesteuerung besteht demnach ebenfalls nicht. Siehe dazu Lang, SWI 2006, 220, FN 38 
mwH. 
1725 Vgl. Schlussantrag von GA Kokott vom 30. März 2006, zu EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Rz 103. 
1726 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409. 
1727 Vgl. Lang, SWI 2006, 222 unter Verweis auf Kemmeren, in Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), ECJ – Recent Developments in Direct 
Taxation, 2006, 236. 
1728 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 67. 
1729 Vgl. Schlussantrag von GA Kokott vom 30. März 2006, zu EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Rz 106. 
1730 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 66. 
1731 Vgl. Schlussantrag von GA Kokott vom 30. März 2006, zu EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Rz 108. 
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die Rs Hughes de Lasteyrie du Saillant.1732 Dies überrascht insofern, als – wie vorab 
beschrieben – sich aus der Gegenüberstellung dieser beiden Fälle hinsichtlich der 
Beurteilung der Kohärenzfrage mE zahlreiche offene Punkte bzw. Wiedersprüche ergeben. 
Die starken Parallelen zwischen der Rs Hughes de Lasteyrie du Saillant und der Rs N 
(mögliche Anrechnung ausländischer Steuern auf die Wegzugssteuer, automatischer 
Wegfall der Wegzugssteuer nach Ablauf eines bestimmten Zeitraumes nach dem Wegzug 
ohne Realisierungsakt, etc.) wurden im Vorfeld des EuGH-Urteils im Schrifttum1733 zum 
Anlass genommen, die primäre Zielsetzung der niederländischen Wegzugsregelung – 
entgegen dem Vorbringen der niederländischen Regierung und der Rechtsmeinung der GA 
Kokott – eventuell doch nicht in der territorial orientierten Abgrenzung der 
Besteuerungsbefugnisse und/oder der Wahrung der Kohärenz der niederländischen 
Besteuerung zu sehen, sondern (so wie in der Rs Hughes de Lasteyrie du Saillant) eher in 
der Verhinderung missbräuchlicher Besteuerungspraktiken. Auf Basis dieser Überlegungen 
wurde auch ein die niederländische Wegzugsbesteuerungsregelung ablehnendes Urteil in 
Erwägung gezogen.1734    
Der EuGH nimmt in seinem Urteil zur Rs N1735 schließlich auf das Kohärenzargument, 
welches von den Niederlanden vorgebracht und von der Generalanwältin Kokott in ihrem 
Schlussantrag sehr ausführlich kommentiert wurde, keinen Bezug bzw. scheint dieses 
bewusst nicht aufzugreifen. Er sieht die primäre Zielsetzung der niederländischen 
Wegzugsbesteuerungsregelung – obwohl die strittige Wegzugsregelung von ihrer 
inhaltlichen Ausgestaltung her sehr stark jener in der Rs Hughes de Lasteyrie du Saillant 
entspricht – nicht in der Vermeidung missbräuchlicher Wegzugsvorgänge, sondern in der 
Sicherstellung des im Inland (den Niederlanden) kumulierten Besteuerungssubstrats und 
bezieht sich in seiner Rechtfertigung ausschließlich auf das legitime Recht der 
Mitgliedstaaten ihre Besteuerungsbefugnisse untereinander aufzuteilen. Diese 
Vorgehensweise ließ bis vor Kurzem zwei Interpretationen zu: Entweder der EuGH gab 
damit der Generalanwältin hinsichtlich ihrer Meinung bezüglich der notwendigen 
Wahrung der Kohärenz des niederländischen Steuersystems im Ergebnis Recht1736, oder er 
lehnte das Argument im fraglichen Fall ab und begründete sein Urteil deshalb lediglich auf 
dem Argument des legitimen Rechts der ausgewogenen Aufteilung von 
Besteuerungsbefugnissen. Ein klares Verständnis der Bedeutung des Kohärenzargumentes 
im Rahmen von Wegzugsvorgängen konnte aus der bisherigen Judikatur daher nicht 
abgeleitet werden.  
Im Rahmen der Rs NGI ging der EuGH nun erstmalig explizit auf die Argumentation von 
GA Kokott hinsichtlich der Wahrung der Kohärenz der niederländischen Besteuerung ein 
(auch hier vertrat Kokott eine Position, nach welcher die niederländische 
Besteuerungskohärenz bei nicht möglicher Wegzugsbesteuerung gefährdet wäre1737). Der 
EuGH bestätigte die Auffassung, nach welcher sich die Anliegen der steuerlichen 
                                                 
1732 Vgl. Schlussantrag von GA Kokott vom 30. März 2006, zu EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Rz 105. 
1733 Siehe dazu ua Kemmeren, in Lang/Schuch/Staringer, ECJ – Recent Developments in Direct Taxation, 2006, 236. 
1734 Vgl. Lang, SWI 2006, 226. 
1735 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409. 
1736 Vgl. Schlussantrag von GA Kokott vom 30. März 2006, zu EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Rz 102-108. 
1737 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, NGI BV, Rz 91-100. 
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Kohärenz und der ausgewogenen Aufteilung der Besteuerungsbefugnisse decken. Dabei 
bezog er sich explizit auf die Ausführungen der GA in ihrem Schlussantrag.1738  
8.2.4.3 Das externe Kohärenzerfordernis im Schrifttum 
Im Schrifttum wurde das Thema der externen Kohärenz auf Abkommensebene im 
Zusammenhang mit dem Wegzug v.a. nach Ergehen des Schlussantrages von GA Kokott 
im Rahmen der Rs N intensiv diskutiert.  
Seitens Lang1739 wird dem Kohärenzerfordernis unter Mitberücksichtigung der 
Abkommensebene (sog. „Makrokohärenz“) – in Anlehnung an die Rs Wielockx1740 – 
jedenfalls Bedeutung beigemessen und eine Wegzugsbesteuerung im Falle bereits 
abkommensrechtlich übertragener Besteuerungsbefugnisse an latenten Wertsteigerungen 
als potenziell unionsrechtswidrig eingestuft. Entscheidet sich demnach ein Mitgliedstaat 
bei Ausgestaltung seines innerstaatlichen Steuerrechts dafür, im Zuzugsfall – hinsichtlich 
des zuziehenden Steuersubstrates – keine Aufwertung (d.h. keinen Step-Up) vorzunehmen 
und daher auch im Vorfeld zum Zuzug im Ausland kumulierte Wertsteigerungen im Inland 
besteuern zu wollen, und überträgt dieser gleichzeitig abkommensrechtlich das 
Besteuerungsrecht im Wegzugsfall an den neuen Ansässigkeitsstaat des Gesellschafters, so 
gibt er damit zu erkennen, dass er über den zuzugsbedingten Import und den 
wegzugsbedingten Export von Besteuerungssubstrat ein kohärentes Besteuerungssystem 
herstellt. Ein solcher Mitgliedstaat wird eine innerstaatliche Wegzugsbesteuerungsregelung 
nicht über Vorbringen des o.a. Kohärenzarguments verteidigen können. Der Mitgliedstaat 
hat sich dann offensichtlich dafür entschieden, auch „importiertes“ Besteuerungssubstrat 
besteuern zu wollen, welches nicht erst in seiner Besteuerungssphäre kumuliert wurde. 
Dementsprechend kann er sein Bedürfnis, bloß im Inland generiertes Besteuerungssubstrat  
besteuern zu wollen um eine territorial ausgewogene Verteilung von Besteuerungsrechten 
zu gewährleisten, nicht mehr als Verteidigungsargument im Sinne der Bewahrung einer 
kohärenten Besteuerungssystematik vorbringen. 
Sieht das innerstaatliche Besteuerungsrecht eines Mitgliedstaates einen Step-Up bei Zuzug 
vor und beschränkt es sein Besteuerungsrecht auf lediglich jene stillen Reserven, welche 
im Zeitraum der inländischen Ansässigkeit kumuliert wurde, so scheint einer 
Wegzugsbesteuerung eine kohärenzwahrende Wirkung hinsichtlich des Steuersystems des 
Wegzugsstaates zuzukommen. Eine Ausdehnung des Besteuerungsrechts des 
Wegzugsstaates auf stille Reserven, welche erst nach dem Wegzug kumuliert wurden, 
scheint in diesem Fall unter dem Gesichtspunkt der Kohärenzwahrung unzulässig zu 
sein.1741   
Nach Kofler1742 sprechen die Urteile in der Rs X und Y1743 sowie in der Rs Wielockx1744 für 
die Sichtweise, nach welcher der Wegzugsstaat – bei Abschluss eines 
                                                 
1738 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 80-81. 
1739 Vgl. Lang, SWI 2006, 218ff.  
1740 Vgl. EuGH 11.8.1995, Rs C-80/94, Wielockx, Slg 1995, I-2493, Rz 24. 
1741 Vgl. Lang, SWI 2006, 218. Diese Position wird aus dem Wortlaut des Schlussantrages von GA Kokott abgeleitet, welche auf diese 
Frage jedoch nicht explizit eingehen musste, da die niederländische Wegzugsbesteuerungsregelung etwaige nach dem Wegzug 
kumulierte stille Reserven nicht erfasste (die Zulässigkeit einer derartigen Besteuerung nach dem anzuwendenden DBA war hingegen 
unklar).  
1742 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, Wien 2007, 741f. 
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Doppelbesteuerungsabkommens iSd Art 13 Abs 5 OECD-MA und somit bewussten 
Transfers des Besteuerungsrechtes an den Zuzugsstaat – sich des Argumentes begeben hat, 
durch die Wegzugsbesteuerung die Kohärenz seiner Besteuerungssystematik gewährleisten 
zu wollen. Er hätte demnach seine „interne Kohärenz“ über Abschluss eines 
entsprechenden Doppelbesteuerungsabkommens extern aufgegeben. Kofler stellt jedoch, 
v.a. unter Berücksichtigung des Urteils in der Rs N1745, auch die Möglichkeit in den Raum, 
mit dieser Sichtweise – welche im Wesentlichen den freien Verkehr stiller Reserven 
innerhalb der europäischen Union zur Folge hätte – den Aussagegehalt der Makrokohärenz 
zu überspannen. Aus der Sicht Koflers1746 hätte sich der EuGH in seinem Urteil in der Rs N 
scheinbar der Sichtweise der GA Kokott angeschlossen, nach welcher sich die Anliegen 
der steuerlichen Kohärenz und der Aufteilung der Besteuerung nach dem 
Territorialitätsprinzip im Wegzugsfalle decken. Um jeden Zweifel an der 
unionsrechtlichen Zulässigkeit der nationalen Wegzugsbesteuerung auszuräumen (im 
Lichte der Rs X und Y1747 sowie der Rs Wielockx1748) sowie um das Besteuerungsrecht des 
Weg- und Zuzugsstaates überschneidungsfrei zu regeln, wird – auch wenn nach dem Urteil 
in der Rs N scheinbar nicht unbedingt erforderlich – dennoch eine klare 
abkommensrechtliche Abgrenzungsregelung für den Weg-/Zuzugsfall empfohlen. So 
könnte z.B. das Besteuerungsrecht des Wegzugsstaates hinsichtlich der bis zum Wegzug 
kumulierten stillen Reserven iSe „trailing tax“ auch auf den Zeitraum nach dem Wegzug 
bis zum tatsächlichen Realisierungsakt im Zuzugsstaat verlängert werden (d.h. 
Verlängerung der internen Kohärenz auf Abkommensebene).1749 Dieser Zugang wurde im 
Rahmen der Rs X und Y vom EuGH bereits als unionsrechtskonform akzeptiert.1750      
8.2.5 Primärrechtliche Vorgaben für den Wegzugsstaat - Zusammenfassung 
Die aus den Grundfreiheiten des AEUV resultierenden unionsrechtlichen Vorgaben zum 
Wegzug bzw. zu umgründungsbedingten Entstrickungen wurden im Rahmen der Rs X und 
Y, der Rs Hughes de Lasteyrie du Saillant, der Rs N und der Rs NGI umfangreich 
kommentiert. Die aus diesen Urteilen gewonnenen Erkenntnisse lassen sich wie folgt 
zusammenfassen:  
Die Einlage als Niederlassungs- bzw. Kapitalverkehrsvorgang 
? Die Einbringung von Kapitalanteilen in eine in einem anderen Mitgliedstaat 
ansässige verbundene Gesellschaft stellt einen Niederlassungsvorgang iSd Art 49 
AEUV dar, sofern die Beteiligung an der übernehmenden Gesellschaft dem 
                                                                                                                                                    
1743 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829. 
1744 Vgl. EuGH 11.8.1995, Rs C-80/94, Wielockx, Slg 1995, I-2493. 
1745 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409. 
1746 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, Wien 2007, 742. 
1747 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829. 
1748 Vgl. EuGH 11.8.1995, Rs C-80/94, Wielockx, Slg 1995, I-2493. 
1749 Nach hM ist die Verlängerung des Besteuerungsrechtes des Wegzugsstaates aus abkommensrechtlicher Sicht nicht erforderlich 
damit dieser die in den wegziehenden Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen Reserven besteuern darf, d.h. eine solche Verlängerung hätte 
– unabhängig von der unionsrechtlichen Notwendigkeit zur Entkräftung des Einwandes der mangelnden Makrokohärenz – aus 
abkommensrechtlicher Sicht lediglich eine deklarative Wirkung; vgl Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, Wien 2007, 745f mwH.   
1750 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 56. 
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Einbringenden einen Einfluss auf die Entscheidung dieser Gesellschaft ermöglicht 
und er deren Tätigkeit bestimmen kann.1751  
? Insofern der Einbringende durch seine Beteiligung keinen Einfluss auf die 
Entscheidungen der übernehmenden ausländischen juristischen Person hat, ist der 
Vorgang unter Bezugnahme auf die Kapitalverkehrsfreiheit zu prüfen.1752 
? Auch die Schlechterstellung einer Einbringung in eine inländische Gesellschaft mit 
einer ausländische Muttergesellschaft (mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat) im 
Vergleich zu einer Einbringung in eine inländische Gesellschaft mit einer 
inländischen Muttergesellschaft ist – eine Beteiligung an der ausländischen 
Muttergesellschaft vorausgesetzt, welche Einflussnahme und die Bestimmung ihrer 
Tätigkeit ermöglicht – als Beschränkung der Niederlassungsfreiheit einzustufen.1753 
Der Wegzug als Niederlassungsvorgang 
? Der rechtsformwahrende Wegzug einer Kapitalgesellschaft fällt unter die 
Schutzwirkung der Niederlassungsfreiheit.1754  
? Der Begriff der Niederlassung ist ein sehr weiter Begriff. Der Wegzug einer 
natürlichen Person, welche eine Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft mit Sitz in 
einem anderen Mitgliedstaat hält, ist – unabhängig davon, ob der Gesellschafter im 
Zuzugsstaat im Zeitpunkt des Zuzugs oder absehbar zu einem späteren Zeitpunkt 
einer „aktiven Erwerbstätigkeit“ nachgeht – primär unter die Niederlassungsfreiheit 
zu subsumieren. Dies allerdings nur dann, wenn das Ausmaß der Beteiligung die 
Bestimmung der Tätigkeit der Gesellschaft durch den Gesellschafter zulässt (bei 
100 Prozent jedenfalls zutreffend).1755  
? Der Wegzug einer natürlichen Person mit einer Beteiligung an einer 
Kapitalgesellschaft mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat ist unter die 
Arbeitnehmerfreizügigkeit iSd Art 45 AEUV (ehem. Art 39 EGV) zu subsumieren, 
wenn das Ausmaß der Beteiligung die Bestimmung der Tätigkeit der Gesellschaft 
durch den Gesellschafter nicht zulässt und die wegziehende Person sich in den 
Zuzugsstaat begibt, um dort einer unselbstständigen Tätigkeit nachzugehen bzw. 
eine solche zu suchen.1756 Die Überlegungen zur Niederlassungsfreiheit sind 
vollständig auf die Arbeitnehmerfreizügigkeit übertragbar.1757 
? Fällt ein konkreter Wegzugsvorgang weder unter die Niederlassungsfreiheit noch 
unter die Arbeitnehmerfreizügigkeit (z.B. lediglich „privat motivierte“ 
Wohnsitzverlegung), ist der Wegzugsvorgang unter dem Gesichtspunkt des 
allgemeinen Freizügigkeitsrechts iSd Art 21 AEUV (ehem. Art 18 EGV) zu 
                                                 
1751 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 36-37 mit Verweis auf Rs Baars, C-251/98, Rz 22 und 28 bis 
31 sowie Rs Überseering C-208/00, Rz 77.  
1752 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 74; zur Problematik der Einbringung in eine Gesellschaft an 
welcher noch keine Beteiligung besteht siehe Hohenwarter, RdW 2006, 728. 
1753 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 38. 
1754 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 32 sowie der dazugehörige Schlussantrag von GA Kokott vom 
8.09.2011 (insbesondere Rz 36 und 37); ebenso Schlussantrag GA Kokott vom 30. März 2006, zu EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Rz 
41 unter Hinweis auf EuGH 27.09.1988, Rs C-81/87, Daily Mail, Slg 1988, I-5483, EuGH 16.7.1998, Rs C-264/96, ICI, Slg 1998, I-
4695; EuGH 18.11.1999, Rs C-200/98, X und Y, Slg 1999, I-8261. Ebenso Schneeweiss, Intertax, 2009, 371. 
1755 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 24-30 mit Verweis auf Rs Baars, C-251/98, Rz 21. 
1756 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 30. März 2006, zu EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Rz 49. 
1757 Vgl. Schlussantrag GA Mischo vom 13. März 2003 zu EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Rz 20. 
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beurteilen. Dieses stellt eine (subsidiäre) Grundfreiheit dar, d.h. etwaige 
Beschränkungen sind nach dem vom EuGH entwickelten Prüfschema zu 
beurteilen.1758 Wird ein Steuerpflichtiger daher aufgrund einer wegzugsbedingten 
Steuerveranlagung im Wegzugsstaat gegenüber dort weiterhin ansässigen 
Steuerpflichtigen benachteiligt, kann er sich auf das allgemeine Freizügigkeitsrecht 
berufen1759, welches auf den selben Grundprinzipien wie die Niederlassungsfreiheit  
oder die Arbeitnehmerfreizügigkeit beruht.1760    
? Der bloße Wohnsitzwechsel an sich führt zu keinem Kapitaltransfer, daher ist die 
Kapitalverkehrsfreiheit auf diesen nicht anwendbar.1761 
Zur Beschränkung der Grundfreiheiten durch die Wegzugsbesteuerung 
? Die Niederlassungsfreiheit sichert nicht bloß die Inländergleichbehandlung im 
Aufnahmemitgliedstaat, sondern verbietet auch dem Herkunftsmitgliedstaat, die 
Niederlassung seiner Staatsangehörigen in einem anderen Mitgliedstaat über 
Steuervorschriften zu behindern, wobei bereits geringfügige oder unbedeutende 
Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit verboten sind.1762  
? Die abschreckende Wirkung eines Wegzugsbesteuerungsmechanismus ist in der 
Benachteiligung des Wegziehenden im Vergleich zu einer im Inland verbleibenden 
Person zu erkennen (der Wegziehende wird daher mit einer im Inland 
verbleibenden Person verglichen). Die Benachteiligung besteht in der 
wegzugsbedingten sofortigen Besteuerung eines noch nicht realisierten 
Einkommens. In Inland wäre der Wegziehende mit seinem Einkommen nur 
insoweit steuerpflichtig, als dieses tatsächlich realisiert würde. Diese 
unterschiedliche Behandlung kann erhebliche Auswirkungen auf das Vermögen des 
potenziell Wegziehenden haben und ist daher geeignet, ihn vom geplanten Wegzug 
abzuhalten.1763     
? Eine mögliche Steuerstundung – insofern diese nicht automatisch erfolgt (da z.B. 
die Abgabe einer Steuererklärung erforderlich ist) oder an strenge Voraussetzungen 
geknüpft ist (z.B. Bestellung eines Fiskalvertreters) – vermag nicht die 
beschränkende Wirkung der Wegzugsbesteuerung zu beseitigen.1764 
Zur Rechtfertigung der Beschränkung 
? Die Sicherung der Wirksamkeit von Steuerkontrollen (Vermeidung Steuerflucht) ist 
prinzipiell ein legitimer Rechtfertigungsgrund für eine Regelung, welche geeignet 
                                                 
1758 Vgl. Jirousek, Hughes de Lasteyrie du Saillant: Wegzugsbesteuerung verstößt gegen die Niederlassungsfreiheit, ÖStZ 2003, 264, FN 
25. 
1759 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 30. März 2006, zu EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Rz 73. 
1760 Vgl. Kemmeren, in Lang/Schuch/Staringer, ECJ – Recent Developments in Direct Taxation, 2006, 226ff. 
1761 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 30. März 2006, zu EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Rz 38.; ebenso EuGH 23.2.2006, Rs C-
513/03, van Hilten-van der Heijden, Rz 49; Schlussantrag GA Leger vom 30. Juni 2005, C-5123/03, van Hilten-van der Heijden, Rz 57. 
1762 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 42-44 unter Verweis auf Rs Baars, C-
251/98 sowie Rs Kommission/Frankreich , C-34/98. 
1763 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 46. 
1764 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 47-48 sowie EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, 
N, Slg 2006, I-7409, Rz 36 und 38 
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ist, die Niederlassungsfreiheit zu beschränken.1765 Wegzugsbesteuerungsregelungen 
– insofern sie unterschiedslos jeden Wegzugsvorgang erfassen – können jedoch 
nicht über das Argument gerechtfertigt werden, es gelte durch sie missbräuchliche 
Wohnsitz- bzw. Firmensitzverlegungen zu verhindern. Ein Wegzug für sich alleine 
kann jedenfalls nicht pauschal als Steuerflucht eingestuft werden.1766 
? Die unterschiedslose Besteuerung jedes Wegzugsvorganges (ohne 
Einzelfallprüfung) geht daher über das hinaus, was zur Vermeidung von 
Steuerflucht erforderlich ist und stellt nicht das zur Zielerreichung gelindeste Mittel 
dar.1767 
? Die Verletzung der Niederlassungsfreiheit kann auch nicht mit dem Argument, die 
Regelung hätte als Zielsetzung die Vermeidung der Reduktion von 
Steuereinnahmen („Erosion der Besteuerungsgrundlage“) beim Wegzugsstaat, 
begründet werden. Steuermindereinnahmen gelten nicht als zwingender Grund des 
Allgemeininteresses.1768 
? Die ausgewogene Aufteilung von Besteuerungsbefugnissen zwischen 
Mitgliedstaaten stellt hingegen ein legitimes, im Allgemeininteresse der Union 
liegendes Ziel dar.1769 Die Mitgliedstaaten sind in diesem Zusammenhang befugt, 
die Kriterien für die Aufteilung ihrer Steuerhoheit vertraglich oder einseitig 
festzulegen und sich dabei am OECD-Musterabkommen zu orientieren. 
? Jeder Mitgliedsstaatstaat hat daher – um eine ausgewogene Verteilung der 
Besteuerungsbefugnisse unter den Mitgliedsstaaten sicher zu stellen1770 – 
prinzipiell das Recht, die auf seinem Gebiet gelegenen bzw. generierten stillen 
Reserven zu erfassen und zu besteuern (sog. „Territorialitätsprinzip“).1771 
Steuersubstrat, welches erst im Zuzugsstaat aufgebaut wird, darf nach diesem 
Verständnis vom Wegzugsstaat nicht mehr besteuert werden.1772  
? Um das Ziel der ausgewogene Verteilung der Besteuerungsbefugnisse zu erreichen, 
sind die Mitgliedstaaten berechtigt, hierfür geeignete Maßnahmen zu treffen, wobei 
die wegzugsbedingte Besteuerung der stillen Reserven in den steuerlich zu 
entstrickenden Wirtschaftgütern unter Gewährung eines Steuerstundung (bis zur 
tatsächlichen Realisation) eine geeignete Maßnahme darstellt.1773  
                                                 
1765 Vgl. Züger, Mißbrauch im europäischen Unternehmenssteuerrecht, in Gassner/Lang (Hrsg), Besteuerung und Bilanzierung 
international tätiger Unternehmen, 30 Jahre Steuerrecht an der WU-Wien, 1998, 557ff. 
1766 Vgl. EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 43-44; EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du 
Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 50-51 und 58; ebenso EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 84. 
1767 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 52-54; EuGH 15.5.1997, Rs C-250/95, 
Futura Participations und Singer, Slg 1997, I-2500, Rz 26 mwH. 
1768 Vgl. EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 59-60 unter Verweis auf EuGH 16.7.1998, 
Rs C-397/98, Imperial Chemical Industries plc, Slg 1998, I-4723, Rz 28 und Rs C-410/98, Metallgesellschaft Ltd, Slg 2001, I-1778, Rz 
59. 
1769 Zuletzt EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 43; ebenso EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 
42 unter Verweis auf die Rs Marks & Spencer. 
1770 Vg. EuGH 13.12.2005, C-446/03, Marks & Spencer, Slg 2005, I-10837, Rz44 sowie EuGH 18.7.2007, C-231/05, Oy AA, Slg 2007, 
I-6373, Rz54, sowie EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz49. 
1771 Der EuGH  fordert somit nach hA keinen „freien Verkehr der stillen Reserven“, siehe dazu Furherr/Huber, Internationale 
Umgründungen, 26, FN 52; aA Hügel in König/Schwarzinger (Hrsg), Körperschaften im Steuerrecht – FS Wiesner, 2004, 195, ebenso 
Soler/Roch, ET 2004, 15. 
1772 Vgl. Musil/Fähling, Neue Entwicklungen bei den europarechtlichen Rechtfertigungsgründen im Bereich des Ertragsteuerrechts, 
DStR 2010, 1501 (1505) unter Hinweis auf Englisch, IStR 2010, 139f. 
1773 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 47. 
  409
? Die Gewährung einer Steuerstundung darf – entgegen der Sichtweise der GA 
Kokott1774 – weder im privaten noch betrieblichen Wegzugsszenario von der 
Komplexität des überführten Vermögens abhängig gemacht werden.1775  
? Die wegzugsbedingt erforderliche Abgabe von Steuererklärungen zur Erreichung 
einer Steuerstundung hat zwar eine abschreckende Wirkung und macht den 
Wegzug weniger attraktiv, allerdings ist diese formale Verpflichtung – im 
Vergleich zu dem mit der Maßnahme verfolgten Ziel – nicht als unverhältnismäßig 
zu qualifizieren.1776 Auch die Forderung nach einer regelmäßigen, einfachen 
Meldung über den „Status Quo“ des verbrachten Vermögens (d.h. eine Bestätigung, 
dass das Vermögen noch nicht verkauft oder in einen Drittstaat verbracht wurde) 
wird als verhältnismäßig einzustufen sein.1777  
? Die Forderung nach der Stellung einer Sicherheit als Voraussetzung für die 
Gewährung einer Stundung der wegzugsbedingten Steuerlast ist im Bereich des 
privaten Wegzugs als unverhältnismäßige Maßnahme einzustufen, da der 
Wegziehende mit der Stellung einer Sicherheit Vermögen binden muss und das mit 
der Regelung angestrebte Ziel (Aufteilung von Besteuerungsrechten) aufgrund der 
in der Union geltenden Amtshilfe- und Betreibungsrichtlinie auch mit gelinderen 
Mitteln erreicht werden kann.1778 Lt. GA Kokott kann die Beschränkung einer 
Grundfreiheit auch nicht mit Defiziten bei der praktischen Zusammenarbeit 
zwischen den Finanzverwaltungen im Bereich des Informationsaustausches 
gerechtfertigt werden.1779 
? Im Bereich des betrieblichen Wegzugs erscheint es allerdings – konkrete 
Gefährdungstatbestände vorausgesetzt – zulässig, die Steuerstundung an die 
Leistung von Sicherheiten (Garantien, etc.) zu knüpfen.1780 Die anlässlich des 
betrieblichen Wegzuges gestundete Steuerlast darf darüber hinaus – insoweit damit 
gegenüber nicht wegziehenden Unternehmern keine ungerechtfertigte 
Diskriminierung verbunden ist – seitens des Wegzugstaates sogar verzinst 
werden.1781 
? Auch die Vereinbarung von Informationsaustausch und Vollstreckungshilfe über 
Abschluss geeigneter Doppelbesteuerungsabkommen ist bei der Frage nach der 
Verhältnismäßigkeit der Maßnahme (z.B. der notwendigen Stellung von 
Sicherheiten) zu berücksichtigen. Es ist jedoch davon auszugehen, dass die bilateral 
vereinbarten Kooperationsrechte-/pflichten mit jenen auf Richtlinienebene 
(Amtshilfe- und Betreibungsrichtlinie) im Wesentlichen vergleichbar sein müssen, 
                                                 
1774 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 69-75, 89, 108. 
1775 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 75-78. 
1776 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 49-50; ebenso EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 
52. 
1777 Vgl. Mitteilung der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament und den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss 
vom 19. Dezember 2006: „Wegzugsbesteuerung und die Notwendigkeit einer Koordinierung der Steuerpolitiken der Mitgliedstaaten“ 
(KOM [2006] 825 eng) und den Verweis darauf in EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 66, 71ff. 
1778 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 51-53 und 73. 
1779 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 30. März 2006, zu EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Rz 114; so auch Jirousek, ÖStZ 2003, 266. 
1780 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 74; EuGH 21.11.2002, Rs C-436/00, X und Y, Slg 2002, I-10829, Rz 
58-59; siehe auch den Hinweis bei Kofler, ÖStZ 2004, 198. 
1781 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 73. 
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um im Falle eines privaten Wegzuges die Forderung einer Sicherheitsleistung als 
unverhältnismäßig einstufen zu können.1782  
? Um als verhältnismäßig qualifiziert zu werden, muss die Wegzugsregelung eine 
nach dem Wegzug hinsichtlich des überführten Wirtschaftsgutes möglicherweise 
stattgefundene Wertminderung vollständig berücksichtigen, soweit sie nicht bereits 
im Aufnahmemitgliedstaat berücksichtigt worden ist.1783 Andernfalls würde die 
Wegzugsteuer die im Rahmen einer Inlands-Realisierung anfallende Steuer 
übersteigen und den Wegziehenden im Vergleich zu einer im Inland verbleibenden 
Person benachteiligen.1784 Daher ist der Wegzugsstaat im Bereich des privaten 
Wegzugs verpflichtet, dem Wegzug nachgelagerte Wertminderungen bei der 
Bemessung der finalen Wegzugsteuer zu berücksichtigen.  
Im Bereich des betrieblichen Wegzugs hingegen vertrat der EuGH (in 
Übereinstimmung mit der Meinung von GA Kokott) zuletzt die Position, dass 
nachträgliche Wertänderungen jedenfalls nicht vom Wegzugsstaat berücksichtigt 
werden müssen.1785 Auch der Zuzugsstaat unterliegt keiner allgemeinen, aus der 
Niederlassungsfreiheit direkt ableitbaren Verpflichtung, die nachträglichen 
Wertminderungen zu berücksichtigen.1786 
Sonstiges 
? Abgabe von Steuererklärungen im Zeitpunkt des Wegzugs: Die wegzugsbedingt 
erforderliche Abgabe von Steuererklärungen zur Erreichung einer Steuerstundung 
hat als „zusätzliche Formalität“ zwar eine abschreckende Wirkung1787 und macht 
den Wegzug weniger attraktiv, allerdings ist diese formale Verpflichtung – im 
Vergleich zu dem mit der Maßnahme verfolgten Ziel – lt. EuGH in der Rs N nicht 
als unverhältnismäßig zu qualifizieren. Der EuGH führt zwar die theoretische 
Möglichkeit an, die Steuer erst im tatsächlichen Veräußerungszeitpunkt und nicht 
bereits im Zeitpunkt des Wegzugs festzusetzen. Da allerdings diese 
Vorgehensweise tatsächlich nicht zu geringeren Verpflichtungen für den 
Wegziehenden führen würde (alle Unterlagen für die Bewertung müssten 
aufbewahrt werden, spätestens im Veräußerungszeitpunkt müsste der Wegziehende 
den Wert der transferierten Beteiligung ermitteln und die Steuererklärung erstellen 
sowie abgeben) stellt die Steuerfestsetzung und damit verbunden die vorgelagerte 
Ermittlung des Beteiligungswertes bereits im Zeitpunkt des Wegzugs lt. EuGH 
keine Schlechterstellung dar.1788 Diese Position entspricht auch jener von GA 
Kokott, welche es neben o.a. Argumentation „als kaum für möglich erachtet, dass 
der Herkunftsstaat die Steuer nach dem Wegzug im Zeitpunkt der tatsächlichen 
                                                 
1782 Vgl. Schlussantrag GA Mischo vom 13. März 2003 zu EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Rz 68; siehe 
auch Aigner, “Wegzugsbesteuerung“ verstößt gegen Grundfreiheiten, GeS 2003, 258 der auf den Art 27 OECD-MA ab dem Update 
2002 verweist. 
1783 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 54-55 und 73, siehe auch Fraberger/Zöchling, ÖStZ 2004, 415f; Mayr, 
RdW 2007, 239 zitiert nach Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 27, FN 55 und 56. 
1784 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 37. 
1785 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 56, 64. 
1786 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 61-62; Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, 
Rz 76-78. Zur Frage der Aufwertungsverpflichtung des Zuzugsstaates unter Diskriminierungsgesichtspunkten siehe Kapitel 8.2.6. 
1787 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 38 unter Verweis auf  GA Kokott im Schlussantrag vom 30. März 2006, 
Rz 79, siehe auch EuGH 28.04.1998, Rs C-118/96, Safir, Slg 1998, I-1897, Rz 26 und 28. 
1788 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 38, 49-50. 
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Veräußerung festsetzt.“ Weiters wird in ihrem Schlussantrag bemerkt: „Letztlich 
liegt die zeitnahe vorläufige Feststellung der Steuer daher auch im Interesse des 
Steuerpflichtigen.“1789   
? Die o.a. Position ist mE nicht vollständig nachvollziehbar.1790 Im Interesse des 
Steuerpflichtigen wird in aller Regel jene Vorgehensweise sein, welche für diesen 
den geringsten Aufwand mit sich bringt. Seitens des EuGH und der GA Kokott 
wird offensichtlich davon ausgegangen, dass die im Rahmen des Wegzugs 
transferierten stillen Reserven zu einem späteren Zeitpunkt jedenfalls besteuert 
werden und eine Wertermittlung sowie Einreichung einer Steuererklärung 
jedenfalls unumgänglich sind. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, 
dass einige Wegzugsbesteuerungssysteme nach Ablauf eines gewissen Zeitraumes 
(z.B. fünf Jahre in der Rs Hughes de Lasteyrie du Saillant1791 und zehn Jahre in der 
Rs N1792) gemessen ab dem Wegzug, – vorausgesetzt zwischenzeitig erfolgt keine 
Realisierung der stillen Reserven – auf die Besteuerung der transferierten stillen 
Reserven verzichten. Es ist daher nicht davon auszugehen, dass die wegzugsbedingt 
transferierten stillen Reserven jedenfalls vom Wegzugsstaat besteuert werden. Es 
wird gerade bei langfristig angelegten Sitzverlagerungen oftmals dazu kommen, 
dass diese „Verjährungsfrist“ verstreicht und es daher nie zu einer Versteuerung der 
wegzugsbedingt transferierten stillen Reserven kommt. Vor diesem Hintergrund ist 
mE überlegenswert, ob das Erfordernis der Festsetzung der Steuerschuld auf die 
transferierten stillen Reserven bereits im Zeitpunkt des Wegzugs – welche gerade 
bei Beteiligungen und Betrieben zumeist umfangreiche und kostenintensive 
Bewertungsprozesse (interne/externe Erstellung Verkehrswertgutachten) erfordert – 
nicht doch als unverhältnismäßig und daher unionsrechtswidrig einzustufen ist.1793 
Eine Festsetzung und Einhebung der Steuerschuld erst im Zeitpunkt der 
tatsächlichen Realisierung ist vor diesem Hintergrund wohl eher als das „gelindeste 
Mittel“ einzustufen und daher vorzuziehen.1794  
? Änderungen der Rechtslage zwischen Wegzug und Realisierung: Eine im 
Schrifttum bis dato wenig behandelte Frage im Zusammenhang mit der 
Besteuerung von Wegzugsvorgängen ist jene nach der für die finale Besteuerung 
des Wegzugs relevante Rechtslage.1795 Die Systematik des EuGH bei der Prüfung 
                                                 
1789 Schlussantrag GA Kokott vom 30. März 2006, zu EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Rz 119-120. 
1790 Kritisch ebenso Lang, SWI 2006, 223; Lang verweist in diesem Zusammenhang insbesondere auf die von der GA selbst 
beschriebenen, verfügbaren Rechtsinstrumente zur Kooperation der Steuerverwaltungen.  
1791 Vgl.  EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Slg 2004, I-0000, Rz 3 sowie Schlussantrag GA Mischo vom 13. 
März 2003 zu EuGH 11.3.2004, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant, Rz 45; Aigner, GeS 2003, 254; Jirousek, ÖStZ 2003, 263 
mwH. 
1792 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 9. 
1793 Im Schrifttum wird in diesem Zusammenhang teilweise auf die praktische Irrelevanz dieser Frage verwiesen, da es im Zuge 
grenzüberschreitender WG-Überführungen bzw. Umgründungen oftmals aus anderen Gründen (z.B. Erfordernis für Eintragung im 
Firmenbuch) zur Erstellung eines Bewertungsgutachtens kommt, vgl. Kofler, in Keiler/Grumböck (Hrsg), EuGH-Judikatur aktuell, 2006, 
710. Diesem Ansatz ist prinzipiell zuzustimmen, jedoch sind trotzdem eine Vielzahl an Szenarien denkbar im Rahmen welcher keine 
Erstellung eines Bewertungsgutachtens aus nicht-steuerlichen Gründen erforderlich ist (z.B. Überführung von Einzelwirtschaftsgütern 
ins EU-Ausland in einen Staat ohne steuerlichem Step-Up).    
1794 Kritisch ebenso Lang, SWI 2006, 223; Lang verweist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass Steuerpflichtige auch in anderen 
Bereichen des Steuerrechts bzw Steuerrechtsordnungen oftmals gezwungen sind, Unterlagen und Nachweise über in der Vergangenheit 
liegende Sachverhalte über längere Zeiträume aufzubewahren; ebenso zweifelnd Aigner/Kofler, 2005, 9; Kofler, in Keiler/Grumböck 
(Hrsg), EuGH-Judikatur aktuell, 2006, 710;.Krickl/Kauba, Nichtfestsetzungstatbestand und Nachversteuerung, GS Köglberger, 2008, 
562 unter Hinweis auf § 24 Abs 2 UmgrStG; Schilcher, Grenzen der Mitwirkungspflichten im Lichte des Gemeinschaftsrechts, 2009, 
204f. AA scheinbar Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), Sonderbilanzen, 2008, 254.  
1795 Vgl. Aigner/Kofler, taxlex 2005, 8f; Kofler, in Keiler/Grumböck (Hrsg), EuGH-Judikatur aktuell, 2006, 710; Schindler, in 
Kalss/Hügel (Hrsg), SE-Kommentar, 2004, Teil III Rz 34; Krickl/Breyer, Nichtfestsetzungskonzept im Zusammenhang mit Einkünften 
aus Erfindungen, SWI, 2010, 253ff. 
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einer unionsrechtlich unzulässigen Beschränkung im Rahmen eines 
Wegzugsvorganges besteht darin, den Wegziehenden mit dem Zurückbleibenden 
zu vergleichen. Der Wegziehende muss in seiner Steuerbelastung dem 
Zurückbleibenden möglichst gleichgestellt werden. Aus diesem Grund ist der 
Wegzugsstaat – für private Wegzugsszenarien – auch dazu verpflichtet etwaige 
Wertminderungen, welche erst nach dem Wegzug stattfinden und im Zuzugsstaat 
nicht angesetzt werden (können), steuermindernd zu berücksichtigen. Hinsichtlich 
betrieblicher Wegzugsszenarien wurde vom EuGH kürzlich festgestellt, dass eine 
derartige Verpflichtung für den Wegzugsstaat nicht besteht.1796 Fraglich erscheint 
nun, ob der o.a. „Gleichstellungszwang“ beim Wegzugsstaat so weit geht, dass er 
bei der Berechnung der tatsächlich einzuhebenden Steuer im 
Realisierungszeitpunkt zur Anwendung eines zwischenzeitig veränderten 
Steuersatzes oder von neuen Steuerfreibeträgen führt. Basierend auf der bisherigen 
Judikatur des EuGH ist diese Frage mE für private Wegzugsvorgänge zu bejahen 
und für betriebliche Wegzugsvorgänge zu verneinen. Im Bereich des privaten 
Wegzugs erschiene es unlogisch, eine dem Wegzug nachgelagerte Wertminderung 
bei Bemessung der abzuführenden Wegzugsteuer unter dem Gesichtspunkt der 
vollkommenen Gleichstellung von Weggezogenen mit Zurückgebliebenen zu 
berücksichtigen, eine Reduktion des inländischen Steuersatzes oder 
Steuerfreibeträge jedoch nicht.1797 Im Bereich des betrieblichen Wegzugs hingegen 
geht der EuGH scheinbar davon aus, dass im Zeitpunkt des Wegzugs die auf die 
stillen Reserven entfallende Steuerlast final festgesetzt wird.1798 Lediglich der für 
den Wegziehenden im Falle einer Sofortbesteuerung bestehende Liquiditätsnachteil 
soll über die Steuerstundung ausgeglichen werden.1799   
Die Position der österreichischen Finanzverwaltung zur o.a. Frage scheint 
ambivalent zu sein. So wurde bereits einmal die Frage der Berücksichtigung von 
nachträglich zum Wegzug geschaffenen inländischen Freibeträgen (§ 10 EStG) und 
reduzierter Steuersätzen im Rahmen der Berechnung der finalen Wegzugssteuer an 
das BMF herangetragen.1800 Im Rahmen derselben Anfrage wurde erhoben, ob aus 
Sicht der Finanzverwaltung ein Erfinder, welcher sich erst nachträglich zum 
Wegzug mit seinem Know-How für die Anwendung der Steuerbegünstigung des § 
38 EStG qualifiziert (Verwertung Know-How durch dritte Person, aufrechter 
Patentschutz im Verwertungszeitpunkt) diese Begünstigung bei der Berechnung der 
Wegzugssteuer berücksichtigen darf. Die Antwort des BMF überrascht insofern, als 
hinsichtlich der Anwendung des Freibetrages nach § 38 EStG unter 
„gemeinschaftsrechtskonformer Interpretation“ des § 6 Z 6 EStG eine 
„Rückprojizierung“ angenommen wird. Folglich darf der begünstigte Steuersatz 
trotz Nicht-Erfüllung der Anwendungsvoraussetzungen des Tatbestandes im 
Wegzugszeitpunkt bei der Bemessung der finalen Wegzugssteuer angesetzt werden 
insofern die Voraussetzungen im Realisierungszeitpunkt erfüllt werden. 
Hinsichtlich erst nachträglich zum Wegzug geschaffener Freibeträge und 
                                                 
1796 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 56, 64. 
1797 Siehe auch Aigner/Kofler, taxlex 2005, 8f; Kofler, in Keiler/Grumböck (Hrsg), EuGH-Judikatur aktuell, 2006, 710; Schindler, in 
Kalss/Hügel (Hrsg), SE-Kommentar, 2004, Teil III Rz 34. 
1798 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 60 und 61. 
1799 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 37. 
1800 Vgl. BMF-010203/0481-VI/6/2009 in Krickl/Breyer, SWI, 2010, 253f. 
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reduzierter Steuersätze wird jedoch eine Berücksichtigung derselben abgelehnt. 
Der erst nachträglich zum Wegzug geschaffene Freibetrag nach § 10 EStG und die 
geänderten (reduzierten) Steuertarifen durfte daher nicht angesetzt werden. Als 
Grund hierfür wird angegeben, dass eine solche Vorgehensweise dem 
Nichtfestsetzungskonzept des § 6 Z 6 EStG widersprechen würde. Dieser 
Interpretation wird seitens des Autors dieser Untersuchung nicht gefolgt. Es 
erscheint unsachlich, die nachträgliche Qualifikation für eine Steuerbegünstigung 
durch Rückprojizierung zuzulassen hingegen aber dem Wegzug nachgelagert 
geschaffene Freibeträge bzw. reduzierte Steuertarife bei der Steuerbemessung nicht 
zu berücksichtigen (ob ein Steuertatbestand im Wegzugszeitpunkt nicht erfüllt 
wurde weil die persönlichen/sachlichen Voraussetzungen der 
Befreiungsbestimmung nicht erfüllt waren oder weil die Befreiungsnorm noch 
nicht existierte macht keinen Unterschied). Andererseits geht diese 
Vorgehensweise im Bereich des betrieblichen Wegzugs mE sogar über das 
unionsrechtlich Geforderte hinaus und ist daher als binnenmarktfreundlicher Ansatz 
zu beführworten.1801 
? Wegzug in EWR-Staaten: Im Zusammenhang mit EWR-Staaten ist anzumerken, 
dass die vier EU-Grundfreiheiten grundsätzlich auch im Verhältnis zu diesen 
anwendbar sind. Weiters ist jedoch zu beachten, dass das abgeleitete Unionsrecht 
nicht in das EWR-Abkommen übernommen wurde und die Amtshilferichtlinie 
sowie die Betreibungsrichtlinie in diesen Staaten somit nicht gelten, d.h. den EU-
Mitgliedsstaaten stehen gegenüber EWR-Staaten weniger rechtliche Instrumente 
zur Durchsetzung eines etwaigen Steuerungsanspruches zur Verfügung als 
innerhalb der EU. Wurde mit dem jeweiligen EWR-Mitgliedsstaat somit auf 
bilateraler Ebene kein umfassender Informationsaustausch und keine Amtshilfe 
vereinbart, so ist nach Meinung der EU-Kommission1802 (da keine ausreichende 
Sicherheit zur Durchsetzung des jeweiligen Besteuerungsanspruches gegeben ist) 
eine wegzugsbedingte Besteuerung gerechtfertigt.1803 Dieser Meinung hat sich der 
VwGH1804 kürzlich im Zusammenhang mit einem betrieblichen Wegzug nach 
Liechtenstein angeschlossen. Fraglich erscheint dennoch, ob dieser Ansatz des 
VwGH auch tatsächlich dem unionsrechtlichen Verhätnismäßigkeitsgebot 
entspricht. Alternativ zu einer sofortigen Wegzugsbesteuerung könnte z.B. eine 
Nichtfestsetzung gewährt aber an die Stellung einer Sicherheit gebunden werden. 
Dies würde wohl ein gelinderes Mittel als die Sofortbesteuerung darstellen.1805   
? Wegzug in Drittstaaten: Im Zusammenhang mit Drittstaaten ist anzumerken, dass 
im Verhältnis zu diesen lediglich die EU-Grundfreiheiten des freien 
Kapitalverkehrs und des freien Zahlungsverkehrs iSd Artikel 56 EGV zur 
                                                 
1801 Für eine absolute Gleichstellung auch im betrieblichen Bereich siehe Krickl/Breyer, SWI, 2010, 254f (allerdings noch vor EuGH 
29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus). Im Bereich des privaten Wegzugs sollte mE eine absolute Gleichstellung mit im Inland 
verbliebenen Personen erfolgen. Nachträgliche Änderungen der Steuersätze bzw. neu geschaffene Freibeträge sollten daher bei der 
Bemessung der Wegzugsteuer berücksichtigt werden. 
1802 Vgl. Mitteilung der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament und den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss 
vom 19. Dezember 2006: „Wegzugsbesteuerung und die Notwendigkeit einer Koordinierung der Steuerpolitiken der Mitgliedstaaten“ 
(KOM [2006] 825 eng – nicht im Amtsblatt veröffentlicht., siehe Punkt 4.2. 
1803 Vgl. R. Krickl/A. Kauba, GS Köglberger, 2008, 561. 
1804 Siehe dazu VwGH 19.3.2008, 2005/15/0076, die Sofortbesteuerung der stillen Reserven gem. § 6 Z 6 EStG im Rahmen des 
Wegzugs von Österreich nach Liechtenstein stellt lt. VwGH - aufgrund fehlender Amtshilfe und damit fehlenden 
Informationsaustausches - keinen Verstoß gegen die Niederlassungsfreiheit des EWR-Abkommens dar. 
1805 Vgl. Schilcher, Grenzen der Mitwirkungspflichten im Lichte des Gemeinschaftsrechts, 2009, 206f.  
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Anwendung gelangen, nicht jedoch die Niederlassungsfreiheit. Insofern ein 
Wegzugsvorgang bzw. ein vergleichbarer Umgründungsvorgang mit einer 
Transaktion verbunden ist, welche unter die Bestimmungen des freien 
Kapitalverkehrs fällt, wäre die Einhaltung dieser Grundfreiheit jedenfalls zu prüfen. 
Mangelnde Verwaltungszusammenarbeit kann lt. EuGH1806 prinzipiell als 
Rechtfertigungsgrund für eine Sofortbesteuerung herangezogen werden.1807 
Zusammenfassend kann für unionsinterne Wegzugsvorgänge festgehalten werden, dass 
nicht die Besteuerung der stillen Reserven in den zu transferierenden Wirtschaftsgütern 
(zwecks Verhinderung einer ertragsteuerlichen Entstrickung) als per se unionsrechtswidrig 
eingestuft wird, sondern lediglich eine sofortige anlässlich der Wirtschaftsgutüberführung 
ohne tatsächliche Realisierung. Eine Stundung der wegzugsveranlassten Steuerbelastung 
bis zum Zeitpunkt der tatsächlichen Realisierung der stillen Reserven ist daher 
erforderlich.  
8.2.6 Unionsrechtliche Aufwertungsverpflichtung für den Zuzugsstaat 
8.2.6.1 Einleitung 
Mit der Frage nach einer wegzugsbedingt drohenden Doppelbesteuerung verbunden ist 
nicht bloß die in den Vorkapiteln bereits behandelte Frage nach einer zulässigen 
Wegzugsbesteuerung, sondern auch jene nach einer beim Zuzugsstaat vorliegenden 
verpflichtenden Aufwertung. Ist der Wegzugsstaat unionsrechtlich dazu ermächtigt stille 
Reserven im Wegzugszeitpunkt zu besteuern und der Zuzugsstaat gleichzeitig dazu 
verpflichtet, die überführten Wirtschaftsgüter auf deren Fremdvergleichswert aufzuwerten, 
so sollte aus dem Wegzugsvorgang heraus keine Doppelbesteuerung resultieren. Liegt auf 
Seiten des Zuzugsstaates jedoch keine Aufwertungsverpflichtung vor, so ist der 
Wegzugsvorgang systematisch durch Doppelbesteuerung bedroht.  
Im Schrifttum werden zu dieser Frage verschiedene Denkansätze vertreten: 1808 
1. Auf der Verhältnismäßigkeitsebene ist es ist die Aufgabe des Wegzugsstaates, über 
Abschluss entsprechender Doppelbesteuerungsabkommen sicherzustellen, dass eine 
solche Doppelbesteuerung im Ergebnis vermieden wird. 
2. Unter Diskriminierungsgesichtspunkten ist es die Pflicht des Zuzugsstaates, über 
Einsatz entsprechender Entlastungsmechanismen, die Doppelbesteuerung des 
Vorganges zu vermeiden. 
3. Die Doppelbesteuerung ist das Ergebnis unterschiedlicher, für sich alleine 
diskriminierungsfreier Steueregime und kann daher alleine auf unionsrechtlicher 
Basis nicht bekämpft werden (Disparitätsproblem).  
                                                 
1806 Vgl. SWI 9/2008, 431 zu EuGH 18.12.2007, Rs. Skatteverk (zur Beschränkung der Kapitalverkehrsfreiheit durch Schwedisches 
Steuerrecht im Zusammenhang mit Direktinvestitionen in Schweizer Gesellschaftsanteile). 
1807 Vgl. Krickl/Kauba, GS Köglberger, 2008, 561 – insofern der Wegzugsvorgang im Rahmen der Umgründung in erster Linie einen 
„Niederlassungsvorgang“ darstellt, würde die Kapitalverkehrsfreiheit mE jedoch hinter die Niederlassungsfreiheit zurücktreten und eine 
Prüfung der Einhaltung der Kapitalverkehrsfreiheit generell unterbleiben. Da die Niederlassungsfreiheit auf Drittstaatssachverhalte 
jedoch nicht anwendbar ist, könnte in derartigen Fällen mE nicht von der Beschränkung einer Grundfreiheit ausgegangen werden.  
1808 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, Wien 2007, 747 mwH; ebenso Zernova, Exit Taxes on Companies in the Context of the 
EU Internal Market, Intertax, 2011, 490ff. 
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Aus abkommensrechtlicher Perspektive wurde die Frage der Aufwertungsverpflichtung 
bereits unter Kapitel 7.1.5.2.4. untersucht und festgestellt, dass der Zuzugsstaat – die 
Existenz eines OECD-MA konformen Doppelbesteuerungsabkommens vorausgesetzt – 
aufgrund der Besteuerung nach dem „Betriebstättenprinzip“ zu einer Aufwertung auf den 
Fremdvergleichswert verpflichtet ist. In weiterer Folge soll untersucht werden, ob der 
Zuzugsstaat unter Diskriminierungs- bzw Beschränkungsgesichtspunkten eventuell auch 
aus unionsrechtlicher Sicht dazu verpflichtet ist, die erstmalig in seine Besteuerungssphäre 
eintretenden betrieblich genutzten Wirtschaftsgüter aufzuwerten (siehe 2. 
Aufzählungspunkt oben) oder ob eine wegzugsbedingt drohenden Doppelbesteuerung 
lediglich das Ergebnis diskriminierungsfreier, bloß nicht aufeinander abgestimmter 
Besteuerungsregime ist (siehe 3. Aufzählungspunkt oben) und der Zuzugsstaat 
unionsrechtlich daher zu keiner Aufwertung verpflichtet ist. Als Rechtsgrundlage für eine 
derartige Aufwertungsverpflichtung werden neben primärrechtlichen (v.a. 
Niederlassungsfreiheit) auch etwaige sekundärrechtliche (Fusionsbesteuerungsrichtlinie) 
Regelungen herangezogen.   
8.2.6.2 Primärrechtliche Aufwertungsverpflichtung  
Einleitend ist festzuhalten, dass zur Frage einer unionsrechtlichen 
Aufwertungsverpflichtung mE bis dato keine klare Judikatur des EuGH vorliegt. Im 
Rahmen der bisherigen Wegzugsjudikatur (z.B. Rs X und Y, Hughes de Lasteyrie du 
Saillant, N) wurde zwar umfangreich die Zulässigkeit der Besteuerung eines 
Wegzugsvorganges durch den Wegzugsstaat kommentiert, auf eine etwaige 
Aufwertungsverpflichtung seitens des Zuzugsstaates wurde jedoch nicht eingegangen.1809 
Im Rahmen der Rs NGI1810 wurde vom EuGH erstmalig folgendes festgehalten 
(Hervorhebungen durch den Autor): 
„(58) Da in einer Situation wie der im Ausgangsverfahren streitigen die Gewinne 
der Gesellschaft,  […] nach dieser Verlegung gemäß dem mit einem zeitlichen 
Element verbundenen Grundsatz der steuerlichen Territorialität nur im 
Aufnahmemitgliedstaat besteuert werden, hat […] auch dieser Mitgliedstaat in 
seinem Steuersystem Wertschwankungen der Vermögenswerte der betreffenden 
Gesellschaft zu berücksichtigen, die ab dem Zeitpunkt aufgetreten sind, zu dem der 
Herkunftsmitgliedstaat die steuerliche Anknüpfung zu dieser Gesellschaft verloren 
hat. 
Aus obiger Aussage könnte prinzipiell die Schlussfolgerung abgeleitet werden, dass der 
Zuzugsstaat dazu verpflichtet wäre, einem Wegzug nachgelagerte Wertänderungen 
steuerwirksam zu berücksichtigen (vgl. Rz. 58). Dies käme einem „Aufwertungsgebot“ 
(verpflichtender Step-Up) für den Zuzugsstaat gleich. Die folgenden Aussagen relativieren 
mE jedoch diesen Standpunkt (Hervorhebungen durch den Autor): 
 „(61) Wie sich im Übrigen aus Randnr. 58 des vorliegenden Urteils ergibt, wird das 
Steuersystem des Aufnahmemitgliedstaats grundsätzlich zum Zeitpunkt der 
Realisierung der Vermögenswerte des betreffenden Unternehmens die Wertzuwächse 
                                                 
1809 Siehe Kapitel 8.2.2.2. 
1810 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus. 
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und Wertminderungen berücksichtigen, die seit Verlegung des Sitzes dieses 
Unternehmens entstanden sind. Die eventuelle Nichtberücksichtigung der 
Wertminderung durch den Aufnahmemitgliedstaat verpflichtet den 
Herkunftsmitgliedstaat jedoch keineswegs, zum Zeitpunkt der Ralisierung der 
betreffenden Vermögenswerte eine Steuerschuld neu zu bewerten […]. 
(62) Insoweit ist zu beachten, dass der Vertrag einer unter Art. 54 AEUV fallenden 
Gesellschaft nicht garantiert, dass die Verlegung ihres tatsächlichen 
Verwaltungssitzes in einen anderen Mitgliedstaat steuerneutral ist. Aufgrund der 
unterschiedlichen Regelungen der Mitgliedstaaten in diesem Bereich kann eine 
solche Verlegung für eine Gesellschaft je nach dem Einzelfall steuerlich mehr oder 
weniger vorteilhaft oder nachteilig sein […]. Die Niederlassungsfreiheit kann 
nämlich nicht dahingehend verstanden werden, dass ein Mitgliedstaat verpflichtet 
ist, seine Steuervorschriften auf diejenigen eines anderen Mitgliedstaates 
abzustimmen, um in allen Situationen eine Besteuerung zu gewährleisten, die jede 
Ungleichheit, die sich aus den nationalen Steuerregelungen ergibt, beseitigt [..].“ 
Die obigen Ausführungen sind insofern von Bedeutung, als aus diesen implizit abgeleitet 
werden kann, dass für den Zuzugsstaat – entgegen dem Wortlaut von Rz 58 – scheinbar 
doch keine Verpflichtung zur Berücksichtigung nachträglicher Wertminderungen bzw. ein 
allgemeines „Aufwertungsgebot“ besteht, welches direkt aus der Niederlassungsfreiheit 
abgeleitet werden kann.1811 In diesem Punkt gleicht sich die Position des EuGH mit jener 
von GA Kokott welche ebenfalls von keiner diesbezüglichen Verpflichtung für den 
Zuzugsstaat ausgeht (obwohl das Territorialitätsprinzip aus ihrer Sicht „dafür [für eine 
Aufwandsberücksichtigung] sprechen würde“).1812 Diese Sichtweise deckt sich auch mit 
dem aktuellen Ansatz des EuGH, aus dem existierenden Rechtsrahmen der Europäischen 
Union kein allgemeines Verbot der (zeitversetzten) juristischen Doppelbesteuerung 
abzuleiten.1813  
Seitens der Kommission scheint kein Zweifel daran zu bestehen, dass sowohl 
wegzugsbedingt drohende Doppel- als auch Nichtbesteuerung durch beide in den 
Wegzugsvorgang involvierte Mitgliedstaaten verhindert werden sollen. So führt sie im 
Zusammenhang mit wegzugsbedingter Doppelbesteuerung wie folgt aus:1814 
„Nach Auffassung der Kommission müssen zwei Mitgliedstaaten, die ihre 
Besteuerungsrechte auf dasselbe Einkommen wahrnehmen wollen, dafür 
sorgen, dass diese nicht zu einer Doppelbesteuerung führt.“  
Zur Lösung des Problems der drohenden Doppelbesteuerung werden jedoch 
unterschiedliche Ansätze vertreten (z.B. keine Wegzugsbesteuerung im Wegzugsstaat mit 
Buchwertfortführung im Zuzugsstaat oder Wegzugsbesteuerung mit Aufwertung), d.h. die 
                                                 
1811 AA Thömmes, IWB 23/2011, 899f. welcher auf Basis der Rs NGI eine allgemeine Aufwertungsverpflichtung beim Zuzugsstaat 
erkennt; ebenso Brinkmann/Reiter, DB 1/2012, 19. 
1812 Vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, Rz 76-78. 
1813 Siehe Kapitel 3.4. 
1814 Mitteilung der Kommission „Wegzugsbesteuerung und die Notwendigkeit einer Koordinierung der Steuerpolitiken der 
Mitgliedstaaten“ vom 19.12.2006, KOM 2006, 825 endg., 5.  
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EU-Kommission erkennt aktuell keine generelle unionsrechtliche Verpflichtung zur 
Aufwertung für den Zuzugsstaat.1815 
Die o.a. Sichtweise (keine unionsrechtliche Aufwertungsverpflichtung) spiegelt sich auch 
in den Entschließungen des Rates der EU vom 2. Dezember 2008 wieder.1816 Über diese 
Entschließungen werden – basierend auf der Rechtsauffassung der EU-Kommission zum 
betrieblichen Wegzug – für diesen Richtlinien („guiding principles“) ausformuliert. Im 
Rahmen dieser Richtlinien wird zum Thema Aufwertungsverpflichtung folgendes 
ausgeführt:  
„C. Behält sich der Wegzugsstaat bei einer Verlegung wirtschaftlicher Tätigkeiten 
das Recht vor, den nicht realisierten Wertzuwachs der Wirtschaftsgüter des 
Steuerpflichtigen, berechnet als Differenz zwischen dem Marktwert dieser Güter 
zum Zeitpunkt der Verlegung und ihrem Buchwert zu besteuern, so erkennt der 
Aufnahmestaat diesen Marktwert bei der Berechnung des späteren Wertzuwachses 
im Falle der Veräußerung an. 
 D. Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Aufnahmestaat und dem 
Wegzugsstaat über den Marktwert der Wirtschaftsgüter zum Zeitpunkt der 
Verlegung legen die beiden Staaten den Streit nach einem geeigneten Verfahren 
bei.“  
Die Richtlinien sehen daher für den Fall einer Wegzugsbesteuerung seitens des 
Wegzugsstaates eine Aufwertungsverpflichtung für den Zuzugsstaat vor. Allfällige 
Bewertungskonflikte sollen im Verständigungswege gelöst werden. Da die Richtlinien 
jedoch als „Ersuchen“1817 seitens des Rates der EU an die Mitgliedstaaten ausformuliert 
sind, kommt ihnen lediglich der Charakter einer politischen Verpflichtung zu.1818 
Weder der EuGH, noch die EU-Kommission oder der Rat der EU erkennen folglich eine 
allgemeine unionsrechtliche Verpflichtung, im Falle einer betrieblichen 
Wegzugsbesteuerung für den Zuzugsstaat eine Aufwertung auf den Fremdvergleichswert 
vorzunehmen.  
In diesem Zusammenhang ist jedoch zu beachten, dass drohende Mehrfach- bzw. 
Doppelbesteuerung aus einer fehlenden Aufwertung beim Zuzugsstaat nur insofern 
unionsrechtlich unbedenklich erscheint, als der Zuzugsstaat den Zuziehenden nicht 
gegenüber jenen Unternehmern diskriminiert, welche ihre betrieblichen Tätigkeiten seit 
dem Zeitpunkt der Unternehmensgründung lokal betreiben (und nicht erst aus dem 
Ausland zuziehen). Lediglich nicht diskriminierende „Quasi-Beschränkungen“ werden 
vom EuGH als zulässig erachtet.1819 Eine fehlende Aufwertung durch den Zuzugsstaat 
                                                 
1815 Vgl. Mitteilung der Kommission „Wegzugsbesteuerung und die Notwendigkeit einer Koordinierung der Steuerpolitiken der 
Mitgliedstaaten“ vom 19.12.2006, KOM 2006, 825 endg., 8f unter Pkt 3.2.  
1816 Vgl. Entschließungen des Rates der EU vom 2. Dezember 2008 zur Koordinierung im Bereich der Wegzugsbesteuerung, ABl C-
323/01, 18.12.2008. 
1817 Der Rat der EU „ersucht“ die Mitgliedstaaten in der Präambel zur Entschließung die darin beschriebenen Leitprinzipien 
anzunehmen. 
1818 Vgl. Gurtner/Hofbauer-Steffel/Kofler, Entschließung zur Wegzugsbesteuerung, taxlex-EC 2009/10. 
1819 Siehe Kapitel 3.3.1. 
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muss daher aus Diskriminierungsgesichtspunkten geprüft werden, wobei jeder Zuzugsstaat 
diesbezüglich gesondert untersucht werden muss.  
Im Rahmen der Diskriminierungsprüfung von Besteuerungsmaßnahmen des 
Wegzugsstaates hinsichtlich einer etwaigen Verletzung der Niederlassungsfreiheit wurde 
die steuerliche Behandlung von Wegziehenden mit jener von lokal ansässig bleibenden 
Steuerpflichtigen für den Zeitraum bis zur Realisierung der stillen Reserven verglichen.1820 
Als Vergleichspaar wurde somit der Wegziehende und der lokal ansässige Steuerpflichtige 
herangezogen. Im Gegensatz dazu müsste im Rahmen der Prüfung einer Zuzugsregelung, 
hinsichtlich ihrer etwaigen diskriminierenden Wirkung, der zuziehende Steuerpflichtige 
mit einem lokal ansässigen Unternehmer verglichen werden. Dies bedeutet, entscheidet 
sich ein ausländischer Unternehmer im Zuzugsstaat eine Betriebstätte bzw. 
Zweigniederlassung zu errichten und dadurch eine lokal ab diesem Zeitpunkt (erstmalig) 
steuerpflichtige betriebliche Tätigkeit auszuüben, so darf dieser nicht schlechter behandelt 
werden als ein von jeher im Zuzugsstaat ansässiger Steuerpflichtiger, welcher sich im 
selben Zeitpunkt zur Aufnahme einer lokal steuerpflichtigen betrieblichen Tätigkeit 
entscheidet. Werden beim im Zuzugsstaat ansässigen Steuerpflichtigen nur jene Gewinne 
besteuert, welche seit Beginn der Ausübung der lokalen betrieblichen Tätigkeit entstanden 
sind, so darf auch der Zuziehende nicht höher besteuert werden. Nimmt der Zuzugsstaat im 
Zuzugszeitpunkt (=Niederlassungszeitpunkt) jedoch keine Aufwertung auf den 
Fremdvergleichswert vor und besteuert im Falle einer späteren Realisation die Differenz 
zwischen den historischen Anschaffungskosten und dem Verkaufspreis, so hat dies 
mittelbar zur Folge, dass er auch Gewinne besteuert, welche aus Tätigkeiten resultieren, 
die keinen sachlichen Anknüpfungspunkt zur lokalen Steuerpflicht aufweisen. Während 
daher der immer schon im Zuzugsstaat ansässige Steuerpflichtige lediglich für jene 
Perioden einer Besteuerung unterworfen wird, in welchen aufgrund der lokalen 
Betriebsführung ein sachlicher Anknüpfungspunkt hierfür bestand, werden Zuziehende 
auch für Zeiträume der Besteuerung unterworfen, in welchen für das fragliche Steuergut 
kein steuerlicher Anknüpfungspunkt in Form einer lokalen Betriebsführung bestand. Diese 
Ungleichbehandlung in Form einer Höherbesteuerung (infolge einer breiteren 
Bemessungsgrundlage) bevorzugt indirekt lokal ansässige Investoren und macht 
Niederlassungsvorgänge für ausländische Investoren aus Staaten, welche 
Wegzugsvorgänge besteuern, weniger attraktiv. Ausländische zuziehende Investoren 
werden daher gegenüber lokalen Investoren diskriminiert. Eine Rechtfertigung dieser 
Besteuerungssystematik  durch zwingende Gründe des Allgemeininteresses erscheint mE 
unmöglich. Als diskriminierende und nicht rechtfertigbare Beschränkung der 
Niederlassungsfreiheit iSd Art 49 AEUV verstößt eine unterlassene Aufwertung gegen 
Unionsrecht und ist daher unzulässig.1821  
Ob die Vermeidung einer drohenden Mehrfachbesteuerung auf Ebene des Zuzugsstaates 
auch über Gewährung einer bloßen Anrechnung der Wegzugssteuer zulässig ist hängt, mE 
vom Besteuerungsniveau im Wegzugs- und im Zuzugsstaat ab.1822 Wird bei einem Zuzug 
                                                 
1820 Tatsächlich stellt die Prüfung aus Sicht des Wegzugsstaates keine Diskriminierungs- sondern eine Beschränkungsprüfung dar, vgl. 
kritisch Hügel, in FS Wiesner, 2004, 193f. 
1821 In diesem Sinne auch Kofler, ÖStZ 2004, 199; Schindler, IStR 2004, 306f.; Pistone, The Impact of Community Law on Tax Treaties, 
2002, 196; Malmer, CDFI LXXXVIIb, 2002, 90; Krickl/Kauba, GS Köglberger, 2008, 564.  
1822 AA wohl Zernova, Intertax, 2011, 493 welche iRv Wegzugsvorgängen aus unterschiedlichen Steuersätzen oder 
Bewertungsmethoden resultierende Doppel(nicht)besteuerung als unvermeidbare Disparität iSv Kerckhaert und Morres bewertet. 
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aus einem EU-Niedrig- in ein EU-Hochsteuerland die endgültige Steuerbelastung des 
Zuziehenden mit jener des lokal Ansässigen auf das überführte Steuersubstrat verglichen, 
so wäre mit einer bloßen Anrechnung der Wegzugssteuer im Zuzugsstaat eine höhere 
Gesamtsteuerbelastung und daher eine diskriminierende Schlechterstellung für den 
Zuziehenden verbunden. Erfolgt jedoch ein Zuzug aus einem EU-Hochsteuer- in ein EU-
Niedrigsteuerland (z.B. von Österreich mit 25 Prozent KöSt in die Slowakei mit 19 Prozent 
KöSt) führt eine Anrechnung der Wegzugssteuer im Zuzugsstaat zu keiner 
diskriminierenden Schlechterstellung und sollte aus unionsrechtlicher Perspektive daher 
zulässig sein.1823   
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass eine Aufwertungsverpflichtung des 
Zuzugsstaates auf den Fremdvergleichswert in all jenen Fällen aus der 
Niederlassungsfreiheit des Art 49 AEUV abgeleitet werden kann, in denen der 
Zuzugsstaat einen im Inland ansässigen Steuerpflichtigen mit seiner betrieblichen 
Einheit erst ab Aufnahme der lokalen betrieblichen Aktivität besteuert. Da diese 
Voraussetzung in der Regel als erfüllt anzusehen ist, kann mE wohl in den meisten 
Fällen von einem unionsrechtlichen Aufwertungsgebot für den Zuzugsstaat 
ausgegangen werden. Erfolgt die Überführung in einen Staat mit einem niedrigeren 
Besteuerungsniveau als im Wegzugsstaat, kann eine drohende Diskriminierung 
seitens des Zuzugsstaates auch durch eine mögliche Anrechnung der Wegzugssteuer 
vermieden werden. Im umgekehrten Fall (Wegzug vom Niedrig- ins Hochsteuerland) 
ist dies nicht möglich. 
8.2.6.3 Sekundärrechtliche Aufwertungsverpflichtung 
Neben der Herleitung einer Aufwertungsverpflichtung für den Zuzugsstaat aus den 
primärrechtlichen EU-Grundfreiheiten ist zu untersuchen, ob eine solche nicht eventuell 
auch aus sekundärrechtlichen Bestimmungen ableitbar ist. Ein derartiger Gedanke kann 
aufgrund fehlender Rechtsgrundlagen nicht für den herkömmlichen Wegzug sondern 
lediglich für grenzüberschreitende Umgründungen im Sinne der EU-Fusionsrichtlinie 
(FRL) aufgegriffen werden.1824 Hier stellt sich die Frage, ob die FRL Vorgaben 
hinsichtlich der ertragsteuerlichen Behandlung (iSe Aufwertung) von umgründungsbedingt 
zu übertragenden Wirtschaftsgütern bzw. Teilbetrieben auf Ebene der übernehmenden 
Gesellschaft definiert.    
In diesem Zusammenhang ist festzustellen, dass der Zuzugsstaat (Übernahmestaat) – bei 
Abstellen auf den bloßen Wortlaut der FRL – durch die Bewertungsvorschriften dieser 
nicht erfasst wird. Die Bewertung des übernommenen betrieblichen Vermögens fällt daher 
grundsätzlich in seine Regelungsfreiheit. Unter dem Gesichtspunkt des 
Territorialitätsprinzipes wird jedoch im Schrifttum1825 eine Verpflichtung des 
                                                 
1823 Die Anrechnung bejahend Kofler, ÖStZ 2004, 199; kritisch zur Anrechnungsmethode im Rahmen von Wegzugsszenarien 
Kemmeren, in Lang/Pistone/Schuch/Staringer/Storck (Hrsg), ECJ Recent Developments in Direct Taxation 2010, 170 unter Hinweis auf 
die Vorschläge der EU Kommission zur Vermeidung von Doppelbesteuerung im Rahmen betrieblicher Wegzüge (Kommunikation vom 
19. Dezember 2006, COM (2006) 825 final).  
1824 Richtlinie des Rates vom 23. Juli 1990 über das gemeinsame Steuersystem für Fusionen, Spaltungen, die Einbringung von 
Unternehmensteilen und den Austausch von Anteilen, die Gesellschaften verschiedener Mitgliedsstaaten betreffen; 90/434/EWG, ABl L 
225/1 vom 20.8.1990 und die Änderungsrichtlinien 2005/19/EG vom 17.2.2005, ABl L 58/19 vom 4.3.2005 sowie 2006/98/EG vom 
20.11.2006, ABl L 363/129 vom 20.12.2006 (Anpassung der RL iRd EU-Beitritts von Rumänien und Bulgarien). 
1825 Vgl. Hirschler, in FS Wiesner, 151, 154 zitiert nach Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 46. 
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Übernahmestaates erkannt, das übertragene Vermögen (Betrieb/Teilbetrieb) – insofern 
dieses erstmalig in seine Besteuerungssphäre eintritt – zu seinem Fremdvergleichswert zu 
erfassen. Darüber hinaus käme es im Falle einer Erfassung zu Buchwerten durch den 
Übernahmestaat ohne gleichzeitigen Import der ausländischen Verlustvorträge zu einer 
indirekten Eliminierung der Verlustvorträge im Betriebsstättenstaat durch den 
Übernahmestaat (Szenario Anrechnungsmethode).1826 Eine Aufwertungsverpflichtung für 
den Übernahmenstaat kann daher im Falle von Umgründungen iSd FRL aus deren 
Systematik abgeleitet werden. Details dazu siehe unter Kapitel 8.4.4.2.2. 
8.3 Beurteilung von § 6 Z 6 EStG aus unionsrechtlicher Sicht 
8.3.1 Allgemeines 
Wie bereits unter Kapitel 4.2.1. im Detail ausgeführt, wurde das österreichische 
Besteuerungsregime des § 6 Z 6 EStG weitestgehend der Judikatur des EuGH zur 
Wegzugsbesteuerung „nachentwickelt“. Aus diesem Grund kann § 6 Z 6 EStG hinsichtlich 
EU-interner Überführungen in seinen Grundzügen jedenfalls als unionsrechtskonform 
eingestuft werden. Wichtig in diesem Zusammenhang sind v.a. die folgenden 
Eckpunkte:1827 
? Die in den grenzüberschreitend überführten betrieblichen Wirtschaftsgütern 
enthaltenen stillen Reserven werden gem. § 6 Z 6 lit a EStG anlässlich des 
Wegzugs versteuert („Wegzugssteuer“). 
? Die Wegzugssteuer wird jedoch – insoweit derselbe innerstaatliche Vorgang 
steuerneutral erfolgen würde – zinsenlos und ohne notwendige Einräumung einer 
zusätzlichen Sicherheit1828 bis zur tatsächlichen Realisierung bzw. dem sonstigen 
Ausscheiden aus dem Betriebsvermögen gem. § 6 Z 6 lit b EStG gestundet 
(„Nichtfestsetzungskonzept“). 
? Dem Wegzug nachgelagerte Wertminderungen werden im Inland insoweit 
steuermindernd berücksichtigt, als sie nicht bereits im Zuzugsstaat steuermindernd 
in Abzug gebracht wurden. 1829  
? Im Falle eines Zuzugs werden die in die österreichische Besteuerungssphäre 
(erstmalig) eintretenden Wirtschaftsgüter gem. § 6 Z 6 lit c EStG zu ihrem 
Fremdvergleichswert erfasst. Um eine Besteuerung von im Ausland aufgebauten 
stillen Reserven zu vermeiden, findet daher eine Aufwertung statt. 
Wird § 6 Z 6 EStG jedoch im Detail untersucht, so können einige Aspekte der Regelung 
identifiziert werden, welche aus unionsrechtlicher Sicht als rechtswidrig oder zumindest 
fragwürdig eingestuft werden müssen. Unter diese Kategorie fallen z.B. die folgenden 
Detailaspekte:   
                                                 
1826 Vgl. Tumpel, Harmonisierung 1994, 181. 
1827 Siehe Kapitel 4.2. 
1828 Das Erfordernis der Einräumung einer Sicherheit und die Verrechnung von Stundungszinsen wäre nach dem Urteil des EuGH in der 
Rs NGI eventuell zulässig, siehe Kapitel 8.2.2.2.5.5. Kritisch dazu Körner, IStR 1/2012, 4; Beutel/Rehberg, IStR 3/2012, 96. 
1829 Die Möglichkeit der Berücksichtigung von dem Wegzug nachgelagerten Wertminderungen geht nach dem Urteil des EuGH in der 
Rs NGI über unionsrechtliche Mindesterfordernisse hinaus, siehe Kapitel 8.2.2.2.5.5. Ebenso Haunold/Tumpel/Widhalm, SWI 2/2012, 
94f; Petritz, RdW 2012/65, 63. 
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? Umfang Nichtfestsetzung (Überführung in MUschaften): Die Überführung von 
Wirtschaftsgütern einer inländischen Kapitalgesellschaft in eine ausländische 
Mitunternehmerschaft derselben ist nach Auffassung der österreichischen 
Finanzverwaltung unter Beantragung des Nichtfestsetzungskonzeptes nicht 
möglich. Diese enge Interpretation des Nichtfestsetzungskonzeptes ist – da ein 
vergleichbarer Inlandstransfer steuerneutral erfolgen würde – unionsrechts-
widrig.1830    
? Antrag nur im Jahr des Wegzugs: Der Antrag auf Nichtfestsetzung iSd § 6 Z 6 lit b 
EStG kann lediglich gemeinsam mit der Steuererklärung für das Jahr des Wegzugs 
gestellt werden. Eine nachträgliche Beantragung (iRe Betriebsprüfung) ist demnach 
unmöglich. Durch diese überschießende administrative Anforderung wird dem 
Steuerpflichtigen die Ausübung seiner unionsrechtlich zugesicherten Rechte 
unverhältnismäßig erschwert. So würden z.B. auch klar nicht mißbräuchliche 
Wegzugsvorgänge (Qualifikation einer Umstrukturierung iRe Betriebsprüfung als 
Verlegung eines Teilbetriebs), welche als solche im Vorfeld nicht erkannt wurden, 
im Jahr des Wegzugs ohne Möglichkeit zur Stundung voll versteuert werden. 
Dieser Umstand ist mE als unionsrechtswidrig zu beurteilen. 1831   
? Erfordernis Bewertung: Die erforderliche Abgabe einer Steuererklärung im 
Rahmen der Beantragung der Nichtfestsetzung iSd § 6 Z 6 lit b EStG stellt keine 
unverhältnismäßige Anforderung an den Steuerpflichtigen dar. Unionsrechtlich 
fragwürdig erscheint jedoch die Notwendigkeit bereits iRd Steuererklärung, die in 
den überführten Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen Reserven zu quantifizieren. 
Aus unionsrechtlicher Sicht wären eine bloße Mitteilung des Wegzugs und eine 
Verpflichtung zur Evidenzhaltung der für die Bewertung erforderlichen Unterlagen 
wohl als gelinderes Mittel und daher als unionsrechtskonformer Ansatz zu werten. 
Aus abkommensrechtlicher Sicht jedoch scheint die Vornahme einer Bewertung 
unumgänglich zu sein (zwecks Aufwertung seitens des Zuzugsstaates).1832    
? Sonderregelung für selbst erstellte unkörperliche WG des AV: Die Sonderregelung 
des § 6 Z 6 lit b EStG hinsichtlich der Nachversteuerung von Herstellungs-
aufwendungen für selbst erstellte unkörperliche Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens stellt aufgrund ihrer Besteuerungssystematik (v.a. wegen der 
fehlenden zeitlichen Abstimmung der Nachversteuerung mit der Steuerwirkung der 
korrespondierenden Abschreibung im Zuzugsstaat) eine klar unionsrechtwidrige 
Regelung dar.1833 
Weitere Überlegungen hinsichtlich des § 6 Z 6 EStG haben gezeigt, dass diverse Bereiche 
der Regelung – obwohl in der Vergangenheit teilweise starker Kritik ausgesetzt – als 
unionsrechtskonform qualifiziert werden können und daher beibehalten werden sollten. 
Dazu gehören folgende Punkte: 
? Keine Steuerstundung für sonstige Leistungen und unterschiedliche Wertansätze für 
grenzüberschreitende Leistungen im Vergleich zu Inlandsleistungen: Die im 
                                                 
1830 Siehe Kapitel 4.2.9.5. 
1831 Siehe Kapitel 4.2.11.2. 
1832 Siehe Kapitel 8.2.5. 
1833 Siehe Kapitel 4.2.10. 
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Bereich der sonstigen Leistungen in der Vergangenheit kritisierte nicht mögliche 
Beantragung einer Nichtfestsetzung ist unter Bezugnahme auf die jüngste EuGH-
Judikatur (Rs SGI) als unionsrechtskonform einzustufen. Darüber hinaus scheinen 
auch  Bewertungsansätze für grenzüberschreitende Leistungsvorgänge, welche von 
jenen für vergleichbare innerstaatliche Realisierungstatbestände abweichen (z.B. im 
Bereich der Nutzungseinlage), in Anbetracht obiger Rechtsprechung 
unionsrechtskonform zu sein. 1834     
? Wegzug mit Anlagevermögen: Im Bereich des Wegzugs mit abnutzbaren 
Vermögenswerten des Anlagevermögens, welche durch ihre Nutzung und nicht 
durch ihre Veräußerung zur betrieblichen Wertschöpfung beitragen, ist zu 
überlegen, § 6 Z 6 EStG insoweit anzupassen, als die Rückgängigmachung der 
Nichtfestsetzung vom Ablauf der gewöhnlichen betrieblichen Nutzungsdauer oder 
vom Ausmaß der steuerwirksamen Abschreibung im Zuzugsstaat abhängig 
gemacht wird. Eine Schlechterstellung des wegziehenden Steuerpflichtigen im 
Vergleich zu einem im Inland verbleibenden Unternehmer (z.B. durch generelle 
Versagung der Nichtfestsetzung) ist jedoch unzulässig. 1835     
? Qualifikation selbst erstellter unkörperlicher WG als sonstige Leistung: Im 
Rahmen der Interpretation des innerstaatlichen Rechts zur Frage, unter welchen 
Umständen ein Vermögenswert für Zwecke des § 6 Z 6 EStG als „Wirtschaftsgut“ 
oder „sonstige Leistung“ qualifiziert wird, muss auch die damit verbundene 
unionsrechtliche Wirkungsweise berücksichtigt werden. Eine zu enge Auslegung 
des Wirtschaftsgutbegriffes, welche zu einer pauschalen Nichtanwendung von § 6 
Z 6 lit b EStG auf selbst erstellte Vermögenswerte (z.B. originärer Firmenwert oder 
Kundenstamm) führt, ist aus unionsrechtlicher Sicht abzulehnen.1836   
Zwei unionsrechtlich besonders kritische Detailaspekte des § 6 Z 6 EStG sollen in weiterer 
Folge näher untersucht und kommentiert werden. Dabei handelt es sich um die o.a. 
Sonderregelung des § 6 Z 6 lit b EStG zur Nachversteuerung von selbst erstellten 
unkörperlichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens und um die Frage der 
erforderlichen Anpassung des § 6 Z 6 EStG im Bereich der Überführung von abnutzbaren 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens.  
8.3.2 Besondere Kritikpunkte 
8.3.2.1 Der Wegzug mit abnutzbaren Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens 
Das Wegzugsbesteuerungsregime des § 6 Z 6 EStG unterscheidet hinsichtlich des 
Nichtfestsetzungskonzeptes (lit b) prinzipiell nicht zwischen unterschiedlichen Arten von 
Wirtschaftsgütern. Folglich wird für Zwecke der Nichtfestsetzungssystematik jedes 
unionsintern überführte Wirtschaftsgut gleich behandelt. In diesem Bereich könnte ein 
Optimierungsbedarf hinsichtlich des § 6 Z 6 EStG erkannt werden, auf welchen in weiterer 
Folge im Detail eingegangen werden soll. 
                                                 
1834 Siehe Kapitel 8.2.2.2.4. 
1835 Siehe Kapitel 8.2.2.2.5. 
1836 Siehe Kapitel 4.2.3.3. 
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Im Rahmen der Überführung von Wirtschaftsgütern, Betrieben oder Teilbetrieben sind die 
Zuzugsstaaten gem. Art 7 Abs 1 iVm Abs 2 OECD-MA nach der hier vertretenen Ansicht 
regelmäßig abkommensrechtlich dazu verpflichtet, die übernommenen Wirtschaftsgüter 
steuerlich zu ihrem Fremdvergleichswert zu erfassen. Handelt es sich dabei jedoch um 
abnutzbare Wirtschaftsgüter (egal ob Anlage- oder Umlaufvermögen) und unterliegen 
diese im Zuzugsstaat daher einer Abschreibung, so wirkt sich die wegzugsbedingte 
Aufwertung im Zuzugsstaat durch eine erhöhte Abschreibungsbasis steuermindernd aus 
während der Wegzugsstaat, in bestimmten Fällen (EU/EWR-Wegzug), die Wegzugssteuer 
bis zu einem Realisierungsakt stundet oder den Wegzug generell erst bei Vornahme eines 
Außenumsatzes durch den übernehmenden Unternehmensteil besteuert. Das 
Gesamtunternehmen lukriert aus diesem Umstand daher einen positiven Zinseffekt, den ein 
Unternehmen ohne Wegzugsvorgang nicht lukrieren würde.1837  
Kommt es, wie bei Anlagevermögen oftmals der Fall, zu keinem externen Realisierungsakt 
im Zuzugsstaat (da das Wirtschaftsgut zufällig untergeht, abgeschrieben und verschrottet 
wird, etc.) und sieht der Wegzugsstaat in seiner Wegzugsregelung keine entsprechende 
„Auffangklausel“ vor, so wird – neben der Erzielung eines bloßen Steuerstundungseffektes 
– im Schrifttum1838 teilweise die Meinung vertreten, damit könne ein permanenter 
Steuerspareffekt erzielt werden. Dies deshalb, weil es auf Ebene des Wegzugsstaates nie zu 
einem die (Wegzugs-)Besteuerung auslösenden Vorgang und deshalb faktisch zu einem 
permanenten Steuerspareffekt bzw. zu einer „Mehrfachabschreibung“ kommt.  
Aufgrund einer mangelnden Abstimmung des innerstaatlichen Rechtes mit dem 
Abkommensrecht kommt es daher, wenn im Wegzugsstaat die Einhebung der Steuer auf 
die im Wegzugszeitpunkt bestehenden stillen Reserven nicht auch an die 
korrespondierende Abschreibung im Zuzugsstaat oder den Abgang des Wirtschaftsgutes 
(egal ob über Veräußerung, Tausch oder Untergang) aus dem Betriebsvermögen des 
übernehmenden Unternehmensteiles anknüpft, zu einer Bevorzugung von 
grenzüberschreitend Weggezogenen gegenüber lokal ansässigen Unternehmen (in Form 
eines positiven Zinseffektes bzw. eventuell sogar eines permanenten Steuervorteils). Ob 
diese Systematik auch beim Wegzug aus Österreich berücksichtigt werden muss, ist unter 
Bezugnahme auf § 6 Z 6 EStG zu prüfen.  
§ 6 Z 6 EStG sieht – wie unter Kapitel 4.2. im Detail beschrieben – eine Sofortbesteuerung 
bei betrieblichen Wegzugsvorgängen vor. Lediglich für bestimmte, unter § 6 Z 6 lit b EStG 
taxativ aufgezählte unionsinterne (innerhalb der EU/EWR1839) Überführungen ist ein 
Aufschub der wegzugsbedingt ausgelösten Besteuerung von stillen Reserven auf Antrag 
möglich. Die Einhebung der wegzugsbedingt gestundeten Steuerlast wird jedoch durch 
folgende, dem Wegzug nachgelagerte Vorgänge ausgelöst:1840 
                                                 
1837 Vgl. Plansky, Gewinnzurechnung, 2010, 148, 190f; siehe Anmerkungen zu sog. „Betriebstättenkarusellen“ von Petritz in Fraberger 
u.a.(Hrsg), Handbuch Konzernsteuerrecht, 2009, 604. 
1838 Vgl. Plansky, Gewinnzurechnung, 2010 unter Hinweis auf Kroppen, IStR 2005, 75; Hohenwarter-Mayr, RdW 2010/546, 542f; 
Beiser, Das arm’s length-Prinzip beim Güter- und Leistungsaustausch zwischen Stammhaus und Betriebstätten im Gemeinschaftsrecht, 
DB, 50/2008, 2724ff.  
1839 EWR-Staaten sind nur insoweit von der Steuerstundungsmöglichkeit erfasst, als mit diesen eine umfassende Amts- und 
Vollsteckungshilfe besteht (aktuell nur zwischen Österreich und Norwegen der Fall). 
1840 Vgl. Rz 2517a/b EStR 2000; Zöchling, in Hofstätter/Reichel, EStG, Lfg 41, März 2008, § 6 Rz 35; Laudacher, in Baldauf u.a. 
(Hrsg), Jakom – EstG², § 6 Rz 154.  
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- Tatsächliche Veräußerung der verbrachten Wirtschaftsgüter, 
- Sonstiges Ausscheiden der Wirtschaftsgüter aus dem Betriebsvermögen, 
- Überführungen oder Verlegungen in einen Staat der nicht der Europäischen Union 
angehört oder in einen EWR-Staat ohne  umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe.  
Auch dem Wegzug nachgelagerte umgründungsbedingte Überführungen führen zur 
Fälligstellung des in Österreich gestundeten Betrages, insofern diese aus Sicht des 
Zuzugsstaates steuerpflichtige Realisierungsakte darstellen. Übertragungen von 
Wirtschaftsgütern im Zuge von steuerneutralen Umgründungen stellen hingegen keine 
Ersatztatbestände für Veräußerungen bzw. das Ausscheiden aus dem Betriebsvermögen 
dar.1841  
Unter Berücksichtigung des Wortlautes von § 6 Z 6 EStG ist weiters festzuhalten, dass mit 
dem Untergang (z.B. der Verschrottung) des Wirtschaftgutes beim übernehmenden 
Unternehmensteil – was mE wohl als „sonstiges Ausscheiden aus dem Betriebsvermögen“ 
des Unternehmens qualifiziert werden kann1842 – die Einhebung der ausgesetzten Steuer 
ausgelöst wird und aus österreichischer Sicht diesbezüglich daher keine 
„Besteuerungslücke“ in o.a. Sinne besteht. Als „Besteuerungslücke“ in diesem 
Zusammenhang kann eventuell der Umstand gewertet werden, dass mittels bewusst 
gesteuertem Verbleib des faktisch voll abgeschriebenen Wirtschaftsgutes im 
Anlagevermögen – obwohl dieses tatsächlich nicht mehr unternehmerisch genutzt wird – 
die Nachversteuerung nach dem derzeitigen Gesetzeswortlaut von § 6 Z 6 lit b EStG über 
einen längeren Zeitraum hinaus wohl vermieden werden kann.1843 Hier könnte überlegt 
werden, eine automatische Nachversteuerung nach Ablauf der im Wegzugszeitpunkt 
bestehenden Restnutzungsdauer der zu überführenden Wirtschaftsgüter vorzusehen (d.h. 
einen Abgang aus dem Betriebsvermögen nach Ablauf der Restnutzungsdauer des 
Wirtschaftsgutes fiktiv anzunehmen insofern nicht nachgewiesen werden kann, dass das 
Wirtschaftsgut tatsächlich noch aktiv betrieblich genutzt wird).  
Neben der o.a. Problematik ist zu beachten, dass die im Zuzugsstaat im Falle von 
abnutzbaren Wirtschaftsgütern zusätzlich (durch die zwingende Aufwertung) geschaffene 
Abschreibung („Mehrabschreibung“) durch § 6 Z 6 EStG nicht konterkariert wird, d.h. der 
eingangs beschriebene wegzugsbedingt geschaffene Zinsvorteil wird auch durch das 
österreichische Wegzugsbesteuerungsregime nicht ausgeglichen.   
Aus rein abkommensrechtlicher Sicht bestehen – da das Abkommensrecht per se keine 
Stundung der Wegzugssteuer vom Wegzugsstaat fordert1844 – nach der hier vertretenen 
Auffassung gegen obige, vereinfachte Ansätze hinsichtlich der Einhebung der 
wegzugsbedingt ausgelösten Steuer keine Bedenken (egal ob sofort beim Wegzug voll 
besteuert wird, typisierend eine Nutzungsdauer angenommen und „endfällig“ besteuert 
wird oder ob die Wegzugssteuer bereits über die Abschreibungsdauer verteilt eingehoben 
                                                 
1841 Vgl. Rz 44c UmgrStR 2002, Wundsam/Zöchling/Huber/Khun, UmgrStG4, § 1 Rz 41. 
1842 Ebenso wohl Lechner, in Lang/Jirousek (Hrsg), FS Loukota, 2005, 305f.; aA Hohenwarter-Mayr, RdW 2010/546, 542 welche die 
Verschrottung eines Wirtschaftsgutes scheinbar nicht als „Ausscheiden aus dem Betriebsvermögen“ wertet und diesbezüglich eine 
Besteuerungslücke annimmt.  
1843 Das Wirtschaftsgut könnte zB mit einem „Erinnerungscent“ im Anlagevermögen verbleiben und nicht aus diesem ausgeschieden 
werden (bis zu dessen natürlichem Untergang nach Ablauf der absoluten Verjährung in Österreich). 
1844 Vorausgesetzt das jeweils anwendbare Doppelbesteuerungsabkommen regelt die Besteuerung nicht abweichend vom OECD-MA. 
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wird). Das Thema der eventuellen Ausweitung der gesetzlichen Tatbestände, bei deren 
Erfüllung die wegzugsbedingt gestundete Steuer eingehoben wird, ist jedoch v.a. unter 
einem unionsrechtlichen Aspekt zu betrachten. Die Steuerstundung iRd § 6 Z 6 lit b EStG 
ist das Ergebnis unionsrechtlicher Rechtsprechung (siehe v.a. Rs Hugh des Lasteyrie du 
Saillant und Rs N1845) und die Auflockerung dieser für betriebliche Wirtschaftsgüter darf 
jedenfalls zu keiner Schlechterstellung von unionsinternen, grenzüberschreitenden 
Wirtschaftsgutüberführungen im Vergleich zu rein innerstaatlichen Betriebsverlagerungen 
und Wirtschaftsgutüberführungen führen. Wird gegen dieses grundlegende Prinzip 
verstoßen, so werden grenzüberschreitende betriebliche Wegzugsvorgänge gegenüber 
inländischen, unternehmensinternen Überführungen diskriminiert.1846 Derartige 
Diskriminierungen sind nur unter sehr besonderen Umständen unionsrechtlich zulässig.   
Diskriminierende Maßnahmen wie die Besteuerung von Wegzugsvorgängen können nach 
der „rule of reason“1847 – unter Bezugnahme auf die Zielsetzung der diskriminierenden 
Regelung – nur dann gerechtfertigt werden, wenn sie:  
? durch zwingende Gründe des Allgemeininteresses erforderlich, sowie  
? dazu geeignet sind, die Verwirklichung des ihrerseits verfolgten Zieles zu 
gewährleisten und weiters 
? nicht über das hinausgehen, was zur Erreichung dieses Zieles erforderlich ist.    
Wie bereits vom EuGH1848 in mehreren Wegzugsfällen bestätigt, stellt die Aufteilung von 
Besteuerungsrechten zwischen Mitgliedstaaten ein legitimes, im Allgemeininteresse der 
Union liegendes Ziel dar wobei die Mitgliedstaaten befugt sind, die Kriterien für die 
Aufteilung ihrer Steuerhoheit vertraglich oder einseitig festzulegen und sich dabei am 
OECD-Musterabkommen zu orientieren. Jeder Mitgliedstaat hat daher – aus Gründen des 
Allgemeininteresses bzw. um eine ausgewogene Verteilung der Besteuerungsbefugnisse 
unter den Mitgliedstaaten sicher zu stellen1849 – prinzipiell das Recht, die auf seinem 
Gebiet gelegenen bzw. generierten stillen Reserven zu erfassen und zu besteuern (sog. 
                                                 
1845 Vgl. Kapitel 8.2.2.2.; die Rs Hugh des Lasteyrie du Saillant und die Rs N sind zwar zu Überführungen von Wirtschaftsgüter 
(Beteiligungen) des Privatvermögens ergangen, allerdings entspricht es der herrschenden Meinung im Schrifttum sowie der Auffassung 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaft (Mitteilung der Kommission vom 19.12.2006) dass diese Judikatur auch für die 
Verbringung von Wirtschaftsgütern des Betriebsvermögens von Relevanz ist. Zur Besteuerung von Wegzugsvorgängen von 
Wirtschaftsgütern des Betriebsvermögens hat sich der EuGH bis dato noch nicht explizit geäußert. Pro Übertragbarkeit: Köhler, In 
Spindler/Tipke/Rödder (Hrsg), Steuerzentrierte Rechtsberatung – FS Schaumburg, 2009, 826; Eickmann/Stein, DStZ 2007, 723 mwH; 
Kahle/Franke, IStR 12/2009, 411 mwH unter FN 73; Körner, IStR 2004, 424; Körner, IStR 2006, 469f.; Körner, Neue Erkenntnisse zu 
Ent- und Verstrickung, IStR 6/2010, 210; Rödder/Schumacher, DStR 2006, 1485; Schön, Arbeitsbuch zur 57. Steuerrechtlichen 
Jahresarbeitstagung – Unternehmen 2006, 2006, 49ff.; Thömmes/Schulz/Eismayr/Müller, IWB 2006, 509; Schönherr/Lemaitre, GmbHR 
2006, 563; Schnitger, BB 2004, 804; Aigner/Kofler, taxlex 2005, 7; Haunold/Tumpel/Widhalm, SWI 2004, 211; Schnitger, DB 2004; 
Schön/Schindler, IStR 2004, 571, Wassermeyer, GmbHR 2004, 613; S.Douma, National Grid Indus. Request for preliminary ruling on 
exit tax on companies, Highlights & Insights on European Taxation 2010/12.; Kok, EC Tax Review 2011, 69. 
Kritisch hingegen van Arendonk, Exit Taxes: Separation of Powers?, EC Tax Review, 2010, 60f.; Mitschke, Entstrickung und 
Verstrickung – BFH I R 77/06 und § 4 Abs 1 Satz 3 EStG, IStR 6/2010, 212 sowie Mitschke, Aufruf für eine europäische 
Finanzgerichtsbarkeit, IStR 13/2010, 468  welcher die Übertragbarkeit der Rs Hugh des Lasteyrie du Saillant und der Rs N auf 
betriebliche Wegzugsvorgänge - mit nach der hier vertretenen Meinung unzureichenden Argumenten – verneint. 
Zweifelnd: Englisch, Besteuerung der Gewinne bei der Muttergesellschaft unter Ausschluss gebietsfremder Tochtergesellschaften (zu 
EuGH 25.2.2010, C-337/08, X Holding BV), IStR 6/2010, 217; für eine differenzierende Übertragung der Erkenntnisse aus der Rs Hugh 
des Lasteyrie du Saillant und der Rs N auf WG des BV siehe Hohenwarter-Mayr, RdW 2010/546, 543. 
1846 Auch inländische unternehmensinterne Überführungen können zur Aufdeckung von stillen Reserven führen, insofern sie steuerlich 
als Entnahme/Einlage iSd § 6 EStG gewertet werden. Im Verhältnis zu diesen Überführungen würde eine Wegzugsbesteuerung keine 
diskriminierende Maßnahme darstellen und wäre daher unbedenklich.  
1847 Vgl. Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, 2007, 107 mwH va auf EuGH 30.11.1995, C-55/94, Slg 1995, I-4165, Gebhart – Rz 37. 
1848 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 42 unter Verweis auf die Rs Marks & Spencer. 
1849 Vg. EuGH 13.12.2005, C-446/03, Marks & Spencer, Slg 2005, I-10837, Rz44 sowie EuGH 18.7.2007, C-231/05, Oy AA, Slg 2007, 
I-6373, Rz54, sowie EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz49. 
  426
„Territorialitätsprinzip“).1850 Um das Ziel der ausgewogene Verteilung der 
Besteuerungsbefugnisse zu erreichen, sind die Mitgliedstaaten berechtigt, hierfür geeignete 
Maßnahmen zu treffen wobei die wegzugsbedingte Besteuerung der stillen Reserven in 
den steuerlich zu entstrickenden Wirtschaftgütern unter Gewährung einer Steuerstundung 
(bis zur tatsächlichen Realisation) grundsätzlich eine geeignete Maßnahme darstellt.1851 
Umgelegt auf den Wegzug mit betrieblichen, abnutzbaren Wirtschaftsgütern ist daher 
festzuhalten, dass eine Besteuerung der im Wegzugszeitpunkt existierenden stillen 
Reserven seitens des Wegzugsstaates an sich als unionsrechtskonform eingestuft werden 
kann. Die sofortige Einhebung der Wegzugsteuer geht jedoch über das hinaus, was 
zur Erreichung dieses Zieles erforderlich ist und entspricht daher nicht dem 
Verhältnismäßigkeitsprinzip.  
Der obige Standpunkt basiert auf den folgenden Überlegungen: 
Im Rahmen der bisher vom EuGH behandelten Wegzugsfälle wurden überwiegend private 
Wegzugsszenarien untersucht. Diese fallen abkommensrechtlich – je nach 
Interpretationsmethodik – entweder unter Art 13 Abs 5 OECD-MA oder unter Art 21 
OECD-MA.1852 Die hA1853 vertritt zudem die Meinung, wonach dem Wegzugsstaat – auf 
Basis der abkommensrechtlich relevanten Bestimmungen – nach dem Wegzug kein 
Besteuerungsrecht hinsichtlich jener stillen Reserven mehr zusteht, die im Zeitpunkt des 
Wegzuges in den transferierten Wirtschaftsgütern enthalten sind. Im Rahmen eines 
privaten Wegzuges kommt es daher aufgrund abkommensrechtlicher Bestimmungen – 
insofern der Wegzugsstaat keine Entstrickungsbesteuerung in seinem lokalen Recht 
vorsieht – zu einem tatsächlichen Verlust des in den transferierten Wirtschaftsgütern 
enthaltenen Besteuerungssubstrates (der stillen Reserven) an den Zuzugsstaat. Es erscheint 
daher sachgerecht anzunehmen, dass eine wegzugsbedingte Festsetzung der Ertragsteuer – 
welche auf die zu transferierenden stillen Reserven entfällt – unbedingt notwendig ist, um 
die Erreichung des Zieles der Besteuerung nach dem Territorialitätsprinzip sicher zu 
stellen. Käme es im Falle eines privaten Wegzugsvorganges zu keiner 
Wegzugsbesteuerung, so wäre der Wegzugsstaat nachträglich zum Wegzug idR 
abkommensrechtlich daran gehindert, dass in seiner Besteuerungssphäre aufgebaute 
Steuersubstrat zu besteuern.  
In diesem Punkt besteht jedoch ein maßgeblicher Unterschied zwischen einem Wegzug mit 
Wirtschaftsgütern des Privatvermögens und jenen des Betriebsvermögens. Werden 
Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens ins Ausland überführt, so kommt es dadurch – 
nach der hier vertretenen Ansicht – zu keiner abkommensrechtlichen Entstrickung der in 
den Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen Reserven. Wie im Rahmen vorheriger Kapitel 
bereits festgestellt, hindert weder Art 7 Abs 1 iVm Abs 2 OECD-MA noch Art 13 Abs 2 
OECD-MA den Wegzugsstaat daran, die ursprünglich in seiner Besteuerungssphäre 
aufgebauten stillen Reserven auch noch nachträglich zum Wegzug zu besteuern.1854 Da die 
                                                 
1850 Zum Territorrialitätsprinzip siehe Kapitel 8.2.3. 
1851 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 47. 
1852 Siehe Kapitel 7.1.4.1. 
1853 Siehe Kapitel 7.1.5.1. 
1854 Siehe Kapitel 7.1.5.2.3.; eine andere Sichtweise scheint GA Kokott zu vertreten, wobei sie sich hierbei an der Rs des 
niederländischen Hoge Raad orientiert, vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, NGI BV, Rz 48. Der EuGH 
basiert sein Urteil in der Rs NGI in weiterer Folge auf dieser Rechtsposition, siehe dazu Kapitel 8.2.2.2.5.5. 
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für betriebliche Gewinne relevanten Verteilungsnormen auf die Geschäftstätigkeit einer 
betrieblichen Einheit Bezug nehmen und daher die durch z.B. eine österreichische 
Betriebsstätte erwirtschafteten Gewinne bzw. aufgebauten stillen Reserven trotz 
Überführung der betrieblichen Wirtschaftsgüter, Teilbetriebe oder Betriebe ins Ausland 
abkommensrechtlich weiterhin in Österreich steuerverfangen bleiben, ist eine 
wegzugsbedingte Festsetzung der auf die stillen Reserven entfallenden Steuer aus 
abkommensrechtlicher Sicht nicht unbedingt erforderlich, um das österreichische 
Besteuerungsrecht daran zu sichern.  
Überführt nun ein Unternehmen betriebliche Substanz ins Ausland und wechselt seinen 
Status dadurch zum lediglich beschränkt Steuerpflichtigen iSd § 1 Abs 3 EStG bzw. § 1 
Abs 3 KStG, so kann hinsichtlich dieses Vorganges die Meinung vertreten werden, dass – 
unabhängig von etwaigen abkommensrechtlichen Beschränkungen – damit trotzdem ein 
„de-facto“ Verlust des Besteuerungsrechtes Österreichs nach innerstaatlichem Recht 
erfolgt und eine dem Wegzug nachgelagerte Besteuerung der betrieblichen stillen Reserven 
in den transferierten Wirtschaftsgütern daher unmöglich ist.1855 In obigem Zusammenhang 
muss daher untersucht werden, ob eine Besteuerung von betrieblichen stillen Reserven, 
welche ursprünglich durch österreichische betriebliche Einheiten aufgebaut wurden, 
nachträglich zu einer Überführung der betrieblichen Einheit auf Basis innerstaatlicher 
Rechtsnormen tatsächlich nicht (mehr) möglich ist.  
Der Besteuerungsumfang hinsichtlich betrieblicher Einkünfte von lediglich beschränkt 
Steuerpflichtigen wird gem § 1 Abs 3 EStG (natürliche Personen) und § 1 Abs 3 iVm § 21 
Abs 1 Z 1 KStG (juristische Personen) von § 98 Abs 1 Z 3 EStG definiert. § 98 Abs 1 Z 3 
EStG sieht für beschränkt steuerpflichtige natürliche und juristische Personen die 
Besteuerung von Einkünften aus Gewerbebetrieb vor, insoweit diese einer inländischen 
Betriebsstätte zurechenbar sind [„…Einkünfte aus Gewerbebetrieb (§ 23), für den im 
Inland eine Betriebsstätte unterhalten wird,…“]. Es sind folglich nicht alle betrieblichen 
Einkünfte des beschränkt Steuerpflichtigen in Österreich steuerpflichtig sondern nur jene, 
die einer österreichischen Betriebsstätte „zuordenbar“ sind.1856 Auch nachträgliche 
positive oder negative Einkünfte iSd § 32 EStG (z.B. nach Aufgabe der inländischen 
Betriebsstätte) werden von Österreich als ehemaliger Betriebsstättenstaat besteuert, 
insofern die Einkünfte der Tätigkeit der Betriebsstätte (kausal) zuordenbar sind1857, wobei 
die Zurechnung der Einkünfte an eine in- oder ausländische Betriebsstätte unter dem 
Gesichtspunkt der „wirtschaftlichen Veranlassung“ zu erfolgen hat.1858 Kommt es daher 
zu einer Überführung von betrieblich genutzten Wirtschaftsgütern vom In- ins Ausland, so 
sollten auch dem Wegzug nachgelagerte Gewinne vor diesem Hintergrund innerstaatlich 
unter Bezugnahme auf § 98 Abs 1 Z 3 EStG besteuert werden können. Unabhängig davon, 
ob nach Durchführung eines betrieblichen Wegzuges betriebliche Einheiten im Inland 
zurück bleiben oder nicht1859, sollte die nachträgliche Ausübung des Besteuerungsrechtes 
                                                 
1855 Zur deutschen Rechtslage siehe Köhler, In Spindler/Tipke/Rödder (Hrsg), Steuerzentrierte Rechtsberatung – FS Schaumburg, 2009, 
831. 
1856 Vgl. Marschner, in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EstG², § 98 Rz 38 unter Hinweis auf Rosenberger, SWK 2007, S 995.  
1857 Vgl. Ludwig in Doralt, EStG9, Lfg 1.1.2005, § 98 Rz 30; ebenso Rz 7923 EStR 2000 unter Hinweis auf VwGH 6.3.1984, 
83/14/0107; EAS 3220, 2789, 1800, 1068 und Rz 244 VPR 2010 worin auf die kausale Verknüpfung nachträglicher Einkünfte mit der 
inländischen bzw ausländischen Betriebstättenaktivität und die mögliche Besteuerung auf Basis von § 98 EStG verwiesen wird.  
1858 Vgl. Ludwig in Doralt, EStG9, Lfg 1.1.2005, § 98 Rz 43 unter Hinweis auf Lang in Gassner/Lang, Steuerbilanzreform und 
Verfassungsrecht, 247; Lechner, Die Gewinnaufteilung, 52 FN 7; Kumpf in Herrmann/Heuer/Raupach, § 49 Rz 241ff. uam. 
1859 Vgl. EAS 1800 und 2789. 
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hinsichtlich der wegzugsbedingt überführten Wirtschaftsgüter auf Basis von § 98 Abs 1 Z 
3 EStG möglich sein.1860 Dies jedoch nur insofern die stillen Reserven kausal auf 
Geschäftstätigkeiten zurückführbar sind, welche über eine österreichischen Betriebsstätte 
ausgeübt wurden. Diese Interpretation des § 98 Abs 1 Z 3 EStG entspricht auch dem 
Verständnis des Betriebsstättenprinzips iSd Art 7 Abs 1 OECD-MA und gewährleistet 
daher eine konfliktfreie, internationale Abgrenzung von betrieblichen Einkünften.  
Folglich ist die Festsetzung der in den überführten, betrieblichen Wirtschaftsgütern 
enthaltenen stillen Reserven bereits im Zeitpunkt des Wegzuges – im Unterschied zur 
Überführung von Wirtschaftsgütern (Beteiligungen) des Privatvermögens – mE 
weder abkommensrechtlich noch innerstaatlich erforderlich um die Besteuerung nach 
dem Territorialitätsprinzip sicher zu stellen.1861 Aus diesem Grund geht eine 
Sofortbesteuerung im Wegzugszeitpunkt im betrieblichen Bereich per se über das hinaus, 
was erforderlich ist um eine Besteuerung nach dem Territorialitätsprinzip sicher zu stellen. 
Insofern dennoch eine pauschale Sofortbesteuerung im Wegzugsmoment vorgenommen 
wird, ist diese Vorgehensweise unverhältnismäßig und daher unionsrechtswidrig.  
Da bereits im Rahmen des privaten1862 als auch betrieblichen1863 Wegzuges vom EuGH 
klar festgehalten wurde, dass die Sofortbesteuerung ohne Stundung eine 
unverhältnismäßige Maßnahme zur Sicherung der Besteuerungsrechte des Wegzugsstaates 
darstellt, resultieren aus den obigen Ausführungen keine Folgen von praktischer Relevanz. 
Die Sofortbesteuerung eines Wegzugszuges mit betrieblichen Wirtschaftsgütern ohne 
Stundung wird daher jedenfalls als unionsrechtswidrig eingestuft, da sie nicht 
unbedingt erforderlich ist, um die Besteuerung nach dem Territorialitätsprinzip 
sicher zu stellen. Ob sie als unverhältnismäßig eingestuft wird, weil ein Zugriff des 
Wegzugsstaates auf in seiner Besteuerungssphäre aufgebaute stille Reserven auch noch 
nach dem Wegzug innerstaatlich und abkommensrechtlich möglich und eine 
Sofortbesteuerung zur Sicherung des Besteuerungssubstrates daher per se nicht 
erforderlich ist1864 oder weil – die Erforderlichkeit doch vorausgesetzt – eine 
Steuerstundung bloß das gelindere Mittel zur Sicherung der Besteuerungsrechte darstellt, 
ist mE praktisch ohne Bedeutung.  
Im obigen Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass es einer bereits gefestigten 
Judikaturlinie des EuGH1865 entspricht, dass etwaige verwaltungstechnische oder 
                                                 
1860 Zur ähnlichen dt Rechtslage (§ 49 Abs 1 Nr 2 lit a dt EStG) siehe BFH 28.10.2009, I R 99/08, IStR 2010, 103 im Rahmen dessen ein 
Steuerpflichtiger seine unbeschränkte Steuerpflicht im Inland aufgab (siehe va Rz 22ff.); ebenso Schönfeld, Entstrickung über die 
Grenze aus Sicht des § 4 Abs 1 Satz 3 EStG anhand von Fallbeispielen, IStR 4/2010, 137; kritisch jedoch Wassermeyer, Das 
Besteuerungsrecht für nachträgliche Einkünfte im internationalen Steuerrecht, IStR 2010, 465 [„..die Zugehörigkeit der stillen Reserven 
zu den inländischen Einkünften […] ist bei einer nur ehemaligen inländischen Betriebstätte zumindest fragwürdig“]; Wassermeyer, 
Nachträgliche „ausländische Einkünfte“, IStR 2011, 363.  
1861 AA scheinbar GA Kokott in ihrem SA zur Rs NGI BV im Rahmen dessen diese die abkommensrechtliche Interpretation des 
niederländischen Hoge Raad „kritiklos“ übernimmt und daher von einem Wegfall des Besteuerungsrechtes des Wegzugsstaates ausgeht 
und folglich die Erforderlichkeit einer Wegzugssteuer annimmt; vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, NGI 
BV, Rz 48. Der EuGH geht in seinem späteren Urteil auf diesen Aspekt nicht gesondert ein und übernimmt die Annahme Kokotts. 
1862 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 47. 
1863 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 52, 85. 
1864 Vgl. die Ausführungen des BFH zum Wegzug mit einem Vermögensgegenstand ins Ausland ohne DBA und der damit verbundenen 
Nichtrelevanz des Argumentes der Sicherstellung einer Besteuerung nach dem gemeinschaftsrechtlichen Territorialitätsprinzip, BFH 
17.7.2008, I R 77/06, Rz 39. 
1865 Siehe z.B. EuGH 14.2.1995, Rs C-279/93, Schumacker, Slg 1995, I-0225, Rz 45; EuGH 26.1.1999, Rs C-18/95, Terhoeve, Slg 1999, 
I-0345, Rz 43; EuGH 4.3.2004, Rs C-334/02, Kommission/Frankreich, Slg 2004, I-2229, Rz 29; EuGH 15.7.2004, C-315/02, Lenz, 
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administrative Schwierigkeiten jedenfalls keine unionsrechtlich akzeptierte Rechtfertigung 
von Diskriminierungen darstellen. Daher kann auch bei der Umsetzung des Konzeptes der 
Steuerstundung eine sofortige Pauschalbesteuerung von stillen Reserven im Rahmen von 
betrieblichen Wegzugsvorgängen mE hierüber nicht gerechtfertigt werden. Teile des 
Schrifttums scheinen allerdings aus der Rs Truck Center1866 die Möglichkeit abzuleiten, 
diskriminierende Besteuerungsmaßnahmen über das Argument der schwierigen 
Administrierbarkeit zu rechtfertigen oder diesen Aspekt zumindest in die 
Verhältnismäßigkeitsprüfung mit einzubeziehen (Gedanke der „Verwaltungsökonomie“). 
Auf Basis dieser Argumentation wird z.B. für den Bereich des Umlaufvermögens teilweise 
die pauschale Annahme eines Realisierungszeitpunktes (ohne Berücksichtigung des 
tatsächlichen Zeitpunktes) seitens des Wegzugsstaates vertreten.1867 Ob aus der Rs Truck 
Center1868 tatsächlich die Möglichkeit abgeleitet werden kann, das Argument der 
schwierigen Administrierbarkeit bzw. der Verwaltungsökonomie in die 
Verhältnismäßigkeitsprüfung einer beschränkenden Maßnahme im Rahmen eines 
Wegzugsvorganges einfließen zu lassen, ist mE zweifelhaft.1869 Die Rs Truck Center1870 
behandelte die Frage, ob die Besteuerung von inländischen Zinserträgen beschränkt 
Steuerpflichtiger über die Einbehaltung von Quellensteuern im Vergleich zur Besteuerung 
von Zinserträgen unbeschränkt Steuerpflichtiger im Veranlagungswege eine 
unionsrechtswidrige Schlechterstellung von beschränkt Steuerpflichtigen darstellt. Der 
EuGH stellte im Rahmen seiner sehr kurzen und lt. Schrifttum oberflächlichen Beurteilung 
fest, dass die Situationen eines Steuerin- und eines Steuerausländers im gegebenen Fall 
nicht vergleichbar sind und eine Diskriminierung daher nicht vorliegt. Auf die Ebene der 
Rechtfertigungs- und Verhältnismäßigkeitsprüfung ist der EuGH erst gar nicht 
eingestiegen. Der EuGH schien im o.a. Fall vielmehr – abweichend von seiner bisherigen 
Rechtsprechung – die Vergleichbarkeit von beschränkt und unbeschränkt Steuerpflichtigen 
generell anzuzweifeln, was vom Schrifttum1871 äußerst kritisch kommentiert wurde. Die 
unterschiedlichen Steuermodalitäten (Abzug Quellensteuer vs. Veranlagung) wurden – im 
Rahmen der Vergleichbarkeitsprüfung – zwar (u.a.) auch über die unterschiedliche 
Stellung des Besteuerungsstaates (Sitzstaat vs. Quellenstaat) gerechtfertigt1872, allerdings 
kann daraus mE nicht pauschal das Argument abgeleitet werden, der Wegzugsstaat müsse 
im Falle eines betrieblichen Wegzuges an sein Steuerstundungskonzept weniger strenge 
Maßstäbe anlegen, als im Rahmen des Rs Hugh des Lasteyrie du Saillant und der Rs N für 
den privaten Wegzug vorgegeben wurde.1873 Im Rahmen seines Urteils zur Rs NGI 
wurde die o.a. Rechtsposition seitens des EuGH kürzlich bestätigt und klargestellt, 
                                                                                                                                                    
DStRE 2005, 273, Rz 48; EuGH 7.9.2004, Rs C-319/02, Petri Manninen, Slg 2004, I-7477, Rz 54 uvam. Siehe dazu Schilcher, in Lang 
(Hrsg), Grenzen der Mitwirkungspflichten im Lichte des Gemeinschaftsrechtes, 2009, 133ff. 
1866 EuGH 22.12.2008, Rs 282/07, Truck Center, Slg 2008, I-10767.  
1867 Vgl. Hohenwarter-Mayr, RdW 2010, 538 (538, 546) welche iZm der Überführung von Umlaufvermögen und unter Hinweis auf 
EuGH 22.12.2008, Rs 282/07, Truck Center, Slg 2008, I-10767, Rz 41 und 46ff bei bloß „geringfügigen Benachteiligungen“ die 
Administrierbarkeit einer Maßnahme zur Gleichstellung bzw die Verwaltungsökonomie im Rahmen der Verhältismäßigkeit in den 
Vordergrund stellt.  
1868 EuGH 22.12.2008, Rs 282/07, Truck Center, Slg 2008, I-10767.  
1869 Kritisch auch GA Kokott, vgl. Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, NGI BV, Rz 73-74. 
1870 EuGH 22.12.2008, Rs 282/07, Truck Center, Slg 2008, I-10767.  
1871 Vgl. Lang, Einkommensteuerrecht und Gemeinschaftsrecht, SWK 2009, S 461 (S 462f) unter Hinweis auf Lang, EC Tax Review 
2009, Englisch, Comment on ECJ 22.12.2008 (Truck Center), Highlights und Insights in European Taxation 2009/2, 43; Schilcher, in 
Lang (Hrsg), Grenzen der Mitwirkungspflichten im Lichte des Gemeinschaftsrechtes, 2009, 165. 
1872 EuGH 22.12.2008, Rs 282/07, Truck Center, Slg 2008, I-10767, Rz42. 
1873 Darüber hinaus betraf die Rs Truck Center einen Sachverhalt welcher noch nicht unter die EU-Beitreibungsrichtlinie sondern 
lediglich unter eine abkommensrechtliche Amtshilfeklausel zwischen Belgien und Luxemburg subsumiert werden konnte. Es ist fraglich 
ob der EuGH bei Anwendundung der faktisch einen stärken Rechtsschutz bietenden EU-Beitreibungsrichtlinie in gleicher Weise 
entschieden hätte; vgl. Daurer/Simader, Justifying Restrictions on the Free Movement of Capital under the Rule of Reason in Third-
country Relationships, in Heidenbauer/Stürzlinger (Hrsg), The EU’s External Dimensions in Direct Tax Matters, 2010, 205f.   
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dass – auch im betrieblichen Wegzugsszenario – verwaltungstechnische oder 
administrative Schwierigkeiten eine Sofortbesteuerung jedenfalls nicht 
rechtfertigen.1874  
Unabhängig davon, dass eine pauschale Sofortbesteuerung von Wegzugsvorgängen mit 
betrieblichen Wirtschaftsgütern aus obigen Gründen als unionsrechtwidrig abzulehnen ist, 
muss dennoch auf die zu Beginn dieses Kapitels aufgeworfene Frage zurückgekommen 
und untersucht werden, wie Österreich als Wegzugsstaat die im überführten 
Anlagevermögen verstrickten stillen Reserven nachträglich zum Wegzug besteuern kann, 
obwohl diese in der Regel keinem Realisierungsakt unterliegen und im Wegzugstaat zu 
einer erhöhten Abschreibung führen ohne dabei jedoch gegen das unionsrechtlich 
postulierte Verhältnismäßigkeitsprinzip („Prinzip des gelindesten Mittels“) zu verstoßen.    
In diesem Zusammenhang ist u.a. die Frage zu untersuchen, ob die Vermeidung von 
Steuervorteilen durch den Wegzugsstaat, welche erst aus der grenzüberschreitenden 
Überführung selbst resultieren, als grundfreiheitswidrige Diskriminierung gewertet werden 
kann oder nicht bzw. ob der positive Effekt aus der erhöhten, ausländischen Abschreibung 
im Rahmen der inländischen Diskriminierungsprüfung entlastend berücksichtigt werden 
darf. Bei Bejahung dieser Frage könnte die Einhebung der österreichischen Wegzugssteuer 
beispielsweise an die korrespondierende Mehrabschreibung bzw. tatsächliche Minderung 
der ausländischen Steuerbemessungsgrundlage im Zuzugsstaat geknüpft werden. Dies 
würde keine Schlechterstellung eines grenzüberschreitenden Wegzugs im Vergleich zu 
einer reinen Inlandsverbringung darstellen. Neben der Anknüpfung an die tatsächlichen, 
ausländischen Mehrabschreibungen wird auch die Annahme typisierender 
Betrachtungsweisen hinsichtlich der ausländischen Abschreibungsdauer (z.B. 5 Jahre bei 
körperlichen, 10 Jahre bei unkörperlichen Wirtschaftsgütern) im Schrifttum1875 als 
gangbarer Ansatz vertreten. Gleiches wird hinsichtlich der Nichtfestsetzung bzw. der 
Besteuerung von stillen Reserven in zu überführendem Umlaufvermögen vertreten.1876  
Bei der unionsrechtlichen Analyse von Wegzugsvorgängen wurde vom EuGH bisher die 
grundsätzliche Position vertreten, dass die wegzugsbedingte Besteuerung von stillen 
Reserven im Vergleich zu steuerneutralen Inlandsüberführungen eine diskriminierende 
Maßnahme darstellt. Über das Argument der angestrebten Besteuerung nach dem 
Territorialitätsprinzip konnte die Wegzugsbesteuerung jedoch gerechtfertigt werden, 
allerdings nur unter der Voraussetzung einer Stundung bis zum Zeitpunkt der tatsächlichen 
Realisierung. Über diese Vorgehensweise kann für den Wegziehenden ein Zustand erreicht 
werden, im Rahmen dessen die in den überführten Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen 
Reserven – so wie im reinen Inlandsfall – faktisch erst im Realisierungszeitpunkt besteuert 
werden. Der grenzüberschreitende Wegzugsfall wird somit hinsichtlich einer 
Steuerwirkung dem Inlandsfall gleichgeschaltet bzw. dem Wegziehenden erwächst daraus 
kein signifikanter Nachteil.1877 Im Rahmen der bisherigen EuGH-Judikatur ging es folglich 
                                                 
1874 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus, Rz 75-78. 
1875 Kemmeren, European Commission requests Belgium, Denmark an the Netherlands to change restrictive exit tax provisions for 
companies and closes a similar case against Sweden, H&I, 66 (69); Englisch, IStR 2010, 133 (137). Kritisch gegenüber typisierenden 
Annahmen jedoch Dürr/Schmidt, Besteuerung von grenzüberschreitenden Unternehmensumstrukturierungen und Europäische 
Grundfreiheiten, 2008, 377; Köhler, In Spindler/Tipke/Rödder (Hrsg), Steuerzentrierte Rechtsberatung – FS Schaumburg, 2009, 827 
mwH. 
1876 Vgl. Hohenwarter-Mayr, RdW 2010/546, 543 mwH. 
1877 Bis auf zB administrative Mehrkosten iRd Erklärung des Wegzugsvorganges (Bewertung). 
  431
ausschließlich darum, den Steuerpflichtigen vor wegzugsbedingt drohenden Nachteilen zu 
schützen. Aus unionsrechtlicher Sicht sollte daher die Vermeidung eines bloßen 
Steuervorteils (Mehrfachabschreibung durch Wegzug), welcher im reinen Inlandsfall nicht 
bestünde, dem Grunde nach wohl keine Bedenken auslösen. Selbige Sichtweise kann mE 
dem Urteil des EuGH in der Rs „N“ entnommen werden, nach welchem dem Wegzug 
nachgelagerte Wertverluste vom Wegzugsstaat nur insofern steuermindernd berücksichtigt 
werden müssen als dies nicht bereits im Zuzugsstaat passiert ist.1878   
Allerdings sollte eine über mehrere Besteuerungszeiträume verteilte Einhebung der 
wegzugsbedingt gestundeten Steuerlast lediglich insoweit zur Anwendung gelangen als 
dadurch ein tatsächlich vorliegender wegzugsbedingter Steuervorteil ausgeglichen werden 
soll.1879 Wird gegen diesen Grundsatz verstoßen und dem Unternehmen durch die Art der 
Aufhebung der Steuerstundung eine höhere vermögenswerte Belastung aufgebürdet als 
ohne dem Wegzugsvorgang, so würde dies mE eine im Lichte der Rs Hugh des Lasteyrie 
du Saillant, der Rs N und der Rs NGI nicht rechtfertigbare, diskriminierende 
Vorgehensweise von Seiten des Wegzugsstaates darstellen.1880 
Kommt es daher im Rahmen eines betrieblichen Wegzuges zu einer Aufwertung des 
überführten Wirtschaftsgutes im Zuzugsstaat und dadurch zu einer höheren 
Abschreibung als bei Verbleib des Wirtschaftsgutes im Inland, so kann § 6 Z 6 lit b 
EStG mE eine laufende Aufhebung der Steuerstundung in einem Ausmaß vorsehen, 
als es im Rahmen einer Unternehmens-Gesamtbetrachtung durch den Wegzug 
tatsächlich zu einer Mehrabschreibung kommt (d.h. insoweit die tatsächliche 
ausländische Abschreibung die im Inlandsfall fiktiv angefallene inländische 
Abschreibung übersteigt).  
Diese Form der Aufhebung der Steuerstundung kann lt. Schrifttum1881 steuersystematisch 
auch als Folge eines laufenden Verbrauches (im Sinne einer Realisierung) der im 
Wegzugszeitpunkt im abnutzbaren Anlagevermögen enthaltenen stillen Reserven im 
Zuzugsstaat verstanden werden (d.h. es werden Teile der im Zuzugsstaat erzielten Erlöse 
den stillen Reserven der verbrachten bzw. genutzten Wirtschaftsgüter zugerechnet). 
Andere steuertheoretische Ansätze1882 verstehen bzw. fingieren die Überführung als 
Überlassung gegen ein fremdübliches Nutzungsentgelt, womit – über die 
                                                 
1878 Vgl. EuGH 7.9.2006, Rs C-470/04, N, Slg 2006, I-7409, Rz 73; zur Tendenz einer „staatenübergreifenden Gesamtschau“ unter 
Hinweis auf die Rs „N“ siehe auch Kofler, Doppelbesteuerungsabkommen, 2007, 67f. 
1879 Siehe auch die Mitteilung der Kommission „Wegzugsbesteuerung und die Notwendigkeit einer Koordinierung der Steuerpolitiken 
der Mitgliedstaaten“, KOM 2006, 825 endg., 8f unter Pkt 3.2. in welcher die EU-Kommission auf die Besonderheiten bei der 
Überführung von nicht zur Veräußerung bestimmten Wirtschaftsgütern eingeht. Auch hier verweist sie auf mögliche alternative 
Mechanismen/Steuertatbestände (statt der Veräußerung) knüpft dessen Zulässigkeit jedoch an eine nicht vorliegende Schlechterstellung 
im Vergleich zu reinen Inlandssituationen. 
1880 Zur Ausgleichspostenmethode im deutschen Steuerrecht siehe Köhler, In Spindler/Tipke/Rödder (Hrsg), Steuerzentrierte 
Rechtsberatung – FS Schaumburg, 2009, 827; Förster, DB 2007, 74; aA wohl Beiser, DB, 50/2008, 2725f welcher scheinbar aus dem 
arm‘s length-Prinzip eine Verpflichtung zur Sofortbesteuerung ableiten will.  
1881 Vgl. Ruiner, Überlegungen zur deutschen Wegzugsbesteuerung von Gesellschaften im Lichte des EuGH-Urteils in der Rs. National 
Grid Indus BV, IStR 2/2012, 51; Zernova, Exit Taxes on Companies in the Context of the EU Internal Market, Intertax, 2011, 493; 
Führich, Exit Taxation and CJ Case Law, ET, 2008, 15; Wassermeyer, Das Besteuerungsrecht für nachträgliche Einkünfte im 
internationalen Steuerrecht, IStR 2010, 463f. mwH; die Besonderheit der Rechtsposition von Wassermeyer liegt darin, nicht bloß einen 
„vergangenheitsbezogenen“ sondern auch einen „zukunftsbezogenen“ Veranlassungszusammenhang zwischen bestimmten 
Aufwendungen/Erträgen und der Tätigkeit einer Unternehmenseinheit zuzulassen – die stillen Reserven des Anlagevermögens werden 
daher nicht wie beim Umlaufvermögen über den Verkauf sondern über dessen (Ab-)Nutzung im Zuzugsstaat realisiert; ebenso 
Birkenfeld/Fuest/Kaminski/Kempermann /Wassermeyer/uam (Wissenschaftlicher Beirat von Ernst & Young tax), DB/33, 1781, 1786. 
1882 Vgl. Schönfeld, Entstrickung über die Grenze aus Sicht des § 4 Abs 1 Satz 3 EStG anhand von Fallbeispielen, IStR 4/2010, 137; 
Birkenfeld/Fuest/Kaminski/Kempermann/Wassermeyer/uam (Wissenschaftlicher Beirat von Ernst & Young tax), DB/33, 1781, 1786. 
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Restnutzungsdauer des überführten Wirtschaftsgutes verteilt – im Wegzugsstaat ein 
steuerpflichtiger Gewinn in Höhe der „Mehrabschreibung“ anzusetzen ist. Es wird daher 
derselbe Effekt wie bei den o.a. Ansätzen erzielt und eine über die Restnutzungsdauer des 
abnutzbaren Vermögens verteilte Nachversteuerung der im Wegzugszeitpunkt 
existierenden stillen Reserven vorgenommen. Einen ähnlichen Ansatz verfolgt das NL-
Steuerrecht, welches – nachträglich zu einem Wegzug mit Wirtschaftsgütern oder 
Betrieben – das von der inländischen Besteuerung zu befreiende Ergebnis der 
ausländischen Betriebstätte um die erhöhte Abschreibung reduziert und so einen über die 
Nutzungsdauer der Wirtschaftsgüter verteilten „Nachversteuerungseffekt“ erzielt.1883    
Der obige Gedanke der laufenden Nachversteuerung pro rata temporis während der 
Nutzung des Wirtschaftsgutes wird im Folgenden exemplarisch dargestellt.    
Beispiel: Ein österreichisches Produktionsunternehmen verlagert im Jänner 2010 einen 
österreichischen Teilbetrieb ins EU-Ausland. Im Rahmen der Überführung des 
Teilbetriebes werden u.a. abnutzbare Wirtschaftsgüter verbracht und im Ausland mit ihrem 
Fremdvergleichswert aktiviert und abgeschrieben (Fertigungsmaschinen: BW 500, 
Verkehrswert 700, ND 10 Jahre; derivativer Firmenwert: BW 1.000, Verkehrswert 2.000, 
ND 10 Jahre).  
Im Rahmen der Überführung der Wirtschaftsgüter wird die auf die stillen Reserven des 
Teilbetriebes entfallende Ertragsteuer festgesetzt, aber über § 6 Z 6 lit b EStG 
antragsgemäß gestundet. Die auf die Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens entfallenden 
stillen Reserven betragen 1.200 (Maschine 200, Firmenwert 1.000) und die anteilig 
gestundete österreichische Körperschaftsteuer daher 300 (25 Prozent). Nach Ablauf der 
betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer scheiden die Wirtschaftsgüter – ohne 
Realisierungsakt – aus dem ausländischen Betriebsvermögen aus.  
Werden die Steuerwirkungen der beiden Szenarien (ohne Wegzug = Szenario Nr 1; mit 
Wegzug = Szenario Nr 2) verglichen, so ergeben sich – das Vorliegen von Gewinnjahren 







                                                 
1883Vgl. Kok, EC Tax Review, 2011, 65; siehe den Vorschlag von Kemmeren, in Lang/Pistone/Schuch/Staringer/Storck (Hrsg), ECJ 
Recent Developments in Direct Taxation 2010, 171ff. 
  433
Übersicht 1 - Steuereffekte unter der vereinfachten Annahme einer einheitlichen 
Steuerbelastung in Höhe von 25 Prozent und einem langfristigen Zinssatz in Höhe von 5 
Prozent 
 
Wie aus der obigen Darstellung ersichtlich ist, wirkt sich die Aufwertung im Zuzugsstaat 
abschreibungserhöhend und somit steuermindernd auf das Gesamtunternehmen aus. Die im 
Wegzugsmoment in Höhe von 300 gestundete österreichische Körperschaftsteuerlast 
könnte daher – ohne den Wegziehenden dadurch schlechter zu stellen als im Falle eines 
unterbliebenen Wegzuges – über die Restnutzungsdauer der verbrachten Wirtschaftsgüter 
hinweg sukzessive aufgelöst werden, d.h. pro Jahr könnte von der in Höhe von 300 
wegzugsbedingt gestundeten Steuer ein Betrag in Höhe von 30 seitens Österreich als 
Wegzugsstaat fällig gestellt werden.  
In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass eine sofortige Einhebung der vollen 
österreichischen Körperschaftsteuer in Höhe von 300 im Wegzugszeitpunkt offensichtlich 
eine signifikante, vermögenswerte Schlechterstellung für den Wegziehenden im Vergleich 
zum „Verbleibenden“ bedeuten würde, da dieser durch die bloß über die 
Restnutzungsdauer wirkend erhöhte Abschreibung, einen wesentlichen Zinsnachteil1884 
erleiden würde (im Beispiel oben 68,3 = Steuerlast 300 – Barwert Steuervorteil Wegzug 
231,7). Würde der Wegzugsstaat – aufgrund eines erwartet auszubleibenden 
Realisationsaktes – die volle Steuerlast auf die stillen Reserven bereits im 
Wegzugszeitpunkt einheben, so würde er sich dadurch im Verhältnis zu einem Szenario 
ohne Wegzug einen ungerechtfertigten Steuervorteil verschaffen. Ist daher auf Seiten des 
Wegzugsstaates beabsichtigt – unter einer „vereinfachten Annahme“ – die im 
Wegzugszeitpunkt bestehenden stillen Reserven in voller Höhe sofort zu besteuern, so 
müsste zumindest der dem Steuerpflichtigen dadurch drohende Zinsnachteil ausgeglichen 
werden (im Beispiel oben dürfte Österreich die Steuer im Wegzugszeitpunkt lediglich im 
Ausmaß von 231,7 festsetzen, um den Wegziehenden nicht wegzugsbedingt zu 
benachteiligen). Käme es dem Wegzug nachgelagert (entgegen der ursprünglichen 
Erwartung) zu einer Veräußerung oder zu einem Untergang des Wirtschaftsgutes, so 
                                                 
1884 Zum nachteiligen Liquiditätseffekt einer Sofortversteuerung im Vergleich zur Stundung siehe Rödder/Schumacher, Das kommende 















Maschine Firmenwert 25% Maschine Firmenwert 25% i = 5%
t Jahr 500 1000 700 2000
0
1 2010 ‐50 ‐100 ‐150 ‐37,5 ‐70 ‐200 ‐270 ‐67,5 ‐120 ‐30 ‐28,6
2 2011 ‐50 ‐100 ‐150 ‐37,5 ‐70 ‐200 ‐270 ‐67,5 ‐120 ‐30 ‐27,2
3 2012 ‐50 ‐100 ‐150 ‐37,5 ‐70 ‐200 ‐270 ‐67,5 ‐120 ‐30 ‐25,9
4 2013 ‐50 ‐100 ‐150 ‐37,5 ‐70 ‐200 ‐270 ‐67,5 ‐120 ‐30 ‐24,7
5 2014 ‐50 ‐100 ‐150 ‐37,5 ‐70 ‐200 ‐270 ‐67,5 ‐120 ‐30 ‐23,5
6 2015 ‐50 ‐100 ‐150 ‐37,5 ‐70 ‐200 ‐270 ‐67,5 ‐120 ‐30 ‐22,4
7 2016 ‐50 ‐100 ‐150 ‐37,5 ‐70 ‐200 ‐270 ‐67,5 ‐120 ‐30 ‐21,3
8 2017 ‐50 ‐100 ‐150 ‐37,5 ‐70 ‐200 ‐270 ‐67,5 ‐120 ‐30 ‐20,3
9 2018 ‐50 ‐100 ‐150 ‐37,5 ‐70 ‐200 ‐270 ‐67,5 ‐120 ‐30 ‐19,3
10 2019 ‐50 ‐100 ‐150 ‐37,5 ‐70 ‐200 ‐270 ‐67,5 ‐120 ‐30 ‐18,4







müsste die wegzugsbedingt abgezinste und eingehobene Steuerlast nachträglich korrigiert 
werden um eine Gleichbehandlung (Wegzugsszenario vs. Inlandsszenario) zu 
gewährleisten. 
Neben dem Zinsnachteil im Rahmen einer Sofortbesteuerung müsste jedoch grundsätzlich 
auch die individuelle Finanzierungslage des Wegziehenden berücksichtigt werden da 
dieser – selbst bei betragsmäßiger Berücksichtigung des Zinsnachteils im Rahmen der 
Sofortbesteuerung – durch eine sofortige Besteuerung faktisch in seiner Liquidität 
beeinträchtigt wird und sich in Abhängigkeit seiner Bonität eventuell gar nicht oder nur zu 
sehr hohen Kosten refinanzieren kann. Ist eine Refinanzierung der wegzugsbedingt 
ausgelösten Steuerlast derselben nicht möglich, so wirkt sich die Sofortbesteuerung (trotz 
Abzinsung) offensichtlich als die Niederlassungsfreiheit beschränkende Maßnahme aus. 
Kann hingegen eine Refinanzierung der Steuerschuld erreicht werden, so ist darüber hinaus 
fraglich, ob die Refinanzierungskosten mit der im Rahmen der Abzinsung berücksichtigten 
Verzinsung übereinstimmen. Da die Bonität jedes Wegziehenden unterschiedlich ist und 
von einer Vielzahl unternehmensspezifischer Charakteristika abhängt, wird eine 
typisierende Berechnungssystematik in der Regel wohl einen unpassenden (da zu hohen 
oder zu geringen) Abzinsungssatz berücksichtigen, womit ebenfalls eine Diskriminierung 
des Wegziehenden in Form von überhöhten Finanzierungskosten verbunden sein kann. 
Unter Berücksichtigung der obigen Ausführungen ist festzuhalten, dass eine pauschale 
Sofortbesteuerung – sofern mit dieser keine unionsrechtswidrige Belastung bzw. 
Benachteiligung für den Wegziehenden verbunden sein soll – Ausgleichsmaßnahmen 
erfordert. Da die praktische Umsetzung eines derartigen Konzeptes aufgrund seiner 
Komplexität in der Regel wohl nicht administrierbar ist, sollte nach der hier vertretenen 
Ansicht einer über die Restlaufzeit des Anlagevermögens verteilte Einhebung der 
wegzugsbedingt festgesetzten Steuerlast jedenfalls der Vorzug gegeben werden. Darüber 
hinaus könnte die Stundung der österreichischen Wegzugssteuer auch erst nach Ablauf der 
tatsächlichen Nutzungsdauer des Wirtschaftsgutes aufgehoben werden, womit jedenfalls 
keine vermögenswerte Benachteiligung des Wegziehenden verbunden wäre.     
Eine Sofortbesteuerung von stillen Reserven bei Überführung von abnutzbarem 
Anlagevermögen ist daher – auch wenn behördenseitig einfacher administrierbar – 
als diskriminierende sowie unverhältnismäßige und daher nicht rechtfertigbare, 
unionsrechtswidrige Maßnahme einzustufen.1885 Auf diesem Wege würden 
grenzüberschreitende Betriebs- oder Teilbetriebsverlegungen innerhalb der Union im 
Vergleich zu rein innerstaatlichen Verlegungen von betrieblichen Einheiten massiv 
benachteiligt.1886 Diese Rechtsmeinung wurde zuletzt vom EuGH in der Rs NGI klar 
bestätigt, wobei der EuGH in seinem Urteil lediglich allgemein auf „Betriebsvermögen“ 
                                                 
1885 Für viele Köhler, In Spindler/Tipke/Rödder (Hrsg), Steuerzentrierte Rechtsberatung – FS Schaumburg, 2009, 827 mwH; 
Birkenfeld/Fuest/Kaminski/Kempermann/Wassermeyer/uam (Wissenschaftlicher Beirat von Ernst & Young tax), Die Systematik der sog. 
Entstrickungsbesteuerung, DB, 33/2010, 1778. 
1886 Vgl. zur Situation vor Rs NGI: Hohenwarter-Mayr, RdW 2010/546, 543 (FN 60) welche die pauschale Sofortbesteuerung von 
abnutzbarem AV aus Praktikabilitätsgründen als fraglich und vom EuGH noch zu klärende Frage der Verhältnismäßigkeit einstuft. Nach 
Kok sind im betrieblichen Bereich die selben Verhältnismäßigkeitskriterien anzuwenden wie im privaten Bereich obwohl er 
diesbezüglich kritisch anmerkt bzw. befürchtet, dass der EuGH im Zuge der Rs Lidl Belgium und X-Holding seine 
Verhältnismäßigkeitsansprüche schrittweise reduziert hat und dieser Umstand eventuell auch im Falle eines betrieblichen Wegzuges 
Auswirkungen hätte; vgl. Kok, EC Tax Review, 2011, 73.    
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Bezug nahm (ohne dabei zwischen abnutzbarem bzw. nicht abnutzbarem Vermögen zu 
unterscheiden).1887   
Da nicht abnutzbares Anlagevermögen (Beteiligungen, bestimmte Markenrechte, Domains, 
Kunstgegenstände, u.a.m.1888) per se keinem laufenden Wertverzehr und daher – weder im 
Wegzugs- noch im Zuzugsstaat – einer planmäßigen Abschreibung unterliegt, stellt sich 
das im Rahmen dieses Kapitel beschriebene Problem grundsätzlich nicht. Würde eine 
wegzugsbedingte Sofortbesteuerung im Falle einer Überführung von nicht abnutzbarem 
Anlagevermögen ausgelöst, so würde dies eine klare Schlechterstellung des 
Wegzugsvorganges im Vergleich zum Verbleib im Inland darstellen.1889 Auch der 
Umstand, dass das Anlagevermögen dazu bestimmt ist, dem Betrieb des Wegziehenden 
längerfristig zu dienen bzw. keine kurzfristige Veräußerung beabsichtigt ist (und daher 
nicht als Umlaufvermögen qualifiziert wird) ändert mE nichts an der 
Unionsrechtsrechtswidrigkeit einer Sofortbesteuerung ohne Stundungsmöglichkeit. 
Denkbar wäre lediglich – in Anlehnung an obige Ausführungen zu abnutzbarem 
Anlagevermögen – die nachträgliche Aufhebung der Steuerstundung, insofern es dem 
Wegzug nachgelagert zu erhöhten steuerwirksamen Teilwertabschreibung im Zuzugsstaat 
kommt.1890 
§ 6 Z 6 EStG könnte demnach insoweit angepasst werden, als es im Falle des 
Wegzuges mit abnutzbarem Anlagevermögen – im Zeitpunkt des Ablaufs der 
Nutzungsdauer (endfällig) oder verteilt über die tatsächliche Nutzungs- bzw. 
Abschreibungsdauer – zur Einhebung einer wegzugsbedingt gestundeten 
österreichischen Steuerschuld kommt. Diese „Verschärfung“ des § 6 Z 6 lit b EStG 
sollte jedoch mit der Möglichkeit für den Steuerpflichtigen verbunden sein, eine 
Aufhebung der Steuerstundung insoweit zu vermeiden, als er nachweisen kann, dass es im 
Zuzugsstaat tatsächlich zu keiner korrespondierenden, steuerwirksamen Mehrabschreibung 
gekommen ist (z.B. durch eine unterlassene steuerliche Aufwertung). Eine 
korrespondierende Aussetzung der Steuerstundung auch für nicht abnutzbare 
Wirtschaftgüter des Anlagevermögens oder gar für Umlaufvermögen erscheint – bis 
auf den Ausgleich wegzugsbedingt überhöhter Teilwertabschreibungen – im Lichte 
der bis dato ergangenen EuGH-Judikatur nicht unionsrechtskonform zu sein. 
8.3.2.2 Die Sonderregelung zu selbst erstellten unkörperlichen WG des AV 
Unter § 6 Z 6 lit b EStG ist für den Wegzug mit selbst erstellten unkörperlichen 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens eine Sonderbestimmung vorgesehen, durch 
welche es zu einer Nachversteuerung von im Rahmen der Herstellung der Wirtschaftsgüter 
steuerlich abgesetzten Aufwendungen kommt.1891 Die Regelung sieht zwar nicht die 
Versteuerung von stillen Reserven ieS vor, ist aber aus unionsrechtlicher Sicht dennoch 
aus mehreren Gründen kritisch zu hinterfragen.    
                                                 
1887 Siehe Kapitel 8.2.2.2.5.5. 
1888 Vgl. Laudacher, in Baldauf u.a. (Hrsg), Jakom – EstG², § 6 Rz 71ff. 
1889 So auch Douma S., National Grid Indus. Request for preliminary ruling on exit tax on companies, Highlights & Insights on European 
Taxation 2010/12; ebenso Zernova, Intertax, 2011, 493. 
1890 AA Hohenwarter-Mayr, RdW 2010/546, 543 welche auch in diesem Bereich ein „Leerlaufen“ der österreichischen Besteuerung 
nach § 6 Z 6 EStG zu erkennen scheint.  
1891 Details siehe unter Kapitel 4.2.10. 
  436
Die Regelung stellt auf die mögliche Aktivierung eines Aktivpostens beim Wegziehenden 
im Zuzugsstaat ab. Im Gesetz ist nicht exakt definiert, welche Art von „Aktivposten“ damit 
gemeint ist (Unternehmensbilanz nach lokalem Handelsrecht oder IFRS, Steuerbilanz, 
etc).1892 Unter Berücksichtigung der Zielsetzung der Norm kann nach Hügel damit wohl 
nur auf einen in der Steuerbilanz des Wegziehenden im Zuzugsstaat angesetzten 
Aktivposten abgestellt werden.1893 Neben der Unbestimmtheit des Terminus Aktivposten 
erscheint unionsrechtlich höchst bedenklich, dass die Nachversteuerung gem. § 6 Z 6 lit b 
EStG unabhängig davon vorgenommen werden muss, ob der fragliche Aktivposten auch 
tatsächlich steuerwirksam abgeschrieben werden kann oder nicht. Der Gesetzeswortlaut 
stellt lediglich auf die Aktivierung eines Aktivpostens und nicht auf dessen mögliche 
steuerwirksame Abschreibung ab. Die Nachversteuerungsregelung erfasst somit auch 
Wegzugsfälle, in denen ein steuerlicher Aktivposten gar nicht abgeschrieben werden kann 
(da z.B. das immaterielle Wirtschaftsgut im Zuzugsstaat als nicht abnutzbar eingestuft wird 
oder eine unternehmensrechtlich vorzunehmende Abschreibung steuerlich neutral ist) und 
sich eventuell erst nach einem sehr langen Zeitraum im Rahmen des Abgangs des 
Wirtschaftsgutes aus dem Betriebsvermögen aufwandswirksam und steuermindernd 
auswirkt. Darüber hinaus ist – selbst im Falle einer möglichen steuerwirksamen 
Abschreibung eines Aktivpostens im Zuzugsstaat – davon auszugehen, dass eine sofortige 
Nachversteuerung der in der Vergangenheit angesetzten Aufwendungen als 
unionsrechtswidrig eingestuft werden muss. Dies deshalb, weil der Wegzug nicht zu einer 
ungerechtfertigten Benachteiligung gegenüber im Inland verbleibenden Unternehmen 
führen darf. Im Inland verbleibende Unternehmen können im Zuge der Schaffung 
immaterieller unkörperlicher Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens die damit 
verbundenen Aufwendungen in voller Höhe absetzen und müssen die stillen Reserven (als 
Differenz zwischen dem steuerlichen Buchwert in Höhe von Null und ihrem Marktwert) 
erst im tatsächlichen Realisierungszeitpunkt versteuern. Kommt es infolge eines Wegzuges 
durch Aktivierung im Zuzugsstaat zur Schaffung von Abschreibungssubstrat, so dürfen 
dadurch bedingte „vorzeitige Abschreibungen“ innerstaatlich durch Nachversteuerung 
konterkariert werden, allerdings nur insoweit diese tatsächlich vorliegen.  
Da die österreichische Regelung die im Inland in der Vergangenheit angesetzten 
Aufwendungen im Wegzugszeitpunkt sofort in voller Höhe nachversteuert, berücksichtigt 
sie die tatsächliche Steuerwirkung einer vorzeitigen Abschreibung im Zuzugsstaat in 
keinster Weise. Auch wenn sich der steuerliche Aktivposten (z.B. im Falle von nicht 
abutzbarem Anlagevermögen) erst 20 Jahre nach dem Zuzug über einen erhöhten 
Restbuchwert steuermindernd im Zuzugsstaat auswirkt oder die vorzeitige Abschreibung 
lediglich steuerliche Verlustvorträge im Ausland erhöht, werden die österreichischen 
historischen Herstellungsaufwendungen im Überführungszeitpunkt sofort in voller Höhe 
nachversteuert. Darüber hinaus erfolgt die Nachversteuerung auch unabhängig davon, ob 
die im Inland im Herstellungsprozess geltend gemachten Aufwendungen tatsächlich 
steuerwirksam wurden oder lediglich die innerstaatlichen Verlustvorträge erhöht haben. Im 
                                                 
1892 Vgl. Quantschnigg/Trenkwalder,  FS Wolfgang Nolz, 165 (172) welche in der Unbestimmtheit des Begriffes sogar einen Verstoß 
gegen Art 18 B-VG erkennen wollen; ebenso Bachl, Überführung von nicht entgeltlich erworbenen unkörperlichen Wirtschaftsgütern 
ins Ausland, ecolex 2009, 162 unter Hinweis auf die Stellungnahme der KWT im Rahmen Begutachtung des Gesetzesentwurfes zum 
AbgSiG 2007; aA wohl Laudacher, in Jakom², § 6 Rz 155 welcher auf andere Regelungen (§ 2 Abs 8 Z 3 EStG) mit ähnlichen 
Bindungen an die im Ausland praktizierte Bilanzierung hinweist.  
1893 Hügel bezieht sich (ohne dabei explizit auf den bestehenden Regelungsfreiraum einzugehen) auf die ausländische Steuerbilanz, vgl. 
Hügel in Bertl/Eberhartinger uam. (Hrsg), Sonderbilanzen, 2008, 35ff; ebenso Hügel, in Grenzüberschreitende und nationale 
Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, ad § 1 Rz 123. 
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„worst-case“ gingen die Herstellungsaufwendungen (z.B. im Rahmen einer erst neu 
errichteten Forschungsgesellschaft mit hohen Anlaufverlusten) bisher lediglich in einen 
inländischen Verlustvortrag ein, womit es aufgrund der Sonderregelung des § 6 Z 6 lit b 
EStG in Kombination mit der allgemeinen 75%-Verrechnungsgrenze des § 2 Abs 2b EStG 
wegzugsbedingt zu einem negativen Cash-Effekt kommt.  
Die Sonderregelung ist daher als unverhältnismäßig und folglich unionsrechtswidrig 
einzustufen.1894  
Um die Regelung unionsrechtskonform auszugestalten, müsste die Nachversteuerung 
in Österreich vielmehr an die im Zuzugsstaat tatsächlich steuerwirksame vorzeitige 
Abschreibung gebunden sein.  
Zusammenfassend darf es u.a. in folgenden Fällen zu keiner sofortigen vollen 
Versteuerung kommen: 
? Erfassung eines steuerlich neutralen Aktivpostens im Zuzugsstaat (nur für 
unternehmensrechtliche Zwecke); 
 
? Erfassung eines steuerlich wirksamen Aktivpostens, welcher erst über die 
Nutzungsdauer des Wirtschaftsgutes verteilt steuerlich wirksam abgeschrieben wird; 
 
? Erfassung eines steuerlich wirksamen Aktivpostens, welcher erst bei Abgang des 
Wirtschaftsgutes aus dem Betriebsvermögen steuerlich wirksam erfasst wird (da 
nicht abnutzbares WG); 
 
? Abschreibung des Aktivpostens ohne unmittelbare Steuerauswirkung im Zuzugsstaat 
(da lediglich Erhöhung der steuerlichen Verlustvorträge); 
 
? Keine Berücksichtigung der Herstellungskosten im Rahmen der inländischen 
Steuerbemessung im Zeitraum bis zum Wegzug (d.h. lediglich Erhöhung 
inländischer Verlustvorträge). 
Unionsrechtswidrigkeiten können auch nicht über einen – mit der Gleichschaltung der 
österreichischen Versteuerung mit der ausländischen Abschreibung eventuell verbundenen 
– erhöhten Verwaltungsaufwand gerechtfertigt werden.1895 Etwaige verwaltungstechnische 
oder administrative Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Konzeptes der Steuerstundung 
stellen aus Sicht des EuGH jedenfalls keine unionsrechtlich akzeptierte Rechtfertigung von 
Diskriminierungen dar. 1896 Unabhängig davon erscheint dieses Argument mE auch deshalb 
                                                 
1894 Ebenso Quantschnigg/Trenkwalder,  FS Wolfgang Nolz, 165 (170ff); Aigner/Prechtl/Tumpel, SWK 2008, T 2; Bieber, taxlex, 2008, 
49; Bachl, ecolex 2009, 162; Laudacher, in Jakom², § 6 Rz 155; Hohenwarter, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), Sonderbilanzen, 2008, 
255; Haunold/Tumpel/Widhalm, SWI 2/2012, 95; zweifelnd auch Hohenwarter-Mayr, RdW 2010, 538 (544) welche eine Verteilung der 
Nachversteuerung über eine typisierende Nutzungsdauer des Wirtschaftsgutes als Kompromisslösung vorschlägt.  
1895 Diese Sichtweise scheinbar vertrend Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 394b welcher in 
diesem Zusammenhang (ohne weiterer Angaben) auf die „jüngste Rechtsprechung“ des EuGH verweist; ebenso Hohenwarter-Mayr, 
RdW 2010, 538 (544) im Zusammenhang mit der Überführung von Umlaufvermögen. 
1896 Siehe z.B. EuGH 14.2.1995, Rs C-279/93, Schumacker, Slg 1995, I-0225, Rz 45; EuGH 26.1.1999, Rs C-18/95, Terhoeve, Slg 1999, 
I-0345, Rz 43; EuGH 4.3.2004, Rs C-334/02, Kommission/Frankreich, Slg 2004, I-2229, Rz 29; EuGH 15.7.2004, C-315/02, Lenz, 
DStRE 2005, 273, Rz 48; EuGH 7.9.2004, Rs C-319/02, Petri Manninen, Slg 2004, I-7477, Rz 54 uvam. Siehe dazu Schilcher, in Lang 
(Hrsg), Grenzen der Mitwirkungspflichten im Lichte des Gemeinschaftsrechtes, 2009, 133ff. 
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nicht überzeugend, weil es im österreichischen Steuerrecht einige langjährig existierende 
Regelungen gibt, im Rahmen derer eine im Inland vorzunehmende Nachversteuerung von 
einer im Ausland tatsächlichen vorliegenden Steuerwirkung abhängig gemacht wird. 
Beispielhaft angeführt werden kann u.a. die Nachversteuerungssystematik des § 2 Abs 8 Z 
3 EStG bei im Inland angesetzten Auslandsverlusten von Auslandsbetriebsstätten oder des 
§ 9 Abs 6 Z 6 KStG hinsichtlich der im Inland geltend gemachten Auslandsverluste 
ausländischer Gruppenmitglieder. Auch im Rahmen dieser Nachversteuerungsklauseln 
wird die Nachversteuerung im Inland von einer tatsächlichen Steuerwirkung im Ausland 
abhängig gemacht, ohne dass etwaige damit verbundene administrative Schwierigkeiten als 
Grund für die Unanwendbarkeit dieser vorgebracht werden.     
Ein weiteres Problem im Zusammenhang mit der Sonderregelung ist mE darin zu 
erkennen, dass Jahre nach der Herstellung unkörperlicher Wirtschaftsgüter oftmals aus 
praktischen Gründen (z.B. Fehlen eines umfangreichen Kostenrechnungssystems, keine 
Unterlagen mehr aufliegend da zeitlich zu weit zurückliegend) nicht mehr nachvollziehbar 
ist, in welcher Höhe Aufwendungen für welches der unkörperlichen Wirtschaftsgüter 
angefallen sind.1897 Die o.a. Sonderregelung führt nun – da sie auch historische 
Herstellungskosten ohne zeitliche Begrenzung miterfasst1898 – für die Herstellungskosten 
der im Zeitpunkt der Einführung der Regelung bereits vorhandenen unkörperlichen 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens de-fakto rückwirkend zu einem besonderen 
Dokumentationsbedarf. Insofern dieser nachträglichen Dokumentationspflicht nicht 
nachgekommen werden kann, fällt der Wegzugsvorgang automatisch unter die o.a. 65 
Prozent Pauschalschätzung. Es ist davon auszugehen, dass zahlreiche Steuerpflichtige 
aufgrund der beschriebenen praktischen Umstände unfreiwilliger Weise von dieser 
Pauschalregelung erfasst sein dürften. Unabhängig davon, ist die o.a. Pauschalschätzung 
speziell für originäre Firmenwerte von Bedeutung. Als selbst erstellte unkörperliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens werden gerade sie als jener Teil eines Kaufpreises 
für eine betriebliche Einheit (Betrieb, Teilbetrieb) verstanden, welcher keinem anderen 
Wirtschaftsgut der betrieblichen Einheit direkt zuordenbar ist.1899 Im Falle der 
grenzüberschreitenden Verlegung eines Betriebes oder Teilbetriebes wird es daher 
regelmäßig dazu kommen, dass der im Zuge dieser überführte originäre Firmenwert unter 
die Sonderregelung des § 6 Z 6 lit b EStG fällt. Da es in der Natur eines Firmenwertes 
liegt, dass ihm keine Aufwendungen direkt zugerechnet werden können fällt dieser de-
fakto zwingend unter die 65 Prozent Pauschalschätzung.1900 Hügel nimmt diesen Umstand 
zum Anlass, originäre Firmenwerte generell nicht unter die Sonderregelung des § 6 Z 6 lit 
b EStG zu subsumieren.1901 
                                                 
1897 Da unternehmensrechtlich keine Aktivierung möglich war, sondern die entsprechenden Herstellungskosten einfach 
aufwandswirksam erfasst wurden, gab es oft wohl auch keinen Grund für eine genaue Dokumentation der Allokation von 
Herstellungskosten zu bestimmten Wirtschaftsgütern; zu dieser „faktischen Rückwirkung“ siehe Quantschnigg/Trenkwalder,  FS 
Wolfgang Nolz, 174; ebenso Bachl, ecolex 2009, 164. 
1898 Vgl. Bachl, ecolex 2009, 165 der in diesem Zusammenhang eine Begrenzung der Nachversteuerungspflicht auf Aufwendungen der 
letzten 10 Jahre vor dem Wegzug fordert. 
1899 Allgemeines zum originären Firmenwert siehe bei Hofians, Unkörperliche Wirtschaftsgüter und Geschäfts(Firmen)wert, in 
Lang/Schuch/Staringer (Hrsg), GSGassner, 2005, 327 (344ff) mwH.. 
1900 Vgl. Rz 2517m EStR 2000; Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 394e mwH. 
1901 Vgl. Hügel, in Bertl/Eberhartinger u.a. (Hrsg), Sonderbilanzen, 2008, 36f. Ebenso kritisch zur Erfassung eines originären 
Firmenwertes durch § 6 Z 6 lit b EStG Quantschnigg/Trenkwalder,  FS Wolfgang Nolz, 165 (173); Aigner/Prechtl/Tumpel, SWK 2008, T 
2, Puchinger, FJ 2007, 341; Bieber, taxlex 2008, 48. AA Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 
394e mwH; Atzmüller/Hammerl/Mayr, RdW 2007, 749; Zorn in Hofstätter/Reichel, EStG41, § 6 Z 6 Rz 36/1, Laudacher, Jakom, EStG³, 
§ 6 Rz 155. 
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ME erscheint es fragwürdig, ob die o.a. Pauschalregelung als geeignet eingestuft werden 
kann, das Ziel der Konterkarierung der vorgezogenen Aufwandsberücksichtigung 
tatsächlich zu erreichen. Davon auszugehen, dass die in einem selbst erstellten 
unkörperlichen Wirtschaftsgut des Anlagevermögens befindlichen stillen Reserven – ohne 
jegliche Form der Berücksichtigung der speziellen Charakteristika des jeweiligen 
Wirtschaftsgutes (Herstellungsdauer, Branche bzw. Wirtschaftszweig, Art des 
Wirtschaftsgutes) – pauschal 35 Prozent des Fremdvergleichswertes betragen, ist sachlich 
nicht nachvollziehbar. Die in selbst erstellten immateriellen Wirtschaftsgütern enthaltenen 
stillen Reserven können – bei entsprechenden Ertragserwartungen – um ein Vielfaches 
höher ausfallen als von der Pauschalregelung unterstellt (z.B. im Falle Erfolg 
versprechender Pharmapatente).1902 Im Gegenzug dazu kann der Fremdvergleichswert 
eines selbst erstellten immateriellen Wirtschaftsgutes auch signifikant unter den bisherigen 
Herstellungskosten liegen (z.B. bei der Entwicklung von Patenten, welche bis zum 
Wegzugszeitpunkt noch keine absehbaren wirtschaftlich verwertbaren Erfolge 
versprechen). Die Herstellungskosten eines selbst erstellten immateriellen Wirtschaftsgutes 
im Wegzugszeitpunkt zu dessen Fremdvergleichswert in ein starres Verhältnis zu setzen 
entspricht mE keinem sachlich rechtfertigbaren Ansatz.1903 Die Methodik der pauschalen 
Ermittlung der nachzuversteuernden Aufwendungen über einen Einheitssatz von 65 
Prozent erscheint daher – unabhängig von der fehlenden Verhältnismäßigkeit der 
Norm (siehe oben) – auch nicht dazu geeignet zu sein, das von der Regelung verfolgte 
Ziel (Vermeidung vorzeitiger Abschreibung) tatsächlich zu erreichen.  
Die obigen Ausführungen zur Unionsrechtswidrigkeit des § 6 Z 6 lit b EStG sind nicht 
bloß für Wegzugsvorgänge von Bedeutung, sondern in gleicher Weise auch für 
Umgründungsvorgänge, im Zuge derer selbst erstellte unkörperliche Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens im Inland entstrickt werden.1904 Nach § 1 Abs 2 UmgrStG ist diese 
Sonderbestimmung nämlich sinngemäß auch auf Verschmelzungen anzuwenden. Auch für 
Einbringungen ist die Sonderregelung über § 16 Abs 1 iVm § 1 Abs 2 UmgrStG von 
Bedeutung.   
8.3.3 Zusammenfassung 
? Das Wegzugsbesteuerungsregime des § 6 Z 6 EStG kann in seinen Grundzügen 
(Steuerstundung bei Wegzug, Aufwertung bei Zuzug) jedenfalls als 
unionsrechtskonform eingestuft werden.1905 
? Als unionsrechtlich bedenklich eingestuft werden müssen lediglich einzelne 
Detailaspekte der Regelung, wobei insbesondere die folgenden Bereiche 
hervorstechen: 1906    
• Die zu starke Einschränkung der Nichtfestsetzung (z.B. Überführung durch 
Kapitalgesellschaften in ausländische MUschaften).  
                                                 
1902 Die Finanzverwaltung geht scheinbar davon aus, dass die stillen Reserven idR geringer ausfallen als 35% des 
Fremdvergleichswertes; zur als „großzügig“ verstandenen Pauschalregelung siehe Mayr, in Doralt (Hrsg), EStG Kommentar, Loseblatt, 
Lfg 1.4.2010, ad § 6 Rz 394b. 
1903 Vgl. dazu Quantschnigg/Trenkwalder,  FS Wolfgang Nolz, 174; kritisch auch Bachl, ecolex 2009, 163. 
1904 Siehe Kapitel 4.3.3.2. 
1905 Ebenso Haunold/Tumpel/Widhalm, SWI 2/2012, 95; Petritz, RdW 2012/65, 64. 
1906 Siehe Kapitel 8.3.1. 
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• Die mögliche Antragstellung auf Steueraufschub nur im Jahr des Wegzugs.  
• Das Bewertungserfordernis im Rahmen der Nichtfestsetzung. 
• Die Sonderregelung für selbst erstellte unkörperliche WG des AV (siehe unten). 
? Als unionsrechtlich unbedenklich eingestuft werden die fehlende Steuerstundung für 
sonstige Leistungen und die unterschiedlichen Wertansätze für grenzüberschreitende 
Leistungsbeziehungen im Vergleich zu Inlandsleistungen.1907   
? Eine zu enge Auslegung des Wirtschaftsgutbegriffes iSd EStG, welche zu einer 
pauschalen Nichtanwendung von § 6 Z 6 lit b EStG auf selbst erstellte 
Vermögenswerte (z.B. originärer Firmenwert oder Kundenstamm) führt, ist aus 
unionsrechtlicher Sicht abzulehnen.1908     
? Im Falle der unionsinternen Überführung von Wirtschaftsgütern, welche nicht zur 
Veräußerung vorgesehen (Umlaufvermögen) sondern dazu bestimmt sind, dem 
Betrieb durch ihren Nutzung zu dienen (Anlagevermögen), kann das nationale 
Wegzugsbesteuerungsregime (z.B. § 6 Z 6 EStG) eine Realisierung von stillen 
Reserven und damit verbunden eine Rücknahme der Steuerstundung insofern 
annehmen, als es dadurch zu keiner Schlechterstellung bzw. Mehrbelastung des 
Wegziehenden im Vergleich zu reinen Inlandskonstellationen kommt 
(„Auffangklausel“). Folglich kann eine Rücknahme der Steuerstundung über die 
Restnutzungsdauer des überführten Wirtschaftsgutes verteilt erfolgen und nur 
insoweit als dadurch eine wegzugsbedingte steuerliche „Mehrabschreibung“ 
tatsächlich ausgeglichen  wird. Eine Sofortbesteuerung des Wegziehenden wäre – da 
sie über das hinausgeht, was unbedingt erforderlich ist, um eine Besteuerung nach 
dem „Territorialitätsprinzip“ sicher zu stellen – jedenfalls als unverhältnismäßig und 
daher unionsrechtswidrig einzustufen. 1909         
? Im Rahmen einer Anpassung von § 6 Z 6 lit b EStG könnte darüber hinaus in dessen 
Wortlaut explizit darauf hingewiesen werden, dass auch der Untergang von 
Vermögensgegenständen zur Aufhebung einer etwaigen Steuerstundung führt, wobei 
auch die totale Abnutzung (Abschreibung auf Null) unter diesen Tatbestand 
subsumiert wird. 1910   
? Die Sonderbestimmung des § 6 Z 6 lit b EStG für selbst erstellte unkörperliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens – welche für Wegzugsvorgänge als auch für 
Umgründungsvorgänge von Bedeutung ist – stellt eine klar überschießende und 
daher unionsrechtswidrige Regelung dar. 1911   
? Um die Sonderbestimmung unionsrechtskonform auszugestalten, müsste die 
Nachversteuerung an die tatsächliche Steuerwirkung der bisherigen 
Herstellungskosten im Inland sowie an die tatsächliche Steuerwirkung des 
Aktivpostens bzw. dessen Abschreibung im Zuzugsstaat gebunden werden. 1912    
                                                 
1907 Siehe Kapitel 8.2.2.2.4. 
1908 Siehe Kapitel 4.2.3.2. und 4.2.3.3. 
1909 Siehe Kapitel 8.3.2.1. 
1910 Siehe Kapitel 8.3.2.1. 
1911 Siehe Kapitel 8.3.2.2. 
1912 Siehe Kapitel 8.3.2.2. 
  441
? Etwaige verwaltungstechnische oder administrative Schwierigkeiten, die durch den 
beschriebenen Ausbau des Konzeptes der Steuerstundung verursacht werden, stellen 
keine unionsrechtlich akzeptierte Rechtfertigung für eine Benachteiligung von 
Wegziehenden im Vergleich zu im Inland verbleibenden Steuerpflichtigen dar.1913    
  
                                                 
1913 Siehe Kapitel 8.3.2.1. 
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8.4 Die Fusionsbesteuerungsrichtlinie (FRL) 
8.4.1 Vorbemerkung 
Da der Schwerpunkt der vorliegenden Untersuchung im Bereich der grenzüberschreitenden 
Überführung bzw. der Übertragung von österreichischen, betrieblichen Einheiten mit 
einem besonderen Fokus auf Outbound-Vorgänge in die Slowakei und nach Rumänien 
liegt, werden v.a. die für diesen Bereich relevanten Teile der FRL kommentiert und die in 
diesem Zusammenhang vorgegebenen steuerlichen Grundprinzipien (v.a. hinsichtlich des 
dabei vorgesehenen Entstrickungskonzeptes und einem damit verbundenen Risiko der 
Doppelbesteuerung) kommentiert.  
8.4.2 Zielsetzung 
Im Rahmen der Untersuchung des für grenzüberschreitende Betriebsübertragungen 
relevanten Rechtsrahmens ist die sog. Fusions(besteuerungs)richtlinie1914 („FRL“) von 
großer Bedeutung. Sie verfolgt das Ziel – für bestimmte unionsinterne 
Umgründungsvorgänge – ein gemeinsames Regelwerk vorzugeben und war in vollem 
Umfang unmittelbar mit Wirksamkeit des Beitrittes Österreichs (1.1.1995) ins 
innerstaatliche österreichische Recht umzusetzen. Der durch die FRL gegebene 
Harmonisierungsbedarf des UmgrStG war überwiegend bereits in der Stammfassung des 
UmgrStG berücksichtigt worden. Anpassungen erfolgten u.a. durch das EU-
SteueranpassungsG 1994, das AbgÄG 1996 und das AbgÄG 1998.1915 
Die FRL harmonisiert nicht sämtliche Umgründungen innerhalb der EU, sondern nur 
bestimmte grenzüberschreitende Umgründungsvorgänge sowie Sitzverlegungen zwischen 
den EU-Mitgliedsstaaten und bezieht sich dabei nur auf Ertragsteuern.1916 
Im Rahmen eines grenzüberschreitenden Umgründungsvorganges ergibt sich die 
Steuerneutralität des Vorganges möglicherweise sowohl aus der FRL als auch aus dem 
UmgrStG. Im Konfliktfall kommt der FRL Vorrangwirkung zu. Dies setzt allerdings 
voraus, dass der fragliche Umgründungsvorgang unter die FRL fällt und die Regelung der 
FRL „inhaltlich unbedingt“ sowie „hinreichend genau“ definiert ist.1917  
Die Richtlinie besteht aus einer Präambel, 13 Artikel (welche in 5 Abschnitte gegliedert 
sind) und einem Anhang, der jene Gesellschaftsformen der Mitgliedstaaten auflistet, 
welche von der Wirkung der Richtlinie erfasst sind. 
                                                 
1914 Richtlinie des Rates vom 23. Juli 1990 über das gemeinsame Steuersystem für Fusionen, Spaltungen, die Einbringung von 
Unternehmensteilen und den Austausch von Anteilen, die Gesellschaften verschiedener Mitgliedsstaaten betreffen; 90/434/EWG, ABl L 
225/1 vom 20.8.1990 und die Änderungsrichtlinien 2005/19/EG vom 17.2.2005, ABl L 58/19 vom 4.3.2005 sowie 2006/98/EG vom 
20.11.2006, ABl L 363/129 vom 20.12.2006 (Anpassung der RL iRd EU-Beitritts von Rumänien und Bulgarien). 
1915 Vgl. Staringer, Internationale Umgründungen im Steuerrecht, in Handbuch der Umgründungen, Band C, Helbich/Wiesner/Bruckner 
(Hrsg), Loseblatt. 
1916 Entgegen den FRL-Vorschlägen 1969 und 1985, die auch indirekte Steuern einbeziehen; vgl Furherr/Huber, Internationale 
Umgründungen, 2008, 28. 
1917 Vgl. Bruckner, in Handbuch der Umgründungen, Band A, Helbich/Wiesner/Bruckner (Hrsg), Loseblatt, ad § 1 Rz 114 sowie 
Staringer, Q 2, Internationale Verschmelzungen, Rz 14 mit Hinweisen auf Hügel/Mühllehner/Hirschler, UmgrStG, Einleitung, Rz 96 
und EuGH 17.7.1997, Rs C-28/95 Leur-Bloem ; ebenso Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 35; Tumpel, ÖStZ 1995, 335; 
Damböck, SWI 1999, 339. 
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Die Präambel der FRL kommentiert die allgemeine Zielsetzung der Richtlinie wie folgt:  
„Fusionen, Spaltungen, die Einbringung von Unternehmensanteilen und der 
Austausch von Anteilen, die Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten 
betreffen, können notwendig sein um binnenmarktähnliche Verhältnisse in der 
Gemeinschaft zu schaffen und damit die Errichtung und das Funktionieren des 
Gemeinsamen Marktes zu gewährleisten. Sie dürfen nicht durch besondere 
Beschränkungen, Benachteiligungen oder Verfälschungen aufgrund von 
steuerlichen Vorschriften der Mitgliedstaaten behindert werden. Demzufolge 
müssen wettbewerbsneutrale steuerliche Regelungen für diese Vorgänge geschaffen 
werden, um die Anpassung von Unternehmen an die Erfordernisse des 
Gemeinsamen Marktes, eine Erhöhung ihrer Produktivität und eine Stärkung ihrer 
Wettbewerbsfähigkeit auf internationaler Ebene zu ermöglichen. Gegenwärtig 
werden diese Vorgänge im Vergleich zu entsprechenden Vorgängen bei 
Gesellschaften desselben Mitgliedsstaats durch Bestimmungen steuerlicher Art 
benachteiligt. Diese Benachteiligung muss beseitigt werden.“ 
Die allgemeine Zielsetzung der FRL besteht folglich darin, bestimmte 
Umstrukturierungsformen innerhalb der Union ertragsteuerlich möglichst friktionsfrei 
auszugestalten um die Flexibilität der Unternehmen und dadurch deren internationale 
Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen. Es soll möglich sein, ohne dabei durch besondere 
Beschränkungen, Benachteiligungen oder Verfälschungen behindert zu werden, 
binnenmarktähnliche Verhältnisse über die steuerneutrale Vornahme von Umgründungen 
herzustellen. (sog. „Beschränkungsverbot“). 
Weiters dürfen Umgründungsvorgänge zwischen Gesellschaften aus unterschiedlichen 
Mitgliedstaaten im Vergleich zu entsprechenden Vorgängen bei Gesellschaften desselben 
Mitgliedsstaats nicht durch besondere Bestimmungen benachteiligt werden (sog. 
„Diskriminierungsverbot“).   
Die Ziele der Beseitigung von Beschränkung und Diskriminierung sind – aufgrund 
dadurch verursachter Wettbewerbsverzerrungen – nicht erreichbar, indem die einzelnen 
Mitgliedstaaten ihre lokalen Regelungen auf Unionsebene ausdehnen. Vielmehr ist eine 
gemeinsame, aufeinander abgestimmte steuerliche Regelung erforderlich.1918 Diese 
gemeinsame Regelung muss die Besteuerung von den durch die FRL erfassten 
Umgründungen vermeiden jedoch dabei gleichzeitig die finanziellen Interessen des Staates 
der einbringenden und erworbenen Gesellschaft wahren (sog. „Harmonisierungsziel“).1919   
8.4.3 Allgemeine Vorschriften 
Im ersten Abschnitt der FRL werden folgende Inhalte geregelt: 
? Artikel 1: Vorgänge, welche unter die FRL fallen; 
? Artikel 2: Begriffsdefinitionen; 
                                                 
1918 Nationale Regelungen, welche sich auf den EU-Raum erstrecken und daher nicht diskriminieren aber im Widerspruch zur FRL 
stehen sind daher trotzdem gemeinschaftsrechtswidrig; vgl Mayr, RdW 2009, 156. 
1919 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 38f. 
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? Artikel 3: Gesellschaften, welche unter die FRL fallen. 
8.4.3.1 Begünstigte Umgründungsvorgänge 
Unter Artikel 1 der FRL werden jene Vorgänge definiert, die von der Wirkung der FRL 
erfasst sind. Die FRL verpflichtet demnach die EU-Mitgliedsstaaten („MS“) gem Art 1 lit a 
zur steuerlichen Begünstigung von 
? Fusionen; 
? Spaltungen („Auf- und Abspaltungen“); 
? Einbringung von Unternehmensteilen und  
? Austausch von Anteilen 
wenn an dem Vorgang (i) Gesellschaften aus (ii) zwei (verschiedenen) oder mehr MS 
beteiligt sind. Neben o.a. Umgründungsformen, werden gem Art 1 lit b FRL auch 
grenzüberschreitende Sitzverlegungen einer Europäischen Gesellschaft (SE) oder einer 
Europäischen Genossenschaft (SCE) zwischen verschiedenen MS von der Richtlinie 
begünstigt. 
Unter Artikel 2 der FRL werden die unter Artikel 1 verwendeten Umgründungsvorgänge 
im Detail beschrieben. Da der Schwerpunkt der vorliegenden Untersuchung im Bereich der 
grenzüberschreitenden körperlichen Betriebsverlagerung (Wegzug) sowie Betriebs-
übertragung (per Verschmelzung oder Einbringung) liegt, sind die folgenden 
Begriffsbestimmungen von besonderer Bedeutung: 
Fusionen (Art 2 lit a): Ist der Vorgang, durch den: 
- eine oder mehrere Gesellschaften zum Zeitpunkt ihrer Auflösung ohne Abwicklung 
ihr gesamtes Aktiv- und Passivvermögen auf eine bereits bestehende Gesellschaft 
gegen Gewährung von Anteilen am Gesellschaftskapital der anderen Gesellschaft an 
ihre eigenen Gesellschafter und gegebenfalls einer baren Zuzahlung übertragen; 
letztere darf zehn Prozent des Nennwertes oder – bei Fehlen eines solchen – des 
rechnerischen Werts dieser Anteile nicht überschreiten („Verschmelzung zur 
Aufnahme“); 
 
- zwei oder mehrere Gesellschaften zum Zeitpunkt ihrer Auflösung ohne Abwickung 
ihr gesamtes Aktiv- oder Passivvermögen auf eine von ihnen gegründete 
Gesellschaft gegen Gewährung von Anteilen am Gesellschaftskapital der neuen 
Gesellschaft an ihre eigenen Gesellschafter und gegebenfalls einer baren Zuzahlung 
übertragen; letztere darf zehn Prozent des Nennwertes oder – bei Fehlen eines 
solchen – des rechnerischen Werts dieser Anteile nicht überschreiten 
(„Verschmelzung zur Neugründung“); 
  
- eine Gesellschaft zum Zeitpunkt ihrer Auflösung ohne Abwicklung ihr gesamtes 
Aktiv- und Passivvermögen auf die Gesellschaft überträgt, die sämtliche Anteile an 
ihrem Gesellschaftskapital besitzt („Up-Stream Verschmelzung zur Aufnahme durch 
die 100 Prozent Muttergesellschaft“). 
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Einbringung von Unternehmensteilen (Art 2 lit c): Ist der Vorgang, durch den eine 
Gesellschaft, ohne aufgelöst zu werden, ihren Betrieb insgesamt oder einen oder mehrere 
Teilbetriebe in eine andere Gesellschaft gegen Gewährung von Anteilen am 
Gesellschaftskapital der übernehmenden Gesellschaft einbringt. 
Einbringende Gesellschaft (Art 2 lit e): Ist die Gesellschaft, die ihr Aktiv- und 
Passivvermögen überträgt oder einen oder mehrere Teilbetriebe einbringt.  
Übernehmende Gesellschaft (Art 2 lit f): Ist die Gesellschaft, die das Aktiv- und 
Passivvermögen oder einen oder mehrere Teilbetriebe von der einbringenden Gesellschaft 
übernimmt.  
Teilbetrieb (Art 2 lit i): Ist die Gesamtheit der in einem Unternehmensteil einer 
Gesellschaft vorhandenen aktiven und passiven Wirtschaftsgüter die in organisatorischer 
Hinsicht einen selbstständigen Betrieb, d.h. eine aus eigenen Mitteln funktionsfähige 
Einheit, darstellen.  
8.4.3.2 Begünstigte Gesellschaften 
Unter Artikel 3 lit a-c der FRL werden jene Kriterien definiert, welche von einer 
Organisationsform/-einheit erfüllt werden müssen, um als Gesellschaft eines 
Mitgliedstaates iSd FRL zu gelten. Diese wären folgende: 
? lit a: die Rechtsform der Organisationseinheit (Gesellschaft) muss im Anhang zur 
FRL angeführt sein; 
? lit b: die Gesellschaft muss nach dem lokalen Steuerrecht eines Mitgliedstaates in 
diesem ansässig sein und darf unter Berücksichtigung etwaiger bilateraler 
Abkommen mit Drittstaaten nicht als außerhalb der Gemeinschaft ansässig 
gelten;1920  
? lit c: die Gesellschaften müssen in ihren Ansässigkeitsstaaten – ohne 
Wahlmöglichkeit – den in der FRL aufgezählten Steuerarten unterliegen (oder 
einer diese ersetzenden Steuer). 
Hinsichtlich lit a ist anzumerken, dass lt Anhang zur FRL sich die folgenden rumänischen, 
slowakischen und österreichischen Gesellschaftsformen für die Anwendung der FRL 
qualifizieren: 
 Rumänien (Anhang lit ab): 
• Societăţi cu răspundere limitadă („SRL“): Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
• Societăţi pe acţiuni („SA“): Aktiengesellschaft 
• Societăţi în comandită pe acţiuni („SCA“): Kommanditgesellschaft auf Aktien 
 
                                                 
1920 Es kommt folglich nicht alleine auf die Gründung in zwei verschiedenen EU-Staaten, sondern auch auf die steuerliche Ansässigkeit 
in zwei verschiedenen EU-Mitgliedstaaten an; vgl Hügel, Grenzüberschreitende und Nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, 
§ 1Rz 13 mwH. 
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Österreich (Anhang lit s): 
• Aktiengesellschaft („AG“) 
• Gesellschaft mit beschränkter Haftung („GmbH“) 
• Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft („Gen“) 
Slowakei (Anhang lit w): 
• Akciová spoločnost („AS“): Aktiengesellschaft 
• Spoločnost s ručením obmedzeným („SRO“): Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
• Komanditná spoločnost („KS“): Kommanditgesellschaft 
Hinsichtlich lit c ist anzumerken, dass die Gesellschaften den folgenden Steuern 
unterliegen müssen, um unter die FRL subsumiert zu werdem: Körperschaftsteuer 
(Österreich), Daň z príjmov právnických osôb (Slowakei) und impozit pe profit 
(Rumänien). 
Umgelegt auf das österreichische UmgrStG sind daher – von den im Rahmen dieser 
Untersuchung analysierten Formen1921 – prinzipiell folgende umgründungsbedingte 
Betriebs- bzw. Teilbetriebsübertragungen von der FRL steuerlich begünstigt: 
? Grenzüberschreitende Verschmelzungen iSd Art I UmgrStG einer österreichischen 
auf eine rumänische/slowakische Gesellschaft (und vice versa); 
? Grenzüberschreitende Betriebs- bzw. Teilbetriebseinbringung iSd Art III UmgrStG 
durch österreichische in rumänische/slowakische EU-Gesellschaften (und vice 
versa);   
Die Person (Rechtsform, Ansässigkeit) des Gesellschafters der verschmelzenden bzw. 
einbringenden Gesellschaft als auch die Person (Rechtsform, Ansässigkeit) des 
Gesellschafters der übernehmenden Gesellschaft sind für die Anwendung der FRL im o.a. 
Bereich irrelevant.1922    
Internationale Zusammenschlüsse iSd Art IV UmgrStG sowie internationale Realteilungen 
iSd Art V UmgrStG sind vom Anwendungsbereich der FRL nicht abgedeckt. 
8.4.4 Die Fusion/Verschmelzung 
8.4.4.1 Verschmelzungsformen 
Wie bereits einleitend beschrieben werden unter „Fusionen“ iSd FRL im Wesentlichen  
? Verschmelzungen zur Aufnahme, 
                                                 
1921 Grenzüberschreitende Verschmelzung und Einbringung; die grenzüberschreitende Umwandlung und die grenzüberschreitende 
Spaltung ist zum aktuellen Zeitpunkt nicht mehr (Umwandlung) bzw noch nicht (Spaltung) möglich und wird daher von der 
Untersuchung ausgeklammert; siehe Kapitel 2.3. 
1922 Vgl. Tumpel, Harmonisierung 1994, 112, 159; Thömmes, Rz 29, 107, 220, 233; Staringer, SWI 2005, 219 zitiert nach 
Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 49, FN 137. Ebenso Schindler in Schindler/Stingl (Hrsg), Cross Border Mergers in 
CEE/SEE, 2009, General Tax Law Issues, Pkt. 3. 
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? Verschmelzungen zur Neugründung und 
? Up-Stream Verschmelzungen 
verstanden wobei die Verschmelzungen zur Aufnahme und Neugründung gegen die 
Gewährung von Anteilen und ohne signifikante Zuzahlung (maximal 10 Prozent vom 
Nennwert) erfolgen müssen. Nicht erforderlich ist der Vermögensübergang per 
Gesamtrechtsnachfolge wobei eine steuerliche Gesamtrechtsnachfolge in der FRL nicht 
ausgeschlossen wird. Darüber hinaus muss es iRd Verschmelzung nach der FRL zu keiner 
Übetragung eines Betriebes oder Teilbetriebes kommen.1923 
Das Erfordernis der Gewährung neuer Anteile wird im Schrifttum liberal interpretiert, 
wonach keine neuen Anteile gewährt werden müssen (stattdessen ist die Abtretung von 
Altanteilen oder die Abfindung mit Eigenanteilen möglich)1924 und ein Verzicht auf die 
Anteilsgewährung mangels gesellschaftsrechtlicher Erforderlichkeit (z.B. bei gemeinsamen 
100 Prozent Gesellschafter) zulässig ist.1925 Auch das Vorliegen einer 
Äquivalenzverletzung behindert prinzipiell nicht die Subsumption eines 
Verschmelzungsvorganges unter die FRL.   
Hinsichtlich der Up-Stream Verschmelzung ist anzumerken, dass die verschmelzende 
Umwandlung auf den 100 Prozent Hauptgesellschafter eine Unterform dieser darstellt.1926 
Besitzt die Muttergesellschaft nicht sämtliche Anteile an der Tochtergesellschaft, so liegt 
eine Kombination aus einer Verschmelzung gegen Anteile und einer Upstream 
Verschmelzung vor, welche ebenfalls unter die FRL fällt. Auch eine Down-Stream 
Verschmelzung fällt unter analoger Anwendung des Art 7 FRL unter den 
Anwendungsbereich der FRL (bloß ein Unterfall der Verschmelzung gegen Abfindung mit 
eigenen Anteilen).1927 
Neben den o.a. Voraussetzungen müssen – um unter die FRL subsumiert werden zu 
können – gem Art 1 an dem Verschmelzungsvorgang Gesellschaften aus zwei 
verschiedenen oder mehr Mitgliedstaaten beteiligt sein. Das bedeutet, dass die 
übertragende und die übernehmende Gesellschaft in zumindest zwei verschiedenen 
Mitgliedstaaten als steuerlich ansässig gelten müssen (richtet sich nach dem Recht des 
jeweiligen Mitgliedstaates) und jeweils eine der o.a. Gesellschaftsformen (lt Anhang) 




                                                 
1923 Vgl. Hügel, Grenzüberschreitende und Nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, § 1Rz 13 FN 16 mwH. 
1924 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 41. 
1925 Vgl. Tumpel, Harmonisierung der direkten Unternehmensbesteuerung in der EU, 1994, 115; Thömmes, 226 zitiert nach 
Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 41, FN 92. 
1926 Vgl. Staringer, Q 2, Internationale Umgründungen im Steuerrecht, in HB der Umgründungen, Band C, Helbich/Wiesner/Bruckner 
(Hrsg), 1. Lfg Jänner 2002, Rz 40 mwH. 
1927 Vgl. Tumpel, Harmonisierung der direkten Unternehmensbesteuerung in der EU, 1994, 115, 128, 185. 
1928 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 42. 
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8.4.4.2 Besteuerung auf Gesellschaftsebene 
8.4.4.2.1 Grundprinzien 
Die Besteuerung eines grenzüberschreitenden Verschmelzungsvorganges wird in der FRL 
unter Art 4-8 und 10 geregelt, wobei die Richtlinie die Steuerneutralität des 
Übertragungsvorganges anstrebt. Gem. Art 4 Abs 1 FRL darf es im Rahmen einer Fusion, 
Spaltung oder Abspaltung zu keiner Besteuerung des Veräußerungsgewinnes kommen, der 
sich aus dem Unterschied zwischen dem tatsächlichen Wert (iSe Marktwertes) des 
übertragendenen Aktiv- und Passivvermögens und dessen steuerlichem Wert (iSe 
steuerlichen Buchwertes) ergibt. Damit der Übertragungsvorgang jedoch steuerneutral 




Die Betriebsstättenbedingung wird unter Art 4 Abs 2 lit b FRL geregelt und bedeutet, dass 
das übertragene Aktiv- und Passivvermögen nach der Umgründung tatsächlich einer 
Betriebsstätte der übernehmenden Gesellschaft im Mitgliedsstaat der übertragenden 
Gesellschaft zugerechnet werden muss. Die Veräußerungsgewinnbesteuerung unterbleibt 
daher nur für Vermögen einer Betriebsstätte, die im Staat der übertragenden Gesellschaft 
liegt. Unter Art 10 Abs 1 Satz 3 FRL wird die Geltung des Verbotes der 
Veräußerungsgewinnbesteuerung auch auf Betriebsstätten in anderen Mitgliedstaaten 
ausgedehnt (Staat der übernehmenden Gesellschaft oder sonstiger Staat).  
Die Steuerverhaftungsbedingung wird ebenfalls unter Art 4 Abs 2 lit b FRL geregelt und 
ergänzt die Betriebsstättenbedingung. Demnach gilt die FRL nur insoweit als das 
übertragene Aktiv- und Passivvermögen nicht bloß tatsächlich einer Betriebsstätte 
zugerechnet wird, sondern darüber hinaus auch zur Erzielung des steuerlich zu 
berücksichtigenden Ergebnisses dieser Betriebsstätte beiträgt. Die zu übertragenden 
Wirtschaftsgüter müssen daher in der Betriebsstätte ertragsteuerlich verstrickt bleiben.  
Im Zusammenhang mit o.a. Betriebsstättenbedingung und Steuerverhaftungsbedingung ist 
anzumerken, dass die primärrechtliche Konformität dieser Regelungen im Schrifttum stark 
angezweifelt wird. Trotz Beibehaltung der fraglichen Regelung im Rahmen der 
Änderungs-RL in 20051929 wird – auf Basis der bisherigen Judikate des EuGH zum 
Wegzug (z.B. Rs C-436/00, X und Y1930, Rs C-9/02, Hughes de Lasteyrie du Saillant1931) 
aus den primärrechtlichen Grundfreiheiten ein weiter reichender Schutz als nach der FRL 
und die Verpflichtung zur Nichtfestsetzung abgeleitet.1932 Im Rahmen der kürzlich 
                                                 
1929 Kritisch dazu Kofler/Schindler, taxlex 2005, 496ff und 559ff; ebenso Aigner, GeS 2005, 387ff. 
1930 EuGH 21.11.2002, C-436/00, Slg 2002, I-10829, X und Y; dazu Lausterer, IStR 2003, 19ff; siehe Details unter Kapitel 8.2.2.2. 
1931 EuGH 11.3.2004, C-9/02, Slg 2004, Hughes de Lasteyrie du Saillant; dazu Kofler, ÖStZ 2003/503, 262ff; H.J.Aigner, Ges 2003, 
254ff; Kofler, ÖStZ 2004/483, 195ff; Aigner/Tissot, SWI 2004, 293ff; Beiser, ÖStZ 2004/661, 282ff; Schindler, IStR 2004, 300ff; 
Schindler, GeS 2004, 184ff; Fraberger/Zöchling, ÖStZ 2004/770, 410ff und ÖStZ 2004/837, 433ff. 
1932 Vgl. Kofler/Schindler, taxlex 2005, 564ff; Schön, IStR 2004, 297; Schön, 34 Tax Notes Int’l 197 [202] [12.04.2004]; Hügel in 
König/Schwarzinger (Hrsg), Körperschaften im Steuerrecht – FS Wiesner, 2004, 196, Schindler, in Kalss/Hügel (Hrsg), SE-Kommentar, 
2004, Kapitel V, Rz 88, Schön/Schindler, IStR 2003, 575; Schindler in Schindler/Stingl (Hrsg), Cross Border Mergers in CEE/SEE, 
2009, General Tax Law Issues, Pkt. 11; Kessler/Philipp, DStR 40/2011, 1890. Siehe ebenfalls Schlussantrag GA Kokott vom 8.09.2011 
in der Rs C-371/10, NGI BV, Rz 50. 
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ergangenen Rs NGI1933 wurde dieser Ansatz für einen betrieblichen Wegzug vom EuGH 
schließlich erstmalig (implizit) bestätigt.1934 Österreich ist diesem Erfordernis durch 
Anpassung des UmgrStG iRd AbgÄG 2004 weitestgehend nachgekommen.1935  
Die Fortführungsbedingung ist unter Art 4 Abs 4 FRL geregelt und erfordert hinsichtlich 
des zu übertragenden Vermögens die Fortführung der steuerlichen Buchwerte 
(Buchwertfortführung). Damit kommt es im Rahmen einer späteren steuerlichen 
Realisation bei der übernehmenden Gesellschaft zu einer Aufdeckung und Besteuerung der 
im transferierten Vermögen enthaltenen stillen Reserven. Die Regelungen zur steuerlichen 
Rücklagenfortführung gem. Art 5 FRL und zum Verlustvortragsübergang gem. Art 6 FRL 
ergänzen die Buchwertfortführung. 
Die drei o.a. Grundvoraussetzungen erklären sich dadurch, dass die FRL beim 
Steuerpflichtigen eine umgründungsbedingte Besteuerung verhindert, allerdings 
gleichzeitig auch auf Seiten des Steuergläubigers (Staat) der Umgründungsvorgang zu 
keinem Verlust von Besteuerungssubstrat führen soll.1936 Vielmehr soll eine Besteuerung 
nach dem Territorialitätsprinzip sicher gestellt werden.1937 Insofern daher das übertragene 
Vermögen weiterhin einer steuerverstrickten Betriebsstätte (im Staat der übertragenden 
Gesellschaft oder einem anderen Mitgliedstaat) zugerechnet wird und dort der Besteuerung 
unterliegt, geht für den Betriebsstättentstaat als Hauptsteuergläubiger1938 kein 
Besteuerungsrecht verloren und die FRL entfaltet somit ihre steuerhemmende Wirkung.1939 
Für anderes Vermögen (z.B. keiner Betriebsstätte zurechenbar) besteht ein bewusster 
Regelungsfreiraum, der autonom durch die Mitgliedstaaten unter Beachtung des 
primärrechtlichen Diskriminierungsverbotes geregelt werden kann.1940 
Da die beiden Szenarien einer Betriebsstätte im Staat der übertragenden Gesellschaft und 
einer solchen in einem anderen Staat (d.h. Staat der übernehmenden Gesellschaft oder 
einem dritten [Mitglieds-]Staat) in der FRL unterschiedlich geregelt sind, wird im 
Folgenden zwischen diesen beiden Szenarien unterschieden. 
8.4.4.2.2 Betriebsstätte im Staat der übertragenden Gesellschaft 
Steuerneutrale Vermögensübertragung 
Gem. Art 4 Abs 1 FRL darf die Verschmelzung keine Besteuerung der im 
verschmelzungsbedingt übertragenen Vermögen (Aktiv- und Passivvermögen) enthaltenen 
                                                 
1933 Vgl. EuGH 29.11.2011, Rs C-371/10, National Grid Indus. 
1934 Vgl. Brinkmann/Reiter, DB 1/2012, 17 mwH; Körner, IStR 1/2012, 5. Siehe u.a. die Überlegungen des Berufungsgerichtes 
Amsterdam welches aus der Betriebsstättenverhaftungserfordernis der FRL eine Rechtfertigung für die generelle Nichtanwendung der 
Niederlassungsfreiheit im Rahmen betrieblicher Wegzugsszenarien abgeleitet hätte; vl. Kemmeren, in 
Lang/Pistone/Schuch/Staringer/Storck (Hrsg), ECJ Recent Developments in Direct Taxation 2010, 164f. 
1935 Siehe Kapitel 4.3.3.2. 
1936 Vgl. Herzig/Förster, DB 1992, 911; Saß, DB 1990, 2341; Thömmes, WPg 1990, 476; Herzig/Dautzenberg/Heyeres, DB 1991, 
Beilage 12, 7; Kessler/Huck, IStR 2006, 435. 
1937 Vgl. Mayr, RdW 2006, 734. 
1938 Hinsichtlich des Ansässigkeitsstaates der übertragenden Gesellschaft kann es unabhängig davon zu einem Wechsel des 
Besteuerungsrechtes kommen (vgl Art 10). 
1939 Vgl. Herzig/Dautzenberg/Heyeres, DB 1991, Beilage 12, 7 (zum „Sicherungsgedanken“ der FRL). 
1940 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 43. 
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stillen Reserven auslösen. Nach Art 4 Abs 2 lit b FRL gilt dies jedoch nur insoweit als das 
Vermögen nach der Verschmelzung tatsächlich einer Betriebsstätte der übernehmenden 
Gesellschaft im Mitgliedstaat der übertragenden Gesellschaft zugerechnet wird und dort 
(weiterhin) der Besteuerung unterliegt (Betriebsstätten- und Steuerverhaftungsbedingung). 
Die Verpflichtung zur Steuerneutralität von Verschmelzungsvorgängen gem Art 4 Abs 1 
FRL gilt daher ausschließlich für Betriebsstätten, die sich im Ansässigkeitsstaat der 
übertragenden Gesellschaft befinden, und richtet sich daher auch nur an diesen. Weiters 
erfasst die Regelung daher auch nur jene Betriebsstätten und Wirtschaftsgüter, welche nach 
der Verschmelzung dort verbleiben. Die körperliche Überführung von 
Wirtschaftsgütern oder die Verlegung einer Betriebsstätte zeitgleich mit einer 
Verschmelzung iSd FRL ist daher klar nicht vom Schutzbereich/Steuerneutralitäts-
gebot des Art 4 Abs 1 FRL erfasst.1941  
Da mit der Verschmelzung tatsächlich keine steuerliche Entstrickung der betrieblichen 
Wirtschaftsgüter verbunden sein darf, muss hinsichtlich des Begriffes der Betriebsstätte 
iSd Art 4 Abs 2 lit b FRL auf die innerstaatlichen Regelungen des Betriebsstättenstaates in 
Kombination mit etwaigen mit dem Ansässigkeitsstaat der übernehmenden Gesellschaft 
abgeschlossenen Doppelbesteuerungsabkommen abgestellt werden. Ist auf Basis dieser 
nach der Verschmelzung keine Betriebsstätte mehr gegeben (da z.B. abkommensrechtlich 
die im Betriebsstättenstaat verbleibende betriebliche Einheit nur mehr als 
„Hilfsbetriebsstätte“ gewertet wird) und geht daher das Besteuerungsrecht des 
Betriebsstättenstaates verschmelzungsbedingt unter, kommt die Schutzwirkung des Art 4 
Abs 1 FRL nicht zur Geltung. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass eine 
Betriebsstätte auch eine „Holding-Betriebsstätte“ sein kann, insofern diese – neben der 
(vermögensverwaltenden) Holdingfunktion – eine aktive unternehmerische Tätigkeit 
ausübt.1942 Dazu zählen u.a. geschäftsleitende Funktionen für den nachgelagerten 
Teilkonzern, das aktive Eingreifen in die Geschäftspolitik der Tochtergesellschaften sowie 
aktives Konzernmanagement.1943 Für die funktionale Zurechnung der Beteiligung an die 
Betriebsstätte müssen selbstverständlich auch die „significant people functions“ iSd AOA 
hinsichtlich der Beteiligung in der Betriebsstätte angesiedelt sein. Das 
Holdingmanagement bzw. die laufende Ausübung der Gesellschafterrechte und der 
Dispositionsbefugnis muss daher über entsprechend dazu befähigte Personen erfolgen, 
welche von der Betriebsstätte aus tätig sind.1944  
Umgelegt auf die Exportverschmelzung einer österreichischen Gesellschaft auf eine 
slowakische oder rumänische Gesellschaft bedeutet dies, dass Art 4 Abs 1 FRL die 
steuerneutrale Übertragung im Rahmen der Verschmelzung gebietet, insofern etwaige 
österreichische betriebliche Einheiten trotz Verschmelzung weiterhin der österreichischen 
Besteuerung (als inländische Betriebsstätten der übernehmenden slowakischen bzw. 
rumänischen Gesellschaft) unterliegen.  
                                                 
1941 Vgl. Tumpel, 115, 169; Herzig/Förster, DB 1992, 913; Herzig/Dautzenberg/Heyeres, DB 1991, Beilage 12, 7.; Schindler in 
Schindler/Stingl (Hrsg), Cross Border Mergers in CEE/SEE, 2009, General Tax Law Issues, Pkt. 5.; aA scheinbar Beiser, Die 
Einmalerfassung im Gemeinschaftsrecht,  FS Nolz, 2008, 16f. 
1942 Andernfalls käme es durch die Verschmelzung zum Wegfall einer Betriebstätte bereits nach innerstaatlichen Grundlagen (§ 29 BAO) 
oder auf Basis abkommensrechtlicher Bestimmungen (Art 5 OECD-MA). 
1943 Vgl. Kessler/Huck, IStR 2006, 435 mwH; BFH 17.12.1969, I 252/64. 
1944 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 44f. Siehe dazu auch Kapitel 4.3.3.2. 
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Buchwertfortführung 
Neben der o.a. Betriebsstätten- und Steuerverhaftungsbedingung wird unter Art 4 Abs 4 
FRL die sog. Fortführungsbedingung definiert. Auch diese muss erfüllt sein um einen 
verschmelzungsbedingten steuerneutralen Vermögensübergang zu erreichen.  
Unter der Fortführungsbedingung muss das zu übertragende Vermögen nach dem Recht 
des „Einbringungsstaates“ (= Betriebsstättenstaat) zu seinen steuerlichen Buchwerten auf 
die übernehmende Gesellschaft übertragen werden (Buchwertfortführung). Die 
übernehmende Gesellschaft darf neue Abschreibungen, Wertsteigerungen oder 
Wertminderungen des übertragenen Vermögens nur so berechnen, wie sie die übertragende 
Gesellschaft ohne Verschmelzung berechnet hätte. Die steuerliche Bewertung des 
Vermögens im Staat der übernehmenden Gesellschaft ist im Gegensatz dazu unerheblich. 
Auf diesem Weg kommt es im Rahmen einer späteren steuerlichen Realisation bei der 
übernehmenden Gesellschaft zu einer Aufdeckung der im transferierten Vermögen 
enthaltenen stillen Reserven und deren Besteuerung im Betriebstättenstaat. Insofern der 
Betriebsstättenstaat eine steuerliche Aufwertung zulässt (Aufwertungsoption) und diese 
Option von der übertragenden Gesellschaft ausgeübt wird, führt dies gem. Art 4 Abs 5 
FRL zu einer steuerwirksamen Vermögensübertragung. Unternehmensrechtliche 
Aufwertungswahlrechte  sind hingegen für eine steuerneutrale Vermögensübertragung 
ohne Relevanz. Unter Art 5 FRL wird weiters angeordnet, dass die übernehmende 
Gesellschaft etwaige steuerfreie Rücklagen oder Rückstellungen von der übertragenden 
Gesellschaft übernimmt. Keine explizite Aussage trifft die FRL zur steuerlichen 
Behandlung von Verschmelzungsgewinnen bzw. –verlusten, wobei diese nach hL bereits 
nach allgemeinem Steuerrecht nicht steuerbare Vorgänge darstellen.  
Verlustvortrag/Aufwertung im Übernahmestaat 
Hinsichtlich der steuerlichen Verlustvorträge ordnet Art 6 FRL an, dass diese im 
Einbringungsstaat (= Betriebsstättenstaat) nach den selben Regelungen auf ausländische 
übernehmenden Gesellschaften übertragbar sein müssen, wie nach innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften für rein inländische Verschmelzungsvorgänge vorgesehen. Der Staat 
der übernehmenden Gesellschaft ist von dieser Bestimmung prinzipiell nicht erfasst.1945 
Sollte er jedoch (entgegen dem Territorialitätsprinzip, siehe unten) das übertragene 
Vermögen zu Buch- und nicht Verkehrswerten übernehmen, so wird von Teilen des 
Schrifttums1946 eine primärrechtliche Verpflichtung zur Übernahme der steuerliche 
Verlustvorträge des Betriebsstättenstaates erkannt.1947  
Der Übernahmestaat wird durch die Bewertungsvorschriften des Art 4 und 5 FRL nicht 
erfasst. Die Bewertung des übernommenen betrieblichen Vermögens fällt daher prinzipiell 
in seine Regelungsfreiheit. Unter dem Gesichtspunkt des Territorialitätsprinzipes wird 
jedoch seitens der hL1948 eine Verpflichtung des Übernahmestaates erkannt, das 
übertragene Vermögen – insofern dieses erstmalig in seine Besteuerungssphäre eintritt 
                                                 
1945 Vgl. Tumpel, Harmonisierung 1994, 181; Linn/Reichl/Wittkowski, BB 2006, 634; Kessler/Olarte in FS Doralt, 164 f. 
1946 Vgl. EuGH Marks & Spencer 13.12.2005, C-446/03; Grau/Stefaner, SWI 2007, 217. 
1947 In der Regel wird eine Aufwertung aus primärrechtlichen und abkommensrechtlichen Gründen erforderlich sein; vgl Kapitel 
7.1.5.2.4. und 8.2.6.2. 
1948 Vgl. Hirschler, in FS Wiesner, 151, 154 zitiert nach Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 46. 
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(z.B. bei einer Betriebsstätte mit Anrechnungsmethode) – zu seinem Verkehrswert zu 
erfassen. Darüber hinaus käme es im Falle einer Erfassung zu Buchwerten durch den 
Übernahmestaat ohne gleichzeitigen Import der ausländischen Verlustvorträge zu einer 
Eliminierung der Verlustvorträge im Betriebsstättenstaat durch den Übernahmestaat 
(Szenario Anrechnungsmethode).1949 Dies deshalb weil die Verwertung der 
Verlustvorträge im Betriebsstättentstaat dort zu einer geringeren Steuerlast und dadurch zu 
einem reduzierten Anrechnungssubstrat im Übernahmestaat führt. In weiterer Folge würde 
der Übernahmestaat die stillen Reserven im transferierten Vermögen seinerseits voll 
besteuern und nur ein um die Verlustvorträge reduziertes Anrechnungssubstrat 
berücksichtigen. Dadurch käme es indirekt zu einer Eliminierung der Verlustvorträge des 
Betriebsstättenstaates durch den Überneahmestaat, für welche aber unter Art 6 FRL ein 
Existenzschutz iSe Vortrages vorgesehen ist. Folglich kann ein Aufwertungsgebot für 
den Übernahmestaat zwar nicht aus dem Wortlaut aber aus der Systematik der FRL 
(Territorialitätsprinzip, Erhaltung Verlustvorträge) abgeleitet werden.     
8.4.4.2.3 Betriebsstätte in einem „anderen“ Staat 
Befindet sich die verschmelzungsbedingt zu übertragende Betriebsstätte nicht im Staat der 
übertragenden Gesellschaft, sondern in jenem der übernehmenden Gesellschaft oder in 
einem dritten (Mitglieds-)Staat wird die Übertragung nicht unter Art 4 FRL subsumiert 
sondern unter Art 10 FRL. In beiden Fällen gelten daher die folgenden Regeln: 
? Betriebsstättenstaat: Gem. Art 10 Abs 1 Satz 3 FRL haben der Betriebsstättenstaat 
(als auch der Übernahmestaat) die Regelungen der FRL so anzuwenden, als ob der 
Betriebsstättenstaat mit dem Staat der übertragenden Gesellschaft ident wäre. Der 
Betriebsstättenstaat darf daher die stillen Reserven im Übertragungsvermögen 
anlässlich der Verschmelzung insofern nicht besteuern, als die betriebliche Einheit 
weiterhin einer im Inland steuerverstrickten Betriebsstätte zurechenbar ist (Art 4 
Abs 2 lit b FRL) und ein Fall von steuerlicher Buchwertfortführung vorliegt (Art 4 
Abs 4 FRL). Verlustvorträge gehen entsprechend seiner inländischen Regeln über 
(Art 6 FRL).    
? Ansässigkeitsstaat der übertragenden Gesellschaft: Der Ansässigkeitsstaat der 
übertragenden Gesellschaft („Einbringungsstaat“) verliert – je nach 
Doppelbesteuerungsabkommen mit dem Betriebsstättenstaat1950 – durch die 
verschmelzungsbedingte Übertragung des Vermögens und den Wechsel von 
unbeschränkter zu beschränkter Steuerpflicht sein inländisches Besteuerungsrecht 
an der ausländischen Betriebsstätte. Die FRL räumt dem Ansässigkeitsstaat daher 
ein Wahlrecht ein, entweder [1] auf sein Besteuerungsrecht endgültig zu verzichten 
und im Rahmen dessen im Inland verwertete und noch nicht ausgeglichene 
Auslandsverluste nachzuversteuern (Steuerverzicht mit Nachversteuerung Verluste 
gem Art 10 Abs 1 FRL)1951, oder [2] die stillen Reserven der Auslandsbetriebsstätte 
                                                 
1949 Vgl. Tumpel, Harmonisierung 1994, 181. 
1950 Kein Verlust eines vorhandenen Besteuerungsrechtes findet bei einem DBA mit Befreiungsmethode (Art 23A OECD-MA) 
hinsichtlich betrieblicher Veräußerungsgewinne (Art 13 Abs 2 DBA) statt. Wurde hingegen kein DBA oder ein solches mit 
Anrechnungsmethode (Art 23B OECD-MA) abgeschlossen, geht ein inländisches Besteuerungsrecht verschmelzungsbedingt tatsächlich 
verloren.  
1951 Ein entsprechender Nachversteuerungstatbestand fehlt im österreichischen Steuerrecht, vgl vgl Hügel, Grenzüberschreitende und 
Nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, § 1Rz 108. 
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zu versteuern und dabei die im Betriebsstättenstaat bei einer tatsächlichen 
Veräußerung fiktiv anfallenden Steuern anzurechnen (Besteuerung mit Anrechnung 
fiktiver Auslandssteuern gem Art 10 Abs 2 FRL).1952 Darüber hinaus schließt Art 
10 FRL eine freiwillige Aufschubbesteuerung jedenfalls nicht aus.1953  
Teilweise wird im Schrifttum1954 aus dem Fehlen einer Verpflichtung zur 
aufgeschobenen Besteuerung („Nichtfestsetzung“) in der FRL der Standpunkt 
abgeleitet, dass im Rahmen einer verschmelzungsbedingten Vermögensübertragung 
mit einem Verlust des Besteuerungsrechtes für den Ansässigkeitsstaat der 
übertragenden Gesellschaft keine primärrechtliche Verpflichtung bestehe, die 
Möglichkeit eines Antrages auf Nichtfestsetzung vorzusehen. Ob diesem 
Standpunkt gefolgt werden kann und bloß aufgrund des Fehlens einer 
sekundärrechtlichen Verpflichtung in der FRL auf die primärrechtliche Konformität 
eines fehlenden Steueraufschubes geschlossen werden kann, erscheint mE höchst 
zweifelhaft. Auch sekundärrechtliche Regelungen können gegen Prinzipien des 
vom EuGH laufend entwickelten und neu interpretierten Primärrechtes verstoßen. 
Tun sie dies, müssen sie unter Beachtung primärrechtlicher Grundsätze – welchen 
Vorrangwirkung zukommt – ausgelegt werden.1955 Aus diesem Grund und unter 
Bezugnahme auf die bisherige EuGH-Judikatur zum Wegzug1956 ist der o.a. 
Standpunkt klar abzulehnen.1957 Auch die EU-Kommission vertritt die Meinung, 
dass die steuerliche Qualifikation von unter die FRL fallenden Sachverhalten die 
allgemeinen Grundsätze der EuGH-Judikatur zum Wegzug und der 
Nichtfestsetzung mitberücksichtigen muss.1958 Im Rahmen der kürzlich 
entschiedenen Rs National Grid Indus (C-371/10), im Zuge derer das vorlegende 
Berufungsgericht Amsterdam seine Zweifel am niederländischen 
Wegzugsbesteuerungsregime u.a. auch mit dem Fehlen einer Steuerstundung im 
Rahmen der FRL bzw. dem Betriebsstättenverhaftungserfordernis begründet hat, 
bestätigt der EuGH nun (implizit) die o.a. Rechtsposition und erkennt auch für 
betriebliche Wegzugsvorgänge eine Verpflichtung zur Nichtfestsetzung.1959  
? Übernahmestaat: Gem. Art 10 Abs 1 Satz 3 FRL hat – neben dem 
Betriebsstättenstaat – auch der Übernahmestaat die Regelungen der FRL so 
anzuwenden, als ob der Betriebsstättenstaat mit dem Staat der übertragenden 
Gesellschaft ident wäre. Da aus Art 4 und Art 6 FRL jedoch keine Regelungen für 
den Übernahmestaat ableitbar sind, wird der Hinweis auf die Miterfassung des 
Übernahmestaates unter Art 10 Abs 1 Satz 3 FRL im Schrifttum1960 als irreführend 
                                                 
1952 Im österreichischen Steuerrecht ist keine Rechtsgrundlage für eine Anrechnung der ausländischen fiktiven Steuer (bei Einhebung der 
gestundeten Steuer aufgrund Realisierung) vorgesehen, daher folgt diese unmittelbar aus Art 10 Abs 2 FRL, vgl Hügel, 
Grenzüberschreitende und Nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, § 1 Rz 108. 
1953 Vgl. Herzig/Dautzenberg/Heyeres, DB 1991, Beilage 12, 8. 
1954 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 47. 
1955 Vgl. Schön/Schindler, IStR 2004, 575f; Kofler/Toifl, ET 2005, 236ff; UFS Linz 13.1.2005, RV/0279-L/04.  
1956 Siehe Kapitel 8.2.2.2. 
1957 Ebenso Kofler, Die Rechtsprechung des EuGH zum direkten Steuerrecht und ihre Bedeutung für Österreich, in Keiler/Grumböck 
(Hrsg), EuGH-Judikatur aktuell, 2006, 705 mit zahlreichen Hinweisen unter FN 464; Schindler in Schindler/Stingl (Hrsg), Cross Border 
Mergers in CEE/SEE, 2009, General Tax Law Issues, Pkt. 11.; Kessler/Philipp, DStR 40/2011, 1890; ebenso Schlussantrag GA Kokott 
vom 8.09.2011 in der Rs C-371/10, NGI BV, Rz 50. 
1958 Vgl. Mitteilung der Kommission „Wegzugsbesteuerung und die Notwendigkeit einer Koordinierung der Steuerpolitiken der 
Mitgliedstaaten“, KOM 2006, 825 endg., 6 unter Pkt 3.1. 
1959 Siehe Kapitel 8.2.2.2.5. 
1960 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 47. 
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bezeichnet. Eine Verpflichtung für den Übernahmestaat ergibt sich lediglich für den 
Fall, dass er gleichzeitig als Betriebsstättenstaat gilt, wobei für diesen Fall ohnehin 
die Regeln des Betriebsstättenstaates gelten. 
? Betriebsstätten in Drittstaaten/sonstiges Vermögen: Die FRL erfasst lediglich als 
Betriebsstätten einstufbares Vermögen und auch nur solche, die in Mitgliedstaaten 
liegen.1961 Drittstaatsbetriebsstätten oder sonstiges Vermögen ist daher durch die 
Schutzwirkung der FRL generell nicht erfasst.1962 Unabhängig vom 
eingeschränkten Anwendungsbereich der FRL sind jedoch umgründungsbedingte 
Übertragungen und ihre Besteuerung hinsichtlich ihrer Konformität unter Maßgabe 
primärrechtlicher Vorgaben zu prüfen (z.B. Gewährung von Steueraufschub wie im 
Falle innerstaatlicher Umgründungen).1963    
8.4.4.2.4 Sonderfall Up-Stream Verschmelzung 
Für den Fall einer Up-Stream Verschmelzung werden unter Art 7 FRL –  ergänzend zu den 
o.a. allgemeinen Bestimmungen hinsichtlich der Besteuerung des zu übertragenden 
Vermögens – Sonderregelungen definiert. Nach Art 7 Abs 1 FRL darf der 
Ansässigkeitsstaat der übernehmenden Muttergesellschaft (Übernahmestaat) als auch der 
Ansässigkeitsstaat der übertragenden Gesellschaft (Einbringungsstaat)1964 etwaige stille 
Reserven in den verschmelzungsbedingt wegfallenden Anteilen an der Tochtergesellschaft 
anlässlich der Verschmelzung nicht versteuern.1965 Die Regelung erfasst auch 
Ausschüttungsfiktionen1966 und zwingt daher zu einem endgültigen Steuerverzicht. 
Hinsichtlich der Berücksichtigung etwaiger Wertverluste trifft die FRL keine Aussage. 
Daher liegt dieser Aspekt im Regelungsfreiraum der Mitgliedsstaten.1967 Die Regelung, die 
so wie die Mutter-Tochter-Richtlinie die steuerliche Mehrfachbelastung von 
Schachtelbeteiligungen verhindern soll, darf zudem gem. Art 7 Abs 2 FRL von den 
Mitgliedstaaten auf Beteiligungen von zumindest zehn Prozent eingeschränkt werden. In 
diesem Zusammenhang ist jedoch auch ein Vergleich mit innerstaatlichen Up-Stream 
Verschmelzungen anzustellen und zu überprüfen, inwieweit mit der Ausübung dieses 
Wahlrechtes eventuell eine primärrechtlich unzulässige Diskriminierung verbunden ist.  
Die o.a. Spezialbestimmung ist auch im Falle einer Down-Stream Verschmelzung analog 
anzuwenden.1968  
 
                                                 
1961 AA hinsichtlich der möglichen Erfassung von Drittstaatsbetriebstätten Herzig/Dautzenberg/Heyeres, DB Beilage Nr 12/91, 8. 
1962 Die Mitgliedstaaten konnten sich auf keine Regelung hinsichtlich dieses Vermögens einigen, vgl Tumpel, Harmonisierung 1994, 
155, 172; Blumers/Kinzl, BB 2005, 971; Hügel, Grenzüberschreitende und Nationale Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, § 1Rz 110. 
1963 Vgl. Schön/Schindler, IStR 2004, 575f; Schindler in SE-Kommentar, Rz 88 mwH; Kofler/Schindler, taxlex 2005, 498, 564. 
1964 Insofern zB die Muttergesellschaft mit ihren Anteilen an der Tochtergesellschaft aufgrund einer beschränkten Steuerpflicht mit 
atypischem DBA (auch) im Ansässigkeitsstaat der Tochtergesellschaft steuerhängig ist.  
1965 Vgl. EAS 2781 vom 9.11.2006, SWI 2006, 540. 
1966 Vgl. Körner, IStR 2006, 111. 
1967 Vgl. Tumpel, Harmonisierung 1994, 103, 187ff. 
1968 Vgl. EAS 2513 vom 5.8.2004, SWI 2004, 535; Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 48f. 
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8.4.4.3 Besteuerung auf Gesellschafterebene 
8.4.4.3.1 Steuerneutraler Anteilstausch 
Die Besteuerung des verschmelzungsbedingten Anteilstausches wird in der FRL unter Art 
8 geregelt. Gem. Art 8 Abs 1 FRL darf die: 
? Zuteilung von Anteilen 
? am Gesellschaftskapital der übernehmenden/erwerbenden Gesellschaft 
? an einen Gesellschafter der einbringenden/erworbenen Gesellschafter 
? gegen Anteile an deren Gesellschaftskapital 
? aufgrund einer Verschmelzung  
? für sich alleine  
keine Besteuerung des Veräußerungsgewinnes dieses Gesellschafters auslösen. Dieses 
absolut formulierte Steuerneutralitätsgebot1969 bindet alle jene Mitgliedsstaaten, in denen 
ein Gesellschafter mit seinen Anteilen an der übertragenden Gesellschaft steuerhängig ist 
(idR sein Ansässigkeitsstaat, in Ausnahmefällen der Sitzstaat der übertragenden 
Gesellschaft) und ist darüber hinaus anwendbar unabhängig davon, ob es auf 
Gesellschaftsebene zu einer Besteuerung kommt (da z.B. unbegünstigtes, sonstiges 
Vermögen übertragen wird).1970 
Die Rechtsform des Gesellschafters (natürliche oder juristische Person) ist ebenso 
irrelevant wie seine steuerliche Ansässigkeit (Mitgliedsstaat oder Drittstaat).1971   
Von besonderer Bedeutung ist das Kriterium, nach welchem die Steuerneutralität auf 
Gesellschafterebene bloß hinsichtlich des Anteilstausches aufgrund der Verschmelzung 
selbst geboten ist. Die Zuteilung der Gegenleistungsanteile darf bloß „für sich alleine“ zu 
keiner Besteuerung führen. Demnach sind im Rahmen der Verschmelzung stattfindende 
„Nebenvorgänge“ insoweit nicht vom Gebot der Steuerneutralität der FRL erfasst, als sie 
über den Anteilstausch hinausgehen (d.h. bloß der verschmelzungsbedingte Anteilstausch 
selbst darf nicht der Besteuerungsanlass sein). Sonstige – nicht mehr unbedingt notwendige 
und typischerweise mit einer Verschmelzung verbundene – zur Verschmelzung 
hinzutretende Umstände können daher durch den Ansässigkeitsstaat des Gesellschafters 
steuerlich selbstständig gewürdigt werden. Dies können z.B. sein:1972      
? Entstrickung von Gegenleistungsanteilen durch Entnahme derselben aus dem 
Betriebsvermögen des Gesellschafters;1973 
? Die Entstrickung aus der persönlichen Steuerpflicht beim Gesellschafter wegen 
Wohnsitzverlegung, Wegfall der Anknüpfung der beschränkten Steuerpflicht durch 
                                                 
1969 Vgl. Tumpel, Harmonisierung 1994, 195. 
1970 Vgl. Schindler in SE-Kommentar, Rz 99 mwH; Staringer, SWI 2005, 218; Hügel, Grenzüberschreitende und Nationale 
Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, § 5 Rz 6. 
1971 Vgl. Tumpel, Harmonisierung 1994, 112, 159; Thömmes, Rz 29, 107, 220, 233; Staringer, SWI 2005, 219 zitiert nach 
Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 49, FN 137. Ebenso Hügel, Grenzüberschreitende und Nationale 
Verschmelzungen im Steuerrecht, 2009, § 5 Rz 6 FN 5 mwH. AA Hohenwarter, RdW 2006, 731 und RdW 2007, 569. 
1972 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 50f. 
1973 Vgl. Tumpel, Harmonisierung 1994, 194; Wassermeyer, DStR 1992, 60. 
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einen Wechsel von einer in- auf eine ausländische Beteiligung oder 
verschmelzungsbedingte Änderungen beim anzuwendenden DBA – dieser Effekt 
wird jedoch im Schrifttum1974 teilweise als potenziell „verschmelzungstypischer 
Umstand“ gewertet und daher ein Besteuerungsaufschub gefordert;1975 
? Äquivalenzverletzungen; 
? Mißbräuchliche Umgründungen; 
? Veräußerung Gegenleistungsanteile kurz nach Verschmelzung.  
Neben dem Anteilstausch können gem Art 2 lit a FRL (betraglich beschränkt mit 10 
Prozent des Nennwertes der gewährten Anteile) bare Zuzahlungen geleistet werden. Diese 
beeinträchtigen nicht die Steuerneutralität des Anteilstausches, können aber selbst gem Art 
8 Abs 9 FRL durch die Mitgliedsstaaten besteuert werden.   
8.4.4.3.2 Bewertung der Gegenleistungsanteile 
Das Steuerneutralitätsgebot des Art 8 Abs 1 FRL entfaltet gem. Art 8 Abs 4 FRL nur 
insoweit seine Wirkung, als es im Rahmen der Verschmelzung auf Gesellschafterebene 
steuerlich zur Buchwertfortführung kommt. Art 8 Abs 4 FRL trifft zwar keine Aussage 
darüber, nach welchem Recht es zur steuerlichen Buchwertfortführung kommen muss, 
allerdings ergibt sich aus dem Zweck der Regelung, dass diesbezüglich wohl auf das 
Steuerrecht jenes Mitgliedsstaates abgestellt werden muss, welcher auf die Besteuerung 
des Anteilstausches anlässlich der Verschmelzung verzichtet (idR der Ansässigkeitsstaat 
des Gesellschafters der übertragenden Gesellschaft, in Ausnahmefällen der Sitzstaat der 
übertragenden Gesellschaft).1976 Kommt es auf Ebene des Gesellschafters anlässlich der 
Verschmelzung – entweder in seinem Ansässigkeitsstaat oder dem Betriebsstättenstaat – 
zur Ausübung einer Aufwertungsoption, so führt dies gem Art 8 Abs 8 FRL zur 
Besteuerung des Anteilstausches.1977 
Dem Wortlaut nach hat Art 8 Abs 4 bzw. Abs 8 FRL auf die Bewertung der 
Gegenleistungsanteile nach dem Recht des Übernahmestaates (Ansässigkeitsstaat der 
übernehmenden Gesellschaft) keine Auswirkung.1978 Insofern dieser jedoch aufgrund der 
Verschmelzung erstmalig ein Besteuerungsrecht an den Gegenleistungsanteilen (wg. eines 
atypischen DBA mit Besteuerungsrecht für den Sitzstaat der 
übernehmenden/aufnehmenden Gesellschaft) erhält, so wird im Schrifttum – auf Basis 
einer primärrechtlich gebotenen und auch systematisch aus der FRL ableitbaren 
Besteuerung nach dem „Territorialitätsprinzip“ – ein zwingender Verkehrswertansatz 
vertreten.1979    
 
                                                 
1974 Vgl. Hohenwarter, RdW 2007, 569; offenlassend Hirschler, in FW Wiesner, 150; ablehnend Herzig/Griemla, StuW 2002, 71. 
1975 Vgl. Hohenwarter, RdW 2007, 569. 
1976 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 51. 
1977 Vgl. Tumpel, Harmonisierung 1994, 196. 
1978 Vgl. Schindler in Schindler/Stingl (Hrsg), Cross Border Mergers in CEE/SEE, 2009, General Tax Law Issues, Pkt. 5. 
1979 Vgl. Hirschler, in FS Wiesner, 154. 
  457
8.4.4.3.3 Steuerhängigkeit der Gegenleistungsanteile 
Gem. Art 8 Abs 6 FRL hindert das Gebot der Steuerneutralität gem Art 8 Abs 1 FRL die 
Mitgliedstaaten nicht daran, den Gewinn aus einer späteren Veräußerung der 
Gegenleistungsanteile in gleicher Weise zu besteuern wie den Gewinn aus einer 
Veräußerung der vor dem Erwerb vorhandenen Anteile. Diese Regelung kann einerseits als 
Klarstellung insofern verstanden werden, als durch das Steuerneutralitätsgebot des Art 8 
Abs 1 FRL eine der Verschmelzung nachgelagerte Besteuerung der Gegenleistungsanteile 
nicht behindert wird. Die Besteuerung der Gegenleistungsanteile „in gleicher Weise“ wie 
die Anteile, die vor der Verschmelzung vorhanden waren, begrenzt den 
Besteuerungsanspruch gem. Art 8 Abs 6 FRL jedoch quantitativ mit den stillen Reserven 
der verschmelzungsbedingt untergehenden Anteile (d.h. mit den stillen Reserven, die bis 
zur Umgründung kumuliert wurden). Die Sicherung des Besteuerungsrechtes kann für die 
Gegenleistungsanteile eine Erweiterung der sachlichen Steuerpflicht erforderlich machen 
(z.B. über eine Steuerhängigkeitsfiktion für verschmelzungsbedingt entstehende 
internationale Schachtelbeteiligungen iSd § 5 Abs 7 UmgrStG).1980 Eine Treaty-Override 
ist jedoch auch durch die FRL nicht legitimiert.1981   
8.4.5 Die Betriebseinbringung (Einbringung von Unternehmensteilen) 
8.4.5.1 Einbringungsformen 
Wie bereits einleitend beschrieben, werden unter der „Einbringung von 
Unternehmensteilen“ iSd FRL (Art 1 lit a iVm Art 2 lit d FRL) im Wesentlichen  
? die Einbringung von Betrieben oder Teilbetrieben1982 
? zwischen Gesellschaften1983  
? aus zwei oder mehr Mitgliedstaaten  
? gegen Gewährung von Anteilen am Gesellschaftskapital der übernehmenden 
Gesellschaft an die einbringende Gesellschaft (ohne Zuzahlungen) 
verstanden. Es fallen daher nur grenzüberschreitende Betriebs- bzw. 
Teilbetriebseinbringungen zwischen EU-Gesellschaften unter die FRL. Nicht unter die 
FRL fallen daher die Einbringung von Kapitalanteilen1984, Personengesellschafts-
anteilen1985 oder sonstigem nicht betrieblichem Vermögen. Die Einbringung von Betrieben 
bzw. Teilbetrieben zwischen einer EU- und einer Drittstaatsgesellschaft fällt selbst dann 
nicht unter die FRL, wenn sich die übertragenen Betriebe/Teilbetriebe in einem anderen 
                                                 
1980 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 52f. 
1981 Vgl. Schön, IStR 2004, 297. 
1982 Der „Betrieb“ wird in der FRL nicht gesondert definiert. In Anlehnung an den Teilbetriebsbegriff wird darunter die Gesamtheit der 
aktiven und passiven Wirtschaftsgüter verstanden, die einer betrieblichen Tätigkeit dienen. Der „Teilbetrieb“ wird unter Art 2 lit j FRL 
definiert, für Details siehe Kapitel 4.1.1.3. 
1983 Die Einbringung von Vermögen durch natürliche Personen fällt daher nicht zwingend unter die Schutzwirkung der FRL, vgl. Mayr, 
RdW 2008, 816. Nach Staringer geht der österreichische Gesetzgeber unter § 16 Abs 2 Z 1 UmgrStG über dieses Mindesterfordernis der 
FRL hinaus und begünstigt neben der Einbringung durch ausländische Gesellschaften auch jene durch ausländische natürliche Personen, 
vgl. Staringer, Internationale Umgründungen im Steuerrecht, in Helbich/Wiesner/Bruckner (Hrsg), HB UmgrStG, Band C, Q 2, Lfg. 
Jänner 2002. 
1984 Insoweit nicht unter Art 8 FRL subsumierbar. 
1985 Vgl. Tumpel, Harmonisierung, 1994, 146; Benecke/Schnittger, IStR 2005, 641; zitiert nach Furherr/Huber, Internationale 
Umgründungen, 2008, 63, FN 190. 
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Mitgliedsstaat befinden. Die FRL bleibt jedoch anwendbar, wenn neben zwei EU-
Gesellschaften auch eine Nicht-EU-Gesellschaft an der Einbringung beteiligt ist.1986  
Die Einbringung hat darüber hinaus gegen die Gewährung von Anteilen und – im 
Unterschied zur Verschmelzung – jedenfalls ohne Zuzahlung zu erfolgen. Nicht 
erforderlich ist der Vermögensübergang per Gesamtrechtsnachfolge, eine steuerliche 
Gesamtrechtsnachfolge wird in der FRL nicht ausgeschlossen. Das Erfordernis der 
Gewährung neuer Anteile wird im Schrifttum liberal interpretiert, wonach keine neuen 
Anteile gewährt werden müssen (stattdessen ist die Abtretung von Altanteilen oder die 
Abfindung mit Eigenanteilen möglich).1987 Unklar ist, ob auch ein Verzicht auf die 
Anteilsgewährung mangels gesellschaftsrechtlicher Erforderlichkeit (z.B. bei einem 
gemeinsamen Alleingesellschafter) zulässig ist.1988  
8.4.5.2 Besteuerung auf Gesellschaftsebene 
Die Besteuerung von Betriebs- oder Teilbetriebseinbringungen wird in der FRL unter Art 9 
über Verweis auf die Art 4, 5 und 6 geregelt. Für die Betriebseinbringung gelten daher 
dieselben Regelungen wie für Verschmelzungen (ausgenommen die Sonderbestimmungen 
zur Up-Stream Verschmelzung). Demnach darf die Vermögensübertragung auf Ebene der 
einbringenden Gesellschaft insofern nicht besteuert werden, als das übertragene 
Betriebsvermögen – trotz Einbringung – weiterhin einer österreichischen steuerverstrickten 
Betriebsstätte zurechenbar ist.  
Der Betriebsstättenstaat verzichtet gem. Art 4 Abs 1 FRL auf die einbringungsveranlasste 
Besteuerung der stillen Reserven, wobei als Voraussetzung hierfür gem. Art 4 Abs 4 FRL 
das eingebrachte Vermögen zu seinen steuerlichen Buchwerten übetragen und bei der 
übernehmenden Gesellschaft fortgeführt werden muss (Buchwertfortführung). Bei 
Ausübung einer Aufwertungsoption nach dem Recht des Einbringungsstaates ist gem. Art 4 
Abs 5 FRL eine Besteuerung der stillen Reserven (Veräußerungsgewinnbesteuerung) 
zulässig. Gem. Art 5 FRL müssen steuerfreie Rückstellungen und Rücklagen durch die 
übernehmende Gesellschaft in der übernommenen Betriebsstätte fortgeführt werden.   
Die Verlustvorträge von Betriebsstätten im Einbringungsstaat werden gem. Art 6 FRL 
nach den gleichen Vorschriften wie bei Inlandseinbringungen übertragen, wobei die 
Zurechnung der Verluste an die einzelnen betrieblichen Einheiten verursachungsgerecht 
und entsprechend der innerstaatlichen Regeln zu erfolgen hat.  
Handelt es sich beim Einbringungsstaat nicht gleichzeitig um den Betriebsstättenstaat, 
sondern befindet sich die Betriebsstätte in einem anderen Mitgliedsstaat, so verliert der 
Einbringungsstaat einbringungsbedingt die Steuerhängigkeit der ausländischen 
Betriebsstätte.1989 Er hat allerdings gem. Art 10 Abs 1 bzw. Abs 2 FRL das Wahlrecht: 
? zur Nachversteuerung der bisher berücksichtigten Verluste oder  
                                                 
1986 Vgl. Saß, DB 1990, 2343. 
1987 Vgl. Herzig/Förster, DB 1992, 913; Tumpel, Harmonisierung, 1994, 148; Thömmes, 5.2. Rz 49 zitiert nach Furherr/Huber, 
Internationale Umgründungen, 2008, 60. 
1988 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 61 mwH. 
1989 Vgl. Kofler/Schindler, taxlex 2005, 501 (zur Umwandlung einer Niederlassung in eine Tochtergesellschaft). 
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? zur sofortigen Besteuerung der im Einbringungsvermögen enthaltenen stillen 
Reserven mit Anrechnung der fiktiven Steuer des Betriebsstättenstaates 
(vorausgesetzt ihm steht das Besteuerungsrecht an der ausländischen Betriebsstätte 
abkommensrechtlich zu).1990 
8.4.5.3 Besteuerung auf Gesellschafterebene 
Im Rahmen der grenzüberschreitenden Einbringung von Betrieben bzw. Teilbetrieben in 
andere EU-Gesellschaften werden als Ausgleich für die Vermögensübertragung 
Gegenleistungsanteile an den Einbringenden gewährt. Während die Bewertung von 
Gegenleistungsanteilen im Falle von grenzüberschreitenden EU-Verschmelzungen unter 
Art 8 FRL gesondert geregelt wird, ist dies im Falle von Einbringungen – Art 9 FRL 
verweist nämlich nicht auf Art 8 FRL – nicht der Fall. Die FRL enthält daher für Betriebs- 
bzw. Teilbetriebseinbringungen hinsichtlich der Bewertung der Gegenleistungsanteile 
keine Regelungen. Ursprünglich war eine solche in Form des Ansatzes der 
Gegenleistungsanteile zum Verkehrswert beabsichtigt. Aus Befürchtung der 
Mitgliedsstaaten vor steuergestalterischen Maßnahmen (steuerfreie Veräußerung der 
einbringungsgeborenen Gegenleistungsanteile) wurde schließlich von der Aufnahme einer 
entsprechenden Bewertungsregelung in die FRL abgesehen.1991 Es liegt daher ein 
Regelungsfreiraum für die Mitgliedsstaaten vor. Der Ansässigkeitsstaat der einbringenden 
Gesellschaft kann die Gegenleistungsanteile folglich zum Buchwert des eingebrachten 
Vermögens oder zu dessen Verkehrswert ansetzen (Anmerkung: in Österreich zum 
Buchwert). Steuerpolitisch werden sowohl mit der Buchwerteinbringung als auch der 
Verkehrswerteinbringung bestimmte Vor- und Nachteile in Verbindung gebracht 
(Verdoppelung stille Reserven als Verhinderungsgrund wirtschaftlich sinnvoller 
Umstrukturierungen, eventuell Diskrimierung inländischer Vorgänge, Verhinderung 
Steuerumgehung).1992     
8.4.6 Mißbrauchsklausel 
Unter Art 15 lit a FRL wird ein Anwendungsausschluss der Begünstigungen der FRL für 
den Fall vorgesehen, in dem eine Umstrukturierung als mißbräuchlich eingestuft wird. 
Dies ist dann der Fall, wenn der Umstrukturierungsvorgang als hauptsächlichen 
Beweggrund oder als einen der hauptsächlichen Beweggründe die Steuerhinterziehung 
oder Umgehung hat. Davon kann ausgegangen werden, wenn der Vorgang nicht auf 
plausiblen wirtschaftlichen Gründen (insbesondere einer Umstrukturierung oder 
Rationalisierung der beteiligten Gesellschaften) beruht.  
Fraglich im Zusammenhang mit der Anwendung der Mißbrauchsklausel ist naturgemäß, 
welche Vorgänge als Steuerumgehung zu werten sind, wobei sich Schwierigkeiten v.a. 
hinsichtlich der Abgrenzung von Steuerplanung und Steuerumgehung ergeben.1993 Die in 
der FRL angeführten Kriterien der Rationalisierung und Umstrukturierung werden – da zu 
                                                 
1990 Da der Einbringungsstaat mit dem Betriebsstättenstaat kein DBA oder ein solches mit Anrechnungsmethode vereinbart hat.  
1991 Vgl. EU-News, SWI 2005, 197; Kofler/Schindler, taxlex 2005, 562f; Tumpel, Harmonisierung, 1994, 197f mwH; Schindler in 
Schindler/Stingl (Hrsg), Cross Border Mergers in CEE/SEE, 2009, General Tax Law Issues, Pkt. 5. 
1992 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 62f mwH. 
1993 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 84. 
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allgemein – als hierfür untauglich eingestuft.1994 Steuerumgehungsabsichten schließen 
dabei nicht das Vorliegen weiterer vernünftiger wirtschaftlicher Gründe für eine bestimmte 
Konstruktion aus, wobei Steuerumgehungsabsichten in diesem Fall so lange unschädlich 
für die Anwendung der FRL sind als sie keines der vorrangigen Ziele darstellen.  
Grundsätzlich wird im Schrifttum davon ausgegangen, dass eine Konstruktion idR nur 
insofern als mißbräuchlich eingestuft werden kann, als durch die Umgründung nicht bloß 
ein Besteuerungsaufschub (der mit den Zielen und Prinzipien der FRL grundsätzlich 
vereinbar ist) sondern eine völlige Steuerneutralität erreicht wird.1995 Es wird daher nur 
dann von Mißbrauch ausgegangen, wenn mit einer bestimmten Umstrukturierung ein 
Endzustand erreicht wird, welcher mit dem System und den Zielen der FRL (d.h. dem 
Aufschub unter Sicherung der Besteuerungsrechte der Mitgliedstaaten) unvereinbar ist, 
wobei dies eine einzelfallbezogene Betrachtungsweise erfordert.1996 Pauschale und 
typisierende Mißbrauchsregelungen werden durch den EuGH klar als überschießend 
qualifiziert.1997 Mangels unmittelbarer Anwendbarkeit von Art 15 lit a FRL (keine 
Begünstigungsbestimmung) kann es nur aufgrund innerstaatlicher Vorschriften zur 
Missbrauchsbeurteilung kommen. Im österreichischen Steuerrecht findet Art 15 lit a FRL 
über § 44 UmgrStG seinen Niederschlag.1998    
8.4.7 Zusammenfassung 
Die Zielsetzung des vorherigen Kapitels war es zu untersuchen, in welcher Form die FRL 
in die Besteuerung von verschmelzungs- bzw- einbringungsbedingten 
grenzüberschreitenden Betriebsübertragungen eingreift und welche zwingenden Vorgaben 
sie hinsichtlich der Bewertung der übertragenen betrieblichen Substanz formuliert. Die im 
Rahmen dieser Untersuchung gewonnenen Erkenntnisse lassen sich wie folgt 
zusammenfassen:     
Grenzüberschreitende Verschmelzung/Fusion 
? Die grenzüberschreitende Verschmelzung einer österreichischen 
Kapitalgesellschaft (GmbH, AG) auf eine ausländische EU-Gesellschaft fällt 
prinzipiell in den Anwendungsbereich der FRL.1999 
? Gemäß Anhang zur FRL kann – neben einer SE – als slowakische aufnehmende 
Gesellschaft fungieren: AS, SRO oder KS.2000  
? Gemäß Anhang zur FRL kann – neben einer SE – als rumänische aufnehmende 
Gesellschaft fungieren: SA, SRL oder SCA.2001  
                                                 
1994 Vgl. Tumpel, Harmonisierung, 1994, 200. 
1995 Vgl. Herzig/Dautzenberg/Heyeres, DB 1991, Beilage 12,18. 
1996 Vgl. Tumpel, Harmonisierung, 1994, 201. 
1997 Vgl. Furherr/Huber, Internationale Umgründungen, 2008, 85 mwH; siehe auch Mayr, RdW 2009, 156 unter Hinweis auf EuGH 
17.7.1997, Leur-Bloem, C-28/95, Rz41. 
1998 Vgl. Mayr, RdW 2009, 156. 
1999 Siehe Kapitel 8.4.3.1. 
2000 Aus gesellschaftsrechtlichen Gründen kann lediglich eine AS oder einer SRO als aufnehmende Gesellschaft fungieren; siehe Kapitel 
6.3.1. und 8.4.3.2. 
2001 Siehe Kapitel 8.4.3.2. 
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? Die FRL nimmt ausschließlich auf die Ertragsbesteuerung von 
umgründungsbedingten Betriebsübertragungen Bezug und erfasst nicht auch die 
Entstrickung von österreichischen betrieblichen Einheiten aufgrund deren 
physischer Überführung ins Ausland (unabhängig davon ob diese eventuell 
zeitgleich mit einer von der FRL erfassten Verschmelzung erfolgt).2002 
? Sind die Betriebsstättenbedingung, die Steuerverhaftungsbedingung und die 
Fortführungsbedingung erfüllt, darf es im Rahmen der grenzüberschreitenden 
Verschmelzung – weder auf Gesellschafts- noch auf Gesellschafterebene – zu einer 
Ertragsbesteuerung der übertragenen betrieblichen Einheiten kommen (Art 4 und 
Art 8 FRL).2003  
? Um die o.a. Voraussetzungen zu erfüllen, muss die grenzüberschreitende 
Verschmelzung unter steuerlicher Buchwertfortführung erfolgen. Weiters muss die 
übertragene österreichische betriebliche Einheit trotz Verschmelzung weiterhin 
tatsächlich im Inland steuerverstrickt bleiben.  
? Wird österreichisches Besteuerungssubstrat im Zuge einer Verschmelzung 
entstrickt, sieht die FRL selbst keine zwingende Steuerstundung iSd § 1 Abs 2 
UmgrStG iVm § 6 Z 6 lit b EStG vor. Das Erfordernis einer solchen kann jedoch 
(bei Verlust des Besteuerungsrechtes an einen EU/EWR-Staat wie die Slowakei 
bzw. Rumänien) aus dem EU-Primärrecht abgeleitet werden.2004  
? Aus der Systematik der FRL zum Übergang steuerlicher Verlustvorträge kann 
abgeleitet werden, dass – obwohl eine explizite Regelung dazu fehlt – auf Ebene 
des Übernahmestaates ein Aufwertungsgebot besteht. Der Übernahmestaat muss 
daher betriebliche Wirtschaftsgüter, für die ihm im Zuge der Verschmelzung 
erstmalig ein Besteuerungsrecht zukommt, zum Fremdvergleichswert erfassen.2005  
? Auch wenn Österreich (lediglich) der Status als „Betriebsstättenstaat“ zukommt, 
gelten dieselben Regelungen wie bei der Qualifikation als Ansässigkeitsstaat des 
übertragenden Unternehmens. Die verschmelzungsbedingte Übertragung der 
österreichischen betrieblichen Einheit hat daher insofern steuerneutral zu erfolgen, 
als diese unter steuerlicher Buchwertfortführung erfolgt und keine steuerliche 
Entstrickung damit verbunden ist.2006  
? Werden in Österreich steuerhängige ausländische betriebliche Einheiten 
verschmelzungsbedingt entstrickt (EU-Anrechnungsbetriebstätten), so zwingt Art 
10 Abs 2 FRL bloß zur Anrechnung einer fiktiven ausländischen Quellensteuer. 
Auch für diesen Fall kann das Erfordernis einer Steuerstundung (bei Verlust des 
Besteuerungsrechtes an einen EU/EWR-Staat) nicht aus der FRL selbst sondern 
lediglich aus dem EU-Primärrecht abgeleitet werden.2007  
? Das von der FRL vorgesehene Regelwerk sieht daher für die 
verschmelzungsbedingte Übertragung von österreichischen betrieblichen Einheiten 
ins EU-Ausland (z.B. Rumänien, Slowakei) lediglich insofern eine steuerneutrale 
                                                 
2002 Siehe Kapitel 8.4.4.2.1. 
2003 Siehe Kapitel 8.4.4.2.1. 
2004 Siehe Kapitel 8.4.4.2.3. 
2005 Siehe Kapitel 8.4.4.2.2. 
2006 Siehe Kapitel 8.4.4.2.3. 
2007 Siehe Kapitel 8.4.4.2.3. 
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Übertragung vor, als im Zuge dessen keine Aufwertung vorgenommen wird und die 
übertragene betriebliche Substanz im Inland steuerverstrickt bleibt. 
? Kommt es jedoch verschmelzungsbedingt zur Entstrickung österreichischer 
betrieblicher Substanz, so sieht die FRL selbst keine Beschränkung des 
österreichischen Besteuerungsrechtes vor (eine Steuerstundung erfolgt jedoch 
zwingend auf Basis primärrechtlicher Vorgaben). Da diesfalls eine Verpflichtung 
zur Aufwertung für den Übernahmestaat systematisch aus der FRL ableitbar ist, 
droht aus diesem Vorgang keine Doppelbesteuerung. Empfehlenswert in diesem 
Zusammenhang erscheint jedoch – da eine Aufwertungsverpflichtung von einigen 
Mitgliedsstaaten (zB. die Slowakei oder Rumänien) aus der FRL nicht abgeleitet 
wird – die Aufnahme einer expliziten Aufwertungsverpflichtung für den 
Übernahmestaat in die FRL.      
Grenzüberschreitende Betriebseinbringung 
? Die grenzüberschreitende Einbringung eines österreichischen Betriebes bzw. 
Teilbetriebes durch eine österreichische Kapitalgesellschaft (GmbH, AG) in eine 
ausländische EU-Gesellschaft gegen Gewährung von Gegenleistungsanteilen und 
ohne Zuzahlungen fällt prinzipiell in den Anwendungsbereich der FRL.2008 
? Gemäß Anhang zur FRL kann – neben einer SE – als slowakische aufnehmende 
Gesellschaft fungieren: AS, SRO oder KS.2009 
? Gemäß Anhang zur FRL kann – neben einer SE – als rumänische aufnehmende 
Gesellschaft fungieren: SA, SRL oder SCA.2010  
? Die FRL nimmt ausschließlich auf die Ertragsbesteuerung von 
umgründungsbedingten Betriebsübertragungen Bezug und erfasst nicht auch die 
Entstrickung von österreichischen betrieblichen Einheiten aufgrund deren 
physischer Überführung ins Ausland (unabhängig davon, ob diese eventuell 
zeitgleich mit einer von der FRL erfassten Einbringung erfolgt). 2011 
? Die steuerliche Qualifikation der unionsinternen grenzüberschreitenden 
Übertragung von österreichischen Betrieben bzw. Teilbetrieben per Einbringung 
erfolgt nach den selben Kriterien wie eine Verschmelzung (siehe oben). Die 
Übertragung erfolgt daher auf Gesellschaftsebene insofern steuerneutral, als es im 
Zuge der Einbringung zur steuerlichen Buchwertfortführung und zu keiner 
Entstrickung im Inland kommt. 2012  
? Handelt es sich beim Einbringungsstaat (Österreich) nicht gleichzeitig um den 
Betriebsstättenstaat und geht dadurch im Rahmen der Einbringung ein 
Besteuerungsrecht auf Gesellschaftsebene verloren, so lässt die FRL prinzipiell die 
sofortige Besteuerung der im übertragenen Vermögen (EU-
                                                 
2008 Siehe Kapitel 8.4.5.1. 
2009 Siehe Kapitel 8.4.3.2. 
2010 Siehe Kapitel 8.4.3.2. 
2011 Siehe Kapitel 8.4.4.2.1. 
2012 Siehe Kapitel 8.4.5.2. 
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Anrechnungssbetriebstätte) enthaltenen stillen Reserven – bei gleichzeitiger 
Anrechnung einer ausländischen fiktiven Steuer – zu. 2013 
? Das von der FRL vorgesehene Regelwerk sieht daher für die einbringungsbedingte 
Übertragung von österreichischen betrieblichen Einheiten ins EU-Ausland (z.B. 
Rumänien, Slowakei) lediglich insofern eine steuerneutrale Übertragung vor, als im 
Zuge dieser keine Aufwertung vorgenommen wird und die betriebliche Substanz 
im Inland steuerverstrickt bleibt.2014 
? Kommt es jedoch einbringungsbedingt zur Entstrickung österreichischer 
betrieblicher Substanz, so sieht die FRL selbst keine Beschränkung des 
österreichischen Besteuerungsrechtes vor (eine Steuerstundung erfolgt jedoch auf 
Basis primärrechtlicher Vorgaben). Da diesfalls eine Verpflichtung zur Aufwertung 
für den Übernahmestaat systematisch aus der FRL ableitbar ist, droht aus diesem 
Vorgang auf Gesellschaftsebene keine Doppelbesteuerung. 
? Die Bewertung der einbringungsbedingt gewährten Gegenleistungsanteile wird – 
im Gegensatz zur Verschmelzung (Art 8 FRL) – durch die FRL nicht bestimmt und 
liegt daher im Regelungsfreiraum der Mitgliedstaaten. Österreich nutzt diesen 
Freiraum insofern, als es die Gegenleistungsanteile zum steuerlichen Buchwert des 




                                                 
2013 Siehe Kapitel 8.4.5.2. 
2014 Siehe Kapitel 8.4.5.2. 














































9 Zusammenfassung Ergebnisse 
9.1 Betriebsverlagerung/-überführung 
Allgemein 
? Die permanente, physische Verlagerung eines österreichischen Betriebes bzw. 
Teilbetriebes ins Ausland löst die Wegzugsbesteuerung iSd § 6 Z 6 EStG aus im 
Rahmen dessen die in den überführten Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen 
Reserven sowie ein etwaiger Firmenwert (im Ausmaß der Differenz zwischen 
Buchwert und Fremdvergleichswert) aufgedeckt und versteuert werden. Die 
Besteuerung nach § 6 Abs 6 EStG wird dabei unabhängig davon ausgelöst, ob mit 
der körperlichen Überführung eine tatsächliche steuerliche Entstrickung verbunden 
ist oder nicht („Überführungsbesteuerung“ im Gegensatz zu einer 
„Entstrickungsbesteuerung“).2016 
? Die physische Verlagerung von im Inland steuerverstrickten ausländischen 
Teilbetrieben (Anrechnungsbetriebstätten oder DBA-lose Betriebstätten) in andere 
ausländische Betriebstätten stellt ebenfalls einen Anwendungsfall des § 6 Z 6 EStG 
dar. Dies deshalb, weil aufgrund der von § 2 Abs 8 Z 1 EStG geforderten 
„Inlandsfiktion“ eine Überführung vom In- ins Ausland iSd § 6 Z 6 EStG unterstellt 
wird.2017 
? Erfolgt die Verlagerung österreichischer Betriebe bzw. Teilbetriebe in einen 
anderen Staat der Europäischen Union oder in einen anderen EWR-Staat (mit 
umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe) wird die Wegzugsbesteuerung auf 
Antrag bis zur tatsächlichen Realisierung gestundet („Nichtfestsetzungskonzept“). 
Nachträgliche Wertminderungen werden unter bestimmten Voraussetzungen 
(betragliche Deckelung, Nichtberücksichtigung im Zuzugsstaat) steuermindernd 
berücksichtigt.2018 
? Die österreichische Wegzugsbesteuerung ist abkommensrechtlich zulässig, 
allerdings nicht unbedingt notwendig. Die im Wegzugszeitpunkt in den 
betrieblichen Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen Reserven könnten aufgrund der 
Besteuerung nach  dem Betriebstättenprinzip (Art 7 und Art 13 OECD-MA) von 
Österreich theoretisch auch erst zeitlich nachgelagert zum Wegzug (z.B. im 
Realisierungszeitpunkt) der Besteuerung unterworfen werden. 2019 
? Die aktuelle Wegzugsbesteuerungssystematik Österreichs kann in ihren 
Grundzügen auch als unionsrechtskonform eingestuft werden. 2020 
? Unionsrechtliche Bedenken hinsichtlich § 6 Z 6 EStG bestehen jedoch (u.a.) in 
folgenden Detailbereichen: 
o Besteuerung von selbst erstellten immateriellen Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens (siehe unten), 
                                                 
2016 Siehe Kapitel 4.2.2. 
2017 Siehe Kapitel 4.2.2.2.2. 
2018 Siehe Kapitel 4.2.9. 
2019 Siehe Kapitel 7.1.5.2.3. 
2020 Siehe Kapitel 8.2.5. 
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o unbedingtes Bewertungserfordernis,2021 
o Nicht mögliche nachträgliche Beantragung einer Nichtfestsetzung 
(nachgelagert zum Wegzug zB. im Rahmen einer Betriebsprüfung),2022 
? Der Wirtschaftsgutbegriff des § 6 Z 6 EStG muss in unionsrechtskonformer Weise 
interpretiert werden und sollte daher auch das „Realisierungskonzept“ des 
überführten Vermögenswertes berücksichtigen. Eine zu enge 
Wirtschaftsgutdefinition würde zur Subsumierung von bestimmten 
Vermögenswerten (z.B. selbst aufgebauter Kundenstamm) unter den Begriff der 
„sonstigen Leistung“ führen und die Überführung in unionsrechtswidriger Weise 
von der Anwendung des Nichtfestsetzungskonzeptes des § 6 Z 6 lit b EStG 
ausschließen.2023 
? Auch die für die Überführung selbst erstellter immaterieller Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens (z.B. originärer Firmenwert) geltende Sonderregelung des § 6 Z 
6 lit b EStG muss insofern in unionsrechtskonformer Weise und abweichend von 
ihrem Wortlaut ausgelegt werden, als dadurch lediglich wegzugsbedingte 
steuerwirksame „Mehrabschreibungen“ im Zuzugsstaat ausgeglichen werden 
dürfen. Die Vornahme einer (pauschalen) Nachversteuerung von 
Herstellungskosten unabhängig von einer steuerwirksamen Mehrabschreibung im 
Zuzugsstaat erscheint unionsrechtswidrig.2024     
? Eine etwaige Einschränkung des Nichtfestsetzungskonzeptes für Betriebsvermögen 
darf mE nur insoweit erfolgen, als damit keine Benachteiligung Wegziehender im 
Vergleich zu inländischen Unternehmen verbunden ist. Insofern sich die 
Nachverfolgbarkeit des Realisierungsstatus des überführten Betriebsvermögens für 
die österreichische Finanzverwaltung als schwierig bzw. unzumutbar erweist, sollte 
die Wegzugssteuer festgesetzt aber gestundet und – basierend auf einer 
„typisierenden“ Nutzungsdauer – zeitlich gestaffelt eingehoben werden. Eine 
Sofortbesteuerung stiller Reserven stellt – auch bei komplexer strukturierten 
Betriebsvermögen – jedenfalls nicht das gelindeste Mittel und daher eine 
unionsrechtswidrige Maßnahme dar.2025 
? Der Zuzugsstaat ist aufgrund der Besteuerung nach dem Betriebstättenprinzip (Art 
7 OECD-MA) und idR auch aufgrund des BS-Diskriminierungsverbotes (Art 24 
Abs 3 OECD-MA) dazu verpflichtet, die überführten Wirtschaftsgüter zu ihrem 
Fremdvergleichswert zu erfassen. Es besteht daher – unabhängig von einer 
etwaigen innerstaatlichen Regelung – eine abkommensrechtliche 
Aufwertungsverpflichtung.2026 
? Der Zuzugsstaat ist – eine unionsinterne Überführung vorausgesetzt – auch aus 
primärrechtlicher Sicht unter Diskriminierungsgesichtspunkten in der Regel zu 
einer Aufwertung der überführten Wirtschaftsgüter unionsrechtlich verpflichtet. Es 
ist daher vom Vorliegen einer primärrechtlichen Aufwertungsverpflichtung 
                                                 
2021 Siehe Kapitel 8.3.2. und 4.2.11. 
2022 Siehe Kapitel 4.2.11.2. 
2023 Siehe Kapitel 4.2.3.3. 
2024 Siehe Kapitel 8.3.2.2. 
2025 Siehe Kapitel 8.2.2.2.5. und 8.3.2.1.  
2026 Siehe Kapitel 7.1.5.2.4. 
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auszugehen. Eine sekundärrechtliche Aufwertungsverpflichtung besteht im Falle 
von Betriebsüberführungen nicht.2027    
Betriebsverlagerung nach Rumänien 
? Im Fall der grenzüberschreitenden Überführung eines österreichischen Betriebes 
bzw. Teilbetriebes nach Rumänien kommt es zur Aufdeckung der im überführten 
Betrieb enthaltenen stillen Reserven sowie eines etwaigen Firmenwertes.2028 Auf 
Antrag wird die wegzugsbedingt ausgelöste österreichische Steuer bis zur 
tatsächlichen Realisierung gestundet. Diese Vorgehensweise Österreichs stellt im 
Wesentlichen einen unionsrechtskonformen als auch abkommenskonformen 
Vorgang dar. 
? Im rumänischen Steuerrecht ist keine explizite Regelung zur zuzugsbedingten 
Aufwertung vorgesehen. Aufgrund dieses Umstandes geht die rumänische 
Steuerbehörde als auch die lokale Beratung davon aus, dass es zuzugsbedingt zu 
keiner steuerlichen Aufwertung (Step Up) kommt.2029   
? Das rumänische Steuerrecht beinhaltet jedoch eine allgemeine 
Transferpreisregelung, welche für die unternehmensinterne grenzüberschreitende 
Überführung von Wirtschaftsgütern prinzipiell den Ansatz von 
Fremdvergleichspreisen zwingend vorsieht. Auf Basis dieser Regelung kann mE 
eine steuerliche Aufwertung von zuzugsbedingt überführten Wirtschaftsgütern 
vertreten werden (im Sinne eines fiktiven „Erwerbes“ des Wirtschaftsgutes durch 
die rumänische Betriebsstätte bzw. das rumänische Stammhaus).2030    
? Unabhängig von o.a. Umstand ist davon auszugehen, dass Rumänien – trotz 
fehlender expliziter innerstaatlicher Regelung – abkommensrechtlich sowie 
unionsrechtlich dazu verpflichtet ist, vor dem Zuzug aufgebaute stillen Reserven 
bzw. einen Firmenwert (im Zeitpunkt der Realisierung) nicht der lokalen 
Besteuerung zu unterwerfen. Dies setzt eine steuerliche Aufwertung des 
zugezogenen österreichischen Betriebes auf den Fremdvergleichswert voraus. 
Nimmt Rumänien jedoch keine steuerliche Aufwertung vor verstößt es gegen seine 
unionsrechtlichen (und völkerrechtlichen) Verpflichtungen und kann hierfür vor 
dem EuGH belangt werden.2031  
? Werden im Rahmen der Betriebsüberführung selbst erstellte immaterielle 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens (originärer Firmenwert, Kundenstamm, 
Know-How, etc.) verlagert, so kommt es mE nur insoweit zur Nachversteuerung 
der damit verbundenen Herstellungskosten iSd § 6 Z 6 lit b EStG in Österreich, als 
eine steuerliche Aktivierung inklusive (Mehr-)Abschreibung dieser im Rumänien 
tatsächlich vorliegt. Darüber hinaus müssen sich die (Mehr-)Abschreibungen in 
Rumänien tatsächlich steuermindernd auswirken (nicht bloß Erhöhung 
Verlustvorträge). 2032 
                                                 
2027 Siehe Kapitel 8.2.6. 
2028 Siehe Kapitel 4.2.2. 
2029 Siehe Kapitel 5.2.2.1. 
2030 Siehe Kapitel 5.2.2.1. und 5.2.2.2. 
2031 Siehe Kapitel 7.1.5.2.4. und 8.2.6.2. 
2032 Siehe Kapitel 5.2.2.2. und 8.3.2.2. 
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? Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Überführung von österreichischen 
Betrieben bzw. Teilbetrieben nach Rumänien – aufgrund fehlender rumänischer 
Regelungen zu einer möglichen Aufwertung – mit einer signifikanten 
Rechtsunsicherheit und dem Risiko einer Mehrfachbesteuerung behaftet ist. 
Darüber hinaus stellt insbesondere die Sonderregelung des § 6 Z 6 lit b EStG zu 
selbst erstellten unkörperlichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens (eine 
wortlautgetreue Interpretation der Regelung vorausgesetzt) eine 
unionsrechtswidrige Mehrbelastung für Wegziehende dar.             
Betriebsverlagerung in die Slowakei 
? Im Fall der grenzüberschreitenden Überführung eines österreichischen Betriebes 
bzw. Teilbetriebes in die Slowakei kommt es zur Aufdeckung der im überführten 
Betrieb enthaltenen stillen Reserven sowie eines etwaigen Firmenwertes.2033 Auf 
Antrag wird die wegzugsbedingt ausgelöste österreichische Steuer bis zur 
tatsächlichen Realisierung gestundet. Diese Vorgehensweise Österreichs stellt im 
Wesentlichen einen unionsrechtskonformen als auch abkommenskonformen 
Vorgang dar. 
? Im slowakischen Steuerrecht ist keine explizite Regelung zur zuzugsbedingten 
Aufwertung vorgesehen. Das slowakische Steuerrecht beinhaltet jedoch eine 
allgemeine Transferpreisregelung, welche für die unternehmensinterne 
grenzüberschreitende Überführung von Wirtschaftsgütern den Ansatz von 
Fremdvergleichspreisen zwingend vorsieht. Auf Basis dieser Regelung kann eine 
steuerliche Aufwertung von zuzugsbedingt überführten Wirtschaftsgütern vertreten 
werden (im Sinne eines fingierten „Erwerbes“ des Wirtschaftsgutes durch die 
slowakische Betriebsstätte bzw. das slowakische Stammhaus).2034    
? Unabhängig von o.a. Umstand ist davon auszugehen, dass die Slowakei – trotz 
fehlender expliziter innerstaatlicher Regelung – abkommensrechtlich sowie 
unionsrechtlich dazu verpflichtet ist, vor dem Zuzug aufgebaute stillen Reserven 
bzw. einen Firmenwert (im Zeitpunkt der Realisierung) nicht der lokalen 
Besteuerung zu unterwerfen. Dies setzt eine steuerliche Aufwertung des 
zugezogenen österreichischen Betriebes auf den Fremdvergleichswert voraus. 
Nimmt die Slowakei keine steuerliche Aufwertung vor verstößt sie gegen ihre 
unionsrechtlichen (und völkerrechtlichen) Verpflichtungen und kann hierfür vor 
dem EuGH belangt werden. 2035  
? Werden im Rahmen der Betriebsüberführung selbst erstellte immaterielle 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens (originärer Firmenwert, Kundenstamm, 
Know-How, etc.) verlagert, so kommt es mE nur insoweit zur Nachversteuerung 
der damit verbundenen Herstellungskosten iSd § 6 Z 6 lit b EStG in Österreich, als 
eine steuerliche Aktivierung inklusive (Mehr-)Abschreibung dieser in der Slowakei 
tatsächlich vorliegt. Darüber hinaus müssen sich die (Mehr-)Abschreibungen in der 
                                                 
2033 Siehe Kapitel 4.2.2. 
2034 Siehe Kapitel 6.2. 
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Slowakei tatsächlich steuermindernd auswirken (nicht bloß Erhöhung 
Verlustvorträge). 2036 
? Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Überführung von österreichischen 
Betrieben bzw. Teilbetrieben in die Slowakei – aufgrund fehlender slowakischer 
Regelungen zu einer möglichen Aufwertung – mit einer signifikanten 
Rechtsunsicherheit und dem Risiko einer Mehrfachbesteuerung behaftet ist. 
Darüber hinaus stellt insbesondere die Sonderregelung des § 6 Z 6 lit b EStG zu 
selbst erstellten unkörperlichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens – eine 
wortlautgetreue Interpretation vorausgesetzt – eine unionsrechtswidrige 
Mehrbelastung für Wegziehende dar.           
9.2 Betriebsübertragung per Verschmelzung 
Allgemein 
? Die Übertragung eines österreichischen Betriebes bzw. Teilbetriebes auf eine  
ausländische Gesellschaft per Verschmelzung löst die Entstrickungsbesteuerung 
iSd § 1 Abs 2 UmgrStG insofern aus, als es durch den Verschmelzungsvorgang zu 
einem Verlust des österreichischen Besteuerungsrechtes kommt. Ist dies der Fall, 
werden die im entstrickten Betriebsvermögen enthaltenen stillen Reserven sowie 
ein etwaiger Firmenwert (im Ausmaß der Differenz zwischen Buchwert und 
gemeiner Wert) der österreichischen Besteuerung unterworfen.2037  
? Im Zuge einer verschmelzungsbedingten Übertragung eines österreichischen 
Betriebes bzw. Teilbetriebes auf eine ausländische Gesellschaft kommt es jedoch in 
der Regel hinsichtlich des österreichischen Betriebes zu keiner Entstrickung. Das 
übertragene Betriebsvermögen bleibt lokal steuerverstrickt und wird als 
österreichische Betriebstätte der ausländischen, übernehmenden Gesellschaft 
fortgeführt (Ausnahmen: Schiff- und Luftfahrtunternehmen, Wegfall 
abkommensrechtliche Betriebsstättenqualifikation, fehlende funktionale 
Verknüpfung,  etc.). Daher kommt es in diesem Fall zumeist – auf Gesellschafts- 
und Gesellschafterebene – zur steuerneutralen Buchwertfortführung.2038 
? Die Besteuerung nach § 1 Abs 2 UmgrStG stellt eine „Entstrickungsbesteuerung“ 
dar, welche unabhängig davon stattfindet, ob Wirtschaftsgüter körperlich 
übertragen werden oder nicht. Kommt es – zeitgleich zur Verschmelzung – zu einer 
grenzüberschreitenden physischen Überführung von Wirtschaftsgütern, so fällt die 
Überführung potentiell unter den Tatbestand des § 6 Z 6 EStG.2039    
? Erfolgt die Verschmelzung auf eine ausländische EU- bzw. EWR-Gesellschaft (mit 
umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe) wird die Entstrickungsbesteuerung 
des § 1 Abs 2 UmgrStG auf Antrag bis zur tatsächlichen Realisierung gestundet 
(„Nichtfestsetzungskonzept“). Nachträgliche Wertminderungen werden unter 
                                                 
2036 Siehe Kapitel 5.2.2.2. und 8.3.2.2. 
2037 Siehe Kapitel 4.3.3.2. 
2038 Siehe Kapitel 4.3.3.2. und 4.3.3.3. 
2039 Siehe Kapitel 4.3.3.2. 
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bestimmten Voraussetzungen (betragliche Deckelung, Nichtberücksichtigung im 
Zuzugsstaat) steuermindernd berücksichtigt.2040 
? Die verschmelzungsbedingte Entstrickungsbesteuerung iSd § 1 Abs 2 UmgrStG ist 
abkommensrechtlich zulässig. Sie kann in ihren Grundzügen auch als 
unionsrechtskonform eingestuft werden. 2041 
? Unionsrechtliche Bedenken hinsichtlich § 1 Abs 2 UmgrStG bestehen u.a. in 
folgenden Bereichen: 
o Besteuerung von selbst erstellten immateriellen Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens (siehe unten), 
o unbedingtes Bewertungserfordernis, 2042 
o nicht mögliche nachträgliche Beantragung einer Nichtfestsetzung 
(nachgelagert zur Verschmelzung),2043 
? Die für die Überführung selbst erstellter immaterieller Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens (z.B. originärer Firmenwert) geltende Sonderregelung des § 6 Z 
6 lit b EStG gilt sinngemäß auch für die Entstrickungsbesteuerung des § 1 Abs 2 
UmgrStG. Hinsichtlich der Entstrickung von Firmenwerten in diese Regelung 
jedoch von nur sehr geringer praktischer Bedeutung.2044 
? Der Zuzugsstaat ist – eine EU-interne Verschmelzung bzw. Einbringung 
vorausgesetzt – aus primärrechtlicher Sicht unter Diskriminierungsgesichtspunkten 
in der Regel zu einer Aufwertung der überführten Wirtschaftsgüter unionsrechtlich 
verpflichtet. Es ist daher vom Vorliegen einer primärrechtlichen 
Aufwertungsverpflichtung auszugehen.2045  
? In der steuerlichen FRL ist zwar keine explizite Aufwertungsverpflichtung für den 
Ansässigkeitsstaat der übernehmenden Gesellschaft vorgesehen, allerdings ergibt 
sich aus der Systematik der FRL eine implizite Aufwertungsverpflichtung. Auch 
eine sekundärrechtliche Aufwertungsverpflichtung ist daher gegeben. 2046  
? Neben einer unionsrechtlichen Aufwertungsverpflichtung sollte eine solche mE 
auch aus abkommensrechtlichen Vorgaben heraus resultieren. Während der 
Ansässigkeitsstaat des übertragenden Unternehmens gem. Art 13 OECD-MA dazu 
ermächtigt ist, die in seiner Besteuerungssphäre aufgebauten stillen Reserven 
anlässlich der verschmelzungsbedingten Übertragung zu besteuern, sollte Art 13 
OECD-MA „spiegelbildlich“ den Zugriff des Ansässigkeitsstaates der 
übernehmenden Gesellschaft auf das selbe Steuersubstrat verhindern und den 
Zuzugsstaat zur Aufwertung auf den Fremdvergleichswert zwingen. 2047       
    
                                                 
2040 Siehe Kapitel 4.3.3.2.3. 
2041 Siehe Kapitel 7.2.2. und 8.2.5. 
2042 Siehe Kapitel 4.3.3.2.3.(d) und sinngemäß 8.3.2. und 4.2.11. 
2043 Siehe Kapitel 4.3.3.2.3.(d) und 4.2.11.2. 
2044 Siehe Kapitel 4.3.3.2.3.(b) und (c). 
2045 Siehe sinngemäß Kapitel 8.2.6.2.  
2046 Siehe Kapitel 8.2.6.3. 
2047 Siehe sinngemäß Kapitel 7.1.5.2.4. und 7.2.2. 
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Verschmelzung nach Rumänien 
? Die Übertragung österreichischer Betriebe auf rumänische Gesellschaften (SRL, 
SA und SCA) per grenzüberschreitende Verschmelzung iSd Art I UmgrStG ist 
möglich.2048  
? Durch die verschmelzungsbedingte Übertragung des österreichischen Betriebes 
bzw. Teilbetriebes errichtet die übernehmende rumänische Gesellschaft eine gem. 
Art 7 Abs 1 DBA Österreich-Rumänien ausschließlich der österreichischen 
Besteuerung unterliegende Betriebstätte. Daher kommt es auf Gesellschafts- und 
Gesellschafterebene aus österreichischer Sicht idR zur steuerneutralen 
Buchwertfortführung.   
? Kommt es im Rahmen einer grenzüberschreitenden Verschmelzung dennoch zu 
einem Übergang von Besteuerungsrechten hinsichtlich einzelner betrieblicher 
Wirtschaftsgüter von Österreich auf Rumänien, so: 
o werden die in diesen Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen Reserven gem. § 
1 Abs 2 UmgrStG anlässlich der Verschmelzung in Österreich besteuert 
wobei die Möglichkeit zur Beantragung einer Nichtfestsetzung besteht; 
gleichzeitig 
o sieht das rumänische Steuerrecht – ebenso wie die FRL – keine explizite 
Verpflichtung zur Aufwertung auf Fremdvergleichswerte vor. Es wird daher 
von rumänischer Seite her davon ausgegangen, dass die Wirtschaftsgüter zu 
ihren (österreichischen) steuerlichen Buchwerten auf die übernehmende 
rumänischen Gesellschaften übergehen.2049 
? Ob die wegzugsbedingte Besteuerung in Österreich iSd § 1 Abs 2 UmgrStG und 
der dadurch auf den Fremdvergleichswert angehobene österreichische steuerliche 
Buchwert als solcher auch für rumänische Zwecke anerkannt wird (womit implizit 
ein „Step Up“ verbunden wäre) ist auf Basis der aktuellen rumänischen Rechtslage 
unklar. 
? Eine Aufwertung der in das rumänische Besteuerungsrecht eintretenden 
Wirtschaftsgüter auf abkommensrechtlicher (Art 7 bzw. 13 DBA) oder 
unionsrechtlicher Basis (FRL, Territorialitätsprinzip) wird von rumänischer Seite 
her abgelehnt.2050 Diese Position ist mE als rechtswidriger Zugang zu werten.  
? Zusammfassend ist festzuhalten, dass mit einer grenzüberschreitenden 
Verschmelzung von Österreich nach Rumänien – insoweit einzelne 
Wirtschaftsgüter (Beteiligungen, immaterielle Wirtschaftsgüter, etc.) dadurch in 
Österreich steuerlich entstrickt werden – ein signifikantes 
Doppelbesteuerungsrisiko verbunden ist. Dieses Risiko resultiert im Wesentlichen 
aus einer unsicheren Rechtslage in Rumänien, welches den 
verschmelzungsbedingten Zugang von neuen Besteuerungsrechten bzw. eine damit 
verbundene Aufwertung weder explizit regelt noch eine Aufwertungsverpflichtung 
aus Abkommens- und Unionsrecht ableitet.   
                                                 
2048 Siehe Kapitel 5.3.1. 
2049 Siehe Kapitel 5.3.3.1. 
2050 Siehe Kapitel 5.3.3.1. 
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Verschmelzung in die Slowakei 
? Die Übertragung österreichischer Betriebe auf slowakische Gesellschaften (SRO 
und AS) per grenzüberschreitende Verschmelzung iSd Art I UmgrStG ist 
prinzipiell möglich.2051 
? Durch die verschmelzungsbedingte Übertragung des österreichischen Betriebes 
bzw. Teilbetriebes errichtet die übernehmende slowakische Gesellschaft eine gem. 
Art 7 Abs 1 DBA Österreich-CSSR ausschließlich der österreichischen 
Besteuerung unterliegende Betriebstätte. Daher kommt es auf Gesellschafts- und 
Gesellschafterebene aus österreichischer Sicht zur steuerneutralen 
Buchwertfortführung.  
? Kommt es im Rahmen einer grenzüberschreitenden Verschmelzung dennoch zu 
einem Übergang von Besteuerungsrechten hinsichtlich einzelner betrieblicher 
Wirtschaftsgüter von Österreich auf die Slowakei, so: 
o werden die in diesen Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen Reserven gem. § 
1 Abs 2 UmgrStG anlässlich der Verschmelzung in Österreich besteuert 
wobei die Möglichkeit zur Beantragung einer Nichtfestsetzung besteht; 
gleichzeitig 
o sieht das slowakische Steuerrecht – ebenso wie die FRL – keine explizite 
Verpflichtung zur Aufwertung auf Fremdvergleichswerte vor. Es wird daher 
von slowakischer Seite her davon ausgegangen, dass die Wirtschaftsgüter 
zu ihren (österreichischen) steuerlichen Buchwerten auf die übernehmende 
slowakische Gesellschaften übergehen.2052 
? Ob die wegzugsbedingte Besteuerung in Österreich iSd § 1 Abs 2 UmgrStG und 
der dadurch auf den Fremdvergleichswert angehobene österreichische steuerliche 
Buchwert als solcher auch für slowakische Zwecke anerkannt wird (womit implizit 
ein „Step Up“ verbunden wäre) ist auf Basis der aktuellen slowakischen Rechtslage 
unklar, wird jedoch als vertretbare Rechtsansicht kommentiert.2053  
? Zusammfassend ist festzuhalten, dass mit einer grenzüberschreitenden 
Verschmelzung von Österreich in die Slowakei – insoweit einzelne 
Wirtschaftsgüter (Beteiligungen, immaterielle Wirtschaftsgüter, etc.) dadurch in 
Österreich steuerlich entstrickt werden – ein signifikantes 
Doppelbesteuerungsrisiko verbunden ist. Dieses Risiko resultiert im Wesentlichen 
aus einer unsicheren Rechtslage in der Slowakei, welche den 
verschmelzungsbedingten Zugang von neuen Besteuerungsrechten bzw. eine damit 
verbundene Aufwertung weder explizit regelt noch eine Aufwertungsverpflichtung 
aus Abkommens- und Unionsrecht ableitet.   
 
                                                 
2051 Siehe Kapitel 6.3.1. 
2052 Siehe Kapitel 6.3.3.1. 
2053 Siehe Kapitel 6.3.3.1. 
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9.3 Betriebsübertragung per Einbringung 
Allgemein 
? Die Einbringung eines österreichischen Betriebes bzw. Teilbetriebes durch eine in 
Österreich ansässige natürliche oder juristische Person in eine ausländische 
Gesellschaft löst die Entstrickungsbesteuerung iSd § 16 UmgrStG iVm § 1 Abs 2 
UmgrStG insofern aus, als es durch den Einbringungsvorgang selbst hinsichtlich 
des Einbringungsvermögens zu einem Verlust des österreichischen 
Besteuerungsrechtes kommt. Ist dies der Fall, werden die im entstrickten 
Betriebsvermögen enthaltenen stillen Reserven sowie ein etwaiger Firmenwert (im 
Ausmaß der Differenz zwischen Buchwert und gemeiner Wert) der österreichischen 
Besteuerung unterworfen.  
? Im Zuge einer einbringungsbedingten Übertragung eines österreichischen Betriebes 
bzw. Teilbetriebes auf eine ausländische Gesellschaft kommt es jedoch in der Regel 
hinsichtlich des Betriebsvermögens zu keiner Entstrickung. Das übertragene 
Betriebsvermögen bleibt lokal steuerverstrickt und wird als österreichische 
Betriebstätte der ausländischen, übernehmenden Gesellschaft fortgeführt 
(Ausnahmen: Schiff- und Luftfahrtunternehmen, Wegfall abkommensrechtliche 
Betriebsstättenqualifikation, fehlende funktionale Verknüpfung, etc.). Daher 
kommt es in diesem Fall zumeist – auf Gesellschafts- und Gesellschafterebene – in 
Österreich zur steuerneutralen Buchwertfortführung.2054 
? Die Besteuerung nach § 16 UmgrStG iVm § 1 Abs 2 UmgrStG stellt eine 
„Entstrickungsbesteuerung“ dar, welche unabhängig davon stattfindet, ob 
Wirtschaftsgüter körperlich übertragen werden oder nicht. Kommt es – zeitgleich 
zur Einbringung – zu einer grenzüberschreitenden physischen Überführung von 
Wirtschaftsgütern, so fällt die Überführung (potentiell) unter den Tatbestand des § 
6 Z 6 EStG. 2055    
? Erfolgt die Einbringung in eine ausländische EU- bzw. EWR-Gesellschaft (mit 
umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe) wird die Entstrickungsbesteuerung 
des § 16 UmgrStG iVm § 1 Abs 2 UmgrStG auf Antrag bis zur tatsächlichen 
Realisierung gestundet („Nichtfestsetzungskonzept“). Nachträgliche 
Wertminderungen werden unter bestimmten Voraussetzungen (betragliche 
Deckelung, Nichtberücksichtigung im Zuzugsstaat) steuermindernd 
berücksichtigt.2056 
? Die einbringungsbedingte Entstrickungsbesteuerung iSd § 16 UmgrStG iVm § 1 
Abs 2 UmgrStG ist abkommensrechtlich zulässig. Sie kann in ihren Grundzügen 
auch als unionsrechtskonform eingestuft werden.2057  
? Zu den unionsrechtlichen Bedenken hinsichtlich § 1 Abs 2 UmgrStG siehe die 
entsprechenden Anmerkungen zur Verschmelzung. 
                                                 
2054 Siehe Kapitel 4.3.4.5.1.  
2055 Siehe Kapitel 4.3.4.5.1. 
2056 Siehe Kapitel 4.3.4.5.1. 
2057 Siehe Kapitel 7.2.3. und 8.2.5. 
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? Der Zuzugsstaat ist – eine unionsinterne Übertragung vorausgesetzt – aus 
primärrechtlicher Sicht unter Diskriminierungsgesichtspunkten zu einer 
Aufwertung der überführten Wirtschaftsgüter unionsrechtlich verpflichtet. Es ist 
daher vom Vorliegen einer primärrechtlichen Aufwertungsverpflichtung 
auszugehen.2058  
? In der steuerlichen FRL ist zwar keine explizite Aufwertungsverpflichtung für den 
Ansässigkeitsstaat der übernehmenden Gesellschaft vorgesehen, allerdings ergibt 
sich aus der Systematik der FRL eine implizite Aufwertungsverpflichtung. Eine 
sekundärrechtliche Aufwertungsverpflichtung ist daher gegeben.2059  
? Neben einer unionsrechtlichen Aufwertungsverpflichtung sollte eine solche mE 
auch aus abkommensrechtlichen Vorgaben resultieren. Während der 
Ansässigkeitsstaat des übertragenden Unternehmens gem. Art 13 OECD-MA dazu 
ermächtigt ist, die in seiner Besteuerungssphäre aufgebauten stillen Reserven 
anlässlich der einbringungsbedingten Übertragung zu besteuern, sollte Art 13 
OECD-MA „spiegelbildlich“ den Zugriff des Ansässigkeitsstaates der 
übernehmenden Gesellschaft auf das selbe Steuersubstrat verhindern und den 
Zuzugsstaat zur Aufwertung auf den Fremdvergleichswert zwingen.2060          
Betriebseinbringung nach Rumänien 
? Die Übertragung österreichischer Betriebe auf rumänische Gesellschaften (SRL, 
SA uns SCA) per grenzüberschreitende Einbringung iSd Art III UmgrStG ist 
prinzipiell möglich.2061   
? Durch die einbringungsbedingte Übertragung des österreichischen Betriebes bzw. 
Teilbetriebes errichtet die übernehmende rumänische Gesellschaft eine gem. Art 7 
Abs 1 DBA Österreich-Rumänien ausschließlich der österreichischen Besteuerung 
unterliegende Betriebstätte. Daher kommt es auf Gesellschafts- und 
Gesellschafterebene aus österreichischer Sicht idR zur steuerneutralen 
Buchwertfortführung.2062 
? Kommt es im Rahmen einer grenzüberschreitenden Einbringung dennoch zu einem 
Übergang von Besteuerungsrechten hinsichtlich einzelner betrieblicher 
Wirtschaftsgüter von Österreich auf Rumänien, so: 
o werden die in diesen Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen Reserven gem. § 
16 Abs 1 iVm § 1 Abs 2 UmgrStG anlässlich der Einbringung in Österreich 
besteuert wobei die Möglichkeit zur Beantragung einer Nichtfestsetzung 
besteht; gleichzeitig 
o sieht das rumänische Steuerrecht – ebenso wie die FRL – keine explizite 
Verpflichtung zur Aufwertung auf Fremdvergleichswerte vor. Es wird daher 
von rumänischer Seite her davon ausgegangen, dass die Wirtschaftsgüter zu 
                                                 
2058 Siehe sinngemäß Kapitel 8.2.6.2.  
2059 Siehe Kapitel 8.2.6.3. 
2060 Siehe sinngemäß Kapitel 7.1.5.2.4. und 7.2.3.  
2061 Siehe Kapitel 8.4.3.2. und 4.3.4.4.4. 
2062 Die Beurteilung erfolgt unter der Annahme, dass die rumänischen Gegenleistungsanteile in Österreich steuerverstrickt sind, siehe 
Kapitel 4.3.4.5.1. und 4.3.4.8. 
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ihren (österreichischen) steuerlichen Buchwerten auf die übernehmende 
rumänischen Gesellschaften übergehen.2063 
? Ob die entstrickungsbedingte Besteuerung in Österreich iSd § 16 UmgrStG iVm § 
1 Abs 2 UmgrStG und der dadurch auf den Fremdvergleichswert angehobene 
österreichische steuerliche Buchwert als solcher auch für rumänische Zwecke 
anerkannt wird (womit implizit ein „Step Up“ verbunden wäre) ist auf Basis der 
aktuellen rumänischen Rechtslage unklar.2064  
? Zusammfassend ist festzuhalten, dass mit einer grenzüberschreitenden 
Betriebseinbringung von Österreich nach Rumänien – insoweit einzelne 
Wirtschaftsgüter (Beteiligungen, immaterielle Wirtschaftsgüter, etc.) dadurch in 
Österreich steuerlich entstrickt werden – ein signifikantes 
Doppelbesteuerungsrisiko verbunden ist. Dieses Risiko resultiert im Wesentlichen 
aus einer unsicheren Rechtslage in Rumänien, welches den einbringungsbedingten 
Zugang von neuen Besteuerungsrechten bzw. eine damit verbundene Aufwertung 
weder explizit regelt noch eine Aufwertungsverpflichtung aus Abkommens- und 
Unionsrecht ableitet.   
Betriebseinbringung in die Slowakei 
? Die Übertragung österreichischer Betriebe auf slowakische Gesellschaften (AS, 
SRO und KS) per grenzüberschreitende Einbringung iSd Art III UmgrStG ist 
prinzipiell möglich.2065  
? Durch die einbringungsbedingte Übertragung des österreichischen Betriebes bzw. 
Teilbetriebes errichtet die übernehmende slowakische Gesellschaft eine gem. Art 7 
Abs 1 DBA Österreich-CSSR ausschließlich der österreichischen Besteuerung 
unterliegende Betriebstätte. Daher kommt es auf Gesellschafts- und 
Gesellschafterebene aus österreichischer Sicht idR zur steuerneutralen 
Buchwertfortführung.2066 
? Kommt es im Rahmen einer grenzüberschreitenden Einbringung dennoch zu einem 
Übergang von Besteuerungsrechten hinsichtlich einzelner betrieblicher 
Wirtschaftsgüter von Österreich auf die Slowakei, so: 
o werden die in diesen Wirtschaftsgütern enthaltenen stillen Reserven gem. § 
16 Abs 1 iVm § 1 Abs 2 UmgrStG anlässlich der Einbringung in Österreich 
besteuert wobei die Möglichkeit zur Beantragung einer Nichtfestsetzung 
besteht; gleichzeitig 
o sieht das slowakische Steuerrecht – ebenso wie die FRL – keine explizite 
Verpflichtung zur Aufwertung auf Fremdvergleichswerte vor. Es wird daher 
von slowakischer Seite her davon ausgegangen, dass die Wirtschaftsgüter 
                                                 
2063 Siehe Kapitel 5.3.3.2. 
2064 Siehe Kapitel 5.3.3.2. 
2065 Siehe Kapitel 8.4.3.2. und 4.3.4.4.4. 
2066 Die Beurteilung erfolgt unter der Annahme, dass die slowakischen Gegenleistungsanteile in Österreich steuerverstrickt sind, siehe 
Kapitel 4.3.4.5.1. und 4.3.4.8. 
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zu ihren (österreichischen) steuerlichen Buchwerten auf die übernehmende 
rumänischen Gesellschaften übergehen.2067 
? Ob die entstrickungsbedingte Besteuerung in Österreich iSd § 16 UmgrStG iVm § 
1 Abs 2 UmgrStG und der dadurch auf den Fremdvergleichswert angehobene 
österreichische steuerliche Buchwert als solcher auch für slowakische Zwecke 
anerkannt wird (womit implizit ein „Step Up“ verbunden wäre) wurde von der 
slowakischen Steuerbehörde bis dato noch nicht explizit bestätigt, von der Beratung 
jedoch als vertretbare Rechtsauffassung verstanden.2068  
? Zusammfassend ist festzuhalten, dass mit einer grenzüberschreitenden 
Betriebseinbringung von Österreich in die Slowakei – insoweit einzelne 
Wirtschaftsgüter (Beteiligungen, immaterielle Wirtschaftsgüter, etc.) dadurch in 
Österreich steuerlich entstrickt werden – ein signifikantes 
Doppelbesteuerungsrisiko verbunden ist. Dieses Risiko resultiert im Wesentlichen 
aus einer unsicheren Rechtslage in der Slowakei, welche den 
einbringungsbedingten Zugang von neuen Besteuerungsrechten bzw. eine damit 
verbundene Aufwertung weder explizit regelt noch eine Aufwertungsverpflichtung 
aus Abkommens- und Unionsrecht ableitet.   
9.4 Abschließende Würdigung 
Der Hintergrund der vorliegenden Untersuchung bestand im Wesentlichen darin zu 
analysieren, nach welcher Systematik grenzüberschreitende physische Überführungen oder 
bestimmte Formen umgründungsbedingter Übertragungen von österreichischen Betrieben 
bzw. Teilbetrieben besteuert werden und ob die Form der Besteuerung den Vorgaben 
entspricht, welche Abkommens- und Unionsrecht definieren. Der wirtschaftliche 
Hintergrund dieser Rechtsfragen besteht darin zu erheben, ob und, falls ja, in welcher Form 
derartige Betriebstransaktionen durch Mehrfachbesteuerung bedroht sind und worauf 
dieser Umstand zurückzuführen ist. Zu diesem Zweck wurden Überführungen und 
Übertragungen österreichischer Betriebe bzw. Teilbetriebe nach Rumänien und in die 
Slowakei im Detail untersucht. Die Untersuchungsergebnisse lassen sich abschließend wie 
folgt zusammenfassen: 
Allgemeines zum § 6 Z 6 EStG 
? Die österreichische Outbound-Besteuerung des § 6 Z 6 EStG zur physischen 
Überführung von österreichischen Betrieben und Teilbetrieben kann im 
Wesentlichen als abkommens- sowie unionsrechtskonform eingestuft werden. Bis 
auf wenige Detailaspekte der Regelung (z.B. Umfang Nichtfestsetzung, Form und 
Zeitpunkt der Antragstellung zur Nichtfestsetzung) entspricht sie den vom EuGH 
für unionsinterne Überführungen bisher definierten primärrechtlichen 
Rahmenbedingungen.  
? Unter Berücksichtigung kürzlich ergangener EuGH-Rechtsprechung (Rs NGI) geht 
die österreichische Nichtfestsetzungssystematik in Detailbereichen sogar über 
                                                 
2067 Siehe Kapitel 6.3.3.2. 
2068 Siehe Kapitel 6.3.3.2. 
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unionsrechtliche „Mindesterfordernisse“ hinaus (z.B. Berücksichtigung 
nachträglicher Wertminderungen, zinsenlose Stundung, keine Verpflichtung zur 
laufenden Berichterstattung hinsichtlich des Realisierungsstatus durch den 
Wegziehenden).  
? Materieller Korrekturbedarf hinsichtlich § 6 Z 6 EStG besteht jedoch insbesondere 
im Bereich der selbst erstellten immateriellen Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens. Dieser Aspekt erscheint von besonderer Bedeutung, da es im 
Zuge von Betriebsüberführungen regelmäßig zur Überführung derartiger 
Wirtschaftsgüter kommt (z.B. originärer Firmenwert, Kundenstock, Know-How).  
? Eine etwaige zukünftige „Verschärfung“ der Nichtfestsetzung gem. § 6 Z 6 lit b 
EStG im Zusammenhang mit der Überführung von Betriebsvermögen erscheint 
unionsrechtlich in Detailbereichen zulässig zu sein. Sie sollte aber nicht in der 
Form passieren, dass die Möglichkeit der Steuerstundung selbst eingeschränkt 
wird. Vielmehr könnte im Falle von abnutzbarem Anlagevermögen eine der 
Nutzung des Betriebsvermögens entsprechende Realisierung unterstellt bzw. 
korrespondierend eine Auflösung der Nichtfestsetzung vorgenommen werden.  
? Unabhängig von inhaltlichen Anpassungen des § 6 Z 6 EStG welche 
unionsrechtlich gefordert bzw. zulässig sind sollte mE ein überarbeiteter § 6 Z 6 
EStG statt auf die Überführung auf die ertragsteuerliche Entstrickung von 
Steuersubstrat abstellen. Dieser Ansatz würde mE dem historischen Willen des 
Gesetzgebers vielmehr entsprechen als die aktuelle Ausgestaltung der Regelung 
welche auf die bloße physische Überführung bzw. Verlagerung abstellt. Auf diesem 
Weg würden auch Wegzugsvorgänge von § 6 Z 6 EStG erfasst werden welche eine 
Steuerentstrickung zur Folge haben, auf Basis der derzeitigen Regelung aber nicht 
von dieser erfasst sind. Darüber hinaus würden „entstrickungslose“ 
Wegzugsvorgänge (z.B. zwischen ausländischen Anrechnungsbetriebstätten oder 
von diesen ins inländische Stammhaus) nicht mehr die – in diesem Fall 
sinnwidrigen – Besteuerungsfolgen des § 6 Z 6 EStG auslösen. Eine derartige 
Anpassung würde zudem eine logische Angleichung an andere, ähnliche 
Wegzugsbestimmungen des österreichischen Ertrags- und 
Umgründungssteuerrechtes (§ 27 Abs 6 Z 1 lit b EStG [ehem. § 31 Abs 2 Z 2 
EStG], § 1 Abs 2 UmgrStG, etc.) bewirken, welche ebenfalls ausschließlich auf die 
Entstrickungswirkung von Wegzugsvorgängen abstellen.  
? Neben der Frage der Anknüpfung eines neuen § 6 Z 6 EStG an die steuerliche 
Entstrickungswirkung eines betrieblichen Wegzugsvorganges erscheint fraglich, ob 
eine Entstrickungsnorm iSd § 6 Z 6 EStG im betrieblichen Bereich überhaupt 
notwendig erscheint, um das österreichische Besteuerungsrecht abzusichern. Unter 
der mE korrekten Annahme, dass es durch einen Wegzug nicht dazu kommt, dass 
das österreichische Besteuerungsrecht an zu diesem Zeitpunkt existierenden, 
inländischen, betrieblichen stillen Reserven durch abkommensrechtliche 
Bestimmungen (Betriebstättenprinzip iVm Freistellungsmethode) verloren geht, ist 
eine Regelung iSd § 6 Z 6 EStG per se nicht erforderlich. Österreich könnte die 
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stillen Reserven unabhängig von der Existenz einer derartigen Regelung im 
Realisierungszeitpunkt besteuern. 2069      
Betriebsüberführung nach Rumänien/in die Slowakei 
? Das rumänische Besteuerungsregime sieht hinsichtlich der Inbound-Überführung 
von ausländischen Betrieben bzw. Teilbetrieben keine explizite 
Aufwertungsverpflichtung vor. Zur Frage der zuzugsbedingten steuerlichen 
Aufwertung liegen darüber hinaus derzeit keine klaren Aussagen der rumänischen 
Finanzverwaltung oder der rumänischen Gerichtsbarkeit vor.  
? Kann eine Aufwertungsverpflichtung tatsächlich nicht aus den allgemeinen 
Grundsätzen des rumänischen Steuerrechts (arm’s length Prinzip für 
unternehmensinterne Überführungen) abgeleitet werden, so ist dieser Ansatz als 
abkommens- sowie unionsrechtswidrig einzustufen.  
? Es bleibt festzuhalten, dass Betriebsüberführungen von Österreich nach Rumänien 
– im Wesentlichen aufgrund des rumänischen Besteuerungsregimes und den damit 
verbundenen Unklarheiten hinsichtlich einer möglichen Aufwertung – mit 
Rechtsunsicherheiten verbunden und durch Mehrfachbesteuerung bedroht sind.   
? Das slowakische Besteuerungsregime sieht hinsichtlich der Inbound-Überführung 
von ausländischen Betrieben bzw. Teilbetrieben ebenfalls keine explizite 
Aufwertungsverpflichtung vor. Seitens slowakischer Steuerexperten wird jedoch 
aktuell davon ausgegangen, dass eine Aufwertung aus den allgemeinen 
Grundsätzen des slowakischen Steuerrechts (arm’s length Prinzip für 
unternehmensinterne Überführungen) abgeleitet werden kann.  
? Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass Betriebsüberführungen von 
Österreich in die Slowakei – im Wesentlichen aufgrund des slowakischen 
Besteuerungsregimes und den damit verbundenen Unklarheiten hinsichtlich einer 
möglichen Aufwertung – mit Rechtsunsicherheiten verbunden und durch 
Mehrfachbesteuerung bedroht sind.      
Übertragungen nach Rumänien/in die Slowakei per Verschmelzung/Einbringung 
? Die Übertragung eines österreichischen Betriebes auf rumänische bzw. slowakische 
Gesellschaften per Verschmelzung oder Einbringung ist steuerneutral möglich und 
führt in der Regel zu keiner Mehrfachbesteuerung.  
? Die obige Aussage gilt jedoch nur insoweit, als mit der Umgründung hinsichtlich 
einzelner Wirtschaftsgüter kein Verlust des österreichischen Besteuerungsrechtes, 
d.h. keine Entstrickung verbunden ist. Ist dies nicht der Fall, so führt die 
österreichische Outbound-Besteuerung hinsichtlich der entstrickten 
Wirtschaftsgüter in Kombination mit der in der Slowakei und in Rumänien nicht 
vorhandenen klaren Rechtslage zu einer möglichen steuerlichen Aufwertung zu 
einer durch Mehrfachbesteuerung bedrohten Transaktion. 
                                                 
2069 Siehe Kapitel 7.1.5.2.3. 
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? Während das österreichische Konzept der umgründungsbedingten 
Outboundbesteuerung iSd § 1 Abs 2 UmgrStG und des § 16 Abs 1 UmgrStG in 
seine Grundzügen als unionsrechts- und abkommenskonform eingestuft werden 
kann, stellt eine nicht mögliche steuerliche Aufwertung in Rumänien bzw. der 
Slowakei einen Verstoß gegen die Niederlassungsfreiheit, die FRL sowie eine 
Verletzung abkommensrechtlicher Bestimmungen (Besteuerung nach dem 
Betriebstättenprinzip iSd Art 7 bzw. Art 13 OECD-MA) dar.  
Wie im Rahmen der vorliegenden Untersuchung dargestellt, sieht das österreichische 
Besteuerungsrecht unterschiedliche Mechanismen vor, um die Überführung bzw. die 
umgründungsbedingte Übertragung von österreichischen Betrieben bzw. Teilbetrieben zu 
besteuern. Alle diese Konzepte können mE im Wesentlichen als unionsrechts- und 
abkommensrechtskonform eingestuft werden. Allerdings zeigt die gegenständliche 
Untersuchung auch die signifikanten Rechtsunsicherheiten auf, welche durch fehlende 
Aufwertungsbestimmungen auf Ebene der Zuzugsstaaten geschaffen werden. Dieses 
Problem ist mE u.a. auf folgende Umstände zurückzuführen: 
? Kein klare Regelung im OECD-MA und kein klarer Hinweis auf eine 
abkommensrechtliche Aufwertungsverpflichtung im OECD-MK im Falle von 
Überführungen und Umgründungen (welche aus Art 7 bzw. Art 13 OECD-MA 
oder einem BS-Diskriminierungsverbot resultiert). 
? Keine explizite Aufwertungsverpflichtung für den Übernahmestaat in der FRL. 
? Fehlende EuGH-Judikatur zur Frage der verpflichtenden Aufwertung durch den 
Zuzugsstaat im Rahmen eines betrieblichen Zuzugs. 
Wie die vorliegende Untersuchung zeigt, stellt die Herstellung einer abkommens- und 
unionsrechtlich zulässigen Outbound-Besteuerung lediglich eine „Seite der Medaille“ dar. 
Um eine nicht durch Mehrfachbesteuerung bedrohte Betriebsüberführung bzw. 
umgründungsbedingte Betriebsübertragung zu ermöglichen, sollten vielmehr 
abkommensrechtliche und unionsrechtliche Rahmenbedingungen geschaffen werden, 
welche klare Aufwertungsbestimmungen für den Zuzugsstaat vorsehen und jegliche 
Rechtsunsicherheiten in diesem Zusammenhang beseitigen.    
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